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Erſtes Kapitel. 
Arbeit und Kapital. 


Urſprünglich verſorgte nur die Arbeit jeden Einzelnen mit ſeinen 
Bedürfniſſen. Was ein Jeder zu feiner Nahrung bedurfte, erbeutete 
er durch Jagd oder Fiſchfang, und er war zufrieden, wenn jeder Tag 
das Nothwendigſte lieferte. 

Sobald es aber gelang, Vorräthe zu ſammeln und verbrauchs⸗ 
fähig zu erhalten, war deren Beſitzer in der Lage, während der Zeit, 
in welcher er der Beſchaffung neuer Nahrungsmittel überhoben war, 
ſeine Bemühungen auf andere Dinge, etwa auf die Herſtellung eines 
nothdürftigen Obdachs oder eines rohen Werkzeuges, zu richten. Der 
Beſitz deſſelben befähigte ihn, in Zukunft die Zeit vortheilhafter zu be- 
nutzen, ſeine Arbeit mit größerem Erfolge zu verrichten, kurz, weit mehr 
als früher hervorzubringen. 

Eine entſcheidende Verbeſſerung in der Lage der Menſchen voll— 
zieht ſich jedoch erſt mit dem Uebergange zum Bodenanbau. Die mageren 
Erträgniſſe eines rohen Ackerbaues liefern immerhin Vorräthe, die für 
eine verhältnißmäßig lange Zeit ausreichen und keinem ſchnellen Ver⸗ 
derben ausgeſetzt ſind. Nun können einzelne Glieder der Familie ſich 
mit Stetigkeit nützlichen Beſchäftigungen widmen, die den Wohlſtand 
erhöhen und den weiteren Fortſchritt vorbereiten. Hatten bisher ſcharfe 
Steine als Beile gedient, mit denen man mühſam das Holz der Bäume 
bearbeitete, ſo lernt man allmählich die Eigenſchaften der Metalle kennen 
und aus Kupfer oder Eiſen Aexte herſtellen, mit deren Hülfe die An⸗ 
fertigung von allerlei Geräthen und der Bau eines Holzhauſes gelingt. 
Ein roher Spaten ermöglicht die tiefere Bearbeitung des Bodens, ſo 
daß die Saat, nun beſſer vor Dürre oder Froſt geſchützt, einen drei⸗ 


fach höhern Ertrag giebt als früher. Nach einer ferneren Verbeſſerung 
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der Werkzeuge vermag man Wälder zu roden und den Anbau auszu⸗ 
dehnen. Den Sand vermiſcht man mit der darunter liegenden Thon⸗ 
erde und erhält dadurch einen ergiebigeren Boden. 

Unternehmungen, die ein einzelner Menſch oder Wenige gar nicht 
in Angriff nehmen könnten, werden durch das Zuſammenwirken einer 
größeren Anzahl ermöglicht. Die Theilung der Arbeit ſchreitet dann 
vor und erhöht die Geſchicklichkeit jedes Einzelnen. Der Kampf gegen 
den Widerſtand der Natur wird leichter, und die Hervorbringung nütz⸗ 
licher Güter nimmt in größerem Verhältniſſe zu, als die Bevölkerung. 
Nun können die am ſchwerſten zu bearbeitenden Ländereien in Angriff 
genommen werden und bringen reicheren Ertrag, als der leichte Boden, 
der mit unvollkommenen Werkzeugen allein angebaut werden konnte. 
Immer neue Naturkräfte, Waſſer, Luft, Wärme, Dampf werden in 
den Dienſt des Menſchen gezwungen, und dadurch die geiſtigen Kräfte 
deſſelben frei gemacht. So geht mit der Verbeſſerung der Werkzeuge 
und mit der Zunahme des Verkehrs die geiſtige Entwickelung Hand in 
Hand, um auf eine fortwährende Steigerung der Produktionsfähigkeit 
hinzuwirken. 

In dem vorſtehenden Schema, bei dem die Vertheilung der 
Produktionserträge gänzlich unberückſichtigt bleibt, ſehen wir mit der 
Entwickelung der individuellen und ſozialen Kräfte des Gemeinweſens 
die Produktion und die Kapitalbildung gleichmäßig vorſchreiten. Das 
Kapital, nämlich alles das, was nicht unmittelbar der Verzehrung 
dient, ſondern als Vorrath für künftige Zeiten aufbewahrt wird oder 
zur Befriedigung anderer Bedürfniſſe als des Nahrungsbedürfniſſes 
beſtimmt iſt, ſondert ſich auf die einfachſte Weiſe und gleichſam un⸗ 
willkürlich von den zu konſumirenden Gütern ab. Die Thiere und 
Früchte, welche über das nächſte Bedürfniß hinaus geſammelt wurden 
und es ihrem Beſitzer möglich machten, ſeine Arbeit ein paar Tage 
lang anderen Gegenſtänden als der Nahrungsbeſchaffung zuzuwenden, 
find Kapital. Die Steinaxt, die er ſich inzwiſchen verfertigt, die rohe 
Wohnung, die er erbaut, der Grund und Boden, den er nothdürftig 
zur Aufnahme von Samen vorbereitet; dann die vollkommeneren Werk⸗ 
zeuge, die er herſtellt, die Mineralſchätze, die er hebt, die zahlreichen 
Bodenverbeſſerungen, die er durchführt, — Alles iſt Kapital, und 
überall ſehen wir eine a Entwickelung zu immer größerer Voll⸗ 
kommenheit. f 

Das Kapital entſteht, ob wir es in ſeinem früheſten Urſprunge 
oder als das Ergebniß des verwickeltſten Prozeſſes in einander greifender 


Arbeit und Kapital. 3 


Thätigkeiten betrachten, durch Arbeit. Es iſt einfach dasjenige Arbeits⸗ 
produkt, welches nicht zu ſofortiger Verzehrung dient, ſondern zu künf⸗ 
tiger Benutzung oder dauerndem Gebrauche beftimmt iſt. Erzeugniſſe 
der Arbeit aber, die nicht zur Konſumtion oder nicht zu unmittelbarer 
Konſumtion beſtimmt ſind, können vernünftigerweiſe keinen andern 
Zweck haben, als den, der ferneren Produktion zu dienen; denn in 
dieſen beiden Begriffen, der Konſumtion und Produktion, iſt der Kreis— 
lauf aller wirthſchaftlichen Thätigkeiten und Zwecke beſchloſſen. 

Kapital iſt alſo Produkt der Arbeit, und derſelben Urſache, der 
es ſeine Entſtehung verdankt, muß auch ſeine Vermehrung zugeſchrieben 
werden. So einleuchtend und ſelbſtverſtändlich dieſer Satz zu ſein 
ſcheint, ſo iſt derſelbe doch bemängelt worden. Nach der auf die 
Autorität A. Smiths gegründeten Anſicht iſt das Kapital ein Ergebniß 
des Sparens oder der Enthaltung. Produkte der Arbeit, ſo ſagt 
man, können von dem Produzenten verbraucht oder aber angeſammelt, 
alſo „geſpart“ werden. Adam Smith vermeidet es zwar, von der 
Entſtehung des Kapitals zu reden. Er ſagt nur, „Kapital ver⸗ 
mehrt ſich durch Sparſamkeit“, und fügt erläuternd hinzu, Sparſam⸗ 
keit, nicht Fleiß ſei die unmittelbare Urſache der Kapitalvermehrung, 
da der Fleiß zwar die Sachen, welche die Sparſamkeit anhäuft, her⸗ 
beiſchaffe, aber nur die Sparſamkeit ſie erhalte und ſammle. 

Offenbar aber wird hier die Nebenſache zur Hauptſache, das 
Mittel zum Zweck gemacht. Gewiß iſt Anhäufung von Vorräthen nicht 
bloß zur Vermehrung des Kapitals, ſondern überhaupt zur ununter⸗ 
brochenen Produktion erforderlich, aber das entſcheidende Moment kann 
doch nimmermehr in der Anſammlung von Vorräthen liegen, ſondern 
nur in der bewußten Ausdehnung der Produktion über den unmittel⸗ 
baren Bedarf hinaus. Man kann es ſchließlich als eine bloße Wort⸗ 
klauberei bezeichnen, wenn darauf Gewicht gelegt wird, daß Sparſam⸗ 
keit und nicht Fleiß die unmittelbare Urſache der Kapitalvermehrung 
ſei. Es kommt dies ungefähr auf das Nämliche hinaus, als wenn 
Jemand behaupten wollte, nicht das Lernen, ſondern das Gedächtniß 
ſei die unmittelbare Urſache der Erweiterung des Wiſſens. Das Lernen 
ſchließt vernünftiger Weiſe die Abſicht ein, das Gelernte zu behalten 
und dadurch ſeine Kenntniſſe zu vermehren, ebenſo wie das Produziren 
vernünftiger Weiſe die Abſicht einſchließt, das Produzirte nicht planlos 
zu vergeuden, ſondern es mit Verſtand zu gebrauchen. 

Nachdem die früheſten Bewohner eines Landes mit Hülfe eines 
rohen Wurfgeſchoſſes in die Lage gekommen waren, an einem Tage ſo 
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viel Wild zu erlegen, daß ſie davon eine ganze Woche leben konnten, 
machten ſie ſich an die Pflanzung von Getreide und hatten nach deſſen 
Ernte ein Kapital zu ihrer Verfügung, mit deſſen Hülfe ſie ihre Ar⸗ 
beitskräfte zur Herſtellung von Häuſern oder zur Befriedigung anderer 
Bedürfniſſe verwenden konnten. Welchem Umſtande verdanken ſie die 
ſo geſchaffenen Kapitalien — ihrer Arbeit oder ihrer Sparſamkeit? 
Sie hätten allerdings (falls es phyſiſch möglich war) das erbeutete 
Wild ſofort aufzehren können. In dieſem Falle mußten ſie den nächſten 
Tag wieder ausziehen, um ſich neue Jagdbeute zu verſchaffen. Oder 
ſie konnten ſich ein paar Tage auf die Bärenhaut legen, bis der 
Hunger ſie wieder forttrieb. Glücklicherweiſe bewahrte ſie jedoch, wo 
nicht ihr Verſtand, ſo doch die Natur ihres Magens und vielleicht das 
Gefühl der Langeweile vor einer ſo thörichten Handlungsweiſe. Sie 
benutzten vielmehr die günſtige Gelegenheit, um für die Zukunft zu 
ſorgen, und hatten allen Grund, die Zeit mit Eifer zu nutzen, nicht 
bloß weil ohne neue Zufuhr ihr Nahrungsvorrath bald ausgehen mußte, 
ſondern auch, weil derſelbe einem ſchnellen Verderben ausge- 
ſetzt war. Sparſamkeit würde in ihrem Falle ſehr übel am Platze 
geweſen ſein, und die einzige Art, wie ſie aus dem gewonnenen Vor⸗ 
rathe Vortheil ziehen konnten, war die: zu verzehren, um zu anderer 
Arbeit befähigt zu ſein. . 

Was von der Fleiſchnahrung gilt, trifft gleichermaßen für alle 
anderen Nahrungsmittel, inſonderheit für das Hauptnahrungsmittel 
der civiliſirten Völker, das Getreide, zu. Der Unterſchied beſteht allein 
in der verſchiedenen Dauer ihrer Genießbarkeit. Werden Nahrungs⸗ 
mittel mit Einſchränkung des geſunden Verzehrungsbedürfniſſes „ge⸗ 
ſpart“, ſo wird einfach der weſentlichſte Faktor der Produktion, die 
Arbeitskraft, vergeudet, denn Alles hängt in der Volkswirthſchaft von 
der ſchnellen Aufeinanderfolge, dem ununterbrochenen Kreislauf von 
Produktion und Konſumtion ab. 

Leiſtung und Wiedererſatz der verausgabten Kraft, Produktion, 
Konſumtion und Ernährung müſſen einander auf dem Fuße folgen. 
Die durch Nahrung erzeugte Kraft iſt ohne nützliche Arbeit verſchwendet, 
und ohne Nahrung erliſcht die Kraft wie ein nicht unterhaltenes Feuer. 
Nahrungsvorräthe ſind daher die unerläßlichſten Werkzeuge der Pro⸗ 
duktion. Sie ſind im Allgemeinen von ſehr vergänglicher Dauer, aber 
ſie erzeugen ſich im Kreislaufe der Vegetation meiſt alljährlich wieder. 
Faſt alle anderen, der Natur vom Menſchen abgerungenen Stoffe und 
die daraus hergeſtellten Güter ſind von größerer Dauerhaftigkeit. 
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Bodenverbeſſerungen, Häuſer, Verkehrsſtraßen, Schiffe u. ſ. w. über- 
dauern oft viele Generationen. Sind ſie einmal hergeſtellt, fo ver— 
richten ſie die Dienſte, zu denen ſie beſtimmt ſind, jahraus jahrein, 
ohne viel neue Arbeit zu ihrer Inſtandhaltung zu erfordern. 

Die Vermehrung des Kapitals iſt mithin hauptſächlich an eine 
reichliche Produktion von Nahrungsmitteln geknüpft, und nicht durch 
Sparen, ſondern vielmehr durch Verausgabung derſelben behufs 
Erhaltung der Arbeitskräfte, ſowie durch möglichſt umfaſſende, ununter- 
brochene und intenſive Benutzung dieſer Arbeitskräfte iſt das Kapital 
zu vermehren. Das Sparen von Nahrungsmitteln, weit entfernt, in 
der That eine Erſparniß zu ſein, wäre vielmehr in allen den Fällen, 
in denen dadurch Arbeitskräfte brach gelegt werden, abſolute Ver⸗ 
ſchwendung. Es iſt noch nicht allzulange her, daß ſelbſt in manchen 
Ländern des mittleren Europa das Getreide in Maſſen auf den Fel- 
dern verfaulte, weil es an Verzehrern im Lande oder an Verbindungs⸗ 
ſtraßen nach dem Auslande fehlte. Um dieſe Verſchwendung zu ent- 
ſchuldigen, gab man vor, den betreffenden Ländern fehle es zum Bau 
von Straßen oder zur Gründung von Induſtrieen an Kapital. In 
Wahrheit hat es einem fleißigen und intelligenten Volke, das über 
hinreichende Nahrungsvorräthe verfügte, niemals an „Kapital“ gefehlt, 
um ſich Alles, was durch fleißige Hände herzuſtellen iſt, zu verſchaffen. 
Was oft fehlt, ſind entweder die fleißigen Hände oder der Verſtand, 
dieſelben nützlich zu verwenden. Die Länder, welche Nahrungsmittel 
und Rohſtoffe ausführen, pflegt man kapitalarme Länder zu 
nennen, und dennoch beſitzen dieſelben gerade dasjenige Kapital in 
Ueberfluß, das zur Vermehrung der Produktion am unentbehrlichſten 
iſt und zu dem nur die geiſtigen Fähigkeiten hinzuzutreten brauchen, 
um die Produktion auszudehnen. 

Nahrungsvorräthe oder die Kraft, über ſolche Vorräthe zu ver— 
fügen, ſind das Grundkapital jeder Geſellſchaft. Fehlt es daran nicht, 
ſo liegt die Grenze der Produktion lediglich in der Leiſtungsfähigkeit 
der Arbeit. Die erſte Bedingung, um dieſe Leiſtungsfähigkeit ſicher 
zu ſtellen, iſt nicht das Sparen, ſondern die weiſe Verwendung des 
Grundkapitals. Unter dieſer, aber auch nur unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung kann die Vermehrung der übrigen Kapitalien, welche dem 
Wohnungs- und Kleidungsbedürfniß der Menſchen, oder in Geſtalt 
von Werkzeugen und Maſchinen der Steigerung der Arbeitskraft, oder 
von Straßen, Eiſenbahnen, Schiffen, Wagen dem allgemeinen Verkehr 
dienen, in immer wachſendem Verhältniſſe vor ſich gehen. 
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Die Vermehrung all' dieſer Kapitalien, der Wohnung und Klei⸗ 
dung, der Werkzeuge und Maſchinen, der Straßen, Eiſenbahnen und 
Schiffe, der Bodenverbeſſerungen u. ſ. w., vermag die Spartheorie 
abſolut nicht zu erklären. Sie behilft ſich allerdings mit dem Vor⸗ 
wande, das Kapital, welches mittelſt der durch Nahrung unterhaltenen 
Arbeitskraft hergeſtellt werde, ſei kein durchaus neues, ſondern zum 
größten Theil nur ein wiedererſetztes Kapital. Wenn Jemand 
Ziegel brennt oder ein Haus baut, ſo muß er, um aus ſeinem Kapital 
Gewinn zu ziehen, zuvörderſt das vorhandene Kapital vermehren. 
Allein die Ziegel oder Häuſer, ſagt man, erſetzen nur das angelegte 
Kapital, obwohl mit einem Gewinn, wieder; die eventuelle Vermehrung 
des Kapitals beſteht alſo nur in dem Gewinn des Kapitaliſten, und 
dieſer kann denſelben entweder aufzehren oder erſparen. Eine wirk⸗ 
liche Vermehrung erfolgt mithin nur dann, wenn der Kapitaliſt von 
ſeinem Gewinn oder Einkommen einen Theil ſpart. | 

Es ift leicht zu ſehen, wo in dieſem Raiſonnement der Irrthum 
ſteckt. Man miſcht in die Unterſuchung ein perſönliches Element, das 
mit der Volkswirthſchaft gar nichts zu thun hat. Das Geſell⸗ 
ſchafts⸗ oder Volkskapital hat in den von dem Kapitaliſten produzirten 
Ziegeln oder Häuſern eine Vermehrung erfahren, von der keine 
Sophiſterei etwas wegnehmen kann. Verſchwendet der Kapitaliſt ſeinen 
Gewinn, ſo iſt dies zwar für ihn ſelbſt ein Nachtheil, aber nichts⸗ 
deſtoweniger iſt durch ſeine Kapitalanlage neues Kapital erzeugt 
worden. Allerdings konnte daſſelbe nur mit Hülfe vorhandenen Kapi⸗ 
tals, nämlich der für die Arbeit zur Verfügung geſtellten Unterhalts⸗ 
mittel geſchaffen werden; aber wenn die letzteren nicht zur Erhaltung 
der Kraft, nicht zum Unterhalt von Arbeitern verwendet worden wären, 
hätten ſie nicht erſpart, ſondern nur vergeudet werden können. Alle 
Unterhaltsmittel, die nicht zur Unterſtützung der Produktion dienen, 
ſind vergeudet. Denn wenn ſie nicht rechtzeitig benutzt werden, unter⸗ 
liegen ſie, wie die Arbeitskraft ſelbſt, dem Verderben. Produktion und 
Kapitalbildung laſſen ſich ſonach als eine ökonomiſche Nutzung der in 
beſtimmten Zeiträumen ſich erneuernden und der menſchlichen Er⸗ 
nährung dienſtbar gemachten Vegetation betrachten. Die Produktion 
kann nicht gefördert, Kapital nicht vermehrt werden durch Sparen, 
ſondern nur durch angemeſſene Verzehrung. 
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Im vorigen Abſchnitt wurde das Kapital als dasjenige Arbeits- 
produkt bezeichnet, welches nicht zu ſofortiger Verzehrung dient, ſon⸗ 
dern zu künftiger Benutzung oder dauerndem Gebrauche beſtimmt iſt, 
wobei hinzugefügt wurde, daß Erzeugniſſe der Arbeit, die nicht zur 
Konſumtion oder nicht zu unmittelbarer Konſumtion beſtimmt ſind, 
vernünftigerweiſe keinen andern Zweck haben können, als den, der 
ferneren Produktion zu dienen. Mit dieſer Begriffsbeſtimmung kommen 
jedoch die von andern volkswirthſchaftlichen Schriftſtellern gegebenen 
Definitionen nicht durchweg überein. Der Eine begrenzt den Begriff 
enger, der Andere weiter. Doch herrſcht im Allgemeinen wenigſtens 
darüber Einverſtändniß, das weſentliche Merkmal des Kapitals in ſeiner 
Eigenſchaft als Werkzeug der Produktion zu finden. 

Ricardo bezeichnet als Kapital „denjenigen Theil der Güter 
eines Landes, welcher in der Produktion beſchäftigt iſt und aus Nah⸗ 
rungsmitteln, Kleidung, Rohſtoffen, Maſchinen ꝛc. beſteht, die noth⸗ 
wendig ſind, um Arbeit zu ermöglichen“. Aehnlich Mill, der jedoch 
den Willen des Kapitaliſten als entſcheidend hervorhebt. Nach ihm 
begreift das Kapital „alle Dinge, die beſtimmt ſind, produktive Arbeit 
mit dem zur Arbeit erforderlichen Schutz und Beiſtand, ſowie den 
nöthigen Werkzeugen und Stoffen zu verſehen, um den Arbeiter 
zu ernähren und überhaupt während der Arbeit zu erhalten“; allein 
nicht alle dazu vorhandenen Mittel ſind nach ihm Kapital. Der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Kapital und Nichtkapital liegt in der Abſicht des Kapi⸗ 
taliſten, in ſeinem Wollen, die Güter produktiv zu verwenden oder 
nicht. Carey, welcher die Produktion als einen Kampf des Menſchen 
mit der Natur auffaßt, bezeichnet das Kapital als „das Werkzeug, 
mittelſt deſſen die Herrſchaft über die Natur erworben wird, möge es 
in Geſtalt von Nahrung, phyſiſcher oder geiſtiger Kraft, Bogen, Nachen, 
Schiffen, Aeckern, Häuſern, Fabriken oder Hochöfen zur Erſcheinung 
kommen“. Er berührt ſich mit Adam Smith, inſofern auch dieſer 
die „erworbenen Kenntniſſe und Fähigkeiten“ in ſeinen Kapitalbegriff 
einſchließt, während allerdings Carey ſogar die einfache Arbeitskraft 
als Kapital betrachtet wiſſen will und ſomit die Grenze zwiſchen Arbeit 
und Kapital gänzlich verwiſcht. 

Auf eine Kritik dieſer verſchiedenen Definitionen können wir ver⸗ 
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zichten. Da ſie wenigſtens in dem Punkte übereinſtimmen, nur in 
wirklichen Produkten menſchlicher Arbeit Kapital zu ſehen und die Unter⸗ 
ſtützung der Produktion zum Merkmal des Kapitals zu machen, ſo 
ſcheint die Gefahr ausgeſchloſſen, daß die unſichere Abgrenzung des 
Begriffes das Verſtändniß der Produktionsvorgänge verwirren könnte. 
Denn wenn die Arbeit und das Kapital allgemein als die einzigen 
Faktoren der Produktion angeſehen werden, ſo ſcheint das Ergebniß 
das gleiche bleiben zu müſſen, ob man dem einen Faktor etwas nimmt 
und dem anderen hinzufügt, oder umgekehrt. g 
Wodurch aber die Erkenntniß der Produktionsvorgänge in der That 
ſehr ernſtlich verwirrt worden iſt und noch immer wird, das iſt die 
vollſtändig unſichere Stellung, die man dem Gelde (und den Werth⸗ 
zeichen überhaupt) zum Kapitalbegriffe giebt. In Ricardo's, Mill's 
und Carey's Definitionen fand, wie wir ſahen, das Geld keinen Platz. 
Adam Smith dagegen räumt ihm eine Stelle unter den „umlaufenden“ 
Kapitalien, d. h. unter den Waaren ein, die (wie Smith ſich ausdrückt) 
noch in den Händen derer ſich befinden, welche ſie nicht verbrauchen 
wollen, ſondern davon einen Gewinn erhoffen. Dieſe Einbeziehung 
des Geldes in den Begriff des Kapitals entſpricht allerdings dem ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauche, welcher Geld und Werthzeichen (wie Schuld⸗ 
urkunden, Staatspapiere, Hypotheken ꝛc.) recht eigentlich als Kapital, 
ja als eine Art potenzirten Kapitals zu betrachten pflegt. Eine etwas 
genauere Ueberlegung zeigt indeſſen, daß jene Waaren, denen Adam 
Smith den Namen umlaufender Kapitalien beilegt, ſich von dem Gelde, 
das er gleichfalls unter dieſem Namen begreift, ſehr weſentlich unter⸗ 
ſcheiden, nämlich dadurch, daß jene zur Konſumtion beſtimmt ſind und 
auf dieſelbe harren, während das Geld von Haus aus nicht zur Kon- 
ſumtion, ſondern zu fortwährendem und immer erneutem Umlaufe 
beſtimmt iſt. Es liegt daher nahe, daß die Einordnung des Geldes 
in den Begriff des Kapitals oder ſpeziell des umlaufenden Kapitals 
zu ſehr bedenklichen und unhaltbaren Schlüſſen führen muß. Smith's 
eigene Kapitaldefinition weicht auch von den Begriffsbeſtimmungen, die wir 
bereits kennen gelernt haben, vollſtändig ab. Er nennt Kapital denjenigen 
Theil eines Beſitzes, der nicht zum Lebensunterhalt verwendet wird, ſon⸗ 
dern von welchem der Beſitzer „Einkommen erwartet“. Eine Beziehung zur 
Produktion oder Arbeit fehlt hier gänzlich, und man darf daher kaum er⸗ 
warten, in der Smith'ſchen Begriffsbeſtimmung einen Schlüſſel zum Ver⸗ 
ſtändniß der Beziehungen zwiſchen Arbeit und Kapital zu finden. 
Was aber, wie geſagt, die Smith'ſche Definition vor Allem un⸗ 
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brauchbar und verwirrend macht, ift die Einſchließung des Geldes in 
den Begriff des Kapitals. Noch ſchlimmer jedoch iſt der Umſtand, daß 
ſelbſt diejenigen Schriftſteller, welche dem Gelde keinen Platz in ihrer 
Kapitalsdefinition einräumen, bei der Erörterung der Produktionsvor⸗ 
gänge unvermerkt in den gewöhnlichen (von Smith angenommenen) 
Sprachgebrauch verfallen und unter Kapital ſowohl die in der Pro— 
duktion beſchäftigten Nahrungsmittel, Rohſtoffe, Maſchinen ꝛc., als auch 
das Werkzeug des Umlaufes verſtehen. 

Durch dieſe Unbeſtimmtheit eines der wichtigſten Grundbegriffe 
der Volkswirthſchaftslehre büßt dieſelbe, wie man immer allgemeiner 
einzuſehen anfängt, ihren wiſſenſchaftlichen Charakter in hohem Maße 
ein. Es iſt, als wenn die Chemiker verſchiedener Meinung über die An⸗ 
wendung eines Ausdruckes, wie z. B. Waſſer, ſein wollten; als wenn 
der Eine unter Waſſer das, was man im gewöhnlichen Leben darunter 
verſteht, alſo eine Zuſammenſetzung von Waſſerſtoff, Sauerſtoff und 
verſchiedenen mineraliſchen Beſtandtheilen, ein Zweiter nur die reine 
Verbindung von Waſſerſtoff und Sauerſtoff, und ein Dritter gar nur 
den Waſſerſtoff verſtehen wollte. Offenbar würde durch eine ſolche 
Willkür das Verſtändniß der Chemie weſentlich erſchwert werden. Wenn 
aber nun vollends jeder Einzelne die einmal angenommene Begriffe- 
beſtimmung nicht feſthielte und jetzt dies, jetzt jenes unter Waſſer be— 
griffe, ſo leuchtet ein, daß in vielen Fällen eine richtige Erklärung 
chemiſcher Vorgänge gänzlich ausgeſchloſſen wäre. Genau dies iſt der 
Stand der Dinge in der heutigen Volkswirthſchaftslehre. 
N Wenn es aber ſchon nicht angeht, das Metallgeld, das ſeinem 
Stoffe nach wirklich Kapital iſt, unter den volkswirthſchaftlichen Begriff 
des Kapitals einzuordnen, weil die Eigenſchaft des Geldes als Tauſch— 
mittel ſeinen Charakter gänzlich verändert, ſo iſt es vollends unzuläſſig 
und kann nur zu den gröbſten Fehlſchlüſſen führen, daß Schuldurkunden 
und Werthpapiere aller Art als Kapital betrachtet werden. Sie ſind, 
wie das Geld, Anweiſung auf Kapital oder Mittel der Verfügung über 
Kapital, aber nimmermehr ſelbſt Kapital. 
g In den folgenden Erörterungen, in denen ich die herrſchenden An- 
ſichten über das Kapital, deſſen Weſen, Funktion und Verhältniß zur 
Arbeit einer Prüfung unterwerfe, werde ich unter Kapital, entſprechend 
den Definitionen Ricardo's und Mill's, nur die zur Produktion uner- 
läßlichen Arbeitsprodukte — Nahrungsmittel, Rohſtoffe, Häuſer, Werk⸗ 
zeuge, Maſchinen ꝛc. — begreifen und das Geld ſowie andere Werth- 
zeichen gänzlich davon ausſchließen. 
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Drittes Kapitel. 
Das Geld. 


Die Stoffe, aus welchen heutzutage das Geld gewöhnlich beſteht: 
Gold, Silber, Kupfer ꝛc. müſſen allerdings, ſoweit ſie in der Produktion 
beſchäftigt ſind und als Rohſtoffe für gewiſſe Induſtrieerzeugniſſe dienen, 
als Kapital betrachtet werden. Sie theilen mit allen übrigen Kapitalien 
die Eigenſchaft, das Produkt menſchlicher Arbeit zu ſein. Auch dem 
Metallgelde kann dies eine Erforderniß der Kapitaleigenſchaft nicht ab⸗ 
geſprochen werden. Dennoch iſt daſſelbe in dem von Ricardo, Mill u. A. 
erläuterten Sinne kein Kapital, da es nicht in der Produktion, ſon⸗ 
dern nur im Umlaufe der Güter beſchäftigt iſt. Kapital iſt das 
Werkzeug der Produktion, Geld das Werkzeug des Tau⸗ 
ſches. An dieſem wichtigen, ja grundlegenden Unterſchiede muß man 
ſtreng feſthalten, wenn man die verſchiedenen Funktionen des Kapitals 
und des Geldes und ihre verſchiedenen Beziehungen zur Arbeit recht 
verſtehen will. | 5 

Das Geld, inſofern es als Umlaufsmittel dient, iſt nicht Kapital, 
ſondern Anweiſung auf Kapital. Daß das Metallgeld, als aus 
einem werthvollen Rohſtoffe beſtehend, einen inneren Werth in ſich 
trägt, der ziemlich genau dem Verkehrswerthe der Waaren entſpricht, 
die man dafür eintauſchen kann, iſt nur ein zufälliger Umſtand und 
durchaus kein nothwendiges Erforderniß eines Tauſch- oder Umlaufs⸗ 
mittels. Man weiß, daß ein Kreditgeld, wie z. B. die von der Staats⸗ 
gewalt ausgegebenen Kaſſenſcheine oder die von großen Banfinftituten 
emittirten Noten (falls der Kredit der betreffenden Staaten und In⸗ 
ſtitute unverſehrt und wohlbegründet iſt) mit der gleichen Präziſion 
und Sicherheit die Dienſte des Umlaufsmittels leiſten. Andere Kredit⸗ 
zeichen, wie Schuldurkunden ſicherer Perſonen oder Gemeinſchaften, der 
Staaten und Städte, der Eiſenbahn⸗ und anderen Aktiengeſellſchaften, 
würden genau die gleiche Umlaufsfähigkeit wie das Staatspapiergeld 
und die Banknoten beſitzen, wenn ſie nicht über zu große Beträge 
lauteten, nicht mit Zinsverſprechungen, durch welche die ſoſortige Werth- 
ermittelung erſchwert wird, verbunden und nicht durch verſchiedene 
Urſachen fortwährenden Schwankungen des Werthes ausgeſetzt wären. 

Der Zweck des Geldes und der Geldzeichen iſt, den Tauſch zu 
erleichtern. Böte ſich nicht das Geld, das in den größten wie den 
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kleinſten Werthbeträgen zirkulirt, als Tauſchmittel dar, ſo würden 
Waaren und Dienſte — die Produkte der menſchlichen Arbeit und die 
Arbeit ſelbſt — größtentheils unverkäuflich ſein. Vermittelſt des Geldes 
kann man für einen einzigen Groſchen an der Benutzung des Arbeits⸗ 
produktes von Tauſenden von Menſchen, die mit dem Bau von Eiſen⸗ 
bahnen oder Dampfſchiffen beſchäftigt waren, theilnehmen oder einen 
Theil des Arbeitsproduktes der Hunderte von Menſchen kaufen, die 
zur Herſtellung einer Zeitung beitragen. Eine regelmäßige Benutzung 
der vorhandenen Vorräthe und Arbeitskräfte würde vielfach unmöglich 
ſein, wenn der Verkehr nicht ein Tauſchmittel erfunden hätte, das ſich 
dem kleinſten wie dem größten Bedarfe willig anſchmiegt. Ein directer 
Tauſch iſt ſtets nur in ſeltenen Fällen denkbar. Verſchwände mit 
einem Male alles Geld vom Erdboden, ſo würden die Menſchen ohne 
Zweifel zu den Sitten früherer Zeiten zurückkehren, in denen Vieh, 
Weizen oder andere Gegenſtände das Tauſchmittel bildeten; aber die 
Geſellſchaft in ihrer heutigen Geſtalt könnte nicht beſtehen. 

Wie ſehr indeſſen auch die edlen Metalle, welche der menſchlichen 
Geſellſchaft ſo lange Zeit den Rohſtoff ihres Umlaufsmittels lieferten, 
ſich als Civiliſatoren des Menſchengeſchlechts bewährt haben, ſie können 
nicht den Anſpruch erheben, ein allein geeignetes und privilegirtes 
Tauſchwerkzeug zu liefern. Der wachſende Verkehr erſinnt und heiligt 
immer neue Erſatzmittel für das Metallgeld. Statt des rohen Stoffes 
in Form von Gold und Silber wird ein Gedankenweſen, der Kredit, 
zu Hülfe genommen — der Kredit, welcher die edlen Metalle jeden⸗ 
falls an Schmiegſamkeit und Leichtigkeit der Uebertragung weit über⸗ 
trifft. Sowohl der unbeurkundete, als auch der auf ſchriftlichen Unter— 
lagen ruhende Kredit gewinnt im modernen Verkehr immer größere 
Ausdehnung, und vermittelt unzweifelhaft eine unendlich viel größere 
Anzahl von Tauſchen als das baare Geld, das namentlich in dem 
bankmäßigen Verkehr gewiſſermaßen nur noch als Reſerve dient. 

An und für ſich iſt die Kapitalbildung von der Exiſtenz des 
Geldes ganz unabhängig. In dem kurzen Schema, das wir vom 
Gange der Produktion entwarfen, ſahen wir zwar Kapital entſtehen, 
aber das Geld keine Rolle ſpielen. Das Geld wird erſt dann zur 
Nothwendigkeit, wenn der Tauſch allgemeiner und mit zunehmendem 
Tauſchverkehr das individualiſtiſche Geſellſchaftsprinzip herrſchend wird. 
Durch ſeine Eigenſchaft als Hülfsmittel des Tauſches iſt allerdings das 
Geld für den Umlauf der Kapitalien und dadurch mittelbar auch 
für die Vermehrung des Kapitals von hoher Wichtigkeit. Aber es iſt 
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nur ein todtes Werkzeug und kann durch andere Hülfsmittel, ſeien 
ſie materieller oder ideeller Art, erſetzt werden. Ohne die lebendigen 
Kräfte der Arbeit dagegen, ohne deren beſtändige Erhaltung und Ver⸗ 
jüngung bleibt das Werkzeug unfruchtbar. 

Zur Erhaltung und Verjüngung der lebendigen Arbeitskraft iſt 
Kapital, vor Allem in Geſtalt von Nahrung, erforderlich, und ohne 
die Vermehrung ſolchen Kapitals können ſich auch die Arbeitskräfte 
nicht vermehren. Dies iſt klar und einfach genug, um keines Beweiſes 
zu bedürfen. Indem man jedoch Kapital mit Geld verwechſelte oder 
wohl gar das Geld als die höchſte Form des Kapitals, aus der alle 
übrigen fließen, betrachtete, entſtand ein wahrer Rattenkönig bunt durch 
einander gemiſchter, richtiger und falſcher Vorſtellungen, der einerſeits 
in der bereits beſprochenen Spartheorie, andrerſeits in der ſogleich zu 
erörternden Theorie von der Beſchränkung der Produktion durch das 
Kapital (auch das fälſchlich ſo genannte) zum Ausdruck kam. 

Durch die Spartheorie wurde, mit oder ohne Abſicht ihrer An⸗ 
hänger, vor Allem erreicht, daß dem Privatreichthum ein Tugendmän⸗ 
telchen umgehängt und den Kindern und Einfältigen plauſibel gemacht 
wurde, Reichthum und Sparſamkeit ſeien zuſammengehörige Begriffe. 
Wenn nur durch Sparen Reichthum oder Kapital entſteht, und wenn 
ohne Kapital Arbeitskräfte nicht erhalten werden können, ſo iſt der 
Schluß nicht fern, daß gerade die Reichen die größten Wohlthäter der 
Geſellſchaft ſind, indem ſie die Kapitalien, ohne welche keine Produktion 
in großem Stile möglich iſt, „zuſammenhalten“. Das Gefährliche 
dieſer Theorie liegt freilich nicht in der Täuſchung, welche ſie über den 
Sinn des Ausdrucks Sparſamkeit verbreitet, und die am Ende durch—⸗ 
ſichtig genug iſt. Kein Menſch von geſundem Verſtande wird einen 
Reichen, der bei einem Einkommen von zwei Millionen eine Million 
verbraucht und die andere „ſpart“, ſparſam nennen und ihn dem 
Armen, der nichts erſpart, als Tugendſpiegel vorhalten. Die Gefähr⸗ 
lichkeit der Theorie beſteht vielmehr in der ſelbſt im Kreiſe wohl⸗ 
meinender Volkswirthe und Staatsmänner umlaufenden Täuſchung, die 
fragliche Erſparung von einer Million bedeute eine entſprechende Ver⸗ 
mehrung des Nationalkapitals, und ſei mithin eine Wohlthat für die 
Geſellſchaft. In Wahrheit vermehrt ſie, falls nicht einfach nur eine 
Beſitzübertragung vorliegt, nur die Verfügungs mittel über Kapital, 
denen ſtets Verpflichtungen, ſei es Einzelner, ſei es des Staates ꝛc., 
gegenüberſtehen müſſen; d. h. ſie befördert den Reichthum Einer Klaſſe 
und die Armuth der anderen. Weit entfernt, daß der Geſellſchaft durch 
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die angebliche Erſparniß ein Dienſt geleiſtet würde, wird dadurch unter 
Umſtänden die Kluft zwiſchen Beſitzenden und Beſitzloſen nur erweitert. 

Indem man andrerſeits der Produktion durch das Kapital im 
falſchen Sinne eine Schranke geſetzt wähnte, arbeitete man einem Zu⸗ 
ſtande in die Hände, bei dem die Initiative zur Produktion faſt 
ausſchließlich von dem Privatreichthum abhängig gemacht und der weit⸗ 
aus wichtigſte Faktor der Produktion, die Arbeit, in hohem Maße der 
Willkür der Gewinnintereſſen überliefert wurde. 


Viertes Kapitel. 
Die Schranke der Produktion. 


Denken wir uns ein Land von gegebenem Umfange und ohne 
Außenhandel, ſo leuchtet ein, daß die in demſelben mögliche Produktion 
ihre Grenzen haben muß. Die natürliche Beſchaffenheit der Erbober- 
fläche entſcheidet über das Maß der Vegetation oder der Erzeugung 
von Nahrungsmitteln für Thiere und Menſchen. Von der vegetabi— 
liſchen und thieriſchen Nahrung aber, welche das Land zu erzeugen ver— 
mag, hängt es ab, wie viel Menſchen in demſelben leben können. 
Durch die Anzahl der Menſchen wird hinwiederum der Umfang der 
landwirthſchaftlichen, wie gewerblichen Produktion bedingt. 

Alle dieſe Verhältniſſe ſind jedoch in hohem Grade ausdehnungs— 
fähig, und es iſt ſchwer, oder vielmehr unmöglich, die Grenze zu be— 
ſtimmen, wo die Ausdehnungsfähigkeit aufhören muß. Der Fortſchritt 
des Menſchen in der Herrſchaft über die Natur, in der Wiſſenſchaft, 
Bodenkultur und Technik iſt unberechenbar, und der Grad der in— 
tellektuellen Entwickelung, ſowie der wirthſchaftlichen Tugenden der 
Einzelnen und Aller beſtändigen Schwankungen unterworfen. 

Die Fähigkeit einer gegebenen Fläche, Menſchen ihren Lebens- 
unterhalt zu verſchaffen, iſt ſonach von ſehr verſchiedenen Bedingungen 
abhängig, und die Veränderlichkeit eines Theiles derſelben macht genaue 
Schätzungen des Produktionsvermögens eines Landes ganz unmöglich. 

Kommt dann noch ein lebhafter Verkehr mit dem Auslande hinzu, 
durch welchen für gewerbliche Erzeugniſſe ausländiſche Nahrungs- 
mittel eingetauſcht werden, fo rücken die Grenzen der Bevölkerungs- 
kapazität oder der Möglichkeit, durch Arbeit eine immer größere Men— 
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ſchenzahl zu unterhalten, und mithin auch die Grenzen der Produktions- 
fähigkeit immer weiter hinaus. 

Sehen wir von dem Verhältniß, in welchem die Anzahl der 
arbeitenden Menſchen zur Geſammtproduktion ſteht, ab, ſo wird zu⸗ 
nächſt die Frage zu erheben ſein, welche Umſtände die an 
keit der Arbeit eines Volkes erhöhen. 

Adam Smith ſieht als das Hauptmittel, die Arbeit ergiebig zu 
machen, oder die Produktion zu ſteigern, die Arbeitstheilung an 
und leitet aus dieſem Prinzip die anderen großen Hebel des Arbeits— 
erfolges, die Erfindung arbeiterſparender Maſchinen, ja den Fortſchritt 
der Wiſſenſchaften und Künſte überhaupt, ſowie den Vereinigungstrieb 
her. Von anderer Seite hat man umgekehrt das Hauptgewicht auf 
die Vereinigung der verſchiedenen Thätigkeiten, Einſichten und 
Kräfte gelegt und aus dem Vereinigungstriebe die Theilung der Be⸗ 
ſchäftigungen mit all ihren ökonomiſchen Vortheilen abgeleitet. Es iſt 
hier nicht der Ort, über das größere Recht der einen oder der anderen 
Anſicht zu ſtreiten. Klar iſt, daß Arbeitstheilung und Vereinigung zu 
einander in Wechſelbeziehung ſtehen, wie Individualität und Sozialität. 
Eines iſt ohne das andere nicht denkbar, und das Maß des einen 
entſpricht naturgemäß dem Maße des anderen. Ohne die Entwickelung 
der Geſellſchaft iſt Ausbildung der Individualität unmöglich, und an 
dieſe iſt jener Fortſchritt der Wiſſenſchaft und Technik geknüpft, welcher 
die Kräfte der Natur in den Dienſt der menſchlichen Arbeit zwingt 
und deren Leiſtungsfähigkeit in unbeſtimmbarem Maße und ohne er⸗ 
ſichtliche Grenzen ſteigert. Schon die Unmöglichkeit, für die Ausdehnung 
der Herrſchaft des menſchlichen Geiſtes über die Naturkräfte irgend 
eine Grenze abzuſehen, ſcheint dem Fortſchritte in der Naturerkenntniß 
und Naturbezwingung den erſten Platz unter den (objectiven) Hebeln 
des Arbeitserfolges anzuweiſen. 

Die obigen Erwägungen beziehen ſich auf die Ausdehnungsfähig⸗ 
keit der Produktion in unbeſtimmter Zeit. Von größerem praktiſchen 
Werthe iſt die Unterſuchung der Umſtände, welche die Ausdehnung der 
Produktion in einem gegebenen Zeitpunkte bedingen. Auch hier werden 
natürlich die Bodenbeſchaffenheit, die Zahl der Produzenten, der Stand 
des Bodenanbaues und der Technik, der Grad der Arbeitstheilung, 
ſowie die wirthſchaftlichen Eigenſchaften der Bevölkerung in Betracht 
kommen. Außer dieſen Umſtänden ſieht man gewöhnlich die Menge 
des vorhandenen Kapitals als entſcheidend für die Ausdehnungs⸗ 
fähigkeit der Produktion an. „Der Gewerbfleiß“, ſagt J. St. Mill, 
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„it durch das Kapital beſchränk e. Es kann nicht mehr Ge⸗ 
werbfleiß geben, als mit Materialien zur Verarbeitung und mit Nahrung 
zum Unterhalt verſehen wird. So ſelbſtverſtändlich es iſt, ſo wird 
doch oft vergeſſen, daß die Bewohner eines Landes unterhalten und 
deren Bedürfniſſe befriedigt werden nicht durch den Ertrag gegenwär— 
tiger, ſondern vergangener Arbeit. Sie konſumiren, was produzirt 
worden iſt, nicht was erſt produzirt werden ſoll. Von dem, was pro— 
duzirt wurde, iſt nur ein Theil zur Erhaltung produktiver Arbeit be⸗ 
ſtimmt und es wird und kann nicht mehr Arbeit geben, als der ſo 
beſtimmte Theil (der das Kapital des Landes iſt) ernähren und mit 
den Materialien und Werkzeugen der Produktion verſehen kann.“ 

In neueſter Zeit hat dieſe, bis unlängſt unter der National⸗ 
ökonomie hohes Anſehen genießende Lehre von der Beſchränkung des 
Gewerbfleißes durch das Kapital ſcharfe Angriffe erfahren, und bei der 
enormen Tragweite derſelben kann es nicht verwundern, wenn ſich das 
ökonomiſche Denken immer nachdrücklicher auf dieſen entſcheidenden Punkt 
richtet. 

Mehr als irgend eine andere der mit dem Kapitalbegriff im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehenden Fragen iſt, wie ich glaube, die in Rede ſtehende 
Theorie durch die Unklarheit der Kapitaldefinition, beziehentlich durch den 
Umſtand verdunkelt worden, daß man nicht gehörig zwiſchen dem wahren 
Kapital — den nutzbaren Gütern — und den Verfügungsmit⸗ 
teln über Kapital (dem Gelde, den Geldzeichen und Verbindlichkeiten) 
unkerſchteb. Auch der neueſte und bedeutendſte Gegner der Beſchrän— 
kungstheorie, der Amerikaner Henry George, hält ſich von dieſem 
Mangel nicht frei, und die verhältnißmäßige oder partielle Schwäche 
ſeiner Gründe gegen dieſelbe findet in dieſem Mangel ihre Erklärung. 

H. George begründet ſeinen Widerſpruch gegen die Annahme, daß 
der Gewerbfleiß durch das Kapital beſchränkt werde, in folgender Weiſe. 
Der Arbeiter, jagt er, erhält feinen Lohn erſt nach der Arbeite- 
leiſtung. Im Lohn empfängt der Arbeiter nur einen Theil desjenigen 
Kapitals, welches ſeine Arbeit zuvor geſchaffen hat. Man kann daher 
nicht ſagen, daß der Lohn vom Kapital entnommen oder von demſelben 
vorgeſchoſſen ſei. Da die Arbeitsleiſtung der Lohnzahlung vorausgeht 
und die produktive Arbeitsleiſtung die Schaffung von Werth in ſich 
ſchließt, fo empfängt der Arbeitgeber Werth, ehe er Werth aus⸗ 
zahlt, er tauſcht blos Kapital in einer Form gegen Kapital in anderer 
Form aus. Es iſt falſch, daß, ehe eine Arbeit, die nicht ſofort ver— 
fügbare Unterhaltsmittel liefert, verrichtet werden kann, ein die Arbeiter 


— 
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während der Verrichtung erhaltender Vorrath von Lebensmitteln vor- 


handen ſein müſſe. Robinſon brauchte, als er einen Kahn zu bauen 


ſich anſchickte, nicht einen hinlänglichen Vorrath von Lebensmitteln an⸗ 
gehäuft zu haben, um während ſeiner Arbeit davon zu leben; er 
brauchte nur einen Theil ſeiner Zeit der Nahrungsbeſchaffung und den 
anderen dem Bau des Nachens zu widmen. Oder wenn hundert 
Menſchen ohne alle Vorräthe in ein neues Land kommen, brauchen ſie 
nicht einen bis zur Ernte ausreichenden Vorrath von Lebensmitteln 
anzuhäufen, ehe ſie mit der Bebauung des Landes beginnen können. 
Es iſt nur nöthig, daß Fiſche, Wild, Beeren ꝛc. fo reichlich vor- 
handen ſind, daß die Arbeit eines Theils der Hundert genügt, um 
täglich eine für den Unterhalt Aller genügende Menge zu beſchaffen, 
und daß der Sinn der Intereſſengemeinſchaft und gegenſeitigen Hülfs⸗ 
bedürftigkeit ſtark genug entwickelt iſt, um diejenigen, welche jetzt die 
Lebensmittel gewinnen, mit denen theilen (tauſchen) zu laſſen, deren 
Anſtrengungen auf zukünftigen Lohn gerichtet ſind. Das Gleiche gilt 
überall. Um Dinge zu produziren, die nicht als Lebensmittel benutzt 
oder nicht ſofort konſumirt werden können, braucht keine Produktion 
der zum Unterhalt der Arbeiter während des Produktionsprozeſſes er⸗ 
forderlichen Güter vorangegangen zu fein. Es braucht nur eine gleich- 
zeitige Produktion hinreichender Unterhaltsmittel ſtattzufinden. Das 
Geſchäft zwiſchen dem Arbeiter und der Geſellſchaft läuft thatſächlich 
auf einen bloßen Arbeitstauſch hinaus, und die Urſache, weßhalb man 
Arbeit auf die Herſtellung dieſes oder jenes Dinges verwendet, ift ein⸗ 
fach die, daß irgendwo Nachfrage danach beſteht. Es iſt mithin die 
Nachfrage der Konſumenten, welche die Richtung beſtimmt, in 
welcher Arbeit zur Produktion verwendet wird. Ein jeder Arbeiter, 
der irgend etwas hervorbringt, das von Andern gewünſcht wird, lenkt 
dadurch die Arbeit der Anderen auf die Erzeugung der von ihm ge- 
brauchten Dinge, produzirt dieſe folglich der Wirkung nach ſelbſt. Der 
Pflüger, der die Erde aufreißt, um ſie zur Aufnahme des Samens 
geſchickt zu machen, produzirt durch ſeine Arbeit virtuell die Nahrung, 
die er ißt, wenn auch die Saat noch Monate bis zur Reife braucht. 
Das Kapital beſchränkt daher den Gewerbfleiß nicht, und die einzige 
Schranke des letzteren iſt der Zugang zu den Stoffen der Natur. 
Aber das Kapital kann die Form und Ergiebigkeit des Gewerb⸗ 
fleißes beſchränken, indem es die Anwendung von Werkzeugen und die 
Theilung der Arbeit beſchränkt. Ohne die Fabrik könnte es keine 
Fabrikarbeiter, ohne Nähmaſchine kein Maſchinennähen, ohne Pflug 
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keinen Pflüger geben. Auch iſt es klar, daß der Mangel an Werk⸗ 
zeugen die Ergiebigkeit des Gewerbfleißes aufs Aeußerſte beſchränken 
muß. Aber die Beſchränkung der Form und Ergiebigkeit des Gewerb— 
fleißes durch das Kapital iſt etwas ganz anderes, als die Beſchränkung 
des Umfanges der Arbeitsverwendung durch das Kapital. 

Selbſt die Ergiebigkeit der Arbeit wird jedoch nach George nur 
ſelten durch den Mangel an Kapital beſchränkt. Denn ſo lange in 
einem Lande überhaupt hinreichendes Kapital vorhanden ſei (l), beſtehe 
die wahre Schranke nicht im Mangel an Kapital, ſondern im Mangel 
an gehöriger Vertheilung. Der Betrag von Kapital, der einem 
Volke zur Produktion dienlich iſt, werde in der Regel vorhanden ſein. 
Der ſoziale Organismus ſondere den nothwendigen Kapitalbetrag ab, 
wie der menſchliche Organismus in geſundem Zuſtande die erforder⸗ 
liche Menge von Fett abſondert. Die Armuth der Maſſen in den 
ziviliſirten Ländern rühre nicht von der Knappheit des Kapitals her. 
Gerade da, wo am meiſten Kapital vorhanden iſt, ſei der Lohn relativ 
am niedrigſten. Eher könne man ſagen, daß oft zu viel Kapital vor⸗ 
handen ſei. Die induſtriellen Kriſen ſchreibe man allgemein dem 
Ueberfluß von Maſchinen und Kapital zu, und vom Kapital vernich— 
tenden Kriege erwarte man lebhaften Handel und hohe Löhne. Dies 
widerſpreche der Auffaſſung, daß das Kapital die Arbeiter beſchäftige 
und den Lohn zahle. 

Soweit George. Verſuchen wir, das Richtige in feinen Dar- 
legungen von dem Unhaltbaren zu ſondern. Richtig iſt (wenn man 
von dem falſchen Gebrauche des Wortes Kapital abſieht und den 
Sinn gelten läßt, den George damit verbindet), daß der Lohn— 
arbeiter im Lohn nur einen Theil des Kapitals erhält, welches er ge— 
ſchaffen hat; daß der Arbeitgeber Werth empfängt, bevor er Werth 
auszahlt, alſo gewiſſermaßen nur Kapital in einer Form gegen Kapital 
in anderer Form austauſcht; daß unter Umſtänden eine Produktion 
von Nahrungsmitteln der Produktion anderer nicht ſofort benutz⸗ 
barer Gegenſtände keineswegs vorangegangen zu ſein braucht, ſondern 
nur gleichzeitig erfolgen muß; endlich daß die Nachfrage der Kon— 
ſumenten die Richtung der Produktion bedingt. 

Aber George beweiſt zu viel, wenn er zu erhärten ſucht, daß 
auch in allen den Fällen, wo aus der Produktion nicht ſofort umſetz⸗ 
bare Waaren hervorgehen, der Lohn vom Kapital nicht vorgeſchoſſen 
werde. Allerdings erhält der Arbeitgeber, bevor er Werth auszahlt, 


in der ſchon geleiſteten Arbeit einen Werth in Tauſch, 9 gewöhnlich 
Stöpel, Soziale Reform. I. 
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einen Werth, der noch nicht realiſirt werden kann, oder im Verkehr 
noch keinen Tauſchwerth darſtellt. Durch die Vermittelung des Arbeit⸗ 
gebers wird eben für den noch unrealiſirbaren Werth ein im Verkehr 
geltender, mit der höchſten Tauſchkraft ausgeſtatteter Werth hingegeben, 
und es iſt nicht abzuſehen, wie man dieſer Operation den Namen des 
Vorſchuſſes vorenthalten kann. Auch iſt kein Grund erſichtlich, 
weshalb man es thun ſollte, denn die Hauptfrage wird dadurch gar 
nicht berührt. Die Hauptfrage ſcheint mir die zu ſein, ob der Vor⸗ 
ſchuß des Arbeitgebers durch irgend eine andere geſellſchaftliche Ein— 
richtung erſetzt werden kann, welche den Arbeiter von der Nothwendigkeit 
befreit, ſich der Willkür der unternehmenden Kapitaliſten zu unterwerfen. 

Unter den Verhältniſſen der modernen Volkswirthſchaft iſt ein 
großer Theil aller geleiſteten Arbeit Lohnarbeit. Gleichwohl giebt es 
noch heute viele und wichtige Arbeitszweige, welche zu ihrer Ausübung 
keines bereiten Kapitals oder mindeſtens ſo geringer Anſammlungen und 
Zurüſtungen bedürfen, daß man bei ihnen von einer Bedingtheit durch 
das vorhandene Kapital in dem landläufigen Sinne nicht reden kann. 
Die kleinen, ohne Hülfskräfte arbeitenden Handwerker, die in den 
Städten zu jeder Dienſtleiſtung bereitſtehenden Arbeiter, ſelbſt die 
bäuerlichen Beſitzer der dürftigſten Klaſſe, werden hierher zu rechnen 
ſein. Allein Arbeit, welche jenen Vorausſetzungen nicht entſpricht, 
Arbeit, welche ohne weitläufige und koſtſpielige Zurüſtungen der ver⸗ 
ſchiedenſten Art nicht verrichtet werden kann, und deren Ergebniſſe erſt 
nach längerer Zeit tauſchfähig ſind, iſt thatſächlich von den Vorſchüſſen 
der Arbeitgeber abhängig, ſei es nun, daß der Vorſchuß in der Geſtalt 
des wahren Kapitals, nämlich verbrauchsfähiger Güter, oder in der 
Geſtalt von Verfügungsmitteln, Geld ꝛc., erfolgt. 

Die fragliche Abhängigkeit der Arbeit vom Beſitz iſt das Ergebniß 
einer hiſtoriſchen Entwickelung, welche unter anderen Vorausſetzungen 
gewiß zu einem anderen Ergebniß geführt haben würde, die aber that- 
ſächlich ſo und nicht anders verlaufen und auch nicht rückgängig zu 
machen iſt. Der Ausgangspunkt jener Entwickelung iſt die ungleiche 
Vertheilung des Beſitzes und die daraus hervorgehende Ungleichheit in 
der Vertheilung der ökonomiſchen Macht. Auf die letzten Gründe der Un⸗ 
gleichheit einzugehen iſt hier nicht erforderlich. Genug, daß die vollendete 
Thatſache ſich mit der vollen Wucht der Wirklichkeit geltend macht. 

5 Ich ſtehe ſonach nicht an, die relative Richtigkeit der Vorſtellung, 
daß die Produktion durch das Kapital beſchränkt werde, zuzugeben. 
Nur darf das Kapital nicht in dem gewöhnlichen Sinne des Inbegriffs 
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aller nutzbaren Güter und der Verfügungsmittel darüber verſtanden 
werden. Nicht die Anſammlungen von Geld und dergleichen, wohl 
aber die Vorräthe von Unterhaltsmitteln, Rohſtoffen und anderen 
Gütern ſetzen der Produktion gewiſſe Schranken. Jedes Land, in welchem 
nicht etwa die Natur freiwillig und zu jeder Zeit den Bewohnern alles 
zu ihrer Exiſtenz und Arbeit Nothwendige liefert, muß einen hin— 
reichenden Vorrath von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen beſitzen oder 
durch den Beſitz leicht umſetzbarer Werthgegenſtände in der Lage ſein, 
über die Vorräthe anderer Länder zu verfügen, wenn die Exiſtenz und 
Produktion ſeiner Bewohner dauernd ſicher geſtellt ſein ſoll. Inſofern 
kann man mit Recht ſagen, daß der Gewerbfleiß durch das Kapital (zu⸗ 
nächſt in Form von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen) beſchränkt ſei, 
obwohl man ſich hüten muß, die Grenzen oder Schranken des Gewerb— 
fleißes ſo enge zu ziehen, daß ein beſtimmtes Verhältniß zwiſchen 
Kapital und Produktion angenommen werden könnte. 

Ein Land, das über eine gewiſſe Menge von Nahrungsmitteln 
und Rohſtoffen verfügt, kann je nach Umſtänden mehr oder weniger 
Arbeiter beſchäftigen, als ein im gleichen Maße damit verſehenes Land, 
und namentlich die Ergiebigkeit der Arbeit kann, je nach dem herr⸗ 
ſchenden Grade der Kultur und dem Fleiße der Bewohner, unendlich 
verſchieden ſein. Darauf weiſt ja auch George mit Nachdruck hin. 
Was er beſtreitet, iſt die Nothwendigkeit der vorherigen Anſamm⸗ 
lung von Kapital in Form von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen. 
Nach ihm wäre nur eine gleichzeitige Produktion nöthig, denn es 
ſei „die tägliche Arbeit des Landes, welche die Bewohner mit ihrem 
täglichen Brode verſieht“. 

Es verlohnt ſich der Mühe, an einem der Beiſpiele, die George 

ſelbſt zur Stütze ſeiner Annahmen aufſtellt, die Hinfälligkeit derſelben 
nachzuweiſen. Wenn hundert Menſchen, ſo ſagt er uns, ohne alle 
Vorräthe in ein neues Land kommen, brauchen ſie nicht einen bis zur 
Ernte reichenden Vorrath von Lebensmitteln anzuhäufen, ehe ſie mit 
der Bebauung des Bodens beginnen. Es iſt nur nöthig, daß Fiſche, 
Wild, Beeren ꝛc. ſo reichlich vorhanden ſind, daß die Arbeit eines 
Theils der Hundert genügt, um täglich eine für den Unterhalt Aller 
hinreichende Menge zu beſchaffen, und daß der Sinn für Interefjen- 
gemeinſchaft und gegenſeitige Hülfsbedürftigkeit ſtark genug ent⸗ 
wickelt iſt, um diejenigen, welche jetzt die Lebensmittel gewinnen, mit 
denen theilen (tauſchen) zu laſſen, deren Anſtrengungen auf zukünftigen 


Lohn gerichtet ſind. 
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Vollkommen einverſtanden. Aber mit einem Bedingungsſatze ſchafft 
man die Thatſachen nicht aus der Welt. Wenn Fiſche, Wild, Beeren ꝛc. 
genug vorhanden ſind, ſo kann allerdings die Arbeit eines Theils der 
Hundert genügen, um täglich den Unterhalt Aller zu beſchaffen. Wenn 
nun aber nicht? Haben wir dann nicht den ſtrengſten Beweis für die 
Richtigkeit der Lehre von der Beſchränkung des Gewerbfleißes durch 
das Kapital vor Augen? Wenn nur die angeſtrengteſte Arbeit Aller 
hinreicht, um den nothwendigen Lebensmittelbedarf zu befriedigen, Fiſche 
zu fangen, Wild zu erlegen ꝛc., — wird dann nicht die kleine Gemeinde 
verhindert ſein, durch den Uebergang zum Ackerbau eine geſicherte 
Exiſtenz und eine umfangreichere Produktion vorzubereiten? In der 
Wirklichkeit hat ein Volk in der Regel nicht die Wahl, ob es entweder 
von Fiſchen, Wild, Beeren 2c. leben oder den Boden beſtellen will. 
Vielmehr geht dem weltgeſchichtlichen Prozeſſe des Uebergangs zur Boden⸗ 
kultur ein Zuſtand des Kampfes ums Daſein voran, welcher die Scheidung 
zwiſchen Beſitz und Nichtbeſitz und damit die Abhängigkeit der Arbeit 
vom Beſitze vorbereitet. | 

Iſt aber der Uebergang zur Bodenkultur vollzogen und fo das 
Fundament zu einem Geſellſchaftsbaue gelegt, in dem nun erſt in Wahr⸗ 
heit von einer Volkswirthſchaft die Rede ſein kann, ſo muß ein Stamm 
von Nahrungsmitteln angeſammelt ſein, ehe man zur Produktion an⸗ 
derer nicht ſofort nutzbarer Güter übergehen kann. In der Wirklichkeit 
erfolgt, im Widerſpruch mit der Annahme unſeres Schriftſtellers, die 
Produktion von Nahrungsmitteln in der Regel nicht gleichzeitig 
mit der Produktion aller anderen Dinge. Die Hauptnahrungsmittel 
für Menſchen und Thiere werden wenigſtens in den Ländern gemäßigter 
Zone gewöhnlich nur ein Mal jährlich geerntet, und der für ein Volk 
erforderliche Vorrath muß mindeſtens ein Jahr lang aufgeſpeichert werden. 

Den Einfluß des in Werkzeugen, Maſchinen und anderen 
Hülfsmitteln der Arbeit beſtehenden Kapitals auf den Gewerbfleiß 
leugnet auch George nicht, und es iſt am Ende ein Spiel mit Worten, 
wenn er einen weſentlichen Unterſchied gegen die herkömmliche Lehre 
von der Beſchränkung des Gewerbfleißes durch das Kapital in der 
Formel findet, daß das Kapital (in Geſtalt von Werkzeugen ꝛc.) zwar 
die Ergiebigkeit des Gewerbfleißes, aber nicht die Ausübung der 
Arbeit, d. h. den Umfang der Arbeitsverwendung beſchränke. Wird 
die Ergiebigkeit des Gewerbfleißes beſchränkt, liefert eine Summe 
von Arbeit nur eine verhältnißmäßig geringe Quantität von Waaren zu 
theurem Preiſe, ſo wird auch die wirkſame Nachfrage der Konſumenten 
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eine beſchränktere ſein; und da, wie George ganz richtig bemerkt, die 
Nachfrage der Konſumenten über die Richtung (und wie wir hinzufügen, 
nothwendig auch über den Umfang) der Produktion entſcheidet, ſo iſt 
eine Beſchränkung der Ergiebigkeit des Gewerbfleißes weſentlich gleich- 
bedeutend mit einer Beſchränkung des Umfanges der Arbeitsverwendung. 

Wir ſehen alſo, daß die Summe des vorhandenen Kapitals, d. h. 
jenes wahren Kapitals, das in Nahrungsmitteln, Rohſtoffen, Werk— 
zeugen und ſonſtigen Hülfsmitteln der Arbeit, ſowie allen anderen 
nutzbaren Dingen beſteht, den Gewerbfleiß oder die Produktion von 
einer gewiſſen Seite her thatſächlich und nothwendig beſchränkt. 
Allein dieſe Beſchränkung iſt nicht, wie oft irrthümlich vorausgeſetzt 
wird, eine mehr oder weniger ſtarre, ſondern im Gegentheil eine ſehr 
elaſtiſche Grenze, eine Beſchränkung von derſelben Art, wie diejenige, 
welche eine gegebene Fläche einem darauf zu errichtenden Bauwerk 
auferlegt. In der Tiefe und Breite iſt das Bauwerk durch die Fläche 
beſchränkt, aber was die Höhe betrifft, ſo mag ſich daſſelbe in dem 
einen Falle nur wenig über den Erdboden erheben, während es in 
dem anderen, ſobald das Fundament feſt genug gelegt iſt, hoch in die 
Lüfte ragen und einer zehn- oder hundertmal ſo großen Menſchenzahl 
Obdach und zwar ein zehn- oder hundertmal ſo behagliches Obdach als 
jenes gewähren kann. 

Ganz anders hingegen verhält es ſich mit dem ſogenannten Kapital, 
das nicht unmittelbar der Produktion, ſondern dem Austauſch 
der Produkte dient, nämlich dem Gelde. Das Geld (mit feinem un⸗ 
geheuren Gefolge von Krevitmitteln aller Art) iſt eine thatſächliche, 
aber keine nothwendige Schranke der Produktion. Das Geld iſt 
eine thatſächliche Schranke, weil im modernen Verkehr dem direkten 
Tauſche vielfach unüberwindliche Hinderniſſe entgegenſtehen und weil 
der Sinn für die Intereſſengemeinſchaft aller Staatsbürger noch nicht 
hinreichend entwickelt iſt, um durch ein verbeſſertes Werkzeug die Hin- 
derniſſe des Tauſches zu beſeitigen. Wir ſtehen hier vor der zweiten 
Vorausſetzung des von George angenommenen Falles. Dieſelbe iſt in 
der That ganz zutreffend. Damit Diejenigen, welche die Lebensmittel 
gewinnen, mit denen theilen (tauſchen), deren Anſtrengungen auf zu— 
künftigen Lohn gerichtet ſind, braucht in der That nur der Sinn für 
Intereſſengemeinſchaft und gegenſeitige Hülfsbedürftigkeit ſtark genug 
entwickelt zu ſein, um den erforderlichen Umtauſch der Güter zu ſichern. 
Aber es fehlt bei George die Erkenntniß der Bedingung, unter der 
allein die Vorausſetzung ſich erfüllen kann; nämlich daß es gilt, ein 
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Tauſchmittel, das ſich thatſächlich zum Herrn der Produktion aufgeworfen 
hat, von ſeinem Thron zu ſtürzen oder in ſeine Grenzen zurückzuweiſen. 
Denn während der vorhandene Stamm von Nahrungsmitteln, Roh⸗ 
ſtoffen, Werkzeugen und unbeweglichem Kapital aller Art die Produktion 
mit der Gewalt einer Naturkraft beſchränkt, iſt das Tauſchmittel nur 
eine zufällige Schranke, die man beſeitigen und durch eine zweck⸗— 
mäßigere Kraft erſetzen kann, wenn ſich das Inſtrument, welches von 
der Geſellſchaft mit Herrſchergewalt ausgeſtattet wurde, damit es die 
gemeinſame Freiheit und das gemeinſame Wohl befördere, als ein 
Hinderniß der Freiheit und des Gemeinwohls herausſtellt. So erſetzt 
ein reifes Volk den Herrſcher, der ſeine Gewalt deſpotiſch mißbraucht, 
durch einen würdigeren, und ſtellt ſeine Regenten unter Verfaſſung 
und Geſetz, damit ſie nur die Macht zum Guten behalten, der Macht 
zum Schlimmen aber, ſoweit es angeht, entkleidet werden. 

Sonderbarer Weiſe iſt der Mangel am Tauſchmittel gewöhnlich 
als eine ernſtere Schranke des Gewerbfleißes angeſehen worden, als 
der Mangel an dem nothwendigſten Kapital, den Lebensmitteln, Roh⸗ 
ſtoffen und Werkzeugen. Dennoch leuchtet es ein, daß weder die Menge 
des Geldes noch vollends die Menge der vorhandenen Banknoten, 
Wechſel, Staatspapiere, Hypotheken ꝛc. die Summe der wirklich vor⸗ 
handenen Güter vermehren oder vermindern kann. Das wirkliche Volks⸗ 
vermögen, die Exiſtenz- und Produktionsmittel eines Volkes bleiben 
genau die nämlichen, ob jene vorhanden ſind oder nicht. Durch das 
vorhandene, aus einem werthvollen Rohſtoff beſtehende Metallgeld wird 
allerdings dem Volkskapital eine gewiſſe Summe thatſächlich hinzu⸗ 
gefügt. Allein da das Geld nur bei der Vermittlung der Tauſche, 
nicht aber unmittelbar in der Produktion beſchäftigt iſt, ſo kann es 
nicht zur Vermehrung der Unterhalts- und Produktionsmittel beitragen. 
Vielmehr kann ſeine Unterhaltung, wie A. Smith ganz richtig bemerkt, 
nur eine Verminderung des reinen Volkseinkommens bewirken. Werth⸗ 
papiere hingegen find lediglich Anweiſungen auf vorhandenes oder 
zukünftiges Kapital und entſcheiden abſolut Nichts über die Menge, 
ſondern nur über die e der vorhandenen und zukünf⸗ 
tigen Kapitalien. 

Das Geld, wiederhole ich, iſt kein nutzbares Gut im gewöhnlichen 
Sinne, und ſein Einfluß auf die wirthſchaftlichen Thätigkeiten nur ein 
indirekter. Vom Umlaufe, ſeiner Geſchwindigkeit und Verzweigung 
in alle Kanäle und Adern des Volkskörpers hängen allerdings Pro⸗ 
duktion und Konſumtion in hohem Grade ab. Aber Geld und Geld— 
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zeichen find nur die Maſchine oder das Triebwerk, welches die Be- 
ſtimmung hat, den Umlauf in Fluß zu erhalten. Verſagt die Maſchine 
ihren Dienſt, oder erweiſt ſie ſich als ein unzulängliches Hülfsmittel; 
wird dadurch der Umlauf nicht im gehörigen Maße befördert und etwa 
in gewiſſe Kanäle mit erhöhtem Druck geleitet, während andere leer 
bleiben; hängen ſich vielleicht an ihre Räder todte Gewichte, welche der 
Maſchine die Erfüllung ihrer Aufgabe ungebührlich erſchweren, ſo muß 
man auf die Vervollkommnung derſelben denken und fie von den Hin- 
dexniffen ihrer Triebkraft befreien, oder unter Umſtänden einen wirk⸗ 
ſameren Motor an ihre Stelle ſetzen. | 

Die Betrachtung der Zweckmäßigkeit, Zulänglichkeit oder Unzu⸗ 
länglichkeit der den Umlauf regulirenden Maſchine wird Gegenſtand 
der Erwägungen eines folgenden Abſchnittes dieſer Arbeit ſein. Zu⸗ 
nächſt müſſen wir zu der Aufgabe zurückkehren, die Schranken der Pro— 
duktion zu beſtimmen. Im Vorhergehenden hatten wir gefunden, daß 
die Produktion, abgeſehen von den Grenzen, welche ihr die Ausdehnung 
und Bodenbeſchaffenheit eines Landes, ſowie der Kulturſtand und die 
wirthſchaftlichen Eigenſchaften ſeiner Bewohner ſtecken, durch das an— 
geſammelte Kapital von Lebensmitteln, Rohſtoffen und anderen nutz 
baren Gütern nothwendig beſchränkt wird, daß dagegen die in Geld 
und ähnlichen Verfügungsmitteln über Kapital beſtehenden Anſamm— 
lungen die Produktion zwar thatſächlich, aber nicht nothwendig beſchränken. 

Ein Land kann nicht mehr produziren, als was diejenige Anzahl 
von Leuten, welche durch die vorhandene (und im Laufe der Produktion 
verfügbar werdende) Nahrungsmittelmenge ernährt werden kann, unter 
den gegebenen Natur- und Kulturbedingungen und mit den vorhandenen 
Produktions⸗ und Kommunikationsmitteln zu ſchaffen vermag. Dies 
iſt klar genug. Die wirklichen und unvermeidlichen Schranken der 
jeweiligen Produktion liegen mithin in den natürlichen Verhältniſſen 
des Landes, der Leiſtungsfähigkeit ſeiner Bewohner und dem Maße 
von Unterſtützung, welches die Arbeit der Gegenwart durch die Arbeit 
der Vergangenheit (das echte Kapital) erhält. Da aber das Kapital, 
ſowie die geiſtige und phyſiſche Leiſtungsfähigkeit eines Volkes ver- 
änderliche Größen ſind, ſo unterliegen die Grenzen der Produktion be— 
ſtändigen Schwankungen. 

Mit den Schranken der Produktion iſt der thatſächliche Umfang 
derſelben nicht zu verwechſeln. Der Letztere kann ſelbſtverſtändlich weit 
hinter der Möglichkeit ſeiner Ausdehnung zurückbleiben. Gewöhnlich 
wird er durch die wirkſame, d. h. zahlungs⸗ oder leiſtungsfähige Nach⸗ 
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frage beſtimmt. Das Angebot hat die natürliche Neigung, der Nach⸗ 
frage zu folgen. Es wird einmal der letzteren vorauseilen, das andere 

Mal hinter ihr zurückbleiben, aber ſtets nach ihr als dem feſten Punkte 
in der wirthſchaftlichen Bewegung gravitiren. Auch die Produktion der 
Nahrungsmittel gehorcht keinem anderen Geſetze. Nur muß man nicht 
ein beſchränktes Wirthſchaftsgebiet, ſondern die Weltwirthſchaft ins Auge 
faſſen, um die Allgemeingültigkeit des Satzes einzuräumen. Ihm können 
und müſſen auch die Anhänger der Malthus'ſchen Bevölkerungstheorie 
zuſtimmen. Dieſelben nehmen an, daß der wirkliche Bedarf an 
Nahrungsmitteln ſtets hinter der Produktion zurückbleibe. Hier iſt 
jedoch nicht von der wirklichen, ſondern nur von der leiſtungsfähigen 
Nachfrage, die gleichwerthige Tauſchgegenſtände zu bieten hat, die Rede. 

Uebrigens beweiſen alle Erſcheinungen der Neuzeit, daß die Pro⸗ 
duktion von Nahrungsmitteln in den durch internationalen Handel ver⸗ 
bundenen Ländern der Welt nicht bloß die wirkſame Nachfrage, ſon⸗ 
dern ſelbſt den thatſächlichen Bedarf Aller, oft ziemlich weit, hinter 
ſich zurückläßt. Hören doch in den mitteleuropäiſchen Induſtrieländern 
die Klagen über landwirthſchaftliche „Ueberproduktion“ und „Ueber⸗ 
ſchwemmung“ der europäiſchen Märkte mit fremden Nähr⸗ und Roh⸗ 
ſtoffen nicht auf! Glaubt man doch der mitteleuropäiſchen Landwirth⸗ 
ſchaft den Untergang weisſagen zu müſſen, falls der Konkurrenz der 
jungen Länder nicht geſteuert werde! 

Andererſeits beweiſen die induſtriellen Kriſen, die ſich in der 
neueren Zeit ſo oft wiederholen ; daß in den vorgejchrittenen Ländern 
der Welt auch die gewerbliche Produktion der wirkſamen Nachfrage 
voraus zu ſein pflegt, ja in gewiſſen Perioden gewaltſam eingeſchränkt 
werden muß, um ſich der Nachfrage anzupaſſen. Dieſe Thatſachen 
ſind zu offenkundig, um geleugnet werden zu können. Die Volkswirth⸗ 
ſchaftslehrer und Publiziſten behandeln ſie mit Recht als allgemein zu⸗ 
geſtanden und keines Beweiſes bedürftig. 

Auf der einen Seite ſehen wir mithin, daß ſowohl an Nahrungs- 
mitteln und Rohſtoffen, als auch an Erzeugniſſen der Induſtrie mehr 
in der Welt produzirt wird, als dafür wirkſame Nachfrage vorhanden 
iſt, obſchon, wie nicht bezweifelt werden kann, weit weniger produzirt 
wird, als nach dem Maße der vorhandenen Arbeitsmittel produzirt 
werden könnte. Denn nicht nur giebt es in allen, ſelbſt den fortge- 
ſchrittenſten und arbeitſamſten Ländern faſt ſtets eine Unſumme frei⸗ 
willigen und erzwungenen Müßigganges, ſowie vielleicht noch mehr 
ſchlecht geleiteter, mit dem Erfolg in keinem angemeſſenen Verhältniſſe 
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ſtehender Anſtrengung; ſondern auch die vorhandenen Naturgrundlagen 
der Produktion, kulturfähige Ländereien, Bergwerke ꝛc., ſowie das in 
Maſchinen, Werkzeugen ꝛc. vorhandene Kapital würden eine weit er- 
giebigere Ausbeutung geſtatten, falls die wirkſame Nachfrage von 
größerem Umfange wäre. 

Auf der anderen Seite finden wir in allen Ländern der Welt, in 
den Induſtrieländern nicht minder als in den übrigen, unter den von 
ihrer Arbeit lebenden Klaſſen Mangel und Elend genug. Große Theile 
der arbeitenden Bevölkerung ſehen ſich außer Stande, für ihre Arbeits- 
kraft Verwendung zu finden und ihrerſeits eine wirkſame Nachfrage 
zu halten; andere gewinnen nur einen ſo kargen Lohn, daß auch von 
dieſer Seite her die wirkſame Nachfrage aufs Empfindlichſte einge— 
ſchränkt wird. 

Aus dieſem Gegenſatze geht hervor, daß thatſächlich nicht das 

Kapital, ſondern die leiſtungsfähige Nachfrage die wirkliche Schranke 
der Produktion iſt. Sowohl in der Landwirthſchaft als auch in der 
Induſtrie klagt man allgemein und faſt zu allen Zeiten über Leber- 
produktion. Es entſtehen dadurch Wirthſchaftskriſen, welche man 
durch Einſchränkung der Produktion zu überwinden empfiehlt und 
welche in Wirklichkeit dadurch auch überwunden werden — freilich zum 
äußerſten Ruin der Arbeiterwelt, welche maſſenweiſe zur Auswanderung 
genöthigt oder zu noch größerem Elend als früher verdammt wird oder 
aus öffentlichen Mitteln erhalten werden muß. Ueberproduktion kann 
aber ſicherlich nicht durch den Mangel, ſondern müßte im Gegentheil 
eher durch den Ueberfluß an Kapital erklärt werden. 
Der wirkliche Grund der angeblichen Ueberproduktion iſt in Wahr⸗ 
heit nirgends anders zu ſuchen, als in dem Mangel an wirkſamer 
Nachfrage — darin, daß ein großer Theil der arbeitenden Bevölkerung 
entweder gänzlich unbeſchäftigt und ſonach ohne alle Mittel iſt, oder 
ſo niedrigen Lohn erhält, um nur wenig Nachfrage nach Erzeugniſſen 
menſchlicher Arbeit halten zu können. Mit anderen Worten, der wahre 
Grund der anſcheinenden Ueberproduktion auf der einen und des 
Mangels auf der andern Seite liegt in der unangemeſſenen Ver— 
theilung der Arbeitserträge. 

Gegen dieſe Anſicht der Dinge wird oft eingewendet, daß ein 
Ueberſchuß von Arbeitskräften exiſtire, deren die Geſellſchaft nicht be— 
dürfe oder daß die Arbeit, deren die Geſellſchaft „bedarf“, von einer 
geringeren Anzahl von Arbeitern gethan werden könne, als vorhanden 
ſind. Es iſt dies die praktiſche Vorausſetzung, von welcher Malthus 
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bei ſeiner Betrachtung der geſellſchaftlichen Fragen ausging und welche 
ihn konſequenterweiſe zu dem Ausſpruche trieb, daß jede Einmiſchung 
der Menſchenliebe in die durch „Uebervölkerung“ hervorgerufenen Leiden 
der Menſchheit ſchwächliches Mitleiden ſei, das die Armen nur von 
der Beachtung des einzigen Heilmittels (der Beſchränkung des Ge⸗ 
ſchlechtstriebes) ablenke. Die heutigen Malthuſianer verwahren ſich in 
der Regel gegen eine ſo ſchroffe Geltendmachung ihres Grundſatzes und 
weiſen der Menſchenliebe die Pflicht zu, Elend und Noth ſo viel als 
möglich zu mildern. Allein die Frage iſt, ob Menſchenliebe und Barm⸗ 
herzigkeit die richtigen Mittel zur Abſtellung der geſellſchaftlichen Uebel 
ſind; ob nicht die Letzteren überwiegend durch geſellſchaftliches Unrecht 
hervorgerufen werden, welches nur durch Umkehr zur Gerechtigkeit 
geſühnt werden kann. 

Man ſieht leicht, daß die Anſicht, es gebe zu viel Arbeiter in der 
Welt, in erſter Linie auf einer Betrachtungsweiſe beruht, welche un- 
endlich dehn⸗ und wandelbare Größen als mehr oder minder feſtſtehende 
und ſtarre annimmt. Niemand kann beſtimmen, wie groß der „Be— 
darf“ eines Volkes iſt. Dieſer Bedarf erweitert ſich, wie bei dem 
Einzelnen, ſo auch bei einem Volke, je mehr die wirkſame Nachfrage 
oder das Einkommen wächſt. Mehr als produzirt wird, kann natürlich 
kein Volk konſumiren; aber es giebt wohl kein Volk, das nicht mehr 
produziren könnte, als ihm ſeine Produktion thatſächlich zu verbrauchen 
erlaubt. Sodann, welche Anzahl von Arbeitern iſt erforderlich, um 
eine gegebene Summe von Arbeit zu liefern? Hängt die Beantwortung 
dieſer Frage nicht gänzlich von der Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter, der 
Dauer der Arbeitszeit ꝛc. ab? Wäre wirklich der „Bedarf“ der Volks⸗ 
wirthſchaft eine beſtimmte Größe, ſo könnte doch die Leiſtung der Arbeit 
auf alle vorhandenen Arbeitskräfte vertheilt werden, ſo daß nicht ein 
Theil der Arbeiter überflüſſig und der andere überbürdet wäre. 

Nun haben wir geſehen, daß die Produktionsfähigkeit gar oft die 
wirkſame Nachfrage weit übertrifft. Die höchſten Intereſſen der Geſell⸗ 
ſchaft erheiſchen aber unleugbar eine Ausdehnung der Produktion, welche 
allen Geſellſchaftsgliedern gegen entſprechende wirthſchaftliche Leiſtungen 
die Befriedigung nicht bloß ihrer thieriſchen, ſondern auch ihrer höheren, 
geiſtigen Bedürfniſſe ermöglicht. Auf der Entwickelung dieſer letzteren, 
welche ſtets die Befriedigung der erſteren zur Vorausſetzung hat, beruht 
offenbar der Fortſchritt der Geſellſchaft. Jemehr die Produktion hinter 
dem Maße zurückbleibt, das die berechtigten Anſprüche Aller zu befriedigen 
vermag, deſto tiefer wird die Geſellſchaft ſtehen oder deſto ungeſunder 
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- ihre Verfaſſung ſein. Werden daher die Intereſſen aller Geſellſchafts— 
glieder als ſolidariſch anerkannt, ſo muß das Beſtreben der Geſellſchaft 

dahin gehen, alle Hinderniſſe einer möglichſt umfangreichen und zweck— 
mäßigen Produktion aus dem Wege zu räumen. 

Worin beſtehen dieſe Hinderniſſe? 

Die Antwort auf dieſe Frage haben wir in den vorangehenden 
Erörterungen größtentheils ſchon vorweggenommen. Einmal kann das 
Hinderniß weſentlich in der rückſtändigen Kultur eines Volkes und der 
Unergiebigkeit ſeiner Arbeit, oder es kann in der Indolenz und Trägheit 
ſeiner Bewohner, oder endlich in der unangemeſſenen Vertheilung der 
Arbeitsprodukte beſtehen. Oft werden auch mehrere dieſer Hinderniſſe 
oder ſämmtliche neben einander anzutreffen ſein. 

Für alle dieſe Fälle braucht man nicht weit nach Beiſpielen zu 
ſuchen. Uns wird jedoch hier nur die Frage der Vertheilung be— 
ſchäftigen, da in den vorgeſchrittenen Ländern der Welt die Hülfsmittel 
des Naturwiſſens und der Technik der Produktion immer mehr dienſt⸗ 
bar gemacht werden und hier im Allgemeinen von Trägheit und Ins 
dolenz nicht die Rede fein kann. Das wahre Hinderniß einer Pro- 
duktion, welche nach Umfang und Richtung geeignet wäre, die phyſiſchen 
wie geiſtigen Bedürfniſſe der Bevölkerung in unendlich höherem Maße 
als gegenwärtig zu befriedigen, liegt hier in der Vertheilung. Der fol— 
gende Abſchnitt wird der Unterſuchung dieſes Verhältniſſes gewidmet ſein. 
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Ueber das thatſächliche Verhältniß der Vertheilung in den zivili⸗ 
ſirten Ländern der Welt kann ich mich kurz faſſen. Genaue Erhebungen, 
ſei es über die Beſitz oder die Einkommensvertheilung, giebt es kaum 
irgendwo, und es ſtellen ſich ihnen ſo große Schwierigkeiten entgegen, 
daß man fie ſchwerlich fo bald wird erwarten dürfen. Das verhält- 
nißmäßig zuverläſſigſte Material über die Einkommensvertheilung ge— 
währen die Einſchätzungen zu den direkten Steuern, und in Groß— 
britannien, Frankreich, Preußen, Sachſen und anderen Ländern ſind 
mehrfach Zuſammenſtellungen der bezüglichen Ergebniſſe verſucht worden. 
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In Großbritannien betrug nach einer bekannten Arbeit von D. Baxter 
in der Mitte der ſechziger Jahre das Geſammteinkommen der auf 
23 Millionen Köpfe zu veranſchlagenden Arbeiterbevölkerung ungefähr 
300 Millionen &, das Geſammteinkommen der wohlhabenderen und 
reichen Klaſſen dagegen (zu denen etwa 7 Millionen Köpfe gehören) 
500 Millionen E. Während alſo auf die arbeitenden Klaſſen ein 
Durchſchnittseinkommen von 13 & pro Kopf kam, entfiel auf die wohl⸗ 
habenden, weſentlich von Rente und Gewinn lebenden Klaſſen 71 £, 
mithin beinahe das Sechsfache. Noch viel ſchreiender erſcheint die Be— 
ſitzbertheilung, wenn man die Ziffern des Einkommens der ärmſten 
und der reichſten Klaſſen gegenüber ſtellt. 

Etwas weniger kraß iſt das Mißverhältniß in den anderen In— 
duſtrieländern, aber im Weſentlichen bleiben die Thatſachen die gleichen, 
und die hervorſtechendſten Charakterzüge derſelben ſind überall die enorme 
Aneignungsfähigkeit des Beſitzes oder „Kapitals“, namentlich des be— 
weglichen, und die Ohnmacht der Arbeit, ſich einen entſprechenden An 
theil am Ertrage der Produktion zu ſichern. 

Dieſe Thatſachen kann man anerkennen und darin eine unhaltbare 
Geſtaltung der Dinge ſehen, ohne zu den übereilten Schlußfolgerungen 
derer zu gelangen, welche die heutige „Produktionsweiſe“ gänzlich um⸗ 
ſtürzen und am liebſten den geſammten modernen Verkehr mit all ſeinen 
Triebfedern, Reizmitteln und Warnungen über den Haufen rennen 
möchten. 

Die Freiheit der Bewegung auf dem wirthſchaftlichen Gebiet iſt 
ein ebenſo nothwendiger Faktor des menſchlichen Fortſchritts, wie die 
Gedankenfreiheit mit Allem, was zu ihr gehört. Der gefährlichſte Feind 
des Fortſchrittes iſt überall die Verſumpfung, und Alles, was dazu 
dient, die Bewegung im Fluß zu erhalten, muß als unantaſtbar gelten. 
Die Ausmerzung des Selbſtintereſſes und der Selbſtverantwortlichkeit, 
die Rückkehr zu veralteten Formen gemeinſchaftlichen Eigenthums und 
gemeinſchaftlicher Produktion würde die Völker nicht bloß um Jahrhun⸗ 
derte zurückwerfen, ſondern den Untergang ihrer Civiliſation beſiegeln 
und ſie unzweifelhaft den Nationen der Vergangenheit anreihen, auf 
deren Unterlage, wie die neue Schrift eines Palimpſeſtes, ſich ein 
neues Geſchlecht erhebt. 

Andrerſeits muß man aber eingedenk bleiben, daß es ſich nicht um 
die Formen, ſondern um das Weſen der Freiheit handelt. Durch die 
Deſpotie des Beſitzes kann dem lebendigen Faktor der Produktion, der 
Arbeit, eine unwürdige, den Intereſſen der arbeitenden Maſſen wie der 
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Geſammtheit zuwiderlaufende Rolle aufgezwungen und die Beſtimmung 
des Eigenthums, eine Garantie der Freiheit und ein Hebel der Pro— 
duktion zu ſein, in ihr Gegentheil verkehrt werden. 

Der Idee des Privateigenthums, dem Sporn des Gedankens, durch 
Fleiß und Sparſamkeit wahrhaft frei zu werden, verdankt die Welt 
die Erhebung der Maſſen aus politiſcher und geiſtiger Sklaverei, den 
Eintritt in die Vorhallen allgemeiner Freiheit und Menſchlichkeit. Es 
iſt daher kein Gedanke müßiger Spekulation, ſondern das Ergebniß 
unmittelbarer Anſchauung des Werdeprozeſſes der Menſchheit, daß jene 
große Idee, welche ſeit wenigen Jahrhunderten die trägen Maſſen der 
Völker in einem früher nie gekannten Maße aufgerüttelt, und ihre 
Befreiung von dem Banne eines politiſchen und intellektuellen Traum⸗ 
lebens vorbereitet hat, auch das Werk vollenden muß. Das Unbe— 
hagen, welches gegenwärtig die arbeitenden Maſſen empfinden, iſt als 
ein Zeichen der Ungeduld über die langſamen Wirkungen der fraglichen 
Kraft, über die gewaltigen Hinderniſſe, die ihrer vollſtändigen Entfal⸗ 
tung entgegen ſtehen, berechtigt und verheißungsvoll. Aber ein un— 
glücklicher Irrthum iſt es, die Kraft ſelbſt anzuklagen, ſtatt ſich mit 
aller Energie an die Aufgabe zu machen, die Widerſtände ihrer all— 
gemeinen Wirkſamkeit zu erkennen und zu beſeitigen. 

An ſich ſteht die Idee des Privateigenthums ſicherlich nicht in 
Widerſpruch mit einer allgemeinen Ausbreitung des Eigenthums, einer 
Durchdringung der Maſſen mit dieſer Kraft, einer gerechten und aus— 
geglichenen Vertheilung des Beſitzes und Einkommens. Völlige Gleich— 
heit giebt es nirgends in der lebenden Natur, denn nur im Tode iſt 
Gleichheit. In der Geſellſchaft iſt eine verhältnißmäßige Ungleichheit 
der Erwerbsbedingungen nothwendig, damit die Triebfedern der in— 
dividuellen Thätigkeit und Selbſtverantwortlichkeit nicht roſten. Höherem 
Fleiße, höheren wirthſchaftlichen Tugenden, höherem Talente müſſen 
größere Vortheile winken, und die Furcht vor dem Sinken iſt ein un⸗ 
erſetzlicher Mahner zur Pflichterfüllung. 

Allein wenn die Vertheilung der Güter eine ſehr ungleiche wird 
und die Produktionsfaktoren, Arbeit und Beſitz, ſich mehr und mehr 
in verſchiedenen Perſönlichkeiten darſtellen, Arbeiter und Beſitzer eigne 
und ſcharf von einander getrennte Klaſſen bilden, dann liegt immer 
die Vermuthung nahe, daß in der Geſellſchaft Tendenzen obwalten, welche 
das Eigenthum feiner Beſtimmung abwendig und es aus einem Werk— 
zeuge der Freiheit und Thätigkeit zu einer verhängnißvollen Schranke 
derſelben machen. 
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Fragt man nach den Erklärungsgründen der Erſcheinung, welche oben 
durch ein paar Ziffern aus der britiſchen Einkommensſtatiſtik erläutert wur⸗ 
den, ſo wird jedenfalls Niemand auf die Auskunft verfallen, daß der große 
Beſitz, welcher die Hauptquelle des Einkommens der bevorzugten Klaſſen 
ausmacht, überall das Reſultat rechtmäßiger Wirthſchaftserfolge ſei. 

Auf welchen Grundlagen in den europäiſchen Ländern der adlige 
Grundbeſitz ruht, und welche rieſige Ueberreſte der feudalen Beſitz⸗ 
ordnung noch heute in den meiſten Ländern vorhanden ſind, weiß 
Jedermann. Das Lehnsrecht ſchuf eine Klaſſe von Grundbeſitzern und 
eine andere Klaſſe von Hörigen. 

Als ſpäter die Städte entſtanden und eine freiere Geſellſchafts⸗ 
ordnung einführten, wußte der erworbene Reichthum Einzelner die 
politiſche Macht und mit ihr die Mittel, ſich auf Koſten der beherrſchten 
Maſſen zu bereichern, an ſich zu reißen. Die Zunftverfaſſung verlieh 
dem Beſitze weſentliche Vorrechte und ſtarken Schutz. 

So fand die Zeit, welche dem Lehnsweſen und der Zunftver— 
faſſung gleichzeitig ein Ende bereitete, ſtarke Gegenſätze zwiſchen Reich 
und Arm, Beſitzenden und Abhängigen vor, und die Anfänge des 
Maſchinenweſens trafen auf eine Geſellſchaft, in welcher eine verhält 
nißmäßig geringe Zahl von Bürgern die wirthſchaftliche Kraft in ſich 
vereinigte, während die Beſitzloſen und nur von ihrer Arbeit Lebenden 
völlig unorganiſirt waren, und überdies von den politiſchen Macht⸗ 
habern an jeder nachdrücklichen Geltendmachung ihrer Intereſſen mit 
Gewalt verhindert wurden. Blieben doch die ländlichen Arbeiter bis 
in die Mitte des gegenwärtigen Jahrhunderts an die Scholle gefeſſelt, 
dauerten doch die Coalitionsverbote noch länger fort. Das Privat⸗ 
recht ſtellt ſich noch heute faſt ausſchließlich als ein ſtrenger Schutz des 
Beſitzes dar. Die Arbeitskraft war durch lange Zeiträume vogel⸗ 
frei und iſt es bis zu einem gewiſſen Grade noch heute. 

Dazu kam mit der Einbürgerung des Geldes als des allgemeinen 
Tauſchmittels, ohne deſſen Vermittelung der Verkehr kaum noch denk⸗ 
bar iſt, der Mißbrauch dieſes mächtigen Werkzeuges zu einem neuen und 
an Gewaltthätigkeit Alles übertreffenden Bereicherungsmittel. Während 
das Geld die natürliche Beſtimmung hat, den Umlauf zu beſchleunigen, 
den Tauſch der Dienſte und Güter zu erleichtern, und eine wohl⸗ 
eingerichtete Geſellſchaft eine ihrer wichtigſten Aufgaben darin ſehen 
müßte, das Werkzeug ausſchließlich dieſer Beſtimmung zu erhalten, iſt 
daſſelbe durch die Verbindung mit dem Zins in hohem Grade zu 
einem Inſtrumente der Tributerhebung Be 
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Da das Geld die tauſchfähigſte aller Waaren iſt, jo gewährt noth- 
wendig der Beſitz oder die Verfügungskraft über das Geld eine weit 
höhere wirthſchaftliche Macht, als der Beſitz jedes anderen werthvollen 
Gutes, und das Geld wird vermöge dieſer Eigenſchaft nur allzuleicht 
und in allzugroßem Maßſtabe zu einem Spekulationsobjekte. Das An⸗ 
häufen von Geld, das an und für ſich in gradem Widerſpruche zu deſſen 
Beſtimmung ſteht, vornehmlich aber das Anhäufen von Schuldverbind— 
lichkeiten aller Art, welche auf Geld lauten und die Umwandlung in 
Geld unter ſtrengen Bedingungen verbürgen, wird ein Geſchäft, deſſen 
geſchickte Handhabung ſchnellen Gewinn von Reichthum und Rang in 
viel höherem Maße verſchafft, als es die nützlichſte und großartigſte 
Thätigkeit je vermag. Dennoch kann eine ſolche Anhäufung nur lähmend 
auf den Austauſch der Güter und Dienſte wirken, da fie das Tauſch⸗ 
mittel ſeinen natürlichen Kanälen entzieht und an anderen Orten ſtaut, 
mithin Stockungen der Tauſche veranlaßt und die Freiheit des Ver— 
kehrs in hohem Grade beeinträchtigt. 

Um die Tragweite dieſer Verhältniſſe zu ermeſſen, braucht man 
ſich nur den Fall vorzuſtellen, daß an einem der Hauptpunkte des 
europäiſchen Effektenhandels, oder an mehreren zugleich, die mächtigſten 
Häuſer und Geſellſchaften ſich zu einem gemeinſchaftlichen Verkauf des 
in ihren Händen befindlichen Effektenbeſitzes entſchließen. Wird dabei 
mit der nöthigen Vorſicht gehandelt, und läßt man die bekannten 
Künſte ſpielen, welche das betheiligte Publikum während der kritiſchen 
Zeit in Täuſchung über die wahre Lage zu erhalten haben, ſo iſt eine 
ſolche Operation von vornherein keineswegs ausſichtslos. Thatſächlich 
geht Aehnliches in größerem oder geringerem Umfange Tag für Tag 
an der Börſe vor ſich. Betragen die zur Verfügung geſtellten Werth 
papiere eine Summe, welche im Vergleich zu den vorhandenen Um— 
laufsmitteln eine ſehr bedeutende iſt, oder dieſelben vielleicht gar über⸗ 
ſteigt, ſo iſt die Panik fertig. Das Geld häuft ſich an wenigen Punkten 
in abnormen Verhältniſſen an, verſchwindet aus den Kanälen, die zu 
ſpeiſen fein einzig legitimer Zweck iſt, und es entſteht im Verkehr, ob— 
wohl kein Heller des Geldwerthes verſchwunden iſt, ein Mangel an 
Umlaufs⸗ und Zahlungsmitteln, der von den Gelobefigern zu einer 
unerhörten Ausbeutung benutzt werden kann und in der That faſt 
immer benutzt wird. 

Die Geſchichte der Geldkriſen bietet, ſo ungeheuerliche Thatſachen 
ſie auch aufbewahrt, dennoch kein getreues Bild deſſen dar, was in 
dieſer Beziehung möglich oder denkbar iſt. In der Wirklichkeit werden 
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ſich einer vorwaltenden Strömung gegenüber immer Gegentendenzen 
geltend machen, welche die Wirkung der erſteren kreuzen und ſchwächen. 
Daß aber Operationen der erwähnten Art oft eine Stockung der In⸗ 
duſtrie herbeiführen, welche Hunderttauſende von Arbeitern auf die 
Straße ſetzt, die in der Induſtrie angelegten Vermögen zu Hunderten 
von Millionen vernichtet und den allgemeinen Verkehr in einem für 
die Arbeiter, wie für die Beſitzer des wirklichen Kapitals gleich 
verderbenbringenden Umfange lähmt, das beweiſt die Geſchichte auf 
vielen ihrer Blätter. 

Je mehr aber das eingebildete Kapital der Schuldverpflichtungen 
aller Art überhand nimmt, deſto mächtiger wird nothwendig, mindeſtens 
unter der Herrſchaft der heutigen Geſetzgebung, die Kraft des Effekten⸗ 
beſitzes, die Umlaufsmittel anzuziehen und ſo den Verkehrsorganismus 
gewiſſermaßen ſeines Blutes zu berauben. Das iſt das ganze Geheimniß 

der Börſenherrſchaft. Sobald daſſelbe einmal allgemein erkannt iſt, 
wird auch das Ende derſelben und mit N eine neue Epoche der Ge- 
ſellſchaft gekommen ſein. 

Mögen die Schuldverpflichtungen einen Namen führen, welchen 
ſie wollen, mögen ſie Banknoten, Wechſel, Hypotheken oder Pfandbriefe, 
Aktien, Obligationen oder wie ſonſt immer heißen, alle theilen mit⸗ 
einander die Eigenſchaft, in hohem Maße die Umlaufsmittel anzuziehen 
und das Werkzeug der Tauſche je nach Gefallen aus den Kanälen, in 
denen es unentbehrlich iſt, in Behälter zu leiten, aus denen es nur 
mit Tributanſprüchen wieder hervortritt. Die unvermeidlichen Folgen 
ſind Hemmung des Umlaufs, Schwankungen der Produktion, ungeheure 
Machterweiterung des „beweglichen“ Beſitzes, nebſt entſprechender 
Lähmung der produzirenden Klaſſen. Weit entfernt daher, daß die 
Vermehrung der fraglichen Werthe eine Wohlthat für die Geſellſchaft 
ſei (wie Diejenigen meinen, welche ſolche Werthe als Kapital anſehen 
und an die Beſchränkung der Produktion durch das Kapital auch dieſer 
falſchen Art glauben), iſt ſie vielmehr der Krebsſchaden derſelben und 
das gewaltigſte Hinderniß einer heilſamen Ausgleichung des Einkommens 
und Beſitzes. 

Im Vergleich zu der hier geſchilderten, verhängnißvollen Kraft der 
für die neuere Zeit ſo charakteriſtiſch gewordenen Schuldenwirthſchaft, 
der Kraft, je nach Belieben den Umlauf, die Produktion und den Ver⸗ 
kehr einzuſchränken oder übermäßig zu reizen — im Vergleich dazu 
darf man die andere Wirkung des Schuldenſyſtems, die darin beſteht, 
eine Klaſſe von Zinsempfängern zu ſchaffen, welche ohne jede nützliche 
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Thätigkeit einen großen Theil des Arbeitserfolges der tigen Be⸗ 
völkerung beanſpruchen, faſt als harmlos anſehen. 

Die Schätzung, daß in Deutſchland an Zinſen für Hypotheken, 
Wechſel, inländiſche Aktien, Staats- und Kommunalanlehen ꝛc., jähr⸗ 
lich vier Milliarden aufgebracht werden, iſt vermuthlich eher zu gering 
als übertrieben. Rechnet man das ſogenannte Volkseinkommen in 
Deutſchland zu 12 Milliarden, ſo verſchlingen die Zinſen den dritten 
Theil davon, oder mit anderen Worten, die produktive Arbeit muß nur 
an Zinſen für geliehenes Geld dreiunddreißig Prozent ihres geſammten 
Ertrags aufbringen. 

Dieſe ungeheure und immer fortſchreitende Ausdehnung der geſell⸗ 
ſchaftlichen Zinspflichtigkeit hätte ſchon längſt die öffentliche Aufmerk⸗ 
ſamkeit erregen und den Gedanken nahe legen müſſen, daß dieſer Weg 
zum Verderben führt. Allein der Schlendrian der Meinungen, das 
Intereſſe der Reichen und ſelbſt eines großen Theiles des ſogenannten 
Mittelſtandes an der Zinswirthſchaft, die Korruption oder die Ignoranz 
der Preſſe verhindern eine allgemeine Verbreitung richtiger Einſichten 
unter den höheren Ständen, während die arbeitenden Klaſſen, ſoweit 
ſie für ſoziale Gedanken empfänglich ſind, durch die Phraſen von der 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, durch utopiſche Pläne einer gänzlichen 
Beſeitigung des Lohnſyſtems ꝛc. von der Erkenntniß der tiefſten Fehler 
der heutigen Geſellſchaftsorganiſation abgelenkt werden. 

Unter den Urſachen, welche heutzutage die Anhäufung großen 
Reichthums erleichtern, ſtehen die Handelsſpekulationen obenan. 

Die Anhäufungen großen Landeigenthums gehören weſentlich der 
Vergangenheit an. Die noch jetzt vorhandenen Latifundien ſtammen 
größtentheils aus den Zeiten des Lehnsweſens, und ſoweit noch heute 
große Güterkomplexe entſtehen, werden ſie durch Kauf, alſo durch Ver— 
mittlung des Geldes, zuſammengebracht. Beim landwirthſchaftlichen 
Betriebe auch ſchon ſehr anſehnlicher Güter werden notoriſch nicht ſo 
große Gewinne erzielt, daß aus denſelben erhebliche Beſitzerweiterungen 
hervorgehen könnten. 

Größere Gewinne verſprechen im Allgemeinen wohlgeleitete in- 
duſtrielle Unternehmungen, und man ſieht daher in den Induſtrie⸗ 
ländern den Grundbeſitz vielfach in die Hände großer gewerblicher 
Unternehmer übergehen. 

Das Mittel zur ſchnellſten Bereicherung jedoch iſt die glückliche 
Handelsſpekulation, ſei es in Artikeln des Maſſenverbrauchs, ſei es in 


verzinslichen Werthpapieren. Unter die letztere Kategorie gehört auch 
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die Gründung von Eiſenbahn⸗ und anderen Aktiengeſellſchaften — 
ein Geſchäft, das in der Regel nichts anderes iſt als eine Spekulation 
in neuen, erſt zu ſchaffenden Werthpapieren. Gründer und Bankiers, 
welche aus dem Handel mit Werthpapieren ein Geſchäft machen, er- 
zielen oft in wenigen Jahren Gewinne, deren Betrag die größten 
Reichthümer, welche noch aus der Feudalzeit übrig ſind und, in Grund 
und Boden beſtehend, erſt durch die Zunahme des Verkehrs ſo hohen 
Werth erlangt haben, erreicht oder gar übertrifft. Auch die Spe⸗ 
kulation in Artikeln des Maſſenverbrauchs, wie Getreide, Baumwolle 
und vielen anderen Produkten, ergeben oft ähnliche Gewinne, wenn 
auch dieſelben denjenigen aus der Effektenſpekulation nur ſelten gleich 
kommen. a 
Es iſt noch nicht allzu lange her, daß auf dieſe Weiſe die An- 
häufung koloſſaler Reichthümer Einzelner und bedeutender Vermögen 
einer großen 3. 1 minder Reicher ſtattgefunden hat. Freilich find die 
Gewinne des ha ls und der Spekulation zu allen Zeiten ein weſent⸗ 
liches Mac, zur Bereicherung geweſen; aber die Ausbeutung des 
Kreditbedürfniſſes großer geſellſchaftlicher Körper, welche heutzutage als 
die ergiebigſte Quelle rieſiger Gewinne betrachtet werden muß, iſt doch 
erſt verhältnißmäßig jungen Datums. Erſt durch die öffentlichen An⸗ 
lehen und durch die ſogenannte Aſſoziation der Kapitalien in Form 
von Aktiengeſellſchaften ſind die ausſchweifenden Spekulationen des 
Effektenhandels und die Entwicklung eines unproduktiven Rentnerthums 
im heutigen Umfange herbeigeführt worden. Es war die künſtliche 
Zucht eines großartigen Verſchuldungsſyſtems, wodurch die erſchreckende 
Ungleichheit der Vertheilung, wie wir ſie heute grade in den vorge⸗ 
ſchrittenſten Ländern der Welt beobachten, veranlaßt worden iſt. 

Ich ſage, die künſtliche Zucht eines Verſchuldungsſyſtems; denn 
daſſelbe iſt nichts weniger als ein natürliches Gewächs. Nicht aus 
einer nothwendigen und geſunden Entwicklung der öffentlichen Ange⸗ 
legenheiten, ſondern aus der Verderbniß der öffentlichen Gewalten und 
einer beengten Auffaſſung ihrer Befugniſſe und Pflichten iſt der öffent⸗ 
liche Kredit hervorgegangen, der, wie ich bald zeigen werde, keiner 
Anlehen bei den Gelbbeſitzern bedarf und auf anderer Grundlage, 
als auf der Zinspflichtigkeit, errichtet werden muß. 

Von gleicher Künſtlichkeit find, wie ich bereits früher“) nachzu⸗ 


) In dem Buche: „Die freie Geſellſchaft. Verſuch einer Schlichtung des 
Streites zwiſchen Individualismus und Sozialismus“. (Chemnitz 1881.) 
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weiſen ſuchte und in einem ſpäteren Theile des vorliegenden Werkes 
noch erſchöpfender darzulegen hoffe, ſolche Formen des Kredites, welche 
ohne ganz beſondere Schutzmittel des Staates nicht beſtehen könnten 
und eben in Folge dieſer beſonderen Schutzmittel und Vorrechte eine 
weit über ihre innere Berechtigung hinausgreifende, mißbräuchliche An- 
wendung erfahren haben. Ich rechne hierher vor Allem den Hypo— 
theken⸗ und den Wechſel⸗Kredit. 
| Die Hypothekendgrlehen finden vorwiegend ihren Weg in die 
Taſchen unproduktiver Verzehrer, bringen den Grundbeſitz in eine ver- 
derbliche Abhängigkeit von ſeinen Gläubigern und ſaugen andererſeits 
die Geſellſchaft aus, welche in den höheren Preiſen der Lebensbedürf— 
niſſe die Hypothekenzinſen mitbezahlen muß. 

Das Wechſelrecht iſt neben den öffentlichen Schulden der mäch— 
tigſte Konzentrator der baaren Umlaufsmittel, welche durch die Einflüſſe 
Beider an wenigen Orten in Maſſen angehäuft und den zahlloſen 
Adern des kleinen Verkehrs entzogen werden. Ueberdies iſt der 
Wechſelkredit naturgemäß nur den ohnehin mächtigen Klaſſen zugäng⸗ 
lich und ihnen allein vortheilhaft. 

Dies iſt in der That die große Schattenſeite alles (mit Zins- 
verpflichtungen unvermeidlich verbundenen) Privatkredits, zu dem ſich 
leider der öffentliche Kredit, ohne Noth und zum unberechenbaren 
Schaden der Geſellſchaft, gleichfalls erniedrigt hat. Der Privatkredit 
muß nothwendig die Herrſchaft der beſitzenden Klaſſen immer mehr 
beſiegeln. Denn während die aktiven Träger des Kredits, die Dar- 
leiher, durch den Zins bereichert werden, iſt der ſozuſagen paſſive 
Kredit meiſt ebenfalls nur dem Beſitze zugänglich und verſtärkt deſſen 
Gewicht unaufhörlich. Durch eine Art Inzucht bleibt der Kredit ſtets 
auf die beſitzenden Klaſſen beſchränkt und vermehrt deren Aneignungs- 
fähigkeit fortwährend. Der Vortheil, den die Bewunderer des mo- 
dernen Kreditweſens dem Kredit nachzurühmen pflegen, daß er Ver— 
fügungsmittel aus Händen, die damit nichts anzufangen wiſſen, in 
ſolche Hände übertrage, welche ſie der Produktion dienſtbar zu machen 
verſtehen, iſt zum größten Theil vollkommen illuſoriſch. Nicht auf 
hervorragend befähigte Hände überträgt der Kredit ſeine Darlehen, 
ſondern mehr oder weniger ausſchließlich auf ſolche, die durch ſchon 
vorhandenen Beſitz die erforderlichen Garantien der Sicherheit zu ge— 
währen ſcheinen. 

Alſo ein künſtlich großgezogener öffentlicher, ſowie ein durch be— 
ſondere Vorrechte aufrecht erhaltener Privat-⸗Kredit ſchafft in erſter 


— 
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Linie jene Zinsverpflichtungen, welche einen jo großen Theil des Volks⸗ 
einkommens abſorbiren und der produktiven Arbeit nur einen verhält⸗ 
nißmäßig geringen Antheil an demſelben übrig laſſen. Auch trägt der 
Kredit die Tendenz in ſich, die Stellung des Beſitzes gegenüber dem 
Nichtbeſitz immer mehr zu befeſtigen. Dauert dieſe Tendenz fort, ſo 
muß die Vertheilung nothwendig immer ungünſtiger für die arbeitenden 
Klaſſen ausfallen. Wer es daher mit geſellſchaftlichen Reformen ernſt 
meint, wird auf dieſen Punkt als einen der wichtigſten ſein Augen⸗ 
merk richten müſſen. 

Die öffentlichen Schulden der Staaten und Gemeinden, ſowie das 
Hypotheken⸗ und Wechſelrecht find aber lediglich Geſchöpfe der Staats⸗ 
geſetzgebung. Kann die ſoziale Verderblichkeit dieſer Einrichtungen nach⸗ 
gewieſen werden, jo muß die Theorie einer abſoluten Selbſt⸗ 
hilfe an dieſem Punkte jedenfalls in die Brüche gehen. 

Was der Staat geſchaffen hat, muß, falls es verderblich iſt, der 
Staat auch wieder einreißen, und daß er dies, wenn nicht ohne Ver⸗ 
letzung äußerer Rechtsformen, ſo doch ohne Verletzung der ſtrengſten 
Gerechtigkeit auch gegen die bisher Bevorzugten vermag, beweiſt unter 
anderen die Ablöſung der bäuerlichen Laſten und Dienſtbarkeiten — eine 
Maßregel, deren Nothwendigkeit und Weisheit heute ſelbſt von den 
widerhaarigſten Vorrechtlern anerkannt wird. f 

Die obigen Andeutungen werden genügen, um einige der wich— 
tigſten Urſachen der maßlos ungleichen Vertheilung, durch welche ſich 
die moderne Geſellſchaft auszeichnet, ins Licht zu ſetzen. Wir gehen 
dazu über, die Folgen dieſes Zuſtandes in kurzen Umriſſen zu ent⸗ 
wickeln. 


Sechſtes Kapitel. 
Folgen ungleicher Vertheilung. 


Die Thatſache, daß ein großer, wenn nicht überwiegender Theil 
aller in den neueren Induſtrieländern geleiſteten Arbeit Lohnarbeit iſt, 
kann als unverwerfliches Zeugniß für die überlegene Aneignungsfähig⸗ 
keit des Beſitzes und die zunehmende Abhängigkeit der Arbeit vom 
Beſitze betrachtet werden. Denn es iſt klar, daß die Nachfrage nach 
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Lohnarbeitern von der ungleichen Vertheilung des Einkommens und 
Beſitzes abhängt. Wären Beſitz und Einkommen annähernd gleich ver— 
theilt, ſo würde es überhaupt keine Lohnarbeit geben. Erſt dadurch, 
daß Einzelne über mehr Arbeitsmittel verfügen, als ſie für eigene 
Arbeit verwenden können, während Andere über keine Arbeitsmittel 
verfügen und ohne die Nachfrage der Beſitzer nach Lohnarbeitern von 
der Arbeit überhaupt abgeſchnitten ſein würden, kann das Lohnſyſtem 
entſtehen. Wenn nun dieſes Syſtem in fortwährender Ausbreitung 
begriffen iſt, die Beſitzer auf der einen Seite immer ausſchließlicher 
Beſitzer und Unternehmer, die Arbeiter auf der anderen immer aus— 
ſchließlicher Lohnarbeiter werden, ſo kann man, da alles Einkommen 
weſentlich in Arbeitslohn und Gewinn beſteht — Rente und Zins ſind 
nur Formen des Letzteren — ſich der Schlußfolgerung nicht entziehen, 
daß der Gewinn einen unverhältnißmäßig hohen und die Arbeit einen 
ungebührlich geringen Antheil des Produktionsertrages erhält. Bei der 
Fortdauer dieſer Tendenz müßte endlich ein Zeitpunkt eintreten, wo der 
Beſitz und die Beſitzintereſſen von der Arbeit und den Arbeitsintereſſen 
vollſtändig geſchieden, die Letzteren von den Erſteren vollſtändig ab— 
hängig ſein würden. Wie weit die Induſtrieländer der Gegenwart 
dieſem ale bereits nahe gekommen find, kann unerörtert bleiben. 
Daß aber die Arbeitsverwendung und daher auch der Arbeitslohn that— 
ſächlich in hohem Maße von den Intereſſen des Gewinnes abhängig 
geworden ſind, wird von Niemandem geleugnet. 

Die Nutzanwendungen, die aus dieſer Thatſache entnommen werden, 
ſind je nach dem Standpunkte der Beobachter verſchieden. Die Einen, 
welche von der abgezogenen Forderung unbedingter Gleichheit ausgehen, 
ſehen in der fortſchreitenden Abhängigkeit der Arbeit eine mit dem 
Weſen des Privateigenthums unabänderlich verknüpfte Erſchei— 
nung und erblicken das Heil nur in der mehr oder minder vollſtändigen 
Abſchaffung des Privateigenthums. Ueber dieſe Auffaſſung wurde ſchon 
weiter oben das Nöthige bemerkt. Andere, welche alles in der Ge— 
ſellſchaft Beſtehende und Werdende als das Ergebniß eines unver- 
meidlichen Prozeſſes betrachten, pflegen entweder peſſimiſtiſch Ge— 
ſchehenlaſſen und Fügſamkeit als das unter allen Umſtänden einzig 
Vernünftige anzuſehen, oder optimiſtiſch ſich der Hoffnung zu getröſten, 
daß die Bäume nicht in den Himmel wachſen können und aus an⸗ 
ſcheinendem Uebel ſchließlich doch das Beſſere und im Intereſſe der 
Menſchheit Wünſchenswerthere hervorgehen werde. 

Die Theorie des Geſchehenlaſſens mag hier füglich bei Seite 
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bleiben. Dagegen wollen wir uns den erwähnten Optimismus etwas 
näher anſehen. Derſelbe geht gewöhnlich von der Vorausſetzung aus, 
daß die Vermehrung der Produktion von der Vermehrung des Kapitals 
abhänge, alſo Letztere die unerläßliche Vorbedingung einer umfaſſenderen 
Verſorgung Aller mit den Nothwendigkeiten und Annehmlichkeiten des 
Lebens ſei. Wie weit dies zutrifft, haben wir in unſeren früheren 
Erörterungen entwickelt. Gewiß iſt die Vermehrung des (echten) Ka⸗ 
pitals eine der Bedingungen vermehrter Produktion. Aber man hat 
ſich vor der Täuſchung zu hüten, als ob die Vermehrung des Kapitals, 
ſoweit es zur Produktion unerläßlich ift, ſich nothwendig außerhalb 
der Arbeiterwelt vollziehen müſſe, als ob nicht auch die Arbeiter— 
welt Kapitalien anſammeln könne, und als ob die Kapitalbildung noth- 
wendig auf die Klaſſe Derjenigen beſchränkt ſei, welche nicht von Arbeit, 
ſondern vom Gewinn an der Arbeit Anderer leben. Dieſe trügeriſchen 
Vorausſetzungen ſtimmen zwar mit den thatſächlichen Erſcheinungen 
der Gegenwart überein, ſind aber gleichwohl falſch und müſſen als 
falſch anerkannt werden, ſobald man nur den Satz in aller Schärfe 
formulirt. Es iſt vollkommen unerfindlich, warum nicht die zu einer 
ſehr geſchwinden Vermehrung der Produktion unentbehrlichen Kapitalien 
ſollten angeſammelt werden können, auch wenn jeder produktive Arbeiter 
ſein eigener Arbeitgeber und Unternehmer iſt, oder wenn Vereinigungen 
von Arbeitern auf eigene Rechnung arbeiten. Zur Vermehrung der 
Produktion bedarf es keiner Kapitalien in den Händen einer eigenen 
Kapitaliſtenklaſſe, ſondern nur der Kapitalien überhaupt, die 
auch im Beſitz der produktiven Arbeiter ſein können. 

Wenn man aber einmal Kapital und Arbeit ohne Trennung von 
Kapitaliſten und Arbeitern ſich nicht vorzuſtellen vermag, — was offen⸗ 
bar mehr dem Mangel an Faſſungsvermögen, als der Logik der That⸗ 
ſachen zuzuſchreiben iſt — und wenn man überdies ein direktes Ver— 
hältniß zwiſchen Produktion und Kapitalanhäufung annimmt, jo finden 
wir die Anſicht Derjenigen, welche im Intereſſe der Menſchheit hohe 
Gewinne und niedrige Löhne fordern, weit folgerichtiger, als die be— 
gütigenden Verſicherungen Jener, welche von der Zunahme des „Ka— 
pitals“ (worunter ſie nicht blos das wirkliche Kapital, ſondern auch 
die Verfügungsmittel verſtehen) höheren Lohn und geringeren Gewinn, 
und mithin eine allmähliche Ausgleichung des Einkommens und Be⸗ 
ſitzes erwarten. Allerdings gehorcht der Gewinn demſelben Geſetze 
wie der Arbeitslohn. Beide ſtehen unter dem beherrſchenden Einfluſſe 
von Angebot und Nachfrage. Iſt das Angebot von Arbeitſuchenden, 
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die ohne Vermittlung eines Unternehmers nicht beſchäftigt werden 
können, im Verhältniß zu dem für die Bezahlung von Arbeitern bereit— 
geſtellten Fonds (dem ſogenannten Lohnfonds) groß, ſo wird der Lohn 
finfen, und umgekehrt. Iſt andererſeits das Angebot der zur Beſchäf— 
tigung produktiver Arbeit ſich darbietenden Mittel im Verhältniß zu 
den Beſchäftigung ſuchenden Arbeitern groß, ſo wird der Gewinn ſinken, 
und umgekehrt. 

Allein es iſt ein Irrthum, anzunehmen, daß, wenn einmal das 
Lohnſyſtem mehr oder weniger unumſchränkt herrſcht, d. h. die Arbeit 
mehr oder minder vollſtändig unter das Joch einer eignen Unternehmer⸗ 
klaſſe gebeugt iſt, der Lohnfonds beſtändig in dem gleichen oder ſogar 
in einem größeren Verhältniſſe ſich vermehren werde, als die Nach— 
frage nach Lohnarbeit. So lange die Verfügungsmittel, von deren 
Verwendung zur Beſchäftigung produktiver Arbeiter man Gewinn er- 
wartet, in ſo ſtarkem Verhältniſſe zunehmen, daß auch eine niedrigere 
Gewinnrate die Anſprüche der Kapitaliſten befriedigt, kann der Gewinn⸗ 
ſatz ſinken und der Lohnſatz ſteigen, ohne daß eine Ausgleichung in der 
Lage der Kapitaliſten und Arbeiter eintritt. Wenn ein Kapital von 
100,000 Mark, das in einer induſtriellen Unternehmung angelegt iſt, 
heute einen Gewinn von 10 Prozent abwirft, ſo kann der Unternehmer 
ſein Stammkapital jährlich um 5000 Mark vermehren, ſo daß es nach 
10 Jahren 150,000 Mark beträgt. Iſt inzwiſchen der Gewinnſatz 
wirklich auf 9 Prozent geſunken, ſo wird ſein jährliches Einkommen 
gleichwohl um 35 Prozent geſtiegen ſein. Nehmen wir nun an, er 
beſchäftige 100 Arbeiter mit einem Durchſchnittslohn von 900 Mark 
jährlich, fo kann der Lohn derſelben nach 10 Jahren auf 1150 Mark 
für den Kopf geſtiegen ſein, ohne daß zwiſchen dem Kapitaliſten und den 
Arbeitern irgend eine Machtverſchiebung zu Gunſten der Letzteren ſtatt⸗ 
gefunden hat. Der Unterſchied wird wahrſcheinlich darauf hinauslaufen, 
daß inzwiſchen die Preiſe des Lebensbedarfes ebenfalls und zwar an— 
nähernd im Verhältniſſe der Lohnerhöhung geſtiegen ſind. 

Hier iſt der Fall angenommen, daß die Arbeiterzahl die nämliche 
bleibt. In Wirklichkeit wird ſich jedoch die Arbeiterzahl vermehrt haben. 
Aus 100 ſind vielleicht 115 geworden. Der Durchſchnittslohn kann 
dann immer noch auf 1000 Mark geſtiegen ſein, jedoch die Kaufkraft 
der 1000 Mark iſt vielleicht nicht ſo groß, als vor zehn Jahren die 
Kaufkraft der 900 Mark. Macht aber der Prozeß der Aufſaugung 
des Handwerks durch den Großbetrieb geſchwinde Fortſchritte, ſo kann 
leicht das Angebot von Arbeitskräften ſo erheblich zunehmen, daß die 
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Widerſtandskraft der Arbeiter völlig gebrochen wird und der en ſich 
thatſächlich dem Unterhaltsminimum nähert. 

Die Vertröſtungen auf eine ſich allmählich von ſelbſt vollziehende 
Ausgleichung würden daher ſelbſt unter der Annahme, daß der Ge— 
winnſatz ſtetig abnimmt und der Geldlohn ſteigt, werthlos bleiben, und 
es wäre ſchlimm, wenn man ſich durch ſo unbeſtimmte Ausſichten von 
der Unterſuchung des wahren Verhältniſſes zwiſchen Unternehmerthum 
und Arbeit abhalten ließe. 

Indeſſen kann man ſich durch einen Blick auf die wirklichen Vor⸗ 
gänge des Verkehrs leicht überzeugen, daß die Annahme eines 
ſtetig ſinkenden Gewinnſatzes keinen Boden hat. Der 
wahre Charakter der heutigen Produktionsweiſe, um eine beliebte Wen⸗ 
dung der Sozialiſten zu gebrauchen, oder wie beſſer zu ſagen iſt, die 
thatſächliche, durch Gewohnheit und Geſetz hergebrachte Abhängigkeit 
der Produktion von den Gewinnintereſſen bringt es nothwendig mit 
ſich, daß der Gewinn und mit ihm die Produktion ſich in fortwährenden 
Schwankungen bewegt; einmal, wie durch Hochdruck getrieben, ge⸗ 
waltig ſteigt, um ſodann, nach eingetretener Ueberſpannung, ebenſo ge— 
waltig zu ſtürzen. 

Dieſe Bewegung, die in den periodiſchen Wirthſchaftskriſen 
jo deutlich hervortritt, wird gewöhnlich auf Ueberproduktion oder Ueber⸗ 
ſpekulation zurückgeführt. Der letztere Ausdruck iſt jedenfalls der paſſen⸗ 
dere, denn er deutet auf die ausſchließliche Verantwortlichkeit desjenigen 
Produktionsfaktors, der in der That für die ungeſtüme Aufwärtsbe⸗ 
wegung allein verantwortlich iſt, nämlich des Unternehmerthums oder, 
mit anderen Worten, der Gewinnintereſſen. 

Denkt man ſich auf einen Augenblick den Gewinn aus feiner der⸗ 
maligen Rolle geworfen, welche ihn befähigt, einen beſtimmenden, 
durch andere Tendenzen nur wenig gemäßigten Einfluß auf die Pro⸗ 
duktion zu üben und den landwirthſchaftlichen Großbetrieb, ſowie die 
fabrikmäßige Induſtrie je nach ſeinen Intereſſen auszudehnen oder ein⸗ 
zuſchränken, ſo iſt es klar genug, daß dann das nothwendige und un⸗ 
überſteigliche Maß der Produktion, die wirkſame Nachfrage, in 
ſeine Rechte eintreten würde. Wenn die Produktion auf allen Gebieten 
in demſelben oder einem höheren Maße ſtiege, als die Bevölkerung, 
jo würde die wirkſame Nachfrage relativ die gleiche bleiben oder ent- 
ſprechend ſteigen; die Arbeitserzeugniſſe würden ſich ebenmäßig unter 
die produktiven Arbeiter vertheilen; es wäre keine Macht vorhanden, 
welche je nach ihrem wirklichen oder vermeinten Intereſſe die wirk⸗ 
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ſame Nachfrage eines großen Theils der Bevölkerung und dadurch 
mittelbar die wirkſame Nachfrage des ganzen Volkes willkürlich ſteigern 
oder herabſetzen kann. 

Darin beſteht die Gefahr des ökonomiſchen Zuſtandes, in welchem 
wir leben, daß es von der Willkür oder, wenn man will, den Intereſſen 
des Beſitzes zum großen Theil abhängt, ob die Produktion erhöht oder 
vermindert oder in Richtungen gedrängt wird, die dem gemeinen Wohle 
nicht entſprechen; daß der Gewinn in großem Maßſtabe zum Regu⸗ 
lator der Produktion geworden, und das gemeinſame Volks— 
intereſſe an der Produktion gegen die Gewinnintereſſen in den Hinter⸗ 
grund getreten iſt. 

Zum Glück ſind noch immer Gegenſtrömungen vorhanden, welche die 
Deſpotie des Beſitzes in Schranken halten. Es giebt noch viele Hand— 
werke und andere Arbeitsgattungen, welche keiner oder nur unerheblicher 
Betriebsmittel bedürfen und daher nicht vom Beſitz, ſondern von der all— 
gemeinen Nachfrage abhängen; es giebt, zumal in Deutſchland und 
Frankreich, noch einen zahlreichen Stand kleiner Grundbeſitzer, in deren 
Händen ſich die Produktionsfaktoren des Kapitals und der Arbeit ver- 
einigt finden. Auf dieſen Gebieten findet mithin, ſoweit nicht auch 
bis dahin das Lohnſyſtem gedrungen iſt, keine Grenzſcheide zwiſchen 
Gewinn und Lohn ſtatt. Soweit aber auch da Lohnarbeiter beſchäftigt 
werden, richtet ſich deren Beſchäftigung doch weniger nach ſchwankenden 
Konjunkturen, als nach den ſtetigeren Verhältniſſen der allgemeinen 
Nachfrage. 

Fehlten aber neben bei Strömung, welche den großen Betrieb 
überhaupt und die fabrikmäßige Produktion insbeſondere befördern, 
die erwähnten Gegenſtrömungen, wäre alle Produktion ſammt und 
ſonders nur von der Willkür des Beſitzes, bez. den Intereſſen des 
Gewinnes abhängig, und vermöchten die arbeitenden Klaſſen nicht, 
durch ſtramme Organiſation ſich dem Drucke der Gewinnintereſſen zu 
entziehen, ſo würde der Augenblick ſchwerlich ſehr ferne ſein, wo in 
der That die Lohnherabſetzungen ihre Grenze nur an dem Unterhalts- 
minimum fänden. Denn wenn einmal die Intereſſen Weniger als 
leitender Beweggrund der Produktion anerkannt ſind und geſetzlichen 
Schutz genießen, ſo wäre es thöricht, von der Einſicht der herr— 
ſchenden Klaſſe zu erwarten, daß ſie, die allgemeinen Intereſſen 
beherzigend, freiwillig die arbeitende Bevölkerung in der beſtmöglichen 
Lage erhalten oder unausgeſetzt auf deren Hebung Bedacht nehmen 
ſollte. Nur ein Narr erwartet im ökonomiſchen Leben der Völker von 
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der Weisheit und Selbſtloſigkeit einer herrſchenden Klaſſe die ent⸗ 
ſcheidenden Thaten, die zur Befreiung der Maſſen dienen. Die Selbſt⸗ 
loſigkeit Einzelner aber würde kaum etwas helfen können, vielmehr 
gewöhnlich, nach den Geſetzen der Konkurrenz, nur zu Mißerfolgen 
führen, die von der Nacheiferung abſchrecken müßten. Wollte ſich ein 
Einzelner den ſtillſchweigenden Lebensgeſetzen ſeiner Klaſſe nicht fügen 
und etwa erheblich höhere Löhne zahlen als ſeine Genoſſen, ſo würde 
er, ſelbſt ohne Zuthun der Letzteren, wahrſcheinlich bald am Ende 
ſeiner Weisheit angelangt ſein und mit dem Gewinn ſein Kapital ſelbſt 
auf das Spiel geſetzt haben; allein es iſt vorauszuſehen, daß die Ge— 
noſſen nicht ruhige Zuſchauer bleiben, ſondern durch vereinigten Kampf 
ſeinen wohlwollenden Beſtrebungen ein vorzeitiges Ende bereiten würden. 

Sind große Induſtriezweige oder iſt gar die geſammte Produktion 
von der Anregung und Hülfe des Beſitzes abhängig, der ſeinerſeits 
nur aus dem Gewinne ſeine Antriebe zieht, ſo wird das Geſetz der 
natürlichen Schwerkraft den Lohn gegen das Unterhaltsminimum herab- 
drücken, und die Ricardo'ſche Anſicht, die das Oszilliren des Lohns um 
den bezeichneten Punkt als ein unvermeidliches Geſetz aufſtellt, 
wenigſtens thatſächlich Recht behalten. So lange nicht entgegenwir- 
kende Kräfte Einfluß gewinnen, wird die herrſchende Tendenz ihr volles 
Gewicht behaupten. Dies iſt an und für ſich klar genug. Doch mag 
es gut ſein, an einigen Beiſpielen zu beobachten, in welcher Weiſe die 
Abhängigkeit der Produktion von den Gewinnintereſſen auf die Arbeit 
und den Lohn einwirkt. 

Betrachten wir zuerſt das Gewinnintereſſe der Grundbeſitzer. 
Wie jeder andere Kapitaliſt, ſo hat auch der Grundbeſitzer das Intereſſe, 
aus ſeinem Beſitz den höchſtmöglichen Gewinn zu ziehen. Arbeitet er 
allein, ſo vermag er dies nur dadurch, daß er ſo emſig, ſo geſchickt 
und mit ſo viel Einſicht arbeitet, als er kann. Er vermehrt an ſeinem 
Theile im eigenen Intereſſe die allgemeine Produktion ſo viel als in 
ſeinen Kräften ſteht, und ſein eigenes Intereſſe befindet ſich daher mit 
dem allgemeinen Intereſſe, welches thunlichſte Ausdehnung der Pro- 
duktion fordert, im Einklange. Anders, wenn er fremde Arbeiter be— 
ſchäftigt. Er zieht dann feinen Gewinn aus der Arbeit dieſer Anderen, 
und ſein Gewinn wird (unter ſonſt gleichen Umſtänden) deſto größer 
ſein, je weniger Lohn er ihnen zu zahlen braucht. In dieſem Falle 
wird der Druck auf den Arbeitslohn die wirkſame Nachfrage der Arbeiter 
und dadurch die Triebfedern der allgemeinen Produktion ſchwächen. 
Ungefähr das Nämliche findet ſtatt, wenn der Grundbeſitzer, wie in 
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Irland, ſein Land an kleine Pächter zu unerötingige Pachipkeiſen 
austhut. 

Oft geſchieht es auch, daß das Gewinnintereſſe unmittelbar 
die Ausdehnung der Produktion hindert. Die Umwandlung großer 
Flächen Ackerlandes in Weideland, wie ſie namentlich in Großbritannien, 
aber auch in manchen kontinentalen Ländern ſich vollzogen hat, iſt hier— 
für ein Beiſpiel. Die Produktion des ſo umgewandelten Landes wurde 
dadurch weder nach ihrem Nutzwerthe für die Geſellſchaft, noch auch 
nach ihrem Tauſchwerth erhöht, ſondern im Gegentheil in den meiſten 
Fällen bedeutend vermindert; was allein ſtieg, war der Gewinn der 
Beſitzer. Dieſer erhöhte Gewinn ſteht auf der Bildfläche; die Kehr- 
ſeite der Medaille aber zeigt brotlos gewordene Arbeiter, Vergeudung 
werthvoller Kräfte der Menſchen und des Bodens, e Ver⸗ 
nachläſſigung der Volksintereſſen. 

In der In duſtrie enthüllt ſich der Zwieſpalt der Intereſſen 
des Kapitalgewinns einerſeits und der Arbeit ſowie der Volksgeſammt— 
heit andererſeits, auf ähnliche Weiſe. Erſtens bei der Verdrängung 
der vom Beſitz losgelöſten Menſchenarbeit durch mechaniſche Kräfte. 
Die Uebelſtände, die daraus für die Arbeiter hervorgehen, ſind be— 
kannt. Die Verhinderung oder Beſeitigung derſelben iſt freilich vom 
Kapitaliſten nicht füglich zu verlangen, ſondern wäre die Aufgabe der 
Volksgemeinſchaft. Aber gerade darin zeigt ſich die ungeheure Ein— 
ſeitigkeit des durch die Gewinnintereſſen beherrſchten Geſellſchaftsſyſtems, 
daß in deſſen Mechanismus die Menſchen kaum noch eine Stelle finden, 
ſondern, ſoweit ſie beſitzlos ſind, als todte Räder betrachtet werden, die 
verderben mögen, wenn ſie für die Gewinnintereſſen unbrauchbar 
geworden ſind. Noch unverhüllter tritt der erwähnte Zwieſpalt in der 
Lohnfrage hervor, worüber das Nöthige ſchon beigebracht iſt. 

Der Grundſatz des Handels iſt: Kaufe billig und verkaufe 
theuer. Wo daher der Händler in der Lage iſt, ſein Gewinnintereſſe 
rückſichtslos geltend zu machen; wo auf Seite der Produzenten, von 
denen er Waaren kauft, und der Konſumenten, an die er ſie verkauft, 
die erforderlichen Gegengewichte fehlen, um dem einſeitigen Intereſſe 
des Händlers die Wage zu halten, da wird ſowohl der Produzent als 
auch der Konſument auf die erdenklich drückendſte Art beſteuert werden. 
Wird dieſe Tendenz durch den Wettbewerb der Kaufleute oder durch 
das Intereſſe derſelben, ihren Umſatz zu ſteigern (was ihnen oft durch 
Verzichtleiſtung auf einen höheren Gewinnſatz gelingen kann) gekreuzt, 
ſo findet ſie darin eben eines der heilſamen Gegengewichte, von denen 
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ich ſprach. Trotzdem wird das geſchilderte Beſtreben, ſowohl vom Pro⸗ 
duzenten als vom Konſumenten ſo viel Gewinn zu nehmen als mög— 
lich, ſtets die Triebfeder alles Handels bleiben — und inſofern ſchwächt 
derſelbe, wie verdienſtvoll häufig ſeine Anregungen und Verkehrsver⸗ 
mittelungen auch ſein mögen, den Reiz zu ausgedehnterer Produktion 
und Konſumtion zugleich. Produzent und Konſument haben das In⸗ 
tereſſe, direkt mit einander zu verkehren; der Händler, beide zu trennen 
und von Jedem eine möglichſt hohe Steuer zu fordern. Die Pro- 
duktion wird fo nicht bloß um einen Theil ihres natürlichen Ertrages 
gebracht, ſondern auch in ihrem Umfange beſchränkt, und zwar letzteres 
in nothwendiger Folge des erſteren, da die Schmälerung des Pro— 
duktionsertrages durch den Handelsgewinn ſtets eine Entmuthigung 
einſchließt, die ſich unter Umſtänden bis zu völliger Einſtellung der 
Produktion ſteigern kann. 

Zur Erläuterung mag am beſten die Wirkung des internationalen 
Handels dienen, wie ſie unter einer auf Handelsherrſchaft gerichteten 
Politik nothwendig eintreten muß. Die Politik Englands gegenüber 
ſeinen Kolonieen war Jahrhunderte lang darauf gerichtet, die Kolonieen 
auf die Produktion der Rohſtoffe zu beſchränken, und ſie entweder durch 
Maßregeln direkten Zwanges, oder durch Einſchüchterung oder Vor- 
ſpiegelung angeblicher Vortheile, von der eigenen Verarbeitung ihrer 
Rohſtoffe, ja möglichſt von aller gewerblichen Bethätigung auszuſchließen. 
Es iſt dies jene Politik, die Adam Smith mit Entrüſtung eine Krämer⸗ 
politik nannte und unter draſtiſcher Schilderung ihrer völkermör⸗ 
deriſchen Wirkungen verurtheilte. Die neuere Wendung der engliſchen 
Politik zur Handelsfreiheit trägt unleugbar bis auf den heutigen Tag 
ſtarke Züge dieſer traditionellen Künſte an ſich. Allerdings werden jetzt 
die in früherer Zeit geſchaffenen künſtlichen Monopole durch das 
Monopol der durch jene errungenen Macht erſetzt. Aber indem man 
die ſchwächeren Völker hindert, das, was ihren einzelnen Angehörigen 
an Reichthum und Widerſtandskraft abgeht, durch Vereinigung — ſei es 
auch vermittelſt des Zwanges der Staatsgewalt — zu erſetzen; indem man 
ihnen durch erzwungene Verträge die Staatshülfe verbietet oder durch 
Einſchmuggelung verführeriſcher Theorieen die beſſere Einſicht verſcheucht, 
lähmt man die Widerſtandskraft der ſchwächeren Staaten ebenſo wirk⸗ 
ſam, als es im Verkehr zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber etwa da⸗ 
durch geſchieht, daß man dem Erſteren das Recht der Vereinigung mit 
ſeinen Genoſſen verſagt. Glücklicherweiſe find die Ideen der Wirth⸗ 
ſchaftsfreiheit nicht auf die Dauer in den beengten Schranken zu er⸗ 
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halten, welche der Eigennutz Englands ihnen wohl gern auferlegt hätte. 
Gleichwohl beſitzt England noch hinreichend ſtarke Bollwerke der Han⸗ 
delsmacht, um Beiſpiele genug darzubieten, welche den ſchädlichen Ein- 
fluß der rückſichtslos geltend gemachten Handelsintereſſen auf den Um— 
fang und Ertrag der Produktion ins Licht ſtellen. In früherer Zeit 
ſoll es unter den privilegirten Handelsgeſellſchaften vorgekommen ſein, 
daß dieſelben große Vorräthe gewiſſer Kolonialprodukte nach allzu reich— 
lichen Ernten vernichteten, um das Angebot der Waare einzuſchränken 
und deren Preiſe zu behaupten. So tölpelhaft verfährt man freilich 
heute nicht mehr. Die Methoden der Spekulation haben ſich verfeinert. 
Aber die Tendenz iſt die gleiche geblieben. 

In den ſchroffſten Widerſpruch tritt das Intereſſe der Arbeit, das 
ſtets mit dem der überwiegenden Mehrheit des Volkes gleichbedeutend 
iſt, mit dem Intereſſe des Beſitzes, wenn öffentliche Anlagen 
von ihrer Rentabilität abhängig gemacht werden. Der Kapital- 
herrſchaft, welche man als den Grundzug des modernen Geſellſchafts— 
zuſtandes zu bezeichnen pflegt, die aber nur eine widerrechtlich ange— 
maßte Herrſchaft iſt, wurde das Siegel der öffentlichen Beſtätigung 
aufgedrückt, als man den Bau und die Verwaltung der Eiſenbahnen 
in die Hände von Privatunternehmern legte, den Gewinn der Letzteren 
zum Gradmeſſer des Bedarfes an ſolchen Verkehrsſtraßen machte und 
denſelben die Ausbeutung des Perſonen- und Waarenverkehrs überließ. 
Die nothwendige Folge davon war, daß denjenigen Punkten und Theilen 
eines Landes, welche durch die natürliche Gunſt ihrer Lage oder durch 
die bisherige Entwickelung des politiſchen Lebens bereits in hohem 
Maße begünſtigt waren, immer ausſchließlicher die Vortheile eines regen 
Verkehrs zugewendet wurden, während die anderen, an Ausdehnung 
weit überwiegenden Landestheile vernachläſſigt blieben und nur lang- 
ſam von dem Ausgleichungsprozeſſe, welcher ſich trotz aller Hemmniſſe 
in allen Richtungen des öffentlichen Lebens vollzieht, berührt werden. 
Während gerade die ärmſten Gegenden das dringendſte Intereſſe haben, 
durch Erleichterung des Verkehrs ihre Produktion und ihren Wohlſtand 
gehoben zu ſehen, muß ihnen, wenn für die Inangriffnahme öffent⸗ 
licher Werke nur der Gewinn des vorgeſchoſſenen Geldes maßgebend 
ſein ſoll, das mächtigſte Mittel zur Belebung des Verkehrs dauernd 
verſagt bleiben. Die ganze Tragweite dieſes Falles wird indeſſen erſt 
klar, wenn man ſich erinnert, daß die metallenen Umlaufsmittel keine 
nothwendige Schranke der Produktion ſind, ſondern, wie wir bald ſehen 
werden, durch andere, koſtenloſe Mittel erſetzt werden können. 
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Als letztes und auffallendſtes Beiſpiel, in welch verderblicher 
Weiſe die Intereſſen der Arbeit und der Geſellſchaft aufgeopfert werden, 
wenn der Unternehmergewinn zu einem weſentlichen Regulator der 
Produktion gemacht wird, müſſen die ſogenannten Handelskriſen 
angeführt werden, die ſich in neuerer Zeit, nämlich ſeit der Zeit, da 
das „Kapital“ zum Götzen der Volks- und Weltwirthſchaft erhoben 
wurde, fo häufig wiederholen. Wie verſchieden auch die Ausgangs- 
punkte der Kriſen ſein mögen, ihr Grundzug beſteht darin, daß das 
„Kapital“, durch irgend welche Erſcheinungen der Gegenwart oder 
drohende Ausſichten der Zukunft beunruhigt und entmuthigt, oder 
auch nur durch Gewinnſucht verlockt, ſich von der Produktion zurüd- 
zieht und dadurch zahlreiche Arbeitskräfte hülflos auf die Straße 
wirft, oder den Lohn derſelben bis zu einem Grade kürzt, daß der 
Arbeiter kaum ſeine nothwendigſten Bedürfniſſe befriedigen kann. Oft 
ruft die Zurückziehung des „Kapitals“ erſt die wirklichen Uebel hervor, 
welche der Kapitaliſt vorherſieht und abzuwenden gedenkt: die Vermin⸗ 
derung der Nachfrage, die Stockung des Abſatzes und die Gewinn— 
loſigkeit der Unternehmungen. Denn je allgemeiner durch Lohn-Ent⸗ 
ziehungen und -Ermäßigungen die Kaufkraft des Arbeiters geſchwächt 
wird, deſto geringer muß die Nachfrage werden, deſto mehr der Abſatz 
ſtocken und jede Unternehmung gewinnlos werden. 

Wo freilich die Verminderung der Nachfrage durch auswärtige 
Störungen herbeigeführt wird; wo z. B. ein bisher geſicherter Export 
abnimmt und in Folge irgend welcher Umſtände eine langwährende 
Einſchränkung erfährt, da wird in der Regel eine Verminderung der 
Produktion unvermeidlich ſein. Dies iſt die Klippe, die jedem weſent⸗ 
lich auf Export angewieſenen Lande Gefahr droht. Indem es ſich von 
dem guten Willen, der Politik oder dem Schickſal anderer Länder in 
hohem Grade abhängig macht, ſieht es ſich Schwankungen unterworfen, 
denen es niemals gänzlich entgehen kann, und die ſtets auf die Grund- 
lagen ſeiner eigenen Volkswirthſchaft einen fatalen Einfluß ausüben. 
Hängt dagegen ein Land weſentlich von der eigenen Nachfrage ab, ſo 
hat eine weiſe Politik die Möglichkeit in der Hand, das Angebot mit 
der Nachfrage ins Gleichgewicht zu ſetzen und der Produktion die An- 
triebe, welche ihr entweder die Muthloſigkeit oder die Gewinnſucht der 
Unternehmer verſagt, ihrerſeits zu ertheilen. Wir werden darauf 
ſpäter zurückkommen. 

Daß Mangel an „Kapital“ nicht die Urſache der periodiſchen 
Wirthſchaftskriſen iſt, wird auch von ſolchen Nationalökonomen, welche 
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ſich zur Theorie der Produktionsbegrenzung durch das Kapital bekennen, 
zugegeben. Man pflegt im Gegentheil dieſe Erſcheinungen auf Ueber: 
produktion zurückzuführen, die auf gut deutſch nichts anderes bedeutet 
als einen Ueberfluß an Mitteln zur Hervorrufung von Unter— 
nehmungen, alſo einen Ueberfluß von „Kapital“. Der neueſte Schrift⸗ 
ſteller, der ſich mit dieſem Gegenſtande ausführlicher beſchäftigt ), ſucht 
ausdrücklich nachzuweiſen, daß das „Kapital“ in ziviliſirten Ländern eine 
natürliche Neigung habe, übermäßig zuzunehmen. Der gedrückte 
Gewinnſatz bei Wirthſchaftskriſen ſei nur der unwiderſprechliche Beweis 
dieſer übermäßigen Zunahme. An Kapital könne es daher ziviliſirten 
und arbeitſamen Ländern, wie ſehr auch ihre Bevölkerung zunehmen 
möge, niemals fehlen. Da Erſparniſſe hauptſächlich aus Gewinnen 
hervorgingen und hohe Gewinne zu ſtarker Produktion reizten, ſo werde 
die Anhäufung gewöhnlich groß ſein, ſobald die Produktion groß ſei. 
Aber es beſtehe kein nothwendiger Zuſammenhang zwiſchen beiden, 
vielmehr ſei oft die Neigung vorherrſchend, Kapitalien anzuhäufen, 
ohne ſie produktiv anzulegen. Das Gemeinwohl erheiſche, daß dieſer 
Tendenz zu übermäßiger Anhäufung entgegen getreten werde. 
— Man ſieht, der Verfaſſer kommt auf einem anderen Wege zu An— 
ſichten, die den meinigen verwandt ſind, und eine volle Uebereinſtim— 
mung würde ſich ergeben, wenn er ſich von feinem unrichtigen Kapital 
begriffe hätte losmachen können und den weſentlichen Unterſchied zwiſchen 
dem echten Kapital und den bloßen Verfügungsmitteln geſehen hätte. 

Die aus einer allzu ungleichen Vertheilung nothwendig entſpringende 
einſeitige Herrſchaft der Gewinnintereſſen muß, wie wir 
ſehen, zur Vergeudung von Arbeitskraft, Niederhaltung des Lohns, Be— 
ſchränkung der wirkſamen Nachfrage, unter Umſtänden auch zu Be— 
ſchränkung des Waarenangebots, kurz auf die verſchiedenſte Art zu 
Feſſelung der Produktion führen. Wenn gleichwohl viele Schrift⸗ 
ſteller, welche das Wirthſchaftsleben durch die kapitaliſtiſche Brille be= 
trachten und die Herrſchaft des „Kapitals“ oder der Gewinnintereſſen 
als unvermeidlich anſehen, hohe Löhne für eine Bedingung des Volks— 
wohlſtandes erklären und ein höheres Maß der Lebenshaltung und der 
Anſprüche an's Leben als ein untrügliches Mittel zur Erhöhung des 
Fleißes und der Geſchicklichkeit, kurz der Arbeitsleiſtung empfehlen, ſo 
verlangen ſie etwas, das mit den Folgen ihrer Kapitalstheorie in prak— 
tiſchem Widerſpruche ſteht. 


) Capital and Population. By Frederic B. Ha wley. Newyork 1882. 
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Uebrigens hat man ſich auch zu hüten, hohe Löhne bedingungslos 
als ein unfehlbares Mittel zur Erhöhung der Arbeitsleiſtung anzuſehen. 

Eine gewiſſe Proportionalität der Arbeitsleiſtung und des Lohns 
iſt allerdings eine ebenſo gewöhnliche wie leicht erklärliche Erſcheinung. 
Der gut bezahlte Arbeiter Englands arbeitet drei oder vier Mal ſo 
viel, als der ſchlecht bezahlte Ruſſe, und jo iſt die Arbeit des Eng⸗ 
länders, trotz des hohen Lohns, gewöhnlich viel billiger als die des 
Ruſſen. Mit dem Wohlſtande des Arbeiters wachſen aber auch und 
verfeinern ſich in der Regel ſeine Bedürfniſſe. Sie ſpornen einerſeits 
zu erhöhter Thätigkeit an und erwecken andererſeits das Verlangen 
nach Muße und geiſtigem Genuß. 

Oft genug hat man indeſſen auch die Erfahrung gemacht, daß die 
größten Lohnſteigerungen weder die Arbeitsleiſtungen, noch die An⸗ 
ſprüche des Arbeiters an's Leben erhöhten. Engliſche Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer in Oſtindien glaubten durch hohe Löhne den Hindu -Arbeiter 
zu ſchnellerer Arbeit bewegen zu können. Allein dieſer kennt kein an⸗ 
deres Bedürfniß, als ſeine tägliche Portion Reis, und das trockene 
Klima macht waſſerdichte Wohnungen und viele Kleider unnöthig. Der 
Arbeiter hört deßhalb auf zu arbeiten, ſobald er für das tägliche Be— 
dürfniß geſorgt hat. Höherer Lohn vermehrt ſein Behagen nicht und 
dient nur dazu, ſeinen gewöhnlichen Fleiß zu vermindern. So mag 
es auch in Europa unter den Arbeitern viele ſolcher Hindus geben, 
auf welche dieſe Bemerkungen paſſen. Denn man darf nicht vergeſſen, 
daß auch hier das Geſetz der Trägheit oder Beharrung ſeine Anwen⸗ 
dung findet, und daß die Natur ſich überall gegen ſprungartige Ent- 
wickelungen ſträubt. 

Nichtsdeſtoweniger liegt dem Gedanken, daß der Fleiß eines Volkes 
am wirkſamſten durch Erweiterung und Erhöhung ſeiner Bedürfniſſe an⸗ 
geſpornt werde, eine unbeſtreitbare und allgemein anerkannte Wahrheit 
zu Grunde. Nicht minder wahr iſt, daß die Lebensgewohnheiten, 
welche einer Bevölkerung ſozuſagen in Fleiſch und Blut übergegangen 
ſind, auf deren thatſächliche ökonomiſche Lage einen beſtimmenden Ein⸗ 
fluß zu üben pflegen. Eine Bevölkerung mit verhältnißmäßig hohen 
Anſprüchen an das Leben wird gegen Zumuthungen, dieſe Anſprüche 
zu ermäßigen, in der Regel eine große Widerſtandskraft entwickeln. 
Willkürliche Lohnherabſetzungen werden daher gewöhnlich an dem ſo— 
genannten Standard of life eine ſehr wirkſame Schranke finden, und 
wo Lohnherabſetzungen unvermeidlich ſcheinen, wird der Arbeiter eher 
verſuchen, durch geſteigerte Leiſtungen die alte Lohnhöhe zu behaupten, 
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als ſeine Bedürfniſſe einzuſchränken. Wird der Lohn der Leiſtung 
entſprechend erhöht, ſo übertrifft nicht ſelten die Steigerung der Leiſtung 
diejenige des Lohns, und der Arbeitgeber hat daher von der Lohn— 
ſteigerung noch einen unmittelbaren Vortheil. 

Indeſſen liegt es in der Natur der Dinge, daß der Arbeitgeber 
durch Betrachtungen dieſer Art nur ſelten zur Erhöhung der Löhne 
bewogen werden wird. Die augenfälligere und einleuchtendere Methode, 
den Gewinn zu ſteigern, wird ſtets in der Herabdrückung des Lohns 
beſtehen, und wenn die Konkurrenz der Arbeitſuchenden groß genug 
iſt, jo wird dieſelbe auch, trotz niedriger Löhne, zu höchſtmöglicher An- 
ſpannung der Leiſtungen zwingen. Mit anderen Worten, ein hoher 
Standard of life wirkt mäßigend auf die Tendenz des „Kapitals“, 
den Lohn herunterzudrücken; aber ſelten oder nie wird beim „Kapital“ 
die Tendenz vorwalten, die Löhne zu erhöhen, um dadurch höhere 
Arbeitsleiſtungen herbeizuführen. Allgemeine Lohnerhöhungen werden 
ſchwerlich jemals eintreten, ohne daß die Arbeitgeber, ſei es durch ver— 
mehrte Nachfrage nach Arbeitskräften und Arbeitserzeugniſſen, ſei es 
durch ungewöhnliche Widerſtandskraft der Arbeiter, ſich zu entſprechen— 
den Zugeſtändniſſen gezwungen ſehen. 

Ein hohes Maß der Bedürfniſſe und der wirkſamen Nachfrage, 
erhebliche Widerſtandskraft der Arbeit gegen Unterdrückungsverſuche des 
Beſitzes, großer Umfang der Produktion — find durchweg ſinnver— 
wandte, auf einander bezügliche, in engem Zuſammenhange ſtehende 
Begriffe. Sie weiſen alle auf eine gemeinſame Wurzel, eine gemein- 
ſame Triebfeder der Bethätigung zurück, eine im Innern des Menſchen 
ruhende Triebfeder, die jeden Einzelnen antreibt, alle ſeine Kräfte an⸗ 
zuſpannen, fleißig und wirthſchaftlich zu fein, die erworbenen Kennt⸗ 
niſſe und Fähigkeiten zu gebrauchen, und ſo zunächſt zu ſeinem eignen 
Frommen, mittelbar aber auch zum Vortheil der Geſellſchaft und 
Menſchheit werthvolle Güter, ſei es materieller, ſei es geiſtiger Art, 
zu produziren. Dieſe Triebfeder iſt nach allgemeinem Anerkenntniß 
das Selbſtintereſſe. Jeder Einzelne hat den natürlichen Drang, 
durch ſeine Anſtrengung ſo viel zu erwerben, als er zum Leben und 
Genuſſe des Lebens bedarf. Iſt die Nothdurft des Lebens befriedigt, 
ſo erwacht das Verlangen nach ſinnlichem und geiſtigem Genuß. 

Den menſchlichen Wünſchen iſt kein Ziel geſetzt. Die Aus⸗ 
dehnungsfähigkeit der Bedürfniſſe gewährt der Thätigkeit der Einzelnen 
und Aller einen weiten Spielraum, entfeſſelt aber auch die Leiven- 


ſchaften und nährt das Verlangen, ohne Anſtrengung zu genießen. 
Stöpel, Soziale Reform. I. 4 
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Hiergegen hat das Recht ſeines Amtes zu walten, und ſetzt zum 


Hüter über den Erwerb das Eigenthum. 

Der Gedanke der Eigenthumseinrichtung kann, wie ſehr er auch 
zu allen Zeiten und ſchon in den Anfangsſtadien der geſellſchaftlichen 
Entwickelung“ verdunkelt worden iſt, niemals ein anderer ſein als der, 
der menſchlichen Thätigkeit ihre Früchte zu ſichern, das Selbſtintereſſe 
auf ſeinen rechtmäßigen Boden zu ſtellen. Es würden ſich aus dieſem 
Geſichtspunkte intereſſante Streiflichter auf die Geſchichte des Eigen⸗ 
thums werfen laſſen. Hier ſoll jedoch nur auf die graduelle Ver⸗ 
ſchiedenheit des Selbſtintereſſes hingewieſen werden, welche 
ſich bei den beſitzenden Klaſſen einerſeits und den arbeitenden Klaſſen 
andererſeits naturgemäß ergiebt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Kraft der Gründe, 
welche den Beſitzenden reizen können, die in ſeiner Machtſphäre befind⸗ 
lichen Produktionsmittel dem gemeinen Weſen zur Verfügung zu ſtellen, 
gradweiſe abnimmt, je größer der Beſitz wird. Das 
Intereſſe des kleinen Landwirths, ſeinem geringen Gute durch Ber: 
beſſerungen oder durch Beſchäftigung von Lohnarbeitern reicheren Er⸗ 
trag abzugewinnen, iſt dringender, als dasjenige des reichen Grund— 
herrn, die Intenſivität der Kultur durch große Meliorationen oder 
vermehrte Verwendung von Arbeitskräften zu erhöhen. Beide, der 
kleine wie der große Grundbeſitzer, werden durch das gemeinſame 
Motiv des Gewinnes zur Erweiterung der Produktion beſtimmt, 
aber dieſer Reiz muß im Allgemeinen da nachlaſſen, wo ohnehin ſchon 
Ueberfluß vorhanden iſt, der ſich in Luxus oder abſoluter Verſchwen⸗ 
dung Auswege ſchafft. Prachtliebe, Genußſucht oder Herrſchgier ſind 
zwar oft unerſättlich; aber was dafür verausgabt wird, kann zur Be⸗ 
ſchäftigung produktiver Arbeiter entweder überhaupt nicht dienen, 
oder muß der Produktion eine mit den Intereſſen der Geſammtheit 
nicht in Einklang ſtehende Richtung auf das Entbehrliche, Unnütze 
oder gar Verderbliche geben. 

Sind die Intereſſen des großen und kleinen Beſitzes an 
der Ausdehnung der Produktion dem Grade nach verſchieden, ſo iſt 
das bezügliche Intereſſe des Beſitzloſen ſchon von ganz anderer 
Art. Von der Ausdehnung der Produktion iſt ſein Leben ſelbſt ab- 
hängig, aber leider ſteht ihm kein Mittel zu Gebote, auf die Erwei⸗ 
terung der Produktion einzuwirken, und auch da, wo ihm der Weg 
zur Thätigkeit nicht durch die Unzulänglichkeit der Arbeitsmittel verlegt 
iſt, wird durch die Beſteuerung, die der Beſitz in der Form des Ge— 
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winnes von ihm erhebt, das Selbſtintereſſe in ihm, und mit demſelben 
die größte Triebfeder individueller Thätigkeit, nothwendig geſchwächt. 

So lange daher die Ausdehnung der Produktion, von welcher die 
Verſorgung der im natürlichen Laufe der Dinge zunehmenden Bevöl⸗ 
kerung abhängt, in hohem Maße an den Willen oder das Intereſſe 
einer von den Beſitzloſen ſcharf geſchiedenen Beſitzerklaſſe geknüpft bleibt, 
ſo lange wird nicht angenommen werden dürfen, daß die Produktion 
diejenige Ausdehnung gewinne, deren ſie je nach den vorhandenen 
geiſtigen und materiellen Mitteln fähig iſt. Grade wer in der mög— 
lichſt freien Konkurrenz aller individuellen Kräfte eine Grund— 
forderung der ſozialen Gerechtigkeit ſieht, wird daher nicht umhin können, 
zuzugeſtehen, daß hier ein Punkt iſt, an welchem das gemeine Intereſſe 
mit den Intereſſen Einzelner in Widerſpruch geräth und die Freiheit 
der Bethätigung eine ernſte Schranke findet. 

Eine weitere Folge ungleicher Vertheilung haben wir in den da— 
durch bedingten nachtheiligen Richtungen der Produktion zu betrachten. 

Die Entwicklung der geiſtigen Eigenſchaften des Menſchen, der 

Fortſchritt der Geſellſchaft hängt von dem Verhältniß ab, in welchem 
die Befriedigung der leiblichen Bedürfniſſe die Thätigkeit der Einzelnen 
und Aller erfordert. Je weniger Zeit und Arbeit auf die Nahrungs- 
beſchaffung verwendet zu werden braucht, deſto mehr wird für die an— 
deren Bedürfniſſe übrig bleiben. Je gleichmäßiger nun das Einkommen 
in einem Lande vertheilt iſt, deſto gleichmäßiger wird ſelbſtverſtändlich 
die wirkſame, zu Gegenleiſtungen befähigte Nachfrage ſein. Sie wird 
ſich in erſter Linie auf die Allen gemeinſamen dringenden Bedürfniſſe, 
Nahrung, Kleidung und Wohnung, und in ſtufenweiſe ſinkendem Ver⸗ 
hältniß auf das minder Nothwendige richten. Giebt es hingegen große 
Klaſſen, deren Verfügungsmittel bedeutende Luxusausgaben geſtatten, 
jo wird ein entſprechender Theil von Kapital und Arbeit auf Her- 
ſtellung von Tand und Eitelkeiten verwendet, und der Produktion des 
Nothwendigen und Nützlichen entfremdet. Dieſe ungemeſſene Verzet— 
telung von Kapital und Arbeit in Hervorbringung von Ueberflüſſigem 
und Frivolem ſollten Diejenigen ins Auge faſſen, welche fortwährend 
auf das drohende Geſpenſt einer Uebervölkerung hinweiſen und die 
Bevölkerung dem „Kapital“ oder auch dem Nahrungsvorrathe beſtändig 
voraneilen ſehen. Auf der andern Seite kann die Erwägung derſelben 
die kindiſche Anſicht Derer berichtigen, welche den Luxus der Reichen 
nur im Lichte einer Nahrungsquelle für die Armen betrachten. 

Es wäre eine intereſſante, obwohl ſchwierige Aufgabe, zu unter- 
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ſuchen, in welchem Verhältniſſe in den vorgeſchrittenſten Ländern der 
Welt die auf Erzeugung des Nothwendigen, Nützlichen und Trefflichen 
gerichtete Arbeit zu dem auf die Befriedigung von Luxusbedürfniſſen 
und Eitelkeiten aller Art verwendeten Fleiße ſteht. Damit jedoch nicht 
genug, würde ſich die Unterſuchung auch darauf richten müſſen, wie 
viel Arbeitskraft gänzlich müßig bleibt oder in unnützen Dienſtleiſtungen 
verſchwendet wird. Kein Zweifel, daß, wenn es möglich wäre, das 
Ergebniß einer ſolchen Unterſuchung ziffernmäßig feſtzuſtellen, ein wahr⸗ 
haft erſchreckendes Reſultat zu Tage treten und die Ueberbürdung ge— 
wiſſer Klaſſen der Geſellſchaft mit der Verſchwendung von Arbeitskraft 
in anderen einen grellen Kontraſt bilden würde. 

Nun denke man ſich die Arbeit der Müßiggänger und der mit 
eitlem Tand oder mit den unnützeſten Dienſtleiſtungen Beſchäftigten 
auf die Hervorbringung nützlicher Güter gerichtet! Faſt überall klagt 
die Landwirthſchaft in den europäiſchen Induſtrieländern über 
mangelnde oder zu theuere Arbeitskräfte! Würde dies auch dann noch 
der Fall ſein können, wenn von dieſer Seite her ein ſo großer Zufluß 
zu erwarten wäre? Würden durch die ſo vermehrten Arbeitskräfte nicht 
die Lebensmittel und Rohſtoffe wahrhaft nützlicher Induſtrieen in einem 
Maße vermehrt werden können, daß bald Niemand mehr den Muth 
fände, von Nahrungsmangel oder Uebervölkerung zu reden? 

Man erſieht aus dieſer Andeutung klar genug, was es mit der 
angeblichen Wohlthat des Luxus (nicht bloß der Reichen, ſondern aller 
Klaſſen überhaupt) für eine Bewandtniß hat. Seine Wirkung iſt im 
Allgemeinen keine andere, als die, der Produktion wahrhaft nützlicher 
Dinge entgegen zu wirken. 

Es wäre jedoch vergeblich, zu erwarten, daß in einem Zuſtande, 
welcher dem Beſitz die überwiegende oder faſt ausſchließliche Initiative 
zur Produktion zuweiſt, durch den guten Willen der Beſitzenden eine 
Aenderung in den Richtungen der Produktion zuwege gebracht werden 
könnte. Es würde ihren Intereſſen zuwiderlaufen, ihre Mittel aus⸗ 
ſchließlich einem Produktionsgebiete zuzuwenden, auf welchem die Kon⸗ 
kurrenz des Angebots ihren Gewinn nothwendig ſchmälern müßte. 
Wodurch allein eine ſparſamere und nützlichere Verwendung aller vor⸗ 
handenen Kräfte gewährleiſtet werden kann, das iſt eine gleichmäßigere 
Vertheilung, welche die wirkſame Nachfrage von ſelbſt in heilſamere 
Richtungen treibt. | 
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Die Beſtrebungen, die Lage der arbeitenden Klaſſen zu verbeſſern, 
gehen nach zwei Hauptrichtungen auseinander. 

Der einen Richtung liegt der Gedanke zu Grunde, daß die große 
Ungleichheit zwiſchen der Lage der zahlreichſten, nützlichſten und unent- 
behrlichſten Klaſſe, und der Lage Derer, welche der Geſellſchaft ent— 
weder als Unternehmer, oder als öffentliche Funktionäre Dienſte leiſten, 
oder ohne irgend welche nützliche Thätigkeit nur durch die an den 
Beſitz geknüpften Vortheile Einkommen beziehen, ihre Urſache in Um— 
ſtänden haben müſſe, die mit der natürlichen Gerechtigkeit nicht im 
Einklang ſtehen und auf Fehler in der Geſellſchaftsorganiſation hin— 
weiſen, deren Beſeitigung allein zu dem wünſchenswerthen Ergebniß 
einer Ausgleichung führen kann. 

Die andere Richtung kümmert ſich weniger um die Urſachen der 
ſozialen Erſcheinungen, als um ihre Folgen, und hält es für aus— 
reichend, die auffallendſten Uebelſtände der gegebenen Sozialverfaſſung 
zu mildern. Zu dieſer Richtung gehören faſt alle die Beſtrebungen, 
welche mit Hülfe der allgemeinen Beſteuerung den arbeitenden Klaſſen 
wohlthätige Inſtitutionen, wie Kranken- und Altersverſorgungskaſſen und 
dergleichen, verſchaffen wollen. Solche Beſtrebungen kommen im Weſent— 
lichen über den Gedanken der Armenpflege nicht hinaus. Sie dringen 
nicht bis zum Kern der Sache vor und können unter Umſtänden da— 
durch bedenklich werden, daß ſie von der wichtigeren Unterſuchung des 
wahren Geſellſchaftszuſtandes und dem edleren Willen, Gerechtigkeit 
und nichts weiter zu üben, ablenken. Man wird ſich hüten müſſen, 
aus Prinzipienreiterei dieſe Beſtrebungen vollſtändig von der Hand 
zu weiſen; denn das Leben muß ſtets ſein Recht behalten, und ein 
Hungernder, dem durch höhere Gewalt Freiheit, Verdienſt und Lebens— 
unterhalt verkürzt wird, wäre nicht bloß ein Unglücklicher, ſondern auch 
ein Narr, wenn er, auf ſein gutes Recht pochend, auch das Wenige, 
das man ihm gewährt, zu nehmen ablehnen wollte. Darum braucht 
man den Anſpruch auf Gerechtigkeit noch lange nicht für ein Linſen— 
gericht zu verkaufen. 8 

Die beiden gekennzeichneten Richtungen der ſozialen Reformbe— 
ſtrebungen verhalten ſich zu einander wie Wiſſenſchaft und Routine, 
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wie die phyſiologiſche Medizin zu einer rohen Heilmittellehre. Sonder⸗ 
barer Weiſe vermögen die Vertreter der zweiten Richtung, welche ſich 
auf die Erkenntniß, daß die Dinge nicht in der bisherigen Weiſe weiter 
gehen können, viel einzubilden pflegen, gewöhnlich nicht zu begreifen, 
daß ſie ſelbſt noch tief genug in der Theorie des Laisser faire ſtecken, 
und daß ein ernſter Widerſtand gegen die krank machenden Einflüſſe 
des heutigen Geſellſchaftslebens die Quellen dieſer Einflüſſe zu ver⸗ 
ſtopfen ſuchen muß, anftatt ſich damit zu begnügen, eine ſekundäre 
Eiterbeule aufzuſchneiden. 

Andererſeits ſind Diejenigen, welche die Ausgleichung ſozialer 
Macht und Ohnmacht auf dem Wege der Vereinigung der Ohnmäch⸗ 
tigen ſuchen, gewiß auf der richtigen Fährte, da ſie einſehen, daß eine 
Heilung des ungeſunden Geſellſchaftskörpers nur von innen heraus 
erfolgen kann; aber ſie pflegen bei einem viel zu nah geſteckten Ziele 
Halt zu machen und die Zwecke der Vereinigung viel zu eng zu faſſen. 
Die Vereinigung braucht ſich nicht örtlich zu beſchränken, ſondern kann 
ihre rechtmäßige Wirkſamkeit auf die Gebietsunterlage und die Central⸗ 
organe der geſammten Geſellſchaft erſtrecken. 

Da ich die ſozialen Fragen der Gegenwart hier nicht erſchöpfend 
zu erörtern, ſondern nur unter dem durch den Titel dieſer Arbeit an⸗ 
gedeuteten Geſichtspunkte zu betrachten habe, ſo ſtehe ich vor der Frage, 
durch welche Mittel die Arbeit von der Herrſchaft oder vielmehr Willkür 
des „Kapitals“ befreit und demſelben gegenüber in eine unabhängigere 
Lage gebracht werden kann. 

Unſere bisherigen Ueberlegungen führten uns dahin, einen grund— 
ſätzlichen Unterſchied zwiſchen dem echten Kapital einerſeits, welches in 
den Bedürfnißgegenſtänden der Menſchen: Nahrung, Kleidung, Obdach, 
Werkzeugen, Maſchinen und anderen den Zwecken der Einzelnen oder 
der Gemeinſchaft dienenden Dingen beſteht, und den Verfügungsmitteln 
andrerſeits aufzuſtellen, welche, an ſich ohne Kraft zur Bedürfniß— 
befriedigung, nur Anweiſungen auf die Güter ſind, die man wirklich 
braucht oder wünſcht. 

Man kann ſich die auf Geld lautenden Werthpapiere: Papiergeld, 
Banknoten, Wechſel, Staatspapiere, Aktien, Hypothekenbriefe und wie 
ſie heißen mögen, vollſtändig aus der Welt wegdenken, und die Welt 
würde deßhalb nicht um einen Deut ärmer oder reicher ſein, als vorher. 
Das zu Münzen geprägte Gold und Silber repräſentirt allerdings 
einen Theil, obwohl nur einen winzigen Theil des in der Welt vor⸗ 
handenen Reichthums, aber einen Theil, der, von ſeinem Umlaufs⸗ 
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zwecke abgeſehen, keinem reellen Bedürfniſſe der Menſchen dient. Auch 
das Geld könnte beſeitigt ſein, ohne daß das echte Kapital, durch 
deſſen Umfang die Ausdehnung der Produktion bis zu einem gewiſſen 
Punkte begrenzt wird, irgend welche Einbuße erlitte. 

Nichtsdeſtoweniger erfüllt das Geld als Umlaufs- oder Tauſch⸗ 
mittel einen Zweck von der höchſten Wichtigkeit. Aber die Art oder 
beſſer der Inhalt des Umlaufsmittels iſt nebenſächlich. Entſpricht das 
Werkzeug ſeiner Aufgabe nicht, ſo muß man darauf denken, es zu ver— 
beſſern oder die Umſtände zu beſeitigen, welche ſeine Wirkſamkeit 
hemmen. Es iſt eines denkenden Volkes unwürdig, ſich zum Sklaven 
eines todten Inſtrumentes zu machen. Die Geſellſchaft bedarf des 
Umlaufes, des lebhaften Tauſches zwiſchen Produzent und Kon— 
ſument, und bedient ſich des Geldes als desjenigen Mittels, das wegen 
ſeiner natürlichen Eigenſchaften jenen Zweck am beſten zu erfüllen ver- 
mag. Wenn aber daſſelbe die ihm obliegenden Funktionen nicht in 
dem nothwendigen oder wünſchenswerthen Maße erfüllt, ſo muß man 
ſich erinnern, daß es ſich um den Zweck, nicht um das Mittel handelt, 
und muß den Zweck durch ein geeigneteres Mittel zu erreichen ſuchen. 

Es iſt bekannt, welchen natürlichen Vorzügen das Gold und Silber 
ihre Wahl zum Geldſtoffe verdanken. Dieſe Vorzüge ſind den edlen 
Metallen von der Natur ſelbſt ertheilt und ihnen niemals zu entreißen. 
Jeder Verſuch, ſie aus der ihnen von allen ziviliſirten und halbzivili— 
ſirten Völkern bereitwillig zugeſtandenen Rolle vollſtändig zu verdrängen, 
würde vorausſichtlich mit einem Mißerfolg enden; denn es giebt kein 
Mittel, ſie vollſtändig zu erſetzen. Aber man muß ihre Rolle nur 
recht verſtehen. Sie find keineswegs die einzigen Beförderungs- 
mittel des Umlaufs. In gewiſſen Grenzen kann ein lebhafter Tauſch 
von Waaren und Dienſten ohne alle Vermittelung des Geldes vor ſich 
gehen, und es iſt eine der erſten Aufgaben einer umſichtigen und auf 
der Höhe der ſozialen Forderungen der Zeit ſtehenden Wirthſchafts— 
politik, die Kreiſe der Geſellſchaft, innerhalb deren ein lebhafter Tauſch 
ohne Vermittelung des Geldes oder mit Hülfe eines geringen Stammes 
herbeigeführt werden kann, zu erweitern und zu vervielfältigen. 

Es verhält ſich mit dem Gelde ähnlich wie mit den politiſchen 
Herrſchafts⸗ oder Staatsformen. In dem primitivſten Gemeinweſen 
beruht die Führerſchaft auf der freien Wahl gleicher Genoſſen. Je 
ausgedehnter das Gebiet eines Stammes oder Volkes wird, je mehr 
ſich die ſozialen Beziehungen verfeinern und je weniger daher eine 
dauernde und befeſtigte Regierung entbehrt werden kann, deſto mehr 
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nimmt die Herrſchaft den Charakter einer von einem höheren Willen 
eingeſetzten Gewalt an, gegen die ſich zu bäumen Verrath und Thor⸗ 
heit ſcheint. Unter dem Einfluſſe eines den Menſchen eigenen und 
von der Selbſtſucht nur zu gefliſſentlich genährten myſtiſchen Hanges 
entwickelt ſich dann die Herrſchaft zu einer Deſpotie oder Tyrannei, 
der eine willenloſe, geknechtete Maſſe gegenüber ſteht, und die höchſtens 
durch eine Adels- oder Prieſterkaſte oder beide in Schranken gehalten 
wird. Allein nicht auf ewige Zeiten läßt ſich die menſchliche Vernunft 
von der Geſtaltung der politiſchen und ſozialen Verhältniſſe ausſchließen. 
Sie verlangt ihr Recht, und führt die Herrſchaft auf ihre berechtigten 
Grenzen zurück. Die Form der Regierung, die Grenzen der Gewalt 
werden von den Umſtänden, in erſter Linie von der ſittlichen und poli⸗ 
tiſchen Bildung des Volkes abhängen; aber niemals wird eine Re⸗ 
gierung zu entbehren und niemals eine ſchwache Regierung von 
Nutzen ſein. 

Aehnlich mit dem Gelde. Anfänglich nur ein Auskunftsmittel 
freier Wahl, und gegen die der Centraliſation widerſtrebende Natural⸗ 
wirthſchaft nur mühſam das Feld behauptend, befeſtigt ſich ſeine Herr⸗ 
ſchaft mit der Theilung der Beſchäftigungen und der Verfeinerung der 
geſellſchaftlichen Beziehungen, um allmählich, unter dem täuſchenden 
Schein eines Naturgeſetzes, unter dem beſtrickenden Einfluſſe des Her⸗ 


f gebrachten und durch die Unterſtützung der durch ſeine Herrſchaft zur 


Macht gelangten Klaſſen eine Deſpotie auszuüben, deren Dauer weſent⸗ 
lich von der Einſicht und Kraft der Beherrſchten abhängt. Gereifte 
Einſicht und Kraft werden die Deſpotie des Geldes nicht länger dulden; 
aber es wäre verhängnißvoll, die Herrſchermacht deſſelben gänzlich be— 
ſeitigen zu wollen, anſtatt ſie weiſe zu beſchränken und ihr die Grenzen 
anzuweiſen, in denen ſie, ſoviel es angeht, nur zum Guten geſchickt, 
zum Schlimmen aber möglichſt ohnmächtig iſt. Die Beſeitigung der 
Herrſchermacht ſelbſt würde aller Wahrſcheinlichkeit nach Anarchie und 
Auflöſung herbeiführen, gegen deren zerſtörende Wirkungen die Zucht 


der Deſpotie, wie unwürdig immer, doch noch als Wohlthat er⸗ 


ſcheinen könnte. 

Die Beſtrebungen, die Deſpotie der Geldmacht einzuſchränken, 
ſind ſchon ziemlich alten Datums, aber fie find — wiederum analog 
den auf politiſche Freiheit gerichteten Tendenzen — zunächſt nicht von 
den Maſſen des Volkes, ſondern von einzelnen Klaſſen ausgegangen, 
welche zu ihren eignen Gunſten, aber zum Nachtheil des Volkes, ſo 
viel Macht als möglich an ſich zu reißen ſuchten. Zuerſt ſchuf ſich 
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der Handel ein dem Geld an Tauſchkraft, wenigſtens innerhalb eines 


gewiſſen Kreiſes, nahe kommendes Umlaufsmittel im Wechſel, der 
heute im Handelsverkehr eine ſo große Rolle ſpielt. Sodann machte 
er ſich durch die Depoſiten⸗, und in noch höherem Maße durch die 
Notenbanken einen umfangreichen Kredit dienſtbar. 

Hat man bisher die Wechſel ſowie den in Banknoten und ähn- 
lichen Uebertragungsmitteln gleichſam ausgeprägten Kredit weſentlich 
nur von dem Geſichtspunkte betrachtet, daß dadurch der Umlauf an⸗ 
geregt und beſchleunigt werde (woraus man einen unabſehbaren Vor- 
theil nicht bloß für die Sonderintereſſen der Unternehmer, ſondern auch 
für die allgemeinen Intereſſen des Volkes ableitete), ſo wurde dabei 
die andere Seite der Sache meiſt vollſtändig überſehen. Man bedachte 
nicht, daß der Kredit nur einer bevorzugten Klaſſe zugänglich war und 
deren Macht ins Ungeheure ſteigern mußte. 

Wie die Dinge heute ſtehen, fo iſt in dem ſogenannten Klein- 
verkehr, d. h. in den Geſchäften der großen Maſſe der Bevölkerung, 
ſicherlich nur ein ganz unerheblicher Theil der geſammten Umlaufs⸗ 
mittel thätig. Das Tauſchwerkzeug des Kleinverkehrs iſt beinah aus⸗ 
ſchließlich das baare Geld, und ſelbſt von dieſem zirkulirt in den kleinen 
Adern des Verkehrs ohne Zweifel nur ein winziger Bruchtheil des 
Geſammtvorraths. Die große Maſſe des Baargeldes und die Kredit— 

mittel befördern nur die Geſchäfte der vermittelnden Gewerbe: des 
Handels und der gewerblichen Unternehmerſchaft. 

Wenn aber diejenigen Klaſſen, die ihr Einkommen nicht aus Lohn, 
ſondern aus Gewinn ziehen, ſchon ohnehin auf die Umlaufsmittel eine 
weit höhere Anziehungskraft ausüben, als die arbeitenden Klaſſen, ſo 
muß ihre Macht durch Zuhülfenahme von Kreditmitteln nothwendig 
auf unberechenbare Art geſteigert werden. Denn der Kredit in ſeiner 
heutigen Geſtalt kann, wie leicht zu ſehen, nur den von Gewinn 
lebenden Klaſſen von Vortheil ſein. Wo der Kredit wirklich zu den 
arbeitenden Klaſſen herabſteigt, iſt er denſelben in der Regel nur 
gefährlich und verhängnißvoll. Der Arbeit gegenüber macht ſich nur 
die eine Seite des Kredits geltend, diejenige, welche den Kredit— 
empfänger tributpflichtig macht — und zwar ſteigt der für Kredit 
zu leiſtende Tribut im umgekehrten Verhältniß zur Leiſtungsfähig⸗ 
keit. Der Gebrauch, den die beſitzenden oder überhaupt die vom 
Gewinn lebenden Klaſſen vom Kredit machen, iſt der arbeitenden 
Bevölkerung verſagt. Der Arbeiter kann, da ſein Einkommen in 
Arbeitslohn beſteht, keinen Gewinn vom Kredit ziehen. Sobald er 
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es thäte, würde er aufhören, Arbeiter zu ſein; er würde eben zu der 
Unternehmerklaſſe hinaufſteigen. Nur die Unternehmerklaſſe kann für 
Kredit einen Tribut leiſten und zugleich vom Kredit Gewinn 
ziehen. 

Gerade dieſe Wendung zeigt eben, wie verderblich die Kreditwirth⸗ 
ſchaft, deren Preis von allen Dächern verkündigt wird, für die arbei- 
tenden Klaſſen ſein muß, da ſie nur den Gewinnintereſſen in die Hände 
arbeitet und die Gewinnanſprüche verdoppelt. Während vor 
der rieſenhaften Ausdehnung der Kreditwirthſchaft der Ertrag der Arbeit 
nur zwiſchen Arbeiter und Unternehmer getheilt zu werden brauchte, 
ſchiebt ſich jetzt noch ein weiterer Partner ein. Wie beim Grundbeſitz 
oft neben dem Eigenthümer noch ein Pächter erſcheint, und vom Er⸗ 
trage eines Gutes Arbeitslohn, Gewinn und Rente erwartet werden, 
ſo tritt in der Induſtrie an die Seite des Arbeiters und Unternehmers 
der Zinsherr oder Aktionär, und es wird ſchon für ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich gehalten, daß eine induſtrielle oder Handels-Unternehmung außer 
dem Unternehmergewinn die landesüblichen Zinſen des Anlagekapitals 
abwerfen muß — als ob das „Kapital“ ſchon dadurch, daß es ſich 
überhaupt nur produktiven Unternehmungen widmet, einen berechtigten 
Anſpruch auf Tribut habe. Dieſen an und für ſich ungerechtfertigten 
Anſpruch kann es nur erheben, weil leider die öffentlichen Einrichtungen 
der Gegenwart dem „Kapital“ Gelegenheit geben, ohne jede produktive 
Verwendung Zinſen zu beziehen. 

So lange der Kredit ein bloßes Zubehör und Machtmittel des 
Beſitzes bleibt, können die Verfügungsmittel über Kapital — das 
Geld ſammt feinen Kredit-Anhängſeln — ſich nicht mit größerer Gleich⸗ 
mäßigkeit über die Geſammtbevölkerung verbreiten, muß mit anderen 
Worten der Arbeitslohn vom Gewinn abhängig bleiben und die Tendenz 
zeigen, gegen den Punkt des Unterhaltsminimums zu ſinken. Selbſt 
erhebliche Kraftäußerungen der Arbeiterwelt würden an der vereinigten 
Gewalt des Beſitzes und Kredits ſcheitern. Denn das Geld zieht 
nicht bloß den Kredit an, ſondern umgekehrt auch der Kredit 
das Geld. So werden auf künſtliche Weiſe gewaltige Stauungen der 
Verfügungsmittel in den oberen Regionen des Verkehrs hervorgerufen, 
denen ein lähmender Säftemangel in den unteren Regionen entſpricht. 

Die Natur jener Stauungen habe ich ſchon in meinem Buche: 
„Die freie Geſellſchaft“ erläutert. Die papiernen Zahlungsmittel, 
Wechſel, Anweiſungen, Banknoten ꝛc. ſind „zumeiſt verzinsliche Papiere 
und auf längere oder kürzere Verfallstermine geſtellt. Sie müſſen über 
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Kurz oder Lang in baarem Gelde eingelöft werden, und da fie dem 
baaren Gelde eine Prämie bieten, ſo iſt es nicht zu verwundern, daß 
daſſelbe dahin ſtrömt, wo dieſe Circulationsmittel am meiſten im Ge⸗ 
brauche ſind . .. Der Verkehr mit Wechſelbriefen ſtaut in den Haupt⸗ 
Wechſelplätzen nothwendig eine ungeheure Geld- und Banknoten-Reſerve 
auf; denn die diskontirenden Häuſer müſſen immer große Summen 
baaren Geldes bereit halten; und die Banken, welche die Berechtigung 
zur Ausgabe von Banknoten haben, ſind in den meiſten Ländern ge— 
ſetzlich gezwungen, einen entſprechenden Betrag von Metall in ihren 
Kaſſen zu halten. Daß unter ſolchen Umſtänden ein großer, ja man 
wird ohne Uebertreibung ſagen dürfen, der größte Theil des in den 
modernen Verkehrsländern vorhandenen Geldes ſeiner natürlichen Be— 
ſtimmung, umzulaufen, entfremdet wird, kann nicht überraſchen. 
Ohne den Wechſelverkehr, der überall rieſige Dimenſionen angenommen 
hat, würden die erſtaunlichen Summen Geldes, die zum Theil behufs 
Deckung der Bankreſerven, zum Theil behufs Diskontirung von Wechſeln 
in den großen Handelsplätzen zuſammenfließen, in ebenſo ſtetigem Um⸗ 
laufe begriffen ſein, wie die den Kleinverkehr vermittelnden Summen, 
welche trotz des viel geringeren Betrages aller Wahrſcheinlichkeit nach 
(denn zuverläſſige Angaben ſind in ſolchen Dingen unmöglich) eine 
unvergleichlich höhere Summe von Geſchäften vermitteln, als der Groß— 
verkehr, der mit Hülfe von Wechſeln und ähnlichen Uebertragungs— 
mitteln betrieben wird.“ 

Der Wechſel⸗ und Bank⸗Kredit überhaupt befördert aber nicht 
etwa bloß den Waarenhandel und die induſtriellen Unternehmungen, 
d. h., befähigt nicht bloß das „Kapital“, ſich in dem Waarenhandel 
und der Induſtrie dem Verkehr immer unwiderſtehlicher als Vermittler 
aufzudrängen, ſondern dient auch in großem Maße dem Umſatze der 
Staatspapiere, Aktien ꝛc., und entfremdet dadurch ebenfalls das Um— 
laufsmittel in hohem Grade ſeiner natürlichen Beſtimmung, den Tauſch 
zwiſchen Produzent und Konſument zu erleichtern. 
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Achtes Kapitel. 
Widerſinn eines verzinslichen öffentlichen Kredits. 


Kann, wie ich gezeigt habe, der Kredit niemals der Arbeit, ſondern 
ſtets nur den Gewinnintereſſen von Vortheil fein, jo wird jede ernſt— 
hafte, auf Herbeiführung gerechterer Vertheilung abzielende Sozialreform 
darauf Bedacht zu nehmen haben, dem Kredit den Stachel zu nehmen, 
der die Geſellſchaft mit Vergiftung bedroht. 

Sieht man aber näher zu, was dieſen Stachel ſo gefährlich macht, 
ſo kann man nicht lange im Zweifel darüber bleiben, daß es die Ber- 
zins lichkeit iſt. Die Vortheile, die man dem Kredit überhaupt zu⸗ 
zuſchreiben geneigt iſt, kann nur ein Kredit haben, der allen Bevöl⸗ 
kerungsklaſſen gleichmäßig zugänglich iſt, und ein ſolcher Kredit kann 
nur ein geſellſchaftlicher und unverzinslicher Kredit ſein. 

Es wäre thöricht, zu glauben, daß jemals der Privatkredit in 
nennenswerthem Umfange unverzinslich werden könnte. Die Tugenden 
der Uneigennützigkeit und Dienſtfertigkeit haben mit den wirthſchaft⸗ 
lichen Beziehungen der Menſchen, deren Lebensnerv der Eigennutz oder 
das Selbſtintereſſe iſt, im großen Ganzen nichts zu ſchaffen. Sie ge⸗ 
hören auf ein anderes Gebiet, ſie ſind ſoziale Tugenden, und ihre 
Pflege iſt daher vor Allem Sache der Geſellſchaft. Die Geſellſchaft 
aber, beziehentlich deren Hauptorgan, der Staat, hat bisher, theils aus 
Mißverſtand, theils weil er überhaupt mehr die Intereſſen der beſitzen⸗ 
den Klaſſen, als der ganzen Geſellſchaft vertrat, ſogar den öffent— 
lichen Kredit ohne Noth in die Verzinslichkeit hineingetrieben, indem 
er ſelbſt, und ihm nachfolgend die kleineren Organe des öffentlichen 
Lebens (Provinzen, Kreiſe, Gemeinden) Privatkredit beanſpruchten 
und dieſem willig den Tribut leiſteten, den ihm Diejenigen zahlen, 
welche aus anderer Leute Schuhen Riemen ſchneiden und anſtatt von 
Arbeit, von Gewinn leben wollen. 

Das Weſen der öffentlichen Schulden wird in einem folgenden 
Theile des vorliegenden Werkes ausführlich erörtert werden. Hier 
mag einerſeits nur der ungeheure Umfang, den die öffentlichen Schulden 
angenommen haben, andererſeits die völlige Entbehrlichkeit des 
verzinslichen Kredits für die Organe der Geſellſchaft hervorgehoben 
werden. 
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Ein angeſehenes amerikaniſches Blatt glaubt, daß die Zinſen der 
öffentlichen Schulden den halben Ertrag der Arbeit in der ziviliſirten 
Welt erforderten. Dieſe Annahme mag übertrieben ſein, aber ſie giebt 
einen Anhaltepunkt für die Beurtheilung deſſen, was auf dem Spiele 
ſteht, und kann wenigſtens dazu dienen, den trägen Sinn der Maſſen, 
der oft das Nächſte nicht ſieht, aufzurütteln, und die Gedanken der 
Gebildeten, die nur zu ſehr an hergebrachten Vorurtheilen kleben, auf 
dieſen unermeßlich wichtigen Punkt zu richten. 

Was die Entbehrlichkeit des verzinslichen Kredits für die Organe 
der Geſellſchaft betrifft, jo iſt es leicht, dieſelbe nachzuweiſen — vor⸗ 
ausgeſetzt, daß man nicht einer Hirnverhärtung zu demonſtriren hat, 
welche alles Beſtehende nicht allein mit Hegel gut, ſondern auch un— 
vermeidlich und in den Geſetzen der Natur begründet findet. 

Der Kredit ſucht den Beſitz auf, um eine Garantie für Wieder— 
erftattung zu haben. Wäre es nicht deßhalb — die Kreditbedürftigkeit 
würde in allen, die Kreditwürdigkeit in vielen Fällen dem Kredit eine 
andere Richtung vorſchreiben. Bei den Organen der Geſellſchaft be— 
darf es einer ſolchen Garantie nicht. Es wäre höchſtens ein. 
Beweis ihrer Unnatur, Krankhaftigkeit oder Nichtberechtigung, wenn 
ſie für kreditunfähig oder kreditunwürdig angeſehen würden. Ge— 
wiß ſind oft Regierungen ſo angeſehen worden, aber ſie hatten dann 
auch vollen Anſpruch auf jene übrigen Prädikate. 

Trotz aller Kreditwürdigkeit werden jedoch die Staaten und Ge— 
meinden, falls ſie von einzelnen Privatleuten Darlehne von Geld 

oder Geldeswerth heiſchen, dafür auch Zins zahlen müſſen — wie 
denn in der That mehrere der ſtärkſten und beſtandfähigſten Staaten 
der Neuzeit Zinsverpflichtungen auf Zinsverpflichtungen gehäuft haben. 
Allein fie bedürfen deſſen nicht, und falls fie dennoch Privat- 
kredit heiſchen, belaſten ſie eben aus Unverſtand oder Uebermuth ihre 
Völker mit unnützen Verpflichtungen und führen dadurch jene Zins— 
knechtſchaft herbei, unter welcher die gewerbfleißigſten und fortgeſchrit— 
tenſten Nationen der Erde heutzutage ſeufzen. 

Ein freier und ſtarker Staat bedarf für ſeine regelmäßigen 
Ausgaben weder der Anlehen, noch des im Privatverkehr nothwen— 
digen Metallgeldes. Die Ausgaben werden ihm jährlich von der 
Volksvertretung bewilligt, und wenn er die Gehalte ſeiner Beamten und 
Offiziere, die Löhnung ſeiner Soldaten und die Waaren, deren ſeine 
Betriebsverwaltungen bedürfen, in Anweiſungen (Papiergeld) be- 
zahlt, die an ſeinen Kaſſen zum vollen Nennwerth angenommen werden, 


62 Achtes Kapitel. 


ſo geht offenbar nur eine Art Naturaltauſch vor ſich, der das 
Geldweſen des Landes nicht im Mindeſten berührt. 

In der Praxis wird allerdings die Sache ein anderes Anſehen 
gewinnen. Das vom Staat ausgegebene Papiergeld wird nicht auf 
den urſprünglichen Zweck, die Ausgaben des Staates zu beſtreiten, 
beſchränkt bleiben, ſondern ſich mit dem in Metall beſtehenden Privat⸗ 
geld untrennbar vermiſchen. Das Papiergeld wird nur theilweiſe in 
die Kaſſen des Staates zurückfließen, der andere Theil ſeiner Ein⸗ 
nahmen in Metall eingehen und von ihm wiederum ſo in Umlauf ge⸗ 
ſetzt werden. Die Sache bleibt jedoch die nämliche, wie oben ent⸗ 
wickelt, und der Vorgang erhärtet nur die ohnehin erfahrungsmäßig 
feſtſtehende und unbeſtreitbare Wahrheit, daß jede ſolide Staatsverwal⸗ 
tung mit voller Sicherheit und ohne Gefahr irgend einer Entwerthung 
ſo viel Papiergeld ausgeben kann, als ſie zur Beſtreitung ihrer regel⸗ 
mäßigen Ausgaben bedarf. Thut ſie es nicht, ſo entzieht ſie dem Um⸗ 
laufe, deſſen Grundlage im Privatverkehr ſtets das Metall bleiben 
wird, unnöthigerweiſe ein koſtſpieliges Element, das durch ein koſten— 
loſes erſetzt werden kann. So muß nothwendig ein verhältnißmäßiger 
Mangel an Geld entſtehen, welcher nur den Beſitzintereſſen förderlich, 
dagegen den an einem beſchleunigten Umlauf, einem glatten Austauſche 
der Güter und Dienſte, einer Beſchränkung der Vermittlerrolle des 
Geldbeſitzes lebhaft intereſſirten arbeitenden Klaſſen aufs Aeußerſte 
nachtheilig iſt. 

Was von dem Hauptorgane, muß in gleicher Weiſe auch von den 
niederen Organen der Geſellſchaft, den Gemeinden ꝛc., gelten, da ſich 
der Haushalt derſelben in nichts Weſentlichem von demjenigen des 
Staats unterſcheidet und die von ihnen zu leiſtenden Dienſte ebenfalls 
vollen Erſatz für den von ihnen (im Papiergeld) erhobenen Kredit ge⸗ 
währen. Nur müßte, zur Vermeidung einer unerträglichen Mannig⸗ 
faltigkeit im Aeußeren des Papiergeldes, daſſelbe ihnen von Staats⸗ 
wegen in der überall gleichen Form ausgehändigt werden. 

So könnte man für den geſammten Staats- und Kommunaldienſt 
ein Papiergeld ſchaffen, das die Garantie für ſeinen vollen Nennwerth 
in den von den Geſellſchaftsorganen geübten Funktionen trägt, und das 
durch Vermehrung der Umlaufsmittel eine unberechenbar belebende 
Wirkung auf den geſammten Verkehr äußern würde. c 

Ich gehe jedoch noch einen bedeutenden Schritt weiter. Nicht bloß 
das zur Beſtreitung der Staats- und Kommunalverwaltung nothwen⸗ 
dige Geld kann Papiergeld fein. Auch das Anlage- und Betriebsfapital 
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oͤffentlicher Unternehmungen kann auf dieſe Weiſe beſchafft werden, 
ohne daß man irgendwie zu verzinslichen Anlehen ſchreiten müßte und 
ohne daß eine Entwerthung des ſo ausgegebenen Papiergeldes auch 
nur mit dem leiſeſten Grunde befürchtet werden könnte. Maß und 
Ziel ſind ja natürlich, wie überall, ſo auch hier Bedingungen des Er— 
folges. Aber weßhalb ein Papiergeld, für das ſchon im Augenblicke 
ſeiner Emiſſion — die ganz nach Maßgabe der fortſchreitenden Lie— 
ferungen und Arbeiten allmählich erfolgen kann — der volle Gegen— 
werth vorhanden iſt, ſich nicht auf ſeinem Nennwerth erhalten 
ſollte, dafür iſt kein vernünftiger Grund zu entdecken. 

Bei dem jetzt gebräuchlichen Verfahren emittirt der Staat (bez. 
die Gemeinde) verzinsliche Schuldverſchreibungen, d. h. er läßt ſich 
von dem beſitzenden Publikum die Umlaufsmittel vorſchießen, die er 
ſelbſt koſtenlos herſtellen könnte, und zahlt dafür einen Zinstribut. 
Dies Verfahren würde, wenn es nicht ſo hochernſt und verhängnißvoll 
wäre, einfach lächerlich ſein. Denn auf welche Weiſe werden die Um— 
laufsmittel, deren der Staat zu dem Unternehmen bedarf, angeſchafft? 
Sie werden — ſelbſtverſtändlich im Falle innerer Anlehen — den 
vorhandenen Umlaufsmitteln entnommen. Giebt es in einem Lande 
noch keine großen Summen öffentlicher Verbindlichkeiten und darauf ge— 
gründeter Papierwerthe, ſo muß die vom Staate geforderte Summe 
direkt von den Geld beſitzern entlehnt werden. Andernfalls geſtaltet 
ſich die Sache etwa folgendermaßen: Die „Kapitaliſten“, nämlich die 
Beſitzer leichtverkäuflicher Papierwerthe (Staatspapiere, Aktien ꝛc.) tauſchen 
gewöhnlich dieſe Werthe, wenn ſie von der neuen „Kapitalanlage“ einen 
höheren Zinsertrag erwarten oder wenn ſie dieſelbe für ſicherer halten 
oder auch nur auf eine Koursdifferenz ſpekuliren, gegen baares Geld 
um, zahlen die in dem neuen Werthpapier „anzulegende“ Summe bei 
den Staatskaſſen oder ſonſtigen Zeichnungsſtellen ein und erhalten 
dafür in Tauſch neue Papiere. Die Staatskaſſen ihrerſeits ſpeichern 
in den meiſten Fällen das geliehene Baargeld keineswegs auf, ſon— 
dern legen es vielleicht ebenfalls, „um Zinsverluſt zu vermeiden“, in 
verzinslichen Werthpapieren an und vertauſchen dieſelben nach und nach 
gegen baares Geld, welches dann wieder dem allgemeinen Kreislaufe 
zurückgegeben wird. Der Hergang iſt alſo der, daß neben dem unver— 
ändert gebliebenen Umlaufsmittel verzinsliche Schuldverſchreibungen 
geſchaffen wurden, während, wenn man die benöthigte Summe Papier⸗ 
geldes ausgegeben hätte, das baare Geld ebenfalls unverändert ge— 
blieben, das Umlaufsmittel aber um ein un verzinsliches Geld— 


64 Achtes Kapitel. 


zeichen vermehrt worden wäre, welches der darleihenden Staatsgeſell⸗ 
ſchaft in kurzen Amortiſationsfriſten heimgezahlt werden könnte“). Im 
erſten Falle find einige „Kapitaliſten“, im andern alle Geſellſchafts— 
glieder die Darleiher; im erſten Falle muß Zins gezahlt werden, im 
andern nicht. Das iſt der ganze Unterſchied. Im erſten Falle haben 
die Kapitaliſten das volle Vertrauen nicht bloß in die Sicherheit 
des „Kapitals“, ſondern der Verzinſung obendrein. Sollte die Ge— 
ſammtbevölkerung weniger Anlaß zum Vertrauen haben? Sollte 
das Kapital darum weniger ſicher ſein, weil es nicht verzinst zu wer⸗ 
den braucht? Man darf der Frage nur dieſe Wendung geben, um die 
Abſurdität verzinslicher öffentlicher Anleihen zu friedlichen, produktiven 
Zwecken mit Händen zu greifen. 

Die Richtigkeit der hier vorgetragenen Anſichten wird überdies 
durch die Erfahrung aller Zeiten beſtätigt. Bis in die jüngſten Jahr⸗ 
hunderte ſind alle öffentlichen Werke ohne Anleihen unternommen und 
durchgeführt worden, indem man ihre Herſtellung aus den Steuern 
der Bürger beſtritt. Es macht dabei in der Sache durchaus keinen 
Unterſchied, ob z. B. in den Feudalzeiten Frohndienſte requirirt wurden. 
Auch dieſe mußten aus dem allgemeinen Kapital der Geſellſchaft be- 
zahlt werden. 2 

Soweit aber die regelmäßige Beſteuerung nicht ausreichend oder 
zweckmäßig erſcheint, bietet ſich den ſoliden und kräftigen Gemeinſchaften 
in einem unverzinslichen Geldzeichen das Mittel dar, um ſelbſt die 
umfangreichſten öffentlichen Arbeiten ohne Hülfe der „Kapitaliſten“ zu 
unternehmen. Die Geldmänner (und leider auch gar oft die National⸗ 
ökonomen, deren Theorieen vielfach nichts anderes ſind als die praktiſche 
Ausbeutungsweisheit des Geldbeſitzes) überläuft freilich in der Regel 
ein Schauder, wenn ſie von Papiergeld und der Abſicht, ſolches zu 
kreiren, hören. Aber die Geldleute (der jüngere Pitt nannte ſie 
„Blutſauger“) ſind doch nicht die Geſellſchaft, und die Intereſſen Jener 
doch nicht die Intereſſen Dieſer. Im Gegentheil, die Intereſſen Dieſer 
und Jener ſtehen in geradem Gegenſatze zu einander, und es wird 
hoffentlich nicht ewig gelingen, weiſe und gerechte Staatsmänner und 
Nationalökonomen durch eine verkehrte Theorie über dieſen Gegenſatz 
zu täuſchen. 


) Da bei Anlehen, welche mit 5 Prozent verzinst werden, in zwanzig Jahren 
ein Zinsbetrag gezahlt wird, der dem Kapital gleich kommt, ſo wird eine zwanzig⸗ 
jährige Amortiſation in den meiſten Fällen wohl das Maximum der Friſt darſtellen. 
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Wir haben die Theorie, daß der Umfang der Produktion durch 
das Kapital beſchränkt ſei, kennen gelernt und geſehen, daß man dieſe 
Theorie, der eine verhältnißmäßige Wahrheit innewohnt, durch einen 
unhaltbaren Kapitalbegriff, welcher die Verfügungsmittel als Kapital 
ſelbſt betrachtet, gefälſcht hat. Das Umlaufsmittel iſt kein Kapital, 
und ſoweit das geprägte Gold und Silber dieſe Qualität hat, ver- 
ſchwindet dieſelbe hinter ſeiner Funktion ſo vollſtändig, daß man ſeine 
Kapitaleigenſchaft als zufällig und unweſentlich aus der Betrachtung 
ausſchließen muß. Das Geld hat keinen anderen Zweck, als den, durch 
Erleichterung des Tauſches die Produktion zu unterſtützen. Erfüllt es 
dieſen Zweck nicht oder nicht hinreichend, oder wird es gar demſelben 
hinderlich, ſo hat die Geſellſchaft die heilige Pflicht, auf Mittel zu 
ſinnen, die dem Zwecke beſſer entſprechen. 

Daß ein von der Geſellſchaft gutgeheißenes Papiergeld in e 
Grenzen die Zwecke des Umlaufs ebenſogut oder beſſer erfüllen kann, 
als das Metallgeld, wird allgemein zugeſtanden. Die triftigſten Gründe 
jedoch machen die Mitwirkung der edlen Metalle nicht bloß empfehlens⸗ 
werth, ſondern nothwendig. Erſtlich die geheiligte Ueberlieferung, welche 
im Metallgeld das wahre Geld ſieht — und Ueberlieferungen dieſer 
Art (für welche die monarchiſchen Traditionen eine Analogie gewähren) 
darf kein Volk ungeſtraft verleugnen. Zweitens der Umſtand, daß das 
Metallgeld, weil es auch Kapital repräſentirt, zugleich Werthmeſſer iſt 
und in dieſer Eigenſchaft durch keinen geeigneteren Stoff erſetzt werden 
kann. Hierin liegt der Grund, weßhalb das Metallgeld ſtets als das 
Rückgrat des Tauſchwerkzeuges wird betrachtet und in Ehren gehalten 
werden müſſen. 

Die Ausgabe von Papiergeld wird in der Regel ihre Grenze 
an der Fähigkeit deſſelben, ſeinen Nennwerth zu behaupten, finden 
müſſen. Die Unzuträglichkeiten einer Entwerthung des Papiergeldes 
ſind bekannt und brauchen hier nicht erörtert zu werden. Die Ent⸗ 
werthung iſt zugleich ein untrügliches Kennzeichen der übertriebenen Aus— 
gabe, deren Zweckwidrigkeit einleuchtet, da der Betrag, den die 
Summe der entwertheten Geldzeichen wirklich darſtellt, ſich in der Regel 


nicht höher belaufen wird, als derjenige, innerhalb een man das 
Stöpel, Soziale Reform. I. 
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Papiergeld vollwerthig erhalten könnte. Für den Staat iſt es offenbar 
gleichgültig, ob er 1000 Millionen emittirt, die nur 500 gelten, oder 
500, die ihren Nennwerth behaupten. Aber der Verluſt, den die Ent⸗ 
werthung verurſacht, bleibt an einzelnen Händen kleben, und ſo begeht 
der Staat eine Ungerechtigkeit, wenn er übermäßige Emiſſionen vornimmt. 

Den Gegnern des Papiergeldes geſchieht indeſſen damit nicht genug, 
daß das Papiergeld nur in den durch ſeine Gleichwerthigkeit mit dem 
Metallgelde gezogenen Schranken emittirt werde. Sie wollen über⸗ 
haupt kein Papiergeld. Sie behaupten, daß durch die Papieremiſſionen 
die ſämmtlichen Umlaufsmittel, einſchließlich des Metallgeldes, im Preiſe 
gedrückt würden, und daß dies ein Unrecht gegen die Geldbeſitzer einſchließe. 

Keines von beiden iſt zugegeben. Durch die Vermehrung der Um⸗ 
laufsmittel können die Produktion und der Verkehr einen ſolchen Sporn 
empfangen, daß die Tauſchkraft des Geldes unverſehrt bleibt oder 
wenigſtens bald den früheren Stand wieder erreicht, daß mit anderen 
Worten Derjenige, der über einen gewiſſen Geldbeſitz verfügt, vor wie 
nach die nämliche Menge Gebrauchsgegenſtände dafür erhält, während 
allerdings die Nichtbeſitzenden, durch deren Hände das Tauſchmittel 
ſchnell hindurch geht, einen viel größeren Antheil an der Produktion 
als früher gewinnen. 

Manche ſcheinen freilich zu 11 daß der Beſitz ein Recht 
ertheile, ſtets einen gleich hohen Verhältnißtheil des Produktionsertrags 
zu empfangen. Allein weder die Vernunft noch die Billigkeit wiſſen 
von einem ſolchen Rechte, welches jeden Fortſchritt der Geſellſchaft und 
des Volkswohlſtandes ausſchließen würde. Das Geld iſt nicht dazu da, 
ſeinen Beſitzern Gewinn oder Zins zu verſchaffen, ſondern die Tauſche 
der Geſellſchaft zu vermitteln. Grade die Eigenſchaft des Geldes, Tauſch⸗ 
mittel zu ſein, machen deſſen Anhäufung in einzelnen Händen ſo ver⸗ 
hängnißvoll, indem dadurch der Verkehr die nothwendige Geſchmeidigkeit 
verliert, oder ganz ins Stocken kommt. Die Stauungen des Geldes 
machen ſeinen Zweck, den Tauſch zu erleichtern und dadurch der Arbeits- 
kraft Gelegenheit zur Bethätigung zu geben, illuſoriſch. Sie vergewal⸗ 
tigen den Nichtbeſitz, da durch den Mangel an Tauſchmitteln der Arbeit, 
bez. der in Waaren verkörperten Arbeit Bedingungen des Tauſches 
auferlegt werden, welche dem inneren Werthverhältniſſe der Arbeits⸗ 
leiſtung nicht entſprechen. Es iſt daher eine der wichtigſten Aufgaben 
der Geſellſchaft, ſolche Stauungen zu verhüten, genau ſo wie es die 
wichtigſte Sorge der Diätetik des menſchlichen Körpers iſt, den Blut⸗ 
umlauf flüſſig zu erhalten und vor Anſchoppungen zu bewahren. 
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Unbeſtreitbare geſchichtliche Thatſachen ſprechen laut für die Wohl⸗ 
thaten eines Papiergeldes, ſo lange deſſen Ausgabe in den von der 
Natur der Sache vorgeſchriebenen Grenzen verbleibt. Man behauptet 
nicht zu viel, wenn man die Periode der napoleoniſchen Kriege, in 
welcher England faſt alles Gold aus ſeinem Umlaufe verdrängt und 
ſich beinahe ausſchließlich auf die Noten ſeiner Bank angewieſen ſah, 
als die Periode nicht bloß des größten politiſchen Glanzes, ſondern auch 
der größten wirthſchaftlichen Wohlfahrt und verhältnißmäßig geſundeſten 
ſozialen Entwicklung Großbritanniens bezeichnet. Frankreich hat 
durch ſeine kühne und vertrauensvolle Finanzpolitik während und nach 
dem Kriege von 1870 ſeine militäriſchen Niederlagen mit wunderbarer 
Schnelligkeit wett gemacht, und würde ſich heut wahrlich einer ganz 
anderen Lage erfreuen, wenn es nicht ſo bald unter die Herrſchaft der 
Börſen⸗ und Geldintereſſen zurückgefallen wäre. Italien hat, Hand 
in Hand mit ſeiner politiſchen Wiedergeburt, mit Hülfe des Papiergeldes 
einen glänzenden wirthſchaftlichen Aufſchwung genommen, und nur mit 
Trauer kann man ſehen, daß es, unter dem offenen oder geheimen 
Einfluſſe der großen Geldmächte, den Weg zu verlaſſen ſich anſchickt, 
auf dem es einer heilſamen Entwicklung entgegen ging. 

Und dennoch geben die Erfolge, welche ſich in dieſen und anderen 
Fällen an die Entfaltung des Kredites der Geſellſchaft knüpften, auch 
nicht entfernt ein Bild deſſen, was bei vollſtändigem, durchdachtem 
und im Sinne ſozialer Gerechtigkeit geübtem Gebrauche dieſes unver— 
gleichlichen Mittels zu erwarten iſt. In den angeführten und den 
meiſten anderen Fällen war es die Noth, welche zu demſelben zu greifen 
zwang, und man wußte daſſelbe weder von dem beherrſchenden Ein— 
fluſſe der mächtigen ſozialen Klaſſen zu befreien, noch es unmittelbar 
produktiven Zwecken dienſtbar zu machen. Gewöhnlich blieb die An— 
wendung auf eine Ausdehnung des Bankkredits beſchränkt, und man 
verſtärkte dadurch in erſter Linie die Kraft und Aktionsfähigkeit der 
kommerziellen und induſtriellen Unternehmer, obwohl, indem die Kon— 
kurrenz derſelben angeſpornt wurde, nicht verhindert werden konnte, daß 
auch die arbeitenden Klaſſen davon Vortheil zogen. 

Ganz anders aber, wenn man ſich von der Vermittlung der 

Banken und der vom Bankkredit Gebrauch machenden Klaſſen zu eman— 

zipiren verſteht und das Umlaufsmittel unmittelbar der Geſellſchaft und 

ihren Organen dienſtbar macht. Man denke ſich, daß die Regierungen 

all' der Länder, denen in den eigenen Bodenſchätzen und den produk— 

tiven Kräften der eigenen Bevölkerung die Mittel zu Gebote ſtanden, 
5* 
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Eiſenbahnen zu bauen und das rollende Material nebſt allem 


Zubehör zu beſchaffen, dies mit Hülfe unverzinslicher Anlehen in Form 
von Papiergeld ausgeführt hätten, ſo wird man leicht ermeſſen, daß 
die Herrſchaft der Börſe und die Verſchuldung der Staaten nicht die 
unnatürlichen Dimenſionen angenommen haben würden, die jetzt das 
Ebenmaß der Geſellſchaft verunſtalten. Die nachträgliche Ver⸗ 
ſtaatlichung leidet an dem großen Uebelſtande, daß die Renten der 
früheren Beſitzer gewährleiſtet und verlängert werden, während die- 
ſelben im Verlaufe der Zeit und bei nachdrücklicher Wahrung der öffent⸗ 
lichen Intereſſen vielleicht bald von ſelbſt verſchwunden oder ſoweit ge- 
ſunken wären, daß der ſchließliche Ankauf mit viel geringeren Opfern 
als jetzt bewirkt werden konnte. Möchte das Zeitalter der Elektrizität, 
an deſſen Schwelle wir ſtehen, die führenden Männer der Staaten und 
Gemeinden beſſer vorbereitet antreffen, als das Zeitalter des Dampfes. 

Auch die Herſtellung und Inſtandhaltung aller übrigen Land— 
und Waſſerſtraßen iſt öffentliche Angelegenheit und auf die 
Grundlage des öffentlichen Kredits zu ſtellen. Große Melioriations⸗ 
unternehmungen gehören ebenfalls hierher. 

Die Entwerthung des Papiergeldes namentlich in kritiſchen Zeiten, 
ſowie die Schwankungen der Valuta werden von den Gegnern des 
Papiergeldes mit mehr Beharrlichkeit, als überzeugender Kraft als 
Schreckgeſpenſter vorgeführt. Allein man geht meiſt darin fehl, zwiſchen 
den Bedingungen, unter denen die Ausgabe von Papiergeld vortheil— 
haft oder ſchädlich ſein kann, nicht gehörig zu unterſcheiden. 

Mißbrauch und in Folge deſſen Entwerthung des Papiergeldes 
iſt in unſolide verwalteten und korrumpirten Ländern allerdings zu 
befürchten, nicht aber in weiſe und ehrlich regierten Staaten. Sollen 
die Letzteren auf ein unvergleichliches Hülfsmittel der Volkswohlfahrt 
verzichten, weil ungeſchickte und treuloſe Hände mit dem Werkzeuge 
nicht umzugehen wiſſen? 

Von weſentlichem Unterſchiede iſt ferner die Wirkung des Papier⸗ 
geldes in Ländern von hochentwickeltem Verkehr und Gewerbefleiß 
einerſeits und Ländern von primitiver Entwicklung andrerſeits. Den 
Erſteren frommt, was den Letzteren entweder nichts helfen oder unter 
Umſtänden gar zum Schaden gereichen würde. Denn während es dort 
viel zu tauſchen giebt und ein vermehrtes Umlaufsmittel den Tauſch⸗ 
mechanismus nur geſchmeidiger machen würde, kann hier das Papiergeld 
die edeln Metalle leicht aus dem Umlauf treiben und dadurch die 
Vortheile und die Sicherheit des Papiergeldes illuſoriſch machen. 


Ne 
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In dieſen beiden Momenten iſt der Grund zu finden, weßhalb 
der rieſige Papierumlauf Englands während der napoleoniſchen Kriege, 
und Frankreichs im Anfange der ſiebziger Jahre, dieſen Ländern zu 
unſchätzbarem Segen gereichte, während Oeſterreich und Rußland die 
Beiſpiele darbieten müſſen, welche die Gegner des Papiergeldes an— 
führen, um vor dem Gebrauche deſſelben zu warnen. 

Was endlich die Schwankungen der Valuta anlangt, ſo hängen 
dieſelben in der Regel mit einer ungünſtigen Zahlungsbilanz zu⸗ 
ſammen, und dieſe hinwiederum iſt faſt ſtets die Folge einer Ver⸗ 
ſchuldung und Zinspflichtigkeit gegen das Ausland, welches ſeine 
Schuldtitel oft gerade zur ungünſtigſten Zeit dem Schuldner zur Be⸗ 
zahlung heimſendet. In Ländern, die keine auswärtige Schuld haben, 
können Valutaſchwankungen nur bei großer Willkür und Unregelmäßig⸗ 
keit der Papieremiſſionen vorkommen. 

Wenn aber wirklich in kritiſchen Zeiten der Gebrauch des Papier⸗ 
geldes einmal Uebelſtände zu Tage fördert, ſo hat man ſich über 
dieſelben damit zu tröſten, daß das Papiergeld in den vorherge— 
gangenen normalen Zeiten der Geſellſchaft reichen Segen gebracht hat 
und in den folgenden wieder bringen wird. Den Gebrauch eines der 
wirkſamſten Mittel zur Beförderung des Volkswohlſtandes darum ver— 
hindern zu wollen, weil in kritiſchen Zeiten daraus Unzuträglichkeiten 
für einen Theil der Bevölkerung erwachſen können, würde nicht viel 
beſſer ſein, als wenn man der Produktion eines Landes darum Zügel 
anlegen wollte, weil ja der nächſte Krieg doch die Aecker verwüſten 
und den Gewerbfleiß vernichten werde. 


Zehntes Kapitel. 


Das Genoſſenſchaftsweſen auf neuer Grundlage. 


Im Vorhergehenden wurde der öffentliche, unverzinsliche Kredit 
weſentlich für Staat und Gemeinde in Anſpruch genommen. Es liegt 
jedoch kein Grund vor, den freiwilligen Aſſoziationen, ſobald ſie hin⸗ 
reichende Garantien der Kraft und Stabilität bieten, in ihrem engeren 
Kreiſe die Befugniſſe und Vortheile vorzuenthalten, welche aus der 
Natur der Vereinigung fließen. Nur um angemeſſene Gebietsabgrenzung 
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zwiſchen den Angelegenheiten der kleineren Kreiſe der Geſellſchaft und 
dem großen, Alle umfaſſenden Ringe kann es ſich handeln. 

Es wurde bereits angedeutet, daß der öffentliche Kredit zu einem 
alle kleineren und größeren Kreiſe der Geſellſchaft 
umfaſſenden Kredit zu erweitern und von den Centralbehörden 
nach Maßgabe einer weiſe erwogenen Geſetzgebung auf die untergeord⸗ 
neten Organe der Geſellſchaft zu übertragen wäre. Unter dieſe Organe 
gehören eben auch die der gemeindlichen oder ſtaatlichen Aufſicht unter⸗ 
worfenen freien Genoſſenſchaften, denen der öffentliche Kredit in 
den gehörigen Schranken ebenfalls dienſtbar gemacht werden muß. 

Es bedarf wohl kaum der Andeutung, wie überraſchend und groß- 
artig ſich die Perſpektive des Aſſoziationsweſens erweitert, ſo— 
bald die freien Vereinigungen mit einem geſellſchaftlichen unverzins⸗ 
lichen Kredit ausgeſtattet gedacht werden. Die Beſchaffung der Kredit⸗ 
mittel zur Begründung von Produktivgenoſſenſchaften der Landwirth⸗ 
ſchaft, des Handwerks und der Induſtrie wäre ermöglicht, der Ge— 
danke Laſalle's auf einen praktiſchen und dabei unend⸗ 
lich erweiterten Boden geſtellt, und es hinge nur von der 
Weisheit der Geſetzgebung ab, die Gewährung jener Mittel an Be⸗ 
dingungen zu knüpfen, welche die Arbeiterwelt nöthigen, ihre That⸗ 
kraft, ihre Geſchäftskenntniß, ihre Zucht, ihren Ordnungs- und Ge⸗ 
meinſinn in ſolchem Maße zu entwickeln, daß ſie des Vertrauens der 
Geſellſchaft und der Bethätigung deſſelben von Tag zu Tage wür⸗ 
diger wird. | 


In den ziviliſirten Ländern der Welt ftehen ſich die Intereſſen 
der Arbeit und des Beſitzes oder Gewinnes ſchroff gegenüber. Es iſt 
dies die Folge nicht einer natürlichen und unvermeidlichen, ſondern 
einer ſehr künſtlichen, nur durch die Kraftloſigkeit und geiſtige Ohn⸗ 
macht der arbeitenden Klaſſen ermöglichten Entwicklung. Die liberalen 
und humanen Tendenzen der Zeit arbeiten auf eine Ausgleichung der 
allzu ſtark geſpannten Gegenſätze hin. Allem Anſchein nach haben 
Letztere ihren Höhepunkt noch nicht erreicht. Aber ſchon ſeit mehreren 
Menſchenaltern brechen ſich, wenigſtens in den Ideen der Menſchen, 
Strömungen Bahn, welche auf den Sturz der einſeitigen und darum 
deſpotiſchen Herrſchaft der Gewinnintereſſen abzielen. Wie in der 
politiſchen Welt die unteren Klaſſen nach Einfluß und Bethätigung 
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ringen, ſo wollen ſie auch nicht länger leidende Zuſchauer der wirth— 
ſchaftlichen Bewegungen ſein. Die Produktion iſt durch die überlegene 
Macht des Beſitzes zur Magd der Gewinnintereſſen erniedrigt worden, 
und die Theorieen der Gelehrten haben leider, wie jo oft, den täu- 
ſchenden Schimmer einer hiſtoriſchen Thatſache für das Ergebniß eines 
unabänderlichen Naturgeſetzes genommen. Namentlich die Abhängigkeit 
der Arbeit und Produktion vom Geldbeſitz iſt durch keinerlei Noth— 
wendigkeit geboten, ſondern lediglich die Folge einer falſchen Auf— 
faſſung von der Rolle des Geldes und den Aufgaben der geſellſchaft— 
lichen Organe. | 1 

Nicht als ob dem Beſitze, und folglich auch dem Geldbeſitze, fein 
Zweck und natürliches Recht, die unter ſeiner Kontrole ſtehenden Pro— 
duktions⸗ oder Tauſchmittel der Produktion und dem Verkehr dienſtbar 
zu machen und dafür Gegenleiſtungen zu fordern, jemals ohne das 
ſchreiendſte Unrecht, ja ohne den Selbſtmord der Geſellſchaft, genommen 
werden könnte. Aber die unbeſchränkte Alleinherrſchaft des 
Beſitzes über die Arbeit, eine Alleinherrſchaft, welche merkwürdiger 
Weiſe gerade die Vertheidiger einer ſogenannten wirthſchaftlichen Frei— 
heit für einen natürlichen und unabänderlichen Zuſtand zu halten 
ſcheinen, iſt weder nothwendig noch gerecht, noch kann ſie zu einem 
anderen Ergebniß führen, als jede andere unbeſchränkte Alleinherrſchaft: 
nämlich zur Sklaverei der Beherrſchten und zur myſtiſchen Vorſtellung 
eines göttlichen Rechts der Herrſcher. 

Es handelt ſich demnach auf dem ſozialen, ähnlich wie auf dem 
politiſchen Gebiete, nicht um den Sturz einer Ordnung, welche durch 
die Natur der Menſchen ſelbſt vorgeſchrieben iſt, ſondern nur um die 
Beſeitigung deſpotiſcher, willkürlicher Gewalt. Im großen Ganzen geht 
der Beſitz mit Bildung und Verfügung über die zur erfolgreichen 
Leitung produktiver Unternehmungen erforderlichen Eigenſchaften Hand 
in Hand. Er iſt daher zur Führung der untergeordneten Kräfte 
berufen, und wenn man thörichter Weiſe verſuchen wollte, ihn aus ſeiner 
Führerrolle zu verdrängen, ſtatt ſich ſeiner weiſe zu bedienen, ſo würde 
man gar bald unter die Führung Unberufener gerathen und einer neuen, 
ſchlimmeren Gewaltherrſchaft entgegen gehen. Nur die Alleinherr- 
ſchaft des Beſitzes und der Bildung iſt zu brechen und ſoweit ein— 
zuſchränken, daß ihre Vorzüge nicht zum Werkzeuge der Unterdrückung, 
ſondern zum Gemeingute werden. 

Das Wort des Räthſels iſt längſt gefunden. Es heißt Aſſo— 
ziation. Aber wie der Weg von der rohen Arbeit zur Technik, 
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welche die Entdeckungen der Naturwiſſenſchaft der menſchlichen Pro⸗ 
duktion dienſtbar zu machen hat, lang und mit zahlloſen mißglückten 
oder unvollkommenen Verſuchen bedeckt iſt, jo befinden ſich die An- 
wendungen der bisher mehr geahnten als erforſchten Geſellſchaftskraft 
noch im Stadium der kleinen Verſuche, um nicht zu ſagen Spielereien. 

Viele ihrer bisherigen Formen wird die Aſſoziation entweder zu 
verlaſſen oder zu vervollkommnen haben. Allein keine Form derſelben 
kann wichtiger und folgenreicher ſein, als diejenige, auf welche in den 
voraufgehenden Betrachtungen hingewieſen wurde. Die Aſſoziation hat 
den Umlauf unter ihre Kontrole zu nehmen. Das Umlaufsmittel 
der Aſſoziation aber iſt der Kredit — nicht jener falſche, verzinsliche, 
den Gewinnintereſſen dienende Kredit, der nur die Tendenz zur Be- 
feſtigung der Beſitzesdeſpotie und zur Ausbeutung der Arbeit in ſich 
trägt; ſondern der echte, nur dem Tauſche, nicht dem Zinsmißbrauche 
dienende Kredit. 

Konkurrenz ſtählt die Kräfte und gewährleiſtet die Freiheit. Das 
unerläßlichſte Mittel zum Wohlſtande wird ſtets der Fleiß bleiben, 
den nur ein reger Wetteifer, ein lebhaftes Streben nach Beſitz und 
Genuß anſpornen und wirkſam erhalten kann. Die Alleinherrſchaft 
des Kapitals und Lohnſyſtems im Wirthſchaftsreiche war vielleicht ein 
nothwendiger Durchgangspunkt, um die in der früheren feudalen Ge- 
bundenheit verſumpften Kräfte der arbeitenden Maſſen unter dem 
Stachel eiſerner Gewalt zur Anſpannung und Bethätigung zu treiben 
— wie in der politiſchen Welt die unbeſchränkte Fürſtenmacht der 
Durchgangspunkt von der Adelsherrſchaft zur allgemeinen Freiheit war. 
Neben dem Fleiße aber iſt die Weisheit und Geſchicklichkeit in der 
Leitung der Produktion ein weſentliches Moment für den Erfolg 
aller Wirthſchaft. Hier wird den beſitzenden, durch Ueberlieferung 
techniſch und kommerziell geſchulten Klaſſen für lange Zeit hinaus oder 
vielleicht ſtets ein reiches Feld berechtigten Einfluſſes und befriedigender 
Thätigkeit winken. 

Die Auflöſung der geſammten Volkswirthſchaft in lauter kleine 
Unternehmerſchaften, bei denen Lohn und Gewinn zuſammenfallen, 
würde ein arger Rückſchritt ſein und augenſcheinlich einen großen Hebel 
des Wirthſchaftserfolges, die Arbeitstheilung, außer Wirkſamkeit ſetzen. 
Aber je mehr die Tendenz der Zeit auf den Großbetrieb gerichtet iſt, 
deſto nothwendiger wird es, der kapitaliſtiſchen Produktionsform (welche, 
wie jede Macht, der keine hinreichenden Gegengewichte Schranken auf⸗ 
erlegen, deſpotiſch auszuarten ſtrebt) in der Aſſoziation und Organi⸗ 
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ſation der Maſſen eine konkurrirende Macht gegenüberzuſtellen. Mögen 
beide Mächte, der Beſitz und die Aſſoziation, ihre Kräfte meſſen und 
durch heilſamen Wetteifer das Wohl des Ganzen befördern. 

Die Fragen der Arbeit und des Handwerks erhalten durch unſre 
Ausführungen eine neue und helle Beleuchtung. Ein ſtärkerer und 
zwingenderer Antrieb zur Vereinigung in Genoſſenſchaften und Innungen, 
als deren Ausſtattung mit den nothwendigen Umlaufsmitteln, iſt un 
denkbar. In den meiſten Fällen würde ein kurzfriſtiger, zwei-, drei⸗, 
fünf⸗ oder zehnjähriger Kredit genügen; denn bald würden die Ge— 
noſſenſchaften den Stamm von Umlaufsmitteln, der in der erſten Zeit 
zur Beſchaffung von Gebäuden, Maſchinen, Werkzeugen, Rohſtoffen 
oder landwirthſchaftlichen Grundſtücken, Inventar ꝛc., ſowie zur Löhnung 
der Genoſſen nothwendig war, aus den Erträgniſſen des Geſchäfts 
erübrigen. Andererſeits würde die Konkurrenz der Genoſſenſchaften 
das Privatkapital nöthigen, die Lohnbedingungen ſo zu ſtellen, daß den 
Arbeitern die Wahl, mit ſtrenger Verantwortlichkeit an den Genoſſen— 
ſchaften theilzunehmen, oder ohne Verantwortlichkeit freie Arbeiter zu 
bleiben, nicht allzuleicht gemacht wird. 

Der Emanzipation der Arbeit vom Kapital iſt hier eine Gaſſe 
gebahnt. Es erübrigt nur, daß ſich die Arbeit im Laufe der Zeit 
auch von jenen Feſſeln emanzipirt, welche der Mangel an ſittlicher 
Zucht und intellektueller Bildung auflegt. Täuſcht mich nicht Alles, 
ſo iſt hier der Weg zu einer Geſellſchaftsreform gewieſen, die, ohne 
irgend welche berechtigten Intereſſen und erworbenen Rechte zu ver— 
letzen, eine friedliche Umwälzung von unabſehbarer Tragweite vorbereitet 
und den höchſten Anforderungen ſozialer Gerechtigkeit genugthut. 
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Berkeley's Gedanken über Papiergeld. 


Wahrheiten find ſtets einfach und naheliegend. Allein Afterweis⸗ 
heit und Selbſtſucht umgeben ſie oft mit ſo vielen und dunklen Wolken, 
daß ſie dem Blicke der unaufmerkſamen Welt leicht entſchwinden, und 
wenn ſie von Neuem auftauchen, bald wieder hinter ihrem alten Wolken⸗ 
ſchleier verhüllt werden. 

Ueber die Natur des Geldes find ſchon lange vor Adam Smith 
von ſcharfſinnigen Männern richtige Anſichten ausgeſprochen worden; 
aber Vorurtheil und Eigennutz thaten ſtets das Ihrige, um den ein- 
fachen Sachverhalt mit undurchdringlichem Nebel zu umgeben, bis ſchließ⸗ 
lich der Zinswucher, der nur ein Mißbrauch des Geldes iſt, als eine 
Art Selbſtzweck und als eine Wohlthat für die ausgeſogene Geſell⸗ 
ſchaft dargeſtellt werden konnte. 

Dem Verſtändniſſe iſt es bisweilen förderlich, wenn die alten 
Wahrheiten in ihrer urſprünglichen, naiven Form, ohne weitläufige 
Erörterung, vor Augen geſtellt werden. Dieſem Zwecke ſoll der nach— 
folgende Auszug aus Berkeley's „Queriſt“ dienen. Dies im Jahre 
1710 erſchienene Büchlein des berühmten engliſchen Philoſophen ent⸗ 
hält in Form von Fragen eine Darſtellung der Anſichten Berkeley's 
über Volkswohlſtand und Geld. | 


1. Sind die vier Elemente und des Menſchen Arbeit innerhalb 
derſelben nicht die wahre Quelle des Wohlſtandes? 

5. Iſt nicht das Geld nur ſoweit nützlich, als es zum Fleiße 
reizt, indem es die Menſchen in den Stand ſetzt, gegenſeitig an ihrem 
Fleiße und den Früchten ihrer Arbeit theilzunehmen? 

6. Können nicht alle anderen Mittel, welche in gleicher Weiſe 
dazu dienen, den Fleiß des Menſchen zu reizen, ebenſo nützlich ſein 
wie Geld? 

7. Iſt nicht Vermögen das wahre Ziel des Menſchen und wird 
Derjenige, der alles Andere zu ſeiner Verfügung haben kann, das Geld 
werthſchätzen? 
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8. Iſt der öffentliche Zweck in jedem wohlregierten Staate nicht 
der, daß jedes Mitglied das ſeinen gerechten Anſprüchen und ſeinem 
Fleiß entſprechende Vermögen haben ſoll? 

21. Iſt der Wohlſtand, bei gegebenen Verhältniſſen des Klimas, 
Bodens ꝛc. nicht dem Fleiße, und dieſer dem Umlaufe des Kredits 
entſprechend, ſei der Kredit in Umlauf geſetzt durch welche Zeichen oder 
Marken immer? 

29. Was macht ein Volk wohlhabend? Sind Gold- und Silber⸗ 
Minen im Stande dies zu thun? Und ſind nicht die Neger mitten im 
Goldſande Afrikas arm und bloß? 

30. Beſitzt Gold und Silber irgend eine andere Kraft, als die, 
Menſchen zur Arbeit zu leiten und Gewerbfleiß zu ſchaffen? 

35. Iſt die Kraft, über den Fleiß Anderer zu verfügen, nicht der 
wahre Reichthum? Iſt das Geld nicht thatſächlich eine Anweiſung auf 
die Ertheilung dieſer Kraft, und iſt es nicht gleichgültig, aus welchem 
Stoffe die Anweiſungen gemacht ſind? 

37. Iſt die Beförderung, Uebertragung und Sicherſtellung des 
Verkehrs und Eigenthums an menſchlicher Arbeit nicht das einzige Mittel, 
ein Volk zu bereichern, und inwiefern kann dies ohne Gold oder Silber 
geſchehen? 

38. Iſt es nicht falſch, anzunehmen, Grund und Boden ſelbſt ſei 
Reichthum? Und iſt die Arbeit des Volkes nicht das Erſte, was als 
Reichthum ſchaffend angeſehen werden muß, was auch Land und Silber 
zu Reichthum macht, die beide nur als Mittel und Antriebe zum Fleiße 
Werth haben? 

40. Zeigt ein fruchtbares Land und der Fleiß ſeiner Bewohner 
nicht unerſchöpfliche Schätze wahren Reichthums, ſeien die Nenner des- 
ſelben, welche ſie wollen — Papier, Gold oder Silber? 

217. Muß nicht die wahre Grundlage des Wohlſtaͤndes in der 
Anzahl, der Mäßigkeit und dem Fleiße des Volkes gelegt werden? Und 
ſind nicht alle Verſuche, eine Nation durch andere Mittel, wie Anhäufung 
von Geld, Börſenſchwindel und dergleichen, zu bereichern, vergeblich? 

218. Sollte nicht allen anderen Methoden, reich zu werden, außer 
allein dem Fleiße und Verdienſte, die Thür verſchloſſen werden? Und 
iſt nicht Reichthum, der auf andere Weiſe erworben wurde, verderblich 
für das Publikum? 

219. It der Mißbrauch von Banken und Papiergeld ein gerecht—⸗ 
fertigter Einwand gegen ihren Gebrauch? Und kann ſolcher Mißbrauch 
nicht leicht verhütet werden? 
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223. Iſt eine auf die öffentlichen Schätze geſtützte und vom Par⸗ 
lament gewährleiſtete Bank des nationalen Kredites ein Traumbild 
oder eine Unmöglichkeit? Und wenn nicht, was folgt aus der Voraus⸗ 
ſetzung einer ſolchen Bank? 

224. Würde nicht der Umlauf eines ſo gut geſicherten Kredits 
von großem Vortheil für Handel und Induſtrie ſein? 

229. Waren die verderblichen Folgen des Miſſiſſippi-, Südſee⸗ 
und ähnlicher Projekte nicht einem Mißbrauche des Papiergeldes oder 
Kredits zu danken, indem fie daſſelbe zu einem Mittel des Müßig⸗ 
ganges und Spieles, anſtatt zu einem Antriebe und einer Hülfe des 
Fleißes machten? 

246. Entſprangen nicht die üblen Folgen, die in den letzten 
Jahren das Papiergeld und den Kredit in Europa begleiteten, aus 
Subſcriptionen, Aktien, Dividenden und Börſenſpiel? 

250. War alſo in den letzten verderblichen Projekten Frankreichs 
und Englands das umlaufende Papier das wahre Uebel und nicht viel- 
mehr der Umlauf deſſelben ohne Gewerbfleiß? 

251. Sind nicht in Amerika ſchöne Städte zu ſehen, in denen 
die Bewohner gut genährt und gekleidet ſind und kein Bettler auf den 
Straßen zu erblicken iſt, obwohl nicht ein einziger Gran Gold oder 
Silber unter ihnen umläuft? 

252. Verrichten nicht dieſe Leute alle Geſchäfte, bauen Schiffe 
und fahren mit ihnen nach allen Theilen der Welt, kaufen Aecker, 
pflanzen und ernten die Früchte derſelben; kaufen und verkaufen; er⸗ 
ziehen ihre Kinder und ſorgen für dieſelben? Verſchaffen ſie ſich nicht 
ſogar ausländiſchen Tand? 

253. Iſt es nicht ſogar trotz aller Uebelſtände, welche aus der 
maßloſen Ausgabe von Papiergeld entſtanden, gleichwohl ſicher, daß 
dieſe Leute ſich in blühenderer Lage befinden, größere und beſſer ge— 
baute Städte, mehr Fülle, mehr Gewerbfleiß, mehr Künſte und Civili⸗ 
ſation und einen ausgedehnteren Handel haben, als wenn Gold und 
Silber unter ihnen umgelaufen wäre? Und was die Uebelſtände ans 
langt, könnte nicht ein klein wenig Verſtand und Ehrlichkeit dieſelben 
leicht verhüten? 

254. Kann der Anblick der verderblichen Folgen abſurder Projekte 
und eines mißgeleiteten Kredits, der auf wahnwitziges Spiel, anſtatt 
auf Gewerbfleiß gerichtet iſt, ein gerechtfertigter Einwand gegen eine 
Nationalbank ſein, die nur darauf berechnet iſt, den Gewerbfleiß zu 
befördern? 
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255. Würde nicht eine Nationalbank mit einem Schlage unſer 
Eigenthum ſichern, dem Wucher ein Ziel ſetzen, den Verkehr erleichtern, 
dem Mangel an Münze abhelfen und in allen Theilen des Reichs die 
Baarzahlung hervorrufen? 

308. Quält und betrügt die launiſche Tyrannei, welche den Platz 
der Vernunft einnimmt, nicht aufs Grauſamſte die armen Leute — 
nämlich die Tyrannei der Wucherer, Börſenſpieler und Spekulanten, 
die ſich begnügen, Reichthümer aufzuhäufen, d. h. Nenner zu gewinnen, 
Ziffern zu vervielfältigen und Benennungen zu erweitern, ohne zu 
wiſſen, was ſie bedeuten, und ohne den Gebrauch, den Zweck oder die 
Natur der Dinge richtig zu würdigen? 

426. Iſt nicht aller Umlauf gleichermaßen ein Umlauf von Kredit, 
gleichviel ob Metall oder Papier als Medium gebraucht wird; und 
dient Gold beſſer zu ſolchem Zweck, als Kredit? | 

427. Beſteht nicht der Reichthum der reichſten Nationen in der 
Chriſtenheit weit mehr in Papier, als in Gold oder Silber? 
477. Wird dem Publikum nicht weit mehr gedient mit einem 
Schilling, der umläuft, als mit einem Pfunde, das unbenutzt liegt? 

531. Sind nicht unſere Vorurtheile über Gold und Silber ſehr 
geeignet, unſere Anſichten und Schlüſſe über das öffentliche Wohl zu 
vergiften oder irre zu führen? 

563. Sind nicht Gold und Silber, ſoweit fie nicht den Gewerb— 
fleiß befördern, eine werthloſe Waare; ja, find fie nicht die Peſt und 
das Verderben eines müßigen Volkes? 
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Erſtes Kapitel. 
Zur Geſchichte der Bevölkerungsfrage. 


Schon frühzeitig zog die Frage der Volksvermehrung die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Staatslenker und Staatsdenker auf ſich. Nachdem das 
Privateigenthum am Grund und Boden Wurzel geſchlagen hatte, mußte 
in jedem Lande ein Zeitpunkt eintreten, wo für einen Theil des neuen 
Zuwachſes der Bevölkerung kein freier Beſitz mehr zu erlangen war 
und die Beſitzloſen entweder in Abhängigkeit von den Beſitzenden ge⸗ 
riethen oder in gänzliche Hülfloſigkeit verſanken. Mit der Zeit wuchs 
zwar der Verkehr und ſchuf ein ausgedehnteres Bethätigungsfeld für 
die Arbeit der Menſchen. Auch die Bedürfniſſe nahmen zu, und wirkten 
in derſelben Richtung. Dennoch war, ſobald es eine Klaſſe von Unab- 
hängigen und eine andere von Abhängigen gab, die Ausdehnung des 
Arbeitsfeldes theilweiſe an die Neigung oder das Intereſſe der Erſteren 
geknüpft, und das Bedürfniß der Letzteren kam wenig in Frage. So 
konnte leicht, ſelbſt wenn es nach dem Grade der jeweiligen Einſichten 
und Geſchicklichkeiten nicht an Gelegenheit zu umfangreicherer Arbeits 
bethätigung fehlte, die Lage der abhängigen Klaſſe eine derartige werden, 
daß es ihr an den Mitteln zum Exwerbe gebrach und Viele der ihr 
Angehörigen in die äußerſte Noth und Hülfsbedürftigkeit verſanken. 

Ohne Kenntniß von den Geſetzen der Volkswirthſchaft und des 
Geſellſchaftslebens, ſuchte man den Grund der Armuth kurzer Hand in 
der Volksvermehrung. Konnte man dieſe aufhalten, ſo ſchien der Wohl⸗ 
ſtand der Einzelnen in ſeiner Grundlage, als welche man den Beſitz 
betrachtete, unverſehrt bleiben zu müſſen. Die Nothwendigkeit der Arbeit 
zur Vermehrung des allgemeinen Wohlſtandes drängte ſich der näheren 
Beobachtung allerdings gebieteriſch auf; aber die Arbeit ſelbſt wurde 
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den Beſitzern zugeſprochen und den Arbeitern nur ein Antheil gelaſſen, 
grade hinreichend, ſie leiſtungsfähig zu erhalten. Je mehr Hände ſich 
herbeidrängten, um gegen Arbeit Unterhalt einzutauſchen, deſto mehr 
vermochten die Inhaber der Arbeitsmittel, in erſter Linie des Grund 
und Bodens, die Bedingungen zu ihren Gunſten und zum Nachtheil 
der Arbeiter zu wenden. So mußte die Abhängigkeit und dürftige Lage 
der Arbeiter mit ihrer wachſenden Zahl nothwendig zunehmen. Allein 
nicht die wachſende Zahl der Arbeiter war es, was deren Lage ungünſtig 
geſtaltete, ſondern die mit ihrer Zahl zunehmende Abhängigkeit von den 
Inhabern der Produktionsmittel — obwohl allerdings in jedem ſelbſt— 
ſtändigen und auf ſich ſelbſt angewieſenen Wirthſchaftskreiſe ein Zeit⸗ 
punkt eintreten kann, wo für eine weitere Menge von Händen, bei 
den beſtehenden wirthſchaftlichen Kenntniſſen und Fertigkeiten, die 
Unterhaltsmittel fehlen würden. Von dieſem Falle jedoch zunächſt ab⸗ 
geſehen, verlockte eine oberflächliche Betrachtungsweiſe dazu, den Grund 
der vorhandenen Armuth lediglich in der thatſächlichen Ausſchließung 
der Nichtbeſitzenden von der Arbeitsgelegenheit zu ſuchen, während ein 
tieferes Eindringen vor die Frage gelangt ſein würde, ob der Mangel 
an Arbeitsgelegenheit oder an lohnender Arbeit in einer nothwen⸗ 
digen oder einer zufälligen und willkürlichen Schranke ſeine Erklärung 
finde? Kurz, man ſah die thatſächliche Armuth als ein nothwendiges 
Uebel an, das nicht durch eine bewußte Ausdehnung der Produktion, 
ſondern allenfalls nur durch Verminderung der nach Arbeit und Unter- 
halt verlangenden Hände zu heilen ſei. Noch mehr aber als die that- 
ſächlichen Zuſtände waren es gewöhnlich die Schreckgeſpenſter, die man 
ſich hinſichtlich der zukünftigen Entwicklung vorſpiegelte, welche ſelbſt 
Wohlgeſinnte dazu reizten, das Heil in Zwangsmaßregeln zur Verhin⸗ 
derung einer geſchwinden Vermehrung zu ſuchen. 

Schon die alten Griechen ſcheinen Anhänger der Uebervölkerungs⸗ 
theorie geweſen zu ſein. Die von Plato in ſeinem Staatsroman vor⸗ 
geſchlagenen Heirathsbeſchränkungen zielen allerdings wohl mehr auf 
geſundheitliche und politiſche Zwecke. In ſeiner „Republik“ beſtimmte 
er das Heirathsalter der Frauen auf das 20., der Männer auf das 
30. Jahr. Die Erſteren ſollten nach dem 40., die Letzteren nach dem 
55. Lebensjahre nicht mehr heirathen dürfen. Kinder ungeſunder Eltern, 
ſowie ſolche, die nicht aus den geſetzlich geſtatteten, im vorgeſchriebenen 
Alter erfolgten Ehen hervorgegangen waren, ſollten getödtet werden. 
In ſeinem ſpäteren Werke, den „Geſetzen“, rieth er hingegen, vielleicht 
veranlaßt durch die inzwiſchen eingetretene Entvölkerung Griechenlands 
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in Folge von Krieg und Peſt, das Heirathsalter der Männer ſchon 
auf 25 Jahre feſtzuſetzen, und ordnete Strafen für diejenigen an, die 
mit 35 Jahren noch nicht verheirathet wären. Die Zahl der freien 
Bürger und der Stammgüter ſollte im athenienſiſchen Staat auf 5040 
beſchränkt bleiben, ein Sohn das Erbe ungetheilt erhalten, die etwaigen 
anderen Söhne einer Familie kinderloſen Bürgern zur Adoption über⸗ 
laſſen werden. Auf dieſe Weiſe, meint Plato, werde das erwünſchte Ver⸗ 
hältniß der Bevölkerung aufrecht zu halten ſein; andernfalls jedoch ſoll 
die Obrigkeit die Sache in Erwägung ziehen und je nach dem Falle die 
Fortpflanzung durch geeignete Mittel entweder hemmen oder befördern. 
Man darf hierbei jedoch nicht vergeſſen, daß es ſich für Plato nur um 
den Stamm bevorrechteter Bürger handelt und er im Grunde die eigent— 
liche Bevölkerungsfrage kaum berührt. Viel mehr als Plato wird 
Ariſtoteles durch die Vorſtellung einer drohenden Uebervölkerung be— 
herrſcht und ſchlägt noch ſchärfere Maßregeln gegen zu frühe Heirathen 
und übermäßige Kinderzeugung vor. Uebrigens geht auch er, wie Plato, 
von der Betrachtung nicht allein eines räumlich beſchränkten Staats- 
gebiets, ſondern auch einer auf die Sklaverei begründeten Wirthſchafts⸗ 
verfaſſung aus, und die Gedanken Beider beziehen ſich ſomit gar nicht 
auf eine Volkswirthſchaft im modernen Sinne, geſchweige denn auf eine 
freie Weltwirthſchaft. 

Die Römer ſuchten in der Zeit ihrer kräftigſten Entfaltung die 
Ehe und die Fortpflanzung durch Geſetze zu befördern; allein ſo lange 
die Sitten des Volkes einfach und rein waren, bedurfte es nur der 
natürlichen Freiheit, um das erwünſchte Verhältniß herbeizuführen. Die 
beginnende Sittenverderbniß zeigte ſich am nachdrücklichſten in der ein- 
reißenden Abneigung gegen Ehe und Familienleben, die man nun durch 
künſtliche Beförderungsmittel vergebens zu bekämpfen ſuchte. Die Zahl 
der freien Bürger ſank ſchnell, und die meiſten waren unverheirathet. 
Bei der von Cäſar nach dem Bürgerkriege angeſtellten Zählung fanden 
ſich nur 150,000 Familienväter. Die Fortdauer der Republik ſelbſt 
gerieth dabei in Gefahr. Die Kaiſer, Auguſtus voran, erließen Geſetze 
über Geſetze, um der Eheloſigkeit zu ſteuern. Ehegatten und Väter 
zahlreicher Familien wurden mit Vorzügen und Ehren überhäuft. Sie 
ſtanden voran in der Bewerbung um Ehrenämter. Dem Konſul, der 
die meiſten Kinder hatte, wurde zuerſt die Ehre der fasces zu Theil; 
er hatte die Wahl unter den Provinzen. Der kinderreichſte Senator 
ſtand auf der Lifte der Senatoren obenan und gab in der Rathsver⸗ 
ſammlung zuerſt ſeine Stimme ab. Der Beſitz dreier Kinder befreite 
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von jeder Steuerpflicht. Allein der Zweck, den alle dieſe Anordnungen 
hatten, wurde nicht erreicht. Die Neigung zu einem ungebundenen, ſitten⸗ 
loſen Leben war mächtiger als ſie. In natürlicher Reaktion gegen die 
Sittenverderbniß entwickelte ſich gleichzeitig in andern Volkskreiſen eine 
Askeſe, welche nach der nämlichen Richtung hin wirkte. Das bald 
ſich immer weiter ausbreitende Chriſtenthum erhob die Kaſteiung zum 
Syſtem. Enthaltſamkeit wurde als die höchſte Tugend geprieſen, die 
Diener der Kirche ausdrücklich zur Eheloſigkeit verpflichtet. So wirkten 
Ausſchweifung und religiöſe Unnatur zuſammen, um eine Entvölkerung 
herbeizuführen, welche nothwendig mit dem Untergange des römiſchen 
Reiches enden mußte. 

Aus den dunkeln Zeiten des Mittelalters, in denen unabläſſige 
Kriege unter den Völkern und innere Kämpfe der Stämme und Stände, 
ſowie todbringende Volkskrankheiten die Menſchen oft maſſenweiſe da⸗ 
hin rafften, ſind Gedanken über die Oekonomie der Geſellſchaft über⸗ 
haupt kaum auf uns gekommen. Nach dem Wiederaufleben der Wiſſen⸗ 
ſchaften aber legten die thatſächlichen Erſcheinungen, die ſichtbare Ent⸗ 
völkerung des platten Landes, die aufſtrebende Induſtrie der Städte 
und die Entwickelung des Handels die Idee der ſchöpferiſchen Kraft 
der Arbeit nahe, und die Staatskunſt wie die Staatslehre fanden 
gleichermaßen das Heil der Völker in der ſteigenden Volksmenge. Dieſe 
Anſicht der Dinge überwog bis ans Ende des achtzehnten Jahrhunderts. 
Die erleuchteten Fürſten letzterer Zeit, ein Friedrich der Große, ein 
Joſeph II. und Andere, ſuchten in ihren Ländern die Induſtrie, die 
während des dreißigjährigen Krieges faſt ganz aus Deutſchland gewichen 
war, wieder heimiſch zu machen und bedurften zu dieſem Zwecke der 
Volksvermehrung, die ſie zum Theil durch direkte Ermunterung der 
Hausſtandsgründung, zum Theil durch künſtlich beförderte Einwanderung 
herbeizuführen ſuchten. | 

Es kam die große franzöſiſche Revolution, welche alle die tiefen 
Schäden der damaligen Geſellſchaftsverfaſſung enthüllte. Das Proletariat 
erhob ſein Haupt, und forderte Freiheit und Gleichheit. Die Arbeit ver⸗ 
langte in ihre Rechte eingeſetzt und als das wichtigſte Element des Geſell⸗ 
ſchaftslebens anerkannt zu werden. Auch in England, wo der Grundbeſitz 
größtentheils in den Händen einer privilegirten Klaſſe war und die 
gewerbliche Handarbeit durch die beginnende Konkurrenz der Maſchinen 
ins Gedränge kam, fanden jene Forderungen und Anſprüche lebhaften 
Widerhall. Als ihr beredteſter Anwalt trat Godwin in ſeinem Werke 
über die „Politiſche Gerechtigkeit“ auf. Nach ihm ſind alle in der 
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Geſellſchaft herrſchenden Uebel lediglich menſchlichen Einrichtungen zu— 
zuſchreiben; die beſtehende Eigenthumsverfaſſung und überhaupt politiſche 
Maßregeln ſind die fruchtbare Quelle allen Uebels, die Pflanzſchule 
aller Verbrechen, welche das Menſchengeſchlecht entwürdigen. Den Ein- 
wand, daß eine überſchüſſige Bevölkerung Noth oder Schwierigkeiten 
veranlaſſen könnte, fertigt er mit der Bemerkung ab, daß dieſe Schwierig⸗ 
keiten zu entfernt ſeien, um in Betracht gezogen werden zu müſſen. 
Dreiviertel der bewohnbaren Erdoberfläche ſeien noch unangebaut, die 
bereits angebauten Theile unermeßlicher Kulturverbeſſerungen fähig. 
Tauſende von Jahrhunderten könne ſich die Bevölkerung noch vermehren, 
und die Erde werde noch immer für ihre Bewohner hinreichende Sub— 
ſiſtenzmittel liefern. Gegen dieſe Anſichten trat der anglikaniſche Geiſtliche 
Robert Malthus in ſeinem zuerſt 1798 erſchienenen „Verſuch über das 
Geſetz der Bevölkerung“ auf. Malthus kehrte Godwins Anſichten gradezu 
um. Obwohl er zugiebt, daß menſchliche Einrichtungen die Urſachen 
vieler Uebelſtände der Geſellſchaft zu ſein ſcheinen und oft wirklich ſind, 
ſo meint er doch, daß dieſelben im Vergleich zu den „tiefer liegenden 
Urſachen des Uebels, welche aus den Geſetzen der Natur und den Leiden— 
ſchaften der Menſchen entſpringen“, nämlich der Uebervölkerung, nur 
leicht und oberflächlich ſeien. Er erkennt die Richtigkeit der Bemerkung 
Godwins, daß in der menſchlichen Geſellſchaft ein Prinzip walte, wo— 
nach die Bevölkerung beſtändig auf dem Niveau der Unterhaltsmittel 
erhalten wird, vollkommen an; aber die Hauptfrage ſei: Welches iſt 
das Prinzip? „Iſt es etwas Dunkles oder Verborgenes; iſt es eine 
myſtiſche Einmiſchung des Himmels, die zu gewiſſer Zeit die Männer 
mit Impotenz und die Frauen mit Unfruchtbarkeit heimſucht, oder iſt 
es etwas unſerer Prüfung Vorliegendes, unſerm Blick Erreichbares, 
etwas, deſſen Wirkſamkeit in höherem oder geringerem Grade unter 
jeder Geſellſchaftsform beobachtet wurde?“ Malthus beantwortet dieſe 
Frage dahin, daß die Noth und die Furcht vor der Noth die noth— 
wendigen und unvermeidlichen Ergebniſſe der Naturgeſetze (der Be— 
völkerung) ſeien, Geſetze, welche die menſchlichen Einrichtungen nicht 
verſchärft, ſondern vielmehr bedeutend gemildert hätten, obwohl ſie nie— 
mals beſeitigt werden könnten. 

Dieſe angeblichen Naturgeſetze ſind nach Malthus die Tendenz der 
menſchlichen Bevölkerung, in ſtärkerem Maße zuzunehmen, als die Unter- 
haltsmittel, und die entſprechende Tendenz der Letzteren, unter allen 
Umſtänden hinter den Anſprüchen der zunehmenden Bevölkerung zurück— 
zubleiben. Malthus erläutert dieſen Satz durch ein Schema, wonach 
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die Bevölkerung die natürliche Neigung haben ſoll, in geometriſcher 
Progreſſion (wie 1, 2, 4, 8, 16, 32 u. ſ. f.) zuzunehmen, während die 
Unterhaltsmittel bei aller produktiven Anſtrengung der Menſchen doch 
höchſtens in arithmetiſcher Progreſſion (wie 1, 2, 3, 4, 5, 6 u. ſ. f.) 
ſollen vermehrt werden können. Und obſchon er zugiebt, daß dies Ver- 
hältniß thatſächlich niemals eintreten kann, da die Bevölkerung niemals 
über das Maß der Unterhaltsmittel zuzunehmen vermag, ſo verſchmäht 
er es dennoch nicht, Phantaſiebilder an die Wand zu malen, welche 
die Einbildung der Beſchauer in Schrecken zu ſetzen beſtimmt ſind. 
Von der in einigen Fällen durch die Erfahrung beſtätigten Annahme 
ausgehend, daß die Bevölkerung eines Landes ſich aller fünfundzwanzig 
Jahre verdoppeln könne, ſchildert er u. A., welche Zuſtände in Groß— 
britannien eintreten würden, wenn bei einer ſolchen Bevölkerungs- 
zunahme die Subſiſtenzmittel ſich nur in der von ihm angegebenen 
Steigerung vermehrten. Es werde, meint er, kaum gelingen, die mittlere 
Produktion des Landes in fünfundzwanzig Jahren zu verdoppeln, man 
müßte denn alle Wieſen in Ackerland verwandeln, womit die thieriſche 
Nahrung ſo gut wie vollſtändig ausgeſchloſſen wäre. Doch möge ein— 
geräumt werden, daß die nach fünfundzwanzig Jahren von 11 auf 22 
Millionen geſtiegene Bevölkerung durch die vorhandene Nahrung in 
Geſundheit erhalten werden könne. „Wo aber wird in der nächſten 
Periode die Nahrung zu finden ſein, um den dringenden Bedürfniſſen 
der ſteigenden Einwohnerzahl zu genügen? Wo iſt friſches Land in 
Anbau zu nehmen? Wo der zur Kultur des bereits in Anbau befind— 
lichen Landes nöthige Dünger? Niemand, der auch nur die geringſte 
Kenntniß von Landwirthſchaft hat, wird es für möglich halten, daß die 
mittlere Produktion des Landes während der zweiten fünfundzwanzig 
Jahre um eine gleiche Menge geſteigert werden könne. Dennoch wollen 
wir annehmen, dieſe Steigerung, ſo unwahrſcheinlich ſie iſt, finde ſtatt. 
Die üppige Stärke des Arguments geſtattet faſt jede Conceſſion. Selbſt 
bei dieſer Conceſſion jedoch würden am Ende der zweiten Periode 11 
Millionen Menſchen exiſtiren, für die nicht geſorgt wäre. Eine gleiche 
Menge von Nahrungsmitteln, wie ſie allenfalls für den Unterhalt von 
33 Millionen hinreichte, würde unter 44 Millionen zu vertheilen ſein.“ 
Nicht genug mit dieſem unmöglichen Schluſſe, führt Malthus das Bei⸗ 
ſpiel weiter aus, um bei dem Ende anzulangen, daß am Ende des 
erſten Jahrhunderts die Bevölkerung auf 176 Millionen würde geſtiegen 
ſein können, während die Unterhaltsmittel nur für 55 Millionen zu⸗ 
reichend wären und 121 Millionen unverſorgt blieben. 
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Die Abſurdität derartiger Beiſpiele liegt auf der flachen Hand. 
Die 121 Millionen Unverſorgten exiſtiren nur in der Einbildung, und 
können niemals Wirklichkeit haben. Malthus begreift dies, wie erwähnt, 
ſelbſt, verſchmäht es aber gleichwohl nicht, eine Unmöglichkeit voraus⸗ 
zuſetzen, um mit dem Schreckbilde einer erträumten, der Vorbedingung 
zu ihrer Exiſtenz entbehrenden Menſchenzahl Gimpel einzufangen. Doch 
laſſen wir dies Taſchenſpielerkunſtſtückchen bei Seite, und halten wir 
uns an den ernſthafteren Kern der Malthus'ſchen Vorſtellung. Derſelbe 
beſteht darin, daß die Vermehrung der Menſchen, wenn ihr freier 
Spielraum geſtattet werde, die Zunahme der Unterhaltsmittel that- 
ſächlich in allen Fällen zu überholen oder daß die Anzahl der Münder, 
welche Nahrung heiſchen, die Nahrungsvorräthe beſtändig zu überwiegen 
ſtrebe. Die Bevölkerung, beziehungsweiſe deren dürftigſte Klaſſe dränge 
daher beſtändig gegen die Unterhaltsmittel, und es entſtehe daraus 
unvermeidlich ein ſo heftiger Wettſtreit um Erlangung des zum Leben 
Nothwendigſten, daß die Schwächſten unterliegen müßten und die nächſt⸗ 
folgenden Schichten nur mit genauer Noth dem Hungertod entrönnen. 
Elend und Mangel mit allen ihren Begleitern, dem Verbrechen, 
Krankheiten u. ſ. w., ſeien ſonach die unausweichlichen Folgen des 
Bevölkerungsgeſetzes, und wenn die politiſchen und ſozialen Einrichtungen 
der Völker auch nicht immer von der Mitſchuld an den Drangſalen 
der Menſchen ganz freizuſprechen ſeien, ſo hätten ſie doch im Ganzen 
dieſelben eher gemildert, als geſchärft und ſelbſt die beſten Einrichtungen 
vermöchten niemals, Noth und Mangel völlig zu beſeitigen. 

Der Arbeitslohn wird, nach Malthus, lediglich durch das Angebot 
und die Nachfrage nach den Lebensmitteln geregelt; er iſt der politiſche 
Barometer, welcher das Verhältniß zwiſchen dem Vorrath von Sub— 
ſiſtenzmitteln und der Nachfrage danach ausdrückt. Auch drücke er im 
Ganzen ziemlich deutlich den Bedarf an Volksvermehrung aus, d. h. 
„der Preis der Arbeit wird je nach dem ſtillſtehenden, zunehmenden 
oder abnehmenden Stande der thatſächlichen Fonds für den Unterhalt 
der Arbeit entweder genau hinreichen, die vorhandene Bevölkerung zu 
ernähren, oder ſich über das Niveau erheben oder darunter bleiben“. 
Bleibt die Zunahme der Subſiſtenzmittel oder, allgemeiner ausgedrückt, 
des „Kapitals“, hinter der Bevölkerungszunahme zurück, ſo würde, 
nach dieſer Vorſtellung, der Lohn ſo tief ſinken, daß ein Theil der 
Bevölkerung regelmäßig vor Mangel ſterben muß. Die arbeitenden 
Klaſſen haben es daher ſelbſt in der Hand, ihre Lage zu verbeſſern 
oder zu verſchlimmern. Wollen ſie das erſtere, ſo können ſie es nur 
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dadurch, daß ſie eine übermäßige Zunahme der Bevölkerung zu verhindern 
ſuchen. | 
Auch ohne das Zuthun der arbeitenden Klaſſen ſorgt freilich die 
Natur der Dinge für die Beſeitigung eines Uebermaßes der Bevölkerung. 
Krieg, Hungersnoth, anſteckende Krankheiten — in der Sprache unſres 
geiſtlichen Nationalökonomen die poſitiven Hemmungen der Be⸗ 
völkerung geheißen — haben zu allen Zeiten eine zu geſchwinde Zus 
nahme auf ihr Maß zurückgeführt. Malthus empfiehlt jedoch, dieſe 
„poſitiven Hemmungen“ nicht abzuwarten, ſondern aus eigener Willens— 
beſtimmung die Grenzen der Vermehrung in den geeigneten Schranken 
zu halten. Er denkt dabei, ſoweit die moraliſche Kraft der Einzelnen 
nicht ausreicht, ſich bei offenbarer Unfähigkeit zur Ernährung einer 
Familie der Ehe zu enthalten, an geſetzliche Ehehinderniſſe und an 
öffentliche Einſchärfung der Pflicht, nicht mehr Kinder in die Welt zu 
ſetzen, als Jemand nach Maßgabe ſeiner Lage erhalten kann. Nach 
ihm ſoll Niemand heirathen, der nicht ſchon im Voraus überſehen kann, 
ob er eine Familie zu ernähren im Stande ſein wird, und der Staat 
hat für die geeigneten Mittel zu ſorgen, um den ärmeren Klaſſen dieſe 
Pflicht der Enthaltung einzuprägen. In erſter Linie richteten ſich die 
praktiſchen Conſequenzen, die Malthus aus ſeiner Theorie zog, auf die 
Beſeitigung der britiſchen Armengeſetze, und auf thunlichſte Beſeitigung 
der Armen ⸗Unterſtützungen überhaupt. Mit voller Schärfe formulirte 
er dieſe Forderung in der erſten Ausgabe ſeines Buches, in welchem 
er ohne jede Scheu verkündigte, daß diejenigen, für welche die Tafel 
des Lebens nicht gedeckt ſei, ſich wegzubegeben hätten, und daß der 
Menſch ſich nicht zwiſchen die Natur und ihre Geſetze ſtellen dürfe. 
Später wurden dieſe anſtößigen Wendungen ausgemerzt, obwohl der 
Sinn der praktiſchen Lehre der nämliche blieb. Die Armengeſetze ſollten 
gänzlich abgeſchafft und den Paaren, die ſich verheirathen wollen, die 
Verantwortlichkeit, die ſie übernehmen, aufs Schärfſte eingeprägt werden. 

Die Malthus'ſche Theorie und deren praktiſche Anwendungen fanden 
in England ſofort großen Beifall. Unter den herrſchenden Klaſſen, 
welche dadurch von jeder Verantwortung für das Loos der Armen und 
Unterdrückten freigeſprochen wurden, war dieſer Beifall natürlich. Doch 
war die Scheinbarkeit der Theorie groß genug, um ihr auch unter den 
Nationalökonomen zahlreiche Anhänger zu gewinnen. 

Eine weſentliche Stütze erhielt ſie noch durch die etwas ſpätere 
Lehre Ricardo's, die auf der Annahme beruht, daß die Rente des 
Grundbeſitzes in dem Verhältniſſe ſteigen müſſe, je mehr die Zunahme 
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der Bevölkerung die Menſchen zwinge, zum Anbau der immer weniger 
ergiebigen Ländereien überzugehen. Ricardo ging dabei von der Voraus— 
ſetzung aus, daß die Anſiedelung und der Anbau ſtets auf dem frucht⸗ 
barſten und beſtgelegenen Boden beginne und erſt allmählich, nachdem 
dieſer von einer dichten Bevölkerung bewohnt ſei, auf die geringeren 
Bodenſorten zurückgreife. Wäre dies ſo, ſo würde allerdings jedes 
fernere Geſchlecht ſeine Kräfte auf einen Boden von geringerer Ertrags— 
fähigkeit verwenden müſſen, und mit jeder Zunahme der Bevölkerung 
würde eine weitere Verminderung des zur Verfügung ſtehenden relativen 
Nahrungs⸗Vorrathes eintreten. Durch dieſe Theorie wurde zugleich 
ſcheinbar die zunehmende Ungleichheit in der Vertheilung des Einkommens 
unter den verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen gerechtfertigt, denn nur die 
Rente des bevorzugten Grund beſitzers ſteigerte ſich, während der 
Antheil, den der Arbeiter an dem Extrage des Grund und Bodens 
fordern konnte, mit der zunehmenden Bevölkerungszahl abnahm. 

Auch an Widerſachern hat es der Malthus'ſchen Bevölkerung gleich 
von Anfang an nicht gefehlt. Die Engländer Gray, Sadler, Everett, 
Ravenſtone, Aliſon, Godwin u. A. haben dieſelbe mit mehr oder weniger 
Glück angegriffen. Die entſcheidende Widerlegung beziehungsweiſe 
Richtigſtellung der Malthus'ſchen Anſichten iſt jedoch erſt den modernſten 
Schriftſtellern gelungen. Gleichwohl fehlt noch viel, daß unter den 
volkswirthſchaftlichen und ſozialen Schriftſtellern der Gegenwart eine 
Uebereinſtimmung der Anſichten und richtige Vorſtellungen das Ueber— 
gewicht erlangt hätten. Namentlich auf den Lehrkanzeln, die das Ohr 
der ſich zum Staatsdienſte vorbereitenden Jugend haben, herrſcht die 
Malthus'ſche Theorie noch heute ziemlich unumſchränkt. Ueberdies hat 
dieſelbe durch den Darwinismus neuen Succurs erhalten. Der „Kampf 
ums Daſein“ iſt, wie Darwin ſelbſt ſich ausdrückt, die Malthus'ſche 
Lehre mit vervielfachter Kraft auf das ganze Thier- und Pflanzenreich 
angewendet. Die allen Organismen innewohnende große Vermehrungs— 
fähigkeit betrachtet er als die wahre Urſache, welche zur Vervollkommnung 
der Lebeweſen führen muß, und durch den Kampf ums Daſein werde 
eine natürliche Ausleſe bewirkt, welche zum Ueberleben und zur Fort— 
pflanzung derjenigen Individuen führe, die ſich für die veränderten 
Lebensbedingungen geeigneter erweiſen als die, welche in dem Wett— 
bewerb unterliegen. Letztere ſterben nach und nach aus, während die 
Sieger ein kräftigeres Geſchlecht erzeugen und die betreffende Art höher 
bilden helfen. Dieſen als phyſiologiſches Geſetz unumſtößlichen Ge— 
danken hat man kurzer Hand auf die Entwickelung des Menſchengeſchlechtes 
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übertragen und den Kampf ums Daſein als das Mittel betrachten zu 
können geglaubt, das Menſchengeſchlecht auf eine höhere Stufe zu ftellen. 
Bei der Zuſammenwürfelung des im Thierreiche herrſchenden Kampfes 
ums Daſein mit dem ähnlichen Vorgange in der Menſchenwelt wurde 
jedoch überſehen, daß es ſich dort weſentlich um die Bethätigung phyſiſcher 
Kraft, hier vielmehr um die Bethätigung geiſtiger Potenzen handelt. 
In den dem Thierleben näher ſtehenden niederen Stufen der Menſchheit 
iſt freilich der Kampf ums Daſein annähernd derſelbe wie im Thier⸗ 
reich. Die wilden Stämme führen Krieg und morden einander, um 
für ſich den Raum zur Exiſtenz zu gewinnen, der ihnen von ihren 
Feinden beſtritten wird. Unter den civiliſirten Völkern hingegen ſollen 
Recht und Gerechtigkeit walten, und die Erkämpfung einer Poſition im 
geſellſchaftlichen Leben hängt daher nicht bloß von dem Grade der körper— 
lichen und geiſtigen Entwickelung der Einzelnen ab, ſondern in viel 
höherem Grade von der Rechts- und Geſellſchaftsverfaſſung. Schon 
wenn man ſich die Bedingungen des Wettbewerbes im wirthſchaftlichen 
Kampfe ums Daſein als ganz gleiche vorſtellt, leuchtet es ein, daß es 
nicht die Stärkeren und Beſſeren zu ſein brauchen, welche die ſtärkſten 
Poſitionen gewinnen, ſich gegen die andrängenden Mitbewerber behaupten 
und ihnen überlegen bleiben. Liſt, Verſchlagenheit oder noch ſchlimmere 
Eigenſchaften werden oft weit erfolgreicher kämpfen als die ehrliche Kraft. 
Allein die Verfaſſungszuſtände, die überlegene Macht, welche durch ge— 
ſellſchaftliche Einrichtungen ſchon frühzeitig dem Beſitz über die Arbeit 
verliehen wurde, entſcheiden in noch weit höherem Maße darüber, wohin 
nicht bloß zwiſchen den Einzelnen, ſondern auch zwiſchen ganzen Klaſſen 
der Bevölkerung der wirthſchaftliche Erfolg fällt. Die großen Reich— 
thümer, die heutzutage von gewiſſen Beſtandtheilen der Geſellſchaft auf 
Koſten der Geſammtheit und insbeſondere auf Koſten der arbeitenden 
Klaſſen zuſammengebracht werden, ſind faſt niemals als legitime Erfolge 
wirthſchaftlicher Kraftbethätigung anzuſehen, ſondern in den meiſten 
Fällen ein unmittelbares Produkt ſozialer Mißgeſtaltungen. 

Die phyſiſche und geiſtige Kraft der Nationen rekrutirt ſich auch 
heute noch wie zu allen Zeiten aus den Tiefen des arbeitenden Volks. 
Es ſähe ſchlimm aus um die Geſellſchaft der Zukunft, wenn das Ge— 
ſchlecht, ja wenn ſelbſt nur die Geiſtes-Ariſtokratie der Zukunft von 
der Fortpflanzung unſerer ſogenannten höheren Klaſſen abhängig wäre. 
Jedenfalls würde es verkehrt ſein, den Kampf ums Daſein innerhalb 
des Menſchengeſchlechtes in dem Sinne aufzufaſſen, als ob die Sieger 
im wirthſchaftlichen Kampfe, die thatſächlich im Leben die Oberhand 
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behalten, auch jene Tüchtigſten wären, auf denen die Zukunft des Ge— 
ſchlechtes beruht. 

Der neueſten Zeit blieb es vorbehalten, die trübſeligſte Frucht der 
Vorſtellung, daß Noth und Elend ihre wahre Quelle in übermäßiger 
Bevölkerung habe, zu zeitigen. Erſt in den letzten Jahren hat ſich, 
namentlich in England, der Malthus'ſchen Theorie eine praktiſche Lehre 
zur Seite geſtellt, welche anſtatt der ſittlichen Selbſtbeſchränkung, die 
Malthus im Weſentlichen doch predigt, eine Bekämpfung der Ueber— 
völkerung durch Mittel empfiehlt, welche eine Entnervung und ſittliche 
Verwilderung der Völker nothwendig herbeiführen müßten. Schon 
früherhin hat es an abgeſchmackten Vorſchlägen dieſer Art, wie demjenigen 
der „Infibulation“, von einem hallenſer Arzte Weinhold, nicht gefehlt. 
Der ſogenannte Neo-Malthuſianismus aber mit ſeiner Empfehlung 
künſtlicher Mittel, die ehelichen Beziehungen unfruchtbar zu machen, 
treibt nicht bloß mit der Geſundheit beider Geſchlechter ein frevelhaftes 
Spiel, ſondern müßte, wenn er in den breiten Schriften des Volkes 
Anhänger gewönne, die Auflöſung der Geſellſchaft ſo gewiß zur Folge 
haben, wie der Untergang der römiſchen Welt ihrer ſittlichen Fäulniß 
zugeſchrieben werden muß. 

Um die Bevölkerungsfrage richtig zu würdigen, werden wir zunächſt 
die thatſächliche Geſtaltung der Bevölkerungsverhältniſſe ins Auge faſſen 
und ſodann unterſuchen, ob die Vermehrung der Bevölkerung noth— 
wendig oder auch nur thatſächlich die Tendenz hat, die Zunahme der 
Subſiſtenzmittel zu übertreffen. Finden wir hierauf die richtige Ant— 
wort, ſo wird leicht zu entſcheiden ſein, ob und inwieweit Armuth und 
Noth in der Geſellſchaft die unvermeidliche Mitgift einer natürlichen 
Zunahme der Volksmenge oder die Folge menſchlicher Einrichtungen iſt. 
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Ob ſeit den Zeiten, wo die Menſchheit in das helle Licht der 
Geſchichte tritt, eine Vermehrung der Erdbevölkerung ſtattgefunden habe, 
iſt zweifelhaft. Bis in die neuere Zeit hinein fehlte es in den meiſten 
Ländern der Erde an allen einigermaßen zuverläſſigen Schätzungen der 
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Menſchenzahl. Noch in den vierziger Jahren dieſes Jahrhunderts 
ſchwankten die Angaben über die geſammte Menſchenzahl auf der Erde 
zwiſchen 700 und 1100 Millionen. Gegenwärtig ſchätzt man die Erd⸗ 
bevölkerung auf 1300 bis 1400 Millionen, wovon 325 Millionen au 
Europa, 104 Millionen auf Amerika, 745 Millionen auf Aſien, 120 
Millionen auf Afrika, und 3 bis 4 Millionen auf Auſtralien kommen. 
Hinſichtlich Aſiens und Afrikas ſind jedoch auch dieſe Schätzungen noch 
ſehr willkürlich. 

Was die einzelnen Theile der Erde betrifft, ſo iſt es mehr als 
zweifelhaft, ob Aſien und Afrika ſeit Tauſenden von Jahren an Be⸗ 
völkerung zu⸗ oder abgenommen haben. China iſt vielleicht, wie in 
ſeiner Kultur, ſo auch in ſeiner Volksmenge, ſeit undenklichen Zeiten 
ſtehen geblieben. Die Länder Central- und Weſtaſiens dagegen haben 
wahrſcheinlich heute keine ſo ſtarke Bevölkerung als einſt, da ſie in der 
Weltgeſchichte eine ſo bedeutende Rolle ſpielten. Ebenſo wird das 
innere Afrika vermuthlich ſtabil geblieben ſein, während Aegypten und 
die nördlichen Küſtenländer vor der chriſtlichen Zeitrechnung gewiß zahl— 
reicher bevölkert waren, als heutzutage. Die ungeheuren Länder Mittel- 
und Südamerika's umfaßten lange vor ihrer Eroberung durch die Spanier 
eine dichte und civiliſirte Bevölkerung. In Peru ſollen zur Zeit ſeiner 
Entdeckung mehr Menſchen gelebt haben, als heute in ganz Südamerika, 
und vor den Incas herrſchte dort, nach den Ueberreſten großartiger 
Bauwerke zu ſchließen, eine noch höhere Civiliſation. In den tropiſchen 
Wäldern von Yucatan und Centralamerika finden ſich die Reſte großer, 
ſchon zur Zeit der ſpaniſchen Eroberung vergeſſener Städte. Nach den 
Ausgrabungen zu urtheilen, die neuerdings in Mexiko überall vorgenommen 
wurden, muß dort früher eine dichte Bevölkerung gewohnt haben, vielleicht 
nicht weniger dicht, als diejenige der bevölkertſten Länder des heutigen 
Europa. Selbſt über einen großen Theil der Vereinigten Staaten ſind 
künſtliche Hügel verſtreut, welche von einer ziemlich dichten Urbevölkerung 
zeugen, und an einigen Orten, wie in den Kupferminen am Oberen 
See, ſind Spuren höherer Künſte vorhanden, als ſie den Indianern, 
mit denen die Weißen in Berührung kamen, bekannt waren. 

Nur in Europa, als Ganzes genommen, ſcheint ſich die Bevölkerung 
ſeit der hiſtoriſchen Zeit unzweifelhaft vermehrt zu haben, ſo viele 
Schwankungen auch in den einzelnen Ländern vorgekommen ſein mögen. 
In dem alten Griechenland hatte die Bevölkerung allem Anſchein nach 
im ſiebenten und ſechſten Jahrhundert v. Chr. ihren Höhepunkt erreicht. 
Mit der abnehmenden politiſchen Blüthe ſank, nach dem peloponneſiſchen 
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Krieg, auch die Bevölkerung, und zwar derartig, daß das Land allmählich 
verödete und nach dem Zeugniſſe von Schriftſtellern, wie Polybius und 
Plutarch, kein Mangel fühlbarer war als der an Menſchen. Auch in 
Italien iſt die Zeit der höchſten politiſchen Blüthe und der geſundeſten 
ſozialen Zuſtände die Zeit der höchſten Bevölkerungsziffer. Zwiſchen dem 
erſten und zweiten puniſchen Kriege ſoll nach einer Schätzung Zumpt's 
die Bevölkerung des Landes ungefähr ebenſo hoch geweſen ſein, wie im 
Jahre 1840. Späterhin nahm die Bevölkerung ſowohl an Zahl wie 
an Kraft beſtändig ab, und wurde daher eine Beute der nordiſchen 
Barbaren. Spanien und Portugal hatten zur Zeit der Karthager und 
Römer eine vielfach ſtärkere Volkszahl, als unter den letzten Königen 
des Hauſes Oeſterreich. Frankreich und Deutſchland waren nach 
Montesquieu's Dafürhalten zu den Zeiten der Kreuzzüge ſtärker be— 
völkert, als am Anfange des achtzehnten Jahrhunderts. 

Erſt ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts beſitzt man in den 
Hauptländern Europas zuverläſſige Angaben über die Zahl ihrer Be⸗ 
wohner und die Veränderungen dieſes Verhältniſſes. Es iſt zugleich 
die Zeit eines materiellen und geiſtigen Aufſchwunges, wie er in keiner 
anderen Periode der Menſchengeſchichte feines Gleichen findet. Ent- 
ſcheidende landwirthſchaftliche Verbeſſerungen bereiteten den Boden für 
eine Produktion, die einer weit größeren Menſchenzahl als bisher 
Nahrung gewährte; die gleichzeitigen Fortſchritte der gewerblichen 
Technik ſetzten die Völker, die an ihnen Theil nahmen, in den Stand, 
die übrigen Völker, die an Früchten des Bodens mehr gewannen als 
fie für ſich ſelbſt brauchten, in Tauſch gegen dieſelben mit Bedarfs- 
gegenſtänden induſtriellen Urſprungs zu verſorgen. In Wechſelwirkung 
mit der unvergleichlich geſteigerten Produktionskraft ſtanden die politiſchen 
Fortſchritte der betreffenden Völker. Willkürliche Herrſchaft wurde mehr 
und mehr unmöglich; Freiheit und Recht befeſtigten ſich; viele Un⸗ 
gleichheiten in der Lage der verſchiedenen Klaſſen von Bürgern wurden 
beſeitigt. Unter ſolchen Umſtänden ſtieg die Bevölkerung mit zus 
nehmender Geſchwindigkeit. 

Es genügt, zur näheren Kennzeichnung dieſer Entwickelung die drei 
vorgeſchrittenſten Länder Europas, England, Frankreich und Deutſchland, 
etwas genauer ins Auge zu faſſen. 

Die Bevölkerung von England und Wales wurde zu Anfang des 
achtzehnten Jahrhunderts auf 5 Millionen, zu Ende deſſelben auf 8½ 
Millionen geſchätzt. Die Volkszahl Schottlands berechnete man für das 
Jahr 1707 auf 1,050,000, für 1755 auf 1,265,000. Irlands Be⸗ 


14 Zweites Kapitel. 


völkerung wurde 1702 auf 2 Millionen, 1791 auf mehr als 4 Millionen, 
1835 aber auf beinahe 8 Millionen veranſchlagt. England und Schott⸗ 
land weiſen im 19. Jahrhundert eine beſtändige Zunahme der Bevöl⸗ 
kerung, obwohl in ſchwankenden Verhältniſſen, auf. Im erſten Jahr⸗ 
zehnt ſtieg die Volkszahl Englands um 14%), diejenige Schottlands um 
12% ,F im zweiten betrug die beiderſeitige Zunahme je 16%, im dritten 
15 reſp. 13%, im vierten 14 reſp. 11%%6, im fünften 13 reſp. 10%, 
im ſechſten 12 reſp. 5,9%, im ſiebenten und achten 29 reſp. 21,9 %. 
Englands Bevölkerung war bis 1881 auf 25,968,286, diejenige Schott— 
lands auf 3,734,441 geſtiegen. Irland hingegen zeigt ſeit 1841, in 
welchem Jahr die erſte wirkliche Zählung erfolgte und eine Ziffer von 
8,196,597 ergab, eine ſehr bedeutende Verminderung der Einwohnerzahl. 
Von 1841—51 betrug dieſe Abnahme beinahe 20%, von 1851—61 
12%, von 1861 —81 noch immer 12,4%, q und die heutige Bevölkerung 
Irlands beziffert ſich nur auf 5,159,839. 

Der entſcheidende Umſtand, worauf es bei einer Unterſuchung wie 
derjenigen, mit der wir uns eben beſchäftigen, ankommt, betrifft aber 
nicht das Maß und Tempo der Volksvermehrung, ſondern das Verhält- 
niß, in welchem dieſelbe zur Produktionsſteigerung ſteht. Denn es iſt 
klar, daß eine Volksvermehrung, die nicht hinter der Produktionsſteigerung 
zurückſteht, kein Nachtheil, ſondern im Gegentheil ein Vortheil ſowohl 
für jeden Einzelnen, als auch für die Geſammtheit der Geſellſchaft und 
die Kraft des Staates ſein muß. Nun iſt freilich die Bewegung der 
Produktion viel ſchwerer zu erfaſſen und thatſächlich auch viel weniger 
ſtatiſtiſch ermittelt als die Bewegung der Bevölkerung. Dennoch giebt 
es gerade für Großbritannien verhältnißmäßig zuverläſſige Anhaltspunkte 
zur Beurtheilung des Umfanges der Produktion, aus denen mindeſtens 
ſo viel hervorgeht, daß die Vermehrung der Produktion jedenfalls nicht 
hinter derjenigen der Bevölkerung zurückgeblieben iſt. Gerade dies aber 
iſt es, was den Anhängern der Uebervölkerungstheorie als Schreck— 
geſpenſt vorſchwebt. Sie befürchten, daß die Produktion nicht geſchwind 
genug zunehmen könne, um der natürlichen Volksvermehrung zu 
folgen. Die Einwohnerzahl Englands iſt allerdings nicht in dem Maße 
gewachſen, wie es, nach Malthus, bei ganz ungehemmter Vermehrung 
möglich ſein ſoll; ſie hat ſich nicht in je 25 Jahren, ſondern erſt in 
75 Jahren ungefähr verdoppelt. Aber Malthus nimmt keineswegs erſt 
bei einer ſo rapiden Volksvermehrung eine Gefahr der Uebervölkerung 
für drohend an, ſondern hat vor Allem dadurch ſo viel Verwirrung 
geſtiftet, daß er in ſeinem (nebenbei geſagt übermäßig breiten und 
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flachen) Buche jede Nothlage der arbeitenden Klaſſen auf Ueber⸗ 
völkerung zurückführt, ſelbſt die, wo offenbar eine geſchwindere Zunahme 
der Volkszahl das nothwendigſte Bedürfniß, der unentbehrlichſte Hebel 
des Wohlſtandes in einem Lande war. 


Was alſo Großbritannien betrifft, jo wurde oben eine Vermehrung, 
der Bevölkerung während des zweiten und dritten Jahrzehnts in Eng— 
land von 31, in Schottland von 29 Prozent, im Ganzen mithin von 
30 Prozent konſtatirt. Am Schluſſe dieſer Periode wurde, nach Porter, 
der Getreidebedarf des Landes, bei ziemlich gleichbleibender Einfuhr, 
von einer landwirthſchaftlichen Bevölkerung gedeckt, die nur etwa 7 
Prozent größer war, als am Anfange derſelben. So ſehr war die 
Ergiebigkeit der landwirthſchaftlichen Arbeit geſtiegen. Aehnlich verhielt 
es ſich im folgenden Jahrzehnt. Obſchon die Getreide-Einfuhr erheblich 
ſtieg, blieb doch ungefähr dieſelbe Menſchenzahl, nämlich 16 Millionen, 
in ihrer Brodverſorgung auf den heimiſchen Ackerbau angewieſen. 
Gleichwohl wurde dieſer Bedarf durch eine verringerte landwirth- 
ſchaftliche Arbeiterbevölkerung befriedigt. Im Jahre 1861 war die Zahl 
der im Ackerbau beſchäftigten Menſchen kleiner als 1851, und ſank im 
nächſten Jahrzehnt noch tiefer. Dennoch kann es, wie der amtliche 
Generalbericht über den engliſchen Cenſus von 1871 erklärt, gar keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Umfang der landwirthſchaftlichen Produktion 
zu dieſer Zeit größer war als jemals. 1876 war, nach Caird, die 
bebaute Fläche um 20 Prozent größer als 1821, und der Ertrag pro 
Acker weſentlich geſtiegen, die landwirthſchaftliche Bevölkerung dagegen 
bedeutend vermindert. 


Dieſe Angaben, die wir, nebſt einigen noch folgenden, dem Büchlein 
von Max Schippel („Das moderne Elend und die moderne Uebervölke— 
rung“) entnehmen, beweiſen eine Zunahme der Ergiebigkeit des Acker⸗ 
baues, die in den fünfzig Jahren von 1821— 1871, gering veranſchlagt, 
auf 40 Prozent zu ſchätzen iſt, während die Anzahl der in der Land— 
wirthſchaft beſchäftigten Arbeiter um etwa 20 Prozent abgenommen hat. 
Dabei darf man jedoch nicht vergeſſen, daß in Folge verſchiedener Um⸗ 
ſtände, wie der im engliſchen Adel hergebrachten Primogenitur und der 
ſteigenden Macht des Geldes, der Grundbeſitz in Großbritannien ſich 
mehr und mehr in den Händen einer kleinen Anzahl von Beſitzern 
anhäuft. Wie hoch die landwirthſchaftliche Produktion geſtiegen wäre, 
wenn die Theilung des Bodens ungehindert hätte fortſchreiten können 
und in Folge davon die Tendenz, Arbeitskräfte zu ſparen, nicht den 
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Ackerbau gegenüber der Wieſenkultur in den Hintergrund gedrängt hätte, 
iſt unberechenbar. | 

Dieſelben Umſtände aber, welche der Verwendung menſchlicher 
Arbeitskräfte in der Landwirthſchaft entgegen wirkten, beförderten künſtlich 
die Entwicklung der Induſtrie. Die Fortſchritte in der Ergiebigkeit der 
Induſtrie ſind noch viel überraſchender als diejenigen in der Landwirth⸗ 
ſchaft. Die Baumwoll⸗Induſtrie des Vereinigten Königreichs verarbeitete 
1801 54 Millionen, 1871 1416 Millionen Pfund Baumwolle, alſo das 
Dreißigfache. Die Kohlengruben förderten 1800 10 Millionen, 1875 
131 Millionen Tonnen zu Tage, an Eiſen wurden 1800 125,000, 
1875 6,366,000 Tonnen produzirt, mithin 1875 das 13fache bezw. 
54 fache. In andern Induſtrien find ähnliche Steigerungen wahrzu⸗ 
nehmen. 

Noch beweiskräftiger aber als die Schlüſſe aus der Steigerung 
der Produktion ſind diejenigen aus der Steigerung der Konſumtion. Di 
geſteigerte Konſumtion pro Kopf beweiſt die beſſere Verſorgung einer ver⸗ 
mehrten Bevölkerung. An Brot, Butter, Rauchfleiſch, Eiern verzehrt, nach 
Giffen, der Arbeiter von 1883 doppelt ſo viel als der von 1840. 
Die Konſumtion von Zucker, welche 1844 17½ Pfd. betrug, hat ſich 
bis 1881 auf 67½ Pfd. pro Kopf, die Konſumtion von Thee in demſelben 
Zeitraum von 1½ Pfd. auf 47¾ Pfd. pro Kopf gehoben. Zugleich hat 
ſich die Anzahl der Armen ſehr beträchtlich gemindert, die arbeitenden 
Klaſſen nehmen Theil an den Wohlthaten billigeren und beſſeren Unter⸗ 
richts, ſowie wohlfeilerer Verkehrsmittel, ſie ſind beſſer geſchützt gegen 
Ausnutzung, Ueberbürdung und Unfälle, ihre Spareinlagen haben ſich 
um das Fünffache vermehrt. Kurz, ſo viel auch noch zu wünſchen übrig 
iſt, der Volkswohlſtand im Allgemeinen aber, wir meinen den Wohlſtand 
der großen Maſſen des Volkes und inſonderheit der arbeitenden Klaſſen, 
hat ſich ohne allen Zweifel ſehr bedeutend gehoben. Es liegt daher 
der Schluß nahe, daß die Vermehrung der Bevölkerung, weit entfernt, 
eine fortſchreitende Verarmung der Maſſen herbeigeführt zu haben, 
vielmehr dazu gedient hat, die Produktion auf ein Maß zu ſteigern, 
das, obſchon ein übermäßiger Antheil den Kapitaliſten oder den herrſchen⸗ 
den Klaſſen überhaupt zufiel, doch hinreichte, um auch der Arbeit eine 
weit beſſere Lage zu verſchaffen. N 

Frankreich hatte zu Montesquieu's Zeit, um die Mitte des 
achtzehnten Jahrhunderts, gegen 20 Millionen Menſchen. Bei einem 
Flächenraume von 9800 Quadratmeilen kommen alſo auf die Quadrat⸗ 
meile durchſchnittlich etwas mehr als 2000 Einwohner, ſo viel als 
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gegenwärtig Mecklenburg⸗Strelitz, nicht viel weniger als jetzt die preußi⸗ 
ſchen Provinzen Pommern und Preußen auf der Quadratmeile zählen. 
Dieſe Bevölkerungsdichtigkeit galt dem genannten franzöſiſchen Schrift— 
ſteller, zu einer Zeit, wo der Ackerbau im Verhältniß zur Gegenwart 
noch auf ſehr tiefer Stufe ſtand und in der Induſtrie das Maſchinen⸗ 
weſen ſo gut wie unbekannt war, als ſo unzulänglich, daß er nicht 
undeutlich zu verſtehen gab, das Land müſſe an dem Unheil der Ent⸗ 
völkerung zu Grunde gehen. An eine Heilung deſſelben glaubte er 
nicht, da, wie er mit Beziehung auf ſein Vaterland ſchrieb, „die Ent— 
völkerung bereits ſeit langer Zeit in Folge eines inneren Gebrechens 
und einer ſchlechten Regierung immer mehr überhand nahm. Die 
Menſchen verkümmerten in dieſem Falle durch eine verſteckte, chroniſche 
Krankheit. In Entkräftung und Elend, unter dem Drucke einer ge— 
waltthätigen oder von Vorurtheilen geleiteten Regierung geboren, gingen 
ſie, oft ohne die Urſachen ihres Dahinſchwindens zu merken — all⸗ 
mählich zu Grunde. Die durch den Despotismus oder durch die über— 
mäßigen Vorrechte der Geiſtlichkeit vor den Laien in's Elend geſtürzten 
Länder liefern zwei Hauptbeiſpiele ſolchen Verderbens. Um einen auf 
dieſe Weiſe entvölkerten Staat wieder herzuſtellen, würde man ver⸗ 
gebens auf den Beiſtand der Kinder warten, die noch geboren werden 
könnten. Es iſt zu ſpät. Die Menſchen kennen in ihren Einöden 
keinen Muth, keine Betriebſamkeit mehr. Bei hinreichendem Grund 
und Boden, um ein ganzes Volk zu ernähren, vermag man kaum eine 
Familie zu ſättigen. Der gemeine Mann in einem ſolchen Lande iſt 
ſelbſt von jedem Antheil an ſeiner Armuth, d. h. an den brachliegen— 
den Gründen, woraus es größtentheils beſteht, ausgeſchloſſen. Die 
Geiſtlichkeit, der Fürſt, die Städte, die Großen und einige vornehme 
Bürger ſind nach und nach zu Eigenthümern des ganzen Landes ge— 
worden. Daſſelbe liegt unbeſtellt, allein die zu Grunde gegangenen 
Familien hinterließen jenen die öden Weideplätze, und der Arbeiter hat 
nichts.“ (Geiſt der Geſetze, Buch XXIII, Kap. 28.) 

Die hier geſchilderten Zuſtände erlitten durch die Revolution eine 
gründliche Veränderung. Auch hierüber wollen wir einen berühmten 
franzöſiſchen Schriftſteller, den Kommentator Montesquieu's, Deſtutt 
de Tracy, hören. Er ſchildert zuerſt die Leiden, die durch die inneren 
Unruhen und die auswärtigen Kriege hervorgerufen wurden. Mehrere 
von Frankreichs Provinzen „wurden verwüſtet und viele Städte in 
Aſche gelegt, alle von Räubern und Kriegslieferanten geplündert. Sein 


auswärtiger Handel wurde vernichtet; ſeine Flotten gänzlich zerſtört, 
Stöpel, Soziale Reform. II. 2 
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obgleich oft erneuert; feine Kolonien, die man als eine ſo unerläßliche 
Bedingung feines Wohlſtandes anſah, zu Grunde gerichtet... Sein 
Baarvermögen wurde faſt ganz ausgeführt, theils durch die Emi⸗ 
granten, theils durch das Papiergeld. Es unterhielt vierzehn Armeen 
zur Zeit der Hungersnoth, und inmitten alles dieſes Ungemachs iſt es 
notoriſch, daß ſeine Bevölkerung und ſein Ackerbau ſich in ſehr wenigen 
Jahren anſehnlich vermehrten; und jetzt (1806), ohne daß es noch mit 
der Schifffahrt und dem auswärtigen Handel, dem man gewöhnlich 
eine ſo große Wichtigkeit beilegt, irgend beſſer geworden wäre, ohne daß 
das Land noch einen einzigen Augenblick des Friedens gewonnen hätte, 
um ſich zu erholen, erträgt es ungeheure Auflagen, verwendet uner— 
meßliche Summen auf öffentliche Arbeiten, braucht zu alle dem keine 
Anlehen und hat eine koloſſale Macht, der nichts auf dem europäiſchen 
Feſtlande widerſtehen kann und die ohne die engliſche Seemacht die 
ganze Welt unterjochen würde. Was iſt denn in dieſem Lande ge⸗ 
ſchehen, was ſo unbegreifliche Wirkungen hervorbringen konnte? Ein 
einziger Umſtand iſt anders geworden. In der alten Ordnung der Dinge 
wurden die nützlichen Arbeiten der Bewohner Frankreichs jedes Jahr größ⸗ 
tentheils darauf verwendet, den Reichthum zu produziren, welcher das 
unermeßliche Einkommen des Hofs und der geſammten reichen Klaſſe 
der Bevölkerung ausmachte, und dies Einkommen wurde faſt ganz in 
Luxusausgaben konſumirt, d. h. in der Bezahlung einer ungeheuren 
Maſſe von Leuten, deren ganze Arbeit durchaus nichts, als die Genuß⸗ 
mittel für einige wenige Menſchen hervorbrachte. Plötzlich gingen bei⸗ 
nahe alle dieſe Einkünfte theils in die Hände der neuen Regierung, 
theils in die der arbeitenden Klaſſe über. Sie verſchafften noch allen 
denen, die mit der Luxusproduktion beſchäftigt geweſen waren, ihren 
Unterhalt; aber deren Arbeit wurde auf nothwendige oder nützliche 
Dinge verwendet und reichte hin, das Land nach außen zu vertheidigen 
und im Innern ſeine Produktion zu vermehren. Darf man ſich darüber 
wundern, wenn man bedenkt, daß eine geraume Zeit hindurch eben in 
Folge der Aufregung und des allgemeinen Mißgeſchickes in Frankreich 
kaum ein einziger müßiger oder mit unnützen Arbeiten beſchäftigter 
Bürger zu finden geweſen wäre? ... Dies iſt das Geheimniß der 
wunderbaren Hilfsquellen, welche die Geſammtheit der Nation in ſolchen 
großen Kriſen immer findet. Man beutet alsdann alle Kräfte aus, 
die man in gewöhnlichen Zeiten, ohne es zu merken, ungenützt verloren 
gehen ließ; und man erſchrickt, wenn man ſieht, wie bedeutend ſie 
waren.“ 
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Späterhin gingen die Früchte der Revolution zum Theil wieder 
verloren, aber dennoch blieb das Grundeigenthum getheilt, der größte 
Theil der Bauern ſaß auf eigener Scholle und erntete ungeſchmälert 
alle Früchte der eigenen Arbeit; die Induſtrie blühte unter einem 
Syſtem, welches dieſelbe ermunterte und in einer Richtung entwickelte, 
die mehr durch Entfaltung des Geſchmackes als durch Niederhaltung 
des Arbeitslohnes zu konkurriren ſtrebte. Unter ſolchen Verhältniſſen 
vermehrte ſich die Produktion unzweifelhaft in viel größerem Verhält- 
niſſe, als die Bevölkerung. Was die letztere betrifft, ſo wird ſie in 
einem großen Theil des franzöſiſchen Volkes notoriſch durch Mittel ge— 
hemmt, wie ſie der Neo⸗Malthuſianismus empfiehlt, und die Folge iſt, 
daß das Land eine jo langſame Volksvermehrung aufweiſt, wie keine 
andere europäiſche Großmacht — eine Erſcheinung, welche den auf die 
Machtſtellung Frankreichs eiferſüchtigen Patrioten mit Recht ſtarke Be⸗ 
klemmungen verurſacht. Dennoch iſt die Bevölkerung gewachſen. Sie 
wurde im Jahr 1801 auf 27,350,000, 1841 auf 34,230,000 ermittelt. 
Im Jahr 1861 war ſie, eingerechnet die drei neuen Departements, 
auf 37,386,000, 1866 auf 38,067,000 geſtiegen. 1872, nach dem 
Verluſte von Elſaß und Lothringen, betrug die Bevölkerung nur noch 
36,102,000, und hob ſich dann wieder auf 36,900,000 im Jahr 1876 
und auf 37,672,000 in 1881. Auf die Quadratmeile kommt jetzt 
ungefähr eine Einwohnerzahl von 3925, nicht ganz das Doppelte der 
Ziffer von 1750, und etwa um 16 Proz. weniger als in Deutſchland, 
wo die Durchſchnittsziffer gegenwärtig rund 4575 beträgt. Sehen wir 
nun zu, wie ſich die Produktion dagegen verhält. 

Nach einer Berechnung des berühmten Statiſtikers Moreau de 
Jonnéès belief ſich der Geſammtertrag der franzöſiſchen Bodenkultur im 
Jahre 1700 auf 1308 Milliarden, im Jahre 1840 dagegen auf 5025 Mil⸗ 
liarden Francs. Der Erwerb einer Bauernfamilie wird von demſelben 
Gewährsmann folgendermaßen angegeben: 

Zahl der ackerbau⸗ Jahres⸗ Tagelohn für 


8 7, lohn jede Familie 
benden Familien 
treibenden Fami Fr. Centimes 


eig I 1᷑700 3,350,000 135 0 37 


„ 220760 3,500,000 126 9 38 
„ Ludwig XVII. 1788 43,000,000 161 0 45 
„ dem Kaiſerreichh . . 1813 4,600,000 400 1 40 


„ der conſtitutionellen Monarchie 1840 6,000,000 500 1 37 
M. de Jonnes vergleicht dieſe Preiſe der Arbeit mit denen des 


Weizens, um zu ſehen, wie weit ſie in den bezüglichen Perioden zur 
2 * 
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Befriedigung der hauptſächlichſten Lebensbedürfniſſe ausreichten. Er 
rechnet, daß 13½ Hektoliter Weizen ungefähr die für den Verbrauch 
einer Familie nöthige Menge Getreide geweſen iſt — nöthiger während 
der früheren als während der letzten Perioden, weil jetzt eine Menge 
Gartengewächſe gezogen werden, die früher unbekannt oder ſehr wenig 
angebaut wurden. Der mittlere Preis des Weizens ſtellte ſich: 
Mittelpreis per 


Hektoliter 
Fr. Centim. 
Unter Ludwig Xr. Durchſchnitt von 72 Jahren auf 18 85 
„ Ludwig XV. . 5 ii I 
„ e,, 1 A . 00 
„nem Kaferreih.. 2... N DO „52 00 
„ der conſtitutionellen Mengrchie 5 „ A0ode, 1 03 


Vergleicht man nun den Jahresverdienſt einer Bauernfamilie mit 
den Koſten von 13½ Hektoliter Weizen, die zum jährlichen Verbrauch 
erforderlich waren, ſo ergiebt ſich 

Periode Lohn Preis von 13½ Hektoliter Weizen 


Francs Franes Francs 
1 135 5 254 Deftzit 119 
2 126 176 . 50 
3 161 216 % 55 
4 400 283 Ueberſchuß 117 
5 500 256 er 244 


Während der Regierung des „großen Königs“ fehlte es der länd— 
lichen Bevölkerung Frankreichs jeden zweiten Tag an Brod. Unter 
der Herrſchaft Ludwig XV. hatte ſie zwei Tage von dreien Brod. 
Unter Ludwig XVI. war ein Fortſchritt eingetreten, derart, daß ſie für 
drei Viertel des Jahres Brod hatte, während unter dem Kaiſerreich 
und unter der Regierung des Bürgerkönigs die Löhne ausreichten, um 
den Arbeiter das ganze Jahr mit Brod zu verſorgen und ihm noch 
zur Beſchaffung andrer Nahrung ſowie von Kleidung einen Ueberſchuß 
zu laſſen. Ohne Zweifel erhielten die arbeitenden Klaſſen der früheſten 
Periode Nahrung genug, gleichviel welcher Beſchaffenheit, um das 
thieriſche Leben zu erhalten, und ſchafften ſich allenfalls auch einige 
Kleidung an. Aber ihr Brod war aus dem gröbſten Korn, aus 
Kaſtanien und ſogar noch ſchlechteren Stoffen bereitet. 

Für die ſpätere Zeit liegen keine derartigen Berechnungen, aber 
Anhaltspunkte genug vor, welche beweiſen, daß die landwirthſchaftliche 
Produktion beſtändig und jedenfalls in größerem Verhältniß als die Be⸗ 
völkerung ſich vermehrt. Wenige Angaben werden genügen, um dies 


Thatſachen der Benölferungs- und Produktionsgeſchichte. 21 


darzuthun. Wir geben die Produktion einiger der Haupterzeugniſſe, 
geſchätzt nach Millionen Hektolitern: 


1848 1865 Durchſchnitt der Jahre 1873/82 (nach 
dem Verluſte von Elſaß⸗Lothringen) 
Weizen 70 93 100 
Roggen 40 25 25 
Gerſte — f 17 18 
Hafer — 61 RR 
Kartoffeln 100 85 124 


Nur die Weinproduktion ift, in Folge der Reblaus-Verheerungen, er⸗ 
heblich geſunken; allein dieſer Ausfall wird durch die Mehrerträge ſo 
vieler anderen Kulturen, des Zuckerrüben⸗, Garten- und Wieſenbaues ꝛc., 
reichlich erſetzt. 

Neben der landwirthſchaftlichen Produktion war aber auch die 
induſtrielle Thätigkeit in fortwährender Zunahme und wachſender Er— 
giebigkeit begriffen. Die Steinkohlenproduktion ſtieg von kaum 6 Mil⸗ 
lionen Tonnen in 1853 auf 11 Millionen in 1865, 19½ Millionen 
Tonnen in 1881. Die Eiſenwerke lieferten 1864 1,212,100 Tonnen 
Gußeiſen und 822,900 Tonnen Schmiedeeiſen, 1881 1,895,000 Tonnen 
Gußeiſen und 1,427,000 Tonnen Schmiedeeiſen und Stahl. Ueber die 
Produktion anderer Induſtrieerzeugniſſe ſind nur mangelhafte Angaben 
vorhanden, und Vergleichungen der Exporte in früherer und ſpäterer 
Zeit werden durch die Abtrennung des induſtriereichen Elſaß unzuläſſig; 
allein daß auch in dieſer Beziehung keine Rückſchritte, ſondern in den 
meiſten Zweigen entſchiedene Fortſchritte gemacht worden ſind, iſt un— 
zweifelhaft. 

Kommen wir zu Deutſchland, fo finden wir hier eine Bevöl⸗ 
kerungszunahme, die derjenigen Großbritanniens nicht nachſteht. Im 
Gebiete Deutſchlands, wie es ſich nach dem Kriege von 1866 geſtaltet 
hatte, lebten (nach der Zählung vom Dezember 1864) 37,768,000 Eins 
wohner. Auf demſelben Gebiete betrug die Einwohnerzahl 1818 uns 
gefähr 23 Millionen, was eine Zunahme von 63 bis 64 Proz. in 
noch nicht 50 Jahren ergiebt. Bis 1. Dezember 1880 hatte ſich die 
Bevölkerung, abgeſehen von Elſaß⸗-Lothringen, auf 43,667,000, mithin 
ſeit 1864 nicht ganz um 16 Proz. vermehrt. Seitdem hat die neueſte 
Zählung, die „Berufszählung“ von 1882, das auffallende Reſultat 
ergeben, daß, während man bisher die konſtante Zunahme der Be— 
völkerung für eine ausgemachte Sache hielt, die Bevölkerung ſeit 
1. Dezember 1880 einen wenn auch nur ganz geringfügigen Rückgang 
zeigt. Während 1880 die Einwohnerziffer, inkluſive Elſaß-Lothringens, 


22 Zweites Kapitel. 


45,234,061 betrug, war fie am 8. Juni 1882 auf 45,214,657 ge- 
ſunken. Die Schuld an dieſer bemerkenswerthen Erſcheinung, die wohl 
geeignet iſt, die Deklamationen der Uebervölkerungstheoretiker etwas 
einzuſchüchtern, mißt man theilweiſe der großen Zahl der Auswanderer 
(1881—82 über 250,000) zu; indeſſen iſt auch die Zahl der Lebend⸗ 
geborenen im Jahr 1880 um 48,000, im Jahr 1881 aber ſogar um 
mehr als 250,000 hinter dem Durchſchnitt zurückgeblieben. 

Verſuchen wir, dieſen Ziffern über die Bevölkerung einige Angaben 
über die Entwicklung der Produktion zur Seite zu ſtellen, ſo iſt von 
vornherein zu bemerken, daß die deutſche Produktionsſtatiſtik, zum Theil 
in Folge der früheren Zerſplitterung unſeres Landes, noch viel unvoll- 
kommener und zu Vergleichungen untauglicher iſt als diejenige Groß⸗ 
britanniens oder Frankreichs. Wir werden uns daher mehr an Ana⸗ 
logien als an exakte und ohne Weiteres vergleichbare Angaben zu 
halten haben. Doch kommt es ja hier auch nur auf Vergleichungen 
großer Verhältniſſe an, und dafür giebt es immerhin Anhaltspunkte, 
die für unſern Zweck ausreichend zu ſein ſcheinen. 

- Dieterict in ſeinem Buche über den „Volkswohlſtand im Preußi⸗ 
ſchen Staate“ (1846) berechnet den Verbrauch von Getreide (Roggen 
und Weizen) in Preußen pro Kopf auf 3,8 Scheffel u 80 Pfund) im 
Jahr 1805, 3,82 Scheffel in 1831 und 3,96 Scheffel in 1840/42. 

Die Produktion an den beiden genannten Getreideſorten belief ſich, 
nach demſelben Gewährsmanne, in Preußen 1805 auf 44 Millionen 
Scheffel, 1831 auf 58 Millionen, 1843 auf 68 Millionen Scheffel. 

Nach dem offiziellen „Statiſtiſchen Jahrbuch für das deutſche Reich“ 
belief ſich für Deutſchland die Produktion an Roggen im Durchſchnitt 
der vier Jahre 1878/81 jährlich auf 572,000,000 Kilogrm., an Weizen 
und Spelz auf 2673,000,000 Kilogrm., zuſammen auf 83 94,000,000 Kilo⸗ 
gem. Rechnen wir die Bevölkerung zu rund 45 Millionen, jo entfällt 
heute auf den Kopf in Deutſchland eine Getreideproduktion von 184,4 Kilo⸗ 
grm. oder, in Scheffeln à 80 Pfd., von 4,61 Scheffeln. Da wir 
Preußen bis auf einen gewiſſen Grad als typiſch für Geſammt⸗ 
deutſchland annehmen können, ſo werden wir ſchließen dürfen, daß die 
Getreideproduktion pro Kopf in Deutſchland von 1831 bis 1881 
um 0,79 Scheffel, von 1843 bis 1881 um 0,65 Scheffel geſtiegen 
iſt. Die Konſumtion iſt ſogar noch mehr geſtiegen; denn während 
bis in die neuere Zeit aus Deutſchland im Allgemeinen nur Getreide 
aus geführt wurde, überwiegt jetzt die Einfuhr die Ausfuhr ſehr be⸗ 
deutend. Der Ueberſchuß der deutſchen Roggeneinfuhr belief ſich im 
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Durchſchnitt der Jahre 1879/81 auf 813,000,000 Kilogrm., der Weizen⸗ 
einfuhr auf 223,000,000 Kilogrm. Zählt man dieſen Einfuhrüberſchuß 
zu der Produktion, ſo ergiebt ſich, daß die 45 Millionen Deutſchen 

9430 Millionen Kilogrm. Getreide verzehren, oder pro Kopf 209,5 Kilo— 
grm. = 5,21 Scheffel. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, 
daß im Durchſchnitt ein Jeder über viel mehr Brotnahrung verfügt 
als jemals früher. 

Eine direkte Vergleichung geſtattet auch Preußen, ſoweit die 
alten Provinzen in Betracht kommen, hinſichtlich der Produktion. 
Während nach Dieterici 1831 58 Mill., 1843 68 Mill. Scheffel pro- 
duzirt wurden, belief ſich nach dem „Jahrbuch“ die Erzeugung der 
alten Provinzen im Jahre 1881, einem ſehr mäßigen Erntejahre, auf 
beinahe 4000 Mill. Kilogrm. = 100 Mill. Scheffel. Die Bevöl⸗ 
kerung der alten Provinzen betrug 1843 rund 15,470,000, 1881 rund 
22,400,000, ſie wuchs mithin in der Zwiſchenzeit um 44 Prozent, 
während ſich die Getreideproduktion um 48 Prozent vermehrte. 

Daß ſich in Preußen, wie in Deutſchland überhaupt, die Hervor- 
bringung von Kartoffeln, Hülſenfrüchten und anderen menſchlichen 
Nahrungsmitteln, wie Gemüſen und Obſt, in noch weit höherem Maße 
vermehrt hat, als diejenige der Brodfrüchte, darf als ausgemacht gelten; 
eher könnte die Fleiſchproduktion hinter der Vermehrung der Bevöl— 
kerung ein wenig zurückgeblieben ſein. Im großen Ganzen jedoch hat 
die landwirthſchaftliche Produktion allem Anſchein nach die Volksver⸗ 
mehrung weit überflügelt. 

Dennoch liegt in Deutſchland, in kaum viel geringerem Grade 
als in Großbritannien, der Schwerpunkt der Produktionsvermehrung 
bei der Induſtrie. Die hier in Betracht kommenden Verhältniſſe 
ſind im Allgemeinen bekannt genug. Wir begnügen uns daher, nur 
einige der bezeichnendſten Thatſachen anzuführen. In erſter Linie iſt 
es der Bergbau und der Hüttenbetrieb, welcher die großartigſten Fort— 
ſchritte aufweiſt. 

Die Staaten des Zollvereins produzirten im Jahr 1860 an Stein⸗ 
kohlen 12,347,800 Tonnen, an Braunkohlen 4,382,600, an Eijen- 
erzen 1,400,000 Tonnen. Im Jahre 1882 wurden an Steinkohlen 
52,118,000 Tonnen, an Braunkohlen 13,259,000, an Eiſenerzen 
8,263,000 Tonnen produzirt. Der Geſammtwerth der Kohlen- und 
Eiſenerzförderung berechnete ſich 1860 auf rund 100 Millionen Mark, 
1882 auf 342 Millionen Mark. 

Im Jahre 1862 wurden an Hüttenprodukten gewonnen 799,600 
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Tonnen im Werthe von 114 Mill. Mark, im Jahr 1881 3,404,500 
Tonnen im Werthe von 290 Millionen, der Menge nach ungefähr das 
Vierfache, dem Werthe nach das Zweiundeinhalbfache. 

Die Menge des gewonnenen Zuckers hat ſich in den letzten 
zehn Jahren mehr als verdreifacht, die Biergewinnung iſt in derſelben 
Zeit um ein Drittel, die Spirituserzeugung jedenfalls noch weit mehr 
geſtiegen. 

Ueber den Umfang der Produktion anderer Induſtrien giebt es 
keine zuverläſſigen Angaben. Gewiß aber iſt, daß ſeit fünfzig Jahren 
der Aufſchwung der Induſtrie ein geradezu erſtaunlicher war und daß 
die deutſche Induſtrie an Intenſität der Entwicklung die Induſtrie aller 
übrigen Länder, vielleicht allein Nordamerika ausgenommen, hinter ſich 
gelaſſen hat. Wir ſtellen im Folgenden die Ziffern der Ausfuhr 
einiger der wichtigſten Waaren zuſammen. Allerdings geſtatten dieſelben 
inſofern keine Vergleichung, als jetzt das Zollvereinsgebiet größer iſt 
und namentlich durch den Hinzutritt des induſtriereichen Elſaß an 
produktiver Kraft bedeutend zugenommen hat. Doch fallen dieſe Uns 
ſtände immerhin nicht ſo ſehr ins Gewicht, daß die Zuſammenſtellung 
nicht gleichwohl lehrreich bliebe. Die Ausfuhr des deutſchen Zollvereins 
betrug an | 

Durchſchnitt 1838/41 1881 
Menge in Ctr. Werth in Mark Menge in Ctr. Werth in Mark 

Zeug⸗, Strumpf⸗ und 
Poſamentierwaaren 314,425 184,367,490 1,056,000 655,906,000 


Lederwaaren . 22,240 5,802,000 264,660 130,714,000 
Glas, ſowie Glas- und a f 

Thonwaaren . . 80,280 10,483,000 2,491,480 75,814,000 
Metallwaaren . 172,959 14,920,000 7,881,900 146,710,000 


Die Geſammtausfuhr des deutſchen Zollvereins wurde für den Durch— 
ſchnitt des Jahres 1838/41 auf 505 Millionen Mark, 1881 auf rund 
3000 Millionen berechnet. 

Dieſe Angaben, ſo unvollſtändig ſie ſind, reichen doch hin, um zu 
zeigen, daß in Deutſchland, wie in Großbritannien und Frankreich, 
die Bevölkerung nicht raſcher, ſondern langſamer gewachſen iſt, als die 
Produktion. Niemand kann bezweifeln, daß die heutigen Bewohner 
der genannten Länder im Allgemeinen unvergleichlich beſſer genährt und 
gekleidet ſind und beſſer wohnen, als ihre Vorgänger vor fünfzig oder 
hundert Jahren. Daſſelbe iſt faſt in allen Ländern der Fall, deren 
Bevölkerung überhaupt zugenommen hat. Die lokalen Anhäufungen 
einer proletariſchen Bevölkerung in einzelnen Bezirken und großen 
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Städten darf darüber nicht täuſchen. Auch früher hat es Pauperismus 
gegeben, und wenn er in den Zeugniſſen der Geſchichte nicht mit allen 
Einzelheiten und mit der Schroffheit hervortritt, wie neuerdings, ſo 
iſt der Grund davon nicht in dem geringeren Beſtande und der ge— 
ringeren Härte der damaligen Armuth zu ſuchen, ſondern in dem 
Mangel an glaubwürdigen Erhebungen. Es kann ſonach von einem 
„Drängen auf die Lebensmittel“, das mit der Volksvermehrung einen 
immer höheren Grade erreiche, nicht die Rede ſein. 

Umgekehrt ſcheint in allen Ländern, welche eine Abnahme der Be— 
völkerung zeigen, die Kraft, über Nahrungsvorräthe und alle anderen 
Nothwendigkeiten und Annehmlichkeiten des Lebens zu verfügen, in 
noch höherem Grade abzunehmen, als die Bevölkerung ſelbſt. Die 
Türkei, Mexiko und viele andere außereuropäiſche Länder liefern dafür 
Beiſpiele. 8 

Bevölkerung und Produktion ſtehen im engſten Zuſammenhange 
mit einander. Im Allgemeinen ſehen wir die Bevölkerung da zunehmen, 
wo die Produktion zunimmt, und es kann nichts Thörichteres geben, 
als für irgend einen der beiden Theile des Verhältniſſes eine meßbare 
Vermehrungstendenz oder gar eine geſonderte für einen jeden derſelben an⸗ 
zunehmen. Ueber das Maß ihrer Subſiſtenzmittel, dies iſt ſicher, kann 
keine Bevölkerung wachſen, obwohl das Maß der Bedürfniſſe eines 
Volkes je nach dem Grade ſeiner Kultur ein ſehr verſchiedenes ſein 
kann. Aber nicht ſowohl von der Beſchränktheit der von der Natur 
gewährten Produktionsgrundlage, als von dem Fleiß, den Kenntniſſen 
und dem Zuſammenwirken der Menſchen hängt die Ausdehnung der 
Produktion ab. Läßt man diejenigen Länder der Erde bei Seite, die 
in Folge klimatiſcher oder Bodenverhältniſſe zu Wohnſtätten der Men⸗ 
ſchen überhaupt nicht oder nur in ganz beſchränktem Maße tauglich ſind, 
ſo bleiben noch ſo ungeheure Flächen übrig, wo der Menſch ſeine Kräfte 
kaum noch eingeſetzt hat, daß man die Steigerung der Weltproduktion 
als beinahe unbegrenzt anſehen kann. In der That iſt die Frage der 
Uebervölkerung im Grunde nur vom Geſichtspunkte der Weltwirthſchaft 
zu entſcheiden, und von dieſem Geſichtspunkte muß die Furcht vor Ueber⸗ 
völkerung als eine reine Albernheit erſcheinen. Eine andere Geſtalt 
nimmt ja die Frage unzweifelhaft an, wenn man ſie räumlich begrenzt. 
Je mehr dies geſchieht, deſto eher kann man ſich einen Punkt vor⸗ 
ſtellen, wo eine gegebene, von der Außenwelt als abgeſchloſſen ge— 
dachte Fläche unfähig werden muß, einen weiteren Bevölkerungszuwachs 
mit den erforderlichen Subſiſtenzmitteln zu verſehen. Sowie man ſich 
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hingegen die räumliche Schranke beſeitigt und lebhafte Verkehrsbe⸗ 
ziehungen zu der Außenwelt hergeſtellt denkt, jo wird die Faſſungs⸗ 
kraft der fraglichen Fläche von ganz anderen Umſtänden, als dem Maße 
der möglichen Nahrungserzeugung auf derſelben, abhängig, und die 
Frage zeigt ſich von einer ganz anderen Seite. Die vier Millionen 
Einwohner Londons leben auf einer Fläche, die unter anderen Um⸗ 
ſtänden kaum ebenſo viele Tauſende erhält. Aehnlich kann es ſich auch 
mit ganzen Ländern verhalten, wie denn Großbritannien und in ge— 
ringerem Maße Belgien, die Schweiz, Deutſchland, Frankreich auf den 
Austauſch ihrer Induſtrieerzeugniſſe gegen die Nahrungsmittel und 
Rohſtoffe anderer Länder angewieſen ſind. In dieſem Falle wird 
die Faſſungskraft eines Landes in hohem Grade von der Möglichkeit 
einer Ausdehnung ſeines Exportes abhängen. Den Punkt zu beſtimmen, 
wo die landwirthſchaftliche und induſtrielle Produktion eines großen 
Landes erweiterungsunfähig, ſeine Kraft, eine größere Bevölkerung zu 
erhalten, mithin erſchöpft ſein wird, iſt im Allgemeinen auch nicht an⸗ 
nähernd zu beſtimmen. Beiſpiele von einer ſolchen Erſchöpfung hat 
man in der Geſchichte der Welt noch nie geſehen. Im Gegentheil ſehen 
wir faſt regelmäßig da, wo die Bevölkerung am dichteſten iſt, die größte 
Wohlſtandsentwickelung, und die Fälle, wo große Völker von ihrer 
Höhe herabgeſtürzt ſind, haben ohne Ausnahme andere Urſachen ge— 
habt, als die Erſchöpfung ihrer natürlichen Hülfsquellen. Dem wirth- 
ſchaftlichen Verfall ging ſtets der politiſche und ſittliche Verfall voraus. 
Daher iſt eben die Grundanſchauung des Malthus, daß der „beſtän⸗ 
dige Trieb aller belebten Weſen, ſich über die für fie bereitete Nah⸗ 
rung hinaus zu vermehren“, die „große Urſache“ ſei, welche bisher 
den Fortſchritt des Menſchengeſchlechts zur Glückſeligkeit gehemmt habe 
und der man das ſo allgemein herrſchende „Laſter und Elend“, ſowie 
die thatſächliche Ungleichheit in der Vertheilung der Naturgaben zu— 
ſchreiben müſſe, ſo verkehrt und in der Wurzel falſch. Nicht minder 
falſch iſt, aus demſelben Grunde, die Annahme, daß die menſchlichen 
(d. h. politiſchen) Einrichtungen zwar die Urſachen vieler Uebelſtände 
der Geſellſchaft, aber im Vergleich zu der ungezügelten Vermehrung 
der Menſchen nur leichte und oberflächliche Gründe ſeien. Die Bei⸗ 
ſpiele, welche Malthus in ſeiner weitſchweifigen Ueberſicht der Bevöl⸗ 
kerungsgeſchichte für ſeine Auffaſſung in's Treffen führt, ſind faſt ſämmt⸗ 
lich ſo ſchwach, daß ihre Haltloſigkeit mit Händen zu greifen iſt. Faſt 
alle beweiſen gerade das Gegentheil von dem, was Malthus beweiſen 
will; beweiſen, daß nicht die übermäßige Vermehrung, nicht die Karg⸗ 
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heit der Natur, ſondern Trägheit und Unwiſſenheit, ſowie die darauf 
fußenden politiſchen Einrichtungen die 1 Quelle des Laſters und 
Elends waren. 

Sehen wir die Annahmen der . Bach die 
Wirklichkeit nicht beſtätigt, ſo werden wir uns nach den Urſachen um— 
zuſehen haben, welche in Wahrheit die Ausdehnung der Produktion 
beſtimmen und ſo der Zahl und dem Wohlſtande der Bevölkerung 
Grenzen ſetzen. 


Drittes Kapitel. 


Abhängigkeit der Bevölkerung und Produktion von 
der Wirthſchaftsverfaſſung. 


Die Erfahrung zeigt, daß auf derſelben Fläche eine kleinere oder 
größere Bevölkerungsmenge ihren Unterhalt finden kann. Auch iſt im 
Allgemeinen zu beobachten, daß, je dichter die Bevölkerung ſich auf 
einer gegebenen Fläche drängt, die „ Lage derſelben deſto 
günſtiger iſt. 

Die wilden Stämme, die allein von der Jagd leben, bedürfen 
ungeheurer Flächen, um nur für eine geringfügige Zahl von Menſchen 
die nothwendigen Nahrungsmittel zu beſchaffen. Der Indianer braucht 
acht Pfund Fleiſch täglich und gewinnt durch die Anſtrengung eines 
Tages kaum ſeinen täglichen Bedarf. Bei glücklichem Erfolge ſtellen 
ſich ihm unüberwindliche Transportſchwierigkeiten in den Weg, um ſo 
mehr, als die Entfernung zwiſchen ſeinem ſtändigen Aufenthalt und 
den Orten, wo er Beute findet, naturgemäß immer größer werden 
muß. Denn er treibt die Thiere, von denen er ſeine Nahrung er— 
wartet, von ſich, während der Ackerbauer ſeine Nahrungsquellen an 
ſich heran zieht. Der Jäger ſättigt ſich für den Augenblick, und hungert 
dafür wieder Tage lang. Die Abwechſelung zwiſchen Ueberſättigung 
und Hunger führt Krankheiten herbei, und ſo kann die Bevölkerung 
nur langſam ſteigen, wenn ſie nicht gänzlich ausſtirbt. 

Den Hirtenvölkern fließen die Vorräthe regelmäßiger zu, in Folge 
ihres engeren Zuſammenlebens werden ihre Nahrungsquellen beſſer aus- 
genutzt und weniger vergeudet, ihre friedlichen und vor Raubthieren 
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geſchützten Heerden vermehren ſich geſchwind, und fo jchreitet auch die 
Vermehrung der Bevölkerung geſchwinder voran. 

Allmählich aber wird dem Boden Nahrung abgewonnen, die nicht 
erſt durch die Leiber der Thiere zu gehen braucht, um für den Menſchen 
genießbar zu werden. Nun wird der Boden, ſoweit er den vorhan⸗ 
denen Kräften und Werkzeugen zugänglich iſt, einem regelmäßigen Anbau 
unterworfen, man baut Getreide, und bald reicht die nämliche Fläche, 
welche einem Jägerſtamme von tauſend Seelen kaum zu genügen ver⸗ 
mochte, zur Nahrungsbeſchaffung für die hundert- oder mehrhundert⸗ 
fache Anzahl aus. Je fleißiger, geſchickter und kenntnißreicher dann 
das Volk wird und je mehr die Sicherheit der Geſellſchaft zunimmt, 
deſto mehr wird dem Boden abgewonnen, und deſto mehr Menſchen 
vermag er zu ernähren. 

Im weiteren Verlaufe des Volkslebens tritt in immer höherem 
Grade Arbeitstheilung ein, wodurch die produktiven Kräfte der Bevöl⸗ 
kerung erheblich geſteigert werden. Ein Theil derſelben widmet fich 
nach wie vor der Arbeit des Ackerbaues, während ein anderer ſeinen 
Unterhalt in den mannichfachſten Gewerben findet. Die Fähigkeit der 
zur Verfügung ſtehenden Fläche, Nahrungsmittel herzugeben, erweitert 
ſich beſtändig mit der wachſenden Zahl der Hände, welche damit be— 
ſchäftigt ſind, die Erde zu bearbeiten, und erweiſt ſich groß genug, um 
nicht blos Diejenigen, die mit dem Ackerbau beſchäftigt ſind, ſondern 
auch die Handwerker und Handelsleute zu ernähren; kurz die Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung ergiebt eine Steigerung der Produktion, die 
größer iſt, als das Verhältniß der zunehmenden Volksvermehrung. 

Die Vermehrung der Menſchenzahl iſt nothwendig zur Theilung 
und Vereinigung der Kräfte. Dieſe Organiſation erhöht ihrerſeits das 
Produktionsvermögen in größerem Maße, als im Verhältniß der bloßen 
Zunahme der Einzelkräfte. Zwei vereinigte Menſchen haben nur die 
doppelten Bedürfniſſe des einzelnen, aber ihre gemeinſame Leiſtungs⸗ 
fähigkeit wird vermöge der Vortheile der Arbeits-Theilung und Arbeits⸗ 
Kombination mehr als um das Doppelte erhöht. Und was für zwei 
gilt, gilt in ſteigendem Maße für die größere Zahl. Die Arbeit kann 
deſto zweckmäßiger organiſirt werden, je größer die Zahl der verfüg- 
baren Kräfte iſt. Zwiſchen zweien iſt nur wenig Theilung und Kom⸗ 
bination der Arbeit möglich. Mit jeder Vermehrung der Arbeitskräfte 
ſtellt ſich die Möglichkeit einer zweckmäßigeren und machtvolleren Or⸗ 
ganiſation ein. 

Viel mehr Wahrheit, als die Malthus'ſche Annahme, daß die Be⸗ 
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völkerung ſtets die Tendenz habe, über ihre Subſiſtenzmittel hinaus⸗ 
zuwachſen, ſcheint ſonach die Vorſtellung zu enthalten, daß im Gegentheil 
die Vermehrung der Bevölkerung hinter der Vermehrung der Leiſtungs— 
fähigkeit der vereinigten Kräfte zurückbleiben müſſe, oder daß mit an⸗ 
deren Worten die Produktionskraft einer zunehmenden Bevölkerung 
ſchneller ſteige, als deren Konſumtionsbedürfniß. Es würde jedoch 
heißen, in ein gleich abſtraktes und ſich von der Wirklichkeit entfernendes 
Urtheilen verfallen, wie Malthus, wenn man eine grenzenloſe Ver— 
mehrung der Produktionsfähigkeit annehmen wollte. Dem unbefangenen 
Verſtande leuchtet es gleichermaßen ein, daß die natürlichen Hülfs- 
quellen ebenſo, wie die Steigerung der produktiven Kräfte der Menſchen, 
ihre Grenzen haben müſſen. Der Irrthum der Malthus'ſchen Vor⸗ 
ſtellung liegt darin, daß ſie annimmt, die Volksvermehrung werde unter 
allen Umſtänden, welche Fortſchritte auch die Produktion mache, ſchneller 
zunehmen als die Produktion, und es beſtehe zwiſchen den Bedürfniſſen 
und Kräften der Menſchen keinerlei natürliche Anpaſſung. Den wach— 
ſenden Anſprüchen einer vermehrten Menſchenzahl wird die Kargheit 
der Natur entgegengeſtellt, die niemals mit jenen Anſprüchen Schritt 
halten könne. In Wahrheit iſt, um mit Dühring zu reden, „der 
Menſch von ſich ſelbſt und der Einrichtung des Zuſammenwirkens weit 
mehr abhängig als von der Natur. Die unmittelbar gegebenen Hülfs⸗ 
quellen kommen weit weniger in Frage, als die Art, wie der Menſch 
ſeine Arbeit organiſirt und ſeine Exiſtenz vermöge der richtigen Leitung 
der eigenen Kräfte ſichert. In dieſer Leitung und Anwendungsart werden 
die Haupthemmungen und Hauptförderungen der Volksvermehrung zu 
ſuchen ſein“. 

Was für die niederen Stufen der geſellſchaftlichen Entwickelung 
allgemein einleuchtet, das trifft auch für die höhere Entwickelung der 
geſellſchaftlichen Verfaſſung zu. Daß ein von Jägerſtämmen bewohntes 
Land unendlich viel mehr Menſchen Nahrung gewähren kann, ſobald die 
Jagd dem Ackerbau weicht, iſt zu offenbar, als daß es nicht ſchon früh 
bemerkt worden wäre. Daß aber hier ein allgemein wirkendes Geſetz 
in Frage ſteht, darauf wurde erſt von dem deutſchen Nationalökonomen 
Friedrich Liſt hingewieſen. Er zeigte vor Allem, wie die Kraft, Menſchen 
zu ernähren und in Wohlſtand zu erhalten, im Induſtrieſtaate unver- 
gleichlich höher entwickelt ſei, als im bloßen Ackerbauſtaate. Man braucht 
in der Vergangenheit und Gegenwart nicht weit umher zu blicken, um 
die gewaltigen Unterſchiede in dieſer Richtung zu erkennen. Während 
ein Land wie Großbritannien gegen 6000, oder wie Belgien über 
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9000 Einwohner auf der Quadratmeile zählt, kommen in Rußland auf 
dieſelbe Fläche kaum ebenſo viele Hunderte. Im Königreich Sachſen 
leben verhältnißmäßig ungefähr ſechs Mal ſoviel Einwohner als im 
Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz, und fünf Mal ſoviel, als im 
Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin, und ſelbſt unter der ärmſten 
Arbeiterbevölkerung Sachſens herrſcht, wenn man von der elenden und 
ſchimpflichen Lage mancher Gebirgsdiſtrikte abſieht, ein größerer Wohl- 
ſtand, als unter der ländlichen Arbeiterbevölkerung Mecklenburgs. Die 
Faſſungskraft einer gegebenen Fläche wird mithin durch einen höheren 
Wirthſchaftszuſtand bedeutend geſteigert. Man darf daher, wenn in 
einem Wirthſchaftsgebiete Nahrungsſchwierigkeiten unter der Bevölkerung 
entſtehen, oder der Wohlſtand derſelben ſinkt, nicht ſogleich auf eine 
vorhandene Uebervölkerung ſchließen, ſondern wird ſich in erſter Linie 
fragen müſſen, ob nicht die Wirthſchaftsverfaſſung eine unzulängliche 
ſei und auf das Bedürfniß nach einer Umgeſtaltung hinweiſe. 

Allein nicht bloß die Theilung der Arbeit, die Mannichfaltigkeit 
der Beſchäftigungen und die damit in nahem Zuſammenhange ſtehende 
Entwicklung der Technik übt auf die Produktion und dadurch auf die 
Kraft eines Landes, mehr oder weniger Bewohner zu erhalten, bedeu— 
tenden Einfluß. Von weſentlichem Belange iſt auch die Eigenthums⸗ 
und Sozialverfaſſung überhaupt. Was die Agrarverfaſſung betrifft, ſo 
wird es einen großen Unterſchied machen, ob der Grundbeſitz in den 
Händen Weniger iſt und das Land von abhängigen Dienſtleuten bebaut 
wird, oder ob ein zahlreicher freier Bauernſtand vorherrſcht und der 
weiteren Theilung des Grundeigenthums keine Schranken geſetzt ſind. 
Im erſteren Falle wird die Ausdehnung der Produktion ſehr erheblich 
von den Neigungen und Intereſſen der wenigen Beſitzer abhängen. 
Einerſeits wird der Luxus Befriedigung ſuchen, andererſeits die Rück⸗ 
ſicht auf eine hohe Rente der einzige Beweggrund für den Umfang der 
Art und Richtung der Produktion ſein, während die wirthſchaftlichen 
und ſozialen Bedürfniſſe der Volksmaſſen gänzlich vernachläſſigt werden. 
Für Beides bieten die Zuſtände in Großbritannien naheliegende Bei⸗ 
ſpiele dar. Einerſeits werden der nutzbaren Verwendung ausgedehnte 
Flächen entzogen, welche als Parks und Jagdgründe dem Vergnügen 
und der Pracht der großen Beſitzer dienen. Andererſeits muß das 
Ackerland immer mehr dem Weidefelde weichen, weil der Getreidebau 
nicht ſo gut lohnt wie die Viehzucht und einen zu großen Theil des 
Ertrages für Arbeitslohn verſchlingt. Iſt hingegen der Grund und 
Boden mehr gleichmäßig vertheilt und ſteht der weiteren Theilung kein 
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Hinderniß im Wege, ſo ſind die Intereſſen der Arbeit die alleinige 
Richtſchnur der Produktion, und dieſelbe wird ſich den Bedürfniſſen 
des Volkes, nicht aber den Anſprüchen einer herrſchaftslüſternen Grund— 
ariſtokratie anpaſſen. Der Bevölkerungszunahme wird mithin unter 
einer freien Agrarverfaſſung ein viel weiterer Spielraum verſtattet ſein, 
als unter einer ariſtokratiſchen. Aehnlich verhält es ſich mit der in— 
duſtriellen Produktion. Wo der Kapitalgewinn allein oder vorwiegend 
der Beweggrund zur Produktion iſt, wird der Druck auf den Arbeits⸗ 
lohn ſtets die Kaufkraft der Maſſen niederhalten und der Produktion 
ſowie der Volksvermehrung läſtige Schranken auflegen. 

Eine Umgeſtaltung der Geſellſchaft, welche die Grundrente und 
den Kapitalgewinn erheblich zu beſchränken vermöchte, würde daher 
unzweifelhaft die Fähigkeit des betreffenden Gebietes, Menſchen in 
größerer Anzahl zu ernähren und in durchſchnittlichem Wohlſtande zu er⸗ 
halten, bedeutend vermehren. Man entſinne ſich deſſen, was wir in der 
erſten Lieferung dieſes Werkchens über die Folgen ungleicher Vertheilung 
geſagt haben. Die heutige Abhängigkeit der Produktion von den Gewinn⸗ 
Chancen des Kapitals hält die Produktion in erzwungenen Schranken, 
und die übermäßig ungleiche Vertheilung treibt ſie in Richtungen, in 
denen ſie für die rechtmäßigen Bedürfniſſe der Menſchen im hohen 
Maße unwirkſam bleibt und einem unfruchtbaren oder entſittlichenden 
Luxus dient. Eine höhere Form der ſozialen Verfaſſung, ſagt Dühring 
mit Recht, muß Produktion und Konſumtion in ein dauerhafteres Gleich— 
gewicht bringen, und die Verſchwendung der Kräfte und der Erzeugniſſe 
auf ein geringſtes Maß zurückführen. 

Man kann daher die ſogenannte Uebervölkerung als einen Zuſtand 
bezeichnen, in welchem die Verfaſſung der Geſellſchaft den wahren Be— 
dürfniſſen der Bevölkerung nicht mehr entſpricht. Wollte man überall 
da, wo durch die beſtehenden Erwerbsverhältniſſe anſehnliche Theile 
der Bevölkerung dem Mangel und der Noth preisgegeben find, Ueber— 
völkerung annehmen und das Heilmittel demgemäß in Maßregeln ſuchen, 
welche auf eine Abnahme der Bevölkerung hinwirken, ſo würde man 
einfach dem natürlichen Fortſchritt der Geſellſchaft entgegen arbeiten. 
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Viertes Kapitel. 


Abhängigkeit der Bevölkerung von Vertheilung und 
Konſumtion. 


Im Vorhergehenden wurde weſentlich von dem Einfluſſe der Wirth- 
ſchaftsverfaſſung auf die Produktion geſprochen, und die Frage der 
Vertheilung nur geſtreift. Es iſt jedoch klar, daß die Kraft eines 
Landes, Menſchen zu ernähren, nicht allein von dem Maße der Pro— 
duktion, ſondern auch davon abhängt, wie der Ertrag der Produktion 
vertheilt wird. Enthält eine Bevölkerung zahlreiche Elemente, welche 
entweder ohne alle nützliche Arbeit über große Theile des Geſammt⸗ 
ertrags verfügen, oder welche ſich von produktiven Unternehmungen 
einen unbillig großen Antheil des Ertrags anzueignen wiſſen, ſo leuchtet 
es ein, daß in dem einen Falle viel mehr Güter produzirt werden 
könnten, wenn die jetzt unnützen Glieder der Geſellſchaft arbeiteten, 
und daß im anderen die Produktion eine Richtung auf das Entbehr- 
liche und Verſchwenderiſche annehmen muß, die im Ergebniß auf das⸗ 
ſelbe hinausläuft, wie die Unterlaſſung der Produktion. Wenn ein be⸗ 
deutender Theil der vorhandenen Arbeitskräfte auf Herſtellung von arm⸗ 
ſeligem Tand verwendet wird, ſo entgehen dieſe Kräfte der Produktion 
des Nothwendigen und Nützlichen. Da aber das Vermögen eines Landes, 
Menſchen zu erhalten, in erſter Linie von der Produktion des Noth— 
wendigen abhängt, ſo muß durch die Luxusproduktion (ſoweit dieſelbe 
für das Inland beſtimmt iſt) die Bevölkerungskapazität nothwendig be⸗ 
einträchtigt werden. 

Man könnte hier vielleicht einwenden, daß ohne die von mir ſo 
genannte Luxusproduktion gerade eine große Menge von Arbeitskräften 
gänzlich unbeſchäftigt bleiben und ſomit die Bevölkerungskapazität des 
Landes eher vermindert als vermehrt werden würde. Dies iſt jedoch 
nur ſo weit zutreffend, als es ſich um eine zur Ausfuhr, und zum 
Eintauſch ausländiſcher Erzeugniſſe nützlicherer Art beſtimmte Luxus⸗ 
produktion handelt. Eine Stadt oder ein Induſtriebezirk, der ſich mit 
der Herſtellung von Luxusartikeln für das Ausland beſchäftigt und dafür 
ausländiſche Nahrungsmittel, Rohſtoffe oder andere Gegenſtände eines 
ſoliden Bedarfs eintauſcht, kann unzweifelhaft auf einer kleinen Fläche 
eine viel größere Menge Arbeitskräfte verwenden und viel mehr Familien 
ernähren, als wenn die Bewohner ausſchließlich Korn oder Kartoffeln 
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bauten. Allein die Frage der Bevölkerungskapazität iſt dadurch nur von 
einem Ort auf den anderen, von einem Land auf das andere verſchoben, 
ohne daß ſich in der Sache etwas Weſentliches änderte. Ohnehin werden 
die Zuſtände, wo ganze Länder in ſehr hohem Maße von der Ausfuhr ver— 
feinerter Induſtrieerzeugniſſe abhängen, wie es heutzutage in den hervor⸗ 
ragendſten europäiſchen Ländern der Fall iſt, nicht auf unbegrenzte Dauer 
| Anſpruch machen können. Gewiß werden die alten und dicht bevölkerten 
Länder Europa's den neuen und noch lange nicht vollſtändig angebauten 
Ländern in der induſtriellen Entwickelung noch auf lange Zeit über— 
legen bleiben, und der Austauſch von Erzeugniſſen europäiſchen Kunſt⸗ 
fleißes gegen überſeeiſche Bodenprodukte wird daher fo lange die natür- 
liche Bedingung des internationalen Verkehrs ſein. Allein daß ſich 
mit der Zeit in dieſem Punkte, wie in allen menſchlichen Dingen, eine 
internationale Ausgleichung anbahnen wird, iſt nicht zu bezweifeln. 
Die jetzt noch überwiegend mit dem Ackerbau beſchäftigten Länder haben 
ein dringendes Intereſſe daran, durch Einbürgerung einer eigenen In⸗ 
duſtrie ihren Wirthſchaftszuſtand zu verbeſſern und eine höhere Stufe 
ihrer Kulturentwickelung zu erklimmen. Sollten daher die Abſatzquellen 
für europäiſche Induſtrieerzeugniſſe einmal zu verſiegen anfangen, ſo 
kann es wohl ſein, daß unheilvolle Stauungen europäiſcher Arbeits⸗ 
kräfte eintreten. Einem ſolchen Zeitpunkte, wie entfernt er auch noch 
ſcheinen mag, muß die europäiſche Handelspolitik klaren Blickes ent- 
gegen ſehen. Sicherlich iſt Englands Beiſpiel, welches den landwirth— 
ſchaftlichen über den Induſtriebetrieb vernachläſſigt, nicht zur Nacheiferung 
verlockend, und was in den anderen hochentwickelten europäiſchen Staaten 
gethan wird, um eine ſolche Entwickelung zu verhüten, kann nur im 
allgemeinen Volksintereſſe geſchehen. Hauptbedingung dazu wird immer 
der Rath Adam Smiths bleiben, die Intereſſen der einen Art nicht 
künſtlich vor denen der anderen zu bevorzugen, und überhaupt alle 
Hinderniſſe einer im vollen Umfange freien Bewegung zu entfernen. 
Faßte man nur dieſe Forderung freier Bewegung richtig auf, ſo würden 
viele Mißverſtändniſſe, die ſich an die Wirkungen der freien Konkurrenz 
knüpfen, bald aufhören. Man würde z. B. nicht von einer freien Be⸗ 
wegung des Güterbeſitzes reden, wo derſelbe durch ein ſtrenges Hypo— 
thekenrecht mit eiſernen oder vielmehr goldenen Klammern an den 
mobilen Beſitz feſtgeſchlagen iſt. 

Der Einwand, daß die Produktion der nothwendigen und nütz⸗ 
lichen Gegenſtände nur eine begrenzte Anzahl von Produzenten erfor- 
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Bevölkerungskapazität nothwendig vermindert werden müſſe, hängt mit 
einer nach meinem Dafürhalten verkehrten ſozialen Grundanſchauung 
zuſammen, die zu ſehr bedenklichen Schlüſſen führen muß und deshalb 
hier etwas genauer in's Auge zu faſſen iſt. Ich meine die Anſicht, 
daß eine „Volkswirthſchaft“ nur einer beſtimmten Anzahl von Men⸗ 
ſchenkräften bedürfe und daß der Ueberſchuß auf Koſten der Geſammt⸗ 
heit erhalten werden müſſe. Dieſe Anſicht iſt unzweifelhaft echt mal⸗ 
thuſianiſch, obwohl ſie vielfach von Männern gehegt wird, die wenigſtens 
die praktiſchen Konſequenzen des Malthus nicht zugeben. So finden 
wir dieſelbe in dem Schmoller'ſchen Jahrbuch (Jahrg. V, Heft 4), in 
einer Abhandlung über „Armuth und Arbeit“ von G. Cohn, gelegent⸗ 
lich einer Polemik gegen den verſtorbenen J. G. Hoffmann entwickelt. 
Der Letztere will die Leiſtungen des Staates oder der Gemeinden für 
die Arbeiter nicht als ein von den wohlhabenden Klaſſen den Armen 
gemachtes Geſchenk, ſondern als eine pflichtmäßige Ergänzung ihres 
Arbeitslohnes betrachtet wiſſen, da die höheren Klaſſen von dem natür⸗ 
lichen Lohne der Arbeiter einen Theil zurückbehielten, welchen ſie in 
Form von Steuern wiederzuerſtatten die Pflicht hätten. Unzweifelhaft 
iſt dieſer Gedankengang nicht einwandsfrei. Der Arbeiter hat, wie 
Hr. Cohn ganz richtig bemerkt, ein Recht, nicht bloß einen Theil, ſon⸗ 
dern ſeinen ganzen Lohn in derjenigen Form zu empfangen, welche der 
Ausdruck des ſelbſtſtändig Erworbenen iſt. Allein Hr. Cohn begnügt 
ſich nicht mit dieſer Bemängelung der Hoffmann'ſchen Theorie. Nach 
ihm muß die Geſellſchaft einen gewiſſen Theil ſolcher Elemente ernähren, 
deren ſie nicht bedarf. „Es wäre,“ ſagt er, „eine ſtatiſtiſche Unter⸗ 
ſuchung von großem Intereſſe, aber freilich auch von bedeutender 
Schwierigkeit, für ein Land der Gegenwart einmal feſtzuſtellen, welches 
denn eigentlich diejenigen Arbeitskräfte ſind, deren die Volkswirthſchaft 
bedarf und wie viel Menſchen neben dieſem Bedarf überflüſſig ſind 
und dennoch erhalten werden müſſen aus öffentlichen Armenſteuern 
oder privater Mildthätigkeit.“ Hier iſt nicht etwa bloß von Solchen 
die Rede, die durch Krankheit oder Alter zur Arbeit untauglich ſind, 
ſondern von all' denen, die trotz vollkommener Leiſtungsfähigkeit und 
Arbeitswilligkeit thatſächlich nicht verwendet werden. Dieſer Ge⸗ 
danke ſchließt die offenbar irrthümliche Anſicht ein, daß ſowohl der Be⸗ 
darf der Geſellſchaft als auch die Leiſtung aller Arbeiter und jedes 
Einzelnen beſtimmte Größen ſeien. Wir haben darüber ſchon im erſten 
Hefte dieſes Werkchens (S. 26 ff.) einige Bemerkungen niedergelegt. 
Hier wollen wir noch hinzufügen, daß mit der Vorſtellung, der für die 
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„Volkswirthſchaft“ nothwendige Bedarf könne, bei voller, vielleicht auch 
übermäßiger Ausnutzung der Arbeitskraft, von einem Bruchtheile des 
vorhandenen Menſchenvorraths befriedigt werden, während der andere 
Theil der Staatshülfe oder der privaten Mildthätigkeit zu überlaſſen 
ſei, der Gedanke einer Solidarität der Geſellſchaft, welche für alle ihre 
Mitglieder weſentlich gleiche Pflichten und Rechte anerkennt, ſchlechter⸗ 
dings unverträglich iſt. Die fragliche Anſicht hat ihre Wurzel in der 
von den thatſächlichen Erſcheinungen abgeleiteten Meinung, daß der 
Gewinn des Kapitals der einzige treibende Beweggrund der Produktion 
ſein müſſe. Die Scozialwiſſenſchaft hat es jedoch nicht bloß mit den 
thatſächlichen Erſcheinungen, ſondern auch mit der zukünftigen Ent⸗ 
wickelung, mit dem, was für die Geſellſchaft nothwendig und heilſam 
iſt, zu thun, und wird nicht umhin können, denjenigen Zuſtand als den 
vollkommeneren anzuerkennen, bei welchem die Produktion nicht aus⸗ 
ſchließlich ihre Anregungen von den Hoffnungen auf Gewinn von der 
Arbeit Anderer, ſondern von den Bedürfniſſen der Arbeit ſelbſt erhält. 
Die Befürchtung, daß jemals zu viel nützliche Arbeit verrichtet 
werden könnte, iſt einfach in das Reich der Abſurditäten zu verweiſen. 
Verwandt mit der Vorſtellung, daß die Volkswirthſchaft nur einer 
beſchränkten Zahl von Arbeitskräften bedürfe, iſt die wunderliche Anſicht 
von einer „Produktivität des Kapitals“. In einer Recenſion meines 
Buches „Die freie Geſellſchaft“ (Schmollers Jahrb. VI, 2) wirft mir 
der verſtorbene Putlitz Unklarheit über den Begriff der Produktivität 
vor, weil ich nur der menſchlichen Arbeit die Eigenſchaft der Produk— 
tivität zuerkenne. „Warum menſchliche Arbeit allein produktiv ſein 
ſoll,“ ſagt Putlitz, „iſt abſolut nicht einzuſehen. Ob ein Menſch oder 
ein Thier oder eine Naturkraft eine Arbeit verrichtet, iſt vom Stand⸗ 
punkte der Produktion (nicht der Belohnung der Arbeit) ganz gleich- 
gültig. Menſchliche Arbeit und Kapital, beides ſind Produktionsfaktoren; 
für viele Produkte ſind beide gleich unentbehrlich und es läßt ſich in 
ſolchen Fällen nicht berechnen, wie viel der eine, wie viel der andere 
zur Produktion beigetragen hat. Der Kapitalgewinn iſt eben die Folge 
der Produktivität des Kapitals.“ Aus einer ſolchen Anſicht, welche die 
bewußte Thätigkeit des Menſchen der geleiteten Kraft des Thieres oder 
der mechaniſchen Verrichtung eines todten Werkzeuges gleichſetzt, läßt 
ſich dann freilich für das Kapital, zu deſſen Verfügung thieriſche oder 
mechaniſche Kräfte ſtehen, leicht eine Berechtigung herleiten, die menſch⸗ 
lichen Arbeitskräfte bei Seite zu ſtoßen und den „Bedarf der Volks— 


wirthſchaft“ mit jenen andersgearteten und anſpruchsloſeren Kräften zu 
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decken. Das Kapital wird ſo zum legitimen Herrn der Welt erhoben 
und auf den Thron der (fälſchlich ſo genannten) Volkswirthſchaft geſetzt. 
Man vergißt dabei nur Eins, nämlich dies, daß die Natur mit ihren 
Kräften von Rechtswegen ein Gemeingut der Menſchheit iſt und nimmer⸗ 
mehr das uſurpirte Sondereigenthum einer Klaſſe ſein darf. Die 
Meinung, daß das Kapital produktiv ſei, ſchließt die Anſicht ein, daß 
nicht der lebendigen Geſellſchaft, ſondern dem todten Werkzeuge des 
Kapitals die Berechtigung beiwohne die Naturkräfte zu benutzen, ohne 
Rückſicht darauf, welche Folgen daraus für die Geſellſchaft entſpringen. 

Die beiden eben charakteriſirten Vorſtellungen: diejenige, welche 
ſich einen beſtimmten Bedarf der Volkswirthſchaft von einem Bruch- 
theile der Geſellſchaft gedeckt denkt und dies Verhältniß als ein natür⸗ 
liches und gerechtes betrachtet, ſowie diejenige, welche das „Kapital“, 
bez. thieriſche oder mechaniſche Kräfte als gleichberechtigt mit der Men- 
ſchenarbeit anſieht und ſo ſchließlich dahin gelangen kann, den „Bedarf 
der Volkswirthſchaft“ von einem ganz verſchwindenden Bruchtheile der 
Geſellſchaft decken zu laſſen, während die breiten Volksmaſſen im 
günſtigſten Falle als eine überflüſſige Laſt angeſehen werden, welche 
das produktive Kapital nur aus reiner Menſchenliebe nicht verhungern 
läßt — dieſe Vorſtellungen ſind ihrer innerſten Natur nach nicht bloß 
unſozial, ſondern geradezu unmenſchlich. 

Die Gerechtigkeit erfordert, allen Mitgliedern der Geſellſchaft nicht 
bloß das Recht zum Leben, ſondern auch das Recht zuzuerkennen, durch 
Bethätigung ihrer Kräfte das Leben zu verdienen. Soziale Einrich- 
tungen, welche einem Theile der Geſellſchaft dies Recht verkümmern 
oder gänzlich rauben, ſind eben unvollkommen, verbeſſerungsbedürftig 
und mit Nothwendigkeit auf Aenderung hindrängend. Ein anſcheinender 
Ueberſchuß an Arbeitskräften iſt eben nur ein Schein, eine Wider⸗ 
ſpiegelung ungeſunder, unhaltbarer ſozialer Zuſtände. Selbſt wenn 
man annehmen wollte, daß der „Bedarf“ der Volkswirthſchaft von 
einem Bruchtheile der vorhandenen Arbeitskräfte gedeckt werden könnte, 
ſo wäre dies doch nur dadurch möglich, daß dieſem Bruchtheile eine 
Arbeitslaſt aufgebürdet wird, die vernünftigerweiſe auf alle vorhan⸗ 
denen Kräfte vertheilt ſein ſollte. Man würde dann den Vortheil 
haben, auf keiner Seite eine Ueberbürdung herbeizuführen und Allen 
ebenſowohl Arbeits- und Ermwerbögelegenheit, wie Muße für andere, 
geiſtigere Beſtrebungen zu verſchaffen. Ebenſo kann der Erſatz der 
menſchlichen Muskelkraft durch diejenige des Thiers oder der Maſchinen 
vernünftigerweiſe nur den Zweck haben, die Arbeit der ſolidariſchen 
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Geſellſchaft zu erleichtern und eine ſolche Vertheilung herbeizuführen, 
welche den Fortſchritt der Wiſſenſchaften und Künſte, die ein Gemein⸗ 
gut der Menſchheit find, für alle Mitglieder der Geſellſchaft gleich— 
mäßig vortheilhaft macht. Dann, aber auch nur dann wird nicht be— 
fürchtet werden müſſen, daß die Vorzüge des Wohlſtandes und der 
Kultur nur für einen Theil der Geſellſchaft beſtimmt ſeien, während 
für die Uebrigen, um mit Malthus zu reden, an der Tafel des Lebens 
kein Platz iſt. 

Je mehr die Lage der verſchiedenen Elemente und Gruppen der 
Geſellſchaft ſich ausgleicht, je mehr Alle in gleichem Maße zur Produktion 
beitragen müſſen, um an den Vortheilen derſelben theilzunehmen, deſto 
mehr wird die Ausdehnung der Produktion eines Landes und folglich 
die Fähigkeit deſſelben, Menſchen zu erhalten, zunehmen. Unter den 
heutigen Verhältniſſen, wo die Produktion weſentlich von den Intereſſen 
des Kapitals oder Gewinnes und oft genug von den falſchverſtan— 
denen Intereſſen des Kapitals abhängt, wird die Produktion häufig 
durch die unbillige Niederhaltung des Arbeitslohns eingeſchnürt. Die 

ſchon angeführte Schrift von Schippel giebt dafür einige bemerkens— 
weerthe Belege aus engliſchen Induſtrieverhältniſſen. 

In den vier Jahren 1858 bis 1861 verarbeitete die britiſche 
Baumwoll⸗Induſtrie 3575 Millionen Pfund, in den vier Jahren 1866 
bis 1869 dagegen nur 3418 Millionen Pfund, d. h. etwas über 
4 Proz. weniger. Da ſich indeſſen in der Zwiſchenzeit durch den Bau 
neuer Etabliſſements die Produktionsfähigkeit bedeutend gehoben hatte, 
ſo lag ein großer Theil der vorhandenen Spindeln brach. Der Export 
der Periode von 1866 bis 1869 war keineswegs geringer als in der 
erſtgenannten Periode, ſondern vielmehr um 3½ Proz. größer. Die 
Abnahme der Produktion war daher lediglich durch die Verringerung 
des heimiſchen Verbrauchs herbeigeführt, und in der That weiſt die 
Statiſtik nach, daß derſelbe in der letzteren Periode, mit der erſteren 
verglichen, um mehr als 35 Proz. zurückgegangen war. Die Schuld 
an dieſem Rückgange des Verbrauchs trug lediglich der Rückgang der 
Löhne, wie er nach der großen Kriſis des Jahres 1866 in allen Zweigen 
der Erwerbsthätigkeit eintrat. In den anderen großen Induſtriezweigen 
verhält ſich die Sache nicht anders. Ueberall zeigt ſich die Produktion, 
und noch mehr die Produktionsfähigkeit rieſenhaft geſteigert, dagegen 
Stockung des Abſatzes in Folge nicht entſprechender Steigerung des 
Verbrauchs. Jede Stockung der Ausfuhr drückt ſofort auf die Löhne. 
Durch die Schmälerung der Arbeitslöhne aber verliert eine ganze Klaſſe 
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der Bevölkerung an Kaufkraft, und ſo macht das Mittel, welches man 
anwendet, um der Gewinnloſigkeit der Unternehmungen abzuhelfen, das 
Uebel nur größer. Die Unternehmer gewinnen dabei Nichts, aber die 
Arbeiter verlieren Alles. Dagegen ſind die Arbeiter nie in der Lage, 
ihren Lohn den Gewinnen der Unternehmer entſprechend zu ſteigern. 
Das Jahr der höchſten Blüthe der Kohlen-Induſtrie in Süd⸗Wales 
war 1873. In dieſem Jahr ſollen dort die Löhne 15 Millionen & 
mehr betragen haben als im vorangegangenen, dagegen bezogen die 
Kohlenbergleute 1878 26 Millionen & weniger als 1873. In den 
ſechs oder ſieben Blüthejahren nach 1869 ſetzten die Baumwollſpinner 
keine weſentliche Lohnerhöhung durch, obwohl die Gewinne der Unter- 
nehmer koloſſal waren, aber nachher fielen die Löhne mit großer Ge— 
ſchwindigkeit. 

Auch die Vermehrung der Maſchinen dient häufig dazu, die Löhne 
der Arbeiter herabzudrücken. Immer werden dadurch Arbeitskräfte, 
wenigſtens für eine gewiſſe Zeit, „überflüſſig“, und die Noth der von 
der Arbeit Ausgeſchloſſenen wird benutzt, um auch den Anderen den 
Lohn zu kürzen. Es liegt jedoch auf der Hand, daß dies nicht etwa 
ein gerechtfertigter Vorgang iſt, der als ganz in der Ordnung betrachtet 
werden müßte, ſondern daß der wahre Grund deſſelben nur in der 
Abhängigkeit und Schwäche der Arbeiter, ſowie in der Theilnahmloſig⸗ 
keit der berufenen Geſellſchaftsorgane an dem Schickſal Jener gefunden 
werden kann. Je mehr mechaniſche Kräfte in der Produktion Verwen⸗ 
dung finden, deſto mehr ſollte von Rechtswegen dieſer Fortſchritt mög⸗ 
lichſt gleichmäßig Allen zu Statten kommen. Geſchieht dies, ſo kann 
auch bei zunehmender Bevölkerung die Arbeitslaſt Aller erleichtert 
werden. Bei angemeſſener Vertheilung der Arbeitslaſt auf Alle kann 
keine Beſorgniß entſtehen, daß ein bloßer Bruchtheil des Volkes hin- 
reichend ſei, um den „Bedarf der Volkswirthſchaft“ zu decken. 

Das Widerſpiel dieſer Beſorgniß, nämlich die Furcht, daß auch 
bei der angeſtrengteſten Arbeit Aller das Produkt dieſer Arbeit unzu⸗ 
länglich werden könne, um bei vermehrter Bevölkerung Alle zu erhalten, 
iſt dagegen theoretiſch nicht völlig von der Hand zu weiſen, obwohl das 
Eintreten eines ſolchen Falles, unter einer gerechten und fein organi- 
ſirten Geſellſchaft, ſo entfernt ſcheinen mag, daß es unnütz wäre, ſich bei 
einer derartigen Erwägung aufzuhalten. In den meiſten Fällen wird 
eben auch die unangemeſſene Vertheilung der Arbeitslaſt ein weit 
größeres Hinderniß zulänglicher Produktion ſein, als die Ueberzahl von 
Konſumenten. Der Produktion des Nothwendigen und Nützlichen iſt 
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keine ſo nahe Grenze geſetzt, wie es oft ſcheint. Die Ausdehnung der 
Bodenproduktion iſt noch mehr, als die der Induſtrie, von der Eigen⸗ 
thumsverfaſſung abhängig. Wer möchte glauben, daß die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Landwirthſchaft ſelbſt in den bevölkertſten und kultivirteſten 
Gegenden Europa's nahe an ihrer Grenze angelangt ſei? Ueberall iſt 
für die Verwendung ſowohl von Menſchenkräften als auch von Kapitalien 
in der Bodenkultur noch unabſehbarer Raum vorhanden. Der Groß— 
grundbeſitzer klagt, daß die Arbeitskräfte zu theuer, der kleine Be⸗ 
ſitzer, daß kein Kapital für die Landwirthſchaft vorhanden ſei. In⸗ 
zwiſchen liegen Arbeitskräfte in nur zu großer Fülle brach, und die in 
der Induſtrie angelegten Kapitalien bringen eine ſogenannte Ueber- 
produktion zu Wege, die man nur durch künſtliche Einſchnürung be— 
meiſtern zu können glaubt. Sieht man hier nicht deutlich, daß ganz 
andere Dinge die thatſächliche Grenze der Produktion beſtimmen, als 
die Unmöglichkeit, die vorhandenen Menſchenkräfte und Kapitalien zu 
verwenden? Daß in beiden Fällen, obwohl in jedem auf andere Art, 
die Gewinnintereſſen die Intereſſen der Arbeit meiſtern und unter⸗ 
drücken, und eine Niederhaltung der Produktion bewirken, welche der 
Vermehrung und dem Wohlſtande der Geſammtbevölkerung widernatür⸗ 
lich enge Schranken ziehen? Und gerade die Landwirthſchaft, das ur— 
ſprünglichſte und unentbehrlichſte aller menſchlichen Gewerbe, leidet 
unter einem doppelten Drucke, indem einerſeits die Naturgrundlage 
aller Produktion, der Grund und Boden, durch ein zu unbeſchränktes 
Eigenthums⸗ und Verfügungsrecht dem gemeinen Nutzen entfremdet, 
andererſeits die Verwendung von Kapital in der Landwirthſchaft durch 
die lotterieſpielartigen Gewinnchancen der Induſtrie, des Handels und 
der Spekulation beſchränkt wird. 

Dieſe Verhältniſſe werden uns indeſſen erſt in ſpäteren Theilen 
der vorliegenden Schrift eingehender beſchäftigen. Dagegen haben wir 
an dieſer Stelle noch die Abhängigkeit der Bevölkerung und ihrer Zu⸗ 
nahme von der Konſumtion, und zwar der Art der Konſumtion, zu 
betrachten. | 

Nach dem Uebergange vom Hirtenleben zum Ackerbau reicht die 
ſelbe Fläche, die einem Nomadenſtamme nur eine Reihe von Jahren 
hindurch die Mittel zum Unterhalt ſeiner Herden und mithin zu ſeiner 
eigenen Ernährung lieferte, für eine vielfach größere Menſchenzahl zum 
dauernden Wohnſitz aus. Noch mehr ſteigert ſich das Vermögen der— 
ſelben Fläche, Menſchen ihren Unterhalt zu gewähren, wenn man vom 
Anbau des Getreides zur Kultur der Hülſenfrüchte und Wurzelgewächſe 
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übergeht, die weit größere Erträge menſchlicher Nahrung liefern, als 
das Getreide. Ein Hektar, der mit Weizen oder Roggen bepflanzt iſt, 
giebt in fruchtbaren Gegenden einen durchſchnittlichen Ertrag, der zur 
jährlichen Ernährung von mehr als ſechs erwachſenen Männern aus⸗ 
reicht. Ein Land wie Deutſchland, deſſen Acker- und Gartenfläche 
gegenwärtig ungefähr 26 Millionen Hektaren (neben 10 Millionen 
Hektaren Wieſenland, 14 Millionen Hektaren Waldland 2c.) umfaßt, 
würde alſo, wenn es darauf nur Getreide baute, bei intenſiver Kultur 
hinreichende Nahrung für eine Bevölkerung von 150 Millionen er⸗ 
zeugen können; noch weit mehr aber, wenn es in ausgedehntem Maße 
Hülſenfrüchte, Kartoffeln und Gemüſe baute. In den tropiſchen Län⸗ 
dern iſt die Kraft des Bodens noch viel größer. Das Hauptnahrungs— 
mittel für die Bewohner des nordweſtlichen Neu-Guinea und mehrerer 
afrikaniſcher Küſtenſtriche iſt ein Brod oder Kuchen, der aus dem Mehl 
der Sagopalme gebacken wird. Für einen geſunden erwachſenen Mann 
reicht eine Portion von 2½ Pfund täglich aus. Da nun jeder Baum, 
wenn er in ſeinem ſiebenten Jahre gefällt wird, 700 Pfund Sagomehl 
liefert, ſo vermag ein einziger Hektar, der mit 750 Bäumen bepflanzt 
iſt, von welchen jährlich der ſiebente Theil abgetrieben wird, 35 Men⸗ 
ſchen zu ernähren. Ein Hektar, mit Bananen bepflanzt, bringt nach 
Humboldt jährlich mehr als 20000 Kilogrm. Nahrungsſtoff hervor und 
würde zur Ernährung von ungefähr 50 Menſchen hinreichen. 

Die Bodenkraft der Erde, ſelbſt in den gemäßigten Zonen, iſt 
ſonach groß genug, um auch in den bevölkertſten Ländern der Erde eine 
weit größere Menge von Menſchen mit Nahrung zu verſehen, als es 
heute der Fall iſt, und dies umſomehr, je mehr die Pflanzennahrung an 
die Stelle der thieriſchen tritt. In Deutſchland waren im Jahr 1878 
beinahe 4 Millionen Hektaren mit Hafer beſtellt, 10½ Millionen 
waren Wieſen und Weiden. Die thieriſche Nahrung erforderte mithin 
eine Anbaufläche, die wenig hinter der Hälfte der für die menſchliche 
Nahrung gebrauchten Fläche zurückblieb. In welchem Maße ein Volk 
animaliſche oder vegetabiliſche Nahrung zu genießen pflegt, ſpielt daher 
in der Frage der Bevölkerungskapazität eine große Rolle. Die in den 
europäiſchen Ländern wahrzunehmende „Depecoration“ muß unzweifel⸗ 
haft darauf hinwirken, eine verhältnißmäßige Vermehrung der menſch⸗ 
lichen Nahrungsmittel herbeizuführen. Die Ernährungstheorie der 
Vegetarianer iſt ſonach begreiflicherweiſe für die Geſellſchaft von hoher 
Wichtigkeit, und es verdient eine ernſtliche Prüfung, wohin bezüglich 
der Ernährung die Tendenz zum ſozialen Fortſchritt weiſt. Ohne dieſe 
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Frage entſcheiden zu wollen, mag doch bemerkt werden, daß, wie 
Profeſſor Beketoff in einer dieſer Angelegenheit gewidmeten Schrift 
ſagt, vom Standpunkte des Naturforſchers die Geſchichte, ſelbſt in ihren 
gröbſten Zügen, nichts anderes iſt als der Kampf fleiſchverzehrender 
Barbaren mit ackerbautreibenden, brodeſſenden Völkern. Die auf der 
Stufe roher Unwiſſenheit ſtehenbleibenden Hirtenvölker werden allmäh— 
lich durch die fortſchreitenden Ackerbauvölker verdrängt. 

Aber nicht bloß in Bezug auf die Nahrung werden die thieriſchen 
Produkte durch vegetabiliſche erſetzt. Bei den Bekleidungsſtoffen zeigt 
ſich dieſelbe Tendenz. Die Wolle der Schafe wird durch die Baum— 
wolle verdrängt, das Geſpinnſt des Seidenwurmes durch den Flachs 
und die Baumwolle. Auch das Mineralreich wird herangezogen, um 
thieriſche Stoffe zu erſetzen. An die Stelle der thieriſchen Excremente 
tritt der mineraliſche Dünger; das Pferd und der Ochſe, die früher 
die Kräfte des Menſchen vermehren helfen mußten, werden durch die 
Maſchine von Eiſen abgelöſt. Der Thiere werden weniger, der Men— 
ſchen mehr. Und die Vermehrung der Anzahl der letzteren iſt, wie 
Carey bemerkt, für den Haushalt der Natur eine unumgängliche Noth— 
wendigkeit; denn wenn die verſchwindenden Thiergeſchlechter nicht durch 
Menſchen erſetzt würden, ſo würde die Produktion der Kohlenſäure ab— 
nehmen, und die Reproduktionskraft der Pflanzenwelt ſich entſprechend 
vermindern. 
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Im Vorhergehenden ſahen wir, wie ſich die Produktionskräfte der 
Erde den Bedürfniſſen der Menſchen beſtändig anpaſſen. Der Fort⸗ 
ſchritt des Menſchen iſt an die Vermehrung des Geſchlechtes geknüpft, 
und mit jeder Stufe des Fortſchritts wächſt das Vermögen der Erde, 
die Arbeit der Menſchen mit immer höheren Exträgen zu belohnen. 
Freilich wird nicht angenommen werden dürfen, daß das Produktions- 
vermögen der Erde unerſchöpflich ſei und jeder ihrer Theile für jede 
beliebige Vermehrung des Menſchengeſchlechtes ausreichen werde. Aber 
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der Punkt, bei welchem die Vermehrung der Bevölkerung eines Landes 
an der Erſchöpfung ihrer Hülfsmittel ihre Schranke finden könnte, 
ſcheint in den anbaufähigen Ländern ſo weit entfernt zu ſein, daß die 
Volkswirthſchaftspolitik keine Urſache hat, dieſen Punkt in's Auge zu 
faſſen, um ſo weniger, als der weitaus größte und an natürlicher 
Fruchtbarkeit reichſte Theil der Erde, wenn nicht vom Anbau, ſo doch 
von den Fortſchritten der modernen Civiliſation noch völlig unberührt 
iſt. Ueberdies würden ſich vermuthlich der Bevölkerungszunahme, ohne 
alle künſtlichen Hemmungen, in dem trägen Fortſchritte der politiſchen 
und ſozialen Einrichtungen, in der Verderbniß der höchſten und tiefſten 
Schichten der Geſellſchaft ꝛc. ſo viele unüberwindliche Hinderniſſe ent⸗ 
gegenſtellen, daß man eine übermäßige Volksvermehrung ruhig aus 
den Gründen für zukünftige Beſorgniſſe ausſcheiden kann. Auch ver⸗ 
dient hier noch eine Frage Erwähnung, nämlich die, ob nicht gerade 
der Fortſchritt in der phyſiſchen Organiſation und geiſtigen Ausbildung 
der Menſchen der Vermehrungstendenz ebenfalls eine Schranke ſetze, 
deren Wirkſamkeit jedes Uebermaß der Vermehrung ausſchließt. Es iſt 
wiederum Carey, der auf dieſen Punkt mit Scharfſinn hingewieſen hat. 

Er nimmt an, daß in den vorgeſchrittenen Stadien der geſellſchaft⸗ 
lichen Entwickelung, bei höherer Ausbildung der geiſtigen Eigenſchaften 
in der breiten Maſſe der Bevölkerung, der Fortpflanzungstrieb zurück— 
trete und die Bevölkerungszunahme auf dieſe Weiſe von ſelbſt in 
Schranken gehalten werde. Die Zeugung, ſagt er, darf nicht getrennt 
von jeder anderen thieriſchen Verrichtung als eine feſte unveränderliche 
Aktion betrachtet werden, die der ſtarren mechaniſchen Regel unter- 
worfen wäre, wie der anorganiſche Stoff. Die Funktionen, welche dem 
animaliſchen Leben und der Fortpflanzung der Raſſe dienſtbar ſind, 
abſorbiren den größten Theil der Kraft des Organismus auf Unkoſten 
jener edleren Fähigkeiten, zu deren vollſtändiger Entwickelung Bildung 
und Zucht erforderlich find. Zwiſchen den Nerven- und Geſchlechts— 
funktionen beſteht ein durch alle Thatſachen der Phyſiologie beſtätigtes 
Gleichgewicht. Die afrikaniſche Ameiſen⸗Königin legt 80,000 Eier und 
der Haarwurm ſogar 8 Millionen an einem einzigen Tage. Der 
Stockfiſch produzirt auf einmal ungefähr eine Million Eier, der ſtarke 
und kluge Haifiſch nur wenige. Die höheren Ordnungen der Reptilien 
find noch unfruchtbarer und unter den Säugethieren erzeugen die⸗ 
jenigen, die ſchnell die Reife erlangen, zahlreiche Junge, aber die 
beſſer mit Gehirn ausgeftatteten jährlich nur ein einziges. Die nur 
ein einziges Junge zur Welt bringen, find die höheren, und ihre Reihe 
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ſchließt mit dem Elephanten, der, Dank ſeinem edleren Nervenſyſtem 
und den entſprechenden Verſtandeskräften, der wenigſt fruchtbare unter 
allen iſt. Auf Grund dieſer Thatſachen glaubt Carey es als ein all⸗ 
gemeines Geſetz ausſprechen zu können, daß der Grad der Fruchtbar- 
keit ſich umgekehrt wie die Entwickelung des Nervenſyſtems verändert, 
und die Thiere mit größerem Gehirn am wenigſten fruchtbar, die mit 
kleinerem es am meiſten ſind. Ein ähnliches Geſetz, meint er, ſcheine 
auch in den menſchlichen Geſellſchaften wirkſam zu ſein, ſo daß die höher 
entwickelten Völker ebendarum eine langſamere Bevölkerungszunahme 
aufweiſen würden, als unter ſonſt günftigen Bedingungen die nie= 
driger entwickelten. Man hat gegen dieſe Annahme gewichtige Ein- 
wendungen erhoben. So jagt Dühring, es bleibe, von einigen Ab⸗ 
normitäten abgeſehen, eine natürliche Thatſache, daß die mit den beſten 
Gehirnkräften Ausgeſtatteten auch nicht zu den von der Natur Ver: 
ſchnittenen gehörten. Uebrigens wirke auch jede ſtärkere Muskelthätig⸗ 
keit in Bezug auf die Geſchlechtserregungen ableitend, ſo daß überhaupt 
anſtrengende Arbeit mit den ſexuellen Funktionen im Widerſtreit ſtehe. 
Hieraus folge aber wiederum keine erhebliche Einſchränkung der Con— 
ceptionen und Geburten, da ſelbſt die geringſte Anzahl von Bethä— 
tigungen der Geſchlechtsreize bei normaler Fruchtbarkeit der Frauen 
hinreichend ſei, die vollen Chancen der Volksvermehrung zu ergeben. 
Eine verhältnißmäßige Entlaſtung von erdrückender Arbeit des Körpers 
und Geiſtes könne ſonach für die Vorbedingungen der Volksvermehrung 
nur immer günftiger ausfallen. Für die Carey'ſche Theorie ſpricht 
indeſſen die alte Erfahrung, daß gerade in den ärmeren Ständen der 
Kinderſegen beſonders groß zu ſein pflegt. Schon Adam Smith beob— 
achtete, daß es nicht ungewöhnlich ſei, in den ſchottiſchen Hochlanden 
arme halbverhungerte Weiber zu finden, welche Mütter von 23 oder 
24 Kindern waren. Aehnliche Erſcheinungen bieten ſich überall dar. 
Das Anſiedlerleben begünſtigt ebenfalls, nach Carey's Bemerkung, da, 
wo Perſon und Eigenthum hinreichend geſchützt ſind, die Vermehrung 
des Geſchlechtes, „da einſam lebenden Menſchen der Reiz zu fehlen 
pflegt, andere als blos phyſiſche Kräfte zu üben“. Die auffälligſte 
Beſtätigung der Carey'ſchen Annahme läßt ſich jedoch in der Thatſache 
finden, daß in den oberſten Schichten der Geſellſchaft ein häufiges 
Erlöſchen ganzer Familien bemerkbar iſt. Tacitus erzählt, daß, als 
Claudius die durch vornehme Geburt oder berühmte Abſtammung aus⸗ 
gezeichneten Senatoren zum Range von Patriziern erhob, diejenigen 
Familien, die Romulus als die erſte Klaſſe des Adels bezeichnet hatte, 
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beinahe erloſchen waren. Selbſt die zur Zeit Cäſars und Auguſtus' 
zu patriziſchen ernannten Familien waren nahe am Ausſterben. In 
einer Ariſtokratie wie der engliſchen, in der der Mangel gewiß unbe— 
kannt iſt, ſterben die Adelsgeſchlechter fortwährend aus, und das Haus 
der Lords kann von Jahrhundert zu Jahrhundert nur durch neue Er⸗ 
nennungen ergänzt werden. In der Stadt Bern hatte der oberſte Rath 
von 1593 bis 1654 487 Familien in die Bürgerſchaft aufgenommen, 
von denen im Jahre 1783 nur 108 übrig waren. Auch unter den 
großen Namen der Wiſſenſchaft und Literatur, Kriegsgeſchichte und 
Politik läßt ſich eine ähnliche Erſcheinung beobachten. Die meiſten 
berühmten Männer haben wenige oder keine Nachkommen hinterlaſſen, 
und ihre Geſchlechter tauchten oft nach verhältnißmäßig kurzer Zeit in 
dem Strome der Zeiten unter. Erfahrungen, wie dieſe, wenn ſie auch 
noch nicht zur Aufſtellung eines unzweifelhaften Geſetzes berechtigen, 
ſprechen doch ſicherlich zu Gunſten der Annahme, daß die Natur ſelbſt, 
jemehr das geiſtige Leben das blos animaliſche überwiegt, der Ver— 
mehrung der Gattung wirkſame Schranken ſetzt. Es wird indeſſen 
geſtattet ſein, hier die Vermuthung auszuſprechen, daß mehr noch als 
die geiſtige Stellung des Männergeſchlechts das Frauenleben für 
die Frage der Vermehrung von entſcheidender Bedeutung ſein dürfte. 
Gerade in Bezug auf die Frauen ſcheint das von Carey aufgeſtellte 
Geſetz, wonach der Grad der Fruchtbarkeit ſich umgekehrt verändert, 
wie die Entwickelung des Nervenſyſtems, durch die Erfahrung am auf⸗ 
fälligſten beſtätigt zu werden. 

Die hier angedeuteten geheimnißvollen Beziehungen ſind allerdings 
von der Wiſſenſchaft noch zu wenig klargeſtellt, als daß es ſtatthaft 
wäre, auf unvollkommen erklärte Thatſachen Schlüſſe zu bauen. Gleich⸗ 
wohl ſcheinen die angeführten Thatſachen dazu angethan, die Ueber⸗ 
zeugung zu befeſtigen, daß hier wie überall die Natur mit allen ge- 
ſunden ſozialen Beſtrebungen im Bunde iſt, und daß nicht durch 
Unterdrückung der natürlichen Triebe, wie es Malthus wollte, ſondern 
nur durch die Entwickelung des wahren Menſchenweſens, durch die 
geiſtige Erhebung der Maſſen des Volkes, der Fortſchritt der Geſell— 
ſchaft geſichert werden kann. 
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Nach den bisher angeſtellten Betrachtungen wird eine Nothwen— 
digkeit, Arbeitskräfte eines Landes, und gehörte es zu den dichtbevöl— 
kertſten, die wir heute kennen, in andere Länder zu verpflanzen, um 
das eigene von ihrer Ueberzahl zu befreien, im Allgemeinen nicht an— 
zuerkennen ſein. Die Bevölkerung der meiſten europäiſchen Länder iſt 
noch ſo mäßig und deren Bevölkerungskapazität ſo wenig erſchöpft, daß 
es vielmehr gilt, durch wirthſchaftliche und ſoziale Reformen die inneren 
Schranken der Arbeitsverwendung zu erweitern, als einen Abfluß von 
Kräften nach Außen zu befördern. Es iſt lehrreich, daß in denjenigen 
Ländern, welche gegenwärtig die höchſten Auswanderungsziffern zeigen, 
wie Deutſchland und England, nicht etwa die dichtbevölkerten Striche 
es ſind, welche den ſtärkſten Beitrag zur Auswanderung liefern, ſon— 
dern im Gegentheil die Kreiſe mit dünner Bevölkerung, deren Land— 
wirthſchaft eben wegen Mangels an Arbeitskräften extenſiv betrieben 
wird, in denen der vorherrſchende Großgrundbeſitz ein Intereſſe daran 
hat, Kulturen zu pflegen, die verhältnißmäßig weniger Menſchenkräfte 
bedürfen, und in denen von einer modern entwickelten Induſtrie keine 
Rede iſt. Aus dem dichtbevölkerten Rheinland, wo in einigen Bezirken 
fünf und ſechsmal ſo viel Leute auf der Quadratmeile ſitzen, als in 
den Provinzen Preußen und Pommern oder in Mecklenburg, iſt die 
Auswanderung gering; dagegen droht ſie die nordöſtlichen Theile Deutſch— 
lands zu entvölkern. Man ſollte meinen, dieſes auffallende Verhältniß 
müßte die Anhänger der Uebervölkerungstheorie, welche alles Leid und 
Unglück der Menſchen auf ihre angebliche Ueberzahl zurückzuführen 
pflegen, über den Fehler ihres Raiſonnements belehren. Aber weit 
entfernt, ſich dadurch ſtutzig machen und auf den rechten Weg hin— 
weiſen zu laſſen, hat man vielmehr eine Ausrede ertüftelt, welche die 
ganze Frage immer mehr verwirrt. Man ſpricht nämlich von relativer 
Uebervölkerung. Eine ſolche ſoll überall da herrſchen, wo, trotz dünner 
Bevölkerung, Noth, Mangel und Arbeitsloſigkeit erſcheint. Mit dieſer 
Erklärung dreht man ſich nun freilich vollkommen im Kreiſe herum. 
Wollte man fie gelten laſſen, fo würde man, wie es Malthus that— 
ſächlich thut, in den erſchöpften Jagdrevieren der amerikaniſchen Indianer 
eine Uebervölkerung annehmen müſſen. Jeder geſund veranlagte Menſch 
ſieht indeſſen, daß nicht Uebervölkerung, ſondern die ſoziale Rückſtän⸗ 


46 Sechſtes Kapitel. 


digkeit der bezüglichen Bevölkerung das wahre Uebel iſt. Genau das 
Nämliche trifft in der Regel auch in denjenigen Fällen zu, wo inner⸗ 
halb eines civiliſirten Landes große Unterſchiede in der Dichtigkeit der 
Bevölkerung ſtattfinden. Man hüte ſich daher, mit ſo nichtsſagenden 
Begriffen wie demjenigen einer relativen Uebervölkerung zu ſpielen. 
Einer thatſächlichen Uebervölkerung, falls ſich eine ſolche irgendwo und 
irgendwann herausſtellen ſollte, würde nur durch Abzug des über- 
flüſſigen Menſchenmaterials abgeholfen werden können. Die dünn be⸗ 
völkerten Landſtriche dagegen, deren natürliche Bedingungen zur Pro⸗ 
duktion nicht ungünſtig ſind, müſſen durch einen Abzug von Menſchen⸗ 
kräften nur in immer größere Rückſtändigkeit gerathen. Hier thut alſo 
nicht die Verhinderung einer weiteren Volksvermehrung noth, ſondern 
die Hinwegräumung der Umſtände, welche die Verwendung fernerer 
produktiver Menſchenkräfte ungebührlich einſchränken. 

Innerhalb großer Reiche iſt es eine dankbare Aufgabe der Staats⸗ 
kunſt, auf Ausgleichung der Bedingungen zwiſchen den verſchieden 
ſituirten Landestheilen hinzuwirken, um den Spielraum menſchlicher 
Thätigkeit im Rahmen der Nationalwirthſchaft zu erweitern. Eine 
Ausgleichung der wirthſchaftlichen und ſozialen Verfaſſung wird all. 
mählich auch eine Ausgleichung der Bodenqualität herbeiführen. Wie 
viel haben die Eiſenbahnen dazu beigetragen, früher unbenutzte Land⸗ 
ſtriche zugänglich zu machen! Wie viel vermöchte die angemeſſene Leitung 
der Regierungen, um den verhältnißmäßigen Ueberfluß, den die eine 
Gegend an Menſchen und produktiven Kräften voraus hat, mit dem 
Mangel anderer auszugleichen! 

Indeſſen muß zugegeben werden, daß die Trägheit des politiſchen 
und ſozialen Fortſchritts, der Eigennutz und die Selbſtſucht der oberen, 
ſowie die Stumpfheit und Unbehülflichkeit der unteren Klaſſen überall 
Zuſtände herbeiführen, welche die Auswanderung, wenn nicht als vor⸗ 
theilhaft, ſo doch als das geringſte Uebel erſcheinen laſſen. Auch iſt 
namentlich in der germaniſchen Raſſe der Wandertrieb ſo lebhaft, und 
dieſer Trieb iſt überdies eine ſo weſentliche Bedingung zur immer wei⸗ 
teren Ausbreitung der Civiliſation, daß es thöricht genug wäre, einer 
Auswanderung künſtliche Hinderniſſe in den Weg zu legen, ſoweit die⸗ 
ſelben ſich nicht darauf beſchränken, den Staatsangehörigen entweder 
Fingerzeige zu ertheilen, wie ſie durch Ortsveränderung in ihrem Vater⸗ 
lande ihre Lage verbeſſern können, oder Beſtrebungen dieſer Art ſelbſt 
thatkräftig zu unterſtützen. Man darf ferner nicht vergeſſen, daß Aus⸗ 
wanderung und Koloniſation durch Förderung des Verkehrs der Völker 
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wenigſtens mittelbar einen ſehr günftigen Einfluß auf die Lage der alten 
Länder ausüben können. Wenn auch aus Gründen, die weiter oben 
ſchon geſtreift wurden, die Abhängigkeit einer großen Bevölkerung von 
der Zufuhr ausländiſchen Produktenreichthums nicht ohne große Be- 
denken iſt und Vorſichtsmaßregeln ſtrenger Art erfordert, fo iſt ein ges 
wiſſer Grad ſolcher Abhängigkeit doch unvermeidlich und ſelbſt nützlich, 
da der Verkehr entfernter Länder unter einander, namentlich in der 
Jugendperiode der neuen Länder, in der Regel nur auf dem Austauſche 
von Bodenprodukten dieſer letzteren gegen Induſtrieerzeugniſſe der älteren, 
ſchon dicht bevölkerten Länder beſtehen kann. Noch ein anderer Umſtand 
macht die Koloniſation neuer Gebiete vortheilhaft. Dort erntet der 
Arbeiter die Früchte ſeines Fleißes meiſt noch ungeſchmälert. Er athmet 
die Luft der Freiheit; er fühlt ſeine Selbſtverantwortlichkeit; ſein Wohl⸗ 
ſtand, ſein Glück hängt weſentlich von ihm allein, von ſeinem Fleiß, 
ſeiner Vorſicht, ſeinem Wiſſen und Können ab. Nachdem die erſten 
Schwierigkeiten der Anſiedelung überwunden ſind, iſt daher die Lage 
des Arbeiters eine weit günſtigere als in den Ländern, die er verlaſſen 
hat. Die Anziehungskraft aufſtrebender junger Länder bewirkt ſo eine 
allmähliche Ausgleichung der Arbeitsbedingungen zwiſchen jenen und 
den alten Ländern. Die Lockungen der Freiheit und des Wohlſtandes, 
welche die Beſiedelung Nordamerika's anfeuerten, haben zugleich einen 
unberechenbaren Einfluß auf die Verbeſſerung der politiſchen und ge— 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe Europa's geübt, und es liegt daher, abge— 
ſehen von den Vortheilen, die einem einzelnen Lande durch koloniale 
Unternehmungen winken mögen, im gemeinſamen Intereſſe der Menſch— 
heit, die ungeheuren, noch unbenutzten Flächen der Erde allmählich des 
Menſchen Herrſchaft zu unterwerfen. Nur ein kleiner Theil der be⸗ 
wohnbaren Erde iſt bisher angebaut, und gerade diejenigen Theile 
unſeres Planeten, die von der Natur am verſchwenderiſchſten ausge— 
ſtattet ſind, wurden von der Civiliſation noch nicht erreicht. Die am 
dichteſten bevölkerten Länder liegen in der gemäßigten Zone, und ſtellen 
an den Kraftaufwand der Menſchen, die ſie bewohnen, verhältnißmäßig 
große Anſprüche. Die gebirgige Schweiz iſt dicht bevölkert, während 
die mit natürlicher Fruchtbarkeit überreich ausgeſtatteten Länder der 
unteren Donau ihrer vollen Aufſchließung noch harren. An den Ab— 
hängen der Anden drängen ſich die Menſchen zuſammen, während die 
ungeheuren Flußgebiete des Orinoco und des Amazonenſtroms mit 
ihrem unvergleichlichen Pflanzenreichthum nur von wenigen Wilden be— 
wohnt ſind. In der ganzen Tropenwelt findet man, bei einer Men⸗ 


48 Sechſtes Kapitel. 


ſchenleere, die keineswegs nur ein Reſultat des ungeſunden Klimas iſt, 
die üppigſte Fruchtbarkeit; und es bedürfte in vielen Fällen gewiß nur 
eines entſchloſſenen und wohlgeleiteten Handelns, um große Erfolge zu 
ſichern. Der civiliſirten Menſchheit ſtehen hier noch große Eroberungen 
bevor, denn nur von civiliſirten Menſchen, die mit der ganzen Macht 
des Beſitzes, der Bildung, Wiſſenſchaft und Technik ausgerüſtet ſind, 
kann die tropiſche Natur erobert und unterworfen werden. 

Malthus nennt die Auswanderung keinen guten Ausweg aus den. 
Drangſalen der Uebervölkerung, ſondern nur ein ſehr ſchlechtes Palliativ. 
Er begründet dieſe Anſicht in ebenſo haltloſer und verkehrter Weiſe, wie 
ſein unbewieſenes und unbeweisbares Dogma von einer ſtets drohenden 
Uebervölkerung. Er ſchildert in einem kurzen Ueberblick über die mo⸗ 
derne Koloniſationsgeſchichte die Gefahren, Schwierigkeiten und Be⸗ 
ſchwerden, womit die erſten Anſiedler überall zu kämpfen gehabt haben. 
Selbſt die Spanier, die nur der Golddurſt trieb, ihre Herrſchaft in 
Amerika mit Feuer und Schwert aufzurichten, müſſen als Zeugen gegen die 
Wohlthaten der Koloniſation herhalten. Die edleren, weltgeſchichtlichen 
Unternehmungen eines Raleigh, Deleware und Penn werden nur unter 
dem Geſichtspunkte der damit verbundenen Mühſale betrachtet. Ebenſo 
die ſpäteren Anſiedelungen in Auſtralien. In dem häufigen Mißlingen 
der Gründung neuer Kolonien ſieht er einen „ſtarken Beweis für die 
Priorität zwiſchen der Nahrungs- und der Volkszunahme“. Fürwahr 
ein herrlicher Beweis! Wenn Menſchen ohne Hülfsquellen zu Hauf 
nach unangebauten Ländern kommen und dort in den Urwäldern Hungers 
ſterben oder von den wilden Eingeborenen aufgerieben werden, ſo dient 
ihm dies als Beſtätigung ſeiner Theorie von dem nothwendigen Voran⸗ 
laufen der Volksmenge vor den Nahrungsmitteln! Allerdings muß 
er zugeben, daß, nachdem die erſten Schwierigkeiten der Anſiedelung 
überwunden ſind, beſſere Zuſtände eintreten, und er erkennt ſogar an, 
daß die Exiſtenz der nordamerikaniſchen Kolonien ein „ſehr glücklicher 
Umſtand für jedes Land“ ſei, da dieſelben „ein ſo behagliches Aſyl“ 
für die „überſchüſſige“ Bevölkerung der alten Länder darbieten. Aber 
er erinnert, daß „die Volksklaſſe, auf welche die aus einer zu ge— 
ſchwinden Volkszunahme entſtehende Noth vorzugsweiſe drückt, neue 
Kolonien in fernen Ländern nicht gründen kann“ und meint, es ſei 
wohl zu viel erwartet, daß die Regierungen die Auswanderung thätig 
unterſtützen ſollten, außer wo beſondere Vortheile für ſie in Ausſicht 
ſtehen. Ein Gefühl für die Solidarität zwiſchen Regierung und Volk 
oder überhaupt für die Solidarität des geſammten Volkes iſt natürlich 
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einem Manne wie Malthus, der die Schuld an der Uebervölkerung den 
Armen aufbürdete und ein Geſetz erlaſſen wiſſen wollte, wonach alle 
Armenunterſtützung nach einer kurzen Friſt aufzuheben wäre, gänzlich 
fremd. Voller Widerſprüche wie ſein Buch iſt, erkennt er dann freilich wieder 
an, daß die Auswanderung wenigſtens als ein partielles und temporäres 
Mittel und als ein Mittel, den Anbau der Erde und die Civiliſation 
zu verbreiten, ſowohl nützlich als auch geeignet erſcheine. Aber ſein 
Schlußurtheil läuft darauf hinaus, daß ſie vollkommen ungeeignet ſei, 
für eine „ungehemmte“ Bevölkerungszunahme Raum zu ſchaffen. „Wäre 
dies Heilmittel“, ſagt er, „in der That wirkſam, und hätte es die 
Kraft, das Laſter und Elend in den alten Staaten ſoweit zu beſeitigen, 
daß dieſelben in die Lage der blühendſten neuen Kolonien kämen, ſo 
würde das Fläſchſchen bald erſchöpft ſein, und wenn die Uebelſtände mit 
erhöhter Gewalt wiederkehrten, wäre jede darauf geſetzte Hoffnung für 
immer beſeitigt“. So ſpielt ihm immer und immer wieder das Phan— 
tom einer „ungehemmten Bevölkerungszunahme“ den verhängnißvollen 
Streich! Sie iſt ein Phantom, einfach weil es keine ungehemmte Be— 
völkerungszunahme giebt. Stets iſt die Vermehrung der Menſchen an 
Bedingungen geknüpft, welche ſie erfüllen müſſen, ehe eine dauernde 
Vermehrung erfolgen kann. Auf der Wechſelwirkung zwiſchen der Volks⸗ 
vermehrung und der Produktion beruhen alle Fortſchritte der Menſch— 
heit. Aber nicht durch widernatürliche Hemmungen der Volksvermehrung, 
ſondern durch Förderung der Produktion iſt das Unheil zu verhüten, 
welches aus einem Mißverhältniſſe zwiſchen beiden nothwendig ent— 
ſtehen muß. Und inſofern Auswanderung und Koloniſation neuer 
Gebiete das Feld der menſchlichen Thätigkeit erweitern, ſind ſie eines 
der wichtigſten Mittel zur Beförderung der Zwecke der Menſchheit. 
Bedenkt man die unendlichen Schwierigkeiten, welche ſich der vollſtän⸗ 
digen Beſiedelung und Civiliſirung der Erde entgegen ſtellen, ſo kann 
man die feigherzigen Beſorgniſſe vor einer Uebervölkerung nur als 
einen kleingläubigen Zweifel an den Aufgaben der Menſchheit bezeichnen. 
Letztere zu erfüllen, bedarf es allerdings harter und unausgeſetzter Kämpfe, 
in denen ungezählte Geſchlechter ſich um ein Ziel abmühen, das erſt 
den Nachkommen in der Entfernung winkt. Aber an der endlichen Er— 
reichung des Ziels einer immer weiteren und tieferen Ausbreitung 
wahrer Humanität, an dem endlichen Siege der ſtrengſten ſozialen 
Gerechtigkeit zu verzweifeln, verträgt ſich weder mit dem Glauben an 
einen allwaltenden und allgütigen Gott, noch mit den geläuterten Auf- 
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Siebentes Kapitel. 


Uebervölkerung mit ihren angeblichen Folgen und 
Heilmitteln. 


Wir haben in den vorigen Kapiteln die Mißlichkeit oder Zwei⸗ 
deutigkeit des Begriffes einer Uebervölkerung kennen gelernt. Die 
Frage der Bevölkerung läßt ſich nur im Verhältniß zur Produktion be⸗ 
trachten, und es iſt unmöglich, nachzuweiſen, daß die Produktion noth⸗ 
wendig in einem geringeren Verhältniſſe wachſen müſſe, als die Be⸗ 
völkerung. Malthus und ſeine Anhänger machen ſich die Sache freilich 
leicht genug. Sie ſtellen die Unfähigkeit der Produktion, ſich einer 
„ungehemmten“ Volksvermehrung anzupaſſen, einfach als unumſtöß⸗ 
liches Axiom auf. Malthus hat verſucht, dies Axiom durch einen 
ethnographiſch-hiſtoriſchen Ueberblick über die Völkergeſchichte thatſächlich 
zu begründen; allein, wie Jeder geſtehen muß, der dieſen Ueberblick 
genauer durchlieſt, mit ſehr geringem Erfolg. Er bringt darin viel 
mehr Beweiſe dafür bei, daß die Produktion durch Hinderniſſe der 
Politik oder Volksmoral ſeit jeher in engen Grenzen gehalten worden 
iſt, als dafür, daß ſie nicht ausdehnungsfähig genug ſei, um ſich den 
Bedürfniſſen einer in natürlichem Verhältniſſe wachſenden Bevölkerung 
anzupaſſen. Trotzdem iſt und bleibt es das ſtehende Argument der 
Malthuſianer, daß es nicht genug Arbeitsgelegenheiten gebe, um alle 
Menſchen produktiv zu beſchäftigen. Den Gründen nachzuſpüren, wes⸗ 
halb die Arbeitsgelegenheiten oft mangeln, geben ſie ſich keine Mühe. 
Daß dieſe Gründe ſozialer Natur ſind und in Umſtänden beruhen, 
welche bei vollkommeneren Wirthſchafts- oder Geſellſchaftszuſtänden be⸗ 
ſeitigt werden könnten, beſtreiten ſie mit der Hartnäckigkeit, mit der 
man eingewurzelte Vorurtheile und lange gehegte Irrthümer feſtzuhalten 
und gegen neue Anſichten zu vertheidigen pflegt. Dennoch muß es 
jedem Unbefangenen einleuchten, daß die Verbeſſerung der wirthſchaft⸗ 
lichen, politiſchen und ſozialen Einrichtungen viel würdigere und auch 
praktiſchere Handhaben darbietet, Uebel aus der Welt zu ſchaffen, als 
die öde Theorie der Uebervölkerung, deren Gönner nur ſehr verkehrte, 
fruchtloſe oder bedenkliche Rathſchläge zu ertheilen wiſſen. Das Gleich- 
gewicht zwiſchen Menſchen und Arbeitsgelegenheiten hat ſich in den meiſten 
Ländern, auch da, wo keine Ehehinderniſſe beſtehen oder die Zweikinder⸗ 
theorie nicht in die Volksſitte übergegangen iſt, leidlich von ſelbſt her⸗ 
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geſtellt. Und weit entfernt, daß die bevölkertſten oder in der Volks— 
vermehrung am geſchwindeſten vorſchreitenden Länder Zuſtände zeigten, 
welche bekundeten, daß der Arbeitsgelegenheiten immer weniger und die 
Arbeitslöhne immer niedriger würden, ſind es vielmehr die am wenigſten 
bevölkerten und am langſamſten zunehmenden Länder, welche vergleichs— 
weiſe weit elendere Zuſtände und viel ſchlimmere Verhältniſſe der 
Arbeiter zeigen. Erkennt man dies an, ſo wird der Schluß nicht 
abzuweiſen jein, daß mit der wachſenden Menſchenzahl nicht bloß das 
Arbeits angebot, ſondern auch die Nachfrage danach und die Ver— 
wendung für Arbeitskräfte entſprechend zunimmt. Noch viel mehr würde 
dies allerdings der Fall ſein, wenn nicht dem Beſitz und kapitaliſtiſchen 
Unternehmungsgeiſt, ſondern dem Bedürfniß der Arbeiter ein maß— 
gebender Einfluß auf die Ausdehnung der Produktion verſtattet wäre. 
Wenn aber ſelbſt unter den thatſächlichen Vorausſetzungen der Gegen— 
wart, unter denen nach unſerm Dafürhalten den Intereſſen des Beſitzes 
ein ungerechtfertigter und ungerechter Vorrang vor denen der Arbeit 
eingeräumt iſt, das obenerwähnte Verhältniß ſich in einem leidlichen 
Gleichgewicht erhält, ſo werden wir mit Recht ſchließen dürfen, daß in 
allen den Fällen, in denen ein Mangel an Arbeitsgelegenheit vorhan— 
den oder zu befürchten iſt, die Fürſorge der Geſellſchaft darauf gerichtet 
werden muß, die Arbeitsgelegenheiten zu vermehren, nicht aber der 
Volksvermehrung künſtliche Hinderniſſe in den Weg zu legen. Bei 
gutem Willen iſt jenes Beſtreben nicht entfernt ſo ausſichtslos, als das, 
die Zunahme der Bevölkerung zu hemmen. 

Ganz unbedenklich kann man übrigens Malthus zugeben, daß überall 
Hemmungen der Volksvermehrung wirkſam ſind. Gerade weil dieſelben 
ohne alles Zuthun der Politik, ja oft genug ohne alles Zuthun des Ein— 
zelnen, wirkſam ſind, iſt es nicht nöthig, ſie durch künſtliche und moraliſch 
ebenſo wie wirthſchaftlich bedenkliche Hemmungen zu vermehren. Jene 
ſpontanen Hemmungen beſtehen, nach Malthus, „in allen jenen Ge— 
wohnheiten, all den durch Mangel an Subfiftenzmitteln erzeugten Krank— 
heiten und all den davon unabhängigen moraliſchen und phyſiſchen 
Urſachen, welche den menſchlichen Körper vorzeitig ſchwächen und zer— 
ſtören“. Er theilt dieſe Hemmungen in zwei Kategorien, die vorbauen— 
den und die poſitiven Hemmungen. 

Die erſteren entſpringen aus der Ueberlegung der Menſchen. Ein 
großer Kinderreichthum iſt für viele Familien ein Unſegen. Wo die 
Mittel oder die Ausſichten nicht vorhanden ſind, um eine zahlreiche 
Familie angemeſſen zu ernähren, da führt eine fortwährende Ver— 
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mehrung der Familie leicht zur Verarmung, und die Verarmung erzeugt 
nur zu leicht völlige Verkommenheit. Für den Einzelnen kann es daher 
ein Gebot der ſittlichen Pflicht werden, durch Selbſtbeherrſchung den 
Trieb der Fortpflanzung zu zügeln, und nicht ſich und ſeine Familie 
in eine entwürdigende Lage zu bringen. Aber vergeblich wird man 
ſittliche Pflichten dort predigen, wo ſie von vornherein nicht anerkannt 
werden. Ueberdies ſcheint auch für beſſer geartete Arme die Zumuthung 
zu ſtark zu ſein, den mächtigſten aller Triebe und von allen den ein⸗ 
zigen, den zu befriedigen ſie im Stande ſind, heldenherzig zu über— 
winden. Man wird daher die „vorbauende Hemmung“, wie es Malthus 
nennt, ſtets mehr in Kreiſen verbreitet finden, die der niedrigſten Armuth 
bereits entrückt ſind. Soweit nun die Beweggründe des entſprechenden 
Verhaltens in der That aus dem ſtrengen Gefühl der Verantwortlich— 
keit für ſich und die Seinen entſpringen und nichts mit niedrig⸗egoiſti⸗ 
ſchen Antrieben, Standesvorurtheilen und dergleichen zu thun haben, 
wird man ſie nicht bloß gerechtfertigt, ſondern auch durch die Sitt- 
lichkeit für geboten erachten müſſen. Aber leider ſind dort, wo das 
„Zweikinderſyſtem“ herrſcht, die Beweggründe in der Regel keineswegs 
ſo edler Natur, ſondern in jedem Betrachte verwerflich, und pflanzen 
ſich in Gewohnheiten fort, die man lieber ausgerottet als verbreitet 
zu ſehen wünſchen muß. Es iſt gewöhnlich der reine Götzendienſt des 
Beſitzes, der zu dem angedeuteten Verhalten antreibt, und man darf 
ſich nicht wundern, daß in feinem Gefolge oft niedrige Charaktereigen⸗ 
ſchaften auftreten, welche das Gewebe der ſozialen Organiſation zu 
zerfreſſen drohen. Die Sitte oder vielmehr Unſitte des Zweikinder⸗ 
ſyſtems herrſcht bekanntlich ſtark unter den beſitzenden Klaſſen in Frank⸗ 
reich. Die ehelichen Beziehungen ſind dort durch das Raffinement, 
womit die Fruchtbarkeit der Ehen verhütet wird, vielfach vergiftet und 
entwürdigt. Entfremdung der Ehegatten und allgemeine Sittenverderbniß 
ſind die Folge. Für den Staat wird die Wirkung dieſer Zuſtände be⸗ 
drohlich durch das Zurückbleiben der Bevölkerung hinter der Zunahme 
der Nachbarſtaaten, die in dem Maße, wie ihre Volkszahl wächſt, auch 
an Macht und Einfluß zunehmen. An einem Proletariat hat Frank⸗ 
reich trotzdem keinen Mangel; im Gegentheil wirken die ehelichen Künſte, 
welche in den beſitzenden Klaſſen und namentlich in der bäuerlichen 
Bevölkerung geübt werden, um den Beſitz nicht zu „zerſplittern“, genau 
ſo, wie es früher die Beſchränkungen der Theilbarkeit des Grundbeſitzes 
gethan haben und wie ſie es in einzelnen Ländern noch heute thun. 
Jede derartige Beſchränkung hat zwar die Tendenz, einen Stamm von 
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größeren oder kleineren Beſitzern zu erhalten, aber zugleich auch die, 
eine andere Klaſſe von den Wohlthaten des Beſitzes auszuſchließen. 

Es wurde bereits bemerkt, daß für die Familien der unteren Klaſſen 
ein großer Kinderreichthum oft ein ſehr verhängnißvolles Geſchenk ſei. 
Viele Familien verſinken dadurch in Armuth. Auch für die Geſellſchaft 
iſt es ein offenbarer Nachtheil, daß ein großer Theil der Heranwachſen— 
den in körperlicher und geiſtiger Verwahrloſung aufgezogen wird, oder 
daß ein erheblicher Bruchtheil im früheſten Alter wegſtirbt, ohne der 
Geſellſchaft Nutzen gebracht zu haben. Die Kräfte der Produzirenden 
werden zu Gunſten einer Menge junger Menſchenſproſſen aufgerieben, 
die das Ziel des Lebens nicht erreichen. Die große Kinderſterblichkeit, 
welche gewöhnlich mit einer hohen Geburtsziffer zuſammentrifft, muß 
von Jedermann als ein Uebel anerkannt werden. Auch iſt es klar, daß, 
je dürftiger die wirthſchaftlichen Verhältniſſe einer Familie ſind, die 
Kinderpflege deſto mehr zu wünſchen übrig laſſen, und die Kinder— 
ſterblichkeit unter ſolchen Umſtänden ſteigen wird. Nun iſt, bei allen 
Wünſchen nach wirthſchaftlichen oder ſozialen Reformen, welche die 
Lage der arbeitenden Klaſſen zu heben und daher auch dem Uebel der 
Kinderſterblichkeit zu ſteuern beſtimmt ſind, doch eine gewiſſe Kontinuität 
der Zuſtände unvermeidlich, und die Aenderung derſelben nicht beliebig 
herbeizuführen. Die Vertröſtungen auf eine kommende Beſſerung der 
Zuſtände können dem gegenwärtig lebenden Geſchlechte nichts helfen, 
und auch in Zukunft werden nur geſellſchaftliche Einrichtungen, die der 
Selbſtverantwortlichkeit der Einzelnen nicht zu nahe treten, Dauer ver⸗ 
ſprechen. Die Zügelung eines wilden Triebes, die ja auch aus Rück— 
ſicht auf die Geſundheit der Ehegatten, namentlich der Frau, gefordert 
werden muß, wird daher ebenſo in aller Zukunft wie in der Gegen— 
wart unerläßlich ſein, und ſo weit die Malthus'ſche Lehre nur dies 
bezweckte, kann man ſich mit ihr nur vollſtändig einverſtanden erklären. 

Uebrigens wird man ſich aber hüten müſſen, einen unbedingten 
Parallelismus zwiſchen Kinderſterblichkeit und dichter Bevölkerung oder 
beſonderer Armuth der Bevölkerung, oder auch zwiſchen Kinderſterblich— 
keit und hoher Geburtsziffer anzunehmen. Die größte Kinderſterblich— 
keit fällt in Deutſchland auf Baiern und Württemberg, wo im Durch— 
ſchnitt der Jahre 1865 bis 1878 31 bezw. 32 Proz. der Geborenen 
im erſten Lebensjahre ſtarben. Nun gehört weder Württemberg noch 
vollends Baiern zu den dichtbevölkerten Ländern Deutſchlands; viel— 
mehr ſteht Baiern ziemlich weit unter dem Durchſchnitte von ganz 
Deutſchland, und Altbaiern rangirt unmittelbar hinter den dünnbevöl— 
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ferten nördlichen Provinzen Deutſchlands. In Irland beträgt nach 
Dr. Stille die durchſchnittliche Ziffer der Kinderſterblichkeit 9 Proz., in 
Norwegen 10, in Schottland 12, in Belgien 17, in Oeſterreich 25, 
in Rußland 26, in Baden 27 Proz. Das günſtigſt geſtellte Land iſt 
danach Irland, in welchem die Maſſenarmuth notoriſch größer iſt als 
in den meiſten Ländern, welche eine viel größere Kinderſterblichkeit 
zeigen. Zu unterſuchen, durch welche Verhältniſſe dieſe Erſcheinung be— 
dingt iſt, würde hier zu weit führen; aber jedenfalls beweiſt ſie, daß 
ſehr verſchiedene Faktoren dabei im Spiel ſind, und daß man den 
Grund nicht in einer einzigen Urſache ſuchen darf. Auch mit der 
Höhe der Geburtenziffer ſteht ſie nicht in einem nothwendigen Zu— 
ſammenhange. Denn wenn auch in gewiſſen Ländern oder Städten 
die Kinderſterblichkeit in einem mehr oder weniger beſtimmten Ver— 
hältniß zu der Geburtenziffer ſteigt, ſo giebt es doch, wie Dr. Metten⸗ 
heimer in ſeiner trefflichen Abhandlung über den Neo-Malthuſianismus 
bemerkt, andere Länder, welche bei einer ſehr niedrigen Ziffer der Ge— 
burten eine über Erwarten große Kinderſterblichkeit zeigen. So nament- 
lich Frankreich und gewiſſe Theile Thüringens. Am wenigſten aber iſt 
es, wie ſchon erwähnt, gerechtfertigt, hohe Kinderſterblichkeit mit dichter 
Bevölkerung in Verbindung zu bringen, denn es würde ſonſt ſchwer 
halten, die ziemlich günſtigen Sterblichkeitsverhältniſſe in Belgien und 
die ſehr ungünſtigen in Baiern zu erklären. Freilich ſtellt ſich hier 
wieder der unklare Begriff einer „relativen“ Uebervölkerung ein, die 
überall da herrſchen ſoll, wo zwiſchen der Produktion und der Zahl 
der Konſumenten ein ungünſtiges Verhältniß herrſcht. Allein in dieſem 
Falle kann auch ein Land ſein, wo die Tyrannei einer herrſchenden 
Klaſſe die Vertheilung des Produktionsertrages für die arbeitenden 
Klaſſen ſehr ungünſtig geſtaltet, wie es Allen ſichtbar in den orien— 
taliſchen Ländern, mehr verhüllt aber ſelbſt in den Ländern vorge— 
ſchrittenſter Civiliſation der Fall iſt. 

Neuerdings hat man ſogar geglaubt, die Furcht vor der Ueber— 
völkerung noch durch ein weiteres Moment beſtärken zu ſollen. Malthus 
leitete doch nur die Armuth und die aus derſelben entſpringenden Folgen 
von der Uebervölkerung her. Jetzt will man dieſem mageren Laſtthiere 
auch noch die in den oberen Kreiſen der Geſellſchaft hervortretenden 
wirklichen oder angeblichen Uebelſtände aufhalſen. Das Uebermaß des 
Arbeitsangebots, ſagt man, führe in den oberen Klaſſen eine Steigerung 
der Anforderungen herbei, woraus ſich die Nothwendigkeit einer geſund— 
heitswidrigen Anſtrengung des Geiſtes und Körpers ergebe, und die 
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Folge davon ſei Zunahme der Nervenkrankheiten und des Irrſinnes. 
Es iſt jedoch unzuläſſig, die höheren Anforderungen der gelehrten 
Schulen einem übermäßigen Arbeitsangebot beizumeſſen. Dieſelben 
kommen vielmehr lediglich auf Rechnung einer in falſchen Bahnen 
wandelnden Pädagogik. Der Andrang zu den gelehrten oder ſonſt 
geiſtige Arbeit erfordernden Berufen iſt außerdem ſelbſt ein Anzeichen 
ungeſunder ſozialer Zuſtände, welche der produktiven Arbeit der un— 
teren Stände den ihr gebührenden Lohn und die ihr gebührende Ehre 

ſchmälern. Die Krankhaftigkeit vollends, welche in den Kreiſen des 
Handels und der Spekulation in Folge aufreibender Geſchäftsthätigkeit 
häufig auftritt, iſt der herrſchenden Habſucht und Geldgier zuzuſchreiben, 
nicht aber der „ſchrankenloſen“ Konkurrenz, welche zu ſo aufreibender 
Thätigkeit nöthige. Ein engerer Zuſammenhang mit den Konkurrenz- 
fragen würde dagegen für das Beſtehen einer krankhaften Erregung des 
Nervenſyſtems unter den arbeitenden Klaſſen zuzugeben ſein, wenn der 
Beweis dafür zu erbringen wäre. Allein man darf annehmen, daß in 
der Gegenwart die Ueberanſtrengung der arbeitenden Klaſſen im All- 
gemeinen nicht größer, ſondern vielmehr geringer iſt als in früheren 
Zeiten, und die verhältnißmäßige Macht dieſer Klaſſen ſteigt, wie kaum 
bezweifelt werden kann, wenn auch langſam, ſo doch ſo ſtetig und 
unwiderſtehlich, daß man eine fernere Entlaſtung derſelben mit allem 
Fug vorausſetzen kann. 

Wenn wir zugaben, daß es für den Einzelnen zur Pflicht werden 
könne, den ungeordneten Trieb zum Geſchlechtsgenuſſe zu zügeln, um 
nicht einer Lage zu verfallen, welche für ihn und ſeine Angehörigen 
verhängnißvoll werden müßte, ſo glauben wir hingegen betonen zu 
müſſen, daß alle über die freiwillige Selbſtbeſchränkung hinausliegenden 
Rathſchläge zur Verhütung einer allzu hohen Geburtsziffer unzuläſſig 
und verwerflich ſind. Ein zu großer Kinderreichthum einzelner Familien 
iſt zunächſt Sache der für die Familien Verantwortlichen, und berührt 
nur in entfernterer Linie die Geſellſchaft. Die Fälle, in denen über— 
mäßiger Kinderreichthum zur Verarmung führt, ſind nur ein geringer 
Bruchtheil aller vorkommenden Fälle von Verarmung. Und wenn es 
ſich auch oft genug ereignet, daß Väter einer zahlreichen Familie unter 
der Laſt der Familienſorge unterliegen, ſo darf man andererſeits doch 
nicht vergeſſen, daß eben ſo oft die Familienſorge ein Sporn zu er— 
höhter Anſpannung der wirthſchaftlichen Kräfte iſt und Eigenſchaften 
zeitigt, welche zu entbehren für die Geſellſchaft nichts weniger als wün— 
ſchenswerth wäre. Eben darum ſind alle Rathſchläge, die Kinderzahl wo— 
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möglich auf ein beſtimmtes Maß herabzuſetzen, ſo zweiſchneidig, daß 
man ſich hüten ſollte, ſolche Regeln aufzuſtellen. | 

Noch viel verwerflicher aber find Verbote oder auch nur ſtarke 
geſetzliche Hinderniſſe der Ehe, wie ſie nicht ſowohl Malthus, welcher 
Kanzelvermahnungen für ausreichend hielt, als ſeine Anhänger und 
Nachfolger empfohlen haben. Die Begründung folder Maßregeln ent- 
hüllt in der Regel eine Lebens- und Geſellſchaftsauffaſſung, wie fie 
engherziger nicht gedacht werden kann. So findet u. A. Robert Mohl, 
deſſen meiſt flache und ſchale Arbeiten einen unverdienten Ruf ges 
nießen, und der mit ſeinen total rückſtändigen Anſichten über Bevöl⸗ 
kerung ſogar das Rotteck-Welcker'ſche Staatslexikon heimſuchen durfte, 
daß das Recht, eine Ehe einzugehen, offenbar durch die Möglichkeit be— 
dingt ſei, „die zu gründende Familie zu ernähren“, und „wenn letztere 
Pflicht nicht erfüllt werden kann“, fährt er fort, „ſo iſt eine dennoch 
eingegangene Ehe eine unerlaubte Handlung, welche der Staat aller⸗ 
dings die Befugniß hat, aus Gründen des öffentlichen Wohls zu unter— 
ſagen“. Hr. Mohl empfiehlt, entweder alle Ehen vor Zurücklegung 
eines beſtimmten Lebensjahres (bei Männern etwa des 30.) zu ver⸗ 
bieten, „damit hierdurch die Generationen weiter auseinander gerückt 
werden und alſo weniger Menſchen zu gleicher Zeit leben“, oder jede 
Ehe bei Perſonen zu unterſagen, „welche einen ſicheren Nahrungsſtand 
nachzuweiſen nicht im Stande ſind, wobei ein allzu kleiner Antheil von 
Grundeigenthum und Fähigkeit zur Taglöhnerarbeit oder einem Hand- 
werk, wenn das örtliche Bedürfniß nach den Anſichten der Gemeinden 
ſchon völlig befriedigt iſt, nicht als hinreichend ſichernd zu betrachten 
wäre“. Hr. Mohl giebt zu, daß durch ſolche Maßregeln die unehe— 
lichen Geburten vermehrt werden würden, „allein theils würde dieſe 
Zunahme doch keineswegs in der Ausdehnung ſtattfinden, welche die 
ehelichen Geburten erhalten hätten, theils iſt die Sterblichkeit der un⸗ 
ehelichen Kinder um ein Dritttheil größer als die der ehelichen .. theils 
endlich iſt die hierdurch vermehrte Art der Unſittlichkeit ohne Vergleich 
eine der Ausdehnung und der Intenſität nach weit geringere als die 
aus dem Elende einer Uebervölkerung mit Nothwendigkeit entſtehende“. 
Als Ergänzung zu dem Eheverbot ſchlug Hr. Mohl des Weiteren. 
zwangsweiſe Auswanderung, reſp. Abſchiebung nach unbebauten Län⸗ 
dern vor. Und ſolche geradezu ſchamloſe Anſichten durften in den vier- 
ziger Jahren als liberal paſſiren! 

Glücklicherweiſe iſt in Fragen dieſer Art ein ziemlich vollſtändiger 
Umſchwung der Meinungen eingetreten, der uns der Mühe überhebt, 
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die Vortheile der Ehe für die Geſellſchaft, die günſtigen Wirkungen 
zahlreicher Eheſchließungen auf die allgemeine Sittlichkeit und Wirth⸗ 
ſchaftlichkeit weitläufig auseinanderzuſetzen. Gewiß werden auch viele 
leichtſinnige Ehen geſchloſſen, die zu verhindern für die Betheiligten 
ebenſowohl wie für das gemeine Wohl zuweilen von Vortheil ſein 
könnte. Aber wenn man alle Freiheiten um ihrer Mißbräuche willen 
ausſchließen wollte, ſo könnte man freilich nicht früh genug unter den 
Schatten des allbeglückenden Büttelregiments zurückkehren. Es iſt ſehr 
die Frage, ob die Freiheit, unbeweibt zu bleiben, nicht größeren ſozialen 
Schaden anrichtet, als die Freiheit der Eheſchließung. Warum fällt 
es Niemandem ein, das freiwillige Cölibat zu verbieten? 

Im Ernſt zu reden, giebt es wohl nicht leicht eine größere Albern— 
heit, als gerade den Armen und bloß auf ihrer Hände Arbeit Ange— 
wieſenen ungebührliche Hinderniſſe der Eheſchließung in den Weg zu 
legen. Gerade in ihrem Falle iſt die erzwungene Iſolirung vielleicht 
die Mutter ſchwereren Uebels, als der Anſchluß an eine Familie. Ein 
verheiratheter Arbeiter wird im Allgemeinen thätiger und wirthichaft- 
licher ſein und beſſere Garantien der Sittlichkeit bieten als der un— 
verheirathete. Nach Degerando iſt in den franzöſiſchen Departements, 
in denen viele Ehen geſchloſſen werden, die Sittlichkeit im Allgemeinen 
größer und die Verbrechen ſind ſeltener, als in denen, wo die Ziffer 
der Eheſchließungen geringer iſt. Selbſt vom Geſichtspunkte der öffent— 
lichen Ordnung wird man einräumen müſſen, daß dieſelbe weit beſſer 
verbürgt iſt, wenn die erwachſene Bevölkerung Halt im Familienleben 
findet und nicht zu einer locker beweglichen Maſſe wird, die leicht— 
fertig jedem unbedeutenden Antriebe folgt. Auch darf man nicht ver— 
geſſen, daß in vielen Fällen die Ehe eine Aſſoziation zu gemeinſamem 
Erwerb iſt und Verbote derſelben die Armuth eher vergrößern, als 
ihrer Zunahme vorbeugen. Die Erfahrung aller der Staaten, in denen 
Ehehinderniſſe geſetzlicher Art beſtanden haben, legt hinlängliches Zeugniß 
für die Verderblichkeit ſolcher Maßregeln ab. Die Wirkung iſt regel— 
mäßig die, daß der natürliche Fortſchritt der Geſellſchaft in politiſcher, 
wirthſchaftlicher und ſozialer Beziehung aufgehalten wird. 

Ueber die Mittel, welche der ſogenannte Neo-Malthuſianismus zur 
Verhütung des hauptſächlich nur in der Einbildung beſtehenden Uebels 
der Uebervölkerung empfiehlt, haben wir im erſten Kapitel ſchon genug 
geſagt. Die von der betreffenden Richtung aufgerührten Fragen ſind 
rein pathologiſcher Natur und gehören nicht in den Kreis der Volks— 
wirthſchafts⸗ und Geſellſchaftslehre. 
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Nach alle dem kann von einer poſitiven Bevölkerungspolitik als 
einer Aufgabe der Staatskunſt nicht die Rede ſein. Der Staat kann 
durch ungerechtes Regiment und Unterdrückung aller Art die Volks⸗ 
vermehrung allerdings verhindern, und hat es oft genug in erſchrecken⸗ 
den Verhältniſſen gethan. Der negative Einfluß der politiſchen Ein⸗ 
richtungen iſt ohne Zweifel ein weit entſcheidenderer, als es Malthus 
zugeben wollte, und die richtige Auffaſſung ſcheint fraglos auf der 
Seite ſeines Gegners Godwin zu ſein, welcher in politiſchen Maß— 
regeln die Quelle aller ſozialen Uebel erblickte. Aber auf die Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung hat der Staat keinen direkten, ſondern nur 
einen mittelbaren Einfluß. Die Bevölkerung wird ſich vermehren, 
wenn die Produktion ſich entſprechend vermehrt, und findet Maß und 
Grenze an den Bedürfniſſen und Gewohnheiten der Volksmaſſen, ſo— 
wie an deren Macht zur Selbſtbeſtimmung. Es giebt daher in Bezug 
auf die Volksvermehrung keine andere Aufgabe des Staates, als an 
ſeinem Theile zur Beſeitigung aller Produktionsſchranken beizutragen, 
ſowie an der Erziehung des Volkes zur Selbſtbeſtimmung und der 
Entwicklung aller in ihm ſchlummernden intellektuellen und moraliſchen 
Anlagen mitzuwirken. 
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Erſtes Kapitel. 
Begründung des Rechts auf Arbeit. 


Der heutige Arbeiter iſt von der Neigung der Beſitzenden, Arbeiter 
zu beſchäftigen, abhängig. Allerdings giebt es noch manches Stück 
neutralen Bodens, auf welchem auch der Beſitzloſe einige Erwerbs— 
chancen hat. Die rohen Verrichtungen der ſogenannten unqualificirten 
Arbeit ſtehen gewöhnlich in Beziehung zu einem zwingenden Bedarf, 
welcher diejenigen, welche ſich zu deſſen Befriedigung darbieten, von 
der Laune der Einzelnen mehr oder weniger unabhängig macht. Wenn 
z. B. an einem Ausladeplatze Menſchenkräfte zur Fortbewegung von 
Laſten erforderlich ſind, ſo iſt der Zwang, ſolche Kräfte zu verwenden, 
zuweilen ſo groß, daß eher von einer Abhängigkeit der Waarenbeſitzer, 
als der betreffenden Arbeiter die Rede ſein kann. Auch in anderen 
Richtungen vermag ſich die beſitzloſe Arbeit bis auf einen gewiſſen 
Grad von direkter Abhängigkeit frei zu erhalten. Der kleine Hand- 
werker, der ſeine Selbſtſtändigkeit nur auf den Beſitz einiger Werk⸗ 
zeuge gründet, iſt wenigſtens inſoweit frei, daß über ſeine Exiſtenz 
nicht die Laune eines Einzelnen, ſondern der Bedarf eines weiteren 
Kreiſes oder feine eigene Rührigkeit und Geſchicklichkeit entſcheidet. 
Kurz, es giebt eine Klaſſe von Arbeitern, die zugleich als kleine Unter⸗ 
nehmer angeſehen werden müſſen, da ſie, obwohl von ihrer Hände 
Arbeit lebend, doch weſentlich auf ſich ſelbſt geſtellt ſind und ſich keinen 
ſogenannten Arbeitgebern gegenüber befinden. Allein der Bodenanbau 
oder Landwirthſchaftsbetrieb überhaupt, die in größerem Umfange be— 
triebene Induſtrie und der Handel ſind den Nichtbeſitzern verſchloſſen, 
ſofern ſie nicht die Vermittelung der Beſitzer in Anſpruch nehmen und 
ſich deren Bedingungen fügen. Die Beſchäftigung von Arbeitern hängt 


auf dieſe Weiſe weſentlich von den Chancen des EB ab, wie fie 
Stöpel, Soziale Reform. III. 
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ſich jeweilig für Landwirthſchaft, Induſtrie und Handel geſtalten. Nicht 
das Bedürfniß der geſammten Geſellſchaft iſt es, was die Produktion, 
deren Ausdehnung oder Einſchränkung beſtimmt, ſondern der leitende 
Beweggrund derſelben iſt das Gewinnintereſſe der Unternehmer oder 
Beſitzer. Sinkt in Folge großer Konkurrenz zwiſchen den Unternehmern 
der Gewinn derſelben unter einen gewiſſen Punkt, ſo werden die Unter⸗ 
nehmer eine Wandlung der Sachlage dadurch herbeizuführen trachten, 
daß ſie die Arbeitslöhne herabſetzen. Geſchieht dies jedoch allgemein, 
ſo kann es, bei fortdauernd gleichmäßiger Konkurrenz unter den Unter⸗ 
nehmern, das Sinken des Gewinnſatzes nicht aufhalten, und man wird 
ſich endlich, um nicht ohne Gewinn oder gar mit Verluſt zu produziren, 
genöthigt ſehen, die Produktion entweder einzuſchränken oder ganz ein⸗ 
zuſtellen. 

In dieſem fehlerhaften Zirkel bewegt ſich die moderne Produktion, 
welche den Gewinn der Unternehmer zum vornehmſten ihrer Antriebe 
gemacht hat, mit innerer Nothwendigkeit. Fehlerhaft iſt der Zirkel, 
weil der Widerſtreit zwiſchen Unternehmergewinn und Arbeitslohn die 
thatſächlichen Schranken der Produktion auf künſtliche und gewaltſame 
Weiſe immer mehr verengert. Denn jeder allgemeinere Druck auf den 
Arbeitslohn muß ſelbſtverſtändlich die Konſumtionsfähigkeit der arbei⸗ 
tenden Maſſen vermindern, und ſo die allgemeine Nachfrage nach 
Waaren abſchwächen. Es tritt dann zu der Konkurrenz unter den 
Unternehmern, welche den Gewinn derſelben ſchmälerte, noch ein zwingen⸗ 
des Moment, das den Umfang der Produktion in Frage ſtellt und die 
wirthſchaftliche Circulation in's Stocken bringt. 

Allerdings kann die weichende Tendenz des Unternehmergewinnes 
auch in einer faktiſchen Ueberproduktion an Waaren ihren Grund haben. 
Von gewiſſen Gattungen induſtrieller oder ſelbſt landwirthſchaftlicher 
Erzeugniſſe kann mehr produzirt werden, als der herkömmliche Bedarf 
erfordert. In ſolchen Fällen wird, um das weitere Sinken des Ge— 
winns zu verhüten, nichts übrig bleiben, als die bezügliche Produktion 
einzuſchränken. Das Gleiche wird da der Fall ſein, wo eine Induſtrie 
vorwiegend oder doch ſehr erheblich auf die Befriedigung ausländiſchen 
Bedarfes eingerichtet iſt und dieſer Bedarf, in Folge welcher Umſtände 
immer, einer großen Verminderung unterliegt. Die Schwankungen der 
erſteren Art können jedoch niemals ſehr bedeutend ſein, während die 
durch Verminderung des ausländiſchen Bedarfs herbeigeführten Fluk⸗ 
tuationen allerdings große und peinliche Störungen hervorrufen können. 
Doch werden auch dieſe Störungen ohne zu ſchwere Opfer verlaufen 
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und ſich durch den Uebergang der entbehrlichen Arbeiter zu anderen 
Beſchäftigungen allmählich ausgleichen, wenn die Vertheilung der wirth- 
ſchaftlichen Thätigkeiten im Lande eine noch ziemlich natürliche und 
ebenmäßige iſt, d. h. den verſchiedenen Bedürfniſſen des Landes im 
Großen und Ganzen entſpricht. Wo aber die ökonomiſche Entwickelung 
eines Landes etwa dahin geführt hat, daß die Mehrzahl feiner wirth- 
ſchaftlichen Kräfte in Induſtrien beſchäftigt iſt, die hauptſächlich für aus⸗ 
ländiſchen Bedarf arbeiten, während die Unterlage der landwirthſchaft— 
lichen Produktion, der Grund und Boden, ſich in Folge einer fehlerhaften 
Verfaſſung des Grundbeſitzes in den Händen einer geringen Minderzahl 
von Eigenthümern befindet, die bezüglich der Richtung der Produktion 
nur von den Chancen der Bodenrente und des Kapitalgewinnes be— 
ſtimmt werden und daher alle Kulturen ausſchließen, welche einen ver— 
hältnißmäßig großen Aufwand von Arbeitslohn bedingen, da wird das 
umfangreichſte und die nothwendigſten Bedürfniſſe der Bevölkerung be⸗ 
friedigende Gewerbe gegen den Andrang von Arbeitskräften abge- 
ſchloſſen fein und eine Ausgleichung in der Vertheilung derſelben gänz⸗ 
lich verhindern. Aehnliche Verhältniſſe, wie die eben geſchilderten, herr— 
ſchen am ausgeprägteſten in Großbritannien; doch auch andere euro— 
päiſche Induſtrieländer zeigen eine Tendenz zu verwandten Bildungen, 
obwohl in Deutſchland und Frankreich bisher noch der kleine Grund— 
beſitz vorwiegt und in Folge davon die Landwirthſchaft einen ſehr be— 
deutenden Theil der Bevölkerung umfaßt. 

Die Abhängigkeit der beſitzloſen Arbeiter von den Gewinnchancen 
des Unternehmerthums führt unter dieſer großen Bevölkerungsklaſſe eine 
Unſicherheit der Lage herbei, aus der, wie Jedermann zugeſtehen wird, 
die furchtbarſten aller geſellſchaftlichen Uebelſtände entſpringen. Niedrige 
Durchſchnittslöhne, die kaum zur Erhaltung des nackten Lebens, ſei es 
des Einzelnen, ſei es einer Familie hinreichen, ſind gewiß auch ein 
großes Unglück und bergen für die Geſellſchaft ſchwere Gefahren in ſich, 
da ohne einen verhältnißmäßigen Wohlſtand der Maſſen die Grund- 
lagen des Staates, der Geſellſchaft und der Civiliſation niemals dauer⸗ 
haft gelegt ſein können. Wenn aber damit wenigſtens eine gewiſſe 

Sicherheit des Erwerbes verbunden iſt, fo mögen genügſame Gewohn— 

g heiten über manche Bitterkeiten der Entbehrung hinweghelfen und in 

den geiſtesträgen Maſſen den Sinn für Ruhe und Erhaltung der be— 

ſtehenden Verhältniſſe (was zwar nicht durchaus von unſerem, aber 

doch vom Geſichtspunkte „konſervativer“ Staatsmänner und Politiker 

erwünſcht ſein wird) erhalten und kräftigen. Der direkte Mangel an 
1* 
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den unentbehrlichſten Unterhaltsmitteln dagegen iſt einfach die Quelle 
der Verzweiflung, des Verbrechens, des Umſturzes. | 

Niemand, der die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe in den In⸗ \ 
duſtrieländern Europas nur einigermaßen kennt, wird den Muth haben, 
zu behaupten, daß die Schuld an den Arbeitsſtockungen, die in ge⸗ 
wiſſem Umfange zu jeder Zeit, zu gewiſſen Zeiten aber in erſchrecken⸗ 
dem Maßſtabe auftreten, entweder außsſchließlich oder wenigſtens 
in den meiſten Fällen an den Arbeitern liege. Sicherlich giebt es 
faule und ſchlechte Subjekte unter jeder Geſellſchaftsverfaſſung, und 
es würde deren ſelbſt unter der beſten aller denkbaren Verfaſſungen 
geben. Nimmt aber Faulheit und Unſittlichkeit überhand, ſo kann man 
mit aller Sicherheit annehmen, daß der Fehler weſentlich an der Ge- 
ſellſchaftsverfaſſung liegt; daß die Geſellſchaft das Bewußtſein der Soli⸗ 
darität mehr als billig verloren hat, und daher in einem Niedergange 
begriffen iſt, dem gar nicht ſchnell genug geſteuert werden kann. Faul⸗ 
heit und Schlechtigkeit erhalten beſtändig neue Nahrung aus der Er⸗ 
werbsloſigkeit, deren demoraliſirende Wirkungen zu klar am Tage liegen, 
um der Erörterung zu bedürfen. 

Es iſt eine alltägliche Erſcheinung, daß ſich an den verſchiedenſten 
Orten geſunde und willige Arbeitskräfte außer Stande finden, Arbeit 
und damit Lebensunterhalt zu gewinnen, und die Statiſtik wie der 
Augenſchein bezeugen, daß z. B. in Deutſchland dieſer Uebelſtand in 
immer größerem Umfange auftritt. Die verſchiedenſten Urſachen wirken 
darauf hin. In vielen Fällen mögen, bei übrigens unzweifelhaft gutem 
Willen, die Unbehülflichkeit der Arbeitſuchenden, mangelnde Beweglich- 
keit, unzureichende gewerbliche Bildung oder andere derartige Umſtände, 
die bis auf einen gewiſſen Grad der perſönlichen Läſſigkeit zur Laſt 
zu legen ſind, die Schuld tragen. Einen gewiſſen Theil an dieſer 
mangelhaften Ausbildung der Intelligenz und des Verantwortlichkeits— 
gefühls unter der arbeitenden Bevölkerung wird man jedoch immerhin 
auch dem Mangel an Fürſorge ſeitens der Geſellſchaft beizumeſſen 
haben. Allein in den meiſten Fällen iſt es ohne Zweifel die fehlende 
Nachfrage, bez. das überflüſſige Angebot, was die Erwerbsloſigkeit eines 
großen Theils der verfügbaren Arbeitskräfte verſchuldet. Für dieſe Er- 
ſcheinungen iſt ſicherlich der einzelne Arbeiter ſo wenig wie der einzelne 
Arbeitgeber verantwortlich zu machen. Aber die Frage iſt, ob die Ge⸗ 
ſellſchaft die Verantwortlichkeit ablehnen kann? | 

Treten vollends kritiſche Wirthſchaftszuſtände ein, jo werden die 
Arbeiter namentlich der großen Fabriken maſſenhaft entlaſſen und ver⸗ 
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mehren das Angebot handwerksmäßiger, ländlicher oder ſogenannter 
unqualifizirter Arbeit derartig, daß die Löhne durchweg ſinken. Auf 
dieſe Weiſe wird eine allgemeine Verminderung der Konſumtionskraft 
in der arbeitenden Bevölkerung hervorgebracht, mit der unvermeidlichen 
Folge, daß das Uebel ſich lediglich verſchlimmert. Ein großer Theil 
der vorhandenen Arbeitskräfte findet jedoch ſelbſt nicht einmal für 
Hungerlöhne Beſchäftigung und wird dem Bettler⸗ und Landſtreicher⸗ 
thum oder dem Verbrechen in die Arme getrieben. Wird auch hier die 
Geſellſchaft wirkſam eingreifen können, und vor Allem, hat 15 die 
Pflicht, es zu thun? Sehen wir zu. 

Man wird eine Organiſation der Geſellſchaft gewiß nicht für 
vollkommen und zweckentſprechend erachten können, welche aus ihrem 
Rahmen zahlreiche Beſtandtheile ſchutzlos entfallen läßt und ohne deren 
Schuld einem Verderben preisgiebt, das auch für die Geſellſchaft ver— 
hängnißvoll werden muß. Die Vereinigungen der Menſchen zu Ge— 
meinden und Staaten können keinen andern Zweck haben als denjenigen 
gegenſeitiger Schutzgemeinſchaften. Mag man nun mit Rouſſeau einen 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vertrag als Grundlage jeder Ge— 
ſellſchaftsverfaſſung annehmen oder eine ſpontane geſchichtliche Entwicke— 
lung vorausſetzen, die allmählich zu feſteren Geſtaltungen des Gemein— 
lebens führt, immer wird man bei dem Schluſſe anlangen, daß der 
Zweck der Vereinigung im Schutze des Lebens und der Bethätigung 
Aller beſteht. Ein Recht der Geſellſchaft oder des Staates, Geſetze zu 
geben, welche die freie Bethätigung einſchränken und ihr, namentlich 
durch das Eigenthum, beſtimmte Grenzen ſetzen, würde unverſtändlich 
ſein, wenn das Recht nicht eine entſprechende Pflicht einſchlöſſe, näm⸗ 
lich die Pflicht, Leben und Bethätigung Allen zu ermöglichen. Die 
Naturgaben ſind nicht für eine Klaſſe von Eigenthümern, ſondern für 
Alle vorhanden, und wenn menſchliche Geſetze gleichwohl das Eigenthum 
heiligen, ſo kann dies vernünftigerweiſe nicht den Zweck haben, irgend 
Jemanden von den Naturgaben auszuſchließen, ſondern nur einem 
Jeden nach gleichem Rechte die Grenzen anzuweiſen, innerhalb deren 
er im Kampfe mit der Natur Freiheit der Bethätigung genießen darf. 

Als der haltbarſte Rechtsgrund des Eigenthums wird daher all— 
gemein das natürliche Recht des Beſitzes an dem durch Arbeit Hervor— 
gebrachten angeſehen. Das Eigenthum beruht auf Arbeit, ſagen auch die— 
jenigen, welche, ohne zu arbeiten, die Vortheile genießen, die das Eigen- 
thum gewährt, ſobald ein Theil der Geſellſchaft thatſächlich von jedem 
Eigenthum ausgeſchloſſen iſt und das Leben durch Dienſte im Solde 
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der Eigenthümer friſtet. Es iſt jedoch klar, daß das heutige Eigen⸗ 
thum, ſei es das unbewegliche oder das bewegliche, ſeinen Urſprung 
nur in den ſeltenſten Fällen auf die Arbeit und das derſelben ge— 
bührende Recht zurückführen kann. Namentlich die großen Beſitzes⸗ 
anhäufungen ſchließen von vornherein den Urſprung aus eigener 
Arbeit aus, und laſſen ſich nur dadurch erklären, daß entweder die 
Arbeit oder das Eigenthum Anderer zum Zwecke der eigenen Be⸗ 
reicherung dienſtbar gemacht wurde. Wenn alles Eigenthum nur durch 
Arbeit hätte erworben oder vermehrt werden können, ſo würde eine ſo 
ungleiche Vertheilung des Beſitzes, wie wir ſie heute überall ſehen, 
augenſcheinlich undenkbar ſein. Es iſt nicht nöthig, bei einem Gegenſtande 
zu verweilen, über den bei Unbefangenen kein Zweifel obwalten kann. 

Gleichwohl muß an dem Gedanken, daß das Eigenthum in ſeiner 
reinſten Geſtalt auf die Arbeit zurückzuführen iſt, ſeinen Grund nur 
in dieſer hat und daher keinen andern Zweck haben kann, als die 
Früchte der Arbeit zu ſichern, feſtgehalten werden, wenn man nicht 
allen Boden unter den Füßen verlieren will. Haben ſich im Laufe 
der Zeit durch Eingriffe der rohen Gewalt oder durch freiwillige Ge— 
ſtaltung des Verkehrs Entartungen des Eigenthums eingeſtellt, welche 
von dem poſitiven Recht geheiligt wurden, jo bleibt uns in jenem Ge⸗ 
danken doch der ſichere Leitfaden, der den Ausweg aus dem Labyrinthe 
der Erſcheinungen zeigt und zum hellen Lichte der natürlichen Gerechtig— 
keit zurückführt. 

Die beſtrittenſte unter allen Eigenthumsformen iſt das Grund— 
eigenthum. Der Grund und Boden iſt kein Ergebniß, ſondern der 
Gegenſtand und zwar der unerläßliche Gegenſtand der menſchlichen 
Arbeit. Er kann alſo auch nicht in dem Sinne, wie die Produkte der 
Arbeit, Eigenthum ſein und Niemand kann Eigenthumsrechte in ſtrengem 
Sinne an ihn erheben, ſo wenig wie an die Luft oder an das Meer. 
Aus bekannten Gründen hat ſich in den civiliſirten Staaten ein Be⸗ 
ſitzrecht an Grund und Boden ausgebildet, für welches indeſſen, ſo 
weit es ſich um den großen Beſitz handelt, ſicherlich nicht die Arbeit 
als feine Quelle in Anſpruch genommen werden kann. Einfache An- 
eignungen, die durch ein ſogenanntes Recht der Okkupation nur um⸗ 
ſchrieben, aber nimmermehr gerechtfertigt werden, oder Verleihungen, 
deren Rechtstitel nicht weniger zweifelhaft ſind, können ein poſitives, 
aber kein in der Natur begründetes und unantaſtbares Recht des 
Eigenthums ſchaffen. Auch iſt ein ſolches Recht an Grund und Boden 
gewöhnlich nicht in vollem Umfange anerkannt worden. Das Lehnsrecht, 
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auf welches noch heute der größte Theil des Latifundienbeſitzes zurück⸗ 
zuführen iſt, kannte, wie ſchon das Wort Lehen deutlich genug anzeigt, 
ein abſolutes Recht am Grund und Boden nicht. Daher hielt ſich auch, 
nachdem das Lehnsrecht durch andere Rechtsformen unterhöhlt war, der 
Staat für befugt, das Beſitzrecht der Grundherren wenigſtens zum 
Theil zurückzunehmen, um den Bauern ein vom Willen ihrer früheren 
Herren unabhängiges Beſitzthum zu bereiten. Auch hierdurch wurde 
ein poſitives Recht geſchaffen; aber die wahre Quelle deſſelben war, 
wenn man nicht dem Staate eine ſouveräne Gewalt, über das Eigen⸗ 
thum nach Belieben zu ſchalten, zuerkannt wiſſen will, in dem Rechte 
der Arbeit zu ſuchen, das in dieſem Falle eine ſtillſchweigende, obwohl 
viel zu beſchränkte Anerkennung fand. 

Iſt das Recht des Eigenthums nichts anderes, als das Recht der 
Arbeit, ihre Früchte zu genießen, fo wird man ſchwerlich der Schluß— 
folgerung ausweichen können, daß das Eigenthum in ſeiner thatſäch⸗ 
lichen Geſtalt ein entartetes Rechtsgebilde iſt und einer Rückbildung zu 
ſeiner natürlichen Form dringend bedarf. Eine Rechtseinrichtung, welche 
den Zweck hat, die Früchte der Arbeit zu ſichern, kann nicht mit einem 
Geſellſchaftszuſtande beſtehen, unter welchem die Arbeit ſelbſt oft zur 
Unmöglichkeit wird. Das urſprüngliche Subſtrat der Geſellſchaft war 
ein unermeßlicher und anſcheinend unerſchöpflicher Vorrath von Natur⸗ 
gaben, und die größte Nothwendigkeit war, dieſen verborgenen Schatz 
durch Arbeit zu heben. In dieſer Nothwendigkeit allein iſt der legitime 
Grund des Eigenthumsrechtes zu ſuchen. Daſſelbe iſt daher weſentlich 
als ein Sporn der Arbeit aufzufaſſen, und wenn die thatſächliche Ge— 
ſtaltung des Verkehrs dahin geführt hat, daß für die Verwendung aller 
willigen und fähigen Arbeitskräfte kein Raum iſt, ſo beweiſt dies nichts, 
als daß das Recht des Eigenthums nicht mehr den Zweck erfüllt, welcher 
der allein haltbare Grund ſeiner Einrichtung iſt. Wenn Eigenthum 
rechtmäßiger Weiſe allein durch Arbeit erworben werden kann, ſo iſt 
Schutz des Eigenthums ſeiner Natur nach mittelbarer Schutz der Arbeit, 
und letztere das Weſentliche an dem Eigenthumsgedanken, Schutz des 
Eigenthums aber ohne Schutz der Arbeit ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. 
Das Recht der Arbeit, der Bethätigung, wird unbedingt als das ur— 
ſprüngliche, höhere, überlegene anerkannt werden müſſen. Die poſitive 
Geſetzgebung hingegen hat das abgeleitete Recht des Eigenthums faſt 
überall dem urſprünglichen Rechte, zu leben und durch Arbeit die Be- 
dürfniſſe des Lebens zu gewinnen, vorangeſtellt, und anſtatt das Eigen⸗ 
thum der Arbeit dienſtbar zu machen, die Arbeit gezwungen, dem Eigen⸗ 
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thum Vorſpann zu leiſten. Unter allen Rechtseinrichtungen genießt in 
den meiſten Ländern das Eigenthum, gleichviel welchem Boden es ent⸗ 
ſproſſen iſt, den ſtrengſten Schutz der geſellſchaftlichen Gewalten, während 
die Arbeit, welche die einzige Schöpferin von Eigenthum ſein ſollte, 
als die dienſtbare Magd der Eigenthümer behandelt wird. Wer nichts 
beſitzt außer ſeiner Arbeitskraft, muß nothgedrungen bei den Beſitzern 
um Arbeit werben, und wenn ſie es nicht in ihrem Intereſſe finden, 
ihn zu beſchäftigen, ſo verliert er einfach das Recht zu leben, das Recht 
auf Exiſtenz. Höchſtens die Mildthätigkeit Einzelner oder der Geſell⸗ 
ſchaft darf er anrufen; aber ein Recht, ſich zu bethätigen um ſein Leben 
zu verdienen, beſitzt er nicht. Das Intereſſe der Beſitzer entſcheidet mit 
ſouveräner Gewalt über den Umfang, in welchem die Arbeit von Nicht⸗ 
beſitzern verwendet werden ſoll. Mit andern Worten, nur die Beſitzer 
haben ein Recht zu leben, die Beſitzloſen nicht oder doch nur ſo weit, 
als dies den Erſteren zum Vortheile gereicht. 

Nach unſrer Auffaſſung ſteht dieſe Rechtloſigkeit der Arbeitskraft 
in offenbarem Widerſpruch mit der Idee des Eigenthums, nach welcher 
daſſelbe nicht ein Rechtstitel der Herrſchaft, ſondern nur eine Belohnung 
der Arbeit ſein ſoll. So lange die Arbeit am wirkſamſten oder allein 
wirkſam durch den Schutz des Eigenthums geſchützt wurde, reichte der 
Gedanke des Eigenthums, als der Sicherung der Früchte der Arbeit, 
für die Zwecke der Geſellſchaft aus. Aber nachdem die geſellſchaftliche 
Entwickelung Verhältniſſe gezeitigt hatte, unter denen der Wille und die 
Kraft zur Arbeit nicht genügten, um den Zweck der Perſönlichkeit und 
ihre Pflicht gegen die Geſellſchaft durch Arbeitsleiſtungen zu erfüllen, 
da war es an der Zeit, den Gedanken des Schutzes der Früchte der 
Arbeit durch Ausdehnung der Schutzpflicht auf die arbeitende Perſön⸗ 
lichkeit ſelbſt weiter zu entwickeln. Nur fo war eine echte Nechtögleich- 
heit herzuſtellen; und ohne dieſe Vollendung des Eigenthumsbegriffes 
muß die Einrichtung des Eigenthums ſich aus einem Segen immer 
mehr in einen Fluch verwandeln. Zu lange hat die Geſellſchaft, haben 
Politik und Wiſſenſchaft ihre Pflicht, dem Eigenthumsgedanken dieſe 
nothwendige Ausdehnung zu geben, verabſäumt. Immer mehr aber 
wird die Ruhe, vielleicht die Exiſtenz der civiliſirten Völker davon ab⸗ 
hängig, daß die Geſellſchaft ſich dieſer Pflicht bewußt wird und ihre 
Erfüllung in Angriff nimmt. Nur dadurch können den Völkern ſchwere, 
Staat und Geſellſchaft in ihren Grundfeſten erſchütternde Kämpfe er⸗ 
ſpart werden. Der ſpringende Punkt der heutigen ſozialen Frage liegt 
an dieſer Stelle. | 
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Allerdings würde eine radikale Löſung des Problems, das Eigen⸗ 
thum auf ſeine reine Geſtalt und ſeine urſprünglichen Vorausſetzungen 
zurückzuführen, vielleicht zu anderen Schlußfolgerungen führen. Maſſen⸗ 
hafte Enteignungen und neue Beſitzvertheilung, oder Einrichtung eines 
Geſammteigenthums, namentlich am Grund und Boden, müßten an⸗ 
ſcheinend den Zweck beſſer und vollſtändiger erfüllen. Aber niemals 
iſt der gänzliche Umſturz althergebrachten und in den Vorſtellungen der 
Maſſen des Volks wurzelnden poſitiven Rechts ohne eine vorgängige 
Umwälzung der Meinungen möglich geweſen. Beide Methoden, wenn 
ſie wirklich mit Gewalt durchführbar wären, würden nicht bloß unab— 
ſehbare Wirren herbeiführen, die der Geſellſchaft ſchädlicher werden 
könnten, als der jetzige Zuſtand mit all ſeinen Mängeln, ſondern 
wären auch ſchwerlich mit der ſozialen Gerechtigkeit in Einklang zu 
bringen. Ueberdies iſt es völlig zweifelhaft und wird Vielen für 
geradezu undenkbar gelten, daß ein Geſammteigenthum dauernd wieder 
Platz greifen könne bei Völkern, die unter ähnlichen Rechtseinrichtungen 
ſchon gelebt, ſie als Feſſeln der freien Bethätigung empfunden und ſie 
darum abgeſtreift haben. Wer die Geiſtesverfaſſung der heutigen Ge— 
ſellſchaft mit unbefangenen Augen und nicht durch die gefärbten Gläſer 
einer ſozialiſtiſchen oder kommuniſtiſchen Ideologie betrachtet, muß, wie 
wir glauben, zugeben, daß die individualiſtiſche Richtung der Geſellſchaft 
ſich noch lange, lange nicht ausgelebt hat. Es kann ja ſein, daß nach 
Jahrhunderten dieſe Richtung durch die entgegengeſetzte verdrängt wird. 
Die Vermehrung der Bevölkerung, welche allezeit die große Hebamme 
ſozialer Umgeſtaltungen geweſen iſt und bleiben wird, mag dereinſt 
vielleicht das Geſammteigenthum und eine Arbeitsorganiſation, in welcher 
weder für Rente noch für Kapitalgewinn Raum bleibt, die Produktion 
mit dem Verbrauch in einem vollkommenen Gleichgewicht ſteht und eine 
annähernde Gleichheit ſowohl in der Arbeit als auch in der Konſumtion 
hergeſtellt iſt, zu Tage fördern. Gegenwärtig jedoch, und noch für 
lange Zeit hinaus, iſt auch in den bevölkertſten Ländern Europas inner— 
halb des Rahmens der individuellen Arbeit und des individuellen Be— 
ſitzes noch hinlänglicher Raum für großartige Reformen, welche die 
Geſellſchaft dem Ideale der Gerechtigkeit näher bringen können. So 
lange aber dies der Fall iſt, wird man vergeblich an den Pfeilern und 
Mauern des heutigen Geſellſchaftsgebäudes, das auf der Grundlage 
der Selbſtverantwortlichkeit der Einzelnen ruht, zu rütteln verſuchen. 
Dieſe Grundlage iſt noch feſt genug, um das darauf errichtete Gebäude 
für eine unüberſehbare Dauer zu tragen, und die Vertheidiger deſſelben 
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ſind zahlreich und mächtig genug, um der unruhigen Geiſter, die vor⸗ 
zeitig einen Sturm darauf wagen wollten, Herr zu werden und ihre 
Angriffe zurückzuſchlagen. Angriffe dieſer Art würden vorausſichtlich 
nur zum Schaden der Arbeiterſache ausſchlagen, und derſelben auch 
bei der Mehrzahl ihrer Freunde Sympathie und Mitwirkung entziehen. 
Daher ſind nur Verbeſſerungen im Rahmen der individuellen 
Wirthſchaft möglich, womit keineswegs ausgeſchloſſen iſt, daß das Ge- 
fühl der allgemeinen ſozialen Solidarität immer kräftiger entwickelt, die 
Mißgebilde einer Geſetzgebung, welche vorzugsweiſe von den Intereſſen 
bevorzugter Klaſſen diktirt war, beſeitigt und die Bedingungen für den 
friedlichen Wettkampf Aller in Wahrheit gleich gemacht werden. Als 
einen der wichtigſten Schritte auf dieſem Wege betrachte ich die Aner— 
kennung des Rechts auf Arbeit, eines Rechts, das jedem zur Arbeit 
Willigen und Fähigen wenigſtens den dringendſten Schutz gegen gänz⸗ 
liche Erwerbsloſigkeit zu gewährleiſten hat. 

An der Pflicht der Geſellſchaft, das Recht der Arbeit nicht dem 
Rechte des Eigenthums zu opfern, die Intereſſen der Eigenthümer nicht 
über das Recht zum Leben und zur Bethätigung triumphiren zu laſſen, 
kann der Umſtand, ob es ſich um eine zufällige und raſch vorüber— 
gehende Lähmung der Induſtrie oder um eine große Kriſis handelt, 
nichts ändern. Im Gegentheil, je bedrohlicher die Lage iſt, deſto noth— 
wendiger wird die Intervention der Geſellſchaft, und die Schwierigkeiten 
werden deſto eher zu überwinden ſein, je umfaſſender und ſchneller die 
Hülfe kommt. Die Geſetze und Einrichtungen der Geſellſchaft tragen 
an den zeitweiligen Kriſen, die gewöhnlich nur Reaktionen gegen die 
vorher durch eine geſetzlich begünſtigte Kreditwirthſchaft bewirkte künſt⸗ 
liche Aufblähung der Unternehmungen ſind, einen ſehr erheblichen Theil 
der Schuld, und es iſt daher nicht mehr als recht und billig, daß die 
Geſellſchaft auch die Leiden, welche im Gefolge der Kriſen auftreten, 
durch geeignete Maßregeln auf ihre Schultern nimmt und gleichmäßig 
auf alle Geſellſchaftsglieder vertheilt. In früheren Zeiten ſind beim 
Eintreten ſolcher Kriſen oft dem Kapital von Seiten der Regierungen 
Hülfsleiſtungen dargebracht worden, indem man demſelben durch Er⸗ 
öffnung neuer Kreditquellen beiſprang. Der gerechtere und zugleich 
wirkſamere Weg iſt jedoch in dem Schutze der Arbeit zu finden. 
Die Unternehmungen des Kapitals haben in den einer Kriſis voran⸗ 
gehenden Perioden gewöhnlich große Gewinne erzielt, und es iſt nichts 
Seltenes, daß große Etabliſſements, die Jahre lang koloſſale Dividenden 
vertheilt haben, beim erſten Herannahen einer Abſatzſtockung Hunderte 
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oder Tauſende von Arbeitern entlaſſen und ſo, unſägliches Elend ver— 
urſachend, das Riſiko, durch welches man den Unternehmergewinn ge— 
wöhnlich rechtfertigt, gänzlich auf den breiten Rücken der ſchuldloſen 
Arbeit abwälzen. 

Auf dieſen Vorhalt kann man billigerweiſe nicht, wie es wohl 
öfters geſchieht, antworten, der Arbeiter habe gleichfalls von der früheren 
günſtigen Lage Vortheil gezogen und es ſei ſeine Pflicht geweſen, auf 
ſchlechte Zeiten gefaßt zu ſein und für dieſelben durch Erſparniſſe vor⸗ 
zuſorgen. Sind wir auch weit entfernt, dieſen Weg zu verwerfen, 
vielmehr durchaus der Meinung, daß derſelbe durch Organiſation ent- 
ſprechender Anſtalten beſchreitbar gemacht und verallgemeinert werden 
ſollte, ſo glauben wir doch, daß bei dem jetzigen Durchſchnittsſtande 
der Arbeitslöhne und der Arbeitererziehung die allgemeinere Beſchrei— 
tung dieſes Weges füglich nicht erwartet werden kann. Die Arbeits— 
löhne in den induſtriellen Theilen Europas ſind derartige, daß den 
Arbeitern im Durchſchnitt Erſparniſſe und namentlich ſolche Erſpar⸗ 
niſſe, die hinreichend wären, ihnen über längere Perioden der Arbeits- 
loſigkeit hinwegzuhelfen, nicht möglich ſind; daß im Gegentheil behufs 
Hebung der Geſammtproduktion nichts erwünſchter und erſtrebenswerther 
iſt, als fie zu höheren Ausgaben für die Nützlichkeiten und Annehnt- 
lichkeiten des Lebens zu befähigen. 

Auch iſt, von der Lohnfrage abgeſehen, die Lage des Kapitaliſten 
und des Arbeiters eine ſo grundverſchiedene, daß man die Wirkung 
einer Produktionseinſtellung auf den Einen und den Anderen nicht mit 
gleichem Maße meſſen kann. Für den Kapitaliſten bedeutet dieſelbe 
nur einen einſtweiligen Verzicht auf Gewinn, für den Anderen iſt ſie 
eine Frage des Lebens und Sterbens; der Eine kann von ſeiner be— 
feſtigten Poſition mit gekreuzten Armen dem herannahenden Sturm 
entgegenſehen; für den Anderen bedeutet derſelbe oft Verzweiflung und 
Untergang. Thatſächlich iſt kein anderer Stand im Staate dem Toben 
jedes Unwetters ſchutzloſer preisgegeben, als der ſchwächſte. Die be— 
ſitzenden Klaſſen haben an ihrem Beſitz einen Rückhalt, der ſelbſt dem 
dürftigſten Handwerker oder Krämer ſeinen beſcheidenen Antheil an der 
allgemeinen, niemals doch ganz verſiegenden Verkehrsbewegung ſichert. 
Der Rentner fordert vom Staate ſeine Rente, der Beamte ſeinen Ge— 
halt, unbekümmert um die zehnfach verſtärkte Wucht, mit welcher in 
Zeiten ſtockenden Abſatzes und ſtockender Produktion die Steuern, von 
denen ſie ihre Befriedigung erwarten, auf den produzirenden Klaſſen 

laſten. Der Lohnarbeiter allein, ohne deſſen raſtloſe Arbeit der Kapitaliſt 
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nicht Kapitaliſt fein kann, wird ohne Erbarmen feiner einzigen Erwerbs⸗ 
quelle beraubt, und ſeine Produktionskraft, die bei angemeſſenem Schutze 
das geſtörte Gleichgewicht der geſellſchaftlichen Bewegung am früheſten 
wieder herſtellen könnte, dem Verderben und er ſelbſt dem Hungertode 
preisgegeben. 

„Daher fordert“, wie ich ſchon in meiner „Freien Geſellſchaft“ 
ausführte, „die Gerechtigkeit (die in dieſem wie in jedem anderen Falle 
von der Rathſamkeit und Zweckmäßigkeit noch beſonders eingeprägt wird), 
daß die Geſellſchaft dieſem Zuſtande ein Ende mache. Die Geſellſchaft 
muß für Anſtalten Sorge tragen, welche demjenigen, der in Ausnahme⸗ 
fällen aus der Bewegung der Privatinduſtrie geworfen iſt, Beſchäftigung 
ſichern. Keineswegs ſoll und darf dadurch die Verantwortlichkeit und 
Initiative des Einzelnen beſeitigt werden. Im Allgemeinen hat jeder 
Bürger für ſeine Bedürfniſſe zu ſorgen und ſich durch Fürſorge Hülfs⸗ 
mittel für die Zukunft zu verſchaffen. Könnte man bezweifeln, daß 
durch Vorſchläge wie die unſrigen, durch das Recht auf Arbeit und 
die Veranſtaltungen, die durch daſſelbe nothwendig gemacht werden, 
dem geſunden Individualismus, der berechtigten individuellen 
Freiheit zu nahe getreten würde, ſo würden wir die Letzten ſein, welche 
ſolchen Maßregeln das Wort redeten. Aber in Wahrheit wird der 
individuellen Freiheit dadurch ein neuer verheißungsvoller Spielraum 
geſchaffen; es werden dadurch einer großen Klaſſe, deren Lage, wir 
wollen nicht ſagen, der Knechtſchaft gleichkommt, aber in vielen Fällen 
ſich derſelben nähert, die Feſſeln gelöſt, die bei jedem Sinken der Nach⸗ 
frage nach Arbeit ſich um ſie ſchlingen, ſie wehrlos dem Kapital aus⸗ 
liefern oder unter Umſtänden die Verwendung ihrer Produktionskraft 
und damit ihre Exiſtenz ſelber in Frage ſtellten. 

„Der Einzelne muß alſo durch eigene Anſtrengung ſich eine achtungs— 
werthe, unabhängige Lage in der Geſellſchaft zu ſchaffen ſuchen. Aber 
wenn er trotz aller Anſtrengungen ſcheitert, wenn er für ſeine Arbeits- 
kraft in der Privatinduſtrie keine Verwendung findet, dann hat die 
Geſellſchaft durch ihre verſchiedenen Organe, Staat, Bezirk und Ge— 
meinde, die große Pflicht zu erfüllen, die Erwerbsloſen aufzunehmen 
und ſie bei Arbeiten von öffentlichem Nutzen zu verwenden. 

„Oft haben die Staaten und zuweilen auch die Gemeinden aus 
freiem Antriebe oder unter dem Zwange eines Nothſtandes gethan, was 
wir als eine Pflicht der Geſellſchaft anerkannt und durch geſetzliche Ein- 
richtungen verbürgt ſehen wollen. Allein wodurch ſich unſere Forderung 
von dem bei ſolchen Gelegenheiten freiwillig anerkannten moraliſchen 
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Poſtulat unterſcheidet, das iſt der wichtige Umſtand, daß die Erwerbs— 
loſen nicht auf den guten Willen, mithin die Gnade und das Erbarmen 
der öffentlichen Organe angewieſen bleiben, ſondern ein allezeit gültiges, 
unverbrüchliches Recht zugewieſen erhalten und die öffentlichen Organe 
eine Pflicht übernehmen ſollen, die zwar ausgedehnte und wohlvor— 
bereitete Veranſtaltungen erfordert, aber keineswegs über ihre Kräfte geht. 

„Von vornherein darf jedoch darüber kein Zweifel bleiben, daß 
es ſich ganz und gar nicht um Veranſtaltungen handeln kann, welche 
jedem Spezialarbeiter die fortdauernde Beſchäftigung in ſeinem Spezial⸗ 
gewerbe, ſondern nur um ſolche, die dem Erwerbsloſen einen Erwerb 
überhaupt ſichern. Die bezüglichen Arbeiten müſſen alſo weſentlich 
derartige ſein, daß ſie keine erlernten techniſchen Fertigkeiten erfordern; 
doch wäre immerhin vielleicht eine Theilung in ein paar Hauptkate⸗ 
gorien denkbar, von denen die eine bloß körperliche Kräfte, die andere 
eine gewiſſe Erziehung und feinere phyſiſche Organiſation zur Voraus⸗ 
ſetzung hätte. Wir betonen dieſen Punkt (daß nur ganz beſtimmte und 
beſchränkte Kategorien von Arbeit garantirt werden können) im Voraus, 
weil die meiſten Einwände, die bei früherer Gelegenheit gegen den 
Gedanken des Rechts auf Arbeit erhoben worden ſind, auf dieſen 
Punkt gerichtet waren, und die Abſichten der Urheber des Gedankens 
bei der fraglichen Gelegenheit wenigſtens zum Theil an der verlogenen 
Taktik der Gegner ſcheiterten, welche ſich an die Unausführbarkeit des dem 
Widerpart untergeſchobenen Planes anklammerten und den wahren 
Plan zum Theil mit Hülfe dieſer Inſinuation zum Falle brachten.“ 


Zweites Kapitel. 
Geſchichtliches über das Recht auf Arbeit. 


Die Forderung des Rechts auf Arbeit führt auf die erſte fran⸗ 
zöſiſche Revolution zurück. Schon in der Konſtitution von 1791 war, 
neben der Anerkennung des Eigenthums „als eines unverletzlichen und 
geheiligten Rechtes“ die Pflicht des Staates ausgeſprochen, „eine öffent— 
liche Einrichtung“ zu ſchaffen, um allen Bedürftigen Unterſtützung zu 
gewähren und „den geſunden Armen Arbeit zu geben, wenn ſie ſich 
ſelbſt keine verſchaffen können“. Leider iſt dieſe Verheißung der Kon⸗ 
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ftitution ein leeres Wort geblieben, und die Folge war, daß die extreme 
Partei zu Angriffen auf das Eigenthum überging. Robespierre billigte 
dieſelben nicht: „Wir wollen die Gleichheit der Rechte“ (ſagt er 1792 
in ſeinem „Vertheidiger der Verfaſſung“), „weil es ohne ſie weder 
Freiheit noch ſoziales Glück giebt; was aber das Vermögen anlangt, 
fo wird Niemand es antaſten, ſobald die Geſellſchaft ihre Pflicht er- 
füllt, ihren Mitgliedern den Erwerb des nothwendigſten Bedarfs durch 
die Arbeit zu ſichern“. In ſeinem Entwurf einer Erklärung der Men⸗ 
ſchenrechte (1793) wurde von Neuem die Pflicht der Geſellſchaft betont, 
„für den Unterhalt aller ihrer Mitglieder zu ſorgen, ſei es daß ſie 
ihnen Arbeit verſchafft, ſei es daß ſie denen, die nicht im Stande ſind 
zu arbeiten, die Mittel zuſichert, ihr Leben zu friſten“. Die Konſtitution 
von 1793 erklärte „die öffentlichen Unterſtützungen für eine geheiligte 
Schuld“. Nach dem Sturze der Schreckensherrſchaft jedoch, die ſelbſt 
über die Verheißungen nicht hinausgekommen war und zu organiſchen 
Einrichtungen, welche dieſelben hätten verwirklichen können, weder die 
Zeit noch das Geſchick hatte, wurden dieſe Anläufe, ein ſubſidiäres 
Recht zu ſchaffen, das ſich dem Eigenthum zur Seite geſtellt hätte, 
vergeſſen. 

Die Erbſchaft der franzöſiſchen Revolution trat merkwürdigerweiſe 
das preußiſche Landrecht an, welches in ſeinem zweiten Theil, Tit. 19, 
§ 2 beſtimmte, daß denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Ge⸗ 
legenheit mangelt, ihren und der Ihrigen Unterhalt ſelbſt zu verdienen, 
Arbeiten, die ihren Kräften gemäß ſind, angewieſen werden ſollen. 
Allein auch dieſes Wort der Geſetzgebung blieb uneingelöſt, da man 
es verſäumte, die Einrichtungen zu ſchaffen, ohne welche es ſtets ein 
leerer Schall bleiben muß. 

In der ſozialiſtiſchen Bewegung Frankreich's während der dreißiger 
und vierziger Jahre wurde ſodann das Recht auf Arbeit mehrfach 
reklamirt; zu einem populären Stichworte machte es jedoch erſt die 
Februar⸗ Revolution des Jahres 1848. Gleich beim Beginn der Re⸗ 
volution war die Errichtung von Nationalwerkſtätten angeordnet, Louis 
Blanc jedoch, der berühmte Verfaſſer der „Organiſation der Arbeit“, 
bei Seite gedrängt und ihm eine Rolle angewieſen worden, in welcher 
er auf rein theoretiſche Auseinanderſetzungen mit den Delegirten der 
Arbeiter beſchränkt blieb. Die Nationalwerkſtätten, einfach eine Karri⸗ 
katur des Gedankens von L. Blanc, wurden unter die Leitung des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten, Marie, geſtellt und waren von 
vornherein nichts als Almoſeninſtitute, welche den brotloſen und zu 


Geſchichtliches über das Recht auf Arbeit. 15 


Gewaltthätigkeiten aufgelegten Arbeitern von Paris und den übrigen 
großen Städten einſtweilige Unterkunft gewährten. Die proviſoriſche 
Regierung hatte weder den Willen noch die Fähigkeit, irgend etwas zu 
organiſiren; ihre wirthſchaftlichen Maßregeln waren reine Auskunfts⸗ 
mittel der Verlegenheit. Handel und Gewerbe ſtockten, die Finanzen 
waren zerrüttet, die Ausgabe von Papiergeld, die unter den obwalten⸗ 
den Umſtänden und bei dem gänzlichen Mangel an Vertrauen zu der 
Regierung auch nichts genützt haben würde, hatte man ſich durch feier⸗ 
liche Erklärungen verlegt. In der pariſer Bürgerſchaft aber regte ſich 
früh ein Geiſt des Widerſtandes gegen die ſozialiſtiſche Demokratie, und 
die verunglückten Putſche der Arbeiter am 17. März und 16. April ent⸗ 
hüllten nur die Ohnmacht und Rathloſigkeit der radikalen Partei. Bei 
den Wahlen zur Nationalverſammlung am 27. und 28. April erhielten 
die Kandidaten der demokratiſchen Clubs von 400,000 Wählern des 
Seinedepartements nur 15 bis 20,000 Stimmen, und das ganze Land 
ſchickte nur wenige der ſozialiſtiſchen Wortführer in die Verſammlung. 
Eine neue Demonſtration der radikalen Partei am 15. Mai wurde mit 
noch geringerer Mühe als die früheren bewältigt. Die Anhänger der 
alten Ordnung drängten nunmehr auf ſchärfere Maßregeln gegen die 
Revolutionäre und verlangten vor Allem die Auflöſung der ſogenannten 
Nationalwerkſtätten, in denen ſich allmählich gegen 150,000 zum Theil 
bewaffnete Männer angehäuft hatten, und welche der Herd der beſtän— 
digen Unruhen waren. Die Regierung beſchloß Mitte Juni zur Auf— 
hebung der Nationalwerkſtätten zu ſchreiten. Zunächſt ſollten 7000 Mann 
entlaſſen, und den übrigen, ſoweit ſie nicht zur Nationalgarde gehörten, 
die Waffen abgenommen werden. Die Arbeiter waren entſchloſſen, 
dieſer Maßregel Widerſtand entgegenzuſetzen. So bereitete ſich die 
berühmte Juniſchlacht vor. 

Mitten in dieſe geſpannte Lage fielen die e der Ver⸗ 
faſſungskommiſſion. Der Verfaſſungsentwurf derſelben wurde am 20. Juni 
von Armand Marraſt verleſen. Dem Entwurf war eine Erklärung 
der Rechte und Pflichten vorausgeſchickt, deren ſiebenter Paragraph ſich 
auf das Recht der Arbeit bezog und folgendermaßen lautete: „Das 
Recht auf Arbeit iſt das Recht, das Jedermann hat, durch Arbeit zu 
leben. Die Geſellſchaft muß, durch die produktiven und allgemeinen 
Mittel, über die ſie verfügt, und die anderweitig werden organiſirt 
werden, den geſunden Leuten, die ſich ſonſt keine Arbeit verſchaffen 
können, Arbeit liefern.“ Kapitel VIII des Entwurfs behandelte die 
Rechtsgarantieen und beſagte im Art. 132: „Die weſentlichen Garantieen 
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des Rechts auf Arbeit ſind: die Freiheit der Arbeit ſelbſt, die frei⸗ 
willige Aſſociation, die Gleichheit der Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter, der unentgeltliche Schulunterricht, der gewerbliche Unter⸗ 
richt, die Einrichtungen der Vorſorge und des Kredits und die Her- 
ſtellung großer Arbeiten von öffentlichem Nutzen durch den Staat, be⸗ 
ſtimmt, im Falle der Arbeitsloſigkeit die unbeſchäftigten Armen zu be⸗ 
ſchäftigen.“ In den Bureaus der Kammer, an welche der Verfaſſungs⸗ 
entwurf zunächſt verwieſen wurde, fand der von der Kommiſſion 
einmüthig angenommene Grundſatz von Anfang an heftigen Wider⸗ 
ſpruch. War doch inzwiſchen die Juniſchlacht geſchlagen und die alte 
Ordnung durch militäriſche Gewalt wiederhergeſtellt. Die Kommiſſion 
arbeitete den Verfaſſungsentwurf nach den in den Bureaus beantragten 
Abänderungen theilweiſe um, und brachte den neuen Entwurf am 
29. Auguſt ein. Nach demſelben war nicht mehr von einem Rechte 
auf Arbeit, ſondern nur von einer Pflicht des Staates, den Arbeits⸗ 
loſen thunlichſt Arbeit zu verſchaffen, die Rede. Der betreffende Para⸗ 
graph (8) lautete nunmehr: „Die Republik muß den Bürger in ſeiner 
Perſon, ſeiner Familie, feiner Religion, feinem Eigenthum, feiner 
Arbeit ſchützen und den allen Menſchen entbehrlichen Unterricht in 
Jedermanns Bereich bringen; ſie ſchuldet den bedürftigen 
Bürgern den Unterhalt, ſei es, indem ſie in den Grenzen 
ihrer Hülfs mittel ihnen Arbeit verſchafft, ſei es, indem fie, 
in Ermangelung der Familie, denen, die außer Stande ſind zu arbeiten, 
die Exiſtenzmittel gewährt.“ | 

An Stelle eines klaren Rechts auf Arbeit war alſo, in Folge des 
Widerſpruchs, den daſſelbe fand, die Pflicht des Staates ausgeſprochen, 
den bedürftigen Bürgern Unterhalt zu gewähren, d. h. die Angelegen⸗ 
heit war aus der Sphäre des öffentlichen Rechts in das Gebiet der 
Armenpflege herabgezogen. Der Bericht der Kommiſſion giebt über 
die betreffenden Vorgänge in den Bureaus intereſſante Aufklärungen. 
„Wir ſind überzeugt,“ heißt es darin, „und behaupten, daß eine Geſell⸗ 
ſchaft ſchlecht eingerichtet iſt, wenn Tauſende ehrenwerther, geſunder, 
arbeitſamer Leute, die kein anderes Eigenthum haben als ihre Arme, 
keine anderen Exiſtenzmittel als den Arbeitslohn, ſich ohne Hülfsquellen 
zu den Schrecken des Hungers, zur Verzweiflung oder zur Erniedrigung 
des Almoſens verurtheilt ſehen, betroffen durch Umſtände, die ſtärker 
ſind als ihr Wille, und die ſie von dem Dache treiben, wo der Lohn 
ſie leben ließ. 

„Wir ſagen, daß, wenn ein Bürger, an deſſen Arbeit das Leben 


Geſchichtliches über das Recht auf Arbeit. 17 


hängt, ſich zur Arbeit meldet, um ſich, eine Frau, Kinder, einen alten 
Vater, eine Familie zu ernähren, und wenn dann die Geſellſchaft un⸗ 
empfindlich die Augen abwendet, wenn ſie antwortet: „Ich habe nichts 
für Euch zu thun, ſucht Arbeit oder ſterbt, Ihr mit den Eurigen“, wir 
ſagen, daß dieſe Geſellſchaft ohne Herz, ohne Tugend, ohne Sittlich— 
keit, ohne Sicherheit iſt. Sie beleidigt die Gerechtigkeit, ſie empört 
die Menſchlichkeit; ſie handelt gegen alle Prinzipien, welche die Republik 
proklamirt. 

„Im Namen dieſer Prinzipien haben wir in die Verfaſſung das 
Recht, durch die Arbeit zu leben, das Recht auf Arbeit, geſchrieben. 

„Dieſe Formel iſt verdächtig und gefährlich erſchienen. Man hat 
gefürchtet, daß ſie eine Prämie des Müßigganges und der Ausſchweifung 
ſei; man hat gefürchtet, daß die Legionen Arbeiter, dieſem Recht eine 
Tragweite gebend, die es nicht hatte, ſich ſeiner als ein Recht zum 
Aufſtande bedienten. Zu dieſen ernſten Einwendungen tritt eine noch 
gewichtigere: Wenn der Staat ſich verpflichtet, allen denen, die aus 
einem oder dem anderen Grunde keine Arbeit haben, welche zu geben, 
ſo muß er auch jedem die Art Arbeit geben, die für ihn paßt. Der 
Staat wird alſo Fabrikant, Kaufmann, großer oder kleiner Produzent 
werden müſſen. Belaſtet mit allen Bedürfniſſen, wird er das Monopol 
jeder Induſtrie haben müſſen. 

„Solcher Art ſind die Ungeheuerlichkeiten, die man in unſerer 
Formulirung des Rechts auf Arbeit geſehen hat; und da dieſelbe un— 
ſerem Gedanken ſo entgegengeſetzte Auslegungen zuließ, ſo haben wir 
dieſen Gedanken klarer und beſtimmter machen wollen, indem wir das 
Recht des Einzelnen durch die der Geſellſchaft auferlegte Pflicht er- 
ſetzten. 

„Die Form iſt gewechſelt, aber die Sache bleibt dieſelbe. 

„Wir haben niemals gewollt, daß die Verfaſſung den trägen oder 
unſittlichen Arbeiter ermuthigen könne, die Werkſtatt zu verlaſſen, um 
vom Staat eine leichtere Arbeit zu verlangen; wir haben niemals ge⸗ 
wollt, daß der Staat der Privatinduſtrie eine mörderiſche Konkurrenz 
machen könne. Wir würden es uns als einen Frevel anrechnen, ſelbſt 
nur die Miene anzunehmen, als ob wir ſo wilden Lehren die Hand 
böten, deren erſtes Wort die Vernichtung der Freiheit und deren letztes 
der Untergang jeder Geſellſchaftsordnung iſt. 

„Aber wie? Giebt es keinen feſten und ſicheren Weg zwiſchen den 
Grauſamkeiten des Egoismus und den Abgründen des Wahnwitzes? 


Kann die Geſellſchaft nichts erſtreben, nichts organiſiren, Bi die arbeit⸗ 
Stöpel, Soziale Reform. III. f 
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ſame Bevölkerung auf der Stufenleiter des Unterrichts, der Sittlichkeit, 
des Wohlſtandes höher zu heben, ohne Furcht, ſich in alle Zufälle der 
Unordnung zu ſtürzen? 

„Ihr werdet es, Bürger Volksvertreter, ebenſo wenig glaube 
als wir, und wir haben geſehen, was Ihr bereits im Intereſſe der 
Arbeitenden gethan habt. Wir glauben Eure Gefühle ausgedrückt zu 
haben, als wir in das Grundgeſetz die den öffentlichen Gewalten auf⸗ 
erlegte Verpflichtung ſchrieben, die Arbeit durch den unentgeltlichen 
Volksunterricht, durch den gewerblichen Unterricht, durch die Gleichheit 
der Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter, durch die Einrich⸗ 
tungen der Vorſorge und des Kredites, durch die den freiwilligen und 
freien Aſſociationen gegebene Aufmunterung, endlich durch die Schöpfung 
jener großen Arbeiten, bei denen die unbeſchäftigten Hände Verwendung 
finden können, zu entwickeln. 

„Auf dieſe Weiſe haben wir die Tragweite der den neuen Ge⸗ 
walten auferlegten Pflichten und die Tragweite des dadurch für die 
Bürger geſchaffenen Rechtes definirt. 

„Wenn es gefährlich wäre, daſſelbe auszudehnen, wäre es auch 
gefährlich, es einzuſchränken. Die Republik darf in der That ihre 
Aktion nicht darauf beſchränken, die Freiheit, das Eigenthum, die Familie 
zu ſchützen, dieſe urſprünglichen Bedürfniſſe, dieſe unverwüſtlichen Güter 
der Menſchheit. Sie darf ſich nicht darauf beſchränken, zu ſagen: 
„„Ich habe Geſetze gegen die Gottloſen, gegen die Uebelthäter habe ich 
Gensdarmen und gegen den Aufruhr habe ich Kanonen.“ 

„Ihr Glaube weiſt ihr eine größere und erhabenere Miſſion zu. 
Sie iſt die handelnde und wohlthätige Beſchützerin aller ihrer Kinder; 
ſie läßt ſie nicht in Unwiſſenheit verkommen, nicht in Elend verderben; 
ſie bleibt nicht gleichgültig bei jenen Kriſen des Gewerbfleißes, welche 
Armeen von Lohnarbeitern auf die öffentlichen Plätze werfen mit Neid 
im Herzen, Rache und Gottesläſterung auf den Lippen; unverſöhnlich 
gegen den Aufruhr, iſt ſie mitleidig, menſchlich, vorſorglich gegen das 
Unglück; ſie empfiehlt, ehrt, ſchützt die Arbeit durch ihre Geſetze, garan⸗ 
tirt ihr die Freiheit; aber wenn ein gezwungenes Feiern dieſe Arbeit 
lähmen will, verſchließt ſie ihr Herz nicht, begnügt ſich nicht ſeufzend 
zu wiederholen: Verhängniß! Sie greift im Gegentheil zu allen ihren 
Hülfsmitteln und ruft: Brüderlichkeit! 

„Aber woher, wird man ſagen, dieſe Hülfsmittel nehmen! 

„Bürger Volksvertreter, wir wiſſen wohl, daß man ſie nicht im⸗ 
proviſirt, und die Republik als Nachfolgerin der Monarchie befindet 
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ſich heute in der harten Lage, ihren Grundſätzen und Gedanken keine 
unmittelbare Wirkſamkeit geben zu können. Sie gleicht einem Körper, 
der Empfindungen und Fähigkeiten, aber keine Organe hat. Ihre 
Pflicht wird es eben ſein, ſie zu ſchaffen. 

„Hülfsmittel? Fehlen ſie in dieſem weiten Gebiete, von dem ein 
Fünftel noch unangebaut iſt? fehlen ſie bei einer ſo thätigen, ſo fleißigen 
Bevölkerung? fehlen ſie in einem Staate, der ſo viele Ländereien ur⸗ 
bar, ſo viele Waſſerläufe nutzbar zu machen, ſo viele Straßen, Kanäle, 
Flüſſe, ſo viele Häuſer, Denkmäler zu errichten, ſo viele Berge wieder 
zu bewalden, und ein Bewäſſerungsſyſtem ganz zu organiſiren hat? 
fehlen ſie, während die Landwirthſchaft die Arme fordert, welche die 
Induſtrie ihr nimmt, während die Arbeitskräfte fo ſchlecht in's Gleich 
gewicht gebracht ſind, daß unſere Dörfer an der Schwindſucht und 
unſere Städte an der Vollſäftigkeit ſterben? 

„Nein, nicht die Hülfsquellen ſind es, die fehlen; was gefehlt 
hat, das iſt der Wille, die Hingabe, der ernſte und glühende Wunſch, 
die produktiven Mittel, über welche der Staat verfügt, zum Vortheil 
Aller zu verwenden. Was gefehlt hat, das iſt das Auge, welches die 
Wunden der Geſellſchaft ſieht, die Hand, welche ſie ſondirt, der Ge⸗ 
danke, welcher ohne Unterlaß damit beſchäftigt iſt.“ 

Man ſieht leicht, daß die Kommiſſion nur mit Widerſtreben und 
ohne Ueberzeugung den abſchwächenden oder vielmehr meuchlerifchen 
Tendenzen der Bureaus gefolgt iſt; und neben der ſchönen Verthei⸗ 
digung des Rechts auf Arbeit nimmt ſich die Unaufrichtigkeit, womit 
man den Erſatz der urſprünglichen Faſſung durch die nunmehrige als 
einen bloßen Wechſel der Form und für die Sache gleichgültig darzu⸗ 
ſtellen ſucht, recht abſtoßend aus. Diejenigen, welche auf die neue 
Faſſung hindrängten, wußten ganz genau, was ſie wollten, und ſahen 
wohl, daß die dem Staat auferlegte Pflicht, „in den Grenzen ſeiner 
Hülfsmittel“ für Arbeit zu ſorgen, ein leerer Schall bleiben werde. 
Die es wirklich mit den arbeitenden Klaſſen wohlmeinten, gaben ſich 
daher mit der virtuellen Beſeitigung des Rechts auf Arbeit keineswegs 
zufrieden, und brachten ein auf Wiederherſtellung deſſelben gerichtetes 
Amendement ein. Der Verlauf der Debatten im Plenum (11. bis 
13. September) zeigte jedoch, daß für das von Mathieu de la Drome 
formulirte Amendement keine Mehrheit zu gewinnen war, und daſſelbe 
wurde nun durch ein anderes von Glais-Bizoin erſetzt, welches für 
das „Recht auf Arbeit“ ein „Recht auf Exiſtenz durch die Arbeit und 


auf Unterſtützung“ ſubſtituirte. Auch das Amendement Glais-Bizoin 
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wurde in der Sitzung vom 14. September mit 596 gegen 187 Stimmen 
verworfen, und endlich der betreffende Artikel in folgender verwaſchener 
Faſſung angenommen: „Sie (die Republik) muß durch brüderlichen 
Beiſtand die Exiſtenz der bedürftigen Bürger ſicher ſtellen, ſei es 
indem ſie in den Grenzen ihrer Hülfsmittel ihnen Arbeit verſchafft, 
ſei es indem ſie denen, die keine Familie haben und außer Stande 
ſind zu arbeiten, Unterſtützung gewährt.“ Natürlich iſt der fragliche 
Verfaſſungsparagraph ein todter Buchſtabe geblieben. 

Die Debatten der Nationalverſammlung bieten manche bemerkens⸗ 
werthe Züge. Die Rede des Antragſtellers, Mathieu de la Drome, 
iſt ein dauerndes Denkmal durchdachter und umſichtiger Sozialpolitik. 
Mit Nachdruck hob ſowohl er, als auch Lamartine hervor, daß ihnen 
kommuniſtiſche Ideen gänzlich fern lägen. Ebenſo nachdrücklich pro- 
teſtirten ſie gegen die Unterſtellung, als ob ſie verlangten, der Staat 
ſolle jedem Profeſſioniſten die Beſchäftigung in ſeiner Profeſſion garan⸗ 
tiren. Namentlich Mathieu bezeichnete ausdrücklich die Hebung der 
Bodenproduktion als das wahre und zuverläſſige Bethätigungsfeld für 
unbeſchäftigte Arbeitskraft. Die Gegner wußten nicht viel weiter vor⸗ 
zubringen, als daß die Forderung eines Rechts auf Arbeit kommuniſtiſch 
oder ſozialiſtiſch ſei und daß der Staat kein Geld für ſolche Zwecke 
habe. Und die Strömung, die bald nach dem Ausbruche der Revolution 
auch den echten Bourgeois etwas nachgiebig gegen ſozialiſtiſche Ge— 
danken gemacht hatte, war längſt vorüber. Jetzt jauchzte die große 
Mehrheit den platten und engherzigen, zuweilen auch geradezu albernen 
Anſichten des Hrn. Thiers Beifall zu, welcher aus dem Umſtande, daß 
vor Allem Kapital noththue, und daß die vorangegangenen Ge— 
ſchlechter für ihre kapitalſchaffende Thätigkeit nun billig Rente und Zins 
verlangen könnten, die Hinfälligkeit des Rechts auf Arbeit herleitete. 

Einen Nachhall fanden die Verhandlungen der franzöſiſchen Ver⸗ 
ſammlung im erſten deutſchen Parlament, zu einer Zeit, als ſchon die 
völlige Ohnmacht deſſelben offen zu Tage lag und die demokratiſche 
Bewegung beinahe erſchöpft war. Zum § 30 des zweiten Entwurfes 
der Grundrechte“) waren von außerparlamentariſchen Kreiſen mehrere 
Anträge auf Bürgſchaft und Schutz der Arbeit eingegangen. Nament⸗ 
lich hatte ein zu Berlin verſammelt geweſener Kongreß deutſcher Hand⸗ 


*) 30. Das Eigenthum iſt unverletzlich. Eine Enteignung kann nur aus 
Rückſichten des gemeinen Beſten, nur auf Grund eines Geſetzes und gegen gerechte 
Entſchädigung vorgenommen werden. Das geiſtige Eigenthum ſoll durch die Reichs⸗ 
geſetzgebung geſchützt werden. 
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werker⸗ und Arbeitervereine, „ausgehend von der Ueberzeugung, daß 
die revolutionäre Bewegung in ihrem tiefen Grunde eine ſoziale und 
nur in Folge davon eine politiſche geworden ſei“, gefordert, „daß der 
Staat Jedem, der arbeiten will, eine ſeinen Kräften angemeſſene Arbeit 
und menſchlichen Bedürfniſſen angemeſſenen Lohn verbürge, ſowie, daß 
er die Invaliden der Arbeit verſorge, der Jugend unentgeltlichen Unter— 
richt und, wo es nöthig, freie Erziehung gewährleiſte“, und daher an 
die Nationalverſammlung die dringende Bitte gerichtet, „dieſelbe wolle 
die Grundbedingungen alles ſozialen Lebens an die Spitze ihrer Be— 
rathungen ſtellen und zum Mittelpunkt des deutſchen Verfaſſungswerkes 
machen“. Die Centralſtelle für Gewerbe und Handel in Stuttgart for⸗ 
derte ferner die Nationalverſammlung dringend auf, eine Beſtimmung in 
die Grundrechte aufzunehmen, welche geeignet wäre, „die große Anzahl 
der Arbeitenden im Felde der Induſtrie und des Handels darüber zu 
beruhigen, daß auch ihnen eine materielle Errungenſchaft geworden ſei 
in der Neugeſtaltung des deutſchen Vaterlandes“. Wenn das Volk 
ſeine Exiſtenz ſuchen ſolle in ſeinen Leiſtungen, ſo ſei es eine der erſten 
Aufgaben für Regierungen, belebend, fördernd, ordnend einzuwirken, 
damit die Leiſtungen der Einzelnen ſich zum organiſchen Ganzen ge— 
ſtalten. Das Volk verlange die Verpflichtung ſeiner Lenker prinzipiell 
ausgeſprochen und feſtgeſtellt: „daß der Staat ſeinen Bürgern das 
natürliche Feld ſeiner Thätigkeit ſtets offen und unverkümmert erhalten 
werde.“ Als feſtſtehend werde ſo viel angeſehen werden müſſen, daß 
die Vertreter und Lenker der deutſchen Nation das Feld der nationalen 
Arbeit als unter ihrer beſonderen Fürſorge und Schutz ſtehend anzu— 
ſehen haben, und dies in den Grundrechten anzuerkennen und auszu— 
ſprechen, könne auch in internationaler Beziehung keinem Hinderniſſe 
mehr begegnen, nachdem die franzöſiſche Nation ebenfalls, und zwar 
in § 8 ihrer neuen Verfaſſung, dem Bürger den Schutz in feiner 
Arbeit geſichert habe. Ohne der Formulirung eines ſolchen Para- 
graphen vorgreifen zu wollen, meint die Centralſtelle für Handel und 
Gewerbe, daß es ſchon Befriedigung gewähren werde, wenn eine Be— 
ſtimmung aufgenommen würde, wie folgende: „Der deutſchen Arbeit 
wird ein wirkſamer Schutz gegen fremde Mitbewerbung gewährleiſtet.“ 
— So war der franzöſiſche viel weiter greifende Gedanke richtig in 
den dürftigen „Schutz der nationalen Arbeit“ verflüchtigt, der durch 
Zollmaßregeln herbeigeführt werden ſollte. Auch ein Antrag des 
Abg. Heubner bewegte ſich in dieſer Richtung. 

Der von Herrn Degenkolb, einem Fabrikanten aus Eilenburg, 


22 Zweites Kapitel. 


erſtattete Bericht des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes leugnete, daß 
irgend ein Staat die Bürgſchaft übernehmen könne, „Jedem, der arbeiten 
will, eine feinen Kräften angemeſſene Arbeit und menſchlichen Bedürf⸗ 
niſſen angemeſſenen Lohn“ zu verbürgen und erklärte, daß, wenn es 
ſelbſt möglich wäre, der Staat es nicht wollen dürfe. Das Prinzip 
des Eigenthums ſei die Arbeit, aber die Triebfeder der Arbeit ſei der 
Beſitz; werde der Beſitz in Frage geſtellt, ſo höre die Triebfeder zur 
Arbeit auf, die ſich weder mit Gewalt noch künſtlich dauernd in Be— 
wegung erhalten laſſe. Wollte der Staat jedem eine ſeinen Kräften 
angemeſſene Arbeit und dieſer entſprechenden Lohn verbürgen, ſo würden 
die Arbeiter zur Unmündigkeit herab- und in gänzliche Erſchlaffung 
verſinken. Jeder Sporn zur Thätigkeit und zum Vorwärtsſtreben, jede 
Anſtrengung zur Ueberwindung von Schwierigkeiten würde vermieden, 
der Trieb zur Selbſthülfe, Selbſtſorge, die ganze Intelligenz würde 
vernichtet werden, die große Maſſe würde ſich mit dem täglichen Brode 
begnügen, den Staat als Vormund betrachten und dieſem die Sorge 
überlaſſen, es herbeizuſchaffen. So viele Worte, fo viele Verkehrt⸗ 
heiten. Allerdings iſt das Prinzip des Eigenthums die Arbeit; aber 
das hiſtoriſch gewordene Eigenthum beruht nicht auf eigener, ſondern 
großentheils auf fremder Arbeit. Allerdings iſt die Triebfeder der 
Arbeit der Beſitz; aber leider konnten bisher die Arbeiter nur ſelten 
zu Beſitz gelangen. Man beſeitige nur die Umſtände, welche es ver⸗ 
hindern, daß dem Arbeiter der volle Werth ſeiner Arbeit anheimfällt, 
und die Triebfeder der Arbeit wird eine ganz andere Spannkraft ge— 
winnen, als es unter den jetzigen Umſtänden möglich iſt. Das tollſte 
Taſchenſpielerſtück iſt aber der Schluß, daß wenn der Staat Jedem 
eine angemeſſene Arbeit und entſprechenden Lohn verbürge, der Arbeiter 
zur Unmündigkeit und in vollſtändige Erſchlaffung verſinken und ſich 
mit dem täglichen Brode begnügen werde. Jetzt alſo iſt auf einmal 
der Beſitz nicht mehr die Triebfeder zur Arbeit oder er iſt es nur für 
die Reichen, nicht für die Armen. So elende Sophiftereien konnten 
in einer Verſammlung, welche angeblich die erſten und edelſten Geiſter 
der Nation umfaßte, die natürliche Wahrheit verdunkeln. 

Von der demokratiſchen Partei wurden jedoch mehrere Anträge 
auf „Bürgſchaft“ der Arbeit eingebracht. Simon von Trier ſchlug 
vor, folgende Zuſätze zu § 30 einzuſchalten: „1) Die Beſteuerung in 
der Gemeinde, im Einzelſtaat und im Geſammtſtaate iſt, unter Auf⸗ 
hebung ſämmtlicher übrigen Abgaben, auf Grund der fortſchreitenden 
Einkommenſteuer der Art zu ordnen, daß das zum nothwendigſten 
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Lebensunterhalte erforderliche Einkommen frei bleibe. 2) Keine Steuer 
darf erhoben werden, als auf Grund periodiſcher Verwilligung durch 
die Volksvertreter. 3) Die Vorſorge für mittelloſe Arbeitsunfähige 
iſt Pflicht der Gemeinden, beziehungsweiſe des Staates. 4) Dem un⸗ 
freiwillig Arbeitsloſen muß die Gemeinde, beziehentlich der Staat, 
Arbeit gewähren.“ Ein anderer Zuſatzantrag von Nauwerck lautete: 
„Jeder Deutſche hat ein Recht auf Unterhalt. Dem unfreiwillig Ar⸗ 
beitsloſen, welchem keine verwandtſchaftliche oder genoſſenſchaftliche Hülfe 
wird, muß die Gemeinde, beziehentlich der Staat, Unterhalt gewähren, 
und zwar, ſoweit irgend möglich, durch Anweiſung von Arbeit.“ Dieſer 
letztere Antrag war, wie man ſieht, im Weſentlichen eine Kopie des 
von der franzöſiſchen Nationalverſammlung beſchloſſenen Paragraphen, 
und von dem Antragſteller, der ausdrücklich erklärte, er glaube an das 
Recht auf Arbeit in ſeinem ſtrengen Sinne, wie es in der franzöſiſchen 
Nationalverſammlung verworfen wurde, nur darum eingebracht, weil, 
wie er ſagte, es nicht angemeſſen ſcheine, in der Paulskirche etwas 
Weiteres zu beantragen als ein Recht auf Unterhalt; denn den Arbeits- 
loſen Arbeit zu geben, ſei allerdings da unmöglich, „wo man nicht den 
feſten Willen dazu hat, wo man keine tiefe Liebe zum Mitmenſchen beſitzt“. 
Außer Nauwerck traten in der Debatte Schütz von Mainz und Simon 
von Trier für das Recht der Arbeit ein, der Letztere nicht ohne manche 
frappante Bemerkungen zu machen. Dem nackten Grundſatze der freien 
Konkurrenz ſetzte er das Recht der Nothwehr entgegen. Der Rechts- 
ſtaat habe die Konkurrenz des Todtſchlags, der Mißhandlung, des ge— 
waltſamen Wegnehmens mit Strafe bedroht; wenn man aber das Recht, 
nicht zu verhungern, leugne, ſo werde der Arme zu jenen Gewaltmit- 
teln greifen und in die vorrechtſtaatliche Konkurrenz zurücktreten. Auch 
die Mißhandlung durch den Geiſt, die Klugheit und Spekulation müſſe 
in derſelben Weiſe, wie Todtſchlag und Raub, ihre rechtlichen Grenzen 
finden. Wenn eine Nation einer andern Nation gegenüber ſich im 
Zuſtande der Schwäche befinde, und es als nothwendig erachtet werde, 
Maßregeln des Schutzes für die Schwächern gegen die Stärkern zu 
ergreifen, ſo müſſe man ſich fragen, ob die Anerkennung dieſer Pflicht 
nicht nothwendig zur Folge habe, daß auch im Innern der Nation das 
ſchwächere Einzel⸗Individuum gegen das ſtärkere, das ſich im Beſitze 
größerer Mittel befindet, geſchützt werde? „Wir werden, wenn uns die 
Frage des Freihandels und Schutzzolles vorgelegt wird, uns wohl um⸗ 
ſehen und fragen: Wollt Ihr bloß Euer Wohl, Euern Genuß, oder 
das Wohl, den Genuß Aller? Was bietet Ihr uns für die Darbenden? 
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Und wer uns für dieſe das Meiſte gewähren kann, Dem werden wir 
zuſtimmen; aber einen Schutzzoll, der im Innern daſſelbe Gewähren⸗ 
laſſen predigt, das er nach Außen verdammt, den werden wir mit 
Mißtrauen betrachten.“ 

Eiſenſtuck von Chemnitz, gleichfalls ein Fabrikant, und daher 
begreiflicherweiſe einer Einrichtung abhold, welche für die Beſchäftigung 
der Arbeiter noch eine andere Inſtanz als das Intereſſe des Privat⸗ 
kapitals einſetzen würde, war doch arbeiterfreundlich genug, um Ins 
ſtitutionen zu befürworten, „die jedem Arbeitgeber nach Maßgabe der 
Arbeitskraft, die er verwendet, die Verpflichtung auferlegen, während 
der Verwendung der Arbeitskraft, das heißt, während der faktiſchen 
Dauer des Kontraktes eine Steuer zu bezahlen nur zu Gunſten 
der Arbeiter; dieſe Steuer muß in die Staatskaſſen fließen und 
öffentlich verwaltet werden, und die Verwendung dieſer Steuer darf 
nichts anderes ſein, als die Ausgleichung der Arbeitskraft, wenn ſie 
ſich abſorbirt hat, d. h. zu materieller Unterſtützung von Arbeits⸗In⸗ 
validen, Errichtung von Penſionshäuſern ꝛc.“ Man ſieht, der demo⸗ 
kratiſche Fabrikant entwickelte bereits vor 36 Jahren Gedanken, deren 
Verwirklichung die Gegenwart erſtrebt, und trug kein Bedenken, die 


Koſten der Invalidenverſicherung ausſchließlich den Arbeitgebern zuzu⸗ 


muthen. Auch dieſe Anregung, wie jo viele andere, die in der Pauls⸗ 
kirche gegeben wurden, ſchlummerte einen langen Schlaf, bis ſie in 
unſeren Tagen von konſervativen Staatsmännern wieder aufgenommen 
wurde. 3 

Daß die Nationalverſammlung, deren große Mehrheit ja voll⸗ 
ſtändig in den bourgeoismäßigen Anſchauungen befangen war, weder 
dem Antrage Nauwercks noch dem Simons Geſchmack abgewinnen konnte, 
verſteht ſich von ſelbſt. Die ſämmtlichen zu dem § 30 beantragten 
Zuſätze wurden kurzer Hand mit 317 gegen 114 Stimmen abgelehnt; 
nur der Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes, wonach an dieſer ganz uns 
paſſenden Stelle ausgeſprochen werden ſollte, daß die Staats- und Ge⸗ 
meindebeſteuerung jede „Bevorzugung einzelner Stände und Güter“ 
ausſchließe, erhielt die obligate Mehrheit, und die Petitionen des Kon⸗ 
greſſes deutſcher Handwerker und Arbeiter, der Centralſtelle für Handel 
und Gewerbe in Stuttgart, ſowie des Abg. Heubner wurden dem 
Reichsminiſterium zu dem Ende überwieſen, „bei Entwerfung des 
Tarifs den Schutz der Arbeit in Berückſichtigung zu ziehen“. Die 
Schutzzöllnerei, deren Einſeitigkeit von Ludwig Simon ſo gut gekenn⸗ 
zeichnet worden war, ſollte alſo in den Riß treten. 
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Nachdem die große Völkerbewegung des Jahres 1848 an der Rath- 
und Thatloſigkeit ihrer berufenen Führer und an der über ihre Zwecke und 
Mittel viel klareren Reaktion geſcheitert war, geriethen die ſozialen Ge- 
danken der Revolution für lange Zeit in Vergeſſenheit. Bei der Erneuerung 
der ſozialiſtiſchen Strömung durch das agitatoriſche Auftreten Laſſalle's 
wurde hauptſächlich die Produktivaſſoziation als Stichwort ausgegeben, 
und an Bemühungen, ſoziale Reformen vorzubereiten, die ſchon im 
Rahmen der gegenwärtigen Wirthſchaftsweiſe ausführbar waren, fehlte 
es mehr als billig. Erſt in neueſter Zeit, nachdem auch von den 
Sozialiſten mehr und mehr erkannt wird, daß die radikalen Pläne für 
lange Zeit hinaus keine Ausſicht auf Erfüllung haben, iſt der Ruf 
nach dem Recht auf Arbeit wieder öfters vernommen worden, ohne 
daß jedoch die ſozialiſtiſche Agitation ſich deſſelben beſonders bemächtigt 
hätte. Unter denen, die, ohne dem Sozialismus ſein Recht zu be— 
ſtreiten, dennoch auch der individuellen Freiheit den ihr gebührenden 
Platz im Geſellſchaftsleben gewahrt zu ſehen verlangen, bin ich meines 
Wiſſens der Erſte geweſen, der von Neuem (in dem 1881 erſchienenen 
Buche: „Die freie Geſellſchaft“) mit Entſchiedenheit für das Recht auf 
Arbeit eingetreten iſt. Einer beifälligen Aufnahme kann ſich, wie ich 
geſtehe, meine neue Anregung durchaus nicht rühmen. Wo in der 
Preſſe auf dieſelbe ja Bezug genommen wurde, da tönte ihr entweder 
ein Unmöglich! entgegen, oder es wurde das Verdammungsurtheil 
gegen ſie geſprochen, daß das Recht auf Arbeit ein Raub am Eigen— 
thum ſei. Die letztere Auffaſſung habe ich im erſten Kapitel von 
Neuem zu entkräften geſucht; die Ausführbarkeit der Sache, ihr Nutzen 
und ihre Heilſamkeit für die Geſellſchaft werden der Gegenſtand der 
folgenden . ſein. 


Drittes Kapitel. 
Die Durchführung des Rechts auf Arbeit. 


Das Recht auf Arbeit kann nur dadurch verbürgt werden, 
daß ihm organiſche Einrichtungen zur Seite treten. Mit anderen 
Worten, die Organe der Geſellſchaft haben, um das Recht wirkſam zu 
machen, gewiſſe Funktionen zu erfüllen, die ihnen vorher nicht oblagen. 
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Die Funktionen, die der Geſellſchaft zu übertragen find, um den hier in 
Frage ſtehenden Gedanken zu verwirklichen, beſtehen in der Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheiten für diejenigen, welche ohne ihr Zuthun aus 
der Bewegung des Gewerbfleißes herausgeworfen wurden; ſie bezwecken 
mithin, ſo zu ſagen, eine Organiſation der öffentlichen Arbeiten, 
während die in den Privatwirthſchaften erforderlichen Arbeitskräfte nach 
wie vor von dem Verhältniſſe zwiſchen Angebot und Wee ab⸗ 
hängig bleiben. 

Die hauptſächlichſte Sorge würde offenbar die ſein müſſen, 910 
öffentlichen Arbeiten den Schwankungen der Privatinduſtrie, worunter 
hier die geſammte Privatwirthſchaft des Volkes in allen ihren Ver— 
zweigungen zu verſtehen iſt, anzupaſſen. So lange in der Privat⸗ 
wirthſchaft die Nachfrage nach Arbeitskräften ſo umfangreich iſt, daß 
ziemlich jeder Arbeitsfähige mit Leichtigkeit Erwerb findet, werden die 
öffentlichen Arbeiten einzuſchränken ſein, während ſie in Zeiten größerer 
oder geringerer Lähmung der Privatwirthſchaft ausgedehnt werden müſſen. 
Naſtürlich wäre nicht zu verlangen, daß Staat und Gemeinde, falls fie 
dringende Unternehmungen in Zeiten lebhafter Privatthätigkeit auszu⸗ 
führen haben, unter allen Umſtänden hinter derſelben zurückſtehen ſollen. 
Sie werden dann, wie es auch jetzt oft der Fall iſt, mit der Privat⸗ 
induſtrie in Konkurrenz treten und durch Lohnerhöhungen Arbeiter für 
ſich zu gewinnen ſuchen müſſen, die ſonſt in anderweitigen Beſchäf⸗ 
tigungen Unterkunft gefunden haben würden. Indeſſen bleibt doch im 
Allgemeinen der Zweck der in Rede ſtehenden Einrichtung, welche die 
öffentlichen Organe zur Arbeitsgewährung an Arbeitsloſe verpflichtet, 
gerade der, daß ſie regulirend in die ſchwankenden und regelloſen Be⸗ 
wegungen der Privatinduſtrie eingreift. Eine gewiſſe Anpaſſung an 
die jeweilige Lage derſelben muß daher ein Hauptaugenmerk der mit 
der Leitung der fraglichen Organiſation betrauten Perſonen bleiben. 
Oeffentliche Unternehmungen ſind in der Regel nicht von ſo großer 
Dringlichkeit, daß ſie nicht eine Weile zurückſtehen könnten, wenn für 
die vorhandenen Arbeitskräfte in der Privatinduſtrie reichliche Verwen⸗ 
dung iſt, und die Beſorgniß, daß die Arbeitskräfte für die öffentlichen 
Unternehmungen dauernd fehlen könnten, ſteht zu ſehr mit den wirk⸗ 
lichen Thatſachen in Widerſpruch, als daß man dieſelben ernſt zu nehmen 
hätte. Wäre ſie wirklich begründet, ſo würde das Recht auf Arbeit 
niemals in Frage gekommen ſein. 

Jede geſellſchaftliche Organiſation hat von unten auf, von dem 
kleinſten Kreiſe der öffentlichen Gemeinſchaft, der Gemeinde, zu beginnen 
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und ihre Fäden nach den weiteren Kreiſen und ſchließlich nach dem all⸗ 
umfaſſenden Staatsverbande zu ſpinnen. Die Organiſation der öffent⸗ 
lichen Arbeiten hat um ſo mehr bei der Gemeinde einzuſetzen, als das 
Uebel, deſſen Heilung ſie bezweckt, zum größten Theil aus einer falſchen 
Centraliſation entſpringt, welche die Arbeitskräfte von Orten, wo für 
dieſelben bei gehöriger Leitung reichliche Verwendung ſein würde, nach 
Plätzen lockt, wo ihnen mehr ſcheinbare als wirkliche, mehr vorüber⸗ 
gehende als dauernde Vortheile winken. Die großen Städte mit ihren 
anſcheinend unerſchöpflichen Arbeitsmärkten, die Induſtrien mit ihren 
hohen Geldlöhnen ziehen beſtändig große Arbeitermaſſen an ſich, um 
einen Theil derſelben, ſobald die erſte Abſatzſtockung fühlbar wird, 
hülflos auf die Straße zu ſetzen. Auf dem platten Lande dagegen iſt 
die Arbeitsgelegenheit meiſtens noch nicht von fern erſchöpft, voraus— 
geſetzt, daß es nicht an der Intelligenz fehlt, Arbeitskräfte zu ver⸗ 
wenden. Das erforderliche „Betriebskapital“ würde ſich faſt überall, 
ſelbſt in den ärmſten Gemeinden, für eine größere Anzahl von Arbeits— 
kräften, als jetzt dort zur Verwendung kommen, ohne Schwierigkeit 
darbieten, wenn man erforderlichen Falls auf die Naturalwirthſchaft 
zurückgriffe, d. h. die Arbeitslöhne vorwiegend durch Naturalleiſtungen 
bezahlte. Mit wie viel Unbequemlichkeiten dies auch für beide Theile 
verbunden ſein möchte, Arbeitsloſe werden es jedenfalls vorziehen, Woh— 
nung, Koſt und einen Zehrpfennig zu verdienen, als nichts. Soweit 
ſie dies aber nicht vorziehen, ſind ſie als arbeitsſcheu zu betrachten, 
und die Geſellſchaft hat ein Recht, ſie demgemäß zu behandeln und 
durch Zwangsmittel zur Arbeit anzuhalten. 

Die Frage des Wie? der Organiſation iſt natürlich das Schwierigſte 
von Allem. Es fehlt auf dieſem Gebiete nur allzuſehr an Erfahrungen. 
Die Beſtrebungen, die Landplage des Bettelns und Vagabundirens los— 
zuwerden, beſchränken ſich bisher faſt ausſchließlich auf Vorkehrungen 
der Armenpflege. Allerdings iſt in neuerer Zeit ein vielverſprechender 
Schritt geſchehen, der über die Armenpflege hinausgreift, oder wenigſtens 
darüber hinaus führen kann. Ich meine die Errichtung von Arbeiter— 
kolonien, die, ſeitdem der Paſtor v. Bodelſchwingh in Bielefeld einen 
praktiſchen Anfang damit gemacht hat, ſich allmählich netzartig über das 
Land ausbreiten zu wollen ſcheinen und von Privatleuten wie Behörden 
Gunſt und Förderung erfahren. 

Die von Herrn v. Bodelſchwingh gegründete Kolonie Wilhelmsdorf 
beruht auf folgenden Grundſätzen. Ihr Zweck iſt, arbeitsluſtige und 
arbeitsloſe Männer jeden Alters, jeder Konfeſſion und jeden Standes 
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fo lange mit ländlichen und anderen Arbeiten zu beſchäftigen, bis es 
möglich geworden iſt, ihnen anderweitige lohnende Arbeiten zu be— 
ſchaffen. Zu dieſem Zwecke ſind zunächſt drei Bauernhöfe von circa 
500 Morgen, die leicht durch weitere Ankäufe unkultivirten Landes zu 
vermehren ſind, angekauft worden. Die Mittel dazu haben die Provin⸗ 
zialſtände Weſtfalens durch ein unverzinsliches Darlehen von 40,000 M. 
gewährt. Der Verdienſt der Arbeiter iſt ſo gering normirt (25 bis 
40 Pfg. pro Tag, außer Koſt und Logis), daß ein fleißiger Arbeiter, 
der anderweitig Arbeit findet, keine Luſt verſpürt, in die Kolonie ein⸗ 
zutreten, andrerſeits aber hoch genug, um binnen einiger Monate kleine 
Erſparniſſe zu ermöglichen. Nach Thunlichkeit wird die Arbeit in Akkord 
gegeben. Arbeitsſcheue und faule Subjekte kann der Hausvater ent⸗ 
laſſen und darüber der Polizei Anzeige machen. Die Arbeit bejteht 
hauptſächlich in Spatenkultur, Hackfruchtbau und Anpflanzungen von 
Handelspflanzen, während des Winters im Urbarmachen unbebauten 
Landes. Auch werden einige Hausarbeiten, wie Körber und Matten⸗ 
flechten, betrieben. Mit der Anſtalt ift ein Arbeitsnachweiſebureau ver⸗ 
bunden, welches für diejenigen, welche wieder ſaubere Kleidung, Arbeits- 
geräth und einiges Geld verdient haben, Arbeit zu beſchaffen hat. Iſt 
ſolche Arbeit gefunden, jo hat der Koloniſt die Kolonie zu verlaſſen. 
Seit dem kurzen Beſtehen der ſegensreichen Anſtalt ſind aus der dor— 
tigen Gegend die Bettler in auffallender Weiſe verſchwunden, während 
arbeitsluſtige Vagabunden ſich von allen Seiten einfanden. 

So willkommen und dankenswerth aber Anſtalten dieſer Art als 
Auskunftsmittel in der gegenwärtigen Nothlage auch ſind, ſo werden 
doch, jo lange die Errichtung derſelben lediglich auf die Initiative pri⸗ 
vater Kreiſe angewieſen bleibt, weder die Uebelſtände, denen ſie abhelfen 
ſollen, hinreichend beſeitigt werden können, noch wird ihre Entwicklung 
genügend verbürgt ſein. Da ſie einen Gewinn weder abwerfen können, 
noch ſollen, ſo fehlt es in einer materiellen Zeit, wie der unſrigen, an 
dem erforderlichen Reiz zu ihrer Erhaltung und Vermehrung. Und 
wenn ſelbſt jede Provinz eine oder mehrere derartige Anſtalten beſäße, 
jo würde dies doch immer, der erſchreckenden Anzahl freiwillig und uns 
freiwillig Arbeitsloſer gegenüber, nur als ein Tropfen auf einen heißen 
Stein zu betrachten fein. Auch wird ſich, je mehr die Anzahl der— 
artiger Einrichtungen zunimmt, deſto mehr die Nothwendigkeit heraus⸗ 
ſtellen, denſelben einen öffentlichen Charakter zu geben oder ſie in or⸗ 
ganiſchen Zuſammenhang mit der öffentlichen Armenpflege zu ſetzen. 
Ueberdies iſt der Zweck dieſer Arbeiterkolonien viel zu eng begrenzt. 
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Warum ſoll derſelbe auf die Beſeitigung der „Vagabundennoth“ be— 
ſchränkt bleiben? Giebt es nicht hülfsbedürftige Armuth genug, die dem 
Vagabundenthum noch nicht verfallen iſt und bei einem gewiſſen löb— 
lichen Stolze lieber dem Hunger entgegengeht, als ſich zur Bettelei 
erniedrigt? Wenn alſo dergleichen Kolonien weder ihrem Zwecke noch 
ihrer Ausdehnung nach jemals dem Bedürfniſſe werden entſprechen 
können, dem eine Einrichtung abzuhelfen ſuchen muß, welche alle Hülfs— 
bedürftige eines großen Landes mit gleicher Sorgfalt umfaßt, ſo liefert 
doch ſchon deren bloße Exiſtenz den Beweis, daß eine wirklich umfaſſende 
Einrichtung nicht im Entfernteſten etwas Unmögliches oder Undenkbares 
iſt, und ihre Organiſation kann unter Umſtänden werthvolle Fingerzeige 
für die Einrichtung der öffentlichen Inſtitute geben, die allmählich an 
die Stelle der dem Zufall überlaſſenen und daher ſporadiſchen oder ver- 
gänglichen Werke der privaten Wohlthätigkeit treten ſollten. In der 
That würde das vielbeſtrittene Recht auf Arbeit ſchon eine Art Ver⸗ 
wirklichung finden, wenn man die Anlegung von Arbeiterkolonien für 
gewiſſe Selbſtverwaltungskörper, ſeien es Gemeinden oder Kreiſe, obli— 
gatoriſch machen und die verſchiedenen Anſtalten mit einander verbinden 
würde. Indeſſen würde eine ſolche Maßregel doch unzulänglich ſein 
und weit hinter den Anſprüchen zurückbleiben, welche man im Intereſſe 
ſowohl der unbeſchäftigten Arbeit als auch der Geſellſchaft ſelbſt zu 
ſtellen berechtigt iſt. Denn daran muß man feſthalten, daß eine ratio⸗ 
nelle Einrichtung der fraglichen Art nicht eine der Geſellſchaft aufge— 
bürdete Laſt, ſondern im Gegentheil eine ihr zu erzeigende Wohlthat, 
eine Befreiung der Geſellſchaft von einem freſſenden Uebel, ein Mittel 
zu höherer Produktion und beſſerer Vertheilung darſtellen muß. 

Die Verwendung der Arbeitskräfte, die jetzt unbeſchäftigt bleiben, 
wird, bei ſonſt gleichen Verhältniſſen, natürlich eine Erweiterung der 
Produktion zur Folge haben. Es wird alſo zur Vertheilung unter 
alle Glieder der Geſellſchaft mehr vorhanden fein. Die jetzt unbe- 
ſchäftigt bleibenden Arbeitskräfte werden auch unter dem gegenwärtigen 
Stande der Dinge immerhin zum größten Theil ernährt. Welch' un⸗ 
geheure Steuer Bettler und Landſtreicher einem großen Lande, nicht 
bloß durch ihre Ernährung, ſondern auch durch die von dieſem geſell— 
ſchaftlichen Sumpf ausgehenden Unthaten und die zu deren Hintan— 
haltung und Beſtrafung nothwendigen Polizeianſtalten, jährlich auf— 
legen, braucht nur angedeutet zu werden. Aber auch die unbeſchäf— 
tigten Arbeiter, die von ihrer Familie unterhalten oder von ihrer Ge— 
meinde unterſtützt werden, find eine ſchwere Bürde für die Volkswirth⸗ 
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ſchaft. Alle die ſo vergeudeten Kräfte könnten für die Volkswirthſchaft 
erhalten und nutzbar gemacht werden. Es iſt eine abſurde Vorſtellung, 
daß jemals zu viel nützliche Arbeit verrichtet werden könnte. Dieſen 
Punkt habe ich bereits in den früheren Heften dieſer Schrift (I. S. 26 ff., 
II. S. 33 ff.) hinreichend erörtert, und ich will mich hier nicht wieder⸗ 
holen. Nur darauf kommt es an, daß ſolche Arbeit verrichtet wird, 
welche einem wahren Bedürfniſſe entſpricht, daß alſo in erſter Linie 
Gegenſtände produzirt werden, nach denen beſtändig eine dringende 
Nachfrage vorhanden iſt: Mittel zur Ernährung, Bekleidung, Beher⸗ 
bergung der arbeitenden Maſſen. Nun iſt an den Erzeugniſſen der 
Induſtrie, deren Herſtellung durch die vervollkommnete Technik der 
Neuzeit ſo ſehr erleichtert iſt und ſich bequem jeder zahlungsfähigen 
Nachfrage anpaßt, in einem Lande wie dem unſrigen kein Mangel. 
Vielmehr iſt es eben die Induſtrie, ſowohl die im Großen als auch 
die handwerksmäßig betriebene Induſtrie, welche fortwährend eine Menge 
von Arbeitskräften abſtößt und dieſelben dem Elende preisgiebt. Daß 
hingegen an Erzeugniſſen der Bodenproduktion in Deutſchland ein großes 
Defizit beſteht, beweiſt der große Ueberſchuß der Einfuhr an ſolchen 
Produkten. Nur an Vieh, thieriſchen Nahrungsmitteln, Getreide, 
Obſt, Gemüſe und Sämereien führt Deutſchland gegenwärtig etwa für 
500 Millionen Mark jährlich mehr ein als aus, der Rohſtoffe der 
verſchiedenen Induſtrien gar nicht zu erwähnen. Könnte dieſer Ein⸗ 
fuhrüberſchuß durch die heimiſche Produktion erſetzt werden, ſo würde 
dadurch 500,000 weiteren Familien eine auskömmliche Exiſtenz geſichert, 
und der Induſtrie würde in ihnen ein neues Abſatzgebiet von erheblichem 
Umfange gewonnen. 

Daß in dieſem Gedanken irgend etwas Utopiſches liege, wird von 
Niemandem ernſtlich behauptet werden können. Die einzige Vorbe⸗ 
dingung zu ſeiner Verwirklichung iſt die, daß durch weiſe Geſetze und 
Einrichtungen die landwirthſchaftliche Produktion durch friſche Arbeits⸗ 
gelegenheit und friſche Arbeitskräfte befruchtet wird. Anſtatt deſſen 
liegen bei uns die Dinge fo, daß in vielen Gegenden die landwirth⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung der Heimath fortwährend den Rücken kehrt, um 
in den Städten und Induſtriebezirken oder im Auslande Erwerb zu 
ſuchen. Die Gründe dieſer Erſcheinung werden erſt in einem ſpäteren 
Theile dieſes Buches zu erörtern ſein. An dieſer Stelle haben wir es 
nur mit der gegebenen Thatſache zu thun und zu erwägen, auf welche 
Art der ungeſunde Abfluß der Arbeiterbevölkerung aus der Landwirth⸗ 
ſchaft und der ebenſo ungeſunde Zufluß in die gewerblichen Beſchäf⸗ 
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tigungen gehemmt und der Strom in ſein natürliches, den Bedürfniſſen 
der Volkswirthſchaft beſſer entſprechendes Bett zurückgelenkt werden kann. 
Ohne Zweifel liegen der angedeuteten Erſcheinung tiefere Urſachen zu 
Grunde, welche gehoben werden müſſen, wenn dem Uebel radikal abge⸗ 
holfen werden ſoll. Das, was ich vorſchlage, nämlich eine Einrichtung zu 
ſchaffen, die das unnatürlich verſchobene Verhältniß zwiſchen Landwirth⸗ 
ſchaft und Induſtrie nachträglich wieder zurecht rücken ſoll, kann, wie ich 
zugebe, nur als ein Auskunftsmittel der Noth betrachtet werden und würde 
überflüſſig ſein, ſobald die eigentlichen Urſachen jenes Mißverhältniſſes 
beſeitigt ſind. Allein da dieſe Urſachen hauptſächlich in der Beſitzver⸗ 
theilung ſowie in der keineswegs natürlichen, aber ſchwer zu befeitigen- 
den Abhängigkeit der Produktion überhaupt und der landwirthſchaftlichen 
insbeſondere von dem „beweglichen Kapital“ begründet ſind, und in 


dieſen Dingen die Ausſicht eines Wandels thatſächlich eine ſehr ent- 


fernte zu ſein ſcheint, fo wird man ein Auskunftsmittel nicht ver⸗ 
ſchmähen dürfen, das ſchon in der Gegenwart anwendbar iſt und die 
Tendenz hat, allmählich zu dauernd heilſamen Zuſtänden zurückzuführen. 

Nach dem Bisherigen handelt es ſich alſo um eine Einrichtung, 
die in erſter Linie die Bodenproduktion mit der gewerblichen Arbeit 
zwar nicht in das volle, aber doch in ein beſſeres Gleichgewicht als 
bisher zu ſetzen hätte. Von den Unternehmungen, welche der Thätig— 
keit der einzelnen Bürger überlaſſen ſind, wird daher nur die Land— 
wirthſchaft oder die Urproduktion im Allgemeinen in Betracht kommen 
können, wenn es ſich darum handelt, überſchüſſige Arbeitskräfte zu be⸗ 
ſchäftigen. Noch giebt es große Strecken unbenutzten Landes der Arbeit 
zugänglich zu machen, Moore und Sümpfe zu entwäſſern, Wald zu 
roden und in Ackerland umzuwandeln ꝛc. Soweit das betreffende Land 
ſich in öffentlichem Beſitze befindet, kommt es nur auf den guten Willen 
der Behörden an, daſſelbe dem fraglichen Zwecke dienſtbar zu machen. 
Etwaige Anſprüche von Privatleuten an ſolches Land werden leicht ab— 
zulöſen ſein. Die Parzellirung von Domänen würde da, wo ſie über— 
haupt am Platze iſt, nämlich da, wo für Handelspflanzen, Gemüſe, 
Hackfrüchte, Obſt und andere Erzeugniſſe der Gartenkultur nahe Märkte 
vorhanden find, ebenfalls in nicht unerheblichem Umfange Arbeitögelegen- 
heit freilegen. Auch in Fällen, wo in einer Gegend zahlreiche Grund— 
ſtücke wegen Auswanderung oder Ueberſchuldung ihrer früheren Beſitzer 
unbewirthſchaftet bleiben, da bei der Armuth der Bevölkerung keine 
zahlungsfähige Nachfrage dafür vorhanden iſt — Fälle, die gegenwärtig 
leider nicht ſelten vorkommen ſollen — könnte vielleicht der Staat durch 
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geeignete Maßregeln eingreifen, das betreffende Land vor Verwahrloſung 
ſchützen und Arbeitskräfte dahin verpflanzen. Ebenſo eignet ſich der 
Bergbau in verſchiedenen Beziehungen vortrefflich zum Objekt öffent⸗ 
licher Arbeit, da er nicht lediglich geſchulte Arbeitskräfte erfordert und 
die betreffende Produktion oft ohne erheblichen volkswirthſchaftlichen 
Nachtheil je nach dem Angebot von Arbeitskräften ausgedehnt oder 
eingeſchränkt werden kann, der Staat aber bei der Bemeſſung des je⸗ 
weiligen Umfanges der Produktion ſich nicht ausſchließlich von Gewinn⸗ 
rückſichten leiten zu laſſen braucht. 

Das hauptſächlichſte Feld für öffentliche Arbeit werden jedoch ſtets 
ſolche Unternehmungen ſein, welche nicht ſowohl die Produktion von 
verbrauchsfähigen Waaren, als die Unterſtützung oder Vorbereitung der 
Produktion zum Zweck haben. Hierher gehören, außer den ſchon er- 
wähnten Erweiterungen der Anbaufläche durch Trockenlegung von Mooren, 
Bewäſſerung von Haiden, Rodung entbehrlicher Waldungen, der Bau 
von Land⸗ und Eiſenſtraßen, Kanälen und Brücken, die Korrektion von 
Waſſerläufen ꝛc. Auch größere Ent- und Bewäſſerungsanlagen im 
Dienſte des Privatbeſitzes könnten auf öffentliche Rechnung unternommen 
werden. Im Frühſommer 1883 wurde die preußiſche Provinz Schleſien 
von einem verwüſtenden Hochwaſſer heimgeſucht. Der Regierung wur⸗ 
den Mittel bewilligt, um den betroffenen Gemeinden hülfreich beizu⸗ 
ſpringen. Ein Theil dieſer Mittel iſt dazu verwendet worden, um 
Genoſſenſchaften behufs Ausführung von Drainagearbeiten zu bilden. 
Recht gut und ſchön. Aber muß denn immer erſt ein furchtbarer Noth- 
ſtand irgendwo ausbrechen, um das Gute und Nothwendige zu thun? 
Wie viele Unternehmungen zur Hebung der privaten Thätigkeit, wie 
viele Unternehmungen von öffentlichem Nutzen ließen ſich zu jeder Zeit 
in Angriff nehmen, wenn nicht ſtets jener unglücklichſte und haltloſeſte 
Vorwand geltend gemacht würde, daß es dazu an „Kapital“ fehle. 
Wie oft wird der Bau der nothwendigſten Kommunikationen, die Er⸗ 
richtung der dringendſten öffentlichen Gebäude, die Kanaliſation der 
Städte, die Herſtellung von Beleuchtungsanlagen ꝛc. aus vorgeblichem 
Mangel an „Kapital“ unterlaſſen oder Jahrzehnte lang verzögert, bis 
das „Kapital“ die Gelegenheit ergreift, ſich eine Rente, oder die Börſe, 
ſich ein Spielobjekt zu verſchaffen. 

Ein einfacher Geiſtlicher, der ehrwürdige Pfarrer des Steinthales, 
Friedrich Oberlin, hat vor länger als einem Jahrhundert in ſeinem 
beſcheidenen Wirkungskreiſe ein glänzendes Beiſpiel gegeben, auf welche 
Weiſe durch Fleiß und Beharrlichkeit ohne Zuthun des Kapitals öffentliche 
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Werke in's Leben gerufen werden. Wir können es uns nicht verſagen, 
die gemeinnützige Wirkſamkeit dieſes Mannes, der freilich bekannt genug 
iſt, aber leider nur zu wenig nachgeahmt wird, hier in einem kurzen 
Umriſſe zu ſchildern. Das Steinthal, eine rauhe Gebirgsgegend in 
den Vogeſen, war, als Oberlin dorthin kam, von wenigen Hundert 
armen Bauern bewohnt und in einem Zuſtande völliger Verwahrloſung. 
Die Wege waren von der primitivſten Art und im Winter faſt gar 
nicht zu paſſiren; eine Kommunikation nach dem Hauptmarkte des 
Landes, Straßburg, fehlte ganz. In überraſchend kurzer Zeit wußte 
Oberlin das ganze Thal mit guten Wegen und Brücken zu verſehen, 
indem er die Bewohner, trotz ihres anfänglichen Sträubens, dazu be— 
wog, nach ſeinen Anweiſungen Hand anzulegen. Endlich brachte er 
auch die Verbindung des Thales mit der nach Straßburg führenden 
Hauptſtraße zu Stande. Den Einwürfen der Bauern, die Schwierig— 
keiten ſeien zu groß, fette er die Energie des eignen Handelns ent- 
gegen. Er nahm ſelbſt die Pickelhacke auf die Schulter, machte ſich 
an's Werk, und riß fo die widerwillige Gemeinde mit ſich fort. Wälle 
wurden aufgeführt, um die herabfallende Erde zu ſtützen, Bergſtröme, 
die bisher die Wieſen überſchwemmt hatten, wurden in ihrem Laufe 
geordnet oder ihnen ein künſtliches Bett angewieſen, ungeheure Felſen— 
ſtücke durch Pulver geſprengt, andere herabgeworfen, um die am Ufer 
der Breuſch zu erbauende Fahrſtraße damit einzufaſſen. Ueber die 
Breuſch hinweg wurde eine Brücke gebaut, die den Namen der Liebes— 
brücke erhielt, weil ſie nicht mit Frohnden und Zwang, ſondern aus Liebe 
zum Gemeinwohl und beſonders zum Vater Oberlin erbaut worden 
war. Unſer Pfarrer machte ferner Sandſteinlager nutzbar und ver— 
beſſerte den Häuſerbau; er lehrte ſeine Gemeinde, die früher nichts 
als eine ſchlechte Art Kartoffeln anbaute und im Winter von dieſen, 
im Sommer nur von wildwachſenden Pflanzen lebte, einen regelrechten 
Acker⸗ und Gartenbau; führte treffliche Sorten von Kartoffeln ein, 
betrieb die Anpflanzung von Klee und Hanf, und brachte die Obſtzucht 
in Aufnahme; er trocknete Sümpfe aus und lehrte den Torf benutzen, 
verbeſſerte ſandigen Boden durch Vermengung mit Lehm, drainirte und 
bewäſſerte die Wieſen; er rief einen landwirthſchaftlichen Verein in's 
Leben, gründete einen Leihfonds, der unverzinsliche Darlehen gewährte, 
und legte ſogar den Grund zu induſtrieller Thätigkeit. So ſchuf er 
nach und nach das wilde Steinthal zu einem blühenden Garten um, 
und dies Alles nur dadurch, daß er die lebendigen Kräfte der Gemeinde 


weckte und dieſelben zu einer Arbeit befähigte, die ohne eine eines 
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anderen Kapitals geleiſtet wurde, als desjenigen, das in der Einſicht 
und Thatkraft Oberlins und in den Händen und Armen ſeiner Ge⸗ 
meindemitglieder vorhanden war. 

Daß für produktive Zwecke des Staats und der See die 
verzinslichen „Kapitalien“ der Privatleute entbehrt werden können; daß 
es vielmehr ein Widerſinn iſt, für ſolche Zwecke die im Privatbeſtt 
befindlichen Circulationsmittel in Anſpruch zu nehmen, habe ich in dem 
erſten Hefte dieſes Werkchens nachgewieſen. Allerdings iſt es erklärlich, 
daß die Beuteſucht des Privatbeſitzes an Sophismen das Möglichſte 
aufbietet, um dieſe Wahrheit zu verdunkeln und die Bemühungen, die⸗ 
ſelbe zur Anerkennung zu bringen, als freiheitsfeindlich, gerechtigkeits⸗ 
widrig, anticiviliſatoriſch, mit Einem Worte als das ausbündig Ver⸗ 
derblichſte, was der Geſellſchaft zugefügt werden könne, zu verurtheilen. 
Einer der unverfrorenſten Vertreter dieſer Richtung, Hr. Bamberger, 
verfällt bei dem Gedanken an eine „Aſſignatenwirthſchaft“ (es iſt 
ein bekanntes Kunſtſtück der Unehrlichkeit, das an ſich Gute und Treff⸗ 
liche in einem Zerrſpiegel aufzufangen und dem leicht zu täuſchenden 
Publikum nur die Karrikatur zu zeigen) jedesmal in nervöſe Zuckungen, 
und ihm, dem ehemaligen Demokraten mit ſozialiſtiſchem Anhauch, hat 
Deutſchland nicht zum wenigſten eine Geld- und Bankgeſetzgebung zu 
verdanken, welche die Geſellſchaft mehr als je in die Feſſeln der Börſe 
und des Beſitzes ſchlägt. Nicht zufrieden damit, ſich ihres Beſitzes zu 
freuen und durch denſelben, gleichviel welchen Urſprung er habe, ſich 
jeden Genuß verſchaffen zu können, glauben die Beſitzer und vorzüglich 
die Geldbeſitzer, durch ihre Anhäufungen einen zureichenden Rechtstitel 
erworben zu haben, um für ewige Zeiten die Arbeit nicht bloß der 
Einzelnen, ſondern ſogar der Geſellſchaft in ihrer Dienſtbarkeit zu er⸗ 
halten. Ginge es nach ihrem Willen, ſo würden Staat und Gemeinde 
überhaupt keine eignen wirthſchaftlichen Unternehmungen in Angriff 
nehmen dürfen. Nachdem aber dieſe Forderung, die ja auch in eine 
gleißende theoretiſche Form gebracht wurde, an ihrer Unnatur geſcheitert 
und faſt überall als unhaltbar erkannt iſt, arbeitet man wenigſtens mit 
allen Mitteln darauf hin, die Organe der Geſellſchaft in den Feſſeln 
der Zinsbarkeit zu erhalten, und ſpricht ihnen das Recht ab, ſich die 
Circulationsmittel, deren die Geſellſchaft zur Befreiung der Produktion 
bedarf, auf anderem Wege als durch Anlehen beim Privatbeſitze zu 
verſchaffen. Der große Staatswucherer beklagt ſich, daß das Publikum 
durch gegenſeitige Kreditgewährung ſeiner Dienſte ſich entledigen will! 
Er allein will darüber beſtimmen, in welchem Umfange produzirt werden 
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ſoll, er allein will auch die Vertheilung der Produktionserträge be⸗ 
herrſchen. Damit Er ſich bereichere, iſt es nothwendig, daß beſtändig 
Tauſende und Abertauſende von Arbeitskräften brachliegen, um auf den 
Arbeitslohn einen fortwährenden Druck auszuüben und den Gewinn— 
intereſſen freies Spiel zu verſchaffen. 

An allen nothwendigen Arbeitsmitteln hat Deutſchland wb 
wie die meiſten übrigen Länder der Erde, Mangel. Ueber und unter 
der Erde find unerſchöpfliche Schätze zu heben. Intelligenz und Kenntniſſe, 
die dazu gehören, ſind im Ueberfluſſe vorhanden. An Arbeitskräften 
iſt ſo wenig Mangel, daß die Kurzſichtigkeit glaubt, es gebe daran einen 
Ueberſchuß, der nicht beſchäftigt werden könnte. Das vermeinte Fehlen 
des Kapitals iſt nur ein Phantom, das an der geſunden Einſicht und dem 
feſten Willen der geſellſchaftlichen Organe wie ein Nebel zerrinnen würde. 
Was in der That fehlt, iſt allein dieſe geſunde Einſicht und der rechte 
Wille. Das Kapital oder vielmehr das Geld iſt nur darum eine 
Schranke der Produktion, weil im modernen Verkehr dem direkten 
Tauſche vielfach unüberwindliche Hinderniſſe entgegenſtehen und weil 
der Sinn für die Intereſſengemeinſchaft aller Staatsbürger noch nicht 
hinreichend entwickelt iſt, um durch ein verbeſſertes Werkzeug die Hin- 
derniſſe des Tauſches zu beſeitigen. 

Es handelt ſich daher vor Allem darum, den Gedanken der In— 
tereſſengemeinſchaft durch eine Organiſation zu verwirklichen, welche ſich 
die Nutzbarmachung der bisher einer ſchmachvollen Vergeudung über⸗ 
laſſenen produktiven Kräfte des Volkes zur Aufgabe macht. 

Ich hob bereits hervor, daß eine derartige Organiſation bei dem 
unterſten Kreiſe des öffentlichen Lebens, der Gemeinde, zu beginnen hat. 
Hier ſind die lokalen Stellen zu ſchaffen, wo das Angebot und die 
Nachfrage nach Arbeitskräften zuerſt zuſammentreffen müſſen. Dieſen 
Lokalſtellen würde außer der Regiſtrirung und Nachweiſung des in der 
Privatwirthſchaft vorhandenen Arbeitsbedarfes und Angebots die 
Aufgabe zufallen, innerhalb ihres Kreiſes die erforderlichen Anträge 
behufs Inangriffnahme öffentlicher Arbeiten vorzubereiten, die 
Anträge in freien Gemeindeverſammlungen bezw. in den zuſtändigen 
Vertretungskörpern zur Berathung und Beſchlußfaſſung zu ſtellen und 
ſie, nach gehöriger Formulirung, eventuell der höhern genehmigenden 
Inſtanz zu unterbreiten. Die Mittel zur Beſtreitung der für die Ge⸗ 
meinde (ſowie für die weiteren Kreiſe: den Bezirk, die Provinz, den 
Staat) zu unternehmenden Arbeiten können, ſoweit dazu die gewöhn⸗ 
liche Beſteuerung nicht ausreicht, durch unverzinsliche, in Staatspapier⸗ 
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geld zu gewährende und in angemeſſener Friſt dem Staate zurückzu⸗ 
erſtattende Vorſchüſſe beſchafft werden. 

Man wird zugeſtehen müſſen, daß unter ſolchen Bedingungen auch 
in der kleinſten ländlichen Gemeinde ſehr bald ein lebhafter Drang 
entſtehen würde, gemeinnützige Arbeiten herſtellen zu laſſen, welche der 
ganzen Gemeinde ebenſowohl als jedem Einzelnen zum Vortheile ge— 
reichen. Man ſehe ſich nur auf dem platten Lande den Zuſtand der 
Wege und Straßen, kleinen Waſſerläufe und Brücken an, und man 
wird, ſelbſt in ſogenannten reichen Gegenden, über die Rückſtändigkeit 
in Allem, was öffentliche Anlage heißt, erſtaunen. Der Bau von 
Schul- und Gemeindehäuſern, die Herſtellung von Reinigungs- und 
Löſchanſtalten, Drainageanlagen, Aufforſtungen von Oedland und andere 
Meliorationen könnten auf dieſe Weiſe unternommen werden und würden 
die Gemeinde mit wahrhaft nutzbringenden Kapitalien bereichern. 

In den kleineren Städten ſind die Verhältniſſe nicht viel anders, 
als in den ländlichen Gemeinden, und die Art der dort herzuſtellenden 
öffentlichen Arbeiten würde daher theilweiſe eine ähnliche ſein, im 
Uebrigen aber einen mehr ſtädtiſchen Charakter tragen. In den größeren 
Städten iſt die Verwaltung meiſt ſchon recht vollkommen organiſirt, 
und an manchen Orten werden die nothwendigen öffentlichen Einrich⸗ 
tungen mit einer Schnelligkeit hergeſtellt und mit einer Sorgfalt unter⸗ 
halten, die nicht viel zu wünſchen übrig laſſen. Doch kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß bei einem Syſtem, wie es hier vorgeſchlagen 
wird, wobei die Koſten der als dringlich nachgewieſenen öffentlichen An⸗ 
lagen durch unverzinsliche Darlehen vorgeſtreckt werden, der Eifer, 
Gemeinnütziges zu ſchaffen, einen vorher nie gekannten Sporn em⸗ 
pfangen würde. 

Ueber den Gemeinden erheben ſich ſodann die Kreis-, Bezirks- und 
Provinzialverwaltungen, die ebenfalls die in ihren Wirkungskreis ent⸗ 
fallenden öffentlichen Arbeiten feſtzuſtellen, bezw. den höheren Inſtanzen 
zur Genehmigung zu unterbreiten hätten, und eventuell gleichfalls mit 
unverzinslichen Darlehen ausgeſtattet werden würden. 

Endlich über allen unteren Inſtanzen erhebt ſich die Staatsver⸗ 
waltung, bei welcher in einem beſonderen Centralamte alle auf die 
öffentlichen Arbeiten innerhalb der Gemeinden, der Kreiſe, Bezirke und 
Provinzen bezüglichen Fäden zuſammenlaufen müßten. Hier wäre der 
Mittelpunkt zu finden, von dem die letzten Direktiven ausgehen, — 
Direktiven, welche den Hauptzweck der Organiſation: die Ausgleichung 
des Arbeitsbedarfes und Angebots, die angemeſſene Vertheilung der 
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Arbeitskräfte, die Dirigirung derſelben von da wo ſie überſchüſſig ſind, 
dahin wo ſie gebraucht werden, zu ſichern hätten. Von hier, wo aus 
allen Theilen des Landes die Informationen über die Bedürfniſſe und 
Hülfsmittel jeder Gegend zuſammenfließen, wird man die ſchätzbarſten 
Anregungen zu innerer Koloniſation, Pflege von Hausinduſtrie u. dgl. 
erwarten dürfen. 

Von dieſer Centralſtelle, wie ſie ja thatſächlich in den meiſten 
Staaten als Handelsminiſterium, Miniſterium der öffentlichen Arbeiten 
oder unter ähnlichem Titel beſteht, werden natürlich auch die auf 
Staatsrechnung zu übernehmenden öffentlichen Arbeiten zu reſſortiren 
haben. Aber auch hier muß das Hauptgewicht auf die Bereitſtellung 
der Mittel durch unverzinsliche Darlehen, d. h. durch Emiſſion von 
Papiergeld mit zwanzig: oder fünfundzwanzigjähriger Amortiſation, ge— 
legt werden. Wir brauchen nicht zu wiederholen, welch ungeahnten 
Aufſchwung durch die Adoptirung eines ſolchen Plans die Anlage öffent— 
licher Werke auf Staatskoſten nehmen müßte. Vielleicht wäre eher ein 
Uebermaß zu beſorgen; allein wir ſagen hier mit Ricardo, welcher 
(ungleich ſeinen Epigonen, die in allem Uebrigen ſeinen Scharfſinn 
bewundern) die Vortheile eines Papiergeldes recht wohl zu würdigen 
wußte, daß in einem verfaſſungsmäßigen Staate, in dem das Volk 
ſelbſt über die Ausgaben ſeiner Regierung entſcheidet, kein Mißbrauch 
befürchtet zu werden braucht. Hoffentlich verdienen die geſetzlichen Ver— 
tretungen des Volkes das Vertrauen, hoffentlich werden ſie es künftighin 
noch mehr verdienen als bisher, daß Verſtand und guter Wille die 
Oberhand bei ihnen behalten und daß ſie ein ſcharfes Inſtrument nicht 
zu verkehrten Zwecken anwenden. Freiheit und Selbſtverwaltung, ſogut 
wie Abſolutismus und Beamtenregiment, ſind Werkzeuge, mit denen 
ebenſowohl herrliche Großthaten, wie unſinnige und verderbliche Hand⸗ 
lungen verrichtet werden können. Meine Vorſchläge ſetzen, ich gebe es 
zu, eine reife Geſellſchaft voraus; aber ich lebe auch der Ueberzeugung, 
daß ſie in einer ſolchen dereinſt zur Verwirklichung gelangen werden. 
Jeder weiß, wie viele Unternehmungen von unbezweifeltem öffent⸗ 
lichem Nutzen gegenwärtig unterbleiben, weil die Geldmittel dafür nicht 
aufzubringen ſind oder weil die Rentabilität derſelben nicht nach— 
gewieſen werden kann. Der erſte Punkt, der Geldmangel, wird, natür— 
lich in vernünftigen Schranken, denn nichts auf dieſer Welt iſt gren— 
zenlos, durch unſern Vorſchlag beſeitigt. Was den andern Punkt be— 
trifft, jo kann es oft nichts Verkehrteres geben, als an öffentliche Unter- 
nehmungen den Maßſtab der Rentabilität zu legen. Der Nutzen einer 
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öffentlichen Unternehmung von produktionsförderndem Charakter darf 
nicht nach dem Geldertrage, der davon zu erwarten ſteht, abgeſchätzt 
werden. Eine Eiſenbahn, ein Kanal ſind nach ihrem wahren Werthe, 
den ſie für den Verkehr haben, gewöhnlich gar nicht zu berechnen. Der 
zufällige Geldertrag eines ſolchen Unternehmens iſt ein ganz neben- 
ſächliches Moment, das ja immerhin nicht unbeachtet bleiben, aber 
nimmermehr den Ausſchlag geben darf. Bei dem Vorſchlage, öffent⸗ 
liche Unternehmungen auf der Grundlage von unverzinslichen Anlehen 
zu machen, fällt von vornherein die Rückſichtnahme auf eine Zinſenlaſt 
fort, welche bei der in den neueren Staaten gewöhnlichen Häufung für 
das ſteuernde Volk nicht ſelten eine kaum erträgliche Bürde bildet. 
Man wird daher die Vortheile neuer Anlagen mehr nach ihrer Trag⸗ 
weite für die Produktion oder den Verkehr zu würdigen haben, Vor— 
theile, die bei den gegenwärtigen Rentabilitätsrückſichten nur zu oft un⸗ 
gebührlich in den Hintergrund treten. 

Ein klaſſiſches Beiſpiel für die Verzögerungen, welche große Unter- 
nehmungen von augenſcheinlicher Produktivität nur zu häufig aus den 
angeführten Gründen erfahren, liefert die Geſchichte der Kanalbaupro⸗ 
jekte in Preußen. Faſt alle Welt iſt darüber einverſtanden, daß Kanal⸗ 
bauten ſelbſt durch das dichteſte Eiſenbahnnetz nicht überflüſſig werden und 
überdies in der Regel mit landwirthſchaftlichen Meliorationen in Ver⸗ 
bindung gebracht werden können, deren Werth mit den Anlagekoſten und 
deren Amortiſirung auf dem Wege der eigentlichen Kanalgebühren gar 
nichts zu ſchaffen hat. Nachdem die hiermit im Zuſammenhang ſtehen⸗ 
den Fragen Jahrzehnte lang mit Eifer diskutirt worden ſind, erſcheint 
endlich die Regierung, die eine Zeit lang größeren Kanalprojekten ab⸗ 
geneigt ſchien, mit einem umfaſſenden Plane vor dem Landtage. Für 
ihren erſten Vorſchlag, einen Kanal vom Rhein nach den Emshäfen 
zu bauen, ſchienen die gewichtigſten nationalen Intereſſen zu ſprechen. 

Der projektirte Kanal ſoll feinen Anfang in der Nähe von Dort- 
mund, alſo mitten im Herzen des großen rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlen⸗ 
reviers nehmen, über Münſter führen, wo ein Hafen anzulegen wäre, 
die ausgedehnten Moore der Ems durchſchneiden, an verſchiedenen 
Orten Verbindungen mit der Weſer und weiterhin mit der Elbe, ſowie 
mit mehreren größeren Städten herſtellen, um endlich die Seehäfen 
Papenburg, Leer und Ems zu erreichen. Mit allem Grunde darf man 
hoffen, daß der Kanal, namentlich ſobald die Verbindung mit den großen 
Hafenplätzen der Nord- und Oſtſee hergeſtellt ſein wird, den beinahe 
unerſchöpflichen Kohlenrevieren des Rheinlandes und Weſtfalens ein 
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ganz neues Abſatzgebiet, das jetzt England beinahe ausſchließlich be- 
herrſcht, erichließen würde. Das Gleiche trifft für den nördlichen 
Theil von Holland zu. Aber nicht bloß die deutſche Kohle, ſondern 
auch Erze, Eiſen, Eiſenbahnſchienen, Röhren und Eiſenwaaren aller 
Art würden auf dieſe Weiſe neue Abſatzmärkte gewinnen. Die längs 
der Kanallinie von Lingen bis Leer in großer Menge vorkommenden 
Raſeneiſenerze, die wegen ihres Phosphorgehaltes für die Hochöfen von 
großer Wichtigkeit ſind, werden erſt nach der Vollendung des Kanals 
in großem Umfange ausgebeutet und verſendet werden können. 

Veon hervorragendſter Wichtigkeit jedoch wird der Kanal für die 
ausgedehnten, zum größeren Theil ertragloſen Moor- und Haide— 
flächen des Herzogthums Arenberg-Meppen und der Niedergrafſchaft 
Lingen ſein. Die Hochmoore im mittleren Emsgebiete haben einen 
Geſammtflächeninhalt von pptr. 125,000 Hektaren oder etwa 22 Quadrat⸗ 
meilen. Dazu kommen noch große Haideflächen, jo daß durchſchnittlich 
66 Proz. des Geſammtumfanges der genannten Landestheile, d. h. etwa 
44 Quadratmeilen zur Zeit noch ertraglos, jedoch kulturfähig ſind. 
Allerdings find hier und da, theilweiſe in größerem Maßſtabe, Kul- 
turen verſchiedener Art mit beſtem Erfolge bereits ins Leben gerufen 
und im Gange; auch unterſtützen die theils ſchon fertig geſtellten, theils 
noch im Bau begriffenen ſogenannten Moorkanäle links der Ems 
(Hanekenfähr⸗Nordhorn, Süd⸗Nord⸗Kanal, Haren⸗Rütebrock ꝛc.) die Kul⸗ 
turen ganz bedeutend. Allein man darf ſich nicht verhehlen, daß Alles 
dies nicht genügt und daß die Kanäle links der Ems ſo lange nicht 
zur richtigen Geltung gelangen können, als ſie nicht durch eine ent— 
ſprechende Waſſerſtraße mit dem weſtfäliſchen und rheiniſchen Hinter— 
lande in Verbindung ſtehen. Denn ſowohl die Produkte als auch die 
Bedürfniſſe jenes großen Gebietes ſind der Art, daß an eine Verfrach— 
tung per Bahn gar nicht zu denken iſt. „Welcher Entwickelung ſolche 
Landſtriche zugeführt werden können,“ heißt es in den Motiven der 
bezüglichen Geſetzesvorlage, „lehrt am deutlichſten ein Vergleich zwiſchen 
dem früher hannoverſchen jetzt preußiſchen linksemſiſchen und dem 
holländiſchen Gebiet. Auf beiden Seiten der Grenze ſind ganz die— 
ſelben Bodenverhältniſſe; ein großes Moor erſtreckt ſich weithin. Auf 
beiden Seiten der Grenze wohnt ganz derſelbe Menſchenſtamm, ein 
fleißiges, arbeitſames Volk. Das iſt aber faſt das einzige Gleiche, was 
beide Seiten der Grenze bieten. Im Uebrigen herrſcht vollſtändige Ver⸗ 
ſchiedenheit. Auf der holländiſchen Seite hohe landwirthſchaftliche Ent⸗ 
wickelung, rege gewerbliche Betriebſamkeit, lebhafter Handel; auf dies⸗ 
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ſeitigem Gebiete ift dagegen von Handel und Verkehr keine Spur zu 
finden und die Landwirthſchaft noch auf der unterſten Stufe der Ent⸗ 
wickelung. Bei uns lockert der Moorbewohner noch den Boden mit 
der Hacke und wirft dann Feuer hinein, um in die Aſche Buchweizen 
zu ſäen. Iſt die Witterung günſtig, zerſtören Nachtfröſte nicht die 
Hoffnung der Moorbewohner, kann er der Näſſe wegen zu ſeinem Acker 
gelangen, um ihn abzuernten, ſo iſt er allerdings vor Hunger geſchützt. 
Er ißt dann des Morgens Buchweizen, des Mittags Buchweizen und 
des Abends Buchweizen. In dem benachbarten Holland dagegen können 
und werden in Folge der höheren Kultur alle landwirthſchaftlichen 
Produkte gezogen. Es iſt dort ſogar an manchen Stellen die land— 
wirthſchaftliche Kultur bis zur Gartenkultur vorgeſchritten. Auf der 
holländiſchen Seite ſieht man große Bauernhöfe und ſtädtiſche Gebäude, 
auf unſerer Seite dagegen nur niedrige Häuſer und Hütten, denen 
mannigfach ſogar der Schornſtein mangelt. Auf dem holländiſchen 
Gebiete herrſcht Reichthum und große Steuerkraft, während die dies- 
ſeitigen Bewohner zur Zahlung der geringfügigen Steuerbeträge kaum 
im Stande ſind. Dieſer große Unterſchied zwiſchen blühender Kultur⸗ 
entwickelung auf der einen Seite und bitterer Armuth auf der anderen 
Seite iſt nicht begründet in Bodenverhältniſſen, auch nicht begründet 
in Stammesverſchiedenheiten, ſondern vor Allem in dem Mangel guter 
oder vielmehr aller Verkehrswege auf unſerer Seite.“ 

Eine gründliche Abſtellung der Hinderniſſe einer großartigen 
Melioration dieſes ausgedehnten Gebiets iſt, wie geſagt, nur durch 
die Verbindung der auf dem linken Ufer der Ems geſchaffenen Waſſer— 
wege mit den Waſſerſtraßen der Ems und des Emskanals zu erreichen. 
Die Verbindungen des linksemſiſchen Gebietes mit den Kanälen Oſt⸗ 
und Nord⸗Hollands find bis auf verhältnißmäßig wenige Kilometer 
fertiggeſtellt. Späteſtens im Jahre 1884 wird die Ems durch dies 
weitverzweigte Kanalnetz mit den gewerb- und verkehrsreichen Städten 
Hollands und der Zuider-See in Verbindung ſtehen. Dann werden 
auch auf preußiſchem Gebiete die Fehnkolonien eine Entwickelung nehmen 
können, wie die im benachbarten Holland, wo die bedeutendſten Anlagen 
dieſer Art erſt ſeit dem letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts in 
Angriff genommen ſind. 

Bekanntlich wird in den Hochmooren der Torf abgegraben und der 
jo entſtandene Adergrund für den Anbau von Früchten geeignet ge- 
macht. Der neu gewonnene Ackerboden verlangt im Anfang eine ſehr 
ſtarke Düngung und nur da, wo der Torfabſatz geſichert und die Mög⸗ 
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lichkeit gegeben iſt, paſſende Dungmittel billig von außen zu beziehen, 
kann die Anlage von Fehnkolonien und der Anbau von Früchten auf 
dem Leegmoore gedeihen. Bedingungen für die Entwickelung der Fehn⸗ 
kolonien ſind alſo der maſſenhafte Abſatz von Torf einerſeits und der 
billige Bezug von Dungſtoffen andererſeits. Hierzu können nur Kanäle 
helfen. Der Torf aus den großen Hochmooren im mittleren Ems— 
gebiete hat zur Zeit in ſüdlicher Richtung höchſtens bis Rheine Abſatz. 
Das Meiſte geht nach Emden und Umgebung, wo mit den hollän— 
diſchen Zufuhren zu konkurriren iſt. Die Verbindung der Kanäle der 
Fehnkolonien mit der großen Waſſerſtraße, die bis in's Herz Weſt— 
falens führt, ſoll, wie man hofft, dem Torf ganz neue Abſatzgebiete 
erſchließen, umſomehr als für den oberen leichten und werthloſeren 
(weißen) Abraum in neueſter Zeit eine ganz neue Verwendung in der 
ſogenannten Torfſtreu entdeckt worden iſt, und in Zukunft mithin 
mehr die beſſeren Qualitäten Torf zum Verſandt kommen werden. 
Wenn hiernach der Kanal der Abfuhr des Torfes und der Torf— 
fabrikate, dieſer erſten Bedingung für die wirthſchaftliche Entwickelung 
des mittleren Emsgebietes, förderlich ſein wird, ſo iſt anderſeits mit 
Sicherheit zu erwarten, daß auch die nicht minder nöthige Zufuhr von 
Dungſtoffen mit Hülfe des Kanals an Ausdehnung gewinnen wird. 
Dies gilt zunächſt von dem im Dollart und in der Emsmündung 
lagernden Seeſchlick, der ein ganz unübertreffliches Dungmittel iſt und 
ſich an den erwähnten Orten in unerſchöpflichen Mengen abgelagert 
hat. Die Holländer, die nahe Verbindung mit dem Dollart haben, 
fahren zur Zeit der Fluth in denſelben hinein, warten die Ebbe ab, 
beladen ihr Fahrzeug, wobei ſie freilich 60 bis 70 Proz. Waſſer mit 
in den Kauf nehmen müſſen, und kehren bei eintretender Fluth zurück. 
Auf größere Entfernungen kommen jedoch auf dieſe Weiſe die Fracht⸗ 
koſten zu hoch und es wurde daher oberhalb Papenburg ſeither wenig 
Schlick verwendet. Erſt durch die Herſtellung des Kanals, welcher bei 
billigen Frachten zugleich die Ausladung an jeder beliebigen Strecke 
geſtattet, wird die Benutzung des Schlicks in großem Umfange und bis 
nach dem Münſterlande hinunter möglich, beſonders da die Haupttrans— 
porte von Weſtfalen ſeewärts gehen und ſonſt eine große Anzahl Schiffe 
unbefrachtet von See zu Berg fahren würden. 

Weſentliche Vortheile wird der Kanal in Bezug auf die Abfuhr 
der natürlichen Dungſtoffe bieten. Die an dem Kanal liegenden Städte 
werden unter Zuhülfenahme der ſchon erwähnten Torfſtreu die Abfuhr 
der ſtädtiſchen Abfallſtoffe, nach Art der holländiſchen Stadt Groningen, 
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ohne Schwierigkeit regeln und der Landwirthſchaft den bis jetzt mehr 
oder weniger verloren gegangenen Dünger zuwenden können. Rechnet 
man gering, ſo würden von rund 300,000 Einwohnern die Abfallſtoffe, 
welche zum mindeſten einen Werth von 4½ Millionen Reichsmark 
repräſentiren, zu gewinnen und für die Düngung reſp. Kultivirung 
von wenigſtens 15,000 Morgen zu verwenden ſein. 

Neben der Landwirthſchaft wird auch die Forſtwirthſchaft von der 
neuen Waſſerſtraße weſentlichen Nutzen ziehen. Bedeutende Forſtkom⸗ 
plexe werden vom Kanal berührt und dadurch an Nutzbarkeit erheblich 
gewinnen. In den bezüglichen Diſtrikten wird faſt überall darüber 
geklagt, daß bei den jetzigen Verkehrsverhältniſſen eine nutzbringende 
Verwerthung des Holzes nicht möglich ſei. Andrerſeits zeigt der Augen- 
ſchein, daß in denjenigen Waldungen, deren Beſtände wegen der Nähe 
der Eiſenbahnſtationen leicht verwerthet werden können, bereits bevent- 
liche Devaftationen eingetreten find. Nach Ausführung des Kanalbaues 
wird eine einſeitige Ausnutzung einzelner Forſtorte weniger zu beſorgen 
ſein, da das Holz an jeder Stelle, wo der Kanal den Wald berührt, 
gleich gut verladen werden kann. Da die neue Waſſerſtraße mitten in 
den weſtfäliſchen Bergbaubezirk führt, ſo wird namentlich der Abſatz 
von Grubenhölzern einen erheblichen Umfang erreichen. Gleichzeitig 
aber werden, ſobald durch Erbauung des projektirten Kanals einige 
Garantie für den künftigen Abſatz des Holzes geboten iſt, die Auf— 
forſtungen größere Dimenſionen annehmen. 

Auch ſonſt werden ſich mit der Kanalanlage bedeutende Meliorationen 
verbinden laſſen. Für die Zwecke der Entwäſſerung wird allerdings 
der Kanal nur auf der Scheitelſtrecke zwiſchen Dortmund und Münſter 
zu verwerthen ſein. Dagegen werden auf der mittleren und unteren 
Kanalſtrecke umfaſſende Grundflächen durch Bewäſſerungs anlagen 
meliorirt werden können. Von Lingen bis zur Haſe werden 200 Kubik⸗ 
fuß pro Sekunde und von hier aus bis zu den Emshäfen 100 Kubikfuß 
pro Sekunde der Landwirthſchaft zur Verfügung geſtellt werden können. 
Für die zur rechten Seite des Kanals gelegenen ſehr bedeutenden Flächen, 
ſo wie für die Wieſen zwiſchen Meppen und Lathon würde dieſe Ballen 
zuführung großen Werth haben. 

Man ſieht, der Gewinn, den die Nation aus dieſer Kanalanlage 
ziehen würde, kann gar nicht hoch genug angeſchlagen werden. Es 
handelt ſich nicht allein um die Hebung, faſt kann man ſagen um die 
Neuſchaffung eines Gebiets, das an Flächenraummanches deutſche Her⸗ 
zogthum übertrifft, ſondern auch um eine wichtige Kommunikation großer 
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Induſtriebezirke mit der See. Wie viel Raum würde hier für die 
innere Koloniſation, für die Anſäſſigmachung eines jetzt flottivenden. 
und durch ſeine unſicheren Exiſtenzbedingungen gefährlichen Elementes 
der Bevölkerung zu gewinnen ſein. Trotzdem iſt das Projekt, wenigſtens 
vorläufig, an kleinlichen Rückſichten, unter denen lokale Eiferſüchteleien 
einerſeits und Rentabilitätsbedenken andererſeits einen Platz einnehmen, 
geſcheitert. 

In anderen Gegenden Deutſchlands walten ähnliche Verhältniſſe 
ob. Wenngleich in neuerer Zeit für die Ent- und Bewäſſerung Manches 
geſchehen iſt, darf man doch den Flächenraum der ertragloſen Moore 
einerſeits und der faſt ebenſo unfruchtbaren Kies- und Sandböden 
andrerſeits noch immer auf mehrere hundert Quadratmeilen anſchlagen, 
welche durch ein verſtändig angelegtes Netz von Kanälen für die Kultur 
gewonnen werden könnten. 

Es kann nicht wohl einem Zweifel unterliegen, daß durch die An- 
nahme eines Syſtems, welches auf der einen Seite die Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit für die aus der Bewegung der Privatinduſtrie 
ausgeſtoßenen Elemente obligatoriſch machte, und andererſeits die Be— 
ſchaffung der dazu erforderlichen Umlaufs⸗ und Kreditmittel durch ein 
koſten⸗ und zinsloſes Staatspapiergeld geſtattete, von einem ganz un— 
berechenbaren Einfluß auf den Nationalwohlſtand ſein müßte, und daß 
binnen kurzer Zeit das Land ſich mit Kapitalien in der allein bauer- 
haften Form von Bodenverbeſſerungen in einem Umfange bedecken würde, 
wie es nie zuvor geſehen ward. Landſtraßen, Eiſenbahnen, Kanäle mit 
all' den Anregungen zu erweiterter Produktion, die uns das verbeſſerte 
Transportmittel mit magiſcher Gewalt ertheilt, könnten auf dieſe Weiſe 
in einem weit raſcheren Tempo als bisher erbaut werden, und das 
Land, welches dieſes Syſtem adoptirte, würde binnen wenigen Jahren 
im Beſitz eines unverſchuldeten Gemeingutes ſein, um das jedes 
andere Volk es beneiden könnte. 

Zu all' den Unternehmungen, die in den Kreis der zu organi— 
ſirenden Arbeit fallen, wird weſentlich nur die rohe Arbeitskraft er— 
fordert, in deren Beſitz ein Jeder iſt und die, um verwendet zu werden, 
nur einer kurzen Anleitung und Uebung bedarf. Der Privatinduſtrie 
bliebe nach wie vor die Verwendung aller gelernten oder, wie man es 
nennt, qualifizirten Arbeit überlaſſen. Nur Diejenigen, die in dem 
erlernten Berufe keine Gelegenheit zur Bethätigung finden, fallen dauernd 
oder zeitweilig in die breite Schicht der öffentlichen Arbeit zurück. Dieſe 
Schicht ſtellt das Niveau dar, unter welches, bei der geſchilderten Or⸗ 
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ganiſation, Niemand ſinken kann. Hiermit wird allerdings nicht das, 
was man im Sinne Louis Blancs die Organiſation der Arbeit nennt, 
verwirklicht; allein wir glauben, daß dadurch das verwirklicht würde, 
was an dem Gedanken Blancs das einzig Mögliche und Praktiſche iſt. 
Ob die Geſellſchaft ſich jemals eine Einrichtung geben wird, in welcher 
die geſammte Arbeit des Volkes unter Staatsregie ſteht oder, nach dem 
decentraliſirenden Plane Dührings, in den Rahmen freier Wirthſchafts⸗ 
kommunen eingeſpannt iſt, wird abzuwarten fein. Dieſe, wie alle ans 
deren gemeinwirthſchaftlichen Pläne ſind jedenfalls Zukunftsmuſik, von 
der es ebenſo zweifelhaft iſt wie von der Wagner'ſchen, ob die Zukunft 
ihr, beziehungsweiſe ſie der Zukunft gehören wird. Unſere Vorſchläge 
paſſen ſich im Weſentlichen den gegenwärtigen Verhältniſſen der Volks⸗ 
wirthſchaft an. Wir laſſen die Einzelwirthſchaft unangetaſtet, während 
wir allerdings das Syſtem derſelben nicht allein durch die verſchiedenen 
Formen freiwilliger Aſſoziation, ſondern auch durch eine planmäßige 
Organiſation der öffentlichen Arbeit ergänzt und überdies in der Einzel— 
wirthichaft eine in der That und Wahrheit freie Konkurrenz hergeſtellt 
ſehen wollen. | 

Bis zu einem gewiſſen Grade würde durch die Anerkennung des 
Rechts auf Arbeit, beziehungsweiſe durch die ſeiner Verwirklichung 
dienenden Einrichtungen eine nicht bloß dem Namen, ſondern auch dem 
Weſen nach freie Konkurrenz ſchon hergeſtellt. Der gegenwärtige Zu⸗ 
ſtand, unter welchem die zufällige Konjunktur und das Gewinnintereffe 
oder auch die bloße Laune der Unternehmer darüber entſcheidet, ob 
Hunderte oder Tauſende von Arbeitern beſchäftigt oder in den Abgrund 
der Erwerbsloſigkeit geworfen werden, gewährt keine Freiheit der Kon- 
kurrenz. Wo auf der einen Seite Unternehmer, die nur für ihren 
Gewinn kämpfen und gleichmüthig einer Unterbrechung oder Einſchrän⸗ 
kung der Arbeiten entgegenſehen, falls dadurch ein zukünftiger Vortheil 
geſichert werden kann, und auf der anderen Seite Arbeiter, welche durch 
den Verluſt ihres Erwerbes mit Hunger und Elend bedroht werden, 
ſich einander gegenüberſtehen, da kann von keiner freien Konkurrenz 
die Rede ſein; vielmehr iſt der Zwang, unter welchem der angeblich 
freie Arbeiter ſteht, oft ein ſchlimmerer als ſelbſt die Lage des Sklaven 
oder Leibeigenen, der durch ein Gewohnheitsrecht wenigſtens vor dem 
äußerſten Verderben geſchützt war. Ein leidliches Maß von Freiheit 
wird erſt dadurch hergeſtellt, daß durch die Geſellſchaft gewiſſermaßen 
ein Unterhaltsminimum verbürgt iſt. Freilich wird man ſich mit dieſer 
Anordnung nicht begnügen dürfen. Die freiwilligen Vereinigungen müſſen 
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das Ihrige thun, um das Gleichgewicht zwiſchen den Intereſſen der 
Arbeiter und Unternehmer herzuſtellen, und wo Geſetze und öffentliche 
Einrichtungen dies Gleichgewicht ſtören, muß die Hand an eine Reform 
der Geſetze und öffentlichen Einrichtungen gelegt werden. 

Auch eine „Organiſation der Arbeit“ wird, wie ſchon angedeutet, 
durch die Organiſation der öffentlichen Arbeit bis zu einem ge— 
wiſſen Grade in die Wege geleitet. Zwar nicht der Form, wohl aber 
dem Zwecke nach. Der Zweck einer derartigen Organiſation kann 
nur der ſein, die Produktion mit der Konſumtion auszugleichen. Der 
Mechanismus von Angebot und Nachfrage erfüllt unter den gegen— 
wärtigen Verhältniſſen dieſe Aufgabe in einer ſo unvollkommenen Weiſe, 
daß beſtändig unheilvolle Schwankungen entſtehen, welche einmal den 
Umfang der Produktion in den einzelnen Erwerbszweigen weit über das 
Maß der allgemeinen Konſumtionsfähigkeit ausdehnen, das anderemal 
plötzliche Einſchränkungen nothwendig machen, die hinwiederum die Kon⸗ 
ſumtionskraft ſchwächen. Der Grund dieſer Schwankungen liegt in den 
beſtändig wechſelnden Chancen des Unternehmergewinnes. Bewegt ſich 
derſelbe in dieſem oder jenem Arbeitszweige in aufſteigender Richtung, 
ſo wird die Produktion von den Unternehmern ausgedehnt, bis ſich ein 
Uebermaß herausſtellt, das ſinkende Preiſe und Gewinne mit ſich bringt. 
Nun wird die Produktion eingeſchränkt, es werden Arbeiter entlaſſen 
und die Löhne der übrigen herabgedrückt. Die Zeit der ſinkenden Kon⸗ 
ſumtionsfähigkeit beginnt. In dieſem Kreislaufe bewegt ſich die moderne 
Produktion, beſonders die induſtrielle, durchaus. Nun iſt es klar, daß 
durch eine Einrichtung, welche ein Verſinken der Arbeiter in gänzliche 
Erwerbsloſigkeit unmöglich macht, der Spielraum des Unternehmer- 
gewinnes verengert werden muß. Da der Druck auf die Arbeitslöhne, 
der bisher ausſchließlich in der Gewalt der Unternehmer ſtand, nun— 
mehr eine beſtimmte Grenze hat, und der Arbeiter ihnen mit größerer 
Freiheit gegenüberſteht, ſo wird der Hauptfaktor des Preiſes der Waaren, 
der Arbeitslohn, ein gewiſſes mittleres Maß einhalten und nicht mehr 
jo bedeutenden Schwankungen wie ſonſt unterworfen fein. Dem Schwer⸗ 
gewichte des Arbeitslohns muß aber auch der Gewinnſatz folgen. Je 
ſtetiger der erſtere iſt, deſto geringeren Schwankungen unterliegt natur- 
gemäß auch der letztere. Schon dadurch muß die Produktion ſelbſt eine 
ſtetigere werden und ſich mehr dem wirklichen Bedarfe anſchmiegen, als 
durch die Spekulation der Unternehmer beeinflußt werden. Anderer— 
ſeits kann bei dem nie gänzlich verſiegenden Erwerbe der Arbeiter die 
Konſumtionsfähigkeit des geſammten Volkes niemals ſehr erheblich 
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ſchwanken, niemals auf den tiefen Stand herabſinken, wie es jetzt bei 
andauernden Produktions- und Circulationskriſen geſchieht. So erweiſt 
ſich das Recht auf Arbeit als ein Regulator, der eine Ausgleichung der 
Störungen im gleichmäßigen Gange der Volkswirthſchaft bewirkt, und, 
ohne die Selbſtverantwortlichkeit der wirthſchaftenden Subjekte aufzu⸗ 
heben, eine verhältnißmäßig hohe Sicherheit gegen zu hohe oder zu 
niedere Spannung der bewegenden Kräfte herſtellt. 

Im Allgemeinen würde der bisher von uns gezogene Kreis von 
Arbeiten wohl genügen, um die Verwirklichung eines Rechts auf Arbeit 
zu gewährleiſten. Wer von dieſem ſeinem Rechte Gebrauch macht, muß 
ſich den Schranken anbequemen, unter denen daſſelbe allein Verwirk⸗ 
lichung finden kann. Nur an beſtimmten Produkten und an ſolchen 
fixen Kapitalien, die dem allgemeinen Beſten dienen, hat die Geſell⸗ 
ſchaft einen nahezu unbeſchränkten Bedarf. Sie kann daher nicht die 
Beſchäftigung in ſolchen Produktionszweigen gewährleiſten, für deren 
Erzeugniſſe kein allgemeiner Bedarf vorhanden iſt. Daraus folgt dann 
auch, daß Denjenigen, die von dem Recht auf Arbeit Gebrauch machen 
wollen, unter keinen Umſtänden die Wahl der Beſchäftigung freigeſtellt 
werden kann. Vielmehr entſpricht dem Recht eine ebenſo kategoriſche 
Pflicht, ſich unweigerlich den Anordnungen und Aufträgen der bezüg⸗ 
lichen Behörden zu fügen. Eine billige Berückſichtigung der phyſiſchen 
und geiſtigen Veranlagung iſt indeſſen dadurch keineswegs ausgeſchloſſen. 
Jedenfalls würde es ſich empfehlen, den Kreis der öffentlichen Arbeiten 
inſofern auszudehnen, daß auch ſolchen Perſonen, die zu ſchweren kör— 
perlichen Anſtrengungen untauglich oder vermöge ihrer Kenntniſſe zu 
feineren Beſchäftigungen befähigt ſind, eine ihren Kräften angemeſſenere 
Arbeit zuertheilt werden kann. Ich habe in meinem Buche: „Die Freie 
Geſellſchaft“ auf den Bureau- und Subalterndienſt hingewieſen, der bei 
entſprechender Reorganiſation vielleicht für dieſen Zweck brauchbar zu 
machen wäre. Mit den Civilverſorgungsanſprüchen der Militäranwärter, 
der Lebenslänglicheit der Anſtellung, und überhaupt mit der Abſchließung 
des Dienſtes von der freien Konkurrenz würde ſich dies freilich nicht 
vereinbaren laſſen; aber zur Vereinfachung und Verwohlfeilerung des 
Staats⸗ und Gemeindedienſtes könnte es vielleicht erheblich beitragen. 
Der lebenslänglich und mit Penſionsberechtigung angeſtellte Beamte 
genießt vor den übrigen Ständen einen Vorzug, den man als ein 
Monopol von ſehr zweifelhafter Berechtigung bezeichnen darf. Während 
alle übrigen Kategorien der Bevölkerung darauf angewieſen ſind, durch 
nie raſtende Thätigkeit und Strebſamkeit beſtändig ihre Exiſtenz zu 
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erkämpfen und zu ſichern, iſt der Beamte, wenn er einmal in den 
Hafen der lebenslänglichen Anſtellung eingelaufen iſt, gegen alle Zu⸗ 
fälle des Lebens gefeit und ſein Fortkommen hängt nicht mehr erheblich 
von ſeinem Eifer und ſeiner Geſchicklichkeit ab. Das Einkommen des 
Beamten ſteigt gewöhnlich mit ſeinem Alter, wenn auch ſeine Kräfte 
anfangen ſich abzunutzen, während der Arbeiter und überhaupt die auf 
freie Konkurrenz angewieſenen Stände mit ſinkender Leiſtungskraft auch 
weniger erwerben. Der Schlendrian, der in Folge davon in den Kreiſen 
der höheren wie der niederen Beamtenſchaft vielfach herrſcht, iſt ſprüchwört⸗ 
lich. Ueberdies muß der Beamte, der einmal an eine beſtimmte Stelle 
geſetzt iſt, gewöhnlich auch da bleiben, ob er nun dafür paßt und ob 
ihm das Amt behagt oder nicht. So verliert er nur zu oft alle geiſtige 
Friſche und wird grämlich und pedantiſch, ſtatt daß er an einem an— 
deren Orte vielleicht recht gut am Platze wäre und feine volle Spann⸗ 
kraft wieder fände. Eine gewiſſe Beweglichkeit und Gelenkigkeit des 
Dienſtes, wie ſie beim Militärdienſt ſchon weit mehr hergebracht iſt als 
beim Civildienſte, dürfte eine recht belebende Wirkung auf die in ihm 
verwendeten Kräfte ausüben, und die Eröffnung einer freieren Kon- 
kurrenz würde ein ſcharfer Sporn zu Thätigkeit und Regſamkeit ſein. 
Länder, wie die Schweiz und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
beweiſen, daß es der Lebenslänglichkeit der Aemter nicht bedarf, um 
durchaus tüchtige Beamte in hinreichender Anzahl zur Verfügung zu 
haben; und wenn die Eröffnung freierer Konkurrenz auf dieſem Ge— 
biete, durch Beſeitigung der Anſprüche auf ſpezielle Berufsbildung ꝛc., 
die Folge hätte, daß der Andrang zur Beamtenſchaft nachließe, ſo wäre 
dieſe Folge im allgemeinen Intereſſe nur mit Genugthuung zu begrüßen. 
Von der ſozialdemokratiſchen Partei iſt zuweilen der Gedanke, der ihren 
Plänen zu Grunde liegt, dahin formulirt worden, daß es gelte, die ge— 
ſammte Geſellſchaft in ähnlicher Weiſe zu organiſiren, wie es der 
Beamtenſtaat ſei, oder mit andern Worten, alle Mitglieder der Geſell⸗ 
ſchaft zu Beamten zu machen. Wir fürchten, daß dabei genau dieſelben 
Erſcheinungen zu Tage treten würden, wie ſie im Beamtenſtaate ſo 
notoriſch ſind. Der Schlendrian würde ſich verallgemeinern, und die 
Produktion den Anſprüchen der Konſumtion bald nicht mehr genügen. 

Bei einer das Recht auf Arbeit verwirklichenden Organiſation wird 
man ſchließlich auch die Frauenarbeit nicht vergeſſen dürfen. In 
meiner „Freien Geſellſchaft“ heißt es darüber: Zwar iſt zu hoffen, daß 
die allgemeine Erhöhung der Arbeitslöhne, welche eine nothwendige 
Folge jener Organiſation iſt, darauf hinwirken werde, daß die Frauen 
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und Mädchen im großen Ganzen ihrem Berufe innerhalb der Familie 
mehr treu bleiben könnten, als es unter den heutigen Verhältniſſen der 
Fall iſt. Allein in dieſer beſten der denkbaren Welten werden ſich zu 
allen Zeiten und unter allen Umſtänden Abnormitäten einfinden, denen, 
ſoviel an der Geſellſchaft liegt, durch beſondere Maßregeln abgeholfen 
werden muß. Und wenn es gerecht iſt, dem arbeitsloſen Manne Be⸗ 
ſchäftigung zu geben, ſo würde es gewiß ungerecht ſein, die Frau von 
dieſer Rechtswohlthat ausſchließen zu wollen; umſomehr als Jedermann 
die Gefahren für die Sittlichkeit, nicht allein der Frauen, ſondern der 
geſammten Geſellſchaft, kennt, welche zum großen Theil aus der Hülf⸗ 
loſigkeit ſonſt ganz erwerbsfähiger Frauen und Mädchen entſpringen. 

Die Frage des Antheils der Frauen an den öffentlichen Arbeiten 
bietet allerdings vielleicht noch größere Schwierigkeiten dar, als die der 
Männerarbeit; doch ſind bei gutem Willen Schwierigkeiten dieſer Art 
immer zu überwinden. Zunächſt würde ſich die Nachweiſungspflicht der 
Lokalſtellen, namentlich in den Städten, auch auf die Vakanzen im 
Privatdienſt erſtrecken. Sodann laſſen ſich aber auch öffentliche Arbeiten, 
die für die Beſchäftigung von Frauen geeignet ſind, denken. Eine dem 
weiblichen Naturell ſehr angemeſſene Beſchäftigung bietet vor Allem 
die Bekleidungsinduſtrie dar, und der Bedarf an den Produkten der⸗ 
ſelben iſt jo unerſchöpflich und paßt ſich jo ſehr dem Maße des Wohl- 
ſtandes an, wie außerdem nur noch der Bedarf an den Nahrungs⸗ 
mitteln. Hier zeigt ſich alſo ein Gebiet, innerhalb deſſen die Pro- 
duktion einer ſolchen Elaſtizität fähig iſt, daß Produktionsſchwankungen, 
welche die bloß dem Gewinn nachgehende Privatinduſtrie fo oft zu 
Arbeitseinſchränkungen, und demgemäß zu Außerbetriebſetzung und 
Preisgebung der lebendigen Arbeitskräfte ſelbſt, veranlaſſen, durch eine 
feſte Organiſation einigermaßen ausgeglichen werden können. Ueber⸗ 
dies läßt die fragliche Induſtrie, was in dieſem Falle von beſonderer 
Wichtigkeit iſt, die häusliche Beſchäftigung der ſich damit Befaſſenden 
zu, und es wäre daher nicht nöthig, die Arbeitſuchenden etwa ſämmtlich 
in großen Werkſtätten unterzubringen, — wenn auch gewiſſe Sammel⸗ 
ſtellen vorhanden ſein müßten, denen die Leitung und der Vertrieb an⸗ 
heimzugeben wäre, und mit denen Lehrwerkſtätten in Verbindung ſtehen 
könnten, in welchen die mit derartiger Arbeit Unbekannten die nöthige 
Anleitung zu empfangen hätten. Uebrigens laſſen ſich auch noch andere 
Arbeitszweige denken, die in Ergänzung des Hauptſtammes die Unter⸗ 
lage der öffentlichen Frauenbeſchäftigung bilden können. 

Noch ein Punkt erfordert eine flüchtige Erwähnung: die Lohn⸗ 
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frage. Ich wiederhole auch hier das ſchon in meinem früheren Buche 
Geſagte. Als Hauptgeſichtspunkt würde feſtzuhalten fein, daß, da es 
ſich in keiner Weiſe um eine unbillige Konkurrenz mit der Privat— 
induſtrie handelt, die Löhne der öffentlichen Arbeit ſich im Allgemeinen 
in den durch dieſe Konkurrenz vorgezeichneten Linien zu bewegen haben 
würden, juſt wie es auch jetzt bei öffentlichen Arbeiten zu geſchehen 
pflegt. Da andererſeits die öffentliche Arbeit ein volles Recht hat, freie 
Konkurrenz von Gemeinde zu Staat und von öffentlicher zu Privat⸗ 
induſtrie zu verlangen, fo kann von einem feſten Lohnſatze von vorn⸗ 
herein keine Rede ſein. Der von dem Staate, dem Bezirk oder der 
Gemeinde zu bewilligende Lohnſatz wird vielmehr von Angebot und 
Nachfrage nach Arbeit und von der Dringlichkeit des Bedarfes im All⸗ 
gemeinen ebenſo abzuhängen haben, wie es in der Privatinduſtrie der 
Fall iſt. Nur meinen wir, daß die Organe der Geſellſchaft ſich ihrer 
Stellung, ſowie ihrer Pflichten gegen die Geſellſchaft ſtets bewußt und 
eingedenk bleiben müſſen, daß bei ihren Unternehmungen nicht die 
beengten Rückſichten, welche das Privatkapital bei den ſeinigen nehmen 
muß, zur Geltung zu bringen ſind. Das Privatkapital will, wenn es 
unternimmt, Gewinne machen, denn ſonſt würde es überhaupt nicht 
unternehmen. Die Geſellſchaft hingegen braucht auf ihr Anlagekapital 
keinen Gewinn zu machen, und hat im Auge zu behalten, daß, je mehr 
ſie ihrerſeits den Arbeitslohn derjenigen, die ohne öffentliche Arbeit be- 
ſchäftigungslos ſein würden, drückt, die Arbeitslöhne der Privatinduſtrie 
deſtomehr an Widerſtandskraft einbüßen und entſprechend ſinken werden, 
womit wieder die entſprechenden Schwächungen der Konſumtionskraft 
unter der großen Maſſe der Bevölkerung und die unvermeidlichen 
Produktionseinſchränkungen der Privatinduſtrie verknüpft ſind, welche 
die Stetigkeit der wirthſchaftlichen Bewegung jo verhängnißvoll unter- 
brechen. Es iſt ein klägliches Schauſpiel, das leider keineswegs ſelten 
aufgeführt wird, die öffentlichen Behörden einen Druck auf die Arbeits⸗ 
löhne ausüben zu ſehen, wie es zu thun ein einfacher Privatmann ſich 
oft ſchämen würde. Die öffentliche Arbeit, mit ihrer Fähigkeit und 
ihrem Beruf, die unvermeidlichen Schwankungen der Privatinduſtrie 
zu ebnen und auszugleichen, darf eben nur vom Geſichtspunkte der ge— 
ſellſchaftlichen Geſammtintereſſen geleitet werden. Von dieſem Geſichts— 
punkte hat ſie die Aufgabe, gleichſam als Widerſtandspunkt gegen das 
einſeitige Gewinnintereſſe des Kapitals zu dienen, und dieſe Aufgabe 
legt den bezüglichen Organen namentlich in Zeiten der Entmuthigung 


des Kapitals Verpflichtungen auf, deren Erfüllung 1 dem Kapital 
Stöpel, Soziale Reform. III. 
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ſchließlich zu gute kommen werden. Im Uebrigen würde man nicht 
nöthig haben, die Konkurrenz mit den Gewinnintereſſen der Privat⸗ 
induſtrie allzu rigorös abzuwägen; denn nicht darum handelt es ſich, 
den Unternehmern Gewinn, ſondern den Arbeitern Arbeit zu verſchaffen. 
Zum Schluſſe ſei noch bemerkt, daß wir kein Bedenken ſehen, 
welches hinderte, die Löhne der öffentlichen Arbeit in erwünſchtem Maße 
zu individualiſiren, dem Geſchickten und Fleißigen einen höheren, dem 
Läſſigen, Ungeübten, Untüchtigen einen geringeren Lohn zu geben. 


0 


Viertes Kapitel. 
Soziale Folgen des Rechts auf Arbeit. 


In den vorhergehenden Erörterungen iſt zwar ſchon vielfach auf 
die heilſamen Folgen, welche die Anerkennung des Rechts auf Arbeit 
und die Herſtellung der daſſelbe gewährleiſtenden Einrichtungen für die 
Geſellſchaft haben müßte, hingewieſen worden. Es wird ſich jedoch 
empfehlen, dieſelben nochmals im Zuſammenhange darzuſtellen und in 
ihren feineren Veräſtelungen aufzuſuchen. 

Die erſte und wichtigſte Folge iſt ſelbſtverſtändlich die Erweiterung 
des Spielraums der Produktion. Der jetzige Zuſtand, bei dem in einem 
großen Lande beſtändig Hunderttauſende von arbeitsfähigen Armen ohne 
Beſchäftigung bleiben und der Geſellſchaft zur Laſt fallen, iſt einfach 
als eine rieſenhafte Arbeitsvergeudung zu bezeichnen. Es giebt wun⸗ 
derbarer Weiſe viele Leute, die ſich für Gegner des alten kapitaliſtiſchen 
Spruches: „Laisser faire, laisser aller“ erklären, aber in ihren Ge⸗ 
danken über die Nothwendigkeit der Staatseinmiſchung ſich nicht viel 
weiter als bis zur Schutzzöllnerei erheben, die der Arbeitsverwendung 
doch nur ein ziemlich beſchränktes neues Gebiet ſichern kann, und auch 
dies nur unter beſtimmten Vorausſetzungen. Schutzzölle vermögen unter 
gewiſſen Umſtänden den nationalen Unternehmungsgeiſt oder das natio⸗ 
nale „Kapital“ zu ſchützen und können dadurch indirekt allerdings auch 
den Arbeiter vor internationaler Konkurrenz einen gewiſſen Schutz ge- 
währen. Aber andererſeits leiſten ſie der Beſitzanhäufung in einzelnen 
Händen und der ſogenannten Kapitalsaſſoziation, welche den Prozeß einer 
ſolchen Beſitzanhäufung unterſtützt, mächtigen Vorſchub und befördern 
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dadurch an und für ſich die Abhängigkeit der Arbeit vom Kapital. Sie 
ſchützen mehr die nationale Verwendung von Maſchinenkraft, als die 
nationale Arbeit im engeren Sinne und find zwar der Großinduſtrie, 
niemals aber dem Handwerk und der Landwirthſchaft förderlich, die 
beide viel mehr menſchlicher Arbeitskräfte bedürfen als jene. Inſofern 
it das durch Schutzzölle vermittelte Eingreifen des Staats in die wirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten (ſo berechtigt und nützlich es unter Um— 
ſtänden fein kann) dennoch ganz einſeitig, und muß durch weitere Maß- 
regeln ergänzt werden, welche den lebendigen Arbeitskräften zu gute 
kommen. Geſchieht dies nicht, ſo ergeben ſich jene Erſcheinungen, die 
wir in Staaten mit hochentwickelter Großinduſtrie ſo oft wahrnehmen, 
daß die Landwirthſchaft von Arbeitskräften mehr als billig entblößt 
wird, das Handwerk unter der Konkurrenz des Großbetriebes in Ver— 
fall geräth und ein Arbeiterproletariat ſich anſammelt, das der Geſell— 
ſchaft zu einer ſchweren Bürde wird. Dieſen Uebelſtänden kann nur 
durch eine organiſche Einrichtung abgeholfen werden, welche die ohne 
die thätige Theilnahme der Geſellſchaft hülfloſe Arbeitskraft vor der 
Vergeudung bewahrt. Wie ſehr durch eine ſolche Einrichtung die Pro— 
duktion befördert und der Reichthum der Geſellſchaft an wahrem Kapital, 
nicht bloß an Verfügungsmitteln über Kapital, und zwar großentheils 
an öffentlichem, gemeinſchaftlichem Kapital vermehrt wird, haben wir 
im Vorangehenden genugſam nachgewieſen, und brauchen nicht darauf 
zurückzukommen. 

Durch die auf dieſe Weiſe von den Orten einer künſtlichen Stauung 
der Arbeitskräfte zurückgelenkte Strömung wird, zweitens, einer wirth— 
ſchaftlichen Centraliſation entgegengearbeitet, welche die Produktions⸗ 
mittel und Arbeitskräfte an beſtimmten Orten anhäuft und das übrige 
Land von denſelben mehr und mehr entblößt. Die Großinduſtrie und 
das Großkapital haben einen natürlichen Zug zur Konzentrirung in 
einzelnen Bezirken und Städten, und es folgt daraus, daß die Be— 
völkerung, deren Beſchäftigung von den dort angehäuften Produktions⸗ 
inſtrumenten und Umtriebsmitteln abhängt, ſich mehr und mehr in 
Induſtriebezirken und großen Städten zuſammendrängt, während das 
platte Land zum Theil verödet. Man hat neuerdings wiederholt der 
Induſtrie den Wink ertheilt, ſich dort niederzulaſſen, wo der Arbeits— 
lohn noch billig iſt, und die in der Landwirthſchaft — bei der gegen— 
wärtigen agrariſchen Beſitzvertheilung und Erbtheilung — überſchüſſig 
werdenden Arbeitskräfte durch den Mangel an Induſtrie gezwungen 
ſind, jenſeits des Meeres ihr Heil zu ſuchen. Allein die Mittel, durch 
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welche man einen ſolchen Prozeß zu erleichtern gedenkt, würden theil⸗ 
weiſe ungerecht, theilweiſe unwirkſam ſein. Die bezüglichen Vorſchläge 
bezwecken in der Regel nichts als Steuererleichterungen des Grundbe— 
ſitzes in großem Maßſtabe und bedeuten daher lediglich eine Abwälzung 
der Steuerlaſt von den Schultern der Grundbeſitzer auf die Schultern 
der ſtädtiſchen Bevölkerung, deren größere Leiſtungsfähigkeit vielfach ein 
bloßer Schein iſt. Denn thatſächlich wird unter den heutigen Verhält— 
niſſen die Hauptlaſt der Beſteuerung niemals auf den Beſitz, ſondern 
ſtets auf die Maſſen des Volkes, d. h. auf die arbeitenden Klaſſen 
fallen, und dieſe befinden ſich in den Städten und Induſtriebezirken 
keineswegs in günſtigerer Lage, als auf dem platten Lande. Auch leidet 
der Grundbeſitz weit weniger an einer zu ſchweren Beſteuerung, als 
an anderen Uebeln, und ihn vor dem ſogenannten beweglichen Beſitz 
zu bevorzugen, würde zu den vielen Ungerechtigkeiten unſerer Beſteuerung 
nur eine neue hinzufügen heißen. Wenn aber dies alles auch nicht ſo 
wäre, ſo würde doch eine durchgreifende Maßregel auf dem Gebiete 
der Beſteuerung nichts dazu beitragen können, den gegenwärtig von 
Induſtrie entblößten Provinzen Induſtrie zuzuführen, und die Folge 
höchſtens die fein, daß die Großinduſtrie ſich aus den Städten zurüd- 
zöge und auf das platte Land jener Provinzen verlegt würde, in denen 
ſie bereits heimiſch iſt. Eine lokale Entwickelung der Induſtrie iſt nicht 
ohne gewiſſe Vorbedingungen denkbar, die ſich in den von ihr gemie⸗ 
denen Gegenden gewöhnlich nicht vorfinden, und eine Aenderung dieſes 
Umſtandes kann immer nur durch die Herſtellung oder mindeſtens An— 
bahnung jener Bedingungen herbeigeführt werden. Ohne eine vor- 
gängige gewiſſe Dichtigkeit und Wohlhabenheit der Bevölkerung, ohne 
günſtige lokale Verkehrsbeziehungen wird ſich ſelten Induſtrie in einer 
vorwiegend landwirthſchaftlichen Gegend anſiedeln, und künſtlich beför⸗ 
derte Gewächſe dieſer Art haben in der Regel nicht Lebenskraft genug, 
um in der freien Konkurrenz auszudauern. Was alſo vor Allem noth— 
wendig wäre, um menſchenleere Provinzen gewiſſermaßen mit Induſtrie 
zu ſättigen, das wäre die Herſtellung von Verkehrserleichterungen durch 
Eiſenbahnen, verbeſſerte Landſtraßen und Vizinalwege und beſonders 
die Beförderung der Tendenz zur Theilung des Grund und Bodens, 
einer Tendenz, die gerade in den bezüglichen Gegenden der gegentheiligen 
Strömung zu unterliegen pflegt. Am beſten würde eine vollkommnere 
Wirthſchaftsverfaſſung und demgemäß größere Bevölkerungskapazität 
ſicherlich durch die Annahme des von uns vorgeſchlagenen Planes vor— 
bereitet, der eine zielbewußte Organiſation der öffentlichen Arbeiten 
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bezweckt und dieſelben natürlicherweiſe da am entſchiedenſten fördern 
muß, wo am meiſten Raum dafür vorhanden iſt. 

Die wichtigſte mittelbare Folge jener Organiſation würde offenbar 
in der Steigerung des durchſchnittlichen Arbeitslohnes und mithin der 
Lebenshaltung der großen Maſſe der Bevölkerung beſtehen. Jede ſozial⸗ 
politiſche Maßregel, welche ohne dieſe Wirkung bleibt, iſt verfehlt von 
Haufe aus. Daß der hier in Rede ſtehende Plan dieſe Wirkung noth- 
wendig haben muß, leuchtet ein, da durch denſelben ein Widerſtands⸗ 
punkt geſchaffen wird, der die gänzliche Erwerbsloſigkeit verhütet und 
das Angebot von Arbeitskraft in eine geſicherte Poſition verſetzt. Das 
Sinken des Arbeitslohns wird durch den Ueberſchuß an Arbeitskräften 
herbeigeführt, der ein künſtliches Erzeugniß ungerechter Geſellſchafts⸗ 
einrichtungen iſt. Das Monopol des Grundbeſitzes treibt mehr Hände 
in die Induſtrie, als darin gebraucht werden, das Monopol des Kapitals 
treibt die überſchüſſigen Hände auf die Straße. Die Konkurrenz der 
letzteren iſt das wirkſame Mittel, welches auch die gerechteſten Anſprüche 
der Arbeit in Schach hält. Giebt es dagegen keine überſchüſſigen Hände 
mehr; hat die Geſellſchaft ihre Pflicht anerkannt, diejenigen ihrer Mit⸗ 
glieder, deren Eigenthum ſie nicht ſchützen kann, da ſie keins haben, 
wenigſtens im Beſitz und in der Verwerthung ihrer Arbeitskraft zu 
ſchützen, ſo muß nothwendig das Niveau des Arbeitslohnes erhöht 
werden und kann nicht auf dem Punkte bleiben, auf dem es gegen— 
wärtig unter dem Drucke einer beſtändigen Exiſtenzbedrohung erhalten 
wird. Uebrigens braucht man nicht zu befürchten, daß die Löhne unter 
unſerer Vorausſetzung bald ſo hoch ſteigen würden, daß die heimiſche 
Produktion vor der Konkurrenz des Auslandes die Segel ſtreichen müßte. 
Die durch Arbeitslohn und Unternehmergewinn beſtimmten Preiſe der 
Waaren werden zu allen Zeiten ihr natürliches Maß an der wirkſamen 
Nachfrage nach Waaren haben und können niemals darüber hinaus ſteigen. 
Werden die Anſprüche höher geſpannt, ſo hört eben die Konſumtion 
und mit ihr die Produktion auf. Auch der ausländiſchen Konkurrenz 
gegenüber kommt dies Geſetz zur Geltung. Wird der inländiſche Markt 
von ausländiſchen Konkurrenten hart bedrängt, ſo wird die inländiſche 
Produktion nachlaſſen und ein Druck auf die Preisfaktoren, Arbeits- 
lohn und Unternehmergewinn, nicht ausbleiben. Hier kann allerdings 
noch immer ein mäßiger Zollſchutz einen gewiſſen Halt gewähren, und 
der Verfaſſer dieſer Schrift iſt bekanntlich lange vorher für einen ſolchen 
Schutz eingetreten, ehe das parlamentariſche Bündniß der Großgrund⸗ 
beſitzer und Großinduſtriellen den Tarif von 1879 zu Stande brachte. 
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Leider vermag der Zollſchutz den Widerſtreit zwiſchen Arbeitslohn und 
Unternehmergewinn nicht zu beſeitigen, und dient nur zu oft lediglich 
zur Sicherung und Erhöhung des letzteren, während die Arbeit mehr 
oder weniger leer ausgeht. Was ich jetzt vorſchlage, ſoll eben dazu 
dienen, der Arbeit das Recht widerfahren zu laſſen, das ihr Zollmaß⸗ 
regeln, welche den Schutz der „nationalen“ Arbeit auf's Aushängeſchild 
ſchreiben, in der Regel nicht gewähren. 5 
Alſo über ein gewiſſes Maß können die Preiſe und mit ihnen die 
Arbeitslöhne niemals ſteigen, und es handelt ſich bei den Beſtrebungen, 
die letzteren zu erhöhen, nicht um die unmögliche Beſeitigung ihrer 
naturgeſetzlichen Schranken, ſondern darum, einerſeits die Mittel zu einem 
künſtlichen Druck auf die Preiſe zu verlegen, und andererſeits ein Ver⸗ 
hältniß der Arbeitslöhne zu den Unternehmergewinnen herzuſtellen, 
welches Jedem das Seine gewährt. Das Hauptmittel, auf die Preiſe 
zu drücken, beſteht in dem Druck auf den Arbeitslohn, und dieſem 
Drucke würden durch die von uns vorgeſchlagene Organiſation der 
öffentlichen Arbeiten, wie wir denken, die Wege hinlänglich verlegt, 
vorausgeſetzt, daß im Uebrigen die natürliche Freiheit des Arbeiters 
unangetaſtet bleibt. Auch zur Herſtellung eines angemeſſenen Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Arbeitslohn und Unternehmergewinn ſcheint dieſe Frei⸗ 
heit ausreichende Mittel zu gewähren, falls die Verhältniſſe beſeitigt 
werden, welche gegenwärtig dem Beſitze einen monopolartigen Charakter 
verleihen. Der Unternehmergewinn iſt ein Element des Preiſes, für 
welches es nur eine ſehr gezwungene Rechtfertigung giebt. Er iſt eine 
dem Konſumenten aufgelegte Steuer, die nur an der Möglichkeit der 
Erpreſſung ihr Maß findet. Je geringer der Antheil iſt, den der Unter⸗ 
nehmergewinn am Geſammtertrage der Produktion eines Volkes in An⸗ 
ſpruch nimmt, deſto beſſer muß die Lage der arbeitenden Maſſen ſein. 
Das Ziel jeder gründlichen Sozialreform muß ſonach darin beſtehen, 
den Unternehmergewinn als Preisfaktor möglichſt zu beſeitigen, oder 
auf einen Durchſchnittsſtand zu bringen, der ihn mehr als einen Lohn 
für Arbeit höherer Art, denn als Gewinn erſcheinen läßt. Mit dem 
hier angelegten Maßſtabe in der Hand, wird man auch die Frage 
beantworten können, ob und inwieweit der Kleinbetrieb für die Volks⸗ 
wirthſchaft von Vortheil oder Nachtheil ſei. Soweit der Kleinbetrieb 
den gleichen oder gar einen höheren Satz von Unternehmergewinn be⸗ 
anſprucht, als der Großbetrieb, iſt er, unter ſonſt gleichen Umſtänden, 
offenbar nachtheilig, und ſollte in keiner Weiſe befördert werden. Hun⸗ 
dert Kleinhändler, die nicht mehr umſetzen, als ein großes Geſchäft, 
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werden gewöhnlich einen weit höheren Geſammtgewinn beanſpruchen, 
als dieſes, und machen aus der Konkurrenz, anſtatt einer Wohlthat, 
eine Plage. Die Konkurrenzunfähigkeit des Handwerks gegenüber dem 
Fabrikbetrieb rührt in der Regel aus einer ähnlichen Urſache her. Oft 
jedoch miſcht ſich, wie ſchon Adam Smith bemerkte, bei kleinen Unter⸗ 
nehmern mit dem Gewinn ein eigentlicher Arbeitslohn, und in dieſem 
Falle iſt die Sache natürlich von einer ganz anderen Seite zu be— 
trachten. Jedenfalls wird man von hohen Arbeitslöhnen erwarten 
dürfen, daß durch ſie zum Vortheil der geſammten Geſellſchaft der 
Reiz zu kleinen Unternehmungen bedeutend vermindert und auch von 
dieſer Seite her der Spielraum des Unternehmergewinns ſehr erheblich 
verengert werden würde. Mit andern Worten, es würde vortheilhafter 
ſein, zu arbeiten, als mit den Reizen geſchäftlicher Selbſtſtändigkeit zu⸗ 
gleich alle Sorgen derſelben zu übernehmen — vortheilhafter, zu arbeiten, 
als zu ſchachern oder in winzigen Verhältniſſen den Meiſter oder Unter⸗ 
nehmer zu ſpielen. 

Eine verbeſſerte wirthſchaftliche Lage der arbeitenden Maſſen, wie 
oft ſie auch unter einem Zuſtande allgemeiner Demoraliſation nur zu 
geſteigerter Unſittlichkeit und Genußſucht geführt haben mag, wird 
dennoch ſtets die einzige zuverläſſige Grundlage der ſittlichen und 
intellektuellen Entwickelung eines Volkes bleiben. Auf die Dauer wird 
immer der wohlthätige Einfluß der wirthſchaftlichen Lage auf die bür⸗ 
gerlichen Tugenden der Bevölkerung ſich Bahn brechen. Das Ver⸗ 
brechen, das Laſter, die Faulheit und Indolenz werden ſich vermindern. 
So können die Ausgaben, welche die Gerichtspflege und Polizei der 
Geſellſchaft jetzt verurſachen, ſehr erheblich reduzirt und für beſſere 
Zwecke, zu Bildungs- und Erziehungsmitteln verwendet werden. 

Endlich iſt darauf hinzuweiſen, daß erſt dann, wenn die Geſell— 
ſchaft die Exiſtenz aller Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen ſicher ge— 
ſtellt hat, es thunlich ſein wird, gegen Bettel, Landſtreicherei und Arbeits⸗ 
ſcheu mit der denkbar größten Energie und unnachſichtlicher Strenge 
einzuſchreiten. Die Strafgeſetzgebung würde in dieſer und vielleicht in 
jeder anderen Richtung eine ſehr erhebliche Verſchärfung erfahren dürfen. 
Wie jetzt die Verhältniſſe liegen, iſt es unvermeidlich, daß trotz der 
von mancher Seite eingeſchärften Mahnungen, den Bettel nicht zu 
unterſtützen, Jeder, der nicht an Herzverhärtung leidet, doch lieber das 
Gebot der kalten Klugheit übertritt, um in zehn Fällen wenigſtens 
einmal den ſchuldlos Leidenden und von der Noth Uebermannten nicht 
ohne Unterſtützung zu laſſen. Von einem ähnlichen und vollſtändig 
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berechtigten Gefühle werden ohne Zweifel die Polizeiverwaltung und 
der Richter häufig bei ihren Maßnahmen und Strafabmeſſungen ge⸗ 
leitet, und die Strafgeſetzgebung ſelber hat ſich dem Einfluſſe eines 
Gedankenganges nicht entziehen können, der in der That nahe genug 
liegt. So lange die Geſellſchaft es nicht als ihre Pflicht erkennt, un⸗ 
verſchuldeter Noth durch poſitive Maßregeln zu Hülfe zu kommen; ſo 
lange nicht verhindert wird, daß der geſunde und willige Arbeiter im 
Fall einer augenblicklichen oder das Maß ſeiner Erſparniſſe überſchrei⸗ 
tenden Erwerbsloſigkeit gänzlichem Mangel anheimfällt und, einmal 
demoraliſirt, von Stufe zu Stufe ſinkt; ſo lange man in jedem Bettler, 
in jedem Verbrecher mit Recht oder Unrecht in erſter Linie einen Un⸗ 
glücklichen ſehen muß, an deſſen Schuld die Geſellſchaft vielleicht einen 
größeren Antheil hat, als er ſelbſt — ſo lange ſind die Schwäche der 
Privatwohlthätigkeit und die Milde des Strafgeſetzes nicht bloß ver- 
zeihlich, ſondern Zeugniſſe einer Herzensregung, die ich um die Welt 
nicht für die kalten und trügeriſchen Berechnungen der Gefühlloſigkeit 
vertauſchen möchte. „Ihr laßt den Armen ſchuldig werden, dann über⸗ 
laßt ihr ihn der Pein“, ſingt unſer großer Dichter, und trifft damit 
eine der wundeſten Stellen der modernen Geſellſchaft. Ich gehöre nicht 
zu den Empfindſamen und rede einer zwar nicht brutalen, aber harten 
Behandlung des Laſters und Verbrechens durchaus das Wort; aber 
damit die Geſellſchaft ein Recht zu ſolcher Behandlung habe, muß ſie 
ſich ſelbſt erſt von der Mitſchuld an den Laſtern und Verbrechen ihrer 
Glieder reinigen. Das iſt unerläßliche Vorbedingung. 


Fünftes Kapitel. 
Reform der Armenpflege. 


Eine durchgreifendere Reform der Armenpflege, als diejenige, welche 
durch die Ausſcheidung der Arbeitsfähigen aus dem Rahmen derſelben 
zu Wege gebracht werden würde, iſt nicht wohl denkbar. Wie groß 
der Antheil iſt, welchen die Arbeitsfähigen an den Unterſtützungen 
der privaten Mildthätigkeit und öffentlichen Armenpflege durchſchnittlich 
beanſpruchen, läßt ſich auch nicht annähernd berechnen. Jedenfalls aber 
iſt dieſer Antheil ſchon ſehr bedeutend, auch wenn man nur die wirk— 
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lich noch gefunden und kräftigen Leute in Anſchlag bringt, die der 
Hülfsbedürftigkeit verfallen. Noch viel mehr muß er jedoch anſchwellen, 
wenn man die Legion von Fällen mit in Betracht zieht, wo erſt durch 
Arbeitsloſigkeit die Noth auf einen ſo hohen Grad gediehen iſt, daß 
die Betroffenen zur Arbeit dauernd oder für längere Zeit unfähig ge— 
worden ſind. Der Menſch, in dem noch ein Funke von Selbſtgefühl 
ſchlummert, entſchließt ſich gewöhnlich erſt am Rande einer verzweifelten 
und zu Allem befähigenden Lage, mißmuthig und zerriſſenen Herzens 
um Unterſtützung zu flehen. Thatſächlich iſt die Hülfloſigkeit der Armuth 
oft ſchon lange vor dem Augenblicke eingetreten, in welchem der Arme 
ſich entſchließt, die öffentliche Mildthätigkeit anzurufen. Krankheit und 
Entkräftung haben ſich bereits eingeſtellt, und während zur rechten Zeit 
ein Erwerb durch Arbeit den Einzelnen oder die Familie aufrecht er— 
halten hätte, rächt ſich nun die mangelnde Fürſorge der Geſellſchaft 
dadurch, daß aus den Arbeitswilligen und Fähigen, Kranke und Sieche 
(oder Verbrecher) geworden ſind, die der Geſellſchaft einfach zur Laſt 
fallen und von denen keine Gegenleiſtung zu erwarten iſt. Selbſt die 
beſtgeleitete Armenpflege, die nicht auf der Grundlage des Rechts auf 
Arbeit und der daſſelbe ſchützenden Einrichtungen fußt, kann nichts daran 
ändern, daß die Unterſtützung in der Regel zu ſpät kommt. Solange 
Jemand noch arbeitsfähig und geſund iſt, wird ihm von den Organen 
der Armenpflege meiſtens jede Unterſtützung rund abgeſchlagen. Der 
Hinweis auf ihre Arbeitsfähigkeit nützt jedoch denen nichts, die trotz 
derſelben keine Arbeitsgelegenheit finden, und iſt in unzähligen Fällen 
nichts weiter als der kälteſte Hohn, der ſicherlich oft genug nur dazu 
dient, die Abgewieſenen zu erbittern und der Verzweiflung oder der 
unrechtmäßigen Selbſthülfe in die Arme zu treiben. Das Recht auf 
Arbeit, weit entfernt, der Geſellſchaft ein Opfer aufzulegen, macht nicht 
allein die unzähligen Arbeitskräfte nutzbar, welche der kapitaliſtiſche Egois— 
mus auf die Straße ſetzt und der Geſellſchaft zur Erhaltung aufbürdet, 
ſondern verhütet auch in großem Maßſtabe die Verarmung und die 
daraus hervorgehenden Uebel: Krankheit, Entſittlichung und Verbrechen. 
Die Armenpflege kann ihrer Natur nach die Quellen der Armuth nicht 
verſtopfen. Sie kann nur wie der Arzt die bereits ausgebrochene Krank— 
heit behandeln, ohne irgend welchen Einfluß auf die Beſeitigung der 
Entſtehungsurſachen zu haben und ohne in der Lage zu ſein, dem Uebel 
ſchon in einem Stadium zu ſteuern, in welchem es noch einen verhält- 
nißmäßig geringen Umfang angenommen hat und die Natur, bei nur 
ein wenig Unterſtützung, leicht ſich ſelber helfen würde. So lange die 
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Arzneikunſt nicht durch eine verſtändige Geſundheitspflege unterſtützt wird, 
werden pathologiſche Erſcheinungen immer in einem unerwünſchten Um⸗ 
fange auftreten. Der vernünftige Menſch ſucht ſich durch eine gejund- 
heitsgemäße Lebensweiſe vor Erkrankung möglichſt zu ſchützen. Ebenſo 
hat die Geſellſchaft die Pflicht, vor Allem die Entſtehungsurſachen der 
ſozialen Krankheiten zu ſtudiren und zu beſeitigen. Sie darf nicht auf 
den Ausbruch einer Volkskrankheit warten, die oft unheilbar iſt und 
tödtlich verläuft, ſondern muß rechtzeitig mit diätetiſchen Mitteln ein⸗ 
greifen, welche die Volksgeſundheit kräftig erhalten. Am allerwenigiten 
darf fie die mit einer Anlage zur Krankheit der Erwerbsloſigkeit Be⸗ 
hafteten rückſichtslos ſich ſelbſt überlaſſen, wie es in geradezu empören⸗ 
der Weiſe oft mit den aus Strafanſtalten und Krankenhäuſern Ent⸗ 
laſſenen geſchieht. 

Es iſt eine durch hundertfache Erfahrung beſtätigte Thatſache, daß 
die von bloßen Privatvereinen gegründeten Arbeitsnachweiſungsſtellen 
vollſtändig ungenügend ſind, um denjenigen, die gern arbeiten möchten, 
Arbeit zu verſchaffen. Derartige Anſtalten müſſen eben nothwendig 
organiſirt, in hinreichender Anzahl vorhanden, mit einander verbunden 
und ſelbſt mit Autorität ausgerüſtet ſein, um den Arbeitswilligen Arbeit 
anweiſen und die Arbeitsſcheuen zur Arbeit zwingen zu können. Ebenſo 
ungenügend ſind die Anti-Bettelei⸗Vereine zu Beſeitigung des Bettels. 
Die ſporadiſche Vertheilung ſolcher Vereine über das Land bewirkt in der 
Regel nur die Verlegung des Bettels und der Landſtreicherei aus einer 
Gegend in die andere, oder aus den Städten auf das platte Land. 
Der Bettel und die Verſumpfung Arbeitsfähiger ſind, wie auch auf 
den Konferenzen deutſcher Armenpfleger mehrfach anerkannt wurde, 
gründlich nur durch Einrichtungen zu beſeitigen, welche den Arbeits⸗ 
willigen Arbeit geben und die Arbeitsſcheuen zur Arbeit zwingen — 
Einrichtungen, die ſich nicht auf die eventuelle Nachweiſung von Arbeits- 
gelegenheit in der Privatwirthſchaft beſchränken dürfen, ſondern die 
öffentlichen Arbeiten der Gemeinden, der Bezirke und des Staates 
organiſiren und bei dieſen öffentlichen Arbeiten für jedes in der Privat⸗ 
wirthſchaft überflüſſige Arbeitsangebot Raum ſchaffen müſſen. | 

Durch die gründliche Ausſcheidung der Arbeitsfähigen aus dem 
Rahmen der Armenpflege, und namentlich durch die präventive Kraft 
der das Recht auf Arbeit gewährleiſtenden Veranſtaltungen würde offen⸗ 
bar die eigentliche Armenpflege auf ein beſcheidenes Maß zurückgeführt 
werden. Das Zwitterding, das ſich verſchämte Armuth nennt, ſich oft 
mit angenehmen Formen und vollendeter Heuchelei in den Vordergrund 
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der Hülfeſuchenden drängt und den wirklich Bedürftigen das Brod 
vor'm Munde wegſchnappt, ſollte thunlichſt ganz unberückſichtigt bleiben. 
Wer der Unterſtützung bedarf, muß ſich die Oeffentlichkeit der Unter⸗ 
ſtützung gefallen laſſen; wer durch Arbeit ſich und ſeine Familie er⸗ 
halten kann, ſoll arbeiten. Arbeit, in welcher Geſtalt ſie auch auftritt, 
kann Niemanden erniedrigen, Niemandes Verantwortlichkeitsgefühl und 
berechtigten Stolz ſchwächen. Sie muß in allen Formen von der Ge— 
ſellſchaft in Ehren gehalten und nicht gründlich genug kann mit dem 
miſerablen Vorurtheile gebrochen werden, daß irgend eine Art von 
Arbeit dem Selbſtgefühl zu nahe treten könnte. 

So würden denn für die Armenpflege nur diejenigen Fälle von 
Hülfsbedürftigkeit übrig bleiben, die nicht aus Arbeitsloſigkeit entſtanden 
ſind, ſondern von der Verwaiſung Unmündiger oder von andauernder 
Krankheit oder von Altersſchwäche herrühren. Auch hier ſucht neuer⸗ 
dings der Staat durch organiſche Einrichtungen, nämlich durch Verſicherung 
der arbeitenden Klaſſen gegen Unfälle, Krankheit und Invalidität ein⸗ 
zugreifen, und es iſt nur zu wünſchen, daß dies preiswürdige Unter- 
nehmen mit der Zeit auf alle Klaſſen der Bevölkerung Anwendung 
finde. Wir bezweifeln jedoch mit gutem Grunde, daß daſſelbe ohne 
das Fundament des Rechts auf Arbeit, welches die hülfloſe Armuth in 
ihren Quellen verſtopft, und verhindert, daß dieſelben zum reißenden 
Strom anſchwellen, jemals in der vollen Tragweite ſeiner Idee zur 
Ausführung gelangen kann. Solange nicht ein vollſtändiger Bruch mit 
dem jetzt geltenden Grundſatze erfolgt iſt, daß die Privatinduſtrie, die 
Privatunternehmung im Weſentlichen allein über die Verwendung der 
vorhandenen Arbeitskräfte entſcheiden ſoll; ſolange nicht mit dem Trug⸗ 
bilde vollſtändig aufgeräumt iſt, als ob nicht mehr Arbeitskraft ver⸗ 
wendet werden könne, als von dem Privatkapital des Gewinnes halber 
in Bewegung geſetzt wird, ſolange iſt nicht zu erwarten, daß die Armuth 
in erheblichem Maße abnehme. Vielmehr muß bei der immer wachſen⸗ 
den Tendenz zur Konzentration des Grundbeſitzes und der Kapitalien 
erwartet werden, daß ein immer größerer Bruchtheil der zunehmenden 
Bevölkerung dem Proletariat anheim fällt. Je größer aber dieſer 
Bruchtheil wird, deſto weniger Ausſicht iſt vorhanden, daß durch Ver⸗ 
ſicherung gegen die Unbilden des Lebens der großen Maſſe der Hülfs⸗ 
bedürftigen geholfen werden könne. Die Laſt dieſer Verſicherung müßte 
ja ohne Zweifel von demjenigen Bruchtheil der Bevölkerung getragen 
werden, der unter der geltenden Wirthſchaftsverfaſſung leiſtungsfähig 
bliebe, und es iſt ſehr zu bezweifeln, ob dieſer, wenn auch überwiegende, 
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Bruchtheil eine ſolche Bürde übernehmen kann, oder wenn er es auch 
könnte, übernehmen will. Wird dagegen das Recht der Arbeit durch 
poſitive Veranſtaltungen, welche jedem Arbeitsfähigen Arbeit und Erwerb 
ſichern, anerkannt, ſo muß dadurch der allgemeine Wohlſtand in ſolchem 
Umfange zunehmen und die hülfsbedürftige Armuth auf verhältniß⸗ 
mäßig ſo enge Kreiſe beſchränkt werden, daß beinahe der geſammten 
Bevölkerung die Sorge für die Fälle der Erwerbsunfähigkeit ſelbſt über⸗ 
laſſen werden könnte, oder daß eine Zwangsverſicherung wenigſtens nicht 
mit unerträglichem Gewichte auf die Steuerzahler drücken würde. 

Daß die Armenpflege jemals gänzlich entbehrlich werde, iſt nicht 
zu erwarten. Es kann ſich nur darum handeln, durch welche Mittel 
der Zweck, die gerechte Unterſtützung aller Hülfsbedürftigen, am beſten 
erreicht wird. Viele verlangen, daß die Armuth im Weſentlichen durch 
die Nächſtenliebe erleichtert und der Hülfsbedürftige durch die Privat⸗ 
wohlthätigkeit vor dem völligen Verſinken bewahrt werde. Die Organe 
der Geſellſchaft, Gemeinde und Staat, ſollen nur den Einzelnen zur 
Seite treten. In der Wirklichkeit iſt meiſtens die Gemeinde der Haupt⸗ 
träger der Armenlaſt geworden. Für viele Gemeinden erweiſt ſich in⸗ 
deſſen die Laſt jo groß, daß fie ihrer Pflicht nicht vollkommen nach⸗ 
kommen können und der Staat ſubſidiariſch eintreten muß, wenn die 
Armenpflege nicht ein leerer Schall bleiben ſoll. Das ſchlimmſte Ge- 
brechen der heutigen Armenpflege beſteht indeſſen, wie es ſcheint, nicht 
ſowohl in der Unerſchwinglichkeit der dafür aufzubringenden Summen, 
als in der großen Ungleichheit bei der Vertheilung der Unterſtützungen. 
Von der verſchämten Armuth, die ſich's bei den vielfach kumulirten 
Unterſtützungen aus privaten und öffentlichen Quellen wohl ſein läßt, 
wurde ſchon geredet. Ihr gegenüber ſtehen tauſende von weit hülfs⸗ 
bedürftigeren und unterſtützungswürdigeren Menſchen, denen nur das 
Nachſehen bleibt oder die mit den unzureichendſten Gaben abgeſpeiſt 
werden. Eine gründliche Abhülfe dieſes Mißſtandes vermögen wir nur 
in einer kommunalen Centraliſation des Armenweſens zu ſehen, wie 
ſie von einzelnen thatkräftigen Gemeindeverwaltungsbeamten an einigen 
Orten bereits angebahnt wurde. Die Zerſplitterung der Armenpflege in 
unzähligen freien Vereinigungen, kirchlichen Korporationen, Stiftungen ꝛc., 
bei ſubſidiariſchem Eintreten der Gemeinden und des Staates, kann 
jenen Mißſtand mit ſeinen Begleitern: der Willkür auf Seiten der 
Verwaltungen ſowie der Korruption auf Seiten der Empfänger, nur 
verewigen. Dieſe Fragen jedoch ſchlagen in ein Gebiet ein, das uns 
hier nichts weiter angeht. 
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Erſtes Kapitel. 
Die Natur des Grundeigenthums. 


Das Eigenthum iſt, nach einer allgemein angenommenen Definition, 
das Recht der vollen und ausſchließlichen Herrſchaft über eine Sache. 
Durch welche Gründe kann ein ſolches Recht geſtützt und gerechtfertigt 
werden? Die Einen begründen es durch den angeblich natürlichen 
Anſpruch Desjenigen, der zuerſt vor allen Andern herrenloſes Gut ſich 
aneignete. Andere erklären es aus dem natürlichen Rechte des Arbeiters 
an dem Erzeugniß ſeiner Arbeit. Noch Andere umgehen die Erklärung 
und ſtellen ſich einfach auf den Boden der gegebenen Geſetzlichkeit, indem 
ſie ſagen, daß das Eigenthum eine durch das Geſetz geſchaffene Ein— 
richtung und ohne Geſetze nicht denkbar ſei. Der letztere Standpunkt 
umgeht, wie geſagt, die Erklärung und macht eine Rechtseinrichtung 
von Zufällen abhängig, die gelegentlich ebenſo gut gegen dieſelbe ent— 
ſcheiden können. Denn Geſetze ſind mehr oder minder die Produkte 
menſchlicher Willkür; ſie werden oft genug durch die bloße Gewalt ge— 
ſtützt und können auf Dauer keinen Anſpruch machen, wenn ſie nicht 
mit den Bedürfniſſen der Menſchennatur und der menſchlichen Geſell— 
ſchaft im Einklange ſtehen. Die Begründung des Eigenthums und 
insbeſondere des Grundeigenthums durch die erſte Aneignung iſt 
augenſcheinlich von großer Schwäche. Der bloße Willensakt kann kein 
Recht zur Ausſchließung aller Anderen ſchaffen, und dieſer Anſpruch 
würde nur ſo lange anerkannt werden, als nicht Andere ſich dadurch 
benachtheiligt finden oder als er nicht durch eine überlegene Macht ge— 
ſtützt wird. Der haltbarſte Rechtsgrund des Eigenthums wird daher 
in dem natürlichen Rechte des Beſitzes an dem durch Arbeit Hervor⸗ 
gebrachten gefunden werden müſſen. 

Der Menſch hat Bedürfniſſe, ohne deren Beftiebignn er zu 


Grunde gehen würde. Im Naturzuſtande nimmt er, gleich dem Thiere, 
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ſeine Befriedigungsmittel da, wo er ſie findet; er produzirt ſo wenig 

wie das Thier. Die errungene Beute jedoch wird er als ihm und 
nur ihm gehörig betrachten und gegen alle Angriffe zu vertheidigen 
ſuchen. Hier haben wir den erſten rohen Eigenthumsbegriff. Ver⸗ 
wickelter und feiner wird derſelbe erſt mit der Entwickelung der Pro⸗ 
duktion, d. h. der überlegten Sorge für die Befriedigung nicht bloß 
unmittelbarer, ſondern auch entfernterer Bedürfniſſe; vor Allem aber 
mit der Entſtehung des Tauſches. Wenn ſich urſprünglich der Begriff 
und das Recht des Eigenthums nur an das Produkt der eigenen An⸗ 
ſtrengung heften konnte, ſo mußte nach Eintritt des Tauſches auch 
alles durch Tauſch Erworbene darunter fallen. Aber auch dann noch 
blieb die Quelle des Eigenthums die Arbeit und der Zweck deſſelben 

die Sicherung der Früchte der Arbeit. 

Iſt der einzig haltbare, natürliche Rechtsgrund des Eigenthums 
die Arbeit, fo fehlt für das Eigenthum am Grund und Boden 
die naturrechtliche Baſis. Der Grund und Boden iſt, wie alle Natur⸗ 
gaben, der Gegenſtand und Stoff, nicht aber das Erzeugniß der Arbeit. 
Ohne die Naturgaben würde alle Arbeit unmöglich, die Produktion 
undenkbar, alſo die menſchliche Exiſtenz ſelber buchſtäblich ohne Boden 
ſein. Wenn daher das Eigenthum beſtimmt iſt, die Früchte der Arbeit 
zu ſichern, ſo iſt das Menſchenrecht der Arbeit, der Bethätigung das 
Urſprüngliche, Höhere, Ueberlegene, und das Recht des Eigenthums nur 
die Folge. Da der Grund und Boden nicht eine Frucht, ſondern der 
Gegenſtand, und zwar der unerläßliche Gegenſtand der Arbeit iſt, ſo 
kann er nicht Gegenſtand eines Eigenthums in dem Sinne ſein, "oh 
die Produkte der menſchlichen Arbeit. So wenig irgend ein Menſch 
ein Eigenthumsrecht an der Luft oder am Meer beanſpruchen kann, 
ſo wenig kann er es im ſtrengen Sinne am Boden der Erde. 

Allein die Bearbeitung des Bodens hat die Eigenthümlichkeit, daß 
ſie der Arbeit nicht ſogleich und nicht in einer einzigen Ernte alle ihre 
Früchte gewährt, ſondern daß ein Theil derſelben im Boden latent 
bleibt und erſt im Verlaufe einer gewiſſen längeren Periode reift. 
Daher hat ſich in allen ziviliſirten Geſellſchaften die Nothwendigkeit 
ergeben, das Beitzrecht am Grund und Boden zu ordnen. Aber 
ein Beſitzrecht iſt nicht entfernt ein Eigenthum in dem Sinne, daß ich 
damit ſchalten und walten könnte, wie es mir beliebt. Vielmehr wird 
die Geſellſchaft, durch eine unabweisbare Nothwendigkeit getrieben, f 
Veranſtaltungen Bedacht nehmen müſſen, welche den Hau Pawel 
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Nahrungsmittel und Rohſtoffe zu dienen, am wirkſamſten zu ſichern 

verſprechen. Während auf der einen Seite die Bearbeitung des Grund 
und Bodens nicht ſogleich und nicht in einer einzigen Ernte alle ihre 
Früchte zeitigt, bleibt andererſeits im Boden ſtets ein Element zurück, 
das von der Arbeit nicht erreicht wird und an welches daher auch kein 
Eigenthumsrecht geltend gemacht werden kann. Die natürlichen Frucht⸗ 
barkeitselemente oder überhaupt die in der Erde zurückbleibenden, von 
der Arbeit unberührt gebliebenen Stoffe können im Sinne eines durch 
die Arbeit begründeten Rechtes niemals Eigenthum eines Einzelnen 
werden, ſondern müſſen der Geſellſchaft als gemeinſchaftliches Eigen- 
thum verbleiben. Die Arbeit kann vernünftigerweiſe nicht mehr als 
ihr Eigenthum beanſpruchen, als was durch ſie hervorgebracht wurde. 
Die Früchte des Bodens, deren Wachsthum ſie veranlaßte und unter⸗ 
ſtützte, mögen ihr zugeſprochen werden; aber welches Eigenthumsrecht 
ſie an dem beſtändig ſich erneuernden Quell aller Produktion geltend 
machen könnte, iſt unerfindlich. 

Wirft man einen Blick auf die Verhältniſſe der Wirklichkeit, ſo 
wird man finden, daß ſelbſt ein bloßes Beſitzrecht am Grund und 
Boden in den meiften Fällen nur ſchwer durch die geſellſchaftliche Noth- 
wendigkeit, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern, gerechtfertigt werden 
kann. Sogar der größere bäuerliche Beſitz bedarf und bedurfte von 
jeher fremder Arbeit zu ſeinem Betriebe. Noch weit mehr iſt dies 

mit dem großen Grundbeſitze des Adels, der Korporationen u. ſ. w. 
der Fall. Derſelbe leitet ſein Recht aus Verleihung, Vererbung, und 
in ſpäterer Zeit, gleich einem großen Theile des bäuerlichen Beſitzes, 
aus Kauf her. Auch wird dies Recht im Allgemeinen nicht verkümmert 
werden dürfen. In der Regel erfordert die Zweckmäßigkeit und die 
Gerechtigkeit gleichermaßen eine gewiſſe Kontinuität der Rechtsentwicke⸗ 
lung. Aber dennoch kann das poſitive Recht auf die Dauer nicht mehr 
gewähren, als was der Natur der Dinge und dem Rechte der Vernunft 

entſpricht; und wenn ein Eigenthum am Grund und Boden im ſtrengen 
Sinne des Wortes keine Stütze in der natürlichen Gerechtigkeit findet, 
dann wird früher oder ſpäter das vermeintliche Eigenthumsrecht einer 
Umwandlung unterliegen müſſen, die daſſelbe auf ſein vernünftiges 
und gleichſam naturgeſetzliches Maß zurückführt. Das Eigenthums⸗ 
recht wird zu einem Beſitzrechte umzugeſtalten, und dies Beſitzrecht, 
das nur dem Geſetz und Herkommen ſeine Anerkennung verdankt, den 
Bedingungen des gemeinen Wohls, als des oberſten Geſetzes der Ge⸗ 


ſelſchaft, unterzuordnen fein. 
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Uebrigens zeigt auch die Geſchichte des poſitiven Rechts, daß vom 
Geſetzgeber ein Abſolutes Eigenthum am Grund und Boden gewöhnlich 
nicht anerkannt worden iſt. Beruhte doch die Lehnsverfaſſung von 
Haus aus auf dem Gedanken einer Verleihung des Grundbeſitzes auf 
Widerruf oder allenfalls auf Lebenszeit. Späterhin beweiſen die ge⸗ 
ſetzlichen Regulirungen des Erbrechts am Grund und Boden, inſonder— 
heit am bäuerlichen Beſitz, daß die Geſetzgeber ein volles und aus⸗ 
ſchließliches Herrſchafts- oder Verfügungsrecht über den Grund und 
Boden, ſelbſt da, wo im Uebrigen die Freiheit der Veräußerung ge⸗ 
währleiſtet war, nicht anerkannten. Wäre das „Eigenthum“ am Grund 
und Boden für gleich ſtreng und heilig erachtet worden, wie das 
Eigenthum an jeder andern Sache, ſo würden derartige Eingriffe der 
Geſetzgebung nicht ruhig ertragen worden ſein. Die Ablöſungsgeſetze 
des neunzehnten Jahrhunderts, welche den Bauern ein Eigenthums⸗ 
recht zuerkannten, das ihnen nach dem poſitiven Rechte nicht zukam, 
deuten auf die nämliche Schwäche der Idee eines Grundeigenthums 
und die entſprechende Willfährigkeit der Geſetzgeber, dieſelbe preiszugeben. 

Auch das Expropriationsrecht der Staaten kann, obwohl es nur 
ausnahmsweiſe und als Neöſbeheff zur Anwendung kommt, als ein 
Zugeſtändniß an die Einſicht, daß das ſogenannte Grundeigenthum kein 
volles und ausſchließliches Herrſchaftsrecht ſein darf, betrachtet werden. 
Kurz, es zeigt ſich auf die verſchiedenſte Weiſe, daß der Staat, durch eine 
innere Nothwendigkeit getrieben, das von der Rechtswiſſenſchaft behauptete 
Grundeigenthum vielfach hat durchbrechen müſſen und eine Art Ober⸗ 
eigenthum beanſpruchen muß, welches ihn befähigt, die Quelle der 
Produktion davor zu behüten, daß ſie von einer Minderheit in Monopol⸗ 
beſitz genommen werde. 

Was heißt jedoch Monopolbeſitz? Offenbar kann darunter nichts 
anderes verſtanden werden als ein Beſitz, welcher ſeinen Inhaber in 
den Stand ſetzt, aus demſelben auf Koſten Anderer einen Vortheil 
zu ziehen, einen Vortheil, deſſen Rechtmäßigkeit von den Anderen nur 
gezwungen und nur fo lange anerkannt wird, als fie ſich der Noth⸗ 
wendigkeit einer Tributleiſtung nicht entziehen können. Der Vortheil, 
den die Grundbeſitzer auf Koſten Anderer aus ihrem Beſitz ziehen, 
heißt Grundrente. Adam Smith nennt dieſelbe einfach einen 
Monopolpreis, und es iſt nur zu verwundern, daß er, der gegen alle 
Monopole ſo lebhaft eiferte, nicht die natürliche und naheliegende 
Konſequenz zog, daß ein ſolcher Monopolpreis unſtatthaft ſei. Er 
äußert ſich zwar gelegentlich in höhniſchem Tone über die Grundherren, 
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welche überall da zu ernten ſuchten, wo ſie nicht geſäet haben; aber 
zu einer wiſſenſchaftlichen Begründung des Zweifels an der Berechtigung 
eines Renteneinkommens bringt er es nicht. Er bleibt ſogar unbe- 
kümmert um eine präziſe Definition der Grundrente. Andere, nament- 
lich Ricardo, haben dieſes Verſäumniß nachgeholt. Nach Ricardo's 
Begriffsbeſtimmung iſt die Grundrente der für die Nutzung der ur- 
ſprünglichen und unerſchöpflichen Kräfte des Bodens gezahlte Preis. 
Der Grundeigenthümer gewinnt ſie als Preis für die Ueberlaſſung 
der natürlichen Vorzüge ſeines Bodens. Erinnern wir uns nun der 
naturrechtlichen Gründe des Eigenthums. In der Okkupation haben 
wir keinen haltbaren Rechtsgrund deſſelben gefunden. Nur die Arbeit 
liefert einen ſolchen von allgemeiner und überzeugender Kraft. Wenn 
aber die Grundrente nach der von der Nationalökonomie widerſpruchs— 
los angenommenen Definition der für die Nutzung der urſprünglichen 
und unerſchöpflichen Kräfte des Bodens gezahlte Preis iſt, wie kann 
an dieſen Kräften ein Eigenthum gerechtfertigt werden? Hat zur Her— 
ſtellung derſelben die menſchliche Arbeit auch nur das Geringſte gethan? 
Kann daher der Bebauer des Bodens jemals mit Recht irgend etwas 
anderes beanſpruchen als die Früchte ſeiner Arbeit? Aus welchem 
Anſpruche will er das Recht herleiten, auch noch die urſprünglichen 
und unerſchöpflichen Kräfte des Bodens ſelbſt als ſein Eigenthum zu 
reklamiren? Auch dieſe Wendung führt alſo, wie man ſieht, mit Noth- 
wendigkeit auf den Gedanken zurück, daß der natürliche Träger eines 
Eigenthumsrechtes am Grund und Boden, eines Rechtes der unbe— 
dingten Verfügung über denſelben nicht der Einzelne, ſondern nur die 
Geſellſchaft ſein kann. 


Mögen die Beſitzrechte, wie ſie ſich geſchichtlich entwickelt haben, 
völlig unbeſtritten und unangetaſtet bleiben; möge die hergebrachte Art 
und Weiſe der Beſitzübertragung durch Vererbung, Kauf u. ſ. w. ganz 


wie ſeither beibehalten werden; aber niemals wird eine gerechte Geſetz— 
gebung ſich der Pflicht entziehen können, dafür zu ſorgen, daß der Grund— 
beſitz ſeinen geſellſchaftlichen Zweck erfülle, nämlich den Ertrag der Pro— 
duktion Demjenigen zu ſichern, der zur Gewinnung deſſelben Mühe und 
Koſten aufgewendet hat, und der mithin durch ſein lebhaftes Intereſſe an 
der Ertragsſteigerung die beſte Garantie dafür bietet, daß er durch Ver 
mehrung der für die Geſellſchaft verfügbaren Güter auch das allge— 
meine Intereſſe fördern werde. 

Dieſer Zweck kann offenbar nur dadurch erreicht werden, daß der 
Grundbeſitz Denjenigen zugänglich erhalten wird, die ihn zur Produktion 
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benutzen wollen. Vereitelt dagegen wird der fragliche Zweck dadurch, 
daß fehlerhafte geſellſchaftliche Einrichtungen den Grundbeſitz zu einem 
Monopol ausarten laſſen, welches dem wirklichen Produzenten und durch 
ihn der Geſammtheit der Konſumenten eine ſchwere Steuer aufzulegen 
oder die vortheilhafteſte Benutzung des Bodens gänzlich zu verhindern 
vermag. Den großen Anhäufungen des Grundbeſitzes in Einer Hand 
wohnt dieſe Fähigkeit vorzugsweiſe inne, und dies natürlich um ſo 
mehr, je dringender das Bedürfniß nach Benutzung des Bodens und 
nach dem Verbrauch ſeiner Erzeugniſſe iſt. Ein kleiner Grundeigen⸗ 
thümer, der von dem Ertrage ſeines Bodens und ſeiner Arbeit leben 
muß, wird durch ſeine Lage ganz von ſelbſt zur ſorgſamſten Benutzung 
des Bodens und zu unermüdlichem Fleiße angeſpornt. Ein Latifundien⸗ 
beſitzer hingegen, dem eine zahlreiche nahrungheiſchende Bevölkerung 
gegenüber ſteht, kann für die Benutzung deſſelben einen Preis fordern, 
der nur an der Leiſtungsfähigkeit der Produzenten ſeine Grenze findet, 
oder er kann die Benutzung ſeines Bodens denen, die deſſelben be⸗ 
dürfen, gänzlich verſagen oder wenigſtens einen großen Theil für Zwecke 
zurückbehalten, die nur ſeinem perſönlichen Luxus oder ſeiner perſönlichen 
Eitelkeit dienen. Je mehr daher der Grundbeſitz eines Landes in den 
Händen Weniger konzentrirt iſt, deſto ſchlimmer wird natürlich die Lage 
der Bebauer des Bodens ſein, und es wird eine Vertheilung des Boden⸗ 
ertrags eintreten, welche an die Grundrente den Löwenantheil, an den 
Lohn der Arbeit nur die Broſamen von des Herrn Tiſche verweiſt. 
Mit anderen Worten, der Zweck der Eigenthumsinſtitution wird ſich 
in einem ſolchen Lande in ſein Gegentheil verkehren. Der Arbeit 
werden ihre Früchte nicht geſichert, ſondern geraubt werden. Iſt es 
die Aufgabe des Staates, das Eigenthum zu ſchützen, ſo vermag er 
dies nur durch den Schutz der Arbeit, und ein wahrhafter Schutz der 
Arbeit iſt nur denkbar durch die Offenhaltung der Produktionsquellen. 

Es folgt hieraus, daß in Bezug auf den Grundbeſitz dem Staate 
die Pflicht obliegt, künſtliche Konzentrationen deſſelben zu verhindern, 
und wo ſie bereits vorhanden, auf ihre Beſeitigung hinzuwirken. In 
der Regel werden dazu ſehr einfache Mittel hinreichen. Es iſt nicht 
nöthig und in den ſeltenſten Fällen heilſam, das Beſtehende umzu⸗ 
ſtürzen; ſondern es iſt nur nöthig, daß die natürlichen Kräfte, welche 
auf eine Ausgleichung der geſellſchaftlichen Gegenſätze hinarbeiten, in 
Bewegung geſetzt und die künſtlichen Hinderniſſe ihrer Wirkſamkeit 
entfernt werden. | 

In allen ariſtokratiſch eingerichteten Staaten iſt natürlich von 
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jeher das gerade Gegentheil davon geſchehen. Die dort in den Händen 
einer kleinen Anzahl von Familien vereinigte Macht ſuchte den Kern 
der Bevölkerung vom Grundbeſitz und daher von der Freiheit auszu⸗ 
ſchließen; eine Klaſſe der Bevölkerung der Nothwendigkeit eigner Arbeit 
zu entheben und die Maſſe zu nöthigen, für jene zu arbeiten. Die 
nächſte Sorge war, den Grundbeſitz in den bevorrechteten Familien zu 
erhalten und deſſen Theilung zu verhüten. Eine gleiche Erbtheilung 
würde allmählich die großen Unterſchiede des Beſitzes ausgeglichen haben. 
Und wo die arbeitenden Klaſſen ihre formelle Freiheit bewahrt hatten, 
nicht zur Sklaverei verurtheilt und vom Exwerbe eines Grundbeſitzes 
rechtlich ausgeſchloſſen waren, da mußte mit der Zeit, beſonders unter 
dem Regime der Geldwirthſchaft, eine Vermiſchung der beſitzenden 
Elemente mit den arbeitenden Klaſſen eintreten, welche die ariſtokratiſche 
Verfaſſung der Geſellſchaft in kurzer Zeit zu ſprengen drohte. Regelung 
der Erbfolge im Sinne der Erhaltung eines ungetheilten Beſitzes wurde 
daher die Loſung der Bevorrechteten, und nur zu lange iſt es ihnen 
gelungen, auch in anderen Volkskreiſen die Vorſtellung zu nähren, daß 
die „Erhaltung des Beſitzes“, d. h. die Erhaltung des Beſitzes bei 
den Wenigen, eine Nothwendigkeit oder doch e eine Wohlthat 
für die Geſellſchaft ſei. 

5 Außer dem Monopol eines bevorzugten Erbrechtes iſt es ſodann das 
Monopol der Grundrente, welches eine unnatürliche und verhängnißvolle 
Konzentration des Grundbeſitzes herbeiführt. Die Grundrente, deren Sinn 
oben kurz erläutert wurde, iſt weſentlich ein geſellſchaftliches Produkt. 
Ihre Entſtehung hängt mit der ungleichen Vertheilung des Grundbeſitzes 
zuſammen. Denkt man ſich den Boden eines Landes annähernd gleich- 
mäßig unter die vorhandenen Familien vertheilt, fo würde thatſächlich Nie- 
mand für die Nutzung fremder Grundſtücke einen Preis zu zahlen geneigt 
ſein, um ſo weniger, als es vorausſichtlich einem Jeden an Lohnarbeitern 
fehlen würde. Die Grundrente würde alſo ebenſo wenig wie der Kapital⸗ 
gewinn eine ausgeprägte Einkommensform in einem ſolchen Lande ſein 
können. In dem Einkommen einer jeden Familie würden ſich Arbeits— 
lohn, Grundrente und Kapitalgewinn mit einander miſchen, ſo jedoch, 
daß die beiden letzteren vor dem erſteren faſt ganz in den Schatten 
träten. Denkt man ſich hingegen neben einer überwiegenden Anzahl 
von Familien, die mit annähernd gleichem, für die Bethätigung der 
Angehörigen hinreichendem Beſitz ausgeſtattet find, einen großen Be— 
ſitzer und ihm gegenüber eine Anzahl Beſitzloſer, ſo werden die Letzteren 
froh genug ſein, von dem großen Beſitzer die Nutzung ſeines Landes 
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gegen einen Tribut erkaufen zu können, der nicht allein ausreicht, 
um ihm zu geſtatten, ohne Arbeit zu leben, ſondern ihn auch zur An⸗ 
häufung eines großen Vermögens befähigt. Bei vorausgeſetzter Frei: 
heit der Veräußerung des Grundbeſitzes und vorausgeſetzter Möglichkeit, 
Zinſen von einem Geldkapital zu ziehen, würde das Beiſpiel des ohne 
Arbeit lebenden und immer reicher werdenden großen Beſitzers viel- 
leicht einige kleinere verführen, ihren Beſitz an jenen zu verkaufen, 
um von den Zinſen des Kaufpreiſes gleichfalls ohne Arbeit leben zu 
können. Schreitet dieſer Prozeß fort, und vermehrt ſich zugleich die 
beſitzloſe Bevölkerung in ſteigender Progreſſion, ſo wird der Reichthum 
auf der einen Seite ebenſo unverhältnißmäßig wachſen, wie die Armuth 
auf der anderen. Die Rente wird einen immer ſtärkeren, der Arbeits- 
lohn einen immer geringeren Antheil am Produktionsertrage erhalten, bis 
endlich — die Vermögensvertheilung eine jo ungleiche, und die Abhängig- 
keit der Beſitzloſen von den Beſitzenden ſo unerträglich geworden iſt, 
daß die Frage nach der Berechtigung der Rente unabweisbar wird. 
Aber einmal aufgeworfen, wird dieſe Frage ſchwerlich zu Gunſten 
der Rente beantwortet werden können. Die Beſinnung auf den Ur⸗ 
ſprung und Zweck der Eigenthumseinrichtung muß ſtets zu dem Re— 
ſultate führen, daß dieſelbe ihren Zweck verfehlt, wenn ſie, anſtatt die 
Früchte der Arbeit zu ſichern, im Gegentheil zu einem Mittel wird, 
dem Arbeiter die Früchte ſeiner Arbeit zu rauben. Die Achtung vor 
dem Rechte des Beſitzes ſchließt nicht die Anerkennung ein, daß der Beſitz 
zugleich ein Recht zur Ausbeutung Anderer habe. Vielmehr wird, wie 
jedem Rechte, ſo auch dem Beſitzrechte eine Pflicht zur Seite gehen 
müſſen, und dieſe Pflicht kann keine andere ſein, als die, das Recht 
aller Anderen zu achten und die Macht, welche der Beſitz gewährt, 
nicht zur Unterdrückung der Anderen zu mißbrauchen. Der Staat aber, 
als der natürliche Beſchützer des gleichen Rechtes aller ſeiner An⸗ 
gehörigen, hat die Aufgabe, das urſprüngliche Eigenthum Aller — 
die einem Jeden verliehene Arbeitskraft — zu ſchützen, die Uebergriffe 
der Macht zu verhindern und das Eigenthum ſeiner Beſtimmung, der 
Arbeit ihre Früchte zu ſichern, getreu zu erhalten. Iſt die Rente ein 
Monopolpreis, ſo iſt ihre virtuelle Beſeitigung in einem Staate, der 
es mit dem gleichen Rechte und dem freien Wettbewerbe Aller ernſt 
meint, eine Nothwendigkeit. Mit der Beſeitigung der Rente aber 
würden von ſelbſt die großen Beſitzanhäufungen auf der einen und 
die Beſitzloſigkeit auf der andern Seite aufhören; denn nur das Vor⸗ 
handenſein der Rente erzeugt ein Intereſſe an der Beſitzanhäufung. 
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Die Mittel alſo, die ohne gewaltſame Maßregeln im Laufe der 
Zeit dazu führen würden, aus dem Grundbeſitz jenes Element des 
Monopols auszuſcheiden, welches in Ländern mit überwiegendem Groß— 
grundbeſitze ſo deutlich und ſo verhängnißvoll hervortritt und allmählich 
dem durch künſtliche und ungerechte Einrichtungen in ſeinem Beſtande 
geſchützten Latifundienbeſitze einerſeits, ſowie der Geldmacht andererſeits 
den Grund und Boden und mit demſelben die politiſche und ökonomiſche 
Alleinherrſchaft in die Hände ſpielen zu müſſen ſcheint, — dieſe Mittel 
ſind einfach in der Wiederherſtellung der natürlichen Rechtsgleichheit 
und in der Entfernung eines Elementes zu finden, das in die freie 
Bewegung aller wirthſchaftlichen Kräfte ſtörend eingreift, die Arbeit, 
welche allein alle Güter ſchafft, unterdrückt und ſo auf die Dauer eine 
völlige Lähmung herbeizuführen droht. Das Recht und die Pflicht, 
ſolche Mittel zu ergreifen, iſt lediglich aus dem ſtrengen Begriffe des 
Eigenthums abzuleiten, das keinen anderen haltbaren Rechtsgrund hat, 
als den, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern. 

Werfen wir jetzt zunächſt einen Blick auf die Thatſachen der 
Grundeigenthumsvertheilung in Deutſchland, um ſodann die Frage des 
Erbrechtes am Grundbeſitz, ſowie die mit der Grundrente zuſammen⸗ 
hängenden Fragen etwas genauer zu betrachten. 


Zweites Kapitel. 
Die Grundeigenthumsvertheilung in Deutschland. 


Bei den germaniſchen Völkern erfolgte der Uebergang zu feſter 
Anſiedelung in der Regel durch gemeinſchaftliche Beſitznahme einer 
gewiſſen Fläche ſeitens einer größeren Anzahl von Genoſſen, die ſich 
in geſchloſſenen Dörfern niederließen. Die erwählte Fläche wurde unter 
die Genoſſen in gleichen Antheilen (Hufen) getheilt. Außer den Hufen 
behielten jedoch die Anſiedler ihre Berechtigungen an dem Gau (dem 
größeren) oder der Mark (dem kleineren Bezirke). Bei fortſchreitender 
Anſiedelung wurden dann die Marken getheilt und die Theile derſelben 
den Ortſchaften zugewieſen, deren Bewohner ſie als gemeinſames 
Eigenthum beſaßen. Die Größe einer Hufe Ri in der Regel nicht 
mehr als etwa 15 Hektar. 
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Neben dieſem älteſten, volksthümlichſten und am weiteſten ver⸗ 
breiteten Syſteme der Anſiedelung trat jedoch in einzelnen Gegenden, wie 
namentlich in Weſtfalen und am Niederrhein, auch die Errichtung von 
Einzelhöfen auf, die im Mittelpunkte der zugehörigen Grundſtücke 
lagen, von denen aber eine Anzahl wiederum eine bäuerliche Gemeinde 
bildeten. Auch gab es ſchon früh große Grundeigenthümer, die eine 
Gerichtsbarkeit über die auf ihren Ländereien lebenden Leute ausübten 
und Abgaben an Vieh, Getreide u. ſ. w. von denſelben beanſpruchten. 
Doch ſchloß die Hörigkeit nicht aus, daß der Hörige gleich dem Freien 
an den Dorfgenoſſenſchaften theilnahm und ſeine Hufe beſaß. 

Verſchiedene Umſtände, vor Allem die Pflicht des Heerbannes der 
Freien, beförderten die Ausbreitung der Hörigkeit, bis endlich das 
Lehnsweſen den freien Bauernſtand faſt überall vernichtete. Die Könige 
belehnten ihre Dienſtmannen durch Landverleihungen. Anfangs wurden 
dieſe großen Lehen nur vorübergehend und widerruflich, ſpäter auf 
Lebenszeit verliehen; je mächtiger jedoch die Territorialherren wurden, 
deſto leichter fanden ſie es, ſich die Erblichkeit anzumaßen. Nicht 
minder wurden die übrigen Schranken des Lehnsrechts, welches die Ver- 
äußerung und Verpfändung ohne Einwilligung des Lehnsherrn unter⸗ 
ſagte, durchbrochen. Die Vaſallen des Reiches uſurpirten ſo einen 
Vollbeſitz, der ihnen nach dem geſchriebenen Rechte nicht zuſtand. 
Andererſeits wurden die urſprünglich freien Bauern von den Grafen 
und Rittern zur Dienſtbarkeit gezwungen und die noch vorhandenen 
Marken zu den Gütern der Adeligen geſchlagen. Nur in wenigen 
Theilen Deutſchlands erhielten ſich die freien Genoſſenſchaften. 

Die Hufen ſcheinen ſich ſchon früh in der Familie vererbt zu haben; 
dagegen waren die Antheile der Einzelnen an der Feldmark unvererblich. 
Vielmehr war Jeder nach erlangter Volljährigkeit zum Eintritt in die 
Genoſſenſchaft berechtigt und erhielt ſeinen Antheil an der Feldmark. 
Uebrigens hatten ſowohl Eigenthum wie Erbrecht am Grund und 
Boden verhältnißmäßig geringe Bedeutung in einer Zeit, wo noch 
weite Strecken unangebauten Landes vorhanden waren und für immer 
neue Genoſſenſchaftsbildungen Raum gewährten. 

In der Folgezeit jedoch wurde das Erbrecht, indem es den einen 
Theil der Nachkommen bevorzugte und den anderen benachtheiligte, zu 
einem Mittel, den Beſitz ungetheilt zu erhalten, aber zugleich auf der 
anderen Seite eine Klaſſe Beſitzloſer zu ſchaffen. Nach altem Sachſen⸗ 
rechte vererbte ſich das Gut nur auf Einen Sohn, ſei es auf den 
älteſten oder auf den jüngſten. Dagegen hatten die Franken Süd⸗ und 
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Erbtheilung unter alle Kinder überkommen. Doch erhielten die Töchter 
meiſt eine Aus teuer, während der Grundbeſitz unter die Söhne ver⸗ 
theilt wurde. 

Der hohe Adel fing im vierzehnten Jahrhundert an, durch Haus— 
geſetze die Untheilbarkeit ſeiner Beſitzungen einzuführen, und im folgen- 
den Jahrhundert wurde in allen reichsſtändiſchen Familien die Ver⸗ 
erbung nach Erſtgeburtsrecht feſtgeſetzt. Die Güter des niederen Adels 
blieben, ſoweit ſie als Lehen beſeſſen wurden, einer beſonderen Lehens— 
erbfolge unterworfen; ſoweit ſie Allod waren, wurden ſie vielfach durch 
Familienfideikommiß gebunden, ſo daß ſie unveräußerlich im Beſitze der 
Familie verblieben und nach einer beſtimmten Succeſſionsordnung fort⸗ 
erbten. 

Mit der Einführung der Geldwirthſchaft trat dann zu dem auf 
Vererbung beruhenden Grundbeſitz noch der Exwerb deſſelben durch 
Kauf. Doch ging der Beſitzwechſel dieſer Art nur langſam vor ſich. 
In den reichsſtändiſchen Familien verhinderten die Hausgeſetze und 
Erbverträge die Theilung und Veräußerung. Die als Lehen be— 
ſeſſenen Güter des niederen Adels und der Bauern konnten nur mit 
Zuſtimmung des Lehnsherrn veräußert werden. Es blieben mithin nur 
die Allodialgüter, welche nur eine kleine Minderheit des geſammten 
Grundbeſitzes bildeten, und auch dieſe nur, ſoweit ſie nicht durch 
Familienfideikommiß gebunden waren, der Veräußerung zugänglich. Erſt 
nachdem die Bauerngüter in das freie Eigenthum ihrer Beſitzer über⸗ 
gegangen waren, nahm der Beſitzwechſel in Grund und Boden mittelſt 
Kaufs und Verkaufs größere Dimenſionen an. 

Werfen wir nun die Frage auf, wie ſich auf Grund der über- 
kommenen Beſitzrechte und der durch Vererbung und Kauf herbeige— 
führten Bewegung des Grundbeſitzes die Vertheilung deſſelben in der 
Gegenwart thatſächlich geſtalte, ſo laſſen uns die ſtatiſtiſchen Erhebungen 
vielfach im Stich und gewähren vor Allem kein einfaches und anſchau— 
liches Geſammtbild. In der Regel geben ſie nur die Größe der ein— 
zelnen Gutsbezirke, nicht aber die Größe des in einer Hand vereinigten 
Geſammtbeſitzes an. Für manche Theile Deutſchlands fehlt es an zu— 
verläſſigen und bis auf die Gegenwart reichenden Angaben ganz. 
Ueberdies ſind die Erhebungen theilweiſe nach verſchiedenen Normen 
und Geſichtspunkten erfolgt und ſchließen daher die Vergleichbarkeit aus. 
Es bleibt daher nur übrig, die Reſultate der in den einzelnen Ländern 
zu verſchiedenen Zeiten erfolgten Aufnahmen neben einander zu ſtellen, 
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wobei wir übrigens für unſern Zweck auf jede Vollſtändigkeit verzichten 
können, da es hier nur auf einen allgemeinen Ueberblick und ein un⸗ 
gefähres Bild der Beſitzvertheilung ankommt. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſelbe in den einzelnen Theilen 
Deutſchlands bedeutende Ungleichheiten aufweiſen wird. Der verſchie⸗ 
dene Urſprung des Beſitzes, die verſchiedenen Erbrechtsſyſteme und die 
Verſchiedenheiten des Bodens und Klimas werden ſich in der Beſitzver⸗ 
theilung der einzelnen Gegenden nachdrücklich geltend machen. Wo der 
Grund und Boden durch Verleihung an die großen Vaſallen des Reiches 
oder an einen Dienſtadel gekommen iſt, werden die großen Güter über⸗ 
wiegen; wo die Beſitzvertheilung noch weſentlich auf die alte Marken⸗ 
verfaſſung und die alten Dorfgenoſſenſchaften zurückzuführen iſt, wird 
der bäuerliche Beſitz vorwalten; wo der letztere durch Recht oder Her⸗ 
kommen geſchloſſen bleibt und nur auf Einen Erben übergeht, wird er 
ſelbſtverſtändlich kompakter ſein, als da, wo alle Kinder gleichmäßig erben 
und das väterliche Gut in der Regel in natura getheilt wird. Ebenſo 
liegt der Einfluß, den die natürliche Fruchtbarkeit einer Gegend auf 
die Beſitzvertheilung haben muß, auf der Hand. Eine Beſitzfläche, die 
in einer unfruchtbaren und verkehrsarmen Gegend eine Familie nur 
dürftig ernährt, genügt unter günſtigeren Bedingungen und bei intenſivem 
Betriebe vielleicht für die zehnfache Zahl, und ſtets hat die Theilbar⸗ 
keit des landwirthſchaftlich benutzbaren Bodens, wenigſtens da, wo es 
an geeignetem Nebenerwerbe für die kleinſten Beſitzer fehlt, an der 
Fähigkeit einer gegebenen Fläche, einen Hausſtand zu erhalten, ihre 
natürliche Grenze. Allerdings mangelt es nicht an Fällen, wo die Thei— 
lung des Bodens dieſe Grenze überſchreitet und wo in Folge davon 
unter der ländlichen Bevölkerung ein beklagenswerther Pauperismus 
einreißt; doch ſind dieſelben wenigſtens in Deutſchland glücklicherweiſe 
nur auf Ausnahmen beſchränkt und nicht der natürlichen Tendenz der 
unbeſchränkten Theilbarkeit des Bodens oder der Bevölkerungszunahme, 
ſondern gerade den vielerorten beſtehenden Schranken der Theilbarkeit, 
welche eine ebenmäßige Ausbreitung der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
über das ganze Gebiet des weiten Vaterlandes verhindern, und dem 
damit in Verbindung ſtehenden Hange zu auſternartigem Feſtkleben an 
der Scholle zuzuſchreiben. 

In den alten Provinzen Preußens nehmen die Güter im Um⸗ 
fange von mehr als 600 Morgen beinahe 44 Prozent der Geſammt⸗ 
fläche ein, in den Provinzen Oft und Weſtpreußen ungefähr ebenſo 
viel, in Schleſien über 51, in Brandenburg ziemlich 50, in Poſen über 
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57, in Pommern faſt 63 Prozent. Im Regierungsbezirk Stralſund 
kommen gar 86 Prozent der landwirthſchaftlichen Fläche auf den großen 
und nur 14% auf den bäuerlichen Beſitz. In der Provinz Sachſen 
kommen etwas über 30, in der Rheinprovinz und Hoherzollern 23, 
in Weſtfalen 17, in Schleswig⸗Holſtein 25 Prozent der Geſammtfläche 
auf den Großgrundbeſitz. 

Am kompakteſten tritt der große Grundbeſitz in den beiden Mecklen— 
burg auf. In Mecklenburg-Schwerin vertheilt ſich das Areal unter 
das großherzogliche Domanium mit 43, auf die Ritterſchaft mit 42 
Prozent, während der Reſt auf die Städte und Klöſter entfällt. Einen 
bäuerlichen Vollbeſitz giebt es nicht. Die Bauern ſind entweder Zeit— 
oder Erbpächter. Namentlich das Domanium iſt neuerdings zum größten 
Theile in die Hände von Erbpächtern übergegangen, und nur ein 
Viertel der Fläche deſſelben befindet ſich im Großbetrieb. Dagegen 
nehmen im ritterſchaftlichen Gebiete die Bauernſtellen (Zeit- und Erb⸗ 
pächter) nur 6 Prozent der Fläche ein. Von nahezu 2000 Bauern- 

ſtellen, die noch Ende des vorigen Jahrhunderts auf dem ritterſchaft— 
lichen Gebiete vorhanden waren, ſind gegenwärtig nur noch etwa 1400 
übrig. In der Mitte des vorigen Jahrhunderts betrug die Zahl der 
ritterſchaftlichen Bauern gegen 5000, vor dem dreißigjährigen Kriege 
ſogar 12,000. Alle die eingegangenen Stellen ſind der Willkür der 
Rittergutsbeſitzer zum Opfer gefallen. Aehnlich ſind die Verhältniſſe 
in Mecklenburg⸗Strelitz. 

Durch die vorſtehenden Angaben erhalten wir jedoch kein Bild 
von der Anhäufung des Großgrundbeſitzes in Einer Hand, und es 
fehlen uns darüber genauere Informationen. Indeſſen giebt es, ab— 
geſehen von den Domänen der ſouveränen Häuſer, in allen Theilen 
Deutſchlands große Beſitzkomplexe der Standesherren, deren Gebiete 
häufig viele Quadratmeilen einnehmen. Als ein draſtiſches Beiſpiel 
ungeheurer Grundbeſitzanhäufung mag erwähnt werden, daß in Ober— 
ſchleſien von 1193 ſelbſtändigen Gutsbezirken, d. h. großen Gütern, 
528 in der Hand von nur 49 Perſonen find leinſchließlich des Domänen— 
fiskus und des königl. Hausfideikommiſſes). Je eine dieſer Perſonen 
e,, 58, 29, 26, 24, 20, 16, 12, 11, 6 Guts⸗ 
bezirke; je zwei beſitzen 21, 18, 15, 10, 9, 8 und 7 Gutsbezirke; 
die übrigen 22 Perſonen beſitzen weniger als 6, aber mehr als einen 
Gutsbezirk. Perſonen, welche über 50 große Güter beſitzen, dürften 
ſogar in Großbritannien, dem klaſſiſchen Lande der Konzentration des 
Grundbeſitzes, ſchwerlich vorkommen. 
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Große Bauernhöfe, deren manche, z. B. in Weſtfalen, mit den 
Rittergütern an Umfang wetteifern, finden ſich in den meiſten Gegenden 
Deutſchlands zerſtreut, kommen aber am häufigſten im Nordweſten und 
Südoſten vor. Da, wo von Anfang an das Einzelhofſyſtem vor— 
herrſchte und die Erbtheilung eine beſchränkte war, in den Gebieten 
der ſächſiſchen und frieſiſchen Stämme, in Schleswig-Holſtein, Hannover, 
Oldenburg, Weſtfalen, ſodann in Altbaiern und Oeſterreich haben ſich 
natürlich die großen bäuerlichen Beſitzungen erhalten und, ſoweit neben 
ihnen ein Kleinbeſitz beſtand, ſich im Laufe der Zeit durch Zukauf wohl 
noch vergrößert. Ebenſo überwiegt da, wo in ſpäterer Zeit die bäuer⸗ 
liche Erbfolge durch geſetzliche Regulirungen beſchränkt und die Theil⸗ 
barkeit der Höfe unterſagt wurde, wie im Königreich Sachſen, im 
Herzogthum Altenburg, in vielen Theilen des öſtlichen Preußens u. ſ. w. 
der größere bäuerliche Beſitz. Dagegen iſt der kleine Grundbeſitz mit 
Gemenglage der Grundſtücke für die Sitze des thüringiſchen und 
fränkiſchen Stammes, von der Saale bis Lothringen, charakteriſtiſch. 
Die hier faſt allgemein herrſchende Sitte der gleichen Erb- und Natural⸗ 
theilung der Grundſtücke mußte nothwendig dies Reſultat herbeiführen. 

Eine genauere Betrachtung der Verhältniſſe der Grundeigenthums⸗ 
vertheilung wird, bei den ſchon erwähnten Mängeln der Statiſtik, vor⸗ 
wiegend nur die einzelnen Provinzen und Bezirke Deutſchlands ins 
Auge faſſen können, über welche neuerdings namentlich in dem von 
dem Vereine für Sozialpolitik herausgegebenen Werke über die bäuer⸗ 
lichen Zuſtände werthvolle Zuſammenſtellungen veröffentlicht worden ſind. 

Beginnen wir mit den öſtlichen Provinzen Preußens, ſo finden 
wir im Regierungsbezirke Königsberg auf einer Geſammtfläche von 
2,110,662 ha einen bäuerlichen oder demſelben gleichzuachtenden Beſitz 
im Umfange von 1,232,328 ha. Davon kommen auf die Beſitzungen 
von 7½ bis 75 ha 27,184, auf die Beſitzungen bis zur Größe von 
7½ ha 22,739 Wirthſchaften. Im Kreiſe Graudenz, Regierungsbezirk 
Marienwerder, haben die Bauern zuſammen ungefähr ein ebenſo großes 
Areal als die Großgrundbeſitzer. Die Zahl der Letzteren beträgt 154, 
die der bäuerlichen Beſitzungen über 4000. Der Regierungsbezirk 
Gumbinnen zählt faſt 50,000 Beſitzungen unter 5 Morgen (ca. 1¼ ha), 
16,800 von 5—30 Morgen, 28,000 von 30— 300 Morgen, 843 von 
300-600, 607 von mehr als 600 Morgen. Die 50,000 Landleute 
der erſten Kategorie beſitzen etwa nur zwei Drittel der Fläche, welche 
von 600 großen Gütern eingenommen wird. In den beiden Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen zuſammengenommen beſitzt weit über ein Viertel 
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aller ländlichen Familien (Tagelöhner, Inſtleute u. ſ. w.) nicht viel mehr 
als den zweihundertſten Theil der landwirthſchaftlichen Fläche; ein 
anderes Viertel beſitzt ungefähr den dreißigſten Theil; in den un— 
geheuren Reſt theilen ſich die eigentlichen Bauern (mit einem Beſitz 
von 7½ bis 75 ha) und die Großgrundbeſitzer zu faſt gleichen Theilen, 
ſo jedoch, daß auf die großen Güter durchſchnittlich je das zehnfache 
Areal entfällt wie auf die Bauerngüter. 

Weit größer noch iſt das Mißverhältniß in Pommern. Hier 
kommt auf ein ſehr reichliches Drittel der ländlichen Bevölkerung etwa 
der hundertundfünfundzwanzigſte Theil der landwirthſchaftlichen Fläche, 
auf ein anderes knappes Drittel ungefähr der ſechsundzwanzigſte Theil, 
während auf den eigentlich bäuerlichen Beſitz (über 28 Prozent der 
ländlichen Familien) nur 27 Prozent der Fläche, auf die Großgrund— 
beſitzer (nicht ganz 4½ Prozent der ländlichen Familien) mehr als zwei 
Drittel des landwirthſchaftlichen Bodens entfällt. 

In der Provinz Poſen machen die Großgrundbeſitzer (75 ha und 
darüber) nur 3½ Prozent der ländlichen Bevölkerung aus und ver— 
fügen über 613/, Prozent der Fläche; 30 Prozent der Bevölkerung 
(mit einem Beſitze von 1¼ bis 7½ ha) verfügen über 5/8, 42 Prozent 
der Bevölkerung (mit einem Beſitze von 7 u bis 75 ha) über 32 
Prozent der Fläche. Die ganz kleinen Beſitzer (unter 11/, ha) machen 
nicht ganz ein Viertel der ländlichen Familien aus und haben etwas 
über den zweihundertſten Theil der Fläche in Beſitz. 

In Schleſien kommen auf die großen Grundbeſitzer (von 75 ha 
aufwärts), deren Zahl relativ viel geringer iſt als in den bisher be— 
trachteten Provinzen, beinahe 55 Prozent der landwirthſchaftlichen Fläche. 
Dem mittlern Beſitze (von 7½ bis 75 ha) gehören etwas über 17 
Prozent der ländlichen Bevölkerung und 30 Prozent der Fläche an. 
Daneben iſt der kleine Grundbeſitz ſehr zahlreich vertreten. 42 Prozent 
der ländlichen Familien haben bei einem Grundbeſitz unter 1¼ ha 
2¼ Prozent der Geſammtfläche, 38 Prozent der Familien, bei einem 
Grundbeſitz von 1¼ bis 7½ ha, 11 Prozent der Fläche in Beſitz. 
Unter allen öſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates hat Schleſien 
am wenigſten mittleren Beſitz, während neben ausgedehnten Latifundien 
ein zahlreicher Klein⸗ und Zwerhbeſitz beſteht. 

Nicht viel günſtiger iſt die Vertheilung in der Provinz Branden⸗ 
burg. Hier entfällt auf die kleinſten Beſitzer (bis 1 ¼ ha), welche 
40 Prozent der ländlichen Familien ausmachen, nur Ein Prozent der 
Fläche, und auf die Kategorie von 1¼ bis 7½ ha mit über 27 Prozent 
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der Bevölkerung 4/ Prozent der Fläche, während der mittlere Beſitz 
(7½ bis 75 ha) gegen 30 Prozent der ländlichen Bevölkerung und 
38 Prozent der Fläche, der größere und große Grundbeſitz 2¾ Prozent 
der Bevölkerung und 56 Prozent der Fläche umfaßt. 

In den übrigen Provinzen des preußiſchen Staates kommt der 
große Grundbeſitz viel weniger vor. Schon in der Provinz Sachſen 
nimmt er nur 30 oder, wenn man die Güter von 75 bis 150 ha ein⸗ 
rechnet, 38 Prozent der Fläche ein. Hier entfällt aber auch auf die 
kleinſte Beſitzkategorie beinahe die Hälfte, auf die nächſtfolgende fait 
ein Drittel der ganzen ländlichen Bevölkerung, während der mittlere 
Beſitz, mit 18 Prozent der Bevölkerung, faſt die Hälfte des Areals 
einnimmt. | 

Weſtfalen hat nur wenige Großgrundbeſitzer, obwohl deren Beſitz 
zum Theil ſehr ausgedehnt iſt und im Ganzen immerhin ein Sechstel, 
oder, wenn man den Beſitz von 75 bis 150 ha einrechnet, beinahe ein 
Viertel der Geſammtfläche beanſprucht. Dagegen entfällt auf den 
mittleren Beſitz, bei 19 Prozent der ländlichen Bevölkerung, 56½ 
Prozent der Fläche. Der kleinere Beſitz umfaßt, bei 30 Prozent der 
ländlichen Bevölkerung, 15 Prozent der Fläche, und der kleinſte Beſitz, 
bei 50 Prozent der Bevölkerung, 32/ Prozent der Fläche. Der mittlere 
Beſitz wiegt der Fläche nach bedeutend vor. Daneben giebt es jedoch 
eine große Menge kleiner Beſitzer von 5 bis 12 ha. Zu den größeren 
Bauernhöfen gehören in der Regel ein oder mehrere Heuerhäuſer, 
deren Inſaſſen ein bis drei Hektar in Pacht haben. Im Paderborniſchen 
iſt, im Unterſchiede zum Münſterlande, ein mittlerer wohlhabender 
bäuerlicher Beſitz nur wenig vorhanden. 

Aehnliche Verhältniſſe walten in dem ehemaligen Königreich Han⸗ 
nover, ſowie in Braunſchweig und Oldenburg vor. Die größeren Güter 
(Domanium und Rittergüter) nehmen in Hannover nur 12½ Prozent 
der Fläche, die bäuerlichen Beſitzungen (über 15 hannov. Morgen) 771/,, 
die Beſitzungen unter 15 Morgen 11 Prozent der Fläche ein. Doch 
weichen dieſe Verhältniſſe in den einzelnen Theilen der Provinz wieder 
ſehr von einander ab. Im Lande Hadeln beträgt der größere Grund— 
beſitz nur zwei, in der Grafſchaft Hohnſtein 30 Prozent; im Fürſten⸗ 
thum Lüneburg kommen auf den Kleinbeſitz nur vier, im Fürſtenthum 
Göttingen und Grubenhagen 23 Prozent der Fläche. 

Im Herzogthum Braunſchweig iſt der bei weitem größte Theil 
der landwirthſchaftlichen Fläche ebenfalls in den Händen der Bauern. 
Auf die größeren Güter entfällt nur 14 Prozent. Von dem Reſte 
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kommen auf den kleinen Beſitz bis zu fünf ha etwa 60, den Beſitz von 
fünf bis zehn ha 15, den bäuerlichen Beſitz von zehn ha und darüber 
25 Prozent der Fläche. Auch im Großherzogthum Oldenburg wiegt der 
bäuerliche Beſitz ſehr entſchieden vor. In der Geeſt ſind große Ritter— 
güter überhaupt nicht vorhanden, und die Zahl der adligen Güter, deren 
Größe das Zwei⸗ und Dreifache der Bauerngüter beträgt, iſt eine be⸗ 
ſchränkte. Die Güter von 10 bis 75 ha machen hier etwa 22 Prozent 
der Beſitzungen aus, während auf den kleinen Beſitz bis zu zehn ha 
70 Prozent der Beſitzungen entfallen. In der Marſch bilden die kleinen 
Beſitzungen bis zu fünf ha ebenfalls die überwiegende Zahl, aber das 
größere Areal kommt auf die Bauernhöfe von 20 ha und darüber. 
Größere Güter kommen in den meiſten Diſtrikten nicht vor. 

Das Königreich Sachſen zählt im Ganzen gegen 130,000 Wirth⸗ 
ſchaftsbeſitzer (worin jedoch, wie auch in den meiſten andern bisher 
angeführten Ziffern, auch die Pächter mit inbegriffen find). Davon 
entfallen auf den ganz kleinen Beſitz bis zu drei Acker (1 Acker = 
2 preuß. Morgen) mehr als 45 Prozent, auf den Beſitz von drei bis 
zehn Acker 20, von zehn bis hundert Acker 33 /,, über hundert Acker 
1,29 Prozent. Der Fläche nach entfallen auf die Güter von drei 
bis zehn Acker 7, von zehn bis hundert Acker 68, über hundert Acker 
24 Prozent. Der mittlere Beſitz, der ein Drittel ſämmtlicher Be⸗ 
ſitzungen umfaßt, nimmt mithin etwa zwei Drittel der Fläche ein. Die 
größeren Güter ſind hauptſächlich in den fruchtbareren, tieferen Lagen 
zu finden. 

Gehen wir nunmehr zu der mittel- und ſüddeutſchen Ländergruppe 
über, ſo finden wir hier im Allgemeinen den kleinen bäuerlichen Beſitz 
überwiegend. Nur in einzelnen Gegenden Mitteldeutſchlands, wie nament⸗ 
lich im Altenburgiſchen, hat ſich bei beſchränkter Erbtheilung ein bäuer⸗ 
licher Beſitz von großem Umfange erhalten. Ebenſo herrſcht in Alt- 
bayern der große und geſchloſſene Bauernhof vor. Im Uebrigen jedoch 
hat die unter den fränkiſchen und allemanniſchen Stämmen waltende 
Sitte der gleichen Erbtheilung eine weitgehende Theilung des Grund 
und Bodens zu Wege gebracht. ’ 

Im Großherzogthum Weimar machen die Beſitzungen unfer fünf 
Adern (1 Acker = 0,28 ha) je nach dem Landestheil 35 bis 39, die 
Beſitzungen bis zu zwanzig Ackern 65 bis 72, von zwanzig bis fünfzig 
Ackern 18 bis 22, von fünfzig bis hundert Ackern 7, über hundert 
Acker 1 bis 2½ Prozent der Geſammtzahl aus. Die größeren Be⸗ 


ſitzungen ſcheinen in neuerer Zeit ſtark dahin zu ſchwinden. So gab es 
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im Jahre 1864 in den drei Amtsbezirken Weimar, Großrudeſtedt und 
Vieſelbach 648 Güter über fünfzig Acker und 1436 Güter von zwanzig 
bis fünfzig Acker, jetzt gibt es nur noch 420 bezw. 1228. Dagegen ſind 
die Beſitzungen bis fünf und von fünf bis zwanzig Acker im Amt Weimar 
ſeit 1864 von 988 auf 1674, bezw. von 1223 auf 3005 angewachſen. 
Auch im Eiſenacher Bezirk überwiegt die Zahl der bäuerlichen Be⸗ 
ſitzungen von weniger als fünf ha. Im Eiſenacher Oberland machen 
die Beſitzungen unter fünf Acker 54 Prozent, von fünf bis zwanzig 
Ackern 24, von zwanzig bis fünfzig Ackern 13, von fünfzig bis hundert 
Ackern 6°/,, über hundert Acker 2 Prozent der Geſammtzahl aus. 
Das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen enthält nur ſehr wenig 
Großgrundbeſitz. Nur ſieben Prozent der landwirthſchaftlichen Fläche 
entfallen auf Domanialeigenthum und anderen nicht bäuerlichen Be⸗ 
ſitz, zwei Prozent auf Kirchen- und Schuleigenthum, dagegen einund⸗ 
neunzig Prozent auf den bäuerlichen und kleineren Beſitz. Von dem 
letzteren kommen im Kreiſe Rinteln, wo die Anerbenfolge herrſcht, im 
Durchſchnitt 35 Prozent der Beſitzerzahl mit 1,6 Prozent der Geſammt⸗ 
flache auf Beſitzungen unter einem Hektar, 27 Prozent der Beſitzer 
mit nicht ganz 8 Prozent der Geſammtfläche auf die Beſitzungen von 
einem bis fünf Hektaren, 8½ Prozent der Beſitzer mit 6¼ Prozent 
der Geſammtfläche auf die Güter von fünf bis zehn Hektaren, über 
28 Prozent der Beſitzer mit 84 Prozent der Geſammtfläche auf die 
Güter von zehn Hektaren und darüber. Es iſt ſehr lehrreich, hiermit 
die Beſitzvertheilung in den übrigen Landestheilen zu vergleichen, wo 
die gleiche Erbtheilung mit Gutsübergabe und Anſatzverträgen oder die 
Naturaltheilung vorherrſchend iſt. In Niederheſſen beträgt die Zahl 
der kleinſten Beſitzer (unter 1 ha) durchſchnittlich 48 Prozent der 
Geſammtzahl, die Durchſchnittgröße eines Beſitzſtandes dieſer Kategorie 
beträgt 29 Ar und insgeſammt verfügt dieſelbe über nur 2¼ Prozent 
der ganzen landwirthſchaftlichen Fläche. 32 Prozent der Beſitzer haben 
einen bis fünf Hektar und zuſammen nicht ganz 14 Prozent der Fläche, 
8 Prozent der Beſitzer fünf bis zehn Hektar und insgeſammt 20 Prozent 
der Fläche, 12 Prozent der Beſitzer über zehn Hektar und insgeſammt 
64 Prozent der Fläche. In Oberheſſen herrſchen ähnliche Verhältniſſe, 
nur daß die Beſitzer von fünf bis zehn Hektar vergleichsweiſe viel 
weniger zahlreich ſind und der Durchſchnitt der niedrigſten Beſitz⸗ 
größe etwas größer iſt (36 ſtatt 29 Ar). Im Fuldaiſchen und Hün⸗ 
feldſchen iſt die Anzahl der kleinſten Beſitzer ebenſo groß wie in Nieder⸗ 
heſſen, aber die Ziffer der größeren Beſitzer (über 10 ha) relativ bei⸗ 
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8 nahe doppelt ſo hoch. In Hersfeld und Rothenburg, wo die Real⸗ 


theilung um ſich zu greifen beginnt, beläuft ſich die Zahl der kleinſten 
Beſitzer (unter 1 ha) auf 65 Prozent der Geſammtzahl, aber die 
Durchſchnittsgröße eines Beſitzſtandes dieſer Kategorie beträgt 45 Ar. 
Ueber 25 Prozent der Beſitzer beſitzen einen bis fünf Hektar, 4 Prozent 
der Beſitzer fünf bis zehn Hektar, kaum 5½ Prozent der Beſitzer 
mehr als zehn Hektar. In den Kreiſen Hanau und Gelnhauſen herrſcht 
die Gütertheilung in natura allgemein. Hier beträgt die Zahl der 
kleinſten Beſitzer gleichwohl nur 52 Prozent und die Durchſchnittsgröße 
eines Beſitzſtandes 30 Ar. Dagegen kommen auf die Beſitzungen von 
einem bis fünf ha 35½ Prozent der Beſitzer mit 46 Prozent der 
Fläche, auf die Beſitzungen von fünf bis zehn ha 8½ Prozent der 
Beſitzer mit 18½ Prozent der Fläche, und auf die Beſitzungen über 
10 ha nur 4¼ Prozent der Beſitzer mit 29 Prozent der Fläche. In 
dem Gebiete des Anerbenrechts ſind mithin ſechs Siebentel des land— 
wirthſchaftlichen Areals in den Händen eines Viertels der ländlichen 
Bevölkerung, in dem Gebiete der Gutsübergabe zwei Drittel der Fläche 
in den Händen eines Achtels derſelben, und es bleibt mithin für drei 
Viertel, reſp. ſieben Achtel der ländlichen Bevölkerung nur ein Siebentel, 
reſp. ein Drittel der Fläche übrig. In dem Gebiete der Realtheilung 
dagegen ſind zwar noch immer zwei Siebentel der Fläche in den Händen 
einer kleinen Minderzahl (½3) der ländlichen Bevölkerung, aber der 
Schwerpunkt des Beſitzes liegt bei der Kategorie von einem bis fünf ha. 
36 Prozent der Bevölkerung verfügen über 46 Prozent der Fläche, 
während allerdings 52 Prozent der Landleute nur ein Fünfzehntel der 
Geſammtfläche beſitzen. Da jedoch die unterſte Beſitzkategorie faſt durch⸗ 
weg und überall nicht aus ſelbſtändigen Landwirthen, ſondern aus 
Tagelöhnern oder Handwerkern beſteht, welche ein kleines Stück Acker 
oder Garten beſitzen, auf dem ſie ihre Kartoffeln, ihr Gemüſe u. ſ. w. 
ziehen, ſo muß man eigentlich dieſe Kategorie aus der Betrachtung der 
ländlichen Beſitzvertheilung ausſchließen, um ein annähernd richtiges 
Bild derſelben zu erhalten, und es ergiebt ſich dann ſelbſtverſtändlich, 
daß die Beſitzvertheilung in dem Gebiete der gleichen Erbtheilung eine 
bei Weitem gleichmäßigere, d. h. natürlichere iſt als in dem der Guts⸗ 
übergabe oder gar des Anerbenrechts. 

Im Großherzogthum Baden iſt faſt ein Drittel des Tandes in 
kleinſte Beſitzflächen (bis 10 Morgen) aufgelöſt. Die Bauerngüter 
von 10 bis 15 Morgen nehmen 48 Prozent, diejenigen von ) bis 


100 Morgen 10 Prozent der Fläche ein. Von den 222,000 Befigern 
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haben 160,000 — 72 Prozent nur 28 Prozent der Fläche, 39,000 
24 Prozent, 18,000 ebenfalls 24 Prozent, 1200 9 Prozent der Fläche 
inne. Einer der Letzteren hat mithin ſo viel wie fünfundvierzig der 
Erſteren. Wären die 800,000 ha der landwirthſchaftlichen Fläche auf 
die 222,000 Beſitzer gleichmäßig vertheilt, ſo würde auf jede Familie 
eine Fläche von etwas mehr als 3½ ha kommen. Im Schwarzwald, 
ſowie in einem großen Theile des nördlichen und ſüdlichen Hügellandes 
haben die mittleren und größeren Bauerngüter entſchieden das Ueber⸗ 
gewicht; in der Rheinebene dagegen überwiegen die kleinen und mitt⸗ 
leren Betriebe mit gartenartiger Benützung. 

Eine ähnliche Beſitzvertheilung wie in Baden herrſcht auch im 
Königreiche Würtemberg, wo namentlich die weſtliche Hälfte des Landes 
weſentlich dem Kleinbeſitz angehört, während in der öſtlichen Hälfte der 
mittlere Beſitz vorwiegt. Im ganzen Lande kommen auf die Beſitzgrößen 
bis zu 1½ ha 46 ½ Prozent der Wirthſchaften mit 7¼ Prozent des 
landwirthſchaftlichen Areals, auf die Beſitzgrößen von 1½ bis 10 ha 
45½ Prozent der Wirthſchaften mit 46 Prozent des Areals, auf 
die Beſitzungen über 10 ha 8½ Prozent der Wirthſchaften mit 12 
Prozent des Areals. Im öſtlichen Theile des Landes dagegen kommen 
auf die Beſitzgrößen von mehr als 10 ha 18½ 1 der Wirth⸗ 
ſchaften mit beinahe 63 Prozent der Fläche. 

Die fränkiſchen Theile Bayerns, ſowie die Rheinpfalz zeichnen 
ſich ebenfalls durch weitgehende Bodentheilung aus. Größere Beſitzungen 
ſind zwar nicht gerade ſelten, aber der mittlere und kleine Beſitz ſind 
weitaus überwiegend. Das landwirthſchaftliche Areal der Pfalz wird 
auf etwas mehr als 920,000 Tagwerke (1 Tagwerk = 1½ Morgen) 
angenommen, und vertheilt ſich unter etwa 108,000 Beſitzer. Auf 
einen Beſitzer kommen mithin durchſchnittlich 8½ Tagwerke, und wenn 
man vom Beſitz der Gemeinden und des Staates abſieht, etwa 73/, 
Tagwerke. Genauere Angaben über die Beſitzvertheilung in der Pfalz 
liegen nicht vor, doch mag das Verhältniß eines kleinen Bezirkes eine 
ungefähre Vorſtellung davon geben. Die ſieben Gemeinden der Bürger⸗ 
meiſterei Quirnbach bei Kuſel umfaſſen eine Geſammtfläche von 2517 ha, 
worunter 480 ha Wald und 1924 ha Acker, Wieſen und Gärten. 
Dieſe 1924 ha vertheilen ſich (mit durchſchnittlich 23/, ha) auf 706 
Beſitzer. Von letzteren beſaßen 327 weniger als 1 ha, 159 1—3, 
77 3—5, 92 5—10, 29 10—15, 3 15—20, 8 20—25, 1 35 ha. 

In Oberbayern beträgt der durchſchnittliche Umfang des land⸗ 
wirthſchaftlich benutzten Grundbeſitzes beinahe 25 Tagwerke, alſo faſt 
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das Dreifache im Vergleich zur Pfalz; in Niederbayern 22 Tagwerke, 
in der Oberpfalz 18, in Schwaben 16½, in Oberfranken 121/,, 
in Mittelfranken 12¼ ,‚ in Unterfranken 7½ Tagwerke. In Ober⸗ 
bayern umfaſſen die Bauerngüter nicht ſelten 200 bis 800, in Nieder⸗ 
bayern 200 bis 600 Tagwerke, ſo viel wie kaum manche Rittergüter 
im mittleren Deutſchland. 8 f 
Ueberblicken wir die Verhältniſſe der Bodenvertheilung Deutſch— 
lands in großen Zügen, ſo finden wir, daß in den ſechs öſtlichen 
Provinzen Preußens der große Grundbeſitz ungefähr die Hälfte des 
geſammten land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Areals einnimmt, während 
ſich die bäuerliche und arbeitende Bevölkerung mit der anderen Hälfte 
begnügen muß. In dem übrigen Deutſchland wird man den Umfang 
des großen Grundbeſitzes immerhin auf ein Viertel der Kulturfläche 
annehmen dürfen. In einzelnen Bundesländern iſt die Durchſchnitts⸗ 
größe der ländlichen Beſitzungen ſchon jo gering, daß auch bei ganz 
gleichmäßiger Theilung eine nur geringe Fläche auf eine ländliche 
Familie kommen würde. So in Baden nur 3½ ha, in der Pfalz 
etwa eben ſo viel, in Unterfranken noch weniger. Geht man auf noch 
kleinere Bezirke zurück, ſo iſt die Bodenzerſtückelung vielfach ſo weit 
gediehen, daß eine gleichmäßige Vertheilung dennoch nur einen für 
eine Familie ganz unzureichenden Beſitz gewähren würde. In ſolchen 
Bezirken muß natürlich dauernde Armuth herrſchen, zumal wenn die 
klimatiſchen und Bodenverhältniſſe ungünſtige ſind und es an Neben⸗ 
erwerb fehlt. Zieht man aber das geſammte Reich in Betracht, ſo 
ſtellt ſich die Sache anders. Nach der Aufnahme von 1878 kamen 
von der Geſammtfläche des Reiches auf das Ackerland, einſchließlich 
des Gartenlandes und der Weinberge, rund 26,133,000 ha, auf die 
Wieſen und Weiden 10,300,000 ha, auf den Wald beinahe 14,000,000 
ha. Läßt man den Wald bei Seite, ſo kommen auf die landwirthſchaftliche 
Nutzfläche 36½ Millionen ha. Nun beträgt nach der Berufszählung 
von 1882 die Zahl der rein landwirthſchaftlichen Betriebe, einſchließ⸗ 
lich der mit Tagelöhnerei verbundenen, 3,119,024. Wäre unter die⸗ 
ſelben die Acker⸗ und Wieſenfläche gleichmäßig vertheilt, ſo würden auf 
jede Familie 11.7 ha entfallen, eine Fläche, die für den Einzelbetrieb 
einer bloß auf ſich ſelbſt angewieſenen Familie ſogar in den unfrucht⸗ 
barſten Gegenden zu groß ift. Und wenn ſelbſt die beſitzloſen Tagelöhner⸗ 
familien, deren Anzahl ſich auf 1,373,774 beläuft, ſämmtlich mit Grund⸗ 
beſitz ausgeſtattet würden, ſo würden noch immer auf jede der aus⸗ 
ſchließlich in der Landwirthſchaft beſchäftigten 4,492,798 Familien über 
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8 ha entfallen. Viel ungünſtiger geſtaltet ſich freilich das Verhältniß, 
wenn man auch diejenigen Betriebe berückſichtigt, welche die Landwirth⸗ 
ſchaft als Nebengewerbe betreiben, alſo die zahlreiche, beinahe die Ziffer 
der rein landwirthſchaftlichen Betriebe erreichende Kategorie der länd⸗ 
lichen und kleinſtädtiſchen Handwerker, Gaſtwirthe u. ſ. w., welche neben 
ihrem Hauptgeſchäft auch etwas Landwirthſchaft betreiben. Allein die 
eben nicht um Landwirthe, ſondern um Handwerker u. ſ. w. handelt. 
Welche Beſitzgröße für einen bäuerlichen Betrieb hinreicht, iſt 
natürlich je nach der Lage, dem Klima und der Fruchtbarkeit ſehr ver⸗ 
ſchieden. In der Pfalz gilt ein Weingut von mehr als 5 ha ſchon als 
ein größeres, ein ſolches von 1 bis 5 ha als ein mittleres Gut. In 
dem ſüdlichen Hügellande Badens, das durch bedeutende Höhenlage und 
ziemlich rauhes Klima gekennzeichnet iſt, im Uebrigen aber ſehr günſtige 
Bodenverhältniſſe hat, obwohl es zum Handelsgewächsbau ſich nicht 
eignet, gelten 4 ha bei der einfachen Lebensweiſe der Bewohner als 
der Beſitz, bei dem eine Familie ohne Zuhülfenahme von Tagelöhner⸗ 
arbeit leben kann. In den beſten Theilen der badiſchen Rheinebene gilt 
ſchon eine Fläche von 5 bis 6 Morgen (1,80 ha) als ein die Familie 
ausreichend ernährender Beſitz, während in den rauheſten Gegenden des 
Schwarzwaldes ſogar die Güter bis zu 20 Morgen (7,20 ha) noch 
unter die Tagelöhnergüter gerechnet werden. Im Kanton Zürich brauchen 
die Bauern mit mehr als 5 ha ſchon Dienſtboten, die freilich als 
Familienangehörige behandelt werden und denen die Arbeitſamkeit, 
Sparſamkeit und Nüchternheit des Bauern ſtets als Vorbild dient. 
Zu den größten Gütern zählen hier ſchon diejenigen von 15 ha. Nur 
einzelne Beſitzungen des Staats oder der Korporationen reichen über 
50 ha hinaus. Von mehr als 25,000 ſelbſtändigen Landwirthen oder 
Gutsbeſitzern haben 72 Prozent unter 5 ha. In dem weſtlichen Theile 
Würtembergs beginnt die Grenze des rein landwirthſchaftlichen Klein⸗ 
betriebes bei 5 ha, und verſchiedene Gemeinden haben überhaupt keinen 
größeren Beſitz. In den fruchtbareren Theilen von Hannover beginnt 
die Nothwendigkeit, zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes einer Familie 
fremde Arbeit zu ſuchen, bei den Beſitzungen von 4 ha nach abwärts. 
Kurz, man wird annehmen können, daß das durchſchnittliche Maß einer 
zur Beſtreitung eines bäuerlichen Hausſtandes hinreichenden Fläche in 
Deutſchland gegenwärtig 6—7 Hektar beträgt. Mit den Fortſchritten 
des Betriebes, den zunehmenden Kenntniſſen der Landleute, der dichter 
werdenden Bevölkerung, und namentlich der beſſeren Ausnutzung aller 
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vorhandenen Dungſtoffe muß natürlich dies Maß mit der Zeit noch ab⸗ 

nehmen. Hält man ſich aber auch nur an das für die Gegenwart feſt⸗ 
geſtellte Durchſchnittsverhältniß, jo wird man zugeben müſſen, daß die 
heutige Kulturfläche, deren allmähliche Ausdehnung überdies außer Zweifel 
ſteht, bei angemeſſnerer Vertheilung hinreichenden Raum für eine in 
glücklichem, obwohl mäßigem Wohlſtande lebende bäuerliche Bevölkerung 
gewähren würde. 

Vielfach wird freilich eine Verminderung der „ſpannfähigen“ 
Bauernnahrungen konſtatirt und beklagt. Den Beweis dafür, daß die 
ſpannfähigen Nahrungen eine Nothwendigkeit für die Geſellſchaft oder 
nur ein Nutzen für dieſelbe wären, bleibt man jedoch ſchuldig. Es iſt 
mehr eine ſo zu ſagen romantiſche Vorſtellung, daß deren Erhaltung 
wünſchenswerth ſei, als ein auf einleuchtenden und haltbaren Gründen 
fußender Satz. Eine natürliche und auf gerechten Grundlagen beruhende 
Vertheilung des Beſitzes ſcheint uns nützlicher und heilſamer, als die 
künſtliche Erhaltung größerer bäuerlicher Betriebe, die ſich gegen einen 
wahrhaft rationellen Großbetrieb einerſeits und gegen den mit der 
vollen Ausnutzung der eignen Arbeitskraft verbündeten Selbſtſtändig⸗ 
keitsdrang der Beſitzloſen oder mit unzureichendem Beſitz Ausgeſtatteten 
im freien Wettbewerb nicht halten können. In vielen Theilen unſres 
Landes iſt die Lage ſowohl, als auch die Wirthſchaft der kleinen Be— 
ſitzer eine beſſere, als die der mittleren und ſelbſt der größeren. „So 
lange die Leute,“ heißt es in einem Berichte aus dem Weimariſchen, 
„bei einem kleinen Beſitz noch nicht anſpannen, noch dabei auf Tage- 
lohn gehen, befinden ſie ſich verhältnißmäßig ſehr wohl, mit dem eignen 
Anſpann beginnt erſt das karge Leben“ — und man darf, wie wir 
glauben, dieſe Schilderung wohl als typiſch für die meiſten Gegenden 
mit weitgehender Bodentheilung betrachten. Vielfach iſt gerade die ver— 
hältnißmäßige Größe der Bauerngüter eine Quelle von allerlei Uebeln. 
Oft reicht das vorhandene Betriebskapital zu einem ſo großen Betriebe 
nicht hin, oft fehlt es an den dazu nothwendigen Arbeitskräften, noch 
häufiger vielleicht an der zur Leitung eines größeren Betriebes erforder— 
lichen techniſchen und intellektuellen Reife. Die Frage der relativen 
Vorzüge und Nachtheile des Groß- und Kleinbetriebes in der Land— 
wirthſchaft wird jedoch erſt im nächſten Kapitel eingehender beſprochen 
werden. Hier will ich nur bemerken, daß, ſelbſt wenn die Spann⸗ 
fähigkeit der bäuerlichen Nahrungen ein erwieſener nationalökonomiſcher 
Vortheil wäre und es ſich in jeder Rückſicht empfehlen würde, auf die 

Erhaltung und Vermehrung der ſpannfähigen Nahrungen hinzuwirken, 
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bei der Kulturfläche Deutſchlands noch ein ſehr ausgedehnter Spielraum 
für ſolche Beſtrebungen übrig wäre. Die untere Grenze der Spann⸗ 
fähigkeit wird im Durchſchnitt etwa bei 10 ha angenommen werden 
können, und wir haben geſehen, daß bei gleichmäßiger Vertheilung des 
Grundbeſitzes ſogar eine größere Fläche für ſämmtliche jetzt in Deutſch⸗ 
land exiſtirenden grundbeſitzenden Familien vorhanden ſein würde. Es 
kommt nur darauf an, auf weſſen Koſten der ſpannfähige Beſitz erhalten 
oder vermehrt werden ſoll, auf die des großen Beſitzes oder auf die 
Koſten der Beſitzloſen und Beſitzarmen. 


Drittes Kapitel. 
Großer und kleiner Grundbeſth. 


In der Behandlung ſozialer Fragen hat von jeher die Methode 
vorgewaltet, nach der Zweckmäßigkeit, anſtatt in erſter Linie nach der 
Gerechtigkeit der geſellſchaftlichen Erſcheinungen, Entwickelungsformen 
und Beſtrebungen zu fragen. Aehnlich wie es nur zu häufig in der 
Statiſtik geſchieht, hat man ſich auch in der Sozialpolitik gewöhnlich 
eine Theorie zurecht gemacht, der ſich die Thatſachen wie ſie ſind und 
die Tendenzen, wie man fie wünſcht, anbequemen müſſen. Schon im 
Alterthum konnten ſich ſelbſt die hervorragendſten Denker Griechenlands 
eine geſunde Politik, eine feſte Grundlage des Staates, und vor Allem 
eine dauernde bürgerliche Freiheit nicht denken ohne Sklaverei. Ihre po⸗ 
litiſchen Anſichten glichen in dieſer Beziehung ihrer Naturanſicht, welche 
ihnen einredete, daß die Sonne ſich um die Erde drehe, und den Ge— 
danken, daß es ſich umgekehrt verhalten könne, gar nicht aufkommen 
ließ. Dem oberflächlichen Augenſchein entſprach ihre phyſikaliſche wie 
ihre politiſche Vorſtellung beſſer. Seitdem hat es keine noch fo ver— 
kehrte geſellſchaftliche Einrichtung und kein auch noch ſo ſchlechtes Ge— 
ſetz gegeben, das nicht aus Zweckmäßigkeitsgründen ſeine Vertheidiger 
gefunden hätte und als nothwendig, wo nicht als nützlich und vortreff⸗ 
lich geprieſen worden wäre. Was iſt, iſt gut — dieſe elende Maxime 
wurde lange vor Hegel von den Anhängern des Beſtehenden zu Ehren 
gebracht. Aber immer und immer wieder werden die der menſchlichen 
Natur und menſchlichen Gerechtigkeit widerſprechenden Einrichtungen 
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und Geſetze durch die Entladungen einer gewitterſchwangeren Atmo— 
ſphäre hinweggefegt. Die reine Stimme des Gewiſſens und der Ge— 
rechtigkeit würde einen weniger trüglichen Maßſtab zur Beurtheilung 
der geſellſchaftlichen Einrichtungen und geſetzlichen Maßregeln gegeben 
haben, und hätte man immer ihr gelauſcht, anſtatt den Rathſchlägen 
einer ſogenannten Klugheit, die gewöhnlich mit einem guten Theil Eigen⸗ 
dünkel und Selbſtſucht gemiſcht iſt, ſo würde man weniger in Fehler 
verfallen ſein, die ihre Rache in ſich ſelbſt tragen. 8 

Auf keinem Gebiete der Politik iſt aber in dieſer Rückſicht mehr 
geſündigt worden und wird es noch alle Tage, als auf dem Gebiete 
der Agrarpolitik. Und dies hat ſeine gute Urſache. Denn wenn die 
ganze Grundlage der geſetzlichen Regulirungen eines Gegenſtandes falſch 
iſt, können fernere Maßregeln, die auf dieſer Grundlage weiter bauen, 
weder die Feſtigkeit des Gebäudes, noch die Harmonie ſeiner Formen 
vermehren. Die urſprünglichen Theilungen des Bodens, die Verleihungen 
ſtrenger Beſitzrechte an demſelben führen faſt immer auf Eigenmacht 
und Willkür zurück. Die Natur der Dinge und eine ausgleichende 
Gerechtigkeit kamen dabei wenig in Frage. Sobald ſich aber die Be— 
ſitzrechte durch Verjährung befeſtigt hatten, waren die Berechtigten be— 
ſtrebt, die gewonnene Macht zu behaupten, ungetheilt zu erhalten und 
zu vermehren. Nicht genug damit, daß das Schwergewicht des Beſitzes 
mit den daran haftenden Vortheilen ohnehin eine weitere Konzen- 
tration des Beſitzes und der Macht begünſtigt, ſuchte man dieſelbe durch 
Regelungen der Erbfolge, welche zu dem urſprünglichen Unrecht neues 
Unrecht hinzufügten, zu befördern und damit die natürliche Ausgleichung 
der geſellſchaftlichen Gegenſätze zu verhindern. 

Ueber dieſen Punkt jedoch werden wir uns erſt in den nächſten 
Kapiteln zu verbreiten haben. Hier wollen wir uns zunächſt dem land⸗ 
läufigen Gebrauche fügen, nach der Zweckmäßigkeit der beſtehenden Verhält⸗ 
niſſe, nach den geſellſchaftlichen Vortheilen oder Nachtheilen des großen 
und kleinen Grundbeſitzes zu fragen. Wir werden darüber im Weſentlichen 
nichts Neues beibringen können, da über dieſen Gegenſtand längſt eine 
Fülle werthvoller Beobachtungen angeſtellt und veröffentlicht worden iſt. 
Aber nothwendig wird ſein, mit Nachdruck auf die große Bedingtheit 
aller der Urtheile über die Vorzüge des Groß- oder Kleinbetriebes in 
der Landwirthſchaſt hinzuweiſen. Denn es leuchtet ein, daß ein land- 
wirthſchaftlicher Großbetrieb nicht identiſch iſt mit einem großen Beſitze 
der Einzelnen, da ja auch ein genoſſenſchaftlicher oder kommunaler Groß— 
betrieb denkbar wäre. Ebenſo leuchtet ein, daß gewiſſe Vortheile, die 
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man dem großen Grundbeſitze nachzuſagen pflegt: der Vortheil in⸗ 
telligenter, mit allen Hülfsmitteln der Wiſſenſchaft ausgerüſteter Leitung, 
der ausgedehnten Maſchinenverwendung und überhaupt der Verfügung 
über ausreichendes Betriebskapital nicht mit Nothwendigkeit an den 
großen Grundbeſitz geknüpft ſind, da hoffentlich nicht immer Bildung 
und Kenntniſſe das Monopol Weniger fein werden, die Maſchinen⸗ 
technik ſich mehr und mehr auch dem Kleinbetriebe anſchmiegen wird und 
der Kredit eine Organiſation erhalten kann, welche ihn auch dem Klein⸗ 
beſitze oder der bloßen Arbeitskraft zugänglich macht — falls nicht der 
Kredit gänzlich durch die Fähigkeit zur Kapitalanſammlung auch ſeitens 

der Arbeit zu erſetzen tft. Dies vorausgeſchickt, geben wir im Nach⸗ 
folgenden eine kritiſche Darſtellung der Gründe, welche gewöhnlich für 
großes und kleines Grundeigenthum angeführt werden. 

Oft wurde ganz im Allgemeinen als ſicher angenommen, daß der 
große Grundbeſitz, beziehentlich der landwirthſchaftliche Großbetrieb, 
einen höheren Reinertrag liefere, als der kleine Beſitz, und man leitete 
daraus einen überlegenen Nutzen des Großbetriebes für die Volkswirth⸗ 
ſchaft ab. Allein abgeſehen von den Schwierigkeiten, welchen die 
Schätzung des Reinertrags überall begegnet, dürfte man neuerdings 
ſchwerlich allgemein geneigt ſein, einen relativ höheren Reinertrag bei 
großen, als bei kleinen Gütern zuzugeben. Im Gegentheil macht ſich 
mehr und mehr die Anſicht geltend, daß der geſtiegene Lohn der Ar— 
beit die Rentabilität der großen Güter in Frage ſtelle und diejenigen 
Wirthſchaften in Bezug auf Reinertrag einen Vorſprung haben, deren 
geringer Umfang die Heranziehung fremder Arbeit nicht erfordert. Ueber⸗ 
dies iſt es falſch, daß ein höherer Reinertrag der großen Güter vom 
nationalökonomiſchen Geſichtspunkte als ein Vortheil betrachtet werden 
müſſe und den Großbetrieb allgemein wünſchenswerth erſcheinen laſſe. 
Nehmen wir an, ein Gut im Umfange von 1000 ha gewähre ſeinem 
Beſitzer einen Reinertrag von 30,000 M., während hundert kleine 
Güter im Umfange von 10 ha nur einen Reinertrag von zuſammen 
10,000 M. lieferten, der Beſitzer des großen Gutes aber ſeine Rente 
weſentlich dadurch ſo hoch ſteigere, daß er nur die Hälfte der Perſonen 
beſchäftigt, die auf den hundert kleinen Beſitzungen Verwendung finden; 
nehmen wir ferner an das Gutsperſonal empfange im Ganzen einen in 
Geld abgeſchätzten Lohn von nur 30,000 M., während die Bewirthſchafter 
der hundert kleinen Güter außer der Rente noch ein Geſammteinkommen 
von 90,000 M. erzielen, ſo iſt es klar genug, daß der Vortheil für 
die Geſellſchaft bei dem Kleinbetriebe liegt. Denn während der Be⸗ 
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ſitzer des großen Gutes ſammt ſeinem Perſonal an Verwaltern, Knechten, 
Mägden und Tagelöhnern u. ſ. w. im höchſten Falle nur 60,000 M. 
jährlich in die allgemeine wirthſchaftliche Bewegung zu werfen vermag, 
betheiligen ſich daran die hundert Kleingütler mit 90,000 M., und be⸗ 
halten überdies ein Geſammtkapital von 10,000 M., das fie zur Ber- 
beſſerung ihrer kleinen Güter, zur Vermehrung N Betriebsmittel 
u. ſ. w. verwenden können. 

Nicht minder mißlich ſteht es mit den Vergleichungen des Roh⸗ 
ertrages großer und kleiner Güter. Solche Vergleiche find in zuver— 
läſſiger, alle Elemente berückſichtigender Weiſe wohl ſelten angeſtellt 
worden, und wenn ſie es wären und zu Gunſten der einen oder der 
anderen Beſitzgröße einen unzweifelhaften Vorzug ergeben hätten, ſo iſt 
am Ende doch keineswegs geſagt, daß die Verhältniſſe nothwendig ſo 
bleiben müßten, wie ſie eben ſind, und daß nicht durch Reformen ein 
gegenwärtiger Nachtheil der einen Beſitzgröße ausgeglichen oder gar in 
einen Vorzug verwandelt werden könnte. i 

Nichtsdeſtoweniger iſt es allgemein anerkannt, daß, die Sache ab» 
ſtrakt betrachtet, der große Betrieb in der Landwirthſchaft ebenſo gut 
wie der mittlere und kleine ſeine relativen Vorzüge hat. Zu Gunſten 
des Großgrundbeſitzes pflegt man in erſter Linie eben die Größe und 
Abrundung der Beſitzfläche und die im gewöhnlichen Falle höhere In— 
telligenz und Bildung der Beſitzer anzuführen. Für viele Unter- 
nehmungen von der höchſten Wichtigkeit für den Ertrag der Grund— 
ſtücke, wie für Ent⸗ oder Bewäſſerungsanlagen, wird ſich der kleine 
Grundbeſitz oft gar nicht eignen, oder er wird denſelben mindeſtens 
große Schwierigkeiten entgegenſetzen. Ebenſo verlangt die Anwendung 
von Maſchinenkräften in der Regel einen gewiſſen, oft ſogar einen 
recht großen Umfang des Beſitzes, und der dadurch zu erzielende Vor— 
theil geht dem kleinen Beſitze verloren. Und dieſelben Erſparniſſe an 
den allgemeinen Betriebskoſten, welche in der Induſtrie der Großbe— 
trieb gegen den kleinen ermöglichen kann, und welche jenem einen ſo 
bedeutenden Vorſprung vor dieſem geben, laſſen ſich, wenn auch vielleicht 
in geringerem Maße, in der Landwirthſchaft gleichfalls erzielen. Dies 
wird dem großen Beſitze beſonders da zu Gute kommen, wo der Land— 
wirthſchaftsbetrieb mit einem induſtriellen Betriebe verknüpft iſt, und 
die Verwendung von Maſchinenkräften mit der relativen Erſparniß an 
Betriebskoſten zuſammenfällt. 

Dieſen wirthſchaftlichen Vortheilen des großen Grundbeſitzes ſteht 
als der am ſchwerſten wiegende Nachtheil der Umſtand gegenüber, daß 
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die Tendenz des großen Beſitzes naturgemäß darauf hinausgehen muß, 
in einſeitiger Weiſe das reine Einkommen des Beſitzers zu ſteigern, die 
menſchlichen Arbeitskräfte nach Möglichkeit auszuſchließen und den Kräften 
der Natur den Hauptantheil an der Erzielung eines hohen Boden⸗ 
ertrags zu überlaſſen. Mit anderen Worten, es wird die Rente des 
Grundbeſitzers zum Hauptzwecke der Produktion gemacht, und der ge⸗ 
ſellſchaftliche Zweck derſelben dadurch vereitelt. Die ſoziale Beſtimmung 
der Produktion kann nur die ſein, möglichſt Vielen durch ihre An⸗ 
ſtrengung einen Lebensunterhalt zu ſichern, der nicht bloß hinreicht, ihr 
phyſiſches Daſein zu friſten, ſondern auch die geiſtigen Eigenſchaften 
des wahren Menſchen zu entwickeln. Mit dieſem natürlichen Zwecke 
der Produktion ſteht jedes Renteneinkommen, d. h. ein Einkommen, das 
durch die Leiſtungen und auf Unkoſten Anderer erzielt iſt, in unlös⸗ 
barem Widerſpruche. Die Folgen eines Syſtems, welches den Renten⸗ 
bezug auf Koſten der Arbeit begünſtigt, ſehen wir deutlich in einem 
Lande wie Großbritannien, wo ſchon ſeit Jahrzehnten der Getreidebau 
für eine „Verſchwendung von Zeit, Land, Arbeit und Kapital“ erklärt 
und die Lehre gepredigt wird, daß die Fleiſchproduktion allein die Land⸗ 
wirthſchaft Englands am Leben erhalten könne, daß „dies der Haupt⸗ 
zweck werden und alle anderen landwirthſchaftlichen Verrichtungen dieſem 
Zwecke dienſtbar gemacht werden müſſen“. Die nothwendigen Folgen 
ſolcher Tendenzen ſind die Verwandlung der Ackerfelder in Weiden und 
Brachen, die Entvölkerung des platten Landes und die Anſchwellung 
des Proletariats in den Städten. Der organiſche Zuſammenhang der 
Geſellſchaft wird dadurch zerriſſen, und die nackte Ausbeutung der ar⸗ 
beitenden Bevölkerung durch die grundbeſitzende Minderheit tritt aufs 
Grellſte hervor. In manchen Gegenden Deutſchlands nähern ſich die 
Verhältniſſe des Grundbeſitzes den engliſchen Zuſtänden in bedenklichem 
Maße, nur mit dem Unterſchiede, daß die Gegenden, in denen der 
große Grundbeſitz und mit ihm die Weide- und Waldwirthſchaft vor⸗ 
herrſcht, von den induſtriellen Gegenden oft ziemlich weit entfernt liegen. 
Die Vortheile, welche die großen Grundbeſitzer aus dem Maſſenbedarf 
an Viehprodukten ziehen können, find daher wegen der hohen Trans⸗ 
portkoſten viel geringer, als in dem gewerbreichen und mit größeren 
und kleineren Städten überſäeten England. Auch bleibt aus demſelben 
Grunde dem Getreidebau ein größerer Spielraum, da die Verſendung 
des Getreides auf weite Entfernungen geringere Schwierigkeiten und 
Koſten verurſacht, als der Transport von Vieh und Viehprodukten. 
Die ſozialen Nachtheile eines vorherrſchenden Großgrundbeſitzes 
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ſind zu einleuchtend, um einer ausführlichen Schilderung zu bedürfen. 
Dieſelben gehen mit Nothwendigkeit aus der Trennung der Arbeit vom 
Beſitze hervor. Wo Beſitz und Arbeit unvermittelt einander gegenüber⸗ 
ſtehen, da muß der Beſitz vermöge des einer jeden Macht innewohnenden 
Strebens nach Ausdehnung ſich in demſelben Verhältniſſe konzentriren, 
wie die Abhängigkeit der Arbeit zunimmt. Neben den wenigen Be— 
ſitzern erſcheint daher auf der Bildfläche eine abhängige Maſſe, die 
aller der Antriebe entbehrt, welche der geſicherte Genuß der Früchte der 
eigenen Arbeit gewährt. Die Maſſe verſinkt daher entweder in ſtumpf⸗ 
ſinnige Ergebung oder bäumt ſich gegen das Beſtehende auf, indem 
ſie gewaltſamen Aenderungen zuneigt oder ſich den unleidlichen Verhält— 
niſſen durch Auswanderung entzieht. Selbſt da, wo die Seltenheit 
der Arbeitskräfte dem Lohnarbeiter einen höheren Lohn verſchafft, als 
ihn der kleine Beſitzer auf allzu beſchränktem Arbeitsfelde gewinnen 
kann, iſt der Erſtere doch unzufriedener und verliert die Tugenden, die 
den Letzteren auch unter den ungünſtigſten Verhältniſſen gewöhnlich 
noch auszeichnen: die Arbeitſamkeit und Mäßigkeit, die Liebe zur Hei⸗ 
math und zur Familie. | 

Es ergiebt ſich aus dieſen Bemerkungen ſchon, welche Vorzüge in 
der Regel dem kleinen Grundbeſitz eigenthümlich ſind. Derſelbe hat, 
nach dem Ausdrucke eines älteren engliſchen Schriftſtellers, in den 
Händen der franzöſiſchen und engliſchen Landleute „die Kraft beſeſſen, 
den Sand in Gold, den wüſten Fels in Frucht- und Weinland zu 
verwandeln“ und iſt „die wirkſamſte Triebfeder zu ſaurer, unermüd⸗ 
licher Anſtrengung und Arbeit“. Da aber die Arbeit der menſchlichen 
Muskeln bei der Hervorbringung gerade der ertragreichſten Nährpflanzen 
ſtets den bei weitem überwiegenden Produktionsfaktor darſtellt, und die 
Hervorlockung der im Boden verborgenen Kräfte meiſt eine auf ein 
beſchränktes Arbeitsfeld konzentrirte, bis ins Einzelne ſorgfältige Be— 
obachtung und Anſtrengung des Geiſtes erfordert, fo ſcheint von vorn⸗ 
herein der überwiegende Vortheil des kleinen Grundbeſitzes für die ge— 
ſellſchaftliche Organiſation unleugbar zu ſein. Wo der Kleinbetrieb 
nicht in eine unheilvolle Zwergwirthſchaft ausartet und der kleine 
Bauer nicht durch lange Knechtſchaft, erdrückende Nahrungsſorgen und 
mangelnde Bildung auf das Niveau eines ſtumpfen Arbeitsthieres 
reduzirt tft, da pflegt nach allgemeinem Anerkenntniß der Ertrag der 
Kleinwirthſchaft ein bei Weitem höherer zu ſein, als derjenige des 
Großbetriebes. Den Beweis dafür liefert die Thatſache, daß in 
Gegenden, wo ein verhältnißmäßig geſunder Kleinbetrieb überwiegt, 


30 Drittes Kapitel. 


der Großgrundbeſitz nicht mit demſelben konkurriren kann. Die Preiſe 
des Grund und Bodens ſteigen da auf eine ſolche Höhe, daß derſelbe 
eine ſehr ſchlechte Kapitalanlage wird und ein großer Beſitzer auch bei dem 
rationellſten Betriebe ſelten eine angemeſſene Rente herauszuwirthſchaften 
vermag, während der kleine Bauer ſeine Arbeit mit einem verhältniß⸗ 
mäßig hohen Ertrage belohnt findet. Die hohen Preiſe des Grund und 
Bodens in Gegenden mit vorherrſchendem Kleinbeſitze ſind in meinen 
Augen durchaus keine geſunde Erſcheinung. Sie beweiſen, daß die 
Arbeit, deren Freiheit allein den Wohlſtand eines Volkes verbürgen 
kann, die Arbeitsgelegenheit mit einem hohen Preiſe erkaufen muß. 
Sie beweiſen, daß die Arbeit in einem harten Kampfe mit dem Beſitze 
liegt, welcher letztere bei der Unfähigkeit der Arbeit zum Kauf ſofort 
als die ausſchlaggebende Macht auf dem Kampfplatz erſcheinen und 
der Arbeit ſeine Bedingungen vorſchreiben würde. Aber ſie beweiſen 
eben auch, was hier bewieſen werden ſoll, die Ueberlegenheit des kleinen 
Beſitzes an produktiver Kraft. Nichts vermag dieſe Ueberlegenheit aus⸗ 
zugleichen: nicht die Aufwendung großer Kapitalien, nicht die Intelligenz 
der großen Beſitzer, nicht die vollkommnere Arbeitstheilung, die beſſere 
Ausnutzung des ſtehenden Kapitals und alle die anderen Vortheile, 
welche der große Betrieb vor dem kleinen voraus hat. 

Wenn dies ſchon von dem kleinen Grundbeſitz im Verhältniß zu 
dem großen Privatbetriebe gilt, der immerhin die ſtärkſte Triebfeder 
der Anſtrengung, das eigne Intereſſe, nicht außer Bewegung ſetzt, ſo 
ſcheint es noch mehr einem genoſſenſchaftlichen oder kommuniſtiſchen 
Betriebe gegenüber, welcher das Intereſſe des Einzelnen nothwendig 
ſchwächt, der Fall ſein zu müſſen. Ich glaube daher, daß, von allen 
anderen Seiten der Frage abgeſehen, ſchon aus rein wirthſchaftlichen 
Gründen die unklaren Tendenzen eines agrariſchen Kommunismus im 
Allgemeinen ohne Berechtigung ſind und ohne Zukunft bleiben werden. 
Indeſſen ſchließt dies nicht aus, daß gewiſſe Formen des genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Betriebes dem großen Privatbetriebe da, wo ein Großbetrieb 
durch die natürlichen Verhältniſſe angezeigt und gerechtfertigt iſt, mit 
Erfolg Konkurrenz machen können. Darüber wird in ſpäteren Abſchnitten 
dieſer Schrift zu reden ſein. 

Ueberdies ſind, worauf ich ſchon weiter oben hindeutete, die Vor⸗ 
züge des großen Betriebes in der Landwirthſchaft wenigſtens nicht in 
allen Beziehungen ein ausſchließliches und für alle Zeiten geltendes 
Zubehör des großen Beſitzes. Wenn es heutzutage der bäuerlichen 
Bevölkerung leider noch allzu ſehr an der Entwicklung ihrer geiſtigen 
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Faähigkeiten, an der techniſchen und wiſſenſchaftlichen Bildung fehlt, 
welche für einen erfolgreichen Betrieb der Landwirthſchaft ebenſo un⸗ 
erläßlich ſind als für den ſchwierigſten Betrieb eines veredelnden Ge— 
werbes — muß es darum für alle Zeiten ſo bleiben? Muß nicht viel⸗ 
mehr jede fortſchreitende Geſellſchaft durch die leidige Thatſache, daß 
ſo vielen ihrer Mitglieder das nothwendige Erforderniß einer erſprieß— 
lichen Thätigkeit noch fehlt, zu deſto größeren Anſtrengungen angeſpornt 
werden, dieſen Mangel auszugleichen? Und wenn gegenwärtig der 
Mangel an Betriebskapital oder Kredit vielfach eine ſehr hemmende 
Schranke des Kleinbetriebes iſt, kann dieſer Mangel nicht auf dem 
Wege der Kreditorganiſation oder überhaupt der Aſſoziation ausge— 
glichen werden? Auch hinſichtlich dieſer Fragen verweiſe ich auf ſpätere 
Erörterungen. 

Ein Vorzug jedoch wird dem großen Grundbeſitze ſtets eigenthüm— 
lich bleiben: eben die Größe und Abrundung des Beſitzes, welche ihn 
für gewiſſe Unternehmungen und Kulturen in viel höherem Grade ge— 
eignet macht, als den Kleinbeſitz, ſelbſt wenn man ſich den letzteren 
genoſſenſchaftlich vereinigt denkt. Da wo der Boden von einer ſo großen 
Gleichförmigkeit der Beſchaffenheit iſt, um eine ergiebige Maſſenproduk⸗ 
tion namentlich von Halmfrüchten oder eine ausgedehnte Viehzucht 
zu begünſtigen, wird der große Grundbeſitz unter allen Umſtänden 
wünſchenswerth bleiben. Auch da, wo es ſich um ausgedehnte und 
riskante Meliorationen oder um Einführung neuer Methoden des 
Betriebes handelt, wird der große, mit hinreichendem Kapital ausge— 
ſtattete Beſitz viel beſſer am Platze ſein, als der kleine, weſentlich auf 
die ſorgfältigſte Verwerthung der Arbeitskraft angewieſene Beſitz. Mit 
Recht iſt bemerkt worden, daß die Beſitzer großer Güter ſich gewöhnlich 
als die Pioniere landwirthſchaftlicher Kultur bewährt haben, und man 
darf annehmen, daß dieſes Verhältniß auch dann noch ſich behaupten 
werde, wenn die bäuerliche Bevölkerung zu weit größerer intellektueller, 
techniſcher und wiſſenſchaftlicher Reife gelangt iſt, und der Gedanke der 
Aſſoziation einen viel bereitwilligeren Boden in derſelben findet, als 
heute. Ich bin daher weit entfernt, die großen Güter gänzlich aus 
dem Rahmen der nationalen Wirthſchaft ausgeſchloſſen zu wünſchen. 
Mögen ſie ſich behaupten, ſoweit ſie können. Aber ſie ſollen ſich unter 
den gleichen Bedingungen der Konkurrenz behaupten, wie der kleine 
Beſitz. Ihre Erhaltung oder gar Konzentration ſoll nicht durch künſt⸗ 
liche Mittel und Bevorzugungen erſtrebt werden. Dies iſt es, was 
unter allen Umſtänden verlangt werden muß, wenn die Gleichheit der 
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Rechte, welche dem Namen nach die Grundlage aller modernen Staats⸗ 
verfaſſungen bildet, nicht ein leerer Schall bleiben ſoll. 

Wenn ich auf der einen Seite den relativen Nutzen großer Güter 
vollkommen anerkenne, ſo ſehe ich andererſeits auch recht wohl die 
wirthſchaftlichen und ſozialen Nachtheile und Gefahren, welche der Zwerg— 
betrieb in ſeinem Gefolge führt. Die Theilbarkeit des Grund und 
Bodens bis zur äußerſten Grenze der Bearbeitungsfähigkeit iſt noth⸗ 
wendig, um einem Jeden die Möglichkeit zu gewähren, in den Beſitz von 
Haus und Hof, einem Stück Feld oder Garten zu gelangen. Sowohl 
für Solche, die weſentlich ihren Erwerb als landwirthſchaftliche Lohn⸗ 
arbeiter ſuchen, als auch für die ländlichen Handwerker, Händler u. ſ. w. 
iſt ein ſolcher Beſitz in den meiſten Fällen ein Segen. In den in⸗ 
duſtriellen Gegenden gewährt den Lohnarbeitern der Induſtrie der Be⸗ 
ſitz eines kleinen Grundſtückes oft einen materiellen und moraliſchen 
Rückhalt von hohem Werthe. In vielen Fällen kann allerdings die 
Verbindung des landwirthſchaftlichen Betriebes mit einem Handwerke 
u. ſ. w. auch verhängnißvoll werden. Die kleinen ländlichen Gewerbe— 
betriebe, ſo wird aus Bayern berichtet, können die Konkurrenz eines 
großen reinen Gewerbebetriebes nicht mehr vertragen. Von der Ge— 
ſammtzahl der 1881 in Bayern verganteten Anweſen (2769) war faſt 
die Hälfte mit einem Gewerbebetriebe verbunden, und aus demſelben 
Grunde iſt der Prozentſatz der Vergantungen in der Nähe großer 
Städte viel höher als anderwärts. Auch aus Würtemberg kommt die 
Klage, die Verbindung von durchaus verſchiedenen Beſchäftigungen wirke 
lähmend, der Bauer ſei in der Regel ein ſchlechter Handwerker und 
umgekehrt. Man wird aus dieſen gewiß richtigen Bemerkungen leicht 
die Grenze entnehmen können, bis zu welcher die Verbindung gewerb⸗ 
licher Beſchäftigungen mit einem kleinen Grundbeſitze im Allgemeinen 
wohlthätig ſein kann. Wahrhaft verderblich jedoch muß ein land⸗ 
wirthſchaftlicher Zwergbeſitz überall da werden, wo er die einzige oder 
mindeſtens die hauptſächlichſte Grundlage der Exiſtenz einer Familie 
bildet und wo die Gelegenheit zum Nebenerwerb ſelten oder gar nicht 
vorhanden iſt. Große Armuth mit ihren unvermeidlichen Begleitern, 
der Erſchlaffung und Entſittlichung, muß die Folge ſein. Und mit dem 
wirthſchaftlichen Nothſtande der Einzelnen geht ſelbſtverſtändlich der 
nationalwirthſchaftliche Schaden Hand in Hand. Wo der Grundbeſitz 
einer Familie nicht hinreicht, um dieſelbe ausreichend zu beſchäftigen, 
da herrſcht eine Vergeudung der produktiven Kräfte, der nur diejenige 
an die Seite geſtellt werden kann, welche aus einer einſeitigen Weide⸗ 
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wirthſchaft nebſt der zugehörigen Vertreibung der Menſchen vom 
Grund und Boden entſpringt. 

Nicht ausſchließlich dem kleinen und kleinſten Beſitze gehört jene 
ſchädliche Gemengelage und zu weit getriebene Zerſtückelung der Grund— 
ſtücke an, über welche aus den Ländern, in denen das gleiche Erbrecht 
und die Theilung der Erbſchaft in natura vorherrſcht, ſo viele Klagen 
ertönen. In einzelnen Gegenden kommt es vor, daß auch größere 
Beſitzeinheiten von 40 bis 50 ha in eine Unzahl kleinerer Parzellen 
zerſplittert ſind. Am meiſten tritt eine ſolche nachtheilige Zerſtückelung 
allerdings bei dem Kleinbeſitz hervor. Oft ſinkt die durchſchnittliche 
Größe einer Parzelle bis gegen 20 Quadratruthen herab. Daß auf 
ſolchen Fleckchen die Anwendung von landwirthſchaftlichen Maſchinen 
faſt gänzlich ausgeſchloſſen iſt, leuchtet ein; vielfach kann man ſogar 
das Heu nicht mähen, ohne die Parzellen der Nachbarn zu ſchädigen. 
Die Gemengelage der Parzellen macht einen Flurzwang nothwendig, der, 
wenn er ſelbſt geſetzlich abgeſchafft wird, ſich thatſächlich dennoch aufdrängt. 
Denn wenn Jeder bauen wollte, was ihm gerade beliebt, würde bei 
dem Durcheinanderliegen der mit den verſchiedenſten Früchten beſtellten 
Grundſtücke, bei der verſchiedenen Erntezeit und bei den mangelnden 
Wegen das Ueberſchreiten oder Ueberfahren fremder Felder unvermeidlich 
ſein. In der That liegen in Gegenden mit ſtarker Gemengelage der 
Felder die Bauern in beſtändigen Streitigkeiten und Prozeſſen mit 
einander. Zur Beſeitigung der großen Uebelſtände der Gemengelage 
hat die Agrargeſetzgebung vieler Staaten die Zuſammenlegung oder 
Verkoppelung der Grundſtücke angeordnet, und faſt überall hat ſich 
dieſe Maßregel als eine Wohlthat für die einzelnen Beſitzer ſowie als 
ein werthvolles Mittel zur Verbeſſerung des Feldbaues bewährt. Ge— 
rade in den von dem fraglichen Uebelſtande am meiſten berührten 
Gegenden aber wehren ſich nicht bloß die Bauern oft ſehr hartnäckig 
gegen die Zuſammenlegung, ſondern dieſelbe iſt auch häufig geradezu 
unmöglich, da fie eine gleichzeitige Verlegung der Wirthſchaftsgebäude 
auf die arrondirten Güter vorausſetzen würde. 

Um all den geſchilderten Uebelſtänden einer zu weit gehenden Kon— 
zentration des Grundbeſitzes einerſeits und der allzu ſtarken Theilung 
und Zerſtückelung des Bodens andrerſeits zu entgehen, hat man viel— 
fach geſetzliche Maßregeln vorgeſchlagen, welche den mittleren oder 
bäuerlichen Beſitz in ſeinem Beſtande erhalten ſollen. Schon ſeit einer 
Reihe von Jahren iſt in Deutſchland das Feldgeſchrei der agrariſchen 
Bewegung die Erhaltung des bäuerlichen Beſitzes. Der Herd dieſer 
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Bewegung ſind auffallender Weiſe diejenigen Landestheile Preußens, 
in denen der Großgrundbeſitz vorherrſcht, und die Vertreter der Inter- 
eſſen des Großgrundbeſitzes ſind es geweſen, welche in Preußen den 
Anſtoß zu einer Geſetzgebung gegeben haben, die, im Widerſpruche mit 
den Tendenzen des Allgemeinen Landrechts, der Theilung des Bodens 
Hemmſtricke anzulegen beſtimmt iſt. Allerdings hat man vermieden, 
derſelben direkte Hinderniſſe in den Weg zu ſtellen. Aber man hat 
die Bauern durch die Geſetzgebung darauf hingewieſen und ihnen die 
Möglichkeit gegeben, ihre Güter, wie man ſich auszudrücken beliebt, „in 
der Familie zu erhalten“, und zwar in der Weiſe, daß einem Anerben 
ein bevorzugtes Erbrecht eingeräumt und demſelben das Gut ungetheilt 
übergeben werden kann. Die Kehrſeite der Medaille weiſt natürlich die 
Benachtheiligung der übrigen Geſchwiſter oder ſonſtwie gleich nahen Erben, 
und die in den meiſten Fällen damit verknüpfte Vertreibung derſelben 
aus dem landwirthſchaftlichen Gewerbe auf. Gerade dies aber: die 
künſtliche Verſtärkung des Stroms der Bevölkerung nach den Städten 
und in die veredelnden Gewerbe iſt in allen Ländern die Urſache un⸗ 
geſunder ſozialer Verhältniſſe geweſen, und muß es unvermeidlich ſein. 
Der Pauperismus in England iſt die unmittelbare Folge der durch die 
Primogenitur beförderten Konzentration des Grund und Bodens in den 
Händen einer winzigen Anzahl von Beſitzern, und dieſe Konzentration 
des Grundbeſitzes befördert wiederum ihrerſeits die Konzentration der 
Induſtrie und die Zerreißung der Bevölkerung in zwei ſcharf geſonderte 
Klaſſen: die Reichen und die Armen. Wie viel geſunder ſind — trotz 
mancher großen Uebelſtände, trotz der unerſchütterten Herrſchaft des 
Klerus über die Landbevölkerung mit den zugehörigen Folgen der Ver— 
dummung und des Aberglaubens, trotz des unerhörten Steuerdruckes 
u. ſ. w. — gegenüber den engliſchen Zuſtänden die ſozialen Verhält- 
niſſe in Frankreich, wo die Landwirthſchaft die große Mehrzahl der Be- 
völkerung in Anſpruch nimmt und eben darum die Produktion eine 
viel ſtetigere und von auswärtigen Konjunkturen weit unabhängigere 
iſt, als in Großbritannien! 

In Deutſchland ſind Maßregeln zur Verhinderung fernerer Boden— 
theilung um jo unnöthiger und zweckwidriger, als in vielen Theilen 
deſſelben das Herkommen ohnehin die Vererbung der Bauerngüter auf 
Einen Erben, der entweder eine Vorzugsportion genießt oder nicht, 
heiligt, und als die Größe der Bauerngüter in vielen Gegenden weit 
eher ein Hinderniß intenſiven Betriebes als das Gegentheil iſt. Die 
unbeſchränkte Theilbarkeit des Bodens würde die Produktionsfähigkeit 
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derjenigen Gegenden, in welchen der Großgrundbeſitz und der größere 
bäuerliche Beſitz vorherrſcht, ohne Zweifel ungemein erhöhen. Und zu 
der Furcht, daß ſich aller Grundbeſitz in einen leiſtungsunfähigen Zwerg⸗ 
beſitz auflöſen werde, iſt in einem Lande wie Deutſchland für jetzt und 
für lange Zeit hinaus nicht die mindeſte Veranlaſſung vorhanden. So 
lange bei einer gleichmäßigen Theilung der landwirthſchaftlich benutz— 
baren Fläche auf jede ländliche Familie noch ein Antheil von gegen 
zehn Hektaren kommt, braucht man ſich über allzu ſtarke Theilung des 
Bodens keine grauen Haare wachſen zu laſſen. Und es iſt nicht ein- 
mal die landwirthſchaftlich benutzbare, ſondern nur die gegenwärtig ſo 
benutzte Fläche, welche bei dieſer Berechnung in Betracht gezogen iſt. 
Daß zu dieſer Fläche mit der Zeit aus jetzt unbenutztem Lande und 
aus den Beſtänden des Waldes noch ein erheblicher Bruchtheil hinzu— 
gefügt werden wird, kann ebenſo wenig bezweifelt werden, wie daß mit 
fortſchreitender Kultur das Maß der für die Arbeit einer Familie aus⸗ 
reichenden Beſitzfläche immer geringer werden muß. 

Um eine zweckmäßigere, gleichheitlichere und gerechtere Vertheilung 
des Grundbeſitzes in Deutſchland herbeizuführen, iſt nicht nöthig, daß 
man die Schleuſe nach unten verſperrt und den Beſitzloſen durch 
Schließung des mittleren Beſitzes, durch Anerbenrechte u. ſ. w. zu 
ewiger Beſitzloſigkeit verdammt, ſondern nöthig iſt vielmehr, die Schleuſe 
nach oben zu öffnen und den großen und größeren Beſitz, der durch 
allerlei geſetzlich ſanktionirte Einrichtungen rechtlich oder thatſächlich der 
Theilung entzogen iſt, der Arbeitskraft der Nation frei zugänglich zu 
machen. Es iſt nicht zufällig, daß die Agitation für die „Erhaltung 
des bäuerlichen Beſitzes“ vorzugsweiſe von der grundbeſitzenden Ariſto— 
kratie betrieben wird. Dieſe Ariſtokratie weiß recht gut, daß ihre eignen 
Vorrechte dadurch gekräftigt werden und eine Stütze gewinnen, wenn 
man die Herrſchaft des gleichen Rechtes Aller weiteren Beſchränkungen 
unterwirft und der großen Ariſtokratie noch eine Art Bauernariſtokratie 
hinzufügt. Einer der Vertheidiger der „Erhaltung eines leiſtungsfähigen 
Bauernſtandes“ mittelſt Anerbenrechten und dergl., A. v. Miaskowski 
in ſeinem Buche über das Erbrecht und die Grundeigenthumsvertheilung 
in Deutſchland, giebt dieſer Thatſache einen naiven Ausdruck, indem er 
ſagt, der Bauernſtand ſei ein wichtiger Beſtandtheil der Geſellſchaft 
für den großen Grundeigenthümer, „indem dieſer ſich erſt vollſtändig 
ſicher fühlen kann, wenn ſein Beſitz auf der breiten Baſis eines ver— 
breiteten bäuerlichen Beſitzes ruht“. 

Ich fechte keines Menſchen Beſitz an. Aber ich denke, daß hoch 
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über allen vorgeblichen Rückſichten einer ewig zweifelhaften Oppor⸗ 
tunität die Rückſicht auf das natürliche und gleiche Recht Aller ſtehen 
muß. Alles, was dieſem im Wege ſteht, wird auf die Dauer nur 
Unheil ſchaffen können. Die Erhaltung des mittleren oder bäuerlichen 
Beſitzes auf Koſten des Kleinbeſitzes iſt eine erzariſtokratiſche und illi⸗ 
berale Beſtrebung, und ein Liberalismus, der mit ſolchen Beſtrebungen 
ſympathiſirt oder liebäugelt, iſt ſeines ehrlichen Namens unwerth. 


Viertes Kapitel. 


Die Hinderniſſe einer ebenmäßigeren Vertheilung des 
Grundbeſttzes. 


Das Eigenthum zieht, wie wir geſehen haben, theoretiſch ſeine 
Berechtigung aus der Arbeit, d. h. aus dem natürlichen Rechte der— 
ſelben, ihre Früchte zu genießen. Wir haben ferner geſehen, daß das 
Grundeigenthum an dieſer Eigenthumstheorie keine Stütze findet, mit- 
hin im ſtrengen Sinne unſtatthaft und weſentlich nur in dem Sinne 
eines von der Geſellſchaft verliehenen und nach den durch die Natur 
der Geſellſchaft gebotenen Geſetzen verwalteten Beſitzrechtes aufrecht zu 
halten iſt. Die Entſtehung des Grundeigenthums führt aber in der 
Wirklichkeit auf ganz andere Beſitztitel, als auf ſolche, die durch Arbeit 
erworben wären, zurück. In der Wirklichkeit haben die Uſurpation, 
die Verleihung durch die politiſche Macht, die Erwerbung des Beſitz⸗ 
rechts durch Kauf oder Erbſchaft den weitaus größten Antheil an der 
Bildung und gegenwärtigen Vertheilung des Grundbeſitzes. 

Eine vorſichtige und gerechte Politik wird indeſſen nimmer die 
poſitiven Rechtsbildungen ignoriren und durch grundſtürzende Maß⸗ 
regeln das hiſtoriſche Recht und die daraus hervorgegangenen Einrich— 
tungen auf Einen Schlag beſeitigen dürfen. Dem hiſtoriſch Gegebenen 
darf ſein Recht nimmermehr geraubt werden. Allein wenn man um⸗ 
gekehrt darauf beharren wollte, daß das jeweilige Recht unter allen 
Umſtänden Recht bleiben müſſe, würde man einfach die Entwickelung 
der Geſellſchaft und die Nothwendigkeit dieſer Entwickelung leugnen. 
„Es erben ſich Geſetz' und Rechte wie eine ew'ge Krankheit fort“, ſagt 
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unſer Dichter, und ſpricht damit auch über die Geſetzgebung unſrer 
Tage ein zutreffendes Urtheil. Wenn er aber fortfährt zu klagen: 
„Vom Rechte, das mit uns geboren, von dem iſt leider nie die Rede“, 
ſo trifft dieſer Vorwurf die moderne Geſetzgebung nur zum Theil. Die 
Rede iſt vom Rechte, das mit uns geboren, von der gleichen Freiheit 
und dem gleichen Rechte Aller ſeit der großen franzöſiſchen Revolution 
genug und übergenug; aber daran fehlt allerdings viel, daß das gleiche 
Recht Aller wirklich die Grundlage unſrer Geſetzgebung geworden wäre 
oder daß man ſich nur beſtrebt zeigte, es dazu zu machen. 

Die hauptſächliche Urſache dieſer Erſcheinung iſt die, daß man in 
der Erkenntniß der natürlichen Rechte Aller weit zurück geblieben iſt. 
Selbſt die grundbeſitzende Ariſtokratie wagt nicht mehr offen zu leugnen, 
daß die allgemeine Rechtsgleichheit die Grundlage des Staats ſein müſſe. 
Aber ſie behauptet komiſcher Weiſe, daß dieſe Rechtsgleichheit bereits 
vorhanden ſei — als ob es genügte, das Prinzip auszuſprechen, um 
die thatſächlichen Verhältniſſe danach geſtaltet zu ſehen. Als kürzlich 
ein der badiſchen Regierung nahe ſtehendes Blatt die badiſchen Bauern 
warnte, ſich nicht in die Netze einer agrariſchen Agitation locken zu 
laſſen, deren handelnde Perſonen, dem grundbeſitzenden Adel Preußens 
angehörend, ganz andere Intereſſen haben, als die kleinen Grundbeſitzer 
des Südens, mußte ſich das Blatt von derjenigen Berliner Zeitung, 
die man als das Organ des Fürſten Bismarck betrachtet, gar hart an— 
fahren und dahin belehren laſſen, daß zwiſchen den Intereſſen des 
großen oder insbeſondere des adeligen Grundbeſitzes auf der einen und 
den Intereſſen der Bauern auf der andern Seite keine Verſchiedenheit 
beſtehe. | 
: Es ift ja leicht genug zu verſtehen, daß man in gewiſſen Kreiſen 
den lebhaften Wunſch hegt, eine ſolche Intereſſengemeinſchaft anerkannt 
zu ſehen. Aber die Zumuthung ſcheint denn doch zu ſtark, als daß 
man annehmen könnte, die fable convenue werde viele Gläubige 
finden. Wird der Bauer wirklich glauben, der adelige Fideikommiß— 
beſitzer, Majorats⸗ oder Standesherr, deſſen untheilbarer, unveräußer— 
licher und an ein beſchränktes Erbrecht gebundener Beſitz nothwendig zur 
immer größeren Anhäufung und Ausdehnung auf Koſten des kleinen 
Beſitzes neigen muß, habe mit ihm die gleichen Intereſſen? Wird er 
es glauben, daß der Mann, dem der Grundbeſitz nur dazu dient, eine 
müheloſe Rente zu gewinnen, die gleichen Intereſſen habe wie er, der 
mit ſeinem durch harte Arbeit ſauer erworbenen kleinen Vermögen ein 
paar Morgen Landes zu hohem Preiſe kaufen muß, nur um die Mög⸗ 
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lichkeit zu erlangen, mit Anſtrengung aller feiner Kräfte frei arbeiten 
zu können? 

Gleiche Intereſſen ſetzen gleiche Bedingungen der Exiſtenz und des 
Erwerbes voraus. Daher können zwiſchen Kapital und Arbeit, ſoweit 
fie einander unvermittelt in beſonderen Klaſſen der Bevölkerung gegen- 
über ſtehen, oder zwiſchen rentenſuchenden Großgrundbeſitzern und 
Bauern, die nur die Verwerthung ihrer Arbeitskraft erſtreben, niemals 
gleiche Intereſſen beſtehen. Eine Ausgleichung der verſchiedenen Inter⸗ 
eſſen der auf Kapitalgewinn ausgehenden Klaſſen und der arbeitenden 
Bevölkerung könnte nur dadurch herbeigeführt werden, daß die Trennung 
von Kapital und Arbeit aufgehoben und deren Vereinigung in den 
wirthſchaftenden Perſonen vollzogen wird. Zwiſchen der Grund— 
rente und der Arbeit kann hingegen niemals eine Intereſſengemein⸗ 
ſchaft platzgreifen, einfach weil die Grundrente ein Einkommen iſt, 
welches nur durch Beſteuerung der Arbeit erhoben werden kann, 
und zwar durch eine Beſteuerung, die nicht zum allgemeinen Vortheil, 
ſondern zum Vortheil einer müßigen Rentnerklaſſe erhoben wird. 

Sollte zwiſchen dem großen und kleinen Grundbeſitz eine Inter- 
eſſengemeinſchaft wenigſtens angebahnt werden, fo wäre dazu die Her- 
ſtellung der Rechtsgleichheit jedenfalls die unerläßlichſte Vorbedingung. 
Dieſe Rechtsgleichheit iſt in einem Lande wie Deutſchland (wo die Ver— 
erbung und Veräußerung des Grundbeſitzes nicht bloß unter den ver— 
ſchiedenen Ständen: hohem und niederem Adel, größeren und kleineren 
bäuerlichen Beſitzern, ſondern auch in den verſchiedenen Gegenden auf 
ganz verſchiedenen Grundſätzen beruht) offenbar nicht vorhanden. Es 
iſt ſehr merkwürdig, daß man überall von allgemein anerkannter Rechts- 
gleichheit ſpricht, und dieſelbe mit einer thatſächlichen Ungleichheit des 
Erbrechtes vereinbar findet. Dennoch kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, daß die Konzentration des Grundbeſitzes in den Händen einer 
bevorzugten Minderheit ihre hauptſächlichſte Nahrung aus den Vor⸗ 
rechten zieht, welche die grundbeſitzenden Familien hinſichtlich der Ver- 
äußerung und Vererbung ihres Beſitzes vielfach genießen. Der ſtandes— 
herrliche Beſitz erbt gewöhnlich ungetheilt nur auf den älteſten Sohn 
fort. Auch andere adelige Familien können auf Grund beſonderer, 
landesherrlich beſtätigter Statuten Fideikommiſſe und Majorate gründen, 
welche die Theilung des Beſitzes ausſchließen. Selbſt von den Ritter— 
gütern werden viele noch als Lehne beſeſſen und in den Mannsſtämmen 
der beliehenen Familien ungetheilt vererbt. Und was den bäuerlichen Beſitz 
anlangt, ſo iſt derſelbe ſeit Alters her in Bezug auf Veräußerung und 
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Vererbung theils durch mißbräuchliches Herkommen, theils durch aus— 
drückliche Geſetze ſo vielfach beſchränkt, daß man ſich nicht verwundern 
darf, eine ſo ungleiche Vertheilung auch nur unter dem bäuerlichen 
Beſitze zu finden, wie ſie thatſächlich vorhanden iſt. Durch ſolche Be— 
ſchränkungen vermochte ſich in einem großen Theile Deutſchlands der 
bäuerliche Beſitz in ſeinem urſprünglichen, einem ganz anderen Kultur— 
zuſtande angepaßten Gebietsumfange zu erhalten, während er in dem 
anderen Theile durch das gleiche Erbrecht aller Kinder, bei dem gleich— 
zeitigen Fortbeſtande eines geſchloſſenen Großgrundbeſitzes, oft in allzu 
kleine Beſitzgrößen zerſplittert wurde. 

Nur Unbeſchränktheit der Vererbung und Veräußerung des Grund 
und Bodens kann dem Grundbeſitze jenen Charakter verleihen, der 
ſeiner wahren, mit einem abſoluten Eigenthum unverträglichen Natur 
entſpricht. Die gegenwärtig ſich keck hervorwagenden Tendenzen, auch 
für den bäuerlichen Beſitz wieder allgemeiner eine Geſchloſſenheit zu 
fordern, welche ihm den Charakter des Monopols aufprägt und mit 
dem Grundſatze des freien Wettbewerbes in ſchneidendem Widerſpruche 
ſteht, ſind einfach ein Hohn auf das gleiche Recht Aller und die bitterſte 
Satire auf die angebliche Sozialreform, die von der nämlichen Seite 
her in Ausſicht geſtellt wird. Eine wahre Sozialreform iſt nur durch 
eine ebenmäßigere Vertheilung der Güter: durch Einrichtungen, welche 
das natürliche Gleichmaß der Gütervertheilung herzuſtellen geeignet ſind, 
zu ermöglichen. Alle anderen Beſtrebungen müſſen Stück- und Flickwerk 
bleiben, das zwar im günſtigſten Falle manche beſonders hervortretende 
Uebelſtände der Geſellſchaftsverfaſſung beſeitigen oder mildern, aber 
nimmermehr dem tiefen Drange nach ausgleichender Gerechtigkeit genug 
thun kann, welcher die ſozialen Bewegungen der Gegenwart im Fluß 
erhält. 

Eine der wichtigſten Vorbedingungen zur Herſtellung einer natür— 
lichen und gerechten Vertheilung des Beſitzes iſt aber die Gleichheit 
des Erbrechts, und die Nachtheile, die man von derſelben befürchtet, 
erweiſen ſich ſofort als Hirngeſpinnſte, wenn man ſich die Sache in 
vollem Umfange und ausnahmslos durchgeführt denkt. Die in vielen 
Gegenden zu weit gehende Theilung des Grundbeſitzes iſt nicht ſowohl 
die Folge des gleichen Erbrechts, als die Folge der unüberſteiglichen 
Schranken, welche der Theilbarkeit des Grundbeſitzes in anderen, 
dem Umfange nach weit überwiegenden Gegenden unſeres Landes ge— 
ſetzt ſind. 

Was kann es Natürlicheres, was kann es Billigeres geben, als 
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das gleiche Recht aller Familienglieder auf die Hinterlaſſenſchaft des 
Familienoberhauptes? Dennoch iſt ſchon frühzeitig und unter den 
meiſten Völkern ein Erſtgeburtsrecht anerkannt worden, welches dem 
älteſten Sohne ein Vorrecht vor ſeinen Geſchwiſtern einräumte. In 
einem Zuſtande der Geſellſchaft, in welchem der Staat weſentlich auf 
den Familienverbänden beruht, wie dies namentlich unter Nomaden⸗ 
völkern der Fall iſt, hat die Nachfolge des Einen in der Leitung der 
Familie, des Stammes u. ſ. w. ihren guten Sinn. Mit dem Ueber⸗ 
gange zu einem Zuſtande jedoch, in welchem die perſönliche Arbeit und 


Einſicht mehr zu ihrem Rechte gelangt, wie dies nach der Anſiedelung 


auf feſten Wohnplätzen unter der Herrſchaft des Ackerbaues eintreten 
muß, verliert jene Nachfolge eines bevorzugten Erben ihre Bedeutung 
und muß, wenn ſie gleichwohl feſtgehalten wird, zu einſeitiger Beſitz⸗ 
und Machtanhäufung in den Händen Weniger und dem entſprechenden 
Gegenbilde einer völligen Armuth und Abhängigkeit der Vielen führen. 
Der individualiſtiſche, der allgemeinen Gleichheit und Brüderlichkeit zu⸗ 
gewendete Sinn der alten Germanen kannte, wie es ſcheint, ein Vor⸗ 
recht des Erſtgeborenen urſprünglich nicht. Wenn in den Dorfgemein⸗ 
den das Sondereigen, die Hufe, ungetheilt blieb, ſo geſchah es, weil 
noch Land im Ueberfluſſe vorhanden war, auf dem ſich neue Gemeinden 
anſiedeln konnten. Welche Umſtände darauf hinwirkten, unter den 
Deutſchen ſächſiſchen Stammes einem Vorzugserbrechte Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen, laſſen wir dahin geſtellt. Aber daß die Franken allgemein das 
gleiche Erbrecht aller Kinder annahmen, dürfte weniger darauf zurüd- 
zuführen ſein, daß ſie daſſelbe, wie meiſtens die Sache erklärt wird, 
mit dem römiſchen Recht überkamen, als darauf, daß das gleiche Recht 
der Römer ihrem eigenen Rechtsbewußtſein und ihren Gewohnheiten 
am beſten entſprach. 

Wie dem indeſſen auch ſein möge, dies wird nicht beſtritten wer— 
den können, daß das gleiche Erbrecht mit den natürlichen Vorſtellungen 
von Gerechtigkeit allein übereinſtimmt, und daß alle Gründe, welche für 
ein Vorzugsrecht angeführt werden, nur aus zweifelhaften Opportunitäts⸗ 
rückſichten abzuleiten ſind. Welche Zuſtände die Entfernung von dem 
natürlichen Rechte und die Herrſchaft der Opportunitätsrückſichten, oder 
richtiger ausgedrückt der Selbſtſucht des Beſitzes und der Macht, that⸗ 
ſächlich herbeigeführt hat, liegt in der erſchreckend ungleichen Verthei⸗ 
lung, wie ſie in der Gegenwart zu beobachten iſt, klar zu Tage. Das 
gleiche Erbrecht hat, wie nicht weiter bewieſen zu werden braucht, die 
Tendenz, die Beſitzthümer auszugleichen und im Allgemeinen auf eine 
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ebenmäßigere Vertheilung der Güter, insbeſondere des Grundbeſitzes, 
hinzuwirken. Eben dies aber iſt es, was die Selbſtſucht und Macht- 
lüſternheit der ariſtokratiſchen und ariſtokratiſch geſinnten Klaſſen ver⸗ 
hindern will. Unter den tönenden Namen von Erhaltung des Beſitzes 
in der Familie, Pflege des Familienſinnes u. dgl. werden Beſtrebungen 
verfolgt, welche den großen wie den mittleren Beſitz nur angeblich in 
der Familie, in Wahrheit jedoch bei einem bevorzugten Zweige der 
Familie erhalten ſollen und direkt auf eine ariſtokratiſche Beſitzverthei⸗ 
lung und Enterbung der Maſſen hinarbeiten. 

Eine gleiche Erbtheilung, wie ſie allen natürlichen Vorſtellungen 
von geſellſchaftlicher Gerechtigkeit entſpricht, würde jedoch allein nicht 
hinreichen, um eine Ausgleichung von Beſitzverhältniſſen herbeizuführen, 
die in mehrfacher Richtung durch Monopole entſtellt ſind. Als das 
zweite große Monopol, deſſen ſich der Grundbeſitz bemächtigt hat, wurde 
ſchon im Anfang dieſer Erörterungen die Grundrente bezeichnet. 

Daß die Grundrente ein reines Monopol iſt und daher im Rahmen 
einer Geſellſchaftsverfaſſung, welche das gleiche Recht und die gleiche 
Freiheit Aller zu ihrem Hauptprinzip haben ſoll, nicht geduldet werden 
kann, iſt leicht zu ſehen. Ueberall, wo die Geſellſchaft eine höhere 
Stufe der Entwickelung einnimmt, erlangt der Grund und Boden einen 
Verkehrswerth, der von jedem Arbeits- und Kapital-Aufwand unab- 
hängig iſt. Und je mehr die Geſellſchaft ſich entwickelt, die Bevölkerung 
zunimmt und der Verkehr ſteigt, deſto höher ſteigt auch jener Verkehrs— 
werth. Derſelbe bedeutet ſeiner Natur nach nichts anderes, als den 
Preis für einen Gegenſtand, von deſſen Benutzung man über den Er— 
trag der aufzuwendenden Arbeit und Kapitalien hinaus einen Extra⸗ 
gewinn, nämlich eben eine Rente, erwartet. Man ſetze den Fall, es 
wäre in einer übrigens angebauten und bevölkerten Gegend ein großer 
Strich Landes von guter Bodenbeſchaffenheit aus irgend welchem Grunde 
unangebaut oder unbenutzt geblieben, alſo niemals Kapital oder Arbeit 
darauf verwendet worden, ſo würde dennoch, ſobald das Hinderniß der 
Benutzung fortfiele, dieſer Strich Landes einen hohen Verkehrswerth 
haben, einfach weil die Benutzung deſſelben außer dem ortsüblichen 
Lohne der Arbeit und Gewinne des aufzuwendenden Kapitals noch eine 
Rente verſpricht. Noch auffallender tritt die Fähigkeit des Grund— 
beſitzes, einen Tribut zu erheben, der weder der Lohn für eine geleiſtete 
Arbeit, noch der Gewinn eines aufgewendeten Kapitals iſt, bei dem 
ſtädtiſchen Grundeigenthum hervor. Auch Waldungen, auf welche nie- 
mals Arbeit oder Kapital verwendet wurde, erhalten hohen Werth, ſo— 
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bald fie von Verkehrsſtraßen erreicht und ihre Beſtände der Benutzung 
zugänglich werden. Und ebenſo iſt faſt in jedem Falle in dem Werthe 
des landwirthſchaftlich benutzten Bodens ein Beſtandtheil vorhanden, 
der offenbar weder durch Arbeit, noch durch Kapitalaufwand, ſondern 
eben durch die Vermehrung der Bevölkerung, durch die Abhängigkeit 
derſelben von der Benutzung des Grund und Bodens, durch den ſtei— 
genden Verkehr und die Verbeſſerung der Verkehrsmittel hervorgebracht 
wurde. Dieſer Sachverhalt iſt ſo klar und übrigens auch von Seiten 
der Nationalökonomie jo wenig beſtritten, daß es keiner langen Er— 
örterungen bedarf, um ihn anerkannt zu ſehen. Jeder weiß aus Er— 
fahrung, wie ſchnell und gewaltig unter Umſtänden die Grundwerthe 
ſteigen, ohne daß die Beſitzer das Geringſte dazu beigetragen haben. 
Die Verpachtung der Domänen in Preußen, deren Verbeſſerung ledig— 
lich dem Kapital der Pächter überlaſſen bleibt, hat in einem Zeitraum 
von fünfunddreißig Jahren eine Verdreifachung des Pachtertrages er— 
geben, und im Allgemeinen nimmt man an, daß die landwirthſchaft⸗ 
liche Grundrente und mit ihr die Preiſe des landwirthſchaftlichen Grund 
und Bodens in Deutſchland, Frankreich und Belgien ſeit dreißig Jahren 
um das Doppelte geſtiegen ſind, während in England nach den Er— 
mittelungen der Steuerbehörde die Rente der landwirthſchaftlichen 
Grundſtücke ſeit fünfundſechzig Jahren ſich verdreifacht hat. Noch viel 
größere Steigerungen der Grundrente ſind beim ſtädtiſchen Grundeigen— 
thum zu beobachten. Erſcheinungen, wie diejenige, daß ein Areal, das 
vor fünfzig Jahren kaum 1000 Thaler koſtete, jetzt einen Werth von 
mehreren Hunderttauſend hat, alſo um mehrere Tauſend Prozent im 
Preiſe geſtiegen iſt, ſind in ſchnell wachſenden Städten durchaus nichts 
Seltenes. 

Die Steigerung der Grundrente und des Grundwerthes, ſoweit 
Letzterer die kapitaliſirte Rente darſtellt, erfolgt, wie ſchon hervorgehoben, 
ohne Zuthun des Grundbeſitzers, bloß durch Momente, die gänzlich 
außerhalb der Einwirkung des Einzelnen liegen, und iſt daher ein Erwerb, 
der nach keiner halbwegs ſtrengen Eigenthumstheorie gerechtfertigt wer— 
den kann. Wenn nur die Arbeit einen haltbaren Rechtsgrund des 
Eigenthums liefert, ſo iſt die Aneignung eines ohne Zuthun des Ein— 
zelnen entſtandenen Werthes oder einer ohne eigne Leiſtung entſtandenen 
Rente ein geſellſchaftliches Unrecht. Was nicht der Einzelne, ſondern 
die Geſellſchaft geſchaffen hat, darf füglich nicht der Einzelne ſich an- 
eignen, ſondern gehört von Rechtswegen der Geſellſchaft, und es iſt nur 
ein Zeichen der herrſchenden Gedankenloſigkeit oder der getrübten Em⸗ 
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pfindung für Recht und Unrecht, daß nicht ſchon längſt allgemein an- 
erkannt iſt, welch grobes Unrecht die Aneignung der echten Rente durch 
die Grundbeſitzer einſchließt. Die echte Rente, — ein Einkommen, 
welches nur durch geſellſchaftliche Einwirkungen und ohne jede Leiſtung 
des Grundbeſitzers entſteht — gebührt allein der Geſellſchaft, iſt die 
Steuer, auf welche nur ſie einen gerechten Anſpruch zu erheben hat. 
An dieſer Stelle ſoll die Grundrente vorzugsweiſe als ein Hinder— 
niß der Ausgleichung in den Beſitzverhältniſſen, als ein Mittel zur 
Konzentration des Grundbeſitzes in den Händen Weniger betrachtet werden. 
Iſt einmal, gleichviel durch welche Vorgänge, eine erhebliche Beſitzver— 
ſchiedenheit eingetreten und gewährt der Beſitz ohne weitere Anſtrengung 
eine Rente, ſo iſt es die natürlichſte Sache von der Welt, daß der 
große Beſitz durch ſeine überlegene Schwerkraft den kleineren Beſitz 
allmählich an ſich ziehen und aufſaugen wird. Es liegt da jene Er— 
ſcheinung vor, auf die in dem bekannten Worte angeſpielt wird, welches 
beſagt, daß auf dem Wege zum Reichthum der Erwerb des erſten Tau— 
ſend bei Weitem am ſchwierigſten iſt. Durch Arbeit und bloß durch 
Arbeit ein Vermögen zu erwerben, iſt zu allen Zeiten eine ſchwere 
Sache geweſen. Große Vermögen werden überhaupt nicht durch Er— 
ſparniſſe am Arbeitslohn, ſondern dadurch erworben, daß, auf einem 
gewiſſen Beſitzſtande angelangt, der glückliche Beſitzer an anderen Ein— 
kommensarten, nämlich Kapitalgewinn, Zins oder Rente theilnimmt. 
Wer nun ein Renteneinkommen, ſagen wir von 10,000 M., genießt, 
kann leicht 5000 M. jährlich „erſparen“ und in neuen Grundſtücks— 
käufen anlegen; wer aber vollends 100,000 M. Rente bezieht, vermag 
bei dem flotteſten Leben dennoch mit Leichtigkeit 60,000 oder 70,000 M. 
jährlich zu Gutskäufen zu verwenden. Der eitle Luxus, den die Reichen 
gewöhnlich treiben, hat, ſo wenig er für die Geſellſchaft ein wahrer 
Vortheil iſt, immer noch das verhältnißmäßig Gute, daß er die natür— 
liche Tendenz zur maſſenhaften Anhäufung des durch Zins und Rente 
gewährten Reichthums kreuzt. Wenn es alle großen Grundbeſitzer 
machen wollten, wie beiſpielshalber der Fürſt von Fürſtenberg, der bei 
haushälteriſchen Gewohnheiten alle Ueberſchüſſe feiner rieſigen Ein- 
nahmen in Land anlegt und ſo ſeine Domänen beſtändig vergrößert, 
dann würde es wohl nicht allzu lange dauern, bis wir in Deutſch— 
land Zuſtände wie die engliſchen hätten und von einigen Millionen 
Grundbeſitzern auf wenige Tauſende reduzirt wären. Man laſſe 
nur einmal die Anlagen in rentabeln induſtriellen Unternehmungen 
und in zinstragenden Werthpapieren ins Stocken gerathen, und man 
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kann etwas davon erleben, wie das große Kapital den Grundbeſitz an 
ſich zieht! - 

Das Wunderlichſte ift dabei, daß von vielen Seiten dieſe Tendenz 
des großen Grundbeſitzes und des großen Kapitals, ſich immerfort zu 
konzentriren und den kleinen Beſitz allmählich, aber ſicher zu verdrängen, 
als etwas Geheimnißvolles und zugleich Unwiderſtehliches betrachtet 
wird. Es iſt nicht das mindeſte Geheimnißvolle darin. Die Sache iſt 
vielmehr ſo natürlich und einfach wie möglich. Wer von einem enormen 
Renteneinkommen große Summen jährlich erübrigt, kann für dieſe Ueber⸗ 
ſchüſſe jedenfalls keine ſichrere Kapitalanlage finden als die im Grund— 
beſitz. Demjenigen, der über einen umfangreichen zins- oder renten⸗ 
tragenden Beſitz verfügt, wird gewöhnlich mehr an einer ſicheren, als 
an einer eventuell einträglicheren, aber riskanten Anlage liegen; er ſcheut 
daher die verhältnißmäßig geringe Rentabilität nicht. Der mittlere 
Beſitzer dagegen wird nur zu oft durch die Ausſicht gereizt, bei einem 
relativ hohen Zinsertrage ohne Arbeit leben zu können, und ſo finden 
ſich häufig Bauern, die auf ihrem Gute nur ein mäßiges Einkommen 
erwirthſchaften, bereit, ihren Grundbeſitz zu verkaufen, um mit den 
Zinſen des Kaufpreiſes in der Stadt ein arbeitsloſes Leben zu führen. 
Durch einen derartigen Prozeß find in der erſten Hälfte dieſes Jahr⸗ 
hunderts die letzten Reſte eines ſelbſtſtändigen Bauernſtandes in Eng— 
land verſchwunden, und bei uns nehmen an vielen Orten die Dinge 
eine ähnliche Wendung. Der mittlere und größere Bauer kann im 
Allgemeinen an rationellem Betriebe mit dem großen Grundbeſitzer nicht 
wetteifern, und oft fehlt ihm dazu außer den nothwendigen Einſichten 
und Kenntniſſen das erforderliche Kapital. Die einträglichſten land⸗ 
wirthſchaftlichen Nebengewerbe, die bei der fortſchreitenden, durch die 
Methoden der Verbrauchsbeſteuerung gefliſſentlich genährten Konzen— 
tration des Fabrikbetriebes immer größere Mittel erfordern, ſind ihm 
meiſt verſchloſſen. Die Arbeitskräfte kommen ihm ebenſo theuer und 
oft noch theurer zu ſtehen, als dem großen Beſitzer, und die koſtſpieligen 
landwirthſchaftlichen Maſchinen, die zum Erſatze menſchlicher Arbeits— 
kraft dienen, entlaſten nur den großen Beſitz, während ſie den bäuer⸗ 
lichen Betrieb vertheuern. Wenn ſo der mittlere Beſitz gegenüber dem 
großen ſich vielfach in einer nachtheiligen und unbehaglichen Poſition 
befindet, ſo haben die Lockungen, das Geſchäft ganz aufzugeben, den 
Beſitz zu verkaufen und von den Zinſen ein beſcheidenes, aber bequemes 
Leben zu führen, einen deſto größeren Reiz. | 

Unter andern Umſtänden, nämlich wenn zahlreiche landhungrige 
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Kleingütler oder Tagelöhner neben dem Bauern angeſtevelt ſind, wird 
er zum Verpächter, läßt die kleinen Leute ſich um den Pachtſchilling 
plagen und erzielt ſo einen Ertrag, den er ſelbſt nimmermehr würde 
herauswirthſchaften können. Der Betrieb geht damit thatſächlich aus 
der Kategorie des mittleren in diejenige des Kleinbetriebes über, und 
der Vorgang beweiſt auf's Einleuchtendſte die Ueberlegenheit, welche der 
Kleinbetrieb vor dem mittleren in Bezug auf Produktivität voraus hat. 
Selbſt den großen Betrieb, welcher ſich durch bedeutende Kapitalauf— 
wendungen, umfangreiche Benutzung von Maſchinenkräften und Erſparniß 
an Generalkoſten fo große Vortheile verſchaffen kann, ſcheint im All— 
gemeinen der kleine Betrieb, ſoweit er nicht bereits zu einem entnerven— 
den Zwergbetrieb ausgearbeitet iſt, an Ergiebigkeit weit zu übertreffen. 7 
Denn da, wo ein noch kräftiger Kleinbeſitz vorherrſcht, pflegt der große - 
Betrieb vor jenem regelmäßig die Segel ſtreichen zu müſſen. In der 
Pfalz kommt die Vereinigung kleiner Güter zu größeren Beſitzungen 
nur ſehr ſelten vor, weil der parzellirte Grundbeſitz höhere Erträge ab— 
wirft, als es bei großen Gütern der Fall iſt. Der größere Guts— 
beſitzer zieht eine viel höhere Rente, wenn er verkauft, als wenn er 
ſelbſt wirthſchaftet. Es iſt namentlich der Mangel an Arbeitskräften, 
welcher in Gegenden mit vorherrſchendem Kleinbeſitz die Produktion der 
großen Güter außerordentlich erſchwert. 

Mit andern Worten, die Rente unterliegt hier im Kampfe gegen 
die Arbeit. Die größere Rente frißt die kleinere allmählich auf. Der 
mittlere Beſitz, der gleich dem großen nicht mit eignen Arbeitskräften 
oder mindeſtens nicht ausſchließlich ſo wirthſchaften kann, vermag ſich 
gegen den großen Betrieb oft nicht zu erhalten. Aber an der zähen 
Ausdauer und unermüdlichen Arbeit des kleinen Mannes, der ſeine 
Grundſtücke ſelbſt bewirthſchaftet und die in der Familie vorhandenen 
Arbeitskräfte ausgiebig verwerthet, ſcheitert ſelbſt die konzentrirende 
Kraft des großen Beſitzes. 

Freilich erkauft die Arbeit ihren Sieg mit ſchweren Opfern. Denn 
nirgends erreichen die Preiſe der landwirthſchaftlichen Grundſtücke eine 
ſolche Höhe, wie in den Gegenden mit vorherrſchendem, Kleinbe ſitz. 
Der Grund dieſer Erſcheinung liegt nicht in der Konkurrenz um eine 
gewinnbringende Anlage, ſondern in der Konkurrenz um n Arbeit, Ohne 
ein eignes Grundſtück findet der ee rg den erwähn- 
ten Gegenden keine Gelegenheit zur Beſchäftigung, denn Alle rund um 
ihn her bearbeiten ihr eigenes Feld, und ſobald ein Stück Land frei 
wird, ſind Alle bei der Hand, um durch Zukauf einen unzulänglichen 
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Beſitz zu vergrößern oder einen zerſtreut gelegenen abzurunden. „Bauern, 
Handwerker und Tagelöhner“, heißt es in dem Stuttgarter Berichte 
des Vereins für Sozialpolitik, „dürfen ihre Arbeit nicht in Anſchlag 
bringen und müſſen noch froh fein, durch dieſes Opfer (hoher Grund— 
ſtückpreiſe) in den Beſitz eines faktiſch zu hoch bewertheten Grundſtücks 
zu kommen.“ Ebenſo ſchreibt der Berichterſtatter aus dem Halber⸗ 
ſtädtiſchen: „Der kleine Mann rechnet ſeine Arbeit nicht, und wenn er 
Geld liegen hat, auch die Zinſen nicht; ſein ganzes Streben iſt darauf 
gerichtet, einige Morgen Land ſein zu nennen.“ Und daſſelbe Lied 
ertönt aus vielen anderen Gegenden in immer neuen Variationen. Ich 
finde an demſelben nur den Ausdruck falſch, der Arbeiter rechne ſeine 
Arbeit nicht oder dürfe ſie nicht in Anſchlag bringen. Gerade umgekehrt 
muß es lauten. Der Arbeiter opfert ſein kleines Kapital oder ver⸗ 
pfändet ſeine Arbeitskraft, um nur die . zur Arbeit zu ge⸗ 
winnen. Und wenn er es unthunlich firver, em Orunojtua zu kaufen, 
pachtet er ein ſolches; natürlich ebenfalls zu übertriebenen Preiſen. 
Ueberall ſind es die kleinen Leute, welche die höchſten Pachten zahlen, 
nicht ſowohl, weil es ihnen, wie Manche glauben, an einer richtigen 
Kalkulation fehlt, als weil ſie durch die Konkurrenz dazu gezwungen ſind. 

Man erſieht hieraus klar, daß die Bedingungen der Konkurrenz 
zwiſchen dem großen, ſowie dem mittleren Beſitz auf der einen und dem 
kleinen Betriebe auf der anderen Seite ſehr ungleiche ſind. Die beiden 
erſteren zahlen in dem Preiſe ihrer Grundſtücke, außer dem Erſatze für 
das Inventar und die vorhandenen Verbeſſerungen, das Kapital der 
Rente, die ſie davon zu erzielen hoffen. Der kleine Beſitzer dagegen 
zahlt gewöhnlich ein Kapital, deſſen Zins oder Rente aus dem Lohn 
der eigenen Arbeit beſtritten werden muß. In der Gemeinde Königs- 
bach, im nördlichen Hügellande von Baden, ſtellten ſich zur Zeit der 
kürzlich vorgenommenen Enquste über die landwirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe Badens die Güterpreiſe auf 1800 — 2000 M. für den Hektar bei 
Ackerland und 3000 M. bei Wiesland. Die Pachtpreiſe betrugen etwa 
ſechs Prozent der Güterpreiſe, nämlich für Ackerland durchſchnittlich 110, 
für Wiesland 140 M. per Hektar; ja in einzelnen Fällen wurden ſelbſt 
180 bez. 270 M. bezahlt. Man hat berechnet, daß ſchon bei einem 
Pachtpreis von 100 M. für den Hektar die auf die Pachtgrundſtücke 
aufgewendete Arbeitszeit nur mit 54 Pfennigen für den Tag ſich be⸗ 
zahlt macht, während im Tagelohn anderthalb bis zwei Mark verdient 
werden können. Dieſer Fall mag extrem ſcheinen. Thatſächlich ſind 
ähnliche Fälle im ſüdweſtlichen und mittleren Deutſchland nicht ſelten, 
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und man kann daraus erſehen, für welche Kategorie von Leuten hohe 
; Güterpreiſe vortheilhaft und für welche ſie nachtheilig ſind. 

Auch das prägen die hochgeſchraubten Grundſtücks- und Pachtpreiſe 
nachdrücklich ein, daß die Grundrente nichts anderes iſt, als ein der 
Arbeit willkürlich auferlegter Tribut. Wofür zahlt der Arbeiter Pacht? 
Nicht bloß für die Entlehnung eines fremden Kapitals an Verbeſſe— 
rungen u. ſ. w. — denn dies wäre vollauf gerechtfertigt — ſondern 
weſentlich für die Benutzung einer Naturgabe, an der kein ſterblicher 
Menſch mit Fug ein Eigenthumsrecht beanſpruchen kann. Der Zins 
für ein Kapital iſt nach ſeiner ganzen Natur etwas durchaus Anderes, 
als die Rente. Kapitalien ſind Früchte des Fleißes der Menſchen; 
der Grund und Boden war vor allen Menſchen vorhanden. An die 
Früchte ſeines Fleißes hat der Menſch ein natürliches Recht, an die 
Subſtanz des Bodens nicht. Ueberläßt Jemand die Früchte ſeines 
Fleißes einem Anderen zur Benutzung, ſo kann er dafür billigerweiſe 
einen Erſatz fordern. Die Ueberlaſſung einer Naturgabe, an der Nie— 
mand ein Eigenthumsrecht, ſondern nur ein durch das Einverſtändniß 
der Geſellſchaft geheiligtes Beſitzrecht haben kann, darf nicht an will- 
kürliche Bedingungen des jeweiligen Beſitzers geknüpft ſein, ſondern 
muß durch geſellſchaftliche Geſetze nach dem Grundſatze des gleichen 
Rechts für Alle geregelt werden. Endlich iſt der Vermehrung der 
Kapitalien, den freien Zugang zur Natur vorausgeſetzt, keine erſicht— 
liche Grenze geſetzt, und dieſe Vermehrung erniedrigt im Allgemeinen 
den Zinsfuß. Eine Vermehrung des Grund und Bodens dagegen ſteht 
außerhalb der Macht der Menſchen, vielmehr vergrößert die Vermehrung 
der Bevölkerung die Abhängigkeit derſelben vom Grund und Boden, 
und die Rente hat daher nicht die natürliche Tendenz zum Sinken, 
ſondern zum Steigen. Die ſoziale Wiſſenſchaft und Politik ſteht deß— 
halb dem Kapitalzins anders gegenüber, als der Rente. Auch im 
Kapitalzins iſt von jeher ein ſtarkes Element der Ausbeutung enthalten 
geweſen. Allein dem kann und muß durch Vermehrung der Produktion, 
Verbeſſerung des Tauſchmechanismus, genoſſenſchaftliche Vereinigung und 
eine Organiſation des öffentlichen Kredites, welche die Geſellſchaft von 
der uſurpirten Herrſchaft des Geldes befreit, entgegengewirkt werden. 
Die Verminderung der Rente hingegen, bis zu einem Punkte, wo ſie 
kaum noch mehr als die gerechtfertigte Entſchädigung für die Ueber— 
laſſung der vorhandenen Verbeſſerungen iſt, läßt ſich auf keine andere 
Weiſe denken, als durch geſetzliche Beſektigung derſelben. Denn die 
Rente iſt das unumgängliche Reſultat des abſoluten Privateigenthums 
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am Grund und Boden, und ſo lange die Geſellſchaft ein ſolches Eigen⸗ 
thum geſtattet, müſſen die Zuſtände die nämlichen bleiben, wie ſie ſind: 
die Rente muß die natürliche Tendenz zu einer nur durch vorüber⸗ 
gehende Schwankungen unterbrochenen Steigerung behalten, bis viel— 
leicht durch Ueberſpannung des Bogens ein gewaltſamer Zuſammen⸗ 
bruch erfolgt; die kleinere Rente oder der kleinere Grundbeſitz muß 
immer mehr von dem größeren aufgeſaugt werden, ſoweit man nicht 
durch künſtliche Schutzmaßregeln, die dem gleichen Rechte Aller wiver- 
ſtreben, den Prozeß aufzuhalten ſucht; die Kraft der Arbeit, die im 
kleinſten Grundbeſitz mit übermenſchlicher Anſtrengung ihre Selbſt⸗ 
ſtändigkeit gegen die konkurrirende Macht der Rente noch behauptet, 
muß allmählich immer härter bedrängt werden, bis ſie in einem un⸗ 
haltbaren Zwergbetrieb und Pauperismus endigt. 

So bewährt die Rente überall eine Kraft der Konzentration, welche 
der Ausgleichung des Beſitzes widerſtrebt. Die Konkurrenzbedingungen 
ſind zwiſchen dem Grundbeſitzer, welcher Andere für ſich arbeiten läßt, 
und demjenigen, welcher nur die eigenen Kräfte und diejenigen ſeiner 
Familie verwendet, nicht gleich. Die Macht des Erſteren ſteigt be⸗ 
ſtändig mit der zunehmenden Bevölkerung und dem zunehmenden Ver⸗ 
kehr. Der Beſitz des Anderen dagegen iſt mit der zunehmenden Be- 
völkerung immer weiteren Theilungen unterworfen. Die Erträgniſſe 
der Arbeit können mit den Erträgniſſen der Rente nicht wetteifern. 
Nur mit der äußerſten Anſtrengung vermag der arbeitende Familien⸗ 
vater ſeinen Kindern ſo viel Beſitz zu erhalten oder neu zu erwerben, 
als für den Anfang eines eignen Haushaltes unbedingt nothwendig iſt. 
Aber aus den Ueberſchüſſen eines großen Renteneinkommens läßt ſich 
mit Leichtigkeit neuer Beſitz erkaufen, und der große Beſitz ſchwillt da⸗ 
her oft lawinenartig an. Auch die Zunahme des „beweglichen Kapitals“, 
des Geldes oder der Kraft, über Geld zu verfügen, wird gewöhnlich 
durch nichts mächtiger unterſtützt, als durch das Hinzutreten eines 
Renteneinkommens zu dem Kapitalgewinn. Ohne die hinzutretenden 
Einkünfte aus ländlichen oder ſtädtiſchen Grundrenten, ſowie aus den 
zinstragenden Anlagen, die durch das wahnſinnige Syſtem der Staats⸗ 
und Gemeindeſchulden dargeboten werden, würden die Gewinne des 
Kapitals aus der Leitung großer induſtrieller oder kommerzieller Unter- 
nehmungen keine übermäßigen ſein und, bei voller Freiheit der Arbeit, 
keine unheilbare Kluft zwiſchen Gewinn und Lohn oder Kapital und 
Arbeit veranlaſſen. 

Unanfechtbare Gründe ſowohl der Gerechtigkeit als auch der Zweck⸗ 
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mäßigkeit fordern daher die Beſeitigung der Rente, die Einziehung der— 
ſelben zum öffentlichen Vortheil. Nur dadurch können die Konkurrenz— 
bedingungen zwiſchen allen wirthſchaftenden Perſönlichkeiten objektiv 
gleich gemacht werden, ſo daß nur die ewig unausrottbaren und zum 
Fortſchritt der Geſellſchaft nothwendigen ſubjektiven Ungleichheiten zu— 
rückblieben. Und nicht eher wird eine „freie Geſellſchaft“, nicht eher 
die Gleichheit der Rechte zur Wahrheit werden, als bis jenes Haupt— 
hinderniß eines freien Wettbewerbes entfernt iſt. | 

Ehe wir uns zu der Betrachtung wenden, durch welche Mittel die 
Agrarpolitik, ohne gewaltſamen Umſturz der beſtehenden Beſitzverhält— 
niſſe, die Ueberleitung eines durch grobe Ungerechtigkeiten und Miß⸗ 
griffe verunſtalteten Zuſtandes in einen Zuſtand bewirken kann, welcher 
ebenſowohl der ſtrengen Gerechtigkeit entſpricht, als auch eine dauernde 
Heilung ſozialer Gebrechen überhaupt und der agrariſchen Gebrechen 
insbeſondere verheißt, werden wir im Folgenden zunächſt eine Schilde— 
rung der heutigen Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland zu geben 
verſuchen. Das ſchon mehrfach erwähnte Werk des Vereins für Sozial— 
politik, die Verhandlungen des deutſchen Landwirthſchaftsrathes, die 
badiſche Enquete und andere Erſcheinungen der neueren Literatur 
werden uns dabei als Quellen dienen. 


Fünftes Kapitel. 
Die Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland. 


Die in neuerer Zeit ſo häufigen Klagen über die ſchlimme Lage 
des Grundbeſitzes in Deutſchland exemplifiziren in der Regel auf den 
bäuerlichen Beſitz und leiten aus der angeblichen, obwohl ſchwer erweis— 
baren, Abnahme der ſpannfähigen Nahrungen, aus der zunehmenden 
Verſchuldung und andern Momenten, deren Beweiskräftigkeit ſelbſt erſt 
einer ſorgfältigen Unterſuchung bedarf, Schlüſſe auf eine Verſchlechterung 
der Lage des Bauernſtandes her. Von dem großen Grundbeſitze wird 
in der Regel weniger geſprochen. Aber der Umſtand, daß es vor— 
wiegend Großgrundbeſitzer ſind, welche ſich zu Anwälten der Bauern 
machen; namentlich aber der Umſtand, daß unter den Mitteln, welche 
gewöhnlich zur Abhülfe des angeblichen Nothſtandes vorgeſchlagen 
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werden, ſich manche befinden, die weſentlich nur dem Großgrundbeſitze 
zu gute kommen würden, deutet darauf hin, daß die Agitation zu 
Gunſten des Bauernſtandes vielfach nur den Zweck hat, Beſtrebungen 
zu Gunſten der großen Grundbeſitzer zu bemänteln. Obwohl die 
Letzteren durch die direkte und indirekte Abhängigkeit, in der ſie die 
ländlichen Maſſen halten, durch den Schutz, den ſie bei den Regierenden 
genießen, und durch die Vorrechte, die ihnen in der lokalen Verwaltung 
ſowie in der ſtaatlichen Geſetzgebung eingeräumt find, genug und über- 
genug Mittel beſitzen, um auf die öffentlichen Einrichtungen und Maß- 
nahmen einen Einfluß auszuüben, der ihren Intereſſen günſtig iſt, ſo 
mag es ihnen doch oft vortheilhafter dünken, die Beſtrebungen zu 
ihren eignen Gunſten hinter Beſtrebungen zu verſtecken, welchen die 
Intereſſen des Bauernſtandes als Aushängeſchild dienen. Die In⸗ 
tereſſen des Bauernſtandes zu verfechten, iſt jedenfalls populärer, als 
ſich zum Anwalt des Großgrundbeſitzes zu machen. Selbſt die Be⸗ 
ſtrebungen, den bäuerlichen Beſitz durch Regelungen des Erbrechts in 
ſeinem Beſtande zu erhalten und der fortſchreitenden Theilung deſſelben 
entgegenzutreten, ſind, obwohl ſie keine Intereſſen des Großgrundbeſitzes 
zu berühren, vielmehr denſelben zu widerſprechen ſcheinen, im All⸗ 
gemeinen ſo uneigennützig nicht, wie es ſcheinen kann. Denn dem 
großen Grundeigenthümer muß ſich die Richtigkeit der Bemerkung auf⸗ 
drängen, daß er ſelbſt ſich erſt dann „vollſtändig ſicher fühlen kann, 
wenn ſein Beſitz auf der breiten Baſis eines verbreiteten bäuerlichen 
Beſitzes ruht“. Die Fürſorge für die nur durch Sonderrechte zu er— 
haltende Stabilität des bäuerlichen Beſitzes hat häufig nur den Zweck, 
eine Gewähr dafür zu leiſten, daß der Bauer, dem ſein Beſitz garantirt 
wird, auch ſeinerſeits dem großen Grundeigenthum die Unterſtützung 
leihen wird, deren daſſelbe bedarf. In dieſem Sinne mag die ſo 
eifrig vertheidigte Intereſſengemeinſchaft zwiſchen dem großen und dem 
bäuerlichen Grundbeſitze wohl meiſt auch vorhanden ſein. Deſto weniger 
freilich wird ſie dem ſüddeutſchen Bauern einleuchten, der mit ſeinem 
harten Schädel nicht begreifen will, daß es kein Unrecht ſei, bei der 
Erbſchaft ein Kind vor dem anderen zu bevorzugen. 

Von der Lage des großen Grundbeſitzes, ſagte ich, wird in der 
Regel wenig geſprochen. Die ſtatiſtiſchen Erhebungen, ſo mangelhaft 
und unvollſtändig ſie ſind, beziehen ſich meiſtens nur auf die Lage des 
bäuerlichen Beſitzes, und die bloßen Klagen, der Grundbeſitz, und wie 
dieſer im Allgemeinen, ſo auch der große Grundbeſitz, ſei nicht mehr 
rentabel, ſind nicht gehörig ſubſtantiirt. Man iſt mehr auf indirekte 
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Beweismittel angewieſen, um dieſe Behauptung zu ſtützen. So wird 
vor Allem die vermehrte ausländiſche Konkurrenz im Getreidebau und 
in der Fleiſchproduktion als ein Grund angeführt, weßhalb die deutſche 
Landwirthſchaft keine genügende Rente abwerfe. Das Vorhandenſein 
dieſer Konkurrenz kann nicht abgeleugnet werden. Auch wird man zu— 
geben müſſen, daß wenigſtens die Getreidepreiſe ſich ſeit einer Reihe 
von Jahren auf einem ſehr niedrigen Stande erhalten haben. Allein 
damit iſt keineswegs erwieſen, daß die deutſche Landwirthſchaft der 
ausländiſchen gegenüber nicht konkurrenzfähig ſei. Die erſtaunlichen 
Verbeſſerungen des landwirthſchaftlichen Betriebes, die zugeſtandener— 
maßen in den meiſten Theilen Deutſchlands, vom Großgrundbeſitz 
herunter bis zu dem kleinſten bäuerlichen Betriebe, ſeit einem Viertel- 
jahrhundert platzgegriffen haben, tragen zu dem verhältnißmäßig tiefen 
Preisſtande des Getreides wohl nicht weniger bei, als die Konkurrenz 
Amerikas, Rußlands u. ſ. w. Auch iſt es falſch, zu ſagen, daß der 
Getreidebau in Deutſchland zurückgegangen ſei. Man darf nicht ver- 
geſſen, in welch' erſtaunlichem Maße ſich die landwirthſchaftliche Pro— 
duktion Deutſchlands anderen Produktionszweigen, außer dem Getreide- 
bau, zugewendet hat. Der Anbau von Hackfrüchten, dem der land— 
wirthſchaftliche Betrieb theilweiſe einen fo hohen Aufſchwung verdankt, 
von Kartoffeln zur Brennerei und Rüben zur Zuckerfabrikation u. ſ. w. 
hat ſeit dem letzten Vierteljahrhundert eine erſtaunliche Vermehrung 
erfahren, ſo daß es wahrlich nicht Wunder nehmen kann, wenn der 
Getreidebau relativ dahinter zurückgeblieben iſt und der Konſum einer 
ſchnell gewachſenen Bevölkerung vom Auslande her Erſatz verlangt. 
Nicht minder hat der Anbau von Futterpflanzen, die Thierproduktion 
(wenigſtens qualitativ) und die Verwerthung thieriſcher Produkte be— 
deutende Fortſchritte gemacht. Aus dem niedrigen Preisſtande des 
Getreides allein iſt daher eine Verringerung der Rentabilität, nament⸗ 
lich des Großgrundbeſitzes, der an den Fortſchritten des Betriebes 
notoriſch den hervorragendſten Antheil hat, nicht herzuleiten. Man 
muß ſich nach anderen Momenten umſehen, um einen klareren Blick in 
die Verhältniſſe des Großgrundbeſitzes zu gewinnen. 

Ein Beweis für die Ueberlegenheit und relativ günſtigere Lage 
des großen Beſitzes gegenüber dem mittleren und kleinen würde darin 
geſehen werden können, wenn etwa der Prozeß der Aufſaugung des 
letzteren durch den erſteren noch fortdauerte. Daß bisher der Großgrund— 
beſitz, wo er einmal vorherrſcht oder eine ſehr bedeutende Rolle ſpielt, 
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mehrung erfahren hat, iſt ziemlich gewiß. Doch ſcheint neuerdings 
dieſer Aufſaugungsprozeß einigermaßen ins Stocken gerathen zu ſein 
und nur vereinzelt da vorzukommen, wo die Bauern nicht recht ge⸗ 
deihen. Außerdem haben in den Gegenden, wo neuerdings die Nüben- 
zuckerfabrikation Eingang gefunden hat, Konſolidationen ſtattgefunden, 
wenn nicht etwa die mittleren und kleineren Beſitzer auf dem Wege 
der Genoſſenſchaftsbildung Fabriken errichtet haben. Eine weſentliche 
Verminderung des großen Grundbeſitzes wird übrigens bei dem Fort— 
beſtehen der Standesherrſchaften und Fideikommiſſe, ſowie bei der durch 
die Hypothekenbeleihung erſchwerten Theilung der großen Güter auch 
dann kaum erwartet werden können, wenn die Lage des großen Grund— 
beſitzes relativ ungünſtiger werden ſollte. 

Der beſte Gradmeſſer für die Lage des Grundbeſitzes iſt noch 
immer der Stand der Güter- und Pachtpreiſe. Nun ſcheint im Be⸗ 
ſonderen beim großen Grundbeſitz in den meiſten Theilen Deutſchlands 
neuerdings keineswegs ein auffallendes Sinken der Güterpreiſe hervor- 
getreten zu ſein, und wo der Zuckerrübenbau eingeführt worden iſt, 
ſind die Preiſe der Güter nicht ſelten um das Doppelte, ja um das 
Vierfache geſtiegen. Nach den Gründerjahren ſind ja die unmäßig in 
die Höhe getriebenen Preiſe meiſt ſtark gewichen; ſie haben ſich jedoch, 
wie es ſcheint, faſt überall wieder erholt. Namentlich die Güter mit 
hoher Kultur werden noch immer ſehr hoch bezahlt, während die ge— 
ringeren allerdings durchweg im Preiſe zurückgegangen ſind. Aus Sachſen 
wird berichtet, daß die Grundſtückpreiſe in den letzten zwei Jahr⸗ 
zehnten um fünfzehn bis fünfzig, in Einzelfällen bis hundert Prozent 
geſtiegen und noch nicht im Rückgange, ſondern eher noch in weiterer 
Steigerung begriffen ſind. Allerdings wird hinzugefügt, daß bei dieſen 
hohen Preiſen der Grundbeſitz nur eine ſehr geringe Kapitalrente ge- 
währe. Dabei ſind jedoch die kleineren Bauerngüter theurer, mitunter 
erheblich theurer, als die größeren Güter, obwohl die letzteren ſich 
hauptſächlich in den fruchtbareren, tieferen Lagen befinden. 

Was die Pachtpreiſe betrifft, ſo ſind dieſelben aus den weiter 
oben entwickelten Gründen viel höher, wenn es ſich um Parzellen, die 
der Arbeiter pachtet, als wenn es ſich um ganze Güter handelt. 
Dennoch iſt die Verpachtung großer Güter ſehr häufig. In vielen 
Gegenden giebt es, außer den Staatsdomänen, dem Gemeinde-, Pfarr⸗ 
und Schul-Lande überhaupt keine anderen Pachtländereien, als die 
großen Güter. So lange nun dieſelben noch Pächter und zwar Pächter 
zu hohen Preiſen finden, wird man von einer mangelnden Rentabilität 
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des Grundbeſitzes gewiß nicht reden können. Und thatſächlich ſcheinen 
die Pachtpreiſe nur in ſehr wenigen Diſtrikten eine Verminderung er- 
fahren zu haben. Im Königreich Sachſen ſind bis vor Kurzem die 
Pachtpreiſe in gleichem Verhältniß wie die Preiſe der Grundſtücke ge— 
ſtiegen und ſollen erſt in letzter Zeit zum Stillſtande gekommen ſein. 
Dabei wird verſichert, die Lage der Pächter ſei meiſt eine gute. Im 
Weimariſchen ſind die Pachtpreiſe der Domänen und größeren Kom— 
plexe ſeit zwanzig Jahren nicht unbedeutend geſtiegen, und erſt jetzt 
ſcheint der Kulminationspunkt erreicht. Der Adel Weſtphalens ver— 
pachtet ſeine Güter zum größten Theil, und Gutbeſitzer und Pächter 
ſtehen ſich gut dabei. Im Königreich Preußen ergab nach einer im 
Abgeordnetenhauſe aufgeſtellten Berechnung die Domänenverpachtung 
im Jahr 1850 einen Ertrag von Mark 14.20 für den Hektar, 1860 
Mark 18.50, 1870 Mark 29.63, 1880 Mark 38.16, 1883 Mark 40. 
Die Pacht hat ſich mithin ſeit einem Menſchenalter beinahe verdrei— 
facht, und es iſt bekannt, daß die preußiſchen Domänenpächter ſich 
keineswegs in ſchlechter Lage befinden. Der Privatbeſitz weiß gewöhnlich 
ganz andere Pachten herauszuſchlagen, und 60— 70 Mark für den Hektar 
ſind in den fruchtbareren Gegenden ein ſehr mäßiger Pachtſchilling. 

Wie man unter ſolchen Umſtänden von einer mangelnden Renta— 
bilität des Grundbeſitzes in Deutſchland reden kann, iſt ganz unerfind— 
lich. Im Gegentheil iſt dieſelbe unausgeſetzt im Steigen geblieben und 
hat vielleicht erſt in neueſter Zeit einen kleinen Rückgang erfahren. 
Daraus indeſſen eine Nothlage abzuleiten oder gar die Nothwendigkeit, 
durch künſtliche Maßregeln eine Erhöhung der Rente herbeizuführen, 
iſt gänzlich ungerechtfertigt. | 

Allerdings werden in der Regel die Rentabilitätsberechnungen 
durch ein ſehr trügeriſches Moment gefälſcht Man ſtellt dieſelben oft 
unter Zugrundelegung entweder ganz fingirter Grundwerthe oder der 
zufälligen Ankaufspreiſe auf. Wenn z. B. der Hektar Mittelacker in 
einem Bezirke durchſchnittlich 500 Mark gilt, ſo ſagt ſich der Beſitzer 
von 200 Hektaren, er ſei im Beſitze eines Werthes von 100,000 Mark 
und könne dafür von Rechtswegen eine Rente von 4500 oder 5000 Mk. 
erwarten. Zieht er aber, bei etwa nicht auf der Höhe der Zeit ſtehender 
Bewirthſchaftung, außer ſeinem Lebensunterhalte nur 2000 oder gar 
nur 1000 Mark Rente, ſo klagt er über unzulängliche Rentabilität, 
während ein tüchtiger Pächter vielleicht ein recht gutes Einkommen für 
ſich und überdies 4500 oder 5000 Mark Pacht herauswirthſchaftete. 
Einen gleich trügeriſchen Maßſtab gewähren natürlich die Ankaufspreiſe. 
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Durchſchnittsberechnungen des Reinertrags oder der Rente ſind eben 
darum ſo ſchwierig und täuſchend, weil bei der Selbſtbewirthſchaftung 
ein genaues Auseinanderhalten der verſchiedenen Einkommensarten, die 
ſich in den Einkünften aus Grundbeſitz miſchen (des Arbeitslohnes, des 
Kapitalgewinnes und der Grundrente) faſt gar nicht denkbar iſt. Auch 
die mittleren Pachterträge dürfen keineswegs als zuverläſſige Gradmeſſer 
der Grundrente angeſehen werden, da in ihnen oft, und namentlich, 
wie ſchon mehrfach bemerkt, bei der Parzellenpacht an arme Leute, 
ein reines Element des Wuchers enthalten iſt. Aber wenn die Pacht⸗ 
bedingungen von Staatsdomänen Pächtern einen reichlichen Erſatz für 
ihre Arbeit und ihre Kapitalverwendungen gewähren, ſo hat man in 
dieſen Pachtſätzen unbeſtritten einen guten Anhaltepunkt für die in einem 
Lande durchſchnittlich vom Boden gewährte Rente. 

Daß im Allgemeinen die Grundwerthe, d. h. die kapitaliſirten 
Renten der Güter, bis auf die äußerſte Grenze der Ertragsmöglichkeit 
geſchätzt und beim Kauf und Verkauf häufig die ſo ermittelten Preiſe 
annähernd bezahlt werden, kann man zugeben. Unter ſolchen Umſtänden 
darf es nicht Wunder nehmen, daß die Rente des angelegten Kapitals 
oft hinter den beſcheidenſten Erwartungen und namentlich hinter dem 
für Geldanlagen ſonſt üblichen Zinsfuß zurückbleibt. Und da nament⸗ 
lich der Großgrundbeſitz, wegen der vielfach damit verbundenen politiſchen 
und ſozialen Vorzüge, häufig in Hände kommt, denen es viel weniger 
um einen rationellen Betrieb der Landwirthſchaft, als um den Beſitz 
und die möglichſt müheloſe Nutznießung eines Gutes zu thun iſt, 
oder in Hände, die häufig vom landwirthſchaftlichen Betriebe nur ſehr 
mangelhafte oder gar keine Kenntniſſe haben; da ferner in den be— 
treffenden Geſellſchaftskreiſen gewöhnlich hohe Anſprüche an das Leben 
gemacht werden und eine verſchwenderiſche Haushaltung geführt wird, 
deren ſich ein rechnender Geſchäftsmann bei nicht gehörig geſichertem 
Geſchäftserfolge nicht ſchuldig machen würde, ſo ſind die Klagen über 
die mangelnde Rentabilität des Grundbeſitzes erklärlich genug. Sie 
dürfen aber nicht über die Thatſache täuſchen, daß trotz alledem der 
Grund und Boden eine wirkliche Rente abwirft. Die hohen Preiſe 
der Grundſtücke, weit entfernt, die Rentabilität des Grundbeſitzes in 
Frage zu ſtellen, beweiſen vielmehr, daß der Boden eines hohen 
Rentenertrags fähig iſt. Nur iſt der Sachverhalt der, daß die Rente oft 
nicht in die Taſchen der Landwirthe oder nominellen Grundbeſitzer, 
ſondern anderer Leute fließt. Da ſind zuerſt Diejenigen, welche ihren 
Grundbeſitz verkauft und in Geldrenten umgewandelt haben. Da ſind 
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ferner die Hypothekengläubiger, denen ein Theil der Grundrente vor— 
weg verpfändet iſt. Auch der Staat erhebt oft in den Steuern einen 
Betrag, der, wenn man die an die früheren Beſitzer, ſowie an die 
Gläubiger gezahlte Rente in Anſchlag bringt, für den Beſitzer der 
Gegenwart an Rente nichts mehr übrig läßt und wohl gar auf den 
gerechten Erſatz perſönlicher Arbeit oder Kapitalaufwendung hinübergreift. 
Dem Allen iſt jedoch nicht dadurch abzuhelfen, daß man etwa durch 
die Beſchränkung der ausländiſchen Konkurrenz oder durch Abwälzung 
gewiſſer Laſten auf die gewerbtreibende Bevölkerung oder ähnliche künſt— 
liche Maßregeln die Rente des Grundbeſitzes zu ſteigern ſucht. Damit 
würde freilich den augenblicklichen Grundbeſitzern ein wenig zu helfen 
ſein; aber bei dem nächſten Beſitzwechſel würde der Vortheil bei den 
früheren Beſitzern oder deren Erben bleiben und der eigentliche Land— 
wirth den Nachtheil haben. Nur derjenige Grundbeſitz, der durch un— 
gerechte Regelungen der Erbfolge, durch Fideikommiſſe, Majorate, An- 
erbenrechte u. dergl. „in der Familie erhalten“ wird, behält für alle 
Zeiten die ſämmtlichen Elemente der Grundrente beiſammen, ſoweit er 
ſie nicht in Hypothekenſchulden oder anderen Belaſtungen der Rente 
wieder verzettelt. 

Will man den Durchſchnittsſtand der Rente ermitteln, ſo muß 
man nicht diejenigen Grundbeſitzer, gleichviel ob klein oder groß, be— 
fragen, welche in Folge von Kauf, Verſchuldung u. ſ. w. die Rente 
weſentlich an Andere abtreten oder ſie mit denſelben theilen müſſen, 
ſondern diejenigen, deren Beſitz „befeſtigt“, vom freien Verkehr und 
von hypothekariſcher Verſchuldung, ſowie von der Vererbung nach ge— 
meinem Rechte ausgeſchloſſen iſt. Von einer ſolchen Befragung würde 
man andere Reſultate gewinnen, als diejenigen, wie fie die Verhand— 
lungen des Deutſchen Landwirthſchaftsrathes ergeben. Daran kann 
wohl kein verſtändiger Menſch zweifeln, daß die Rentenbezüge, deren 
ſich jene deutſchen Grundbeſitzer erfreuen, die ihren Beſitz unter den 
Rechtsformen von Fideikommiſſen, Majoraten u. ſ. w. und mit Be⸗ 
ſchränkung der Veräußerlichkeit und Verſchuldbarkeit beſitzen, ganz enorme 
ſind. Es ſind Bezüge, die nach meiner Ueberzeugung großentheils zu 
Unrecht an ihre Nutznießer gehen und die von Rechts wegen weſentlich 
dem gemeinen Weſen zufließen müßten. Aber dieſelben ſtellen eben die 
Rente des fraglichen Grundbeſitzes dar — einen Monopolpreis, der 
ſich bei dem übrigen Grundbeſitz hinter den Kaufpreiſen, Hypotheken— 
ſchulden und andern Tributerhebungen verſteckt. 

Daß der der freien Konkurrenz überlaſſene Großgrundbeſitz unter 
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hohen Kaufpreiſen und ſchwerer Hypothekenverſchuldung nicht minder leidet, 
als ſtellenweiſe der bäuerliche Beſitz, iſt eine notoriſche Thatſache. Die 
Klagen über geringe Rentabilität werden dadurch erklärt, aber nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Nach den Erhebungen in 52 preußiſchen Amtsgerichts 
bezirken waren die großen Güter im heſſiſchen Bezirk Rothenburg mit 
dem 65fachen Grundſteuerreinertrag, in Neuſtadt mit dem 61fachen, 
in Mogilno mit dem 60fachen, in Zanow mit dem 56fachen, in Toſt 
mit dem 54fachen, in Liebenwerda mit dem 51fachen Grundfteuerrein- 
ertrag hypothekariſch verſchuldet. Alle dieſe Bezirke ſind mit verhält⸗ 
nißmäßig ſehr geringem Reinertrag veranlagt; die hohen Schulden 
laſten daher mehr auf Gütern mit großen Flächen und geringer Boden— 
güte, als auf ſolchen mit kleinen Flächen und guter Bodenbeſchaffenheit. 
Im Allgemeinen ſind in den heſſiſchen und hannöverſchen Bezirken die 
großen Güter weit unter dem Durchſchnitt, dagegen die poſenſchen und 
oſtpreußiſchen bis zur Hälfte über den Durchſchnitt des 28fachen auf 
den Thaler Grundſteuerreinertrag verſchuldet. Im Königreich Sachſen 
betragen die Hypothekenſchulden durchſchnittlich 40 %%, in einzelnen Fällen 
bis 50% des Verkaufswerthes. 

Hinſichtlich der Lage des bäuerlichen Grundbeſitzes ſind, wie 
ſchon erwähnt, die Ermittelungen weit umfaſſender und beſtimmter, als 
hinſichtlich des großen Beſitzes, und es wird von denſelben nicht bloß über 
die Vermögenslage, ſondern auch über den Stand der Bildung und 
Sitten, ſowie über den Betrieb der bäuerlichen Bevölkerung viel 
intereſſantes Licht verbreitet. Unvermeidlich machen ſich allerdings in 
den Auffaſſungen der einzelnen Berichterſtatter ſubjektive Eindrücke 
geltend, die öfters von der objektiven Wahrheit abweichen mögen. Die 
Vielheit der Berichte und die große Mannichfaltigkeit der den verſchie⸗ 
denſten Gegenden Deutſchlands entnommenen Schilderungen wird jedoch 
die Fehler Einzelner einigermaßen berichtigen und die Gewähr für ein 
ziemlich getreues Geſammtbild geben. 

Beginnen wir unſern Rundgang beim Nordoſten, ſo treffen wir 
in Oſtpreußen auf eine bäuerliche Bevölkerung mit verhältnißmäßig 
recht großem Beſitz. Doch giebt es neben den größeren Bauern auch eine 
ſehr bedeutende Zahl von Tagelöhnern und Inſtleuten, die auf den großen 
Gütern beſchäftigt ſind und ein paar Morgen Landes entweder eigen— 
thümlich beſitzen oder in Pacht haben. Der Erbgang iſt in Oſtpreußen 
überwiegend ſo, daß das bäuerliche Grundſtück ſchon bei Lebzeiten der 
Eltern in den Beſitz eines Kindes übergeht, nicht immer des älteſten, 
bisweilen des jüngſten oder eines anderen Sohnes, dem ſich gerade 
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Gelegenheit bietet, eine vortheilhafte Heirath einzugehen. Dem Ueber— 
nehmer wird das Gut 25 bis 50% unter dem Werthe angerechnet. 
Die Zahl der ſpannfähigen Nahrungen dürfte ſich ſeit fünfundzwanzig 
Jahren verringert haben, theils weil ſolche von den benachbarten Guts— 
bezirken aufgeſogen, in der Mehrzahl der Fälle jedoch, weil die be— 
treffenden Bauerngüter parzellirt worden ſind. In vielen Fällen iſt 
der Beſitz der Bauern offenbar zu groß, um von denſelben gehörig 
bewirthſchaftet werden zu können. Daher iſt die reine Brache hier 
ausgedehnter, als in allen anderen Provinzen Preußens, und beträgt 
13,15% der Ackerfläche. Der Betrieb hat im Allgemeinen erhebliche 
Fortſchritte gemacht. In den beſſeren Gegenden iſt die Dreifelder— 
wirthſchaft meiſt durch die Fruchtwechſelwirthſchaft mit Anbau von Klee— 
grasgemenge und Futterrüben erſetzt. Vielen Bauern fehlt es jedoch an 
Betriebsmitteln, und die nicht ordentlich gedüngten Felder derſelben 
machen einen geradezu traurigen Eindruck. Mit Hackfrüchten iſt nur 
der zwanzigſte Theil der Ackerfläche angebaut. Handelsgewächſe werden 
ebenfalls nur wenig gezogen. Nur im Ermelande hat der Flachsbau 
den Umfang eines Handelsgewächsbaues angenommen, derſelbe wird 
jedoch auch dort mehr und mehr, als nicht lohnend und zu viele Arbeits— 
kräfte in Anſpruch nehmend, zu Gunſten des Futterbaues eingeſchränkt. 
In allen übrigen Theilen des Landes wird der Flachs nur zum eigenen 
Bedarfe gebaut. Die Zucht landwirthſchaftlicher Nutzthiere jeder Art 
hat bedeutend zugenommen, doch läßt die Verwerthung der Milch bisher 
durchweg ſehr viel zu wünſchen übrig. In den fruchtbareren Lagen iſt 
der Bauer im Ganzen gut fituirt, die Verſchuldung iſt keine über- 
mäßige und ſteigt nur in einzelnen Kreiſen, wie Heydekrug und Memel, 
auf eine bedenkliche Höhe. Auch die Eigenköthner und Inſtleute (der 
größeren Güter) ſollen im Allgemeinen ſich einer ziemlich günſtigen Lage 
erfreuen. Dagegen leiden die freien Arbeiter (Losleute), die in den 
Dörfern zur Miethe wohnen, im Winter oft den härteſten Mangel, 
und die größeren Beſitzer klagen über Proletariat und Armenlaſt. 
In nicht ſehr günſtigem Lichte wird die Lage der bäuerlichen Be— 
völkerung der fruchtbaren weſtpreußiſchen Niederungen geſchildert. 
Die Kaufpreiſe waren dort ſeit zwanzig Jahren erheblich geſtiegen, in der 
Nähe von Zuckerfabriken um ein Drittel bis zur Hälfte des Werthes. 
Die neuen Beſitzer vermochten jedoch oft nur 3 bis 3½⅝ heraus— 
zuwirthſchaften, während fie die Reſtkaufgelder mit 5—6/% verzinſen 
mußten. Dabei erreicht die hypothekariſche Verſchuldung oft 50% des 
Werthes, im großen Danziger Werder die Hälfte bis zwei Drittel, in 
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der Kulmer Niederung gar zwei Drittel bis vier Fünftel des Werthes. 
Auch Wechſelſchulden ſind ſtark verbreitet. Darlehnskaſſen giebt es 
nicht. Die Einnahmen haben ſich nicht weſentlich vermehrt, die Aus— 
gaben dagegen ſind bedeutend geſtiegen. Die Arbeitslöhne ſind ſeit zehn 
bis fünfzehn Jahren um das Doppelte, die Staats- und Kommunal⸗ 
laſten um das Dreifache geſtiegen. Auch die Beiträge zur Unterhaltung 
der Deiche belaufen ſich auf einen hohen Betrag, und dennoch richten 
oft Deichbrüche großen Schaden an. Was den Erbgang betrifft, ſo 
war früher die Vererbung auf Einen Sohn herkömmlich. Jetzt wird 
es vorgezogen, der beſſeren Theilung halber das Beſitzthum zu ver— 
kaufen, um kein Kind gegen das andere zu benachtheiligen. Ueber⸗ 
nimmt jedoch ein Sohn die Wirthſchaft, ſo erhält er dieſelbe nur um 
einen wenig ermäßigten Preis. In der Elbinger Niederung pflegt das 
zuletzt ſich verheirathende Kind den Beſitz zu erhalten und hat dann 
den von den Eltern feſtgeſetzten Betrag zu zahlen. Der Güterhandel 
iſt häufig. Nachfrage nach Land von Seiten junger Leute zur Be⸗ 
gründung eines eigenen Beſitzſtandes oder behufs Vergrößerung kleiner 
Beſitzungen iſt immer vorhanden, und ihr entſpricht die Bereitwillig— 
keit, bei paſſenden Preiſen zu verkaufen. Der ererbte Beſitz wird immer 
ſeltener, die Hälfte iſt verkauft. Die Pachtpreiſe ſind ſehr hoch und 
betragen bei größeren Komplexen 48 bis 72 Mark, bei Parzellen 72 
bis 180 Mark für den Hektar. Bei dieſen Preiſen finden jedoch die 
Parzellenpächter meiſt nicht ihre Rechnung. 

Aehnliche Verhältniſſe bezüglich des Erbganges, der hohen Güter⸗ 
und namentlich Pachtpreiſe, ſowie der Verſchuldung walten auf den 
weſtpreußiſchen Höhen ob. In den Kreiſen mit günſtigerem Boden 
herrſcht wenig Neigung, einem Kinde die Wirthſchaft zu übertragen, 
ſondern dieſelbe wird verkauft. Nur wo die Vorausſetzungen für den 
Verkauf ungünſtig ſind, vererben die Güter meiſt auf den älteſten Sohn, 
dem es überlaſſen bleibt, durch eine reiche Heirath ſich flott zu erhalten. 
Oft wird die Wirthſchaft dem zuerſt herangewachſenen Sohne ſchon ſehr 
früh übergeben. Demſelben bleibt dann die wenig beneidenswerthe 
Verpflichtung, die jüngeren Geſchwiſter auszuzahlen und die noch jungen 
Altentheiler zwanzig bis dreißig Jahre lang zu ernähren. Die Alten- 
theile ſind oft von unerſchwinglicher Höhe. Aus alle dem geht eine 
bedenkliche Verſchuldung hervor. Bauernhöfe, die nur zum dritten 
Theil oder zur Hälfte des Werthes mit Hppotheken belaſtet ſind, ge— 
hören nicht zu den allzu häufigen Erſcheinungen. Thatſächlich iſt die 
Verſchuldung eine Folge des erleichterten Bodenkredits, der Eintragung 


Die Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland. 59 


von Erbportionen, Reſtkaufgeldern u. ſ. w. Die Güterpreiſe haben 
neuerdings einen Rückgang erlitten, dagegen haben die Preiſe für gute 
Pachtungen noch nicht abgenommen, weil der Landmann ſich jetzt lieber 
auf eine ſichere Pacht, als auf einen verſchuldeten Beſitz einläßt. Im 
Betriebe ſind beträchtliche Fortſchritte zu verzeichnen, doch laſſen manche 
Kreiſe noch viel zu wünſchen übrig. Im Kreiſe Graudenz ſind manche 
Gemeinden mit einem Ertrage von ſechs Scheffeln Roggen und fünf 
bis ſechs Scheffeln Hafer pro Morgen ſehr zufrieden. Hackfrüchte 
werden nur für den eigenen Bedarf gebaut, Milch und Butter ſchlecht 
behandelt. Die Verſchuldung bleibt durchſchnittlich unter der Hälfte 
des Gutswerthes, aber der letztere iſt gewöhnlich zu hoch angenommen, 
und wenn die Reinerträge ſich nicht erhöhen, wird, wie ſich der Bericht— 
erſtatter des Vereins für Sozialpolitik ausdrückt, ein großer Theil der 
Bauern bald ruinirt ſein. 

In der Provinz Poſen haben die Bauern nur 40 der geſammten 
nutzbaren Fläche in Beſitz (im ganzen Staate 47%), während auf die 
Quadratmeile 82 bäuerliche Beſitzungen kommen (im Staat 75). Poſen 
beſitzt daher viele kleine Bauern. Die ſpannfähigen Nahrungen haben 
ſich ſeit 25 Jahren von 47,800 auf 39,300 vermindert, die nicht fpann= 
fähigen um mehr als 10,000 an Zahl und 200,000 Morgen an Umfang 
zugenommen. Bei den Deutſchen ſind die techniſchen Fortſchritte recht 
bedeutend, und der Geſammtzuſtand der größeren deutſchen Wirthſchaften 
iſt ein blühender. In den kleinen Wirthſchaften und unter den Polen 
ſieht es dagegen oft traurig aus. Grundfehler ſind die Bevorzugung 
des Pferdes vor dem Rinde, eine ſchauderhafte Behandlung des Düngers, 
und zu geringer Futter⸗, zu ſtarker Körnerbau. Ankauf kleiner Güter 
zum Zwecke der Vereinigung mit großen war vor zwanzig bis dreißig 
Jahren häufig und kommt jetzt noch im Inowprazlawer Kreiſe vor. 
Dort ſind verſchiedene Ortſchaften bereits verſchwunden und andere 
gehen ihrem Untergange entgegen. Auch im Kreiſe Obornik beobachtet 
man dieſe Erſcheinung. Eine größere Anzahl von Gemeinden beſteht 
nur noch aus wenigen, ein, zwei, drei Wirthſchaften. Die Leiſtungs— 
fähigkeit ſolcher Gemeinden iſt natürlich gleich Null. Die Urſache des 
Verkaufs iſt meiſt übermäßige Verſchuldung. Nur in Kujawien hat 
die Zuckerfabrikation dazu Anlaß gegeben. Dort werden von Bauern 
aus der Provinz Sachſen Grundſtücke ſelbſt bei ſchlechten Gebäuden 
und mangelhaftem Kulturzuſtande mit 500 Mark für den Morgen be— 
zahlt. Die früheren Beſitzer gehen nach Amerika. Der größere Theil 
der Bauern iſt mit Grundſchulden belaſtet. Im Kreiſe Schrimm kommen 
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durchſchnittlich 108 Mark Schulden auf den Hektar, im Kreiſe Schild⸗ 
berg erreicht die Verſchuldung ein Viertel bis drei Viertel des Werths, 
im Kreiſe Obornik 27%, im Kreiſe Wirſitz die Hälfte, im Kreiſe 
Czarnikau theilweiſe den vollen Werth. In den deutſchen Kreiſen 
Meſeritz und Birnbaum iſt ein großer Theil des bäuerlichen Beſitzes 
unverſchuldet. Im Erbgange iſt die gleiche Auftheilung unter den Kindern 
geſetzlich, die Abmachung unter den Lebenden jedoch die Regel. In 
Birnbaum geht die Wirthſchaft gewöhnlich an den älteſten Sohn, ſonſt 
an dasjenige Kind, welches durch eine reiche Heirath zur Auszahlung 
der übrigen Erben in den Stand geſetzt iſt. Die andern Geſchwiſter 
arbeiten und dienen auf dem Hofe. Je beſſer es dem Bauern geht, 
deſto mehr wird der Anerbe bevorzugt. Im Kreiſe Buk herrſcht die 
Theilung in natura. Dort zeigt ſich eine ſtarke Zunahme der Bevölke⸗ 
rung und eine ſtarke Verſchuldung, bei vorwiegendem Handelsgewächs— 
bau (Hopfen). Verpachtung ganzer Höfe iſt in der ganzen Provinz 
ſelten, häufiger die Verpachtung von Theilſtrecken. Im Oborniker Kreiſe 
kommt der Hektar Feld auf 30 Mark, Wieſe auf 40 Mark. 

Von der Provinz Brandenburg wird berichtet, daß die größeren 
und mittleren Nahrungen bedeutend abgenommen hätten. Der Groß— 
grundbeſitz kauft nur dort, wo er ſehr überwiegt, oder wo er ſich arron⸗ 
diren will und muß. Sonſt kaufen meiſt Nachbarn und kleine Leute, 
Häusler, Handwerker und freie Arbeiter. Die Verſchuldung hat überall 
zugenommen. Die größeren Beſitzer, beſonders auf gutem Boden, ſind 
vielfach recht leiſtungsfähig; die mittleren Nahrungen halten ſich; die 
Büdner befinden ſich meiſt in einer an Ueberſchuldung gränzenden Lage. 

In Hinter⸗Pommern hat ſich in der wohlhabenden Küſtengegend, 
im Kreiſe Pyritz und an der Oder, der Voll- und Mittelbauer erhalten. 
Im Uebrigen findet ſtarke Abnahme, ſelbſt bis zum Verſchwinden ſtatt. 
Die Grundſtücke fallen theils an die Nachbarn, theils an kleine Leute. 
Vom Regierungsbezirke Stralſund dagegen wird berichtet, daß ſich der 
größere und mittlere Beſitz im Großen und Ganzen wenig verändert 
habe. Parzellirungen kommen allerdings vor, und die Käufer ſind 
auch hier Nachbarn und kleine Leute. Die Verſchuldung ſteigt, aus⸗ 
genommen unter den Vollbauern auf ererbtem Grund und Boden, in 
höherem Maße, als der Beſitzwerth zunimmt. Eine Verſchuldung bis 
zu 50%, ja 75% des Werthes iſt nicht ſelten. 

Auch aus Schleſien wird die Abnahme der ſpannfähigen Nahrungen 
konſtatirt. Die Parzellen werden theils an Nachbarn, theils an kleinere 
Leute verkauft, fallen aber auch zuweilen an Großgrundbeſitzer, namentlich 
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da, wo der Zuckerrübenbau eingeführt iſt. Im Kreiſe Lauban wurden 
ſeit 1866 zertheilt 10 Rittergüter, 105 Bauerngüter, 105 kleinere 
Grundſtücke. Im Kreiſe Bunzlau wurden von 752 Bauernhöfen 180, 
davon 167 durch Ueberſchuldung, zertheilt. Aus allen Theilen der Provinz 
wird fortſchreitende und hohe Verſchuldung berichtet. Am ungünftigiten 
ſtehen die Beſitzer, welche über den Werth gekauft haben. Es giebt 
deren in der Provinz nur zu viele. 

Eine ziemlich bedeutende Bewegung des bäuerlichen Grundbeſitzes 
hat auch in der Provinz Sachſen ſtattgefunden, obwohl eine „bedenk— 
liche“ Verſchiebung noch nicht. Die verkauften Nahrungen dienten zur 
Arrondirung größerer und mittlerer Güter, vielfach auch zur Errichtung 
und Vergrößerung kleiner Wirthſchaften. Im Kreiſe Delitzſch wurden 
1867-1880 92 ſpannfähige Güter parzellirt, während 74 neue ent- 
ſtanden. Im Kreiſe Nordhauſen verſchwanden ziemlich viele mittlere 
Wirthſchaften; im Kreiſe Schweinitz wurden ſeit 1865 142 Nahrungen 
zerſchlagen. Die Verſchuldung nimmt vielerorten zu, in Folge von 
Erbtheilung, zu theurem Kauf, geringem Betriebskapital. 

Nähere Nachrichten liegen aus dem ehem. Fürſtenthum Halber⸗ 
ſtadt und dem Kreiſe Oſterburg vor. In dem erſteren hat die Zahl 
der Beſitzer ſeit hundert Jahren bedeutend zugenommen. Die Zahl 
der mittleren Beſitzer iſt von 494 auf 1327, der der kleineren von 
2251 auf 9728 geſtiegen, zum Theil in Folge der Gemeinheitstheilungen, 
großentheils aber durch Spaltung größerer Höfe. Wo der Erbe des 
Hofes einen bedeutenden Vorzug erhält, da hat ſich auch der mittlere 
Beſitz in ſeiner Kraft erhalten. Die gleichmäßige Theilung des Erbes 
leiſtet dagegen dem öffentlichen Verkauf und damit dem Eingehen des 
mittleren Grundbeſitzes Vorſchub. Der landwirthſchaftliche Betrieb hat 
durch die ausgedehnte Verbreitung des Zuckerrübenbaues große Fort— 
ſchritte gemacht. Ziemlich ein Fünftel der Ackerfläche iſt mit Rüben 
bepflanzt. Ein Nachtheil des Rübenbaues iſt der Umſtand, daß größere 
bäuerliche Beſitzer, welche ihr Land verpachten, jeder Thätigkeit ent⸗ 
wöhnt werden, während kleine Leute zu übermäßigen Preiſen pachten. 
Der Rübenbau hat den Bau von Hopfen, Flachs, Tabak, Anis, 
Fenchel erheblich verdrängt; dagegen hält er ſeinerſeits gegenüber dem 
Anbau von Garten- und Blumenſämereien nicht Stand. Die Lage 
der Eigenthümer iſt eine gute, die Verſchuldung gering. Die letztere 
beträgt in wenigen Fällen ein Drittel, im Durchſchnitt ein Sechstel 
oder ein Zehntel des Grundwerths. Die größten Fortſchritte haben die 
kleineren Grundbeſitzer, die „Kuhbauern“, gemacht. Das rapide 
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Steigen der Tagelöhne drückt ſie nicht, da ſie in ihrer Wirth⸗ 
ſchaft ſehr wenig Tagelöhner gebrauchen. Da der Rübenbau lohnt, 
ſo kaufen ſie Land. Erreichen ſie aber eine gewiſſe Grenze, etwa 
50 Morgen, ſo bleiben ſie ſtehen und gehen häufig ſogar zurück. Am 
ſchlechteſten ſtehen Beſitzer von 50—100 Morgen, die zu groß ſind, 
um die Arbeit allein zu beſorgen, und zu klein, um das Inventar und 
die Arbeitskraft gehörig ausnutzen zu können. Am wechſelndſten iſt 
die Lage der kleinſten Grundbeſitzer. Haben ſie eben Acker gekauft, ſo 
ruht meiſtens der größte Theil des Kaufpreiſes als Hypothek darauf, 
bis ſie ihn nach und nach herunterarbeiten; dann kaufen ſie von Neuem 
Land und laſſen abermals einen großen Theil des Kaufgeldes als 
Hypothek eintragen, um von Neuem an deren Abtragung anzufangen. 
Der hohe Arbeitslohn giebt dem kleinſten Beſitzer ſeine Stärke. Der 
Umſtand jedoch, daß die kleinen und kleinſten Leute für mehr Geld, 
als ſie baar liegen haben, Land ankaufen, ſteigert die Schuldenlaſt 
und dadurch auch die Preiſe des Bodens, die ſeit zwanzig bis dreißig 
Jahren um 50 bis 100% geſtiegen ſind. Die erhöhten Landpreiſe 
veranlaſſen in natürlicher Folge, daß ein Hof bei vorkommender Erb- 
theilung, namentlich wenn mehrere Geſchwiſter vorhanden ſind, ſo ſtark 
belaſtet wird, daß ihn keiner der Erben übernehmen kann, wenn er 
nicht auf Koſten ſeiner Geſchwiſter den Hof billiger angerechnet erhält, 
als zum Marktpreis der Grundſtücke. Der Pachtpreis ſchwankt zwiſchen 
18 bis 60 Mark für den Morgen, und iſt in den meiſten Gemeinden 
ſeit den letzten fünfzig Jahren um das Doppelte geſtiegen. Nur durch 
fleißige Arbeit und tüchtige Düngung iſt ein Gewinn für den Pächter 
zu erzielen. Die Parzellenpächter, die nur ſo viel pachten, um ihre 
Kartoffeln, ihr Brotkorn und etwas Futter für ihre Schweine, ihre 
Ziegen oder Kuh ſelbſt zu bauen, erhalten für ihre Arbeit nur ge⸗ 
ringen oder gar keinen Erſatz. Wo Gemüſebau getrieben wird, wie 
in Weſterhauſen bei Quedlinburg, iſt die Hälfte der Domänen und 
ein Drittel des bäuerlichen Beſitzes verpachtet. 

Im Kreiſe Oſterburg herrſcht der mittlere Beſitz vor. Ur⸗ 
ſprünglich betrug die Größe eines Hüfnerhofes 200 —300 Morgen, 
die Koſſäthen hatten kaum die Hälfte. Der Hof vererbt ſich gewohn⸗ 
heitsmäßig auf den älteſten Sohn, der nach freier Uebereinkunft den 
anderen Geſchwiſtern die Erbtheile auszuzahlen hat. Die Abfindungen 
an die Geſchwiſter betragen zuſammen ein Viertel bis ein Drittel des 
Verkaufswerthes. Die Bewirthſchaftung hat in den letzten zwanzig 
Jahren große Fortſchritte gemacht. Dreifelderwirthſchaft iſt die Regel, 
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doch kommt auch Vierfelderwirthſchaft oder auch gar keine regelmäßige 
Eintheilung vor. Im letzteren Falle iſt man bemüht, ſo viel Roggen 
als möglich zu ſäen. Die Löhne find hoch, der Großknecht erhält 
200 Mark, der Kleinknecht 150 Mark und Koſt, auch Kleider, dazu 
15 Quadrat⸗Ruthen beackertes und gedüngtes Land. Die Auswan— 
derung, die vor dreißig Jahren ſehr ſtark war, hat faſt ganz auf— 
gehört, nachdem es auch ärmeren Leuten ermöglicht war, Eigenthum 
zu erwerben. 

Ganz eigenthümliche agrariſche Verhältniſſe herrſchen bekanntlich 
in den beiden Mecklenburg. Bis vor wenigen Jahrzehnten gab es 
keinen freien Bauernſtand. Die bäuerlichen Wirthe waren, wie es 
noch jetzt in Mecklenburg-Strelitz der Fall iſt, zum größten Theile nur 
Zeitpächter des Staates, einiger Städte und Korporationen oder der 
Rittergutsbeſitzer. Seit den ſechziger Jahren jedoch wurden in Mecklen— 
burg⸗Schwerin die Domänenbauern allmählich zu Erbpächtern gemacht, 
und die Städte und Rittergutsbeſitzer folgten gleichfalls dem vom 
Staate gegebenen Beiſpiel. Auf den großherzoglichen Domänen, die 
mehr als 40% der Geſammtfläche des Landes einnehmen, befinden 
ſich jetzt, außer 233 größeren Pachthöfen und 85 größeren Erbpacht- 
höfen 5253 bäuerliche Erbpachtſtellen, 7511 Büdnerſtellen und 6392 
Häuslerſtellen. In den Jahren 1869 — 75 find mehr als 1000 ſelbſt⸗ 
ſtändige Gemeinden mit reichlicher Dotation von Gemeindeländereien 
geſchaffen worden. Im Ganzen zählt man jetzt im Lande außer den 
Häuslern und Zeitpächtern über 15,000 Bauern und Büdner. Die 
erſteren erhielten einen Theil ihrer Hufen ohne alle Entſchädigung, 
während ſie den Reſt entweder der Grundherrſchaft zurückgeben konnten 
oder ein Erbſtandsgeld dafür zahlen mußten. Für Gebäude, Saaten 
und Inventar wurde eine mäßige Entſchädigung feſtgeſetzt. Der Kanon 
der neuen Erbpächter iſt der früheren Pacht gleich, mit 25% kapi⸗ 
taliſirt und ſeitens der Grundherrſchaft unkündbar, kann aber von den 
Belaſteten in einer Summe abgelöſt werden. Der kapitaliſirte Kanon 
iſt im Hypothekenbuche an erſter Stelle eingetragen. Die zweite Stelle 
iſt für die Eintragung eines Kapitals in Höhe des halben Kanon— 
kapitals freigelaſſen. An dritter Stelle ſind die Erbſtandsgelder und 
Kaufgelder für Saaten, Inventar und Gebäude eingetragen. Die 
Veräußerung ihres Beſitzes iſt den Erbpächtern geſtattet, nicht aber die 
Theilung. Ein eigentliches Erbrecht iſt ihnen nicht zugeſtanden, wohl 
aber Succeſſionsanſprüche. Die Büdner beſitzen ihr Areal gleich den 
Erbpächtern nach dem Recht der Emphyteuſe verkäuflich und verſchuldbar, 
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mit derſelben Beſchränkung, daß fie nicht parzelliren und konſolidiren 
dürfen. Der durchſchnittliche Beſitz eines Erbpächters beträgt 146, der 
eines Büdners 16 Morgen. Daß die Lage der Erbpächter, die ihren 
Beſitz meiſt zu einem ſehr mäßigen Preiſe übernommen haben und an 
übermäßiger Verſchuldung gehindert ſind, im Allgemeinen eine günſtige 
iſt, kann nicht Wunder nehmen, umſoweniger, als ihre Steuern äußerſt 
geringfügig find. Dennoch find ſchon manche der Erbpächter, nament⸗ 
lich derjenigen, die ihre Stellen von früheren Inhabern zu einem 
hohen Preiſe übernommen haben, in Konkurs gerathen. Dieſe Er- 
ſcheinung iſt jetzt noch vereinzelt, aber mit zunehmender Bevölkerung 
und zunehmendem Kapital muß nothwendig auch eine ſtärkere Kon- 
kurrenz um den Beſitz von Erbpachtſtellen eintreten, und der Preis 
derſelben wird dann allmählich ebenſo hoch ſteigen, wie der Grund— 
ſtückspreis in anderen Gegenden. Auch bei Erbſchaften ſoll es nicht 
ſelten vorkommen, daß der Vater teſtamentariſch dem Anerben das Gut 
„übermäßig hoch“ anrechnet, um die übrigen Geſchwiſter nicht zu 
ſchlecht zu ſtellen. Andererſeits muß es freilich einleuchten, wie un⸗ 
gerecht es iſt, die jüngeren Geſchwiſter mit wenigen hundert Thalern 
abzufinden, während dem Anerben das Recht zuſteht, die Hufe binnen 
Kurzem mit einem Gewinn von Tauſenden wieder zu verkaufen. Die 
größte Schattenſeite der Einrichtung iſt jedoch die dauernde Fixirung 
aller gegebenen Größenverhältniſſe. Weder kann derjenige, für deſſen 
Kraft, Fähigkeit oder Kapital ſein Beſitz zu groß iſt, denſelben ver- 
kleinern, noch kann der kleine Grundbeſitzer, der Büdner, ſich zu einem 
größeren Beſitz emporzuarbeiten hoffen. Für den größten Theil der 
bäuerlichen Nachkommenſchaft iſt ſogar jeder Eigenthumserwerb ſo gut 
wie völlig ausgeſchloſſen, und die Auswanderung iſt daher aus dem 
dünnbevölkerten Lande die ſtärkſte von ganz Deutſchland, trotzdem daß 
an Tagelöhnern Mangel herrſcht und dieſelben die „beſtgenährten und 
kräftigſten in Deutſchland“ ſind. 

Auch Schleswig-Holſtein weiſt eine ſehr ſtarke Auswanderung 
auf. Bei der dort herkömmlichen Geſchloſſenheit der Bauernhöfe wird es 
den Arbeitern ſchwer genug gemacht, ein Stückchen Land zum Bebauen 
zu erhalten. Die Bauern haben einen großen Widerwillen dagegen, 
Anſiedelungen zuzulaſſen, und verkaufen kein Land, kaufen vielmehr 
die kleinen Beſitzer gern aus. Boden und Klima begünſtigen freilich 
eine extenſive Feldgraswirthſchaft. Doch mag es zweifelhaft fein, in⸗ 
wieweit dieſe Wirthſchaftsart die Urſache oder die Folge der Geſchloſſen— 
heit und des verhältnißmäßig großen Umfangs der Höfe iſt. Die 
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bäuerlichen Stellen find ſeit hundert Jahren ziemlich unverändert ge= 
blieben. Nur da, wo freie Veräußerlichkeit des Grundbeſitzes herrſcht, 
wie in den Landſtädten, konnte eine ſtärkere Zerſplitterung eintreten. 
Nach der Einverleibung des Landes in die preußiſche Monarchie iſt 
zwar die unbeſchränkte Dispoſition über Grund und Boden eingeführt. 
Einſtweilen jedoch wirkt die alte Sitte der Erhaltung des ungetheilten 
Gutes noch fort. Wie lange dies der Fall ſein wird, iſt freilich eine 
andere Frage. Der landwirthſchaftliche Betrieb und die Viehzucht 
haben ohne Frage bedeutende Fortſchritte gemacht. Der Abſatz der 
verkäuflichen Produkte, unter denen das Rindvieh und die Milchpro— 
dukte weitaus die bedeutendſten ſind, iſt ein flotter, und daher die 
Lage der Bauern eine ſehr günſtige. Allerdings ſind viele bäuerliche 
Beſitzungen ſchwer mit Hypotheken belaſtet, aber der Werth der Grund— 
ſtücke hat ſtärker zugenommen als die Verſchuldung. Ein bedenklicher 
Punkt der ſchleswig⸗holſteiniſchen Landwirthſchaft iſt deren große Ab— 
hängigkeit vom engliſchen Markte. 

In den rein frieſiſchen Diſtrikten des fruchtbaren olden⸗ 
burgiſchen Marſchlandes war der Grundbeſitz von Alters her frei 
theilbar, jedoch im Erbgange an einige Beſchränkungen geknüpft, indem 
ein ſogenanntes Stammgut dem rechten Erben nicht ohne Noth ent— 
zogen werden konnte. Gewöhnlich erhielt der jüngſte Sohn den Beſitz, 
nachdem die älteren Geſchwiſter meiſtens ausgeſteuert und verſorgt waren. 
In den übrigen oldenburgiſchen Marſchdiſtrikten waren alle Bauern— 
höfe geſchloſſen. Seit 1873 ſind alle Unterſchiede in der Theilbarkeit 
und dem Erbgange aufgehoben, die freie Theilbarkeit iſt als Prinzip 
angenommen, aber jedem Grundbeſitzer freigeſtellt, aus jeder behauſeten 
Stelle oder einem Theile derſelben eine Grunderbſtelle zu machen. In 
dieſem Falle erhält der Grunderbe die Stelle mit einem Vorzugsrechte. 
Der mittlere Umfang der Beſitzungen bei Privaten beträgt 8 Hektar. 
Die kleinen Beſitzungen bis zu 5 Hektar ſind die überwiegend größte 
Zahl, das größere Areal kommt jedoch auf die Bauernhöfe von 20 Hektar 
und darüber. Dieſe Beſitzungen haben ſich in der neueſten Zeit eher 
vergrößert, während unter den kleinen Beſitzern die Auswanderung 
ſtark zunimmt. Der techniſche Betrieb hat bedeutende Fortſchritte ges 
macht, beſonders in der Viehzucht, aber auch beim Ackerbau durch An- 
wendung beſſerer Inſtrumente, künſtlicher Düngemittel und beſſeren 
Saatguts. Die meiſten Grundbeſitzer haben Hppothekenſchulden, doch 
iſt eine Ueberſchuldung ſelten. Der bäuerliche Beſitzer in der Marſch 
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ſie Staatsdiener, Geiſtliche oder Gewerbtreibende werden laſſen. — 
Auf der Geeſt dagegen ſind die Bauern, bei geringer Ertragsfähig— 
keit des dürftigen Bodens, arm; die Kinder beſuchen nur die Volks— 
ſchule und die jüngeren können kein Geſchäft anfangen, ſondern bleiben 
auf dem Hofe. Das meiſte Ackerland liegt in den ſogenannten Eſchen, 
hochgelegenen, vorwiegend ſandigen Feldrevieren, die ſeit Jahrhunderten 
größtentheils mit Roggen und nur zu einem kleinen Theile mit Kar— 
toffeln, Hafer und Buchweizen beſtellt werden. Um dieſen Raubbau 
zu ermöglichen, wird neben dem Dünger die ſogenannte Plaggenerde 
auf das Feld gebracht, welches trotz dieſes allerdings nur dürftigen 
Erſatzes von Mineralſtoffen mehr und mehr zu ermüden beginnt. 
Sonſt giebt es dort nur noch Wieſen, Wald oder tiefer gelegene, oft 
lehmige, mit Futtergewächſen oder Flachs beſtellte Grundſtücke. Die 
Viehzucht hat erhebliche Fortſchritte gemacht, der künſtliche Futterbau 
iſt vermehrt, Rieſelwieſen ſind durch großartige Genoſſenſchaften ge— 
ſchaffen worden. Der Grund und Boden iſt ausſchließlich in bäuer⸗ 
lichen Händen, größere geſchloſſene Höfe von 50—150 Hektar kommen 
in der ganzen Geeſt vor, die weitaus überwiegende Mehrheit jedoch 
iſt nicht geſchloſſen. 70% der Beſitzer haben zwiſchen 1 und 10 Hektar. 
Ein Tagelöhnerperſonal exiſtirt nicht, nur Heuerleute (Pächter), unter 
denen übrigens eine ſtarke Auswanderung eingeriſſen iſt. Früher waren 
die Preiſe der Grundſtücke ſehr hoch. Für gewöhnlichen geſunden 
Sandboden wurden 3000 —3500 Mark bezahlt. Seit 1881 iſt ein 
Rückgang von 15— 20% bei Parzellen, 25 — 30% bei Hufen ein⸗ 
getreten. Die Pachtſummen ſind für einzelne Parzellen oft ſehr hoch 
und bringen mehr als die eigene Bewirthſchaftung, da der kleine Bauer 
und Heuermann, der ſelbſt ſät und erntet, ſich bei der alten Wirth- 
ſchaftsweiſe beſſer ſteht als der größere Bauer, deſſen Reinertrag durch 
die hohen Produktionskoſten zu ſehr geſchmälert wird. 

Einige Aehnlichkeit mit dieſen Verhältniſſen zeigen die Dinge in 
dem hannöverſchen Kreiſe Meppen. Das Land beſteht aus Sandboden, 
einigen Marſchen und Moor. Bis zum dreißigjährigen Kriege war daſſelbe 
weitaus wohlhabender und ertragreicher als in der Gegenwart. Die 
Ems und ihre Nebenflüſſe waren viel waſſerreicher und in Folge deſſen 
die Weiden unvergleichlich ausgedehnter. Das Land ſank in Bedeutungs⸗ 
loſigkeit und Armuth, nachdem die Bevölkerung dezimirt und der Bes 
ſtand an Großvieh vernichtet war. Die Zerſtörung der großen Laub- 
waldungen bedingte das Austrocknen des von Natur leichten Bodens, 
die Zucht der Schweine nahm ab, Rinder- und Pferdezucht ſank auf 
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das dürftigſte Maß; dagegen erſchienen in ungezählter Menge die Schafe, 
die Haidſchnucken, denen allein die überhand nehmende Haide noch Nah— 
rung bot. Unter der übertriebenen Abweidung der Haide, ſowie durch 
den Plaggenhieb, der den thieriſchen Dünger großentheils erſetzen mußte, 
bildeten ſich im freien Lande die verheerenden Dünen oder Sandwehen. 
Hier thun ſchleunige und energiſche Reformen Noth. Viel günſtiger 
liegen die Dinge in den Marſchen an der unteren Ems. Trotz des 
beſtändigen Roggenbaues iſt hier der Boden nicht erſchöpft, da er über- 
reich an Kieſelſäure iſt und alljährlich mit animaliſchem Dünger verſetzt 
wird. Die Viehwirthſchaft iſt hier vorwiegend, der Ackerbau wird nur 
noch der letzteren wegen betrieben. Die Ausdehnung des Buchweizen— 
baues in den Mooren iſt bei der Unſicherheit deſſelben beſorgniß— 
erregend. Auch iſt die Erſchöpfung in naher Ausſicht. Ganz bedeu— 
tende Flächen ſind ausgebrannt. Das Moor, früher ſechs Fuß tief, 
iſt vom Boden verſchwunden und ins Wehen gekommen, da ihm die 
Bedingung ſeines Wachsthums, das Waſſer, entzogen. Geſetzlich herrſcht 
in dem Emslande die freie Theilbarkeit der Bauerngüter; in Wirklichkeit 
jedoch gehen dieſelben in der Regel auf den älteſten Sohn, öfters auch 
auf ein jüngeres Kind über, und der Hof wird mit nicht mehr Laſten 
beſchwert, als der Anerbe bei ſeinen Lebzeiten muthmaßlich wieder ab— 
führen kann. Für das ganze Emsland iſt die Durchſchnittsgröße der 
Bauerngüter 10 Hektar Ackerland und 4 Hektar Wiesland, dazu Mark— 
und Moornutzungen. Rittergüter giebt es nur noch wenige; der größte 
Grundbeſitzer des Kreiſes, der Herzog von Arenberg, beſitzt nur Wald. 
Pächter hat das Emsland nicht. Die Heuerleute erhalten von den 
Bauern Wohnung und Grundſtücke gegen die Verpflichtung der Arbeits- 
hülfe. Ihre Lage, die im Osnabrückiſchen recht traurig, wird hier als 
immerhin erträglich geſchildert. 

Im Lüneburgiſchen find diejenigen Wirthſchaften in guter Ver— 
mögenslage, welche die Wälder geſchont, nicht übermäßig gebaut und 
einfache Sitten bewahrt haben. Dagegen ſind alle Güter verſchuldet, 
deren Holzbeſtand ſchon ſeit Jahren verſchwunden iſt. Höfe von vielen 
hundert Morgen ſind durch ſchlechte Bewirthſchaftung heruntergebracht, 
bleiben unbeackert und dienen als Schafweide. Nur für forſtliche Be— 
nutzung würden dieſelben noch werthvoll ſein. Der Hof wird ſehr 
häufig bei Lebzeiten des Vaters übergeben, ein Altentheil hypothekariſch 
eingetragen. Bei der Feſtſtellung der Abfindungen ſowohl als des 

Altentheils findet meiſt eine förmliche Handelei ſtatt, wobei in der 
Regel der heirathsluſtige Anerbe unterliegt. In der Regel iſt der 
5 5 * 
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älteſte Sohn der Anerbe. Die übrigen Söhne werden mit geringen 
Summen abgefunden und bilden die Klaſſe der Anbauer und Abbauer. 
Dagegen werden die Töchter verhältnißmäßig zu hoch ausgeſtattet, weil 
dieſe bei geringer Mitgift keine Ausſicht haben, Bauernfrauen zu werden. 
Gelingt es dem Anerben nicht, eine reiche Heirath zu machen, ſo iſt 
die Verſchuldung unausbleiblich. Die reichen Heirathen ſind jedoch eine 
Quelle eines oft übermäßigen Luxus. Die Verſchuldung hat in Folge 
der Mitgaben an heirathende Töchter und in Folge ſchlechter Ernten zu⸗ 
genommen. Die bedeutenden Ernten nach der erſten Mergelung ver⸗ 
breiteten irrthümliche Anſichten über die nachhaltige Bodenkraft und 
verleiteten zu unproduktiven Ausgaben. In den letzten zehn Jahren iſt 
daher der Preis der Grundſtücke und Pachten um ein Viertel bis ein 
Drittel gefallen. In einigen Diſtrikten, der eigentlichen Haide und der 
hohen Geeſt, fehlen trotz hoher Löhne ausreichende Arbeitskräfte, da 
die Auswanderung zunimmt. 

Eine eigenthümliche Erſcheinung ſind im Amte Göttingen die 
ehemaligen Kloſtermaierhöfe. Der Landbeſitz der Klöſter, der außer meh- 
reren Domänen aus einer größeren Anzahl von Höfen und Parzellen 
beſtand, war bis 1875 an Landwirthe verpachtet, welche die Gebäude 
auf ihre eigenen Koſten herzuſtellen hatten. Die Pacht dauerte zwölf 
bis dreißig Jahre, vererbte aber oft vom Vater auf den Sohn. Die 
Höfe waren als Pachthöfe die Repräſentanten geſchloſſener bäuerlicher 
Wirthſchaften; die Pächter genoſſen aber den großen Vorzug vor den 
Grundbeſitzern, daß ſie bei der Erbtheilung keins ihrer Kinder zu be— 
vorzugen brauchten und dennoch die Höfe im Weſentlichen erhalten 
konnten. In den ſiebziger Jahren wurden die Pächter gegen den 
25fachen Betrag des Pachtgeldes Eigenthümer, wozu die Kaufgelder 
durch die Grundkreditanſtalt der Provinz beſchafft wurden. Die finanzielle 
Lage der neuen Eigenthümer iſt augenblicklich nicht ungünſtiger als vor⸗ 
her. Schwierigkeiten werden erſt auftreten bei der nächſten Vererbung, 
die entweder neue Belaſtungen oder Theilung hervorrufen wird. Im 
Uebrigen haben geſchloſſene Höfe mit Anerbenrecht niemals beſtanden. 
Der Beſitz wurde unter die Erben getheilt, das Altentheil gemein⸗ 
ſchaftlich beſtritten. Wenn trotzdem der Grundbeſitz nicht auffallend 
zerſplittert iſt, jo erklärt ſich dies aus dem vorhandenen Pachtlande, 
das faſt in jeder Wirthſchaft einen erheblichen Theil des Areals, durch- 
ſchnittlich mehr als ein Drittel, ausmacht. Der Kloſterfonds, der 
Fiskus, die Stadt Göttingen, der Adel, die Pfarren und Schulen ſind 
die Eigenthümer deſſelben. Von den größeren Höfen ſind diejenigen, 
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welche früher Pachtmaierhöfe waren, z. Z. nur mäßig verſchuldet. 
Höher verſchuldet ſind die Wirthſchaften, die ſchon längere Zeit Eigen⸗ 
thum der betreffenden Familien ſind. Von den mittleren und kleinen 
Wirthſchaften iſt ein erheblicher Theil bis zu einer Grenze verſchuldet, 
die ohne Gefahr für die Exiſtenz der Beſitzer nicht überſchritten werden 
kann. Denſelben fehlt es gewöhnlich an Betriebskapital. Die Er- 
ſparniffe dienen entweder zur künftigen Abfindung der Kinder oder 
noch häufiger zu Landkauf, oft zu ganz übertriebenen Preiſen. Vom 
Ankaufspreiſe wird jo viel wie möglich als Hypothek auf die Grund— 
ſtücke eingetragen. Nach dem Ankauf iſt dann die Wirthſchaft un⸗ 
günſtiger ſituirt — ſie hat mehr Land, mehr Schulden und weniger 
Betriebskapital. Nun werden auch Handſchulden kontrahirt. Die meiſten 
bäuerlichen Wirthe ſind dauernd Schuldner der Kaufleute und Händler, 
und dann iſt der Wucher auch nicht fern. 

Das Herzogthum Braunſchweig weiſt große Verſchiedenheiten, 
ſowohl des Bodens und Klimas, als auch der Wirthſchaftsweiſe, Wohl— 
habenheit und Intelligenz der bäuerlichen Bevölkerung auf. Auf dem 
fruchtbaren Hügellande, wo der Zuckerrübenbau florirt, iſt der Land— 
mann wohlhabend und verfügt über die beſten Ackerinſtrumente. Zehn 
bis zwanzig Hektaren ſind die typiſche Größe des Landbeſitzes, doch ſind 
auch zahlreiche größere Höfe bis zu 50 Hektar und darüber vorhanden. 
Die Beſitzer nicht ſelbſtſtändiger Wirthſchaften finden leicht Nebenver⸗ 
dienſt in Zuckerfabriken, beim Eiſenbahnbau u. ſ. w. Für gute Aecker 
wird 3000 — 4000 Mark, für ſchlechten Boden 1200 — 41600 Mark be⸗ 
zahlt. Der Pachtpreis ſchwankt zwiſchen 160 — 180, bez. 60-90 Mk. 
Im Flachlande mit ſeinen ausgedehnten Wieſen- und Waideflächen iſt 
auf dem ſandigen Ackerboden der Ertrag der Arbeit in trockenen Jahren 
wenig lohnend, doch ſind die Verhältniſſe des Landmanns befriedigend. 
Die typiſche Größe der Bauerngüter beträgt 5— 15 Hektar, obgleich 
auch durch ausgedehnte, aber werthloſe Haide viele Bauernwirthſchaften 
eine bedeutendere Größe haben. Preiſe der Grundſtücke 1600 — 2000 Mk., 
ſchlechter Sandboden 400 — 800 Mk., Pacht 80— 120, reſp. 20 — 40 Mk. 
für den Hektar. Im Vorharz verſchafft der lebhafte Fremdenverkehr 
im Sommer den Landwirthen eine ausgezeichnete Verwerthung für ihre 
Produkte, namentlich für Milch und Butter. Der bäuerliche Beſitz iſt 
hier etwas größer, doch ſind auch hier Güter über 20 Hektar ſelten. 
Das eigentliche Bergland iſt auf den Plateaus kalt und naß, die 
Thäler dagegen ſind fruchtbar, die Wieſen oft ausgezeichnet. Das 
ſichere Gedeihen des rothen Klees gewährt die Grundlage zu einer 
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gedeihlichen Viehzucht. Die meiſten Wirthſchaften find 5— 15 Hektar 
groß. Im Vorharz bedingt guter Boden Preiſe von 2400 — 2800, 
Boden geringerer Qualität 1000 — 1200 Mk., im Berglande der 
erſtere 1600 — 2000 Mk. Die Pachtpreiſe betragen dort 100 bis 
120 Mk., hier 80—100 Mk., bez. 50—80 Mk. Auf dem hohen 
Harz iſt der Kleinbeſitz bis 5 Hektar vorherrſchend, doch ſind auch 
mittlere Beſitzungen bis 15 Hektar in nicht unbedeutender Anzahl vor⸗ 
handen. Hier leiden die in der Tiefe gelegenen Wieſen durch Näſſe, 
die auf den Plateaus durch Trockenheit. Meliorationen werden wegen 
Kapitalarmuth unterlaſſen. Vorwiegend Rindviehzucht. Die kleinen 
Beſitzer haben durch Waldarbeit Verdienſt, die mittleren durch Fuhren 
von Holz, Kohlen und Erz. Die Kauf- und Pachtpreiſe ſind hoch 
genug, erſtere 800 — 1000 Mk. für beſſeren, 400 Mk. für ſchlechten 
Boden pro Hektar; letztere 60 —80, bez. 40 Mk. Die Geſchloſſenheit 
des Beſitzes iſt durch Geſetz von 1874 aufgehoben, doch unbeſchadet 
des Anerbenrechts, der Interimswirthſchaft und der Leibzucht. Die An⸗ 
ſprüche der Miterben ſind auf Abfindungen beſchränkt, wie ſie die 
Kräfte des Hofes zulaſſen. Doch ſoll das Voraus des Anerben ein 
Drittel des ermittelten Hofwerthes nicht überſteigen. Die Verſchuldung 
iſt im großen Ganzen eine mäßige. Die Erbportionen waren früher 
ungemein gering, ſind aber in neuerer Zeit weſentlich geſtiegen. 
Wenden wir uns zu Weſtfalen, ſo treffen wir in den Kreiſen 
Minden, Halle und Lübbecke die größten und älteſten Maierhöfe des 
Landes. Der Kreis Bielefeld iſt mehr ein Induſtriebezirk. Im Kreiſe 
Herford mit ſeinen zahlreichen Rittergütern hat ſich eine ſchwunghafte 
Tabaks⸗ und Cigarrenfabrikation eingebürgert. Der bäuerliche Beſitz liegt 
im Gemenge mit Rittergütern und parzellirtem Kleinbeſitz. Neben 
vielen kleinen Beſitzungen von 5—25 Hektar befindet ſich eine große 
Anzahl geſchloſſener Höfe von 25 — 200 Hektar. Die Höfe beſitzen 
Einliegerhäuſer mit Tagelöhnern, die um Erlaubniß bitten müſſen, 
wenn ſie für ſich arbeiten wollen. Von den Rittergütern hat ſich ſeit 
1830 eine beſſere Kultur verbreitet durch Einführung des Kleebaues, 
Rübenbaues, geregelter Fruchtfolgen, Verwendung von Mergel, Ver— 
edelung der Rindvieh⸗ und Schweinezucht, Förderung des Obſtbaues. 
Seit zwanzig Jahren aber haben manche größeren Güter den Bauern⸗ 
gütern den Vorrang abtreten müſſen. Bei dem Vorherrſchen des ge— 
ſchloſſenen bäuerlichen Beſitzes iſt die Zahl der beſitzloſen Arbeiter 
groß, und es herrſcht trotz der bedeutenden Ausdehnung der Cigarren- 
fabrikation und trotz zahlreicher Auswanderung kein Arbeitermangel. 
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Grund der Auswanderung iſt das Verlangen der Heuerlinge nach Un— 
abhängigkeit, das hier nicht befriedigt werden kann. Die Verſchuldung 
hat in neueſter Zeit rapide zugenommen in Folge von ſchlechten Ernten, 
Neubauten, hohen Kommunalſteuern, höheren Abfindungen bei Erb— 
gang u. ſ. w. Die Kauf⸗ und Pachtpreiſe find ſeit zwanzig Jahren 
ziemlich konſtant geblieben. Ungünſtigere Verhältniſſe walten im Pader— 
borniſchen ob. Der Betrieb der meiſten Bauern befindet ſich noch 
heute auf dem Standpunkte von vor vierzig Jahren: Dreifelderwirth— 
ſchaft mit ſchwarzer Brache. Raubbau und Kapitalmangel ſind die 
Signatur des herrſchenden Zuſtandes. Die Bevölkerung nimmt in 
Folge zahlreicher Auswanderung nach den Induſtriebezirken eher ab als 
zu. Vor einigen Jahren war der Werth der Grundſtücke und Pacht— 
preiſe ſtark geſunken; ſeit Errichtung einer Zuckerfabrik werden jedoch 
für guten Boden höhere Preiſe gezahlt, während ſchlechter Boden immer 
mehr im Preiſe ſinkt und häufig zur Holzkultur verwendet wird. Aus 
dem Regierungsbezirke Arnsberg, wo, wie im Paderborniſchen, der 
mittlere Beſitz vorwiegt, lauten die Berichte faſt noch ſchlimmer. Die 
Zahl der wohlhabenden Bauern ſchwindet immer mehr dahin, und die 
Zahl derjenigen, die als nominelle Eigenthümer Sklaven der Juden 
und Wucherer ſind, hat in erſchreckendem Maße zugenommen. In 
vielen der ärmeren Gebirgsgegenden fehlen bereits die Käufer. Der 
bäuerliche Betrieb hat in den letzten zwanzig Jahren Fortſchritte ge— 
macht, aber der Kapitalmangel legt ſchwere Hinderniſſe in den Weg. 
Die ortsanweſende Bevölkerung nimmt durch Auswanderung in die 
Induſtriebezirke eher ab als zu. Verpachtung von ganzen Höfen ſelten; 
kleinere Höfe (Kötten) werden überall von den größeren Gütern und 
Bauernhöfen verpachtet, häufig mit der Bedingung, daß die Pächter 
gegen feſten Lohn arbeiten. Im Münſterlande ſind vier Fünftel 
des Grundbeſitzes in bäuerlichen Händen. Die Größe der bäuerlichen 
Beſitzungen beträgt 12— 100 Hektar, einzelne Höfe erreichen 300 bis 
400 Hektar. Daneben giebt es jedoch auch eine große Menge kleiner 
Beſitzer (Kötter oder Kuhbauern) von 5— 12 Hektar. Zu den größeren 
Bauernhöfen gehören in der Regel ein oder mehrere Heuerhäuſer, 
deren Pächter ein bis drei Hektar in Pacht haben, und für den Hof 
im Tagelohn arbeiten. Die Kötter treiben neben dem Ackerbau 
Weberei, Steinhauerarbeit u. ſ. w. Sie bearbeiten den Boden mit 
Kühen, während die ſchweren Spanndienſte von den Bauern über⸗ 
nommen werden, wofür die Kötter Arbeit in Akkord oder Tagelohn 
leiſten. Der Betrieb iſt, namentlich bei den mittelgroßen Beſitzern, 
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noch wenig rationell, eine geordnete Fruchtfolge jelten, der Körnerbau 
übermäßig, der Anbau von Hackfrüchten und Futterpflanzen vernach⸗ 
läſſigt. Am intenſivſten wirthſchaften die kleinen Bauern. Die größeren 
Wirthſchaften halten ſich nicht beſſer als die mittleren, weil die perſön⸗ 
lichen Ausgaben für den Komfort zu groß ſind. Faſt allen Theilen 
Weſtfalens gemein iſt die Sitte, den Hof ungetheilt zu erhalten. In 
Minden erhält in der Regel der jüngſte, in den anderen Gegenden 
der ältere Sohn den Hof, häufig ſchon bei Lebzeiten der Eltern. Die 
übrigen Kinder ſuchen ſich anderweitig zu verheirathen, die ledigen be— 
halten lebenslänglich Koſt und Kleidung auf dem elterlichen Hofe. 
Die Abfindungen an die Geſchwiſter ſind öfters „zu hoch“. Ueber— 
ſchuldete Höfe werden von Güterſchlächtern parzellirt, wobei die Grund⸗ 
ſtücke von den Nachbarn zu Preiſen angekauft werden, daß ſie dabei 
nicht beſtehen können. Die Verſchuldung iſt hier überall bedeutend. 
Als Gründe werden angegeben geringe Intelligenz, drei- und vierfach 
höhere Löhne, größere Anſprüche, hohe Kommunalſteuern, niedrige Preiſe 
der Produkte. Die Arbeiterverhältniſſe ſind im Allgemeinen nicht er⸗ 
freulich. Obwohl die Löhne hoch ſind, zieht das ungebundenere Leben 
die Arbeiter der Induſtrie zu, und die Mägde dienen lieber in der 
Stadt. Unter den Heuerlingen leidet das Familienleben vielfach da⸗ 
durch, daß die Frau mit auf Arbeit geht. 

Wir unterbrechen hier unſern Rundgang, der uns von hier in 
das Gebiet des vorwiegenden Kleinbeſitzes führen würde, um noch einige 
Gegenden von Mittel- und Süddeutſchland nachzuholen, in denen der 
mittlere Beſitz vorherrſcht. 

Im Königreich Sachſen iſt die Geſchloſſenheit des bäuerlichen 
Beſitzes geſetzlich ſanktionirt. Der Erbgang iſt durch Gewohnheit und 
geſetzliche Untheilbarkeit der Güter dahin geregelt, daß der Hof auf ein 
Kind, ohne beſtimmte Erbfolge, übergeht. Eine Vorzugsportion wird 
dem Anerben nicht eingeräumt, doch erhält er den Hof zu einem mäßigen 
Anſchlage und iſt darauf angewieſen, durch eine reiche Heirath die 
Auszahlung der übrigen Erben zu ermöglichen. Eine Zunahme der 
Verſchuldung, meiſt in Folge der Eintragung von Erbportionen und 
Reſtkaufgeldern iſt unzweifelhaft. Man tröſtet ſich damit, daß die 
Preisſteigerung der landwirthſchaftlichen Grundſtücke damit Schritt ge⸗ 
halten habe; indeſſen haben auch die Zwangsverſteigerungen entſprechend 
zugenommen. 

In vielen Theilen Bayerns werden nach alter Sitte die Bauern⸗ 
höfe ebenfalls ungetheilt erhalten. Aber auch hier ſchritt die Belaſtung 


Die Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland. 73 


der Güter unaufhaltſam vorwärts. Das Geſetz vom 25. Februar 1855 
hatte die Beſtimmung, auch in denjenigen Theilen des Landes, wo 
die gleiche Erbtheilung Sitte war, auf die Erhaltung der Höfe hinzu— 
wirken. Danach kann jedes Gut im Werthe von 5000 Fl. durch 
Willenserklärung zum Erbgut gemacht werden. Erbgüter können immer 
nur an einen Anerben gelangen. Der Anerbe hat ein Drittel des 
ſchuldenfreien Erbtheilwerthes zu empfangen. Die weiteren zwei Drittel 
werden Eigenthum der Miterben, ſo jedoch, daß der Uebernehmer hieran 
ebenfalls noch ſeinen Antheil behält. Die Sitte erwies ſich jedoch 
ſtärker als das Geſetz und daſſelbe blieb in den fränkiſchen Theilen 
des Landes größtentheils unwirkſam. Die Verſchuldung iſt im ganzen 
Lande eine große. Der bayeriſchen Hypothekenbank allein find 40,000 
bayeriſche Grundbeſitzer mit 180 Millionen Mark, darunter 37,000 
kleine Beſitzer mit 97 Millionen Mark verſchuldet. Nicht einmal die 
Hälfte aller Schuldner iſt in der Lage, die Zinſen am Verfalltag richtig 
zu bezahlen. — In Niederbayern und der Oberpfalz giebt es noch 
jetzt Bauernhöfe von 100 Hektar und darüber. Der mittlere Grund— 
beſitz ſchwankt zwiſchen fünf bis zwanzig Hektar. Dreifelderwirthſchaft 
iſt die Regel. Auf den größeren Wirthſchaften wird faſt Alles von 
Tagelöhnern, die ſich ſelbſt beköſtigen, bearbeitet; die mittleren haben 
Knechte und Mägde. Für die Zeit der Ernte bezieht man fremde 
Arbeiter aus Böhmen u. ſ. w. Der Werth der Grundſtücke war bis 
1876 in beſtändigem Steigen begriffen. Von da an ſtarkes Sinken, 
wie Gulden zu Mark. In der Regel iſt der jüngſte Sohn Erbe des 
Hofs und zahlt die übrigen Geſchwiſter aus. Meiſt ſetzt der Vater 
eine billige Summe feſt. Sind jedoch die Eltern todt, jo treten ſämmt— 
liche Geſchwiſter gegen den übernehmenden Bruder auf. Die hohen 
Uebernahmspreiſe führen zu häufigen Subhaſtationen. Der Beſitzer 
muß oft ſechs Prozent verzinſen und nimmt nur drei Prozent heraus. 
Der Güterhandel iſt ſehr ſtark, häufig auch die Güterſchlächterei, wobei 
gewöhnlich ein kleiner Hof mit den Gebäuden als Nachgut bleibt. 
Auch die Verpachtung, ſowohl geſchloſſener Höfe als auch einzelner 
Stücke, iſt häufig. — Für Oberbayern liegt uns in dem Werke des Vereins 
für Sozialpolitik nur ein Bericht über drei Gemeinden in der Um— 
gebung Münchens vor. Charakteriſtiſch für dieſelben, wie für Ober- 
bayern überhaupt, iſt der geſchloſſene Bauernhof. Ein ganzer Bauern- 
hof hat durchſchnittlich 100 Tagwerke (34 Hektar) Land und nahezu 
ebenſoviel Wald. Daneben giebt es viertels und halbe Höfe, die nicht 
auf Erbtheilung, ſondern auf gewaltſame Einwirkung einer Gutsobrig— 


0 


— 


74 Fünftes Kapitel. Die Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland. 


keit in früheren Zeiten zurückführen. Der Erbgang iſt der, daß in. 
der Regel der älteſte Sohn den Hof übernimmt. Die Erbportionen 
der Geſchwiſter waren früher ſehr mäßig bemeſſen; in neuerer Zeit 
macht ſich die Tendenz nach Steigerung der Erbtheile geltend. Nicht 
ſelten bleiben die unverheiratheten Geſchwiſter des Beſitzers als Knechte 
und Mägde auf dem Hofe. Der Beſitz iſt trotz der Geſchloſſenheit 
der Höfe zerſplittert und die Arrondirung unbeliebt, weil der Preis 
des Bodens in Gemengelagen wegen größerer Konkurrenz von Kauf— 
liebhabern höher. Der Betrieb hat in den letzten 20 Jahren ziemlich 
bedeutende Fortſchritte gemacht, die Viehhaltung iſt eine beſſere, die 
Geräthe vollkommener. Von Maſchinen ſind jedoch nur Futterſchneide⸗ 
maſchinen und Göpeldreſchmaſchinen in Gebrauch; künſtlicher Dünger 
wird ſelten angewendet. Die Dreifelderwirthſchaft iſt die allgemeine 
Betriebsform, doch wird die Brache großentheils bebaut. Seit 1870 
wurden in drei Gemeinden fünf mittlere und größere Anweſen ver— 
gantet. Schuldenfreie Höfe kommen nur ganz ausnahmsweiſe vor. 
Urſache der wachſenden Verſchuldung ſind hohe Erbportionen, die neuer⸗ 
dings allgemein gewordene Sitte der Verzinſung derſelben, die Ein— 
tragung hoher Kaufſchillingsreſte. Die Verzinſung der Hypotheken bis 
zur Hälfte des Gutswerthes dürfte ſo ziemlich die ganze Bodenrente 
verſchlingen, ſo daß dem Beſitzer nur ſein Arbeitsverdienſt bleibt. 
Der Verkaufswerth der Grundſtücke iſt übrigens in den letzten Jahren 
ſtark zurückgegangen. Ein Gut, das Ende der ſechziger und Anfangs 
der ſiebziger Jahre um 20,000 Fl. verkäuflich war, koſtet jetzt nur 
ebenſo viele Mark. Wucheriſche Spekulationen und Güterſchlächterei ſind 
nicht ſelten. Die Darleiher geben das Geld in der Regel nicht auf 
Wechſel, ſondern auf Hypothek mit kurzem Zahlungstermin auf Grund 
vollſtreckbarer Urkunden. Die ortsanweſende Bevölkerung hat von 
1875 —80 abgenommen, da die Sterblichkeit der Kinder ſehr hoch iſt, 
ca. 40 Prozent. Auf hundert eheliche Geburten kommen 25 uneheliche. 
Die Verheirathung erfolgt in der Regel erſt bei der Gutsübernahme. 
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(Fortſetzung.) 


Nachdem wir bisher einige Grundſtriche zur Kennzeichnung der 
Lage des bäuerlichen Beſitzes in Gegenden, in denen der mittlere 
Beſitz einen hervorragenden Antheil an der Grundeigenthumsvertheilung 
hat, geliefert haben, wenden wir uns zu denjenigen Theilen Deutſch— 
lands, in welchen der kleine Grundbeſitz vorwiegt. In einer gewiſſen 
Beziehung wiegt freilich der kleine Grundbeſitz faſt überall vor, auch 
da, wo die bei Weitem größte Fläche des vorhandenen Grund und 
Bodens in den Händen einer kleinen Minderheit der ländlichen Be— 
völkerung iſt. An Zahl nämlich überwiegen die kleinen Beſitzer die 
großen und mittleren faſt überall ſehr bedeutend. In Oſt- und Weſt⸗ 
preußen ſowie in Poſen bilden, wie wir geſehen haben, die ganz kleinen 
Beſitzer die gute Hälfte, in Pommern und Brandenburg zwei Drittel, 
in Schleſien weit über drei Viertel der Grundbeſitzer u. ſ. w. Das 
Ueberwiegen des großen bezieh. des mittleren Grundbeſitzes iſt nur in 
dem Sinne zu verſtehen, daß die großen bezieh. die mittleren Grund— 
beſitzer über den größten Theil der vorhandenen Fläche verfügen; oder 
mit anderen Worten, daß die Beſitzvertheilung eine ſehr ungleiche iſt. Die 
zahlreichſte Klaſſe beſitzt ſehr wenig, ein geringerer Bruchtheil verhält— 
nißmäßig viel, eine winzige Minderheit ſehr viel. Die Beſtrebung, 
die oberen Beſitzklaſſen zu erhalten, involvirt nothwendig das Ver— 
langen, die zahlreichſte untere Klaſſe an der Gewinnung von mehr 
Beſitz zu verhindern. Dieſe Klaſſe ſoll durch Geſetz und Recht weſent⸗ 
lich auf der Stufe abhängiger Arbeiter erhalten werden, damit die 
oberen Klaſſen Beſitzer und „Arbeitgeber“ bleiben können. 

Wo dagegen der kleine Grundbeſitz vorwiegt, da iſt die Verthei— 
lung des Eigenthums ſelbſtverſtändlich eine gleichmäßigere. Sehr große 
Güter giebt es hier oft gar nicht, die Güter von mittlerer Größe ſind 
verhältnißmäßig ſelten, aber ebenſo ſelten ſind auch die abhängigen 
Arbeiter. Faſt die geſammte ländliche Bevölkerung arbeitet für eigene 
Rechnung auf eigenem Beſitze. Wenn die durchſchnittliche Lage der 
geſammten Bevölkerung der Gegenden mit vorwiegendem Kleinbeſitz 
keine ſchlechtere iſt als diejenige der geſammten Bevölkerung mit vor⸗ 
wiegendem Mittelbeſitz; und wenn die wirthſchaftlichen Erfolge der 
erſteren Gruppe hinter denen der letzteren nicht zurückſtehen oder ſie 


76 Ä Sechstes Kapitel. 


wohl gar überragen, dann wird man — von der natürlichen Gerech⸗ 
tigkeit ganz abgeſehen — der Rechtsverfaſſung, die in dem einen Ge— 
biete dem Kleinbeſitz zur Herrſchaft verholfen hat, ſicherlich keinen 
praktiſchen Nachtheil gegenüber der in dem anderen Gebiet herrſchenden 
Rechtsverfaſſung zuerkennen dürfen. Sehen wir zu, welche Auskunft 
uns die Thatſachen (deren Ermittelung freilich nicht bloß an Voll— 
ſtändigkeit, ſondern auch an Treue und Objektivität viel zu wünſchen 
übrig läßt) über dieſe Frage geben. 

Die einzelnen Landestheile Badens weiſen hinsichtlich der Be⸗ 
ſitzbertheilung ſehr weſentliche Verſchiedenheiten auf; im Schwarzwald, 
ſowie in einem großen Theile des nördlichen und ſüdlichen Hügellandes 
haben die mittleren und größeren Bauerngüter entſchieden das Ueber— 
gewicht; in der Rheinebene dagegen überwiegen die kleineren und mitte 
leren Betriebe. Hier iſt durch die Nähe bevölkerter Städte und In⸗ 
duſtrieplätze vielfach Gelegenheit zu lohnendem Nebenverdienſt vorhanden, 
während die günſtigen Boden-, Klima- und Abſatzverhältniſſe, ins⸗ 
beſondere für Gemüſe, Obſt ꝛc., eine mehr gartenartige Benutzung des 
Grund und Bodens ermöglichen. Ein Beſitz von fünf bis zehn Morgen 
reicht hier oft für die Ernährung einer Familie und den erfolgreichen 
Betrieb einer Wirthſchaft ſchon aus. Faſt ein Drittel der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Fläche Badens fällt in die unterſte Beſitzgruppe (bis zehn 
Morgen), deren Angehörige faſt drei Viertel aller landwirthſchaftlichen 
Haushaltungen bilden und meiſt auf Nebenerwerb angewieſen ſind. 
Die Zahl der eigentlich bäuerlichen Betriebe (zehn bis hundert Morgen) 
erreicht die Ziffer von 60,000 (27% der Geſammtzahl), welche 600% 
des landwirthſchaftlichen Geländes bewirthſchaften. Eine nachtheilige 
Zerſplitterung glaubt man zur Zeit nur in einzelnen Theilen des ſüd— 
lichen Schwarzwaldes, einem Theile des Odenwaldes, einigen Rebbezirken 
(Kaiſerſtuhl) und einem kleinen Theile der Rheinebene (ehemalige Mark⸗ 
grafſchaft Baden-Baden), aber auch in dieſen Gebieten e in allen 
Gemeinden zu beobachten. 

Die Art der Beſitzvertheilung ſteht natürlich zu dem Erbrechte in 
naher Beziehung. Im Schwarzwald herrſcht geſetzliche Untheilbarkeit 
der Güter mit dem Rechte des Anerben (in der Regel der jüngſte 
Sohn oder die älteſte unverſorgte Tochter) auf einen „kindlichen An⸗ 
ſchlag“ des Gutswerthes. Im nördlichen und ſüdlichen Hügellande 
beruht das Anerbensecht, das übrigens keine Vorzugsportion einſchließt, 
lediglich auf Sitte und Herkommen. Im größten Theile des Landes 
gilt indeſſen die Erbfolgeordnung des Badiſchen Landrechts. Danach 
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erhält jeder Miterbe ſeinen Antheil an liegender Habe im Stück und 
die Theilung muß erfolgen, ſobald auch nur einer der Miterben ſie 
verlangt. Daß Zwergwirthſchaften in rauhen Gegenden mit kurzer 
Vegetationsperiode, wie im Schwarzwalde und dem Odenwalde, einer 
Familie keine hinreichende Beſchäftigung gewähren und bei dem kargen 
Ertrag ihren Mann nicht ernähren können, iſt ſelbſtverſtändlich. Eine 
andere Frage iſt die, ob es einer geſetzlichen Untheilbarkeit mit An- 
erbenrecht bedarf, um die Zerſplitterung in zu kleine Beſitzflächen zu 
verhindern. Die Natur der Dinge würde hier im Allgemeinen den 
rechten Weg ſchon finden, und ſoweit dies nicht der Fall wäre, blieben 
noch immer andere Mittel übrig, als Ablenkungen vom Wege des 
gleichen Rechtes. Doch darüber wird erſt ſpäter zu reden ſein. Jetzt 
ſoll nur eine oberflächliche Schilderung der wirklichen Zuſtände ge- 
geben werden. 

Wie aus allen Gegenden, wo ein Anerbenrecht beſteht, ſo 90 
auch aus dem Schwarzwalde die Klage, daß bei den Gutsübergaben, 
die ſich meiſt zu Lebzeiten der Eltern in der Form des ſogenannten 
Kindskaufs abwickeln, die Uebernahmepreiſe häufig zu hoch bemeſſen 
ſeien und daß die ſchon in Folge hiervon ſehr erſchwerte Lage des 
Uebernehmers durch vertragsmäßig zu leiſtende Leibgedingslaſten noch 
weitere Verſchlimmerung erfahre: letztere überſchreiten zuweilen die 
Rente des ganzen Guts. Der Anerbe ſoll meiſt durch eine reiche 
Heirath das ſchuldbelaſtete Anweſen erleichtern; gelingt dies nicht, ſo 
wird die Lage oft unhaltbar. Aus den übrigen Gegenden, in denen 
das Anerbenrecht nur herkömmlich iſt, wird bald eine Bevorzugung, 
bald eine Benachtheiligung des Anerben behauptet. Aber auch da, 
wo der Anerbe bevorzugt wird, ſind, wie der amtliche Bericht erklärt, 
die Wirkungen des Erbrechts gleichwohl nur dann erträgliche, wenn 
es dem Uebernehmer durch eine entſprechende Heirath gelingt, das durch 
die Gleichſtellungsgelder entgehende Vermögen wieder zu erlangen, wie 
„denn hierauf die ganze Taktik der bäuerlichen Vermögensſpekulation 
abzuzielen pflegt“. Für die Gemeinden des ſüdlichen Hügellandes 
ſcheint hingegen „ein hoher, den wahren Werth oft weit überſteigender 
Anſchlag“ der Güter bei Uebergaben die Regel zu ſein, und die Ver— 
ſchuldung ſteigt daher mit jeder Erbtheilung, bis ſie eine Höhe erreicht, 
bei der der Uebernehmer fürchten muß, demnächſt in Vermögensverfall 
zu gerathen. 

Die Naturaltheilung des badiſchen e hat vielfach eine 
den Betrieb erſchwerende Parzellirung und eine unter Umſtänden weit⸗ 
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gehende Beſitzverſchuldung im Gefolge gehabt, doch erfährt dieſe Wirkung 
durch Zukäufe oder Erheirathung eine Abſchwächung. „Für eine 
Aenderung dieſer Art der Erbfolge hat ſich kein Bericht ausgeſprochen, 
vielmehr wird übereinſtimmend betont, daß da, wo naturale Theilung 
ſeither Rechtens war, die Bevölkerung jeder Aenderung der beftehenden 
Geſetzgebung entſchieden widerſtrebe. Auch thun die Erhebungen dar, 
daß die Gemeinden, wo dieſe Art des Erbganges die Regel bildet, ſich 
im Allgemeinen in geordneten Vermögensverhältniſſen 
befinden. Die naturale Theilung hat auch keineswegs das Ver⸗ 
ſchwinden des ſelbſtſtändigen Bauernſtandes und das Auflöſen des 
Grund und Bodens in eine Vielheit diminutiver Betriebe als Regel 
zur Folge. Wenn nach den Ermittelungen der Beſitzſtatiſtik vom Jahre 
1873 damals, trotz der ſeit Jahrhunderten üblichen naturalen Thei⸗ 
lung in der Mehrzahl der Landestheile, 22,000 Bauerngüter mittleren 
und größeren Umfangs (20 Morgen und mehr) mit einem Geſammt⸗ 
beſitz von 145,000 Hektar (= 36°), der Bewirthſchaftungsfläche des 
Landes) gezählt wurden, ſo geht daraus wohl klar hervor, daß gegen 
die durch das Erbrecht des badiſchen Landrechts geſchaffene Zwangs— 
parzellirung fortdauernd mächtige Gegentendenzen ſich wirkſam erweiſen.“ 
Die Preife des Grund und Bodens befanden ſich in Baden Ans 
fangs und bis Mitte der ſiebziger Jahre auf einer abnörmen Höhe. 
Seitdem iſt ein erheblicher Rückgang eingetreten, aber noch immer be— 
finden ſich dieſelben in keinem richtigen Verhältniß zum Extragswerth. 
Die Gründe der hohen Preisſteigerung werden auf die guten Ernten 
und die günſtigen Abſatzverhältniſſe jener Zeit, aber auch auf die allzu 
große Zugänglichkeit des Kredites; der ſeitdem eingetretene Rückgang 
der Preiſe auf die ſeitdem eingetretenen ungünſtigen Ernten und Ab- 
ſatzverhältniſſe, ſowie auf die Ernüchterung der ländlichen Bevölkerung 
zurückgeführt. Als tiefer liegende Urſachen der hohen, auch jetzt noch 
den Ertragswerth in der Regel erheblich überſteigenden Grundſtücks⸗ 
preiſe überhaupt, bezeichnet jedoch der amtliche Bericht mit Recht die 
ſtarke Nachfrage nach Grundbeſitz von Seiten unbegüterter oder wenig 
begüterter Perſonen; die nicht minder ſtarke Nachfrage der mittel- und 
großbäuerlichen Bevölkerung, in welchen Kreiſen man gewohnt iſt, alle 
Erſparniſſe ſofort wieder in Grund und Boden anzulegen, indem der 
bäuerliche Ehrgeiz im Allgemeinen ſeine Befriedigung mehr in einem 
ausgedehnten, als in einem möglichſt intenſiv bewirthſchafteten, 
wennſchon kleineren Beſitz findet; endlich eine allgemeine Ueberſchätzung 
des Ertragswerthes der Güter. 
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Der Umſatz in Grundſtücken hat ſich mit dem Sinken der Preiſe 
ein wenig vermindert. Als Hauptgrund des ſtarken Umſatzes trat in 
einzelnen Gemeinden die Spekulation hervor, die freilich in der über- 
mäßigen Nachfrage nach Land ihre Nahrung fand. In Reborten wiſſen 
die Güterhändler in ſchlechten Jahren Felder um niedere Preiſe an ſich 
zu bringen, um ſie in beſſeren Jahren den Landwirthen, mit denen 
ſie aus anderweiten Urſachen, namentlich aus Viehhändeln, bereits in 
Geſchäftsbeziehungen ſtehen, zu hohen Preiſen wieder aufzudrängen. 
Ein Uebelſtand iſt auch das ſogenannte Klumpenaufgebot bei Sub— 
haſtationen, da die Landwirthe nicht mitzubieten vermögen, und ſo den 
Güterhändlern die Liegenſchaften in der Regel ſehr billig zufallen. 

Die Pachtpreiſe ſind gleich den Kaufpreiſen ſehr hohe. Wir haben 
davon bereits auf S. 46 ein Beiſpiel geſehen. Im ganzen Lande 
ſchwanken die Pachtpreiſe bei Ackerland zwiſchen 20 und 220 Mk., bei 
Wiesland zwiſchen 30 und 130 Mark für den Morgen. Die Urſachen 
der hohen Pachtpreiſe ſind die nämlichen wie die der hohen Kaufpreiſe: 
die ſtarke Konkurrenz der kleinen Leute und das Streben derſelben nach 
Beſchäftigung. (Der amtliche Bericht ſchaltet hierbei die unverſtändliche 
Bemerkung ein, daß dabei ein „wirthſchaftlich nicht immer gerecht— 
fertigter“ (21) Selbſtändigkeits- und Unabhängigkeitsdrang nebenher- 
gehe.) Die Pachtpreiſe ſind deßhalb da am höchſten, wo die Gemarkung 
klein und die anſäſſige Bevölkerung ſtark, oder wo bei großen Gemar— 
kungen ein namhafter Theil des Grund und Bodens ſich in feſtem 
Beſitze befindet. Mangel an Wieſen und die Unmöglichkeit, den 
Ackerfutterbau auszudehnen, hat beim Kauf wie bei der Pacht die ab— 
normſten Verhältniſſe zur Folge. 

In den rauhen Gegenden des Odenwaldes und des ſüblichen 
Schwarzwaldes erweiſen ſich 30 Morgen oft kaum als hinreichend, eine 
Familie zu ernähren. Da nun nach der Beſitzſtatiſtik vom Jahre 1873 
die landwirthſchaftlichen Haushaltungen mit einem Beſitz unter zehn 
Morgen im Amtsbezirk Waldshut 50% , im Amtsbezirk Säckingen 78%, 
im Amtsbezirk St. Blaſien 65%, diejenigen mit einem Beſitz unter 
zwanzig Morgen ſogar 84%, 94%, 85% aller landwirthſchaftlichen 
Haushaltungen repräſentiren, ſo leuchtet ein, daß ſehr viele Landwirthe 
in dieſen Bezirken auf ihren Anweſen keine auskömmliche Exiſtenz zu 
finden vermögen und auf einen Verdienſt außerhalb des landwirth— 
ſchaftlichen Gewerbes in hohem Maße angewieſen ſind. Dieſer iſt 
jedoch bei dem Mangel an Induſtrie und der in der Regel nicht ſehr 
lohnenden Hausinduſtrie, die zudem nur in dem kleineren Theil der 
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betreffenden Orte beſteht, nicht überall in entſprechendem Maße vor⸗ 
handen, und die Lage vieler Gemeinden iſt daher recht unerfreulich. 
Nur wo zu dem landwirthſchaftlichen Areal noch ein erheblicher Wald- 
beſitz hinzutritt, wird die ökonomiſche Lage eine geſichertere. 

In vielen bäuerlichen Wirthſchaften beſteht auch ein Mißverhältniß 
zwiſchen dem Grund- und Betriebskapital einer- und dem Gebäude⸗ 
kapital andererſeits. Namentlich da, wo die Naturaltheilung üblich 
und einer der Miterben Wohnhaus und Oekonomiegebäude allein zu 
übernehmen genöthigt iſt, ſteht der Umfang derſelben zu dem ver⸗ 
kleinerten Anweſen nicht mehr im Einklang. Und da auch die übrigen 
Miterben thunlichſt eigene Wohn- und Oekonomiegebäude zu erwerben 
ſuchen, ſo macht ſich das fragliche Mißverhältniß in großem Um⸗ 
fange geltend. 

Ueber die Verſchuldung des Grundbeſitzes urtheilt der Amtliche 
Bericht, daß dieſelbe im Allgemeinen nicht den vielfach beſorgten Um⸗ 
fang erreicht, im Gegentheil in allen Landestheilen auch heute noch 
nicht wenige Gemeinden vorhanden ſind, in denen die Verſchuldung 
eine ganz geringe, die Kapitalanſammlung dagegen eine beträchtliche iſt. 
In erſter Linie gilt dies von den Orten, welche Handelsgewächsbau 
treiben; aber auch in ſolchen Gemeinden, die nach Lage, Boden und 
Klima ihre Haupteinnahmequelle vorwiegend in Körnerbau und Vieh— 
zucht ſuchen, vermag ſich der Wohlſtand zu behaupten. Befriedigende 
Verhältniſſe beſtehen auch da, wo der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
reichliche Gelegenheit zu Nebenverdienſt gegeben iſt. In wirklich be⸗ 
dauernswerther Lage befinden ſich nur diejenigen von der Natur ftief- 
mütterlich behandelten Gemeinden, in denen der Grund und Boden 
allein der Bevölkerung keinen ausreichenden Unterhalt zu gewähren 
vermag, andere Verdienſtquellen aber bisher nicht in zureichendem Maße 
aufzufinden waren. In der Mitte zwiſchen dieſen und den über hin⸗ 
reichend große Gemarkungen verfügenden Gemeinden ſtehen jene, in 
denen zwar die äußeren Bedingungen des Bodens und Klimas günſtige 
oder doch nicht ganz ungünſtige ſind, in denen aber wegen der ge— 
ringen Ausdehnung der der Bevölkerung angehörenden Fläche ein hef— 
tiges Drängen nach käuflichem oder pachtweiſem Erwerb hohe Kauf— 
und Pachtpreiſe bedingt. 

Obwohl eine bedenklich hohe Verſchuldung im Allgemeinen nicht 
beſteht, ſo wird doch die Geſammtlage der bäuerlichen Bevölkerung 
keineswegs als eine durchweg befriedigende erachtet. Die Haupturſache 
dieſer unbefriedigenden Lage findet die amtliche Darſtellung in der ab⸗ 
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nehmenden „Rentabilität“ des landwirthſchaftlichen Betriebes. Das 
Wort Rentabilität wird jedoch hier in einem Sinne gebraucht, der mit 
dem volkswirthſchaftlichen Begriffe der Rente, wie wir ihn weiter oben 
definirt haben, gar nichts zu thun hat, ſondern Arbeitslohn, Kapital- 
gewinn und Rente mit einander miſcht. „In Folge der unaufhaltſamen 
Zunahme der Bedürfniſſe des privaten und öffentlichen Lebens“, heißt 
es in unſerer Quelle, „ſind die auf dem landwirthſchaftlichen Betriebe 
laſtenden Ausgaben erheblich gewachſen, während die Preiſe der Er— 
zeugniſſe in Folge der Umgeſtaltung unſerer Verkehrsverhältniſſe nicht 
in demſelben Maße geſtiegen, zum Theil, wie bei Getreide, gefallen 
ſind und die eine Ausgleichung vielleicht ermöglichende Steigerung der 
Roherträgniſſe eine vielfach angeſtrebte, aber in den meiſten Gemeinden 
noch zu löſende Aufgabe iſt. Die ſich bei dieſer Sachlage ergebenden 
Einnahmeausfälle geſtalten ſich in den einzelnen Landestheilen, je nach 
dem Wirthſchaftscharakter, mehr oder weniger drückend, machen ſich 
aber namentlich in den vorwiegend Fruchtbau treibenden Diſtrikten 
mit beſonderer Schärfe geltend. Unzweifelhaft iſt in Folge dieſes Ein- 
nahmerückgangs die wirthſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Landwirthe 
gegen früher weſentlich geſchwächt und die Möglichkeit des ökonomiſchen 
Fortſchreitens namhaft erſchwert worden; techniſche Verbeſſerungen des 
Betriebs — das erfolgreichſte Mittel, das ins Schwanken gekommene 
Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen — müſſen, 
auch wenn ſie alles Verſtändniß finden, wegen der Schwierigkeit 
der Aufbringung der Mittel vielfach unterbleiben. Dieſe, in 
Zeiten ſchlechter Ernten doppelt ſchmerzlich empfundenen, aber auch bei 
regelmäßigem Verlauf der Dinge durch einen früher nicht gekannten 
Geldmangel gekennzeichneten Verhältniſſe ſind es, die auch in Ge— 
meinden, in denen eine ganz unerhebliche Verſchuldung beſteht, „„die 
Bevölkerung zu keiner freudigen Stimmung gelangen laſſen““. 

Das benachbarte Land Württemberg zeigt ähnliche Verhält⸗ 
niſſe auf, wie Baden. Es iſt ein Land des vorherrſchenden Kleinbeſitzes. 
46% aller Beſitzungen haben nicht mehr als je 1½ Hektar, weitere 
45% zwiſchen 1¼ bis 10 Hektar und nur 8% mehr als 10 Hektar. 
Doch iſt die durchſchnittliche Beſitzgröße in den verſchiedenen Gegenden 
des Landes ziemlich verſchieden. In Altwürttemberg, wo von jeher 
unbedingte Theilbarkeit des Bodens beſtand, iſt die Zerſplitterung am 
größten, während ſich in der Oſthälfte des Landes ein relativ größerer 
Grundbeſitz erhalten hat. Die Eigenthümer der Beſitzungen bis zu 


1½ Hektar gehören eo, nicht mehr zum u Bauern⸗ 
Stöpel, Soziale Reform. IV. 
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ſtande, ſondern größtentheils dem in den vielen ſchwäbiſchen Landſtädten 
und größeren Dorfgemeinden außerordentlich verbreiteten Stande der 
Kleinhandwerker, ferner dem der Lohnarbeiter verſchiedener Kategorien 
an, die alle mit Zähigkeit an dem ererbten Grundbeſitz feſthalten oder 
mit der größten Anſtrengung Grundbeſitz zu erwerben trachten. In 
den mildeſten Gegenden des Landes mit Wein-, Obſt- und Handels⸗ 
gewächsbau wird aber ſchon ein Beſitzer von zwei Hektar zum Bauern⸗ 
ſtande gerechnet, und auch in den minder günſtigen Lagen und Boden⸗ 
verhältniſſen genügt ein Beſitz von fünf bis zehn Hektar vollſtändig, 
um eine Bauernfamilie zu ernähren und nothhürftig zu beſchäftigen. 
Etwa zwei Drittel der landwirthſchaftlichen Fläche befinden ſich daher 
in den Händen von Beſitzern, welche von dem Ertrage ihres Beſitzes 
leben können, und nahezu die Hälfte aller Grundbeſitzer gehört dem 
Stande der ſelbſtſtändigen Bauern an. Etwa 100% der landwirthſchaft⸗ 
lichen Fläche befinden ſich in der Nutznießung von Pächtern. 

In einer Schilderung der kleinbäuerlichen Verhältniſſe im württem⸗ 
bergiſchen Unterland, am Fuße der Alb, leſen wir: „Nimmt man in 
einer Gegend mit mittlerer Bodenart, in welcher das Obſt gut gedeiht 
und in geſchützten Lagen auch der Wein noch fortkommt, den Beſitz⸗ 
ſtand eines Mittelmannes zu 2 Hektar an, ſo kann dieſer zwei Kühe 
erhalten und die für ſeine Familie nöthigen Lebensmittel pflanzen. 
Auf den Markt bringen kann er von dem Ertrag ſeiner Güter Nichts (?), 
weil er Alles ſelbſt braucht, nur in guten Jahren kann er Obſt ver⸗ 
kaufen. Wer aber ſeine Obſtbäume richtig pflegt und dafür ſorgt, daß 
die alten Bäume bei Zeiten durch junge Bäume erſetzt werden, hat 
ſelbſt in den letzten Jahren immer Obſt erhalten und die geringeren 
Erträge ſind um ſo höher bezahlt worden. Nicht ſelten ſind aus einem 
kleinen Baumgut von etwa 15 Ar 400 Mark erlöſt worden. Rechnet 
man dazu, was aus dem Verkauf von Kälbern, Schweinen, Butter und 
Eiern erlöſt wird, ſo kann eine ſparſame Familie auch in ſchlechten 
Zeiten vorwärts kommen und in guten Jahren die etwa vorhandenen 
Schulden abzahlen. Dabei iſt zu bedenken, daß ein Mann mit kleinem 
Grundbeſitz in keiner Weiſe anſtrengend beſchäftigt iſt und beſonders 
im Winter volle Zeit und Muße hat, ſich weiter zu bilden und die 
ſtets nöthigen Verbeſſerungen in ſeinem Betrieb vorzunehmen. Hat 
nun ein ſolcher Kleinbauer ſein Haus und ſeine Güter ſchuldenfrei, ſo 
kann er jedes Jahr etwas zurücklegen und für das ſpätere Fortkommen 
ſeiner Familie Sorge tragen. Weil nun Viele in dieſer Weiſe durch 
Fleiß und verſtändige Wirthſchaft zu einer geſicherten Exiſtenz gekommen 


Die Lage der Landwirthſchaft in Deutſchland. 83 


ſind, ſucht jeder womöglich ſeinen Beſitz zu vermehren, da die Güter 
die ſicherſte Grundlage des Wohlſtandes ſind. Daher kommt es, daß 
gute Güter und beſonders Baumgüter mit ungewöhnlich hohen Preiſen 
bezahlt werden.“ | 

In ungünftigeren klimatiſchen und Bodenverhältniſſen tritt vielfach 
der Hopfenbau und der Anbau der Zuckerrübe an die Stelle des Wein— 
und Obſtbaues, und auch dann ſind die kleinen Grundbeſitzer in „keiner 
zu ungünſtigen“ Lage. Mit dem Schwinden dieſer Kulturarten wächſt 
der Umfang des Grundbeſitzes; Futterbau und Viehzucht werden die 
Grundlage für die Exiſtenz des Bauernſtandes, die im Getreidebau 
längſt nicht mehr fußt, wennſchon der letztere quantitativ noch immer 
einen großen Raum einnimmt. Man ſetzt den Getreidebau vornehmlich 
des Strohs wegen fort und weil er Arbeit wie Kapital nur wenig in 
Anſpruch nimmt; er erhält aber auch an Dünger nur, was die anderen 
Pflanzen nicht aufzehren, ja er muß ſogar dem Vieh weichen. Die 
erſchöpfenden Wirkungen dieſer Kulturmethode liegen leider klar genug 
zu Tage. Bei allzu kleinem Grundbeſitz und beſonders wenn es an 
Nebenverdienſt fehlt, muß unter ſolchen Umſtänden die Lage der Land— 
bevölkerung freilich eine äußerſt dürftige ſein. Uebrigens iſt in den 
letzten 25 Jahren keine Verkleinerung der einzelnen Beſitzungen, und 
ebenſo wenig eine Zunahme der Verſchuldung zu beobachten, und „die 
Zähigkeit, womit die Bevölkerung einer übermäßigen Verſchuldung ent⸗ 
gegenarbeitet, verdient Bewunderung.“ Bei dem allgemein üblichen 
Zielerkauf arbeitet ſich ſelbſt unter den ſchwierigſten Verhältniſſen der 
kleine Beſitzer oft raſch zu ſchuldenfreiem Beſitz hinauf. Ungünſtigen 
Falls kann er freilich die Zieler nicht abtragen und verfällt einer un⸗ 
haltbaren Lage. | 

Aehnliche Zuſtände, wie die beſchriebenen, die ſich weſentlich auf 
die Weſthälfte des Landes beziehen, herrſchen auch in denjenigen Theilen 
der Oſthälfte, in denen das gleiche Erbrecht hergebracht iſt. Dem viel- 
fach rauheren Klima entſprechend, ſind hier allerdings die Beſitzgrößen 
bedeutender; aber eine Verkleinerung derſelben iſt nicht wahrzunehmen 
und überall wird trotz der Ungunſt der Ernten und des Rückganges 
der Produktenpreiſe von einer, wenn auch kleinen Abnahme der Ver⸗ 
ſchuldung und einer langſamen, aber ſichtbaren Zunahme des Wohl⸗ 
ſtandes berichtet. Ein Fünftel bis ein Achtel der ländlichen Beſitzer 
dürfte gänzlich ſchuldenfrei, ein Viertel bis ein Sechstel (namentlich 
die Handwerker und Tagelöhner) ſchwer, etwa die Hälfte erträglich, d. h. 


ungefähr bis zur Hälfte des Gutswerthes, belaſtet ſein. 
6 * 
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In einer weit bedenklicheren Lage befindet ſich dagegen der Grund⸗ 
beſitz in Oberſchwaben, wo zwar das gleiche Erbrecht gleichfalls Geltung 
hat, das Herkommen aber die bäuerlichen Güter geſchloſſen erhält, in 
der Art, daß nur einer der Erben das Gut übernimmt und die Mit⸗ 
erben durch Geld abfindet. Die ſo übernommenen Beſitzungen ſind 
von vornherein mit einer ſchweren und, wenn der Anſchlag des Guts— 
werthes nicht hinter dem thatſächlichen Verkehrswerth erheblich zurück— 
bleibt, oft unerſchwinglichen Schuldenlaſt beſchwert. Die Ueberſchätzung 
der Güterwerthe wird in Oberſchwaben hauptſächlich auf die Zeit der 
hohen Getreidepreiſe zurückgeführt. Die Boden- und klimatiſchen Ver⸗ 
hältniſſe machen den Uebergang von dem unrentabel gewordenen Ge— 
treidebau zum Handelsgewächs- und Futterkräuterbau in Oberſchwaben 
ſchwieriger als in anderen Gegenden des Landes. Aber eine noch 
größere Schwierigkeit liegt in der geringen Dichtigkeit der Bevölkerung, 
welche die Inangriffnahme einer ſo intenſiven Kultur nicht geſtattet. 

Im Weſentlichen gleiche Verhältniſſe der bäuerlichen Grundbeſitzer 
wie Baden und Württemberg weiſt Elſaß-Lothringen auf. In 
Lothringen ſteht jedoch die bäuerliche Bevölkerung derjenigen in den 
ſüddeutſchen Ländern an Bildung nach und der Betrieb iſt entſprechend 
ſchlechter. Ein erheblicher Theil des Grundbeſitzes iſt dort auch in den 
Händen reicher Leute (die meiſt zur Zeit der erſten Revolution große 
Komplexe von Grund und Boden zu den niederſten Preiſen erſtanden) 
und wird von denſelben verpachtet. Die Pächter, die meiſt noch zu 
hohen Preiſen gepachtet haben, ſind meiſt in ungünſtiger Lage. 

Ein viel helleres Bild tritt uns in der Pfalz entgegen. Auch 
hier hat das Prinzip der gleichen Erbtheilung auf eine große Zer- 
ſplitterung des Grundbeſitzes hingewirkt, doch hat jetzt die weitere Zer- 
ſtückelung der kleineren Parzellen ſo ziemlich aufgehört. Nur auf der 
Sickinger Höhe (dem breiten Rücken des ſüdlich von Landſtuhl gelegenen 
450 —500 Meter hohen Gebirges) herrſcht noch in einzelnen Ortſchaften 
die Gewohnheit, das vorhandene Gut einem der Kinder zu überlaffen. 
Dies hängt wahrſcheinlich mit der dort hergebrachten Art der Wirth- 
ſchaft zuſammen, da die großen Entfernungen, die ſteilen Abhänge und 
Wege gewöhnlich die Bewirthſchaftung mit Rindvieh nicht zulaſſen, 
ſondern zum Halten von Pferden nöthigen. Die Güter auf der Höhe 
ſind jedoch durch die Herauszahlungen ſtark verſchuldet, und es wird 
daher neuerdings mit dem Syſtem mehr und mehr gebrochen. 

Die Vorderpfalz (die Rheinebene bis zum Gebirge) beſteht aus 
drei dem Laufe des Rhein ziemlich parallelen, terraſſenförmig übereinander 
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geſtellten Stufen. Die tiefgelegene iſt häufigen Ueberſchwemmungen 
ausgeſetzt; die mittlere, anderthalb bis drei Stunden breit, beſteht aus 
Ackerland, das mit Getreide, Futtergewächſen, Gemüſe, Handelspflanzen 
bebaut wird; die obere Stufe umfaßt das Hügelland am Rande des 
Haardt und iſt vorherrſchend mit Weinreben bepflanzt. Die ganze Vorder⸗ 
pfalz zeichnet ſich durch warmes Klima, fruchtbaren Boden und dichte 
Bevölkerung aus. Der weſtliche Theil des Landes (der Weſtrich) hat 
rauheres Klima und meiſt auch wenig fruchtbaren Boden, iſt daher 
auch lange nicht jo dicht bevölkert als die Vorderpfalz. Das ſtark be— 
waldete Haardtgebirge enthält viele enge waſſerreiche Thäler mit Aeckern 
und Wieſen. Hier ſpielt der Kartoffelbau eine große Rolle. Das 
hügelige weſtliche Hinterland hat ſehr verſchiedene Beſtandtheile. Wald 
und Feld wechſeln mit einander ab. Im SO. felſige Hochebenen mit 
zahlreichen tiefen Thaleinſchnitten, weiter weſtlich bei Zweibrücken und 
Blieskaſtel ein von breiten Wieſenthälern durchzogener Hügelboden. 
Zwiſchen Homburg und Kaiſerslautern Moorniederung. 

In der Vorderpfalz ſucht man nach Möglichkeit einträgliche Handels⸗ 
gewächſe anzubauen, früher Hanf, Oelfrüchte, jetzt mehr Tabak, Zwiebeln, 
Kartoffeln. Sehr zurückgeblieben iſt der Hopfenbau. Eine gebräuchliche 
Fruchtfolge iſt folgende: Hackfrucht abwechſelnd mit Halmfrucht und 
nach einem gewiſſen Zeitraum Klee, ſodann ein Handelsgewächs, dann 
Weizen oder Spelz, im dritten Jahre deutſcher Klee oder Korn, im 
vierten Hafer oder Gerſte. Unter den verkäuflichen Produkten ſteht in 
der Vorderpfalz der Wein voran, der gewöhnlich ſelbſt gekeltert, von 
kleineren Beſitzern jedoch auch in den Trauben verkauft wird. Sodann 
kommen Tabak, Obſt, Gemüſe. Auch Getreide wird in der Vorder— 
pfalz ungeachtet des Handelsgewächsbaues in erheblichem Maße ver— 
kauft. Kartoffeln dienen hier vorwiegend zur Befriedigung des eigenen 
Bedarfes, doch werden ſolche auch in die Städte oder an Stärke- 
fabriken verkauft. Auch die Branntweinbrennerei hat in neuerer Zeit 
zugenommen. In den weſtlichen Theilen der Pfalz kommen als ver— 
käufliche Produkte hauptſächlich Getreide und Kartoffeln in Betracht. 
In den Thälern mit großen Wieſenflächen iſt der Verkauf von ſelbſt⸗ 
gezogenem oder gemäſtetem Vieh die Haupteinnahmequelle. Wo keine 
Wieſen vorhanden ſind, wirft ſich der kleine Mann auf die Schweine— 
zucht. In manchem kleinen Dorfe ſoll man im Herbſt mehr als 
200 Schweine im Werthe von ca. 20,000 Mk. finden. 

Nicht unerhebliche techniſche Fortſchritte treten in der vermehrten 
Anwendung von Maſchinen und verbeſſerten Geräthen, ſowie von 
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künſtlichem Dünger zu Tage. Namentlich die Viehzucht und der Wieſen⸗ 
bau haben große Fortſchritte gemacht. Ein weſentlicher Unterſchied 
zwiſchen größeren und kleineren Gütern in Beziehung auf rationelle 
Bewirthſchaftung iſt nicht wahrzunehmen. Als Beſpannung ſind Pferde, 
bei den Kleinbauern meiſt Kühe in Gebrauch. 

Der Beſitzwechſel iſt, auch abgeſehen von den Todesfällen, leb⸗ 
haft. Manche Perſonen, denen Liegenſchaften zufallen, wie Hand⸗ 
werker u. ſ. w., verkaufen dieſelben. Andere Grundſtücke werden durch 
Auswanderung frei. Auch in Folge wirthſchaftlichen Rückganges kommen 
Anweſen zum Verkauf, obwohl viel ſeltener als in anderen Gegenden 
Bayerns. Während 1880 in Bayern 3739 Anweſen mit 30,059 Hektar 
zwangsweiſe verſteigert wurden, wovon auf Oberbayern ein Drittel, 
auf Altbayern die Hälfte entfiel, kommen auf die Pfalz nur 171 An⸗ 
weſen mit 566 Hektar. Der regelmäßige Zuſtand iſt der, daß der 
Bauer, der ſeine Grundſtücke ſelbſt bewirthſchaftet, den einmal er⸗ 
worbenen Beſitz feſthält und eventuell vergrößert. An Gelegenheit 
zur Erweiterung fehlte es bisher nicht, da die vorhandenen größeren 
Güter allmählich zerſtückelt wurden und bei dem ſtetigen Steigen 
der Güterpreiſe die im Beſitz von Aeckern befindlichen Kapitaliſten es 
vorzogen, ihr Vermögen in anderer Weiſe anzulegen. Ob bei ſtärker 
anwachſender Bevölkerung noch immer genügendes Angebot von Aeckern 
vorhanden ſein würde, kann freilich bezweifelt werden. Mit der Zeit 
erſchöpft ſich natürlich die Bevölkerungskapazität eines beſchränkten Ge⸗ 
bietes, und der weitere Bevölkerungszuwachs muß andere Schauplätze 
ſeiner Thätigkeit ſuchen. 

Die Güterpreiſe ſind ſeit 50 Jahren ungefähr um das Doppelte 
geſtiegen; nur im weſtlichen Theile der Pfalz hat ſeit zehn Jahren ein 
nicht ſehr erheblicher Rückgang platzgegriffen. Die Gründe liegen in 
dem niedrigen Stande der Getreidepreiſe bei höherem Lohne der Ar- 
beiter. In der Vorderpfalz iſt bei Aeckern und Wieſen ein Rückgang 
nur ausnahmsweiſe eingetreten, während der Preis der Weinberge 
bedeutend geſtiegen iſt und auch der Umfang des Weinbaues zuge- 
nommen hat. 

Die Verſchuldung iſt nicht höher geworden. Zwar wird in der 
Regel auf Kredit gekauft, und bei Verſteigerungen werden in der Regel 
Friſten von drei bis vier Jahren gewährt. Aber der Bauer ſucht im 
Allgemeinen ſeinen Grundbeſitz auch nur allmählich zu vergrößern, und 
wenn er glaubt, die Terminzahlungen aus den laufenden Einnahmen 
decken zu können. Die hppothekariſche Verſchuldung wird von den 
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Einen auf durchſchnittlich 30%, von Anderen auf 50% des Güter⸗ 
werths geſchätzt. Vielfach wird aber auch Geld auf Schuldſchein auf— 
genommen, namentlich beim Viehkauf. Vorſchuß⸗ und Kreditvereine 
geben dem Landwirth auf drei bis ſechs Monate Vorſchüſſe. Hals- 
abſchneiderei kommt auch hier vor, obwohl nicht häufig und in großem 
Umfange. 

Als Nebenerwerb bietet ſich für diejenigen, welche keinen au$- 
reichenden Grundbeſitz haben, vor Allem die Arbeit im Tagelohn dar. 
Erheblich iſt dieſer Erwerb im Weinbau. Ständige Tagelöhner, welche 
gar keinen eignen Beſitz haben, kommen nur ganz vereinzelt vor. Auch 
im Holzfällen und Rindeſchälen, in der Leineweberei, Korbflechterei, 
Sackmacherei und dem Cigarrenſpinnen, im Lohnfuhrwerk, endlich in 
Bergwerks- oder Fabrikarbeit finden viele Landleute Nebenerwerb. Die 
Kennzeichen eines gewiſſen Wohlſtandes ſind überall bemerkbar. In 
manchen Fällen hat ſogar ein gewiſſer Luxus platzgegriffen. Doch im 
Allgemeinen iſt der Bauer mäßig, fleißig, ſparſam. Kartoffeln mit 
Milch, Gemüſe, Mehlſpeiſen ſind die gewöhnliche Nahrung, dazu 
wöchentlich einige Male Fleiſch. Nur der Aermere muß an Wochen— 
tagen auf das Fleiſch verzichten und genießt es nur Sonntags. Aber 
im Ganzen iſt in der Ernährung und körperlichen Friſche der Land⸗ 
leute keine Verſchlechterung, ſondern eher eine Verbeſſerung eingetreten. 
Auch hinſichtlich der geiſtigen und ſittlichen Zuſtände wird eine erfreu— 

liche Beſſerung konſtatirt. 

| In der preußiſchen Rheinprovinz herrſcht, mit Ausnahme 
des Niederrheins, wo der Hofbeſitz meiſt geſchloſſen iſt, daſſelbe Erb— 
recht wie in Südweſtdeutſchland. Der Beſitz iſt daher auch ebenſo 
zerſplittert, und in den fruchtbaren Theilen der Provinz ſind die Zu— 
ſtände annähernd auch dieſelben, wie dort. Ungünſtige Verhältniſſe 
walten dagegen in denjenigen Theilen ob, wo der überall vorwiegende 
Kleinbeſitz mit nachtheiligen Fruchtbarkeitsbedingungen zuſammentrifft, 
wie namentlich in der Eifel. Von zwei der ungünſtiger ſituirten 
Bezirke liegen in der Veröffentlichung des Vereins für Sozialpolitik 
Schilderungen vor, deren Hauptzüge wir nachſtehend reproduziren. 

Der Kreis Merzig iſt weder durch ſeine Lage, noch durch Klima 
und Boden begünſtigt. Größere Städte giebt es darin nicht. Trier 
und Saarbrücken liegen beide 40 bis 42 Kilom. entfernt. Die Fracht 
landwirthſchaftlicher Produkte beträgt dorthin 1,80 bis 2 Mk. für 100 
Kilogr. Auf dem Kartoffel- und Hafermarkte find daher die Landwirthe 
des Kreiſes nicht mehr konkurrenzfähig. Das Land beſteht aus hügeligen 
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Erhebungen mit meiſt ſanft aufſteigenden Seiten, und iſt leicht bis 
mittelſchwer. Zwei Kühe können die gewöhnliche Pflugarbeit verrichten. 
Nur der Kalkboden erfordert Pferdegeſpann. Die Einſenkungen ſind 
ſehr waſſerreich und die Natur weiſt daher auf Wieſenbau am Fuße 
der welligen Erhöhungen und in den Bachthälern, ſowie auf Ackerbau 
auf den Hügeln hin. Hafer und Roggen liefern, gute Düngung vor- 
ausgeſetzt, quantitativ befriedigende Erträge. Für die Kartoffeln mangeln 
die Pflanzennährſtoffe, es fehlt an Kalk und Kali, an Phosphorſäure, 
der Eiſengehalt des Bodens macht die Kartoffeln oft porkig und ſchorfig. 
Die meiſten Felder müſſen in drei Jahren mindeſtens zweimal zur 
Roggenſaat und zum Kartoffelbau gedüngt werden. Da jedoch wenig 
Futter vorhanden, ſo mangelt es an Dünger, und es iſt daher ſchon 
eine große Fläche nöthig, um eine Familie zu ernähren. Die Frucht⸗ 
folge iſt ſchlecht und erſetzt die entzogenen Stoffe nicht wieder. Für 
die Kartoffel hat man keine techniſche Verwendung und die Verwerthung 
der Feldbauprodukte durch die Schweinezucht iſt zu gering. Die un⸗ 
befriedigendſte Produktion jedoch iſt die der Milchnutzung; es fehlt an 
Futter, beſonders an gutem Futter, auch an gut gehaltenen Stieren. 
Die große Zerſtückelung des Ackerlandes führt viele Arbeitsvergeudung 
herbei, obwohl es damit nicht ſo ſchlimm ſteht wie in den übrigen 
Gebirgsdiſtrikten der Eifel, des Hochwaldes und des Hunsrück. Be⸗ 
ſonders troſtlos iſt die Zerſtückelung und Gemenglage des Wieſenbeſitzes 
(1 bis 5 Ar), wo jede Einzelmelioration unmöglich iſt und in Folge 
deſſen überall Verſumpfung oder Dürre eintritt. 

Beſitzer von zwanzig und mehr Hektar gelten für „reiche“ Bauern, 
Beſitzer von fünf bis zehn Hektar als „Mittelbauern“, ſolche von 
weniger als fünf Hektar als „arme und geplagte“ Leute, die, wenn es 
an Nebenverdienſt fehlt, nicht auskommen können. Die zahlreichſte Klaſſe 
der Beſitzer hat nur ein wenig Feld zum Bau von Kartoffeln ꝛc. für 
den eignen Bedarf und iſt auf Verdienſt in der Induſtrie angewieſen. 
Die ganze Saarinduſtrie mit ihren Bergwerken u. ſ. w. empfängt aus 
dem bäuerlichen Kleinbeſitz einen ſoliden Stamm ſparſamer und fleißiger 
Arbeiter. Allein die Beſchäftigung reicht in der Regel nicht für Alle 
hin. In jedem Dorfe feiern Sommers durchſchnittlich 20 Männer⸗ 
kräfte, im Winter die dreifache Anzahl. Die Ernährung iſt meiſt un⸗ 
zureichend, die Kleinbeſitzer leben faſt einzig von Kartoffeln und Roggen— 
brod, und vielfach mag darunter die Willensenergie leiden. 

Herrſchender Gebrauch beim Erbgange iſt die Theilung in natura 
zu gleichen Theilen. Das ins elterliche Haus verheirathete Kind 
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bekommt die Wohngebäude etwas billiger als zum vollen Werthe, weß— 
halb eine Verſchuldung durch Erbgang für dieſes Kind weniger nothwendig 
iſt als für die übrigen Geſchwiſter, die bei Gründung einer Familie 
von vornherein durch Beſchaffung der Wohn- und Oekonomiegebäude, 
der Geräthſchaften ꝛc. in Schulden gerathen, aus denen auch der ſo— 
lideſte Bauer nicht herauskommt. Durch Zukauf zu hohen Preiſen 
wird die Verſchuldung ebenfalls befördert. Namentlich 1871—75 
waren die Landpreiſe ſehr hoch; dann ſanken ſie ſtetig bis 1880 und 
81, und ſind nun etwas konſtanter geworden. Grundſtücke in beſten 
Lagen galten früher 700 — 800, jetzt 500 Mk. der Morgen, in zweiten 
Lagen 400, jetzt 300 Mk. der Morgen. Dritte Lagen ſind jetzt gar. 
nicht mehr begehrt. Da nun gerade die ärmſten Beſitzer, die Beſitzer 
von unter 2 Hektar, in dieſer Bonität faſt allein ihren Beſitz haben, 
ſo iſt es nicht undenkbar, daß hier in abſehbarer Zeit die Feldkultur 
durch große Wald- und Weidegüter erſetzt wird. 

In der Bürgermeiſterei Altenkirchen haben etwa 30% der 
bäuerlichen Wirthe Beſitzungen bis zu 1 Hektar, andere 30% zwei bis 
drei Hektar, fernere 30% vier bis zehn Hektar, 10% elf bis zwanzig 
Hektar. Die Einwohner, welche gar keinen oder nur geringen Grund— 
beſitz haben, arbeiten in Fabriken oder Bergwerken; ebenſo die Söhne 
der Kleinbauern. Während der Erntezeit ſind Viele bei den wohl— 
habenden Bauern, die 9— 18 Hektar beſitzen, vollauf beſchäftigt. Der 
bäuerliche Betrieb hat im Ganzen nur geringe Fortſchritte gemacht. 
Von Maſchinen finden nur Dreſch- und Futterſchneidemaſchinen immer 
mehr Eingang, auch wird der Bau der Ackerkrume ſorgfältiger. Vor 
Allem läßt der Wieſenbau zu wünſchen übrig, und Drainage kommt 
ſelten vor. Als Zugthiere werden in der Regel Ochſen oder Kühe 
verwendet. Der kleine Bauer hat gewöhnlich nicht die ſtarke Zugkraft, 
den meiſt tiefgründigen, etwas ſteifen Lehmboden umzupflügen, auch 
wegen des mangelnden Stalldüngers geringeren Ertrag als der größere 
Bauer. Viele Aecker ſind naß mit undurchlaſſendem Untergrund. Deſto 
nothwendiger wäre Drainage, die wegen Koſtſpieligkeit unterbleibt. 
Häufiger Güterhandel unter Lebenden findet nicht ſtatt. Zwangsver— 
käufe find leider nicht gerade ſelten. Die hypothekariſche Verſchuldung 
iſt durchſchnittlich ziemlich hoch und geht für manche Grundbeſitzer über 
deren Kräfte. Reſtkaufgelder, Erbportionen, Bauten ſind die gewöhnliche 
Veranlaſſung; oft werden aber auch aus Handſchulden hypothekariſche 
Verpflichtungen. Man borgt beim Kaufmann Waaren und namentlich 
Kunſtdünger, die Schuld wächſt an, muß verzinſt werden und wird 
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endlich als Hypothek eingetragen. Noch ſchlimmer iſt das Borgen des 
Milch⸗ oder Zugviehes. Der Bauer wird bei dieſem Handel von den 
meiſt jüdiſchen Geſchäftsleuten regelmäßig auf ſchmähliche Weiſe über⸗ 
vortheilt. Aus dieſen und anderen Gründen kommen viele Kleinbauern 
herunter, allein daneben giebt es auch ſolche, die voranſchreiten, be— 
ſonders die Familien, deren Angehörige in Bergwerken beſchäftigt ſind. 


Doch wirkt die Bergwerksarbeit nachtheilig auf die Geſundheit. Die 


Grundſtückspreiſe ſind in den letzten zwanzig Jahren geſtiegen, nament⸗ 
lich in den Gegenden, welche für die Bergwerksarbeit günſtig gelegen 
find. Die Pachtpreiſe ſchwanken von 24 —36 Mk. für den Hektar Acker⸗ 
land und 60 — 84 Mk. für Wieſen. 

Der Regierungsbezirk Wiesbaden hat in Bezug auf Klima, 
Boden und Volksthum manche Aehnlichkeit mit der Rheinprovinz. Neben 
geſegneten Landſchaften, die nicht bloß Wein und Obſt von köſtlicher 
Qualität, ſondern auch Feldfrüchte aller Art in reicher Fülle hervor⸗ 
bringen, erſcheinen rauhe Gebirgsgegenden, die zum größten Theil mit 
Wald bedeckt ſind und den Ackerbau nur mit geringem Ertrag lohnen. 
Daß der Kleinbeſitz, welcher in allen dieſen Gegenden vorherrſcht, unter 
ungünſtigen Bedingungen der Fruchtbarkeit oft ſchlimme Früchte zeitigen 
muß, liegt zu ſehr auf der Hand, als daß man dabei zu verweilen 
brauchte. So machen ſich im Weſterwald und einigen Gemeinden des 
Taunus theilweiſe recht mißliche Verhältniſſe des bäuerlichen Grund— 
beſitzes geltend. Der größere Theil der Beſitzungen erreicht das Maß 
von vier Hektaren nicht, über ſieben Hektar ſteigen nur ſehr wenige. 
Die Armuth der Beſitzer erſchwert es ihnen, den nöthigen Viehſtand 
zu halten oder Meliorationen vorzunehmen und übt überhaupt einen 
nachtheiligen Einfluß auf die Energie und Unternehmungsluſt. Im 
Weſterwald ſind daher die Güterpreiſe nach kurzem und ungeſundem 
Steigen in den ſiebziger Jahren wieder gefallen und ſtehen heute wieder 
wie vor zwanzig Jahren, ebenſo der Pachtpreis. Anfangs der ſiebziger 
Jahre galt der Hektar Feld ca. 60 Mk., heute 24 Mk.; ja es kommt 
vor, daß Ackerland überhaupt keinen Abnehmer findet. Gute Wieſen da⸗ 
gegen ergeben noch immer eine Pacht von 80 Mk. Bei der früheren 
Abgeſchloſſenheit vom Verkehr — erſt jetzt hat die Eiſenbahn den 
Weſterwald erreicht — fehlte es an Nebenverdienſt. Ein Theil der 
Bevölkerung findet im Winter Beſchäftigung beim Holzfällen, eine 
verhältnißmäßig nur geringe Anzahl von Arbeitern iſt in der als Haus⸗ 
induſtrie betriebenen Krug- und Pfeifenbäckerei (Töpferei) beſchäftigt; 
ein anderer Theil friſtet als „Landgänger“ (Hauſirer) ſein Leben. 
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Auch im Großherzogthum Heſſen wechſeln die fruchtbaren, 
lachenden Gefilde des Südens mit den rauhen Gegenden des Vogels— 
berges im Norden. Während im Süden der Bauer ſchon bei ganz 
geringfügigem Beſitz durch intenſive, gartenmäßige Kultur einen reichen 
Ertrag erzielt, verhütet in den ſchlechteren Lagen Oberheſſens ſelbſt ein 
Beſitz von zwanzig und mehr Hektaren oft den Niedergang nicht. Das 
in Grundbeſitz angelegte Kapital ergiebt hier, wie behauptet wird, nur 
eine Rente von ½ bis 1½9¾. Die Grundſtücke find daher in den 
letzten zehn Jahren im Durchſchnitt um 40 bis 50% gefallen und find 
an vielen Orten überhaupt kaum mehr zu verkaufen. Daß unter ſolchen 
Umſtänden auch die Verſchuldung im Verhältniß zum Bodenwerth ge— 
ſtiegen ſein wird, läßt ſich leicht begreifen. Der Hauptgrund der un— 
günſtigen Lage der Landwirthſchaft im Vogelsberg ſcheint übrigens 
weniger die Unfruchtbarkeit des Bodens, als der irrationelle, durch die 
Zerſtückelung des Beſitzes erſchwerte Betrieb, die Unbeholfenheit und 
Rückſtändigkeit der landwirthſchaftlichen Bevölkerung, ſowie der Mangel 
ausgiebiger Verkehrsſtraßen zu ſein. Die durch den nicht rechtlich, 
aber thatſächlich beſtehenden Flurzwang bedingte Dreifelderwirthſchaft 
iſt für den Vogelsberg die denkbar ſchlechteſte Fruchtfolge, und ein in— 
tenſiver Betrieb kann nicht ermöglicht werden, ſo lange dieſes Hinder— 
niß beſteht. 

Mit dem Eintritt in das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen 
gelangen wir in ein Gebiet, in welchem der landwirthſchaftliche Charakter 
Süd⸗ und Norddeutſchlands und das Volksthum des fränkiſchen und 
ſächſiſchen Stammes zuſammentreffen. Fruchtbare und warme Ebenen 
in den Flußthälern wechſeln mit den rauhen Höhen in den Bergen. 
Der Wald bedeckt in mehreren Kreiſen erheblich über die Hälfte, in 
anderen nur ein Fünftel der Geſammtfläche, und ſenkt ſich, während 
er im Allgemeinen auf die Berghänge und Anhöhen zurückgedrängt iſt, 
auf unfruchtbarem und feuchtem Boden bis in die Ebenen hinab. Im 
Norden hat der Schauenburger Bauer niederſächſiſchen Stammes ſeine 
Sitten und Einrichtungen, ſowie ſein Erbrecht beibehalten und in den 
geſchloſſenen Maierhöfen ſeine Wohlhabenheit behauptet. Hier gilt 
Gütereinheit mit ſtatutariſchem Erbrecht der überlebenden Ehegatten; 
hinſichtlich der erheblichiten Bauerngüter, der ſogenannten Maiergüter, 
deren noch ca. 3000 zur durchſchnittlichen Größe von 8 Hektar beſtehen, 
iſt jedoch 1848 die Anerbenfolge, vermöge deren das Gut auf das 


älteſte Kind übergeht, eingeführt worden. In Altheſſen (Hersfeld, 


Schmalkalden) hat ſich der Gebrauch erhalten, das Gut nicht an einen 
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ſchon durch die Geburt beſtimmten Anerben, ſondern an dasjenige Kind, 
welches nach Anſicht der Uebergeber am beſten zur Uebernahme der Wirth⸗ 
ſchaft qualifizirt iſt, zu dem ſogenannten geſchwiſterlichen Werth zu über⸗ 
geben® In den Kreiſen Fulda, Hünfeld, einem Theil von Schlüchtern 
und Hanau findet die alte Gütergemeinſchaft des alten Fuldaer Rechtes 
ſtatt und iſt unbeſchränkte und unbedingte reale Theilung der Güter in 
Gebrauch. Hier iſt der Güterhandel in Schwung, die Beſitzſtände find 
nur zur Hälfte aus ererbten, zur anderen Hälfte aus gekauften Grund— 
ſtücken zuſammengeſetzt. 

Die Zerſplitterung des Beſitzes in einzelne Parzellen iſt ſelbſt da, 
wo herkömmlich geſchloſſene Güter erhalten wurden, eine ſehr aus— 
gedehnte und nur in den Kreiſen Rinteln, Fulda, Hünfeld in engeren 
Grenzen geblieben. Am weiteſten geht fie natürlich da, wo die Ver— 
theilung der Güter üblich iſt. Im Kreiſe Hanau berechnet ſich die 
Größe eines bäuerlichen Grundſtückes durchſchnittlich auf 4,96 Ar, im 
Kreiſe Rinteln auf 40—50 Ar. Die Kleinheit der Verkaufsparzellen 
und der geringe Umfang der meiſten Wirthſchaften, die achtungswerthe 
Sorge eines jeden Familienvaters, den Erbtheil für jedes ſeiner Kinder 
nicht kleiner ſein zu laſſen, als der eigne war, bedingen eine Konkurrenz 
und erzeugen einen Hunger nach Land, welche oft zu ganz unvernünf— 
tigen Preiſen verleiten. Häufig iſt die Wirthſchaft mit einem ganz 
unverhältnißmäßigen Gebäudekapital belaſtet. Wenn der Vater durch 
fortwährenden Zukauf ſein Gut bis zu einer Größe von 10—20 Hektar 
gebracht und dem entſprechend die Gebäude vermehrt hat, fällt bei der 
Erbtheilung einem der Kinder, vielleicht mit dem vierten oder einem noch 
kleineren Theil des Landes der ganze Gebäudekomplex, belaſtet mit 
einer Herausgabepflicht an die Geſchwiſter, zu. Die Betriebſamkeit der 
Bewohner, die vorzügliche Viehhaltung, die entwickelten Verkehrs- und 
Abſatzverhältniſſe, der gute Boden halten dieſen Uebelſtänden das 
Gegengewicht. 

Als Fruchtfolge beſteht fait ausſchließlich die verbeſſerte Dreifelder— 
wirthſchaft mit beſömmerter Brache. Der Futterbau hat ſich, ſowohl 
in Klee, als in Hackfrüchten, ſehr ausgedehnt, die im Kleinbetriebe 
brauchbaren Maſchinen und verbeſſerten Geräthe ſind allgemein ver— 
breitet, die Beſtellung iſt eine ſorgfältige, es wird tiefer gepflügt und 
mehr Gewicht auf Reinhaltung des Bodens gelegt. Die Drainage iſt 
eingeführt, die Verwendung von Kalk, Mergel und Düngemitteln ebenſo 
wie die von Kraftfutter eingebürgert, die Viehſtände nach Zahl und 
Beſchaffenheit vermehrt und verbeſſert. Die traurigſten Sitze des 
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bäuerlichen Betriebes ſind die zahlreichen kleinen Landſtädte. Ihre 
Zwitterſtellung iſt ihr Verderben. Die baulichen Einrichtungen ſind 
dem Kleinhandwerk und Handel angepaßt. Das Kleinhandwerk aber 
verfällt, und Handel und Wandel ziehen nach den größeren Skädten. 

Wo Geſchloſſenheit der Güter üblich und die Veranſchlagung der— 
ſelben beim Anſatzvertrag eine mäßige iſt, erfreut ſich der Bauernſtand 
geordneter Hypothekenverhältniſſe; wo jedoch in Folge zu weit ge— 
triebener Theilung, zu harter Uebergabebedingungen und der Dürftig— 
keit des Bodens härter gekämpft werden muß, iſt der Realkredit oft 
zu unerträglicher Höhe angeſpannt. Oft genügt der Grundſteuer-Rein⸗ 
ertrag nicht, um die Hypothekenſchulden zu verzinſen. 

In den thüringiſchen Fürſtenthümern iſt überall die 
gleiche Erbtheilung Rechtens, obwohl ſich an manchen Orten die Sitte 
erhalten hat, das Gut Einem Kinde zu vererben. Die Güterzerſplitte— 
rung iſt daher meiſt groß und erſchwert einen rationellen Betrieb ſehr. 
Separation und Zuſammenlegung ſind nur theilweiſe durchgeführt; in 
manchen Bezirken ſetzt man ihr noch zähen Widerſtand entgegen. Der 
Betrieb hat in den meiſten Gegenden weſentliche Fortſchritte gemacht. 
Verbeſſerte Geräthe ſind vielfach eingeführt, die Feldbeſtellung, die Be— 
handlung des Düngers iſt beſſer geworden, der Anbau von Hackfrüchten 
und Futterkräutern hat zugenommen, Wieſenwäſſerung iſt ſeit lange 
eingeführt, Stallfütterung faſt durchgängig herrſchend. In manchen 
Gegenden findet man freilich auch ein gleichgültiges Beharren beim alten 
Schlendrian. Der Viehſtand iſt faſt in allen thüringiſchen Ländern ziem— 
lich bedeutend, beſonders die Rindviehzucht blühend, obwohl die Ent— 
wickelung des Molkereiweſens unter den kleinen Beſitzern im Rückſtande. 

In einzelnen Gegenden, namentlich des Eiſenacher Oberlandes, 
wird ein wirthſchaftlicher Rückgang konſtatirt und derſelbe der großen 
Zerſplitterung des Grundbeſitzes, der gleichen Auftheilung, dem Wucher 
zugeſchrieben. In den Aemtern Weimar und Blankenhain ſcheinen die 
Beſitzer von 20 - 50 Acker und darüber nicht beſtandesfähig. Dieſelben 
ſchmelzen immer mehr zuſammen, während die Beſitzer bis fünf Acker 
und von fünf bis zwanzig Acker immer mehr anſchwellen. Die be— 
ſtehenden Bauernwirthſchaften können in Folge des Kleinbeſitzes keine 
Arbeitskräfte mehr erhalten. In Rübengegenden (Allſtedt) wird hin— 
gegen der Kleinbeſitz durch die großen Rübenwirthſchaften aufgeſogen, 
da dieſelben Pachte für Kleingüter zahlen, die an ſolchen I ſich nicht 
zu erwirthſchaften ſind. 

Die Pachtſummen ſchwanken im Weimariſchen je iR der Lage 
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von 8—10 bis zu 60—70 Mk. für den Acker. Die höchſten Pachte 
zahlen ſtets die kleinen Leute, welche noch einen Erwerb daneben als 
Hauptnahrungsquelle haben. Bei größeren Komplexen bewegen ſich die 
Pachtpreiſe in naturgemäßeren Verhältniſſen und ſteigen bei geringeren 
Gütern von 7—8 Mk. aufwärts, bei beſſeren und guten bis zu 20 Mk., nur 
unter ganz beſonderen Verhältniſſen bis zu 30 Mk. Wohlhabende Bauern 
geben ihre Wirthſchaften auf, verpachten im Einzelnen und erzielen ſo— 
Preiſe, welche ſie ſelbſt nimmermehr würden erwirthſchaften können. Die 
Güterpreiſe ſind natürlich gleich den Pachtpreiſen in die Höhe getrieben. 
Im Eiſenacher Oberland ſind die Pacht- und Kaufpreiſe in den nicht 
ſeparirten Fluren ſeit zehn Jahren ſowohl bei größeren Gütern, als 
auch bei einzelnen Grundſtücken um 10— 30% geſunken, in den zu⸗ 
ſammengelegten Fluren dagegen eher geſtiegen. Im Eiſenacher Unter⸗ 
land haben ſich die Kauf- und Pachtpreiſe ſeit zwanzig Jahren nicht 
weſentlich verändert. Im Meiningiſchen iſt nach einem ſtarken Steigen 
der Grundſtückspreiſe ſeit der Mitte des vorigen Jahrzehnts ein em⸗ 
pfindlicher Rückſchlag eingetreten. 

Eine übermäßige Verſchuldung wird nur von einzelnen Theilen 
des Eiſenacher Oberlandes berichtet. Dem Perſonalkredit dienen meiſt 
Darlehnskaſſen nach dem Syſtem von Schulze-Delitzſch, deren Kredit 
jedoch zu theuer iſt. Im Eiſenachiſchen richtet der Wucher unter den 
mittleren Bauern viel Unheil an, während im Weimariſchen gewöhnlich 
nur die kleinſten Zwergwirthſchaften dem Wucher verfallen. Im Herzog⸗ 
thum Meiningen kamen von 1869 — 71 287 Zwangsverkäufe vor, von 
1879-81 dagegen 558, davon auffallend viele in den verhältnißmäßig 
wohlhabenden, faſt ausſchließlich Ackerbau treibenden Bezirken Heldburg 
und Römhild. 

Die fränkiſchen Theile Bayerns ſind nach ihrer natür⸗ 
lichen Beſchaffenheit ſehr verſchieden, haben aber die abſolute Theil⸗ 
barkeit des bäuerlichen Grundbeſitzes mit einander gemein. Doch regelt 
ſich der Erbgang nach verſchiedenen Methoden. Auf der Rhön über⸗ 
nimmt gewöhnlich einer der Erben, nach Wahl der Eltern, das Gut 
und zahlt ſeine Miterben aus, wobei in der Regel eine Vorzugsportion 
nicht ſtattfindet. In dem übrigen Unterfranken wird das Grundver⸗ 
mögen getheilt, und zwar gewöhnlich durch ſogenannte Looszettel, ſo 
daß zuſammengehörige Grundſtücke nicht unnöthig auseinander geriffen. 
werden. Im ſüdlichen Mittelfranken fällt die Gutsnachfolge auf den 
älteſten, im nördlichen auf den jüngſten Sohn. Die Bewerthung tft 
oft zu hoch, und das Auszahlen der Kindesgelder ruinirt Manchen. 
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In Oberfranken erhält dagegen der übernehmende Sohn (in der Regel 
der jüngſte) eine Vorzugsportion, indem das Gut nur zu zwei Drittel 
des Werthes abgeſchätzt wird. Oft findet freilich die Vermögensver— 
theilung in günſtigen Jahren ſtatt, und der Werth des Anweſens wird 
dann leicht überſchätzt. 

Der kleine und mittlere Beſitz überwiegt faſt in allen Geweinden, 
doch ſind dieſe Begriffe ſehr relativ. Auf der hohen Rhön ſind die 
meiſten Güter 40—60 Tagwerke (13—20 Hektar) groß und erreichen 
zuweilen 200 Tagwerke, in Mittelfranken ſind die eigentlichen Bauern⸗ 
güter 30—80 Hektar groß, wogegen in Oberfranken und namentlich in 
den Hopfengegenden die Beſitzungen meiſt nur wenige Hektare um— 
faſſen. In den letzteren Gegenden bauen die Leute nicht einmal mehr 
ihr eigenes Brot. Wenn der Hopfen nicht geräth oder billig iſt, haben 
ſie nichts. Die Parzellirung und Gemenglage hat zum Theil einen 
unglaublichen Grad erreicht und wird hier durch keine Vortheile auf— 
gewogen wie in der Pfalz. Ohne das Fahrtrecht wäre die Beſtellung 
vieler Grundſtücke unmöglich, und es beſteht daher thatſächlich (obwohl 
nicht rechtlich) Flurzwang. Uebrigens halten ſich die Verkleinerung der 
Parzellen durch Theilung und die Vergrößerung durch Heirath und 
Zukauf ziemlich die Wage. Oft iſt aber die Entfernung der Peripherie 
der Gemeindegemarkung von den Wirthſchaftscentren ſo groß, daß die 
ungünſtigſt gelegenen Grundſtücke unbewirthſchaftet gelaſſen werden. Im 
Bezirke Melrichſtadt waren 1881 aus dieſem Grunde 115 Grundſtücke 
herrenlos, die außer Betrieb ſtehenden jedoch noch viel zahlreicher. Die 
techniſchen Fortſchritte ſind in Unterfranken, namentlich auf der Rhön, 
nicht ſehr erheblich, die Dreifelderwirthſchaft herrſcht noch größtentheils, 
nur die größeren Güter ſind zu einem rationellen Fruchtwechſel über— 
gegangen. In Mittelfranken wirthſchaftet der Kleinbetrieb intenſiver, 
und die Erträgniſſe ſind daher entſchieden beſſer als im Großbetrieb. 
Im Allgemeinen iſt der Getreidebau zu überwiegend, und die Wieſen 
ſtehen in einem geringen Verhältniß. 

Bis zu Anfang der ſiebziger Jahre ſtiegen die Bodenpreiſe, um 
von da an bedeutend zu ſinken. Neuerdings zogen ſie theilweiſe wieder 
an, namentlich für Grundſtücke guter Bonität. Gute Wieſen gelten 
im Melrichſtädter Bezirk noch immer 1400 Mk., geringere 900 Mk. 
das Tagwerk, Artfeld beſter Qualität 1400 Mk., mittleres 700, ge— 
ringes 80 Mk. Der Pachtpreis ſtellt ſich je nachdem auf 40, 27 und 
3 Mark. In Oberfranken haben ſich die Preiſe der Grundſtücke und 
Pachten ſeit zwanzig Jahren ungefähr auf derſelben Höhe erhalten; 
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erſt ſeit einigen Jahren iſt ein bis jetzt unbedeutendes Sinken bemerk⸗ 
bar geweſen. 

Die Verſchuldung wird ſehr verſchieden angegeben. Im Bezirke 
Melrichſtadt ſoll ſie durchſchnittlich etwa den dritten Theil, nur aus⸗ 
nahmsweiſe die Hälfte des Gutswerths erreichen; auf der Rhön da⸗ 
gegen vielfach zwei Drittel. In Oberfranken ſoll ſie im Allgemeinen 
eher ab⸗ als zugenommen haben, und nur in den Bezirken Exlangen 
und Fürth ſtark angewachſen ſein. Beſonders in dem Hopfenbezirk 
Spalt iſt in Folge hoher Uebernahmspreiſe und ſtarker Reſtkaufgelder 
die hypothekariſche Verſchuldung ſehr groß. Der dritte Theil der Hopfen⸗ 
bauer, heißt es, habe durch Ueberſchuldung faktiſch ihr Anweſen an die 
Gläubiger verloren. Die Schuldner bewirthſchaften das Anweſen und 
verkaufen die Ernte, aber nach dem Verkauf kommt der Gläubiger und 
holt ihnen den größten Theil des Erlöſes weg. Im Sommer borgen 
fie dann wieder, u. ſ. f. 
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Der flüchtigen Umſchau, die wir an der Hand der mehrerwähnten 
literariſchen Führer über die bäuerlichen Verhältniſſe in Deutſchland 
gehalten haben, mag hier noch ein vergleichender Blick auf die Ergeb— 
niſſe der betreffenden Unterſuchungen folgen. 

Daß da, wo Geſchloſſenheit der Güter üblich und die Veran- 
ſchlagung derſelben bei der Uebernahme durch den Anerben eine mäßige 
iſt, die Lage der Bauern im Allgemeinen eine günſtigere ſein muß, 
als da, wo das Erbe ſich unter eine größere Zahl von Miterben zu 
gleichen Theilen vertheilt, iſt in der That zu ſelbſtverſtändlich, als daß 
wir dabei verweilen dürften. Je mehr den übrigen Erben entzogen 
wird, deſto mehr muß natürlich für den Anerben übrig bleiben. Das 
iſt klar genug. Und wenn der Bauer einen großen und wenig be— 
laſteten Beſitz ererbt, fo braucht er, falls er ſich nicht zu einer ver⸗ 
ſchwenderiſchen Lebensweiſe verleiten läßt, auch keine Schulden zu machen, 
kann vielmehr die etwa auf ſeinem Gute laſtenden Verpflichtungen ver⸗ 
möge ſeiner reichlichen Einnahmen raſch abtragen. Es iſt daher leicht 
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begreiflich, daß in den Gegenden, wo das geſchloſſene Bauerngut vor- 
wiegt und die Miterben durch geringfügige Herauszahlungen abgefunden 
werden, die Bauerngüter entweder gar nicht oder nur wenig verſchuldet 
ſind. Indeſſen liegt die Klippe eben bei der größeren oder geringeren 
Bevorzugung des Anerben. Wo derſelbe keinen erheblichen Vorzug 
genießt und die Miterben einigermaßen hoch abgefunden werden müſſen, 
da ſitzt er von vornherein auf einem ſchwer verſchuldeten 


die er übernommen. Aus allen Theilen Deutſchlands wird überein⸗ 
ſtimmend die Schuldbelaſtung des Anerben als eine der Haupturſachen 
der gefährdeten Lage des bäuerlichen Beſitzes bezeichnet. Hohe Erb— 
antheile oder auch Leibgedinge geben überall den Anlaß zu ſtarker Ver⸗ 
ſchuldung, mit all' den Folgen, die ſich gewöhnlich an dieſelbe knüpfen. 
Die nagende Sorge führt leicht zur Vernachläſſigung des Betriebes; 
das Kapital und die Einnahmen, welche zur Herſtellung nothwendiger 
Verbeſſerungen dienen ſollten, müſſen für Abfindungen und Schuldzinſen 


verausgabt werden; und nur zu bald fällt der unglückliche Beſitzer 


unter ſolchen Umſtänden dem Wucher in die Hände, der ihn bis an 
ſein Lebensende auspreßt oder ihn von Haus und Hof verjagt. Das 
Anerbenrecht ſtellt daher die Erblaſſer vor die Wahl, entweder ungerecht 
gegen die übrigen Kinder zu ſein, oder aber den Uebernehmer des Hofes 
in eine von vornherein prekäre Lage zu verſetzen. Das natürliche Gefühl 
der Eltern ſiegt in vielen Fällen und ſträubt ſich gegen den Gedanken, 
die übrigen Kinder ſchlechter zu bedenken als das eine. In manchen 
Gegenden ſchreitet man daher zum Verkaufe des Hofes und theilt den 
Erlös zu gleichen Theilen. Meiſt jedoch wird der Anerbe darauf an— 
gewieſen, durch eine reiche Heirath die Auszahlungen zu ermög⸗ 
lichen. Gelingt dieſe nicht, ſo iſt eine gefährliche Verſchuldung 
unausbleiblich. Die Spekulationen auf reiche Heirathen entwürdigen 
aber die Ehe, vergiften dieſelbe oft von vornherein und miſchen in den 


Charakter des Bauern einen Zug von Geldgier, der für die moraliſchen 


Eigenſchaften der bäuerlichen Bevölkerung verhängnißvoll werden muß. 
Und wenn nur reich ausgeſtattete Töchter darauf rechnen können, unter 
die Haube zu kommen, ſo muß der Bauer die Töchter mit einem reichen 
Heirathsgut ausſtatten. Oft vermag er dies aber nur, wenn er ſein 
Gut mit Schulden belaſtet, und ſo wird auch dieſe Sitte zu einer 
Quelle der Verſchuldung. Damit hören die bedenklichen Folgen der 
Gutsübergabe an ein Kind noch nicht auf. Dieſelbe verleitet oft die 


Eltern, ſich früh Surhdguaiehen und mit ihrem at ein müßiges 
Stöpel, Soziale Reform. 


Ba ofe., MN e 
kämpft häufig einen hoffnungsloſen Kampf gegen die Geldverpflichtungen, 
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Leben zu führen. Dem das Gut übernehmenden Kinde bleibt dann 
die wenig beneidenswerthe Pflicht, die noch jungen Altentheiler viele 
Jahre hindurch zu ernähren und die jüngeren Geſchwiſter auszuzahlen. 
Unter den Geſchwiſtern, die vom Hofe ausgeſchloſſen werden oder als 
Knechte und Mägde auf demſelben leben müſſen, faßt begreiflicherweiſe Neid 
und Mißgunſt gegen den Bevorzugten leicht Wurzel. Bei der Feſtſtellung 
der Abfindungen ſowohl als auch des Altentheils findet oft eine förm⸗ 
liche Handelei ſtatt, wobei in der Regel der heirathsluſtige Anerbe 
unterliegt. Häufig entſtehen endlich Prozeßſtreitigkeiten über die Höhe 
der Abfindungen, wobei die Geſchwiſter ſämmtlich gegen den überneh⸗ 
menden Bruder auftreten. So wird durch die Ungleichheit der Erb— 
theile das bäuerliche Familienleben auf die mannichfachſte Weiſe demo⸗ 
raliſirt, und es kann nicht ausbleiben, daß dadurch auch auf den 
bürgerlichen und allgemein menſchlichen Charakter des Bauern Schatten 
geworfen werden. 

Gelingt es nun aber auch, durch Anerbenrecht und Benachtheiligung 
der Miterben einen wohlhabenden oder gar einen reichen Bauernſtand 
zu erhalten, was iſt damit gewonnen? Es wird dann in jeder Ge⸗ 
meinde eine Anzahl wohlhabender oder reicher Bauern geben, auf deren 
„konſervative“ Geſinnung man ſich verlaſſen kann, da ihr Reichthum 
auf der Erhaltung ihrer Vorrechte beruht. Aber neben ihnen wird es 
eine überwiegende Menge abhängiger Knechte, Mägde und Tagelöhner 
geben, die nur geringe Ausſicht haben, auch bei der größten Anſtrengung 
ihrer Kräfte einmal einen eignen Beſitzſtand zu gründen. Die Folgen 
dieſer Hoffnungsloſigkeit ſind überall, wo die geſchloſſenen Bauernhöfe 
vorherrſchen, ſichtbar. Die abhängigen Arbeiter ziehen entweder in die 
Induſtriebezirke und Städte, wo ihnen größerer oder leichterer Ver⸗ 
dienſt und mehr Zerſtreuung winkt, oder ſie wandern nach entfernten 
Ländern, wo ſie durch angeſtrengte Arbeit ein eignes Beſitzthum zu 
erringen hoffen dürfen. Was der Staat oder die Geſellſchaft durch 
die Erhaltung eines reichen Bauernſtandes mittelſt einer mit ungleichem 
Maße meſſenden Agrargeſetzgebung gewinnt — wenn es überhaupt ein 
Gewinn heißen kann, daß Reichthum konſervirt wird — büßen ſie 
zehnfach wieder ein durch die berechtigte Unzufriedenheit, mit welcher 
eine ſolche Geſetzgebung oder das dunkle Gefühl eines durch dieſelbe 
erlittenen Unrechts die Arbeiter erfüllt. Nur Kurzſichtige ſchelten die 
auf der geſellſchaftlichen Leiter unten Stehenden neidiſch. Es iſt ge— 
wöhnlich nicht der Neid, welcher die Armen gegen die Reichen erbittert; 
es iſt das Bewußtſein oder doch die Ahnung einer Ungerechtigkeit, 
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welche allein die großen Verſchiedenheiten in der Vertheilung der Glücks⸗ 


güter zu Wege bringt. Und wenn dies Bewußtſein einmal erwacht 
iſt, wird es ſchwerlich jemals wieder einzuſchläfern ſein. 

Den Beſtrebungen, einen wohlhabenden Bauernſtand zu erhalten, 
liegt theilweiſe die verkehrte Vorſtellung zu Grunde, daß ein Land 
oder ein Ort reich ſei, wenn in ihm viele reiche Leute wohnen. Die 
armen Leute, welche der Fußſchemel find, auf denen ſich die Reich⸗ 
thümer der Reichen aufbauen, ſieht man nicht oder will man nicht 
ſehen. In den Oſtprovinzen Preußens giebt es ohne Zweifel viele 
ſehr reiche Grundbeſitzer; es giebt auch einige Tauſende reicher und 
eine ſehr große Anzahl wohlhabender Bauern. Sind dieſe Provinzen 
darum reich zu nennen? Können Provinzen reich ſein, in denen mehr 
als zwei Drittel aller ländlichen Familien faſt ganz auf Tagelöhner⸗ 
arbeit angewieſen ſind, zu Lohnſätzen, die eben nur hinreichen, das 
nackte Leben zu friſten? In der Pfalz dagegen giebt es auf dem 
platten Lande nur eine ſehr geringe Anzahl Dienſtboten oder Tage— 
löhner. Die große Mehrheit aller ländlichen Familien gehört zu der 


Kategorie kleiner Grundbeſitzer, ſo kleiner, daß dieſelben anderwärts 


kaum ihre Unabhängigkeit würden bewahren können. Wenige giebt es, 
die reich zu nennen ſind; aber ein gewiſſer beſcheidener Wohlſtand iſt 
über alle Landbewohner verbreitet. Iſt nicht dies Land reicher, als 
jene Provinzen, in denen ſich ein übermäßiger Reichthum Einzelner 
mit dürftiger Armuth und entwürdigender Abhängigkeit der Maſſen 
miſcht? 

Die ſittlichen Einflüſſe der ungleichen Erbtheilung wurden theil- 


weiſe ſchon geſtreift. Dahingegen ſprechen die Thatſachen laut für die 


hohe ſittliche Kraft, welche der gleichen Erbtheilung gerade in Bezug 
auf den Grundbeſitz innewohnt. Der Berichterſtatter des deutſchen 
Landwirthſchaftsrathes ſpricht ſich in der neueſten Veröffentlichung dieſer 
Körperſchaft, die in ihrer Mehrheit freilich entgegengeſetzte Tendenzen 
hegt, darüber folgendermaßen aus: „. .. Bei mehreren Erben muß 
jeder derſelben, will er nicht in der Rangſtufe der Grundbeſitzer herab- 
ſteigen, ſeine ganze Kraft einſetzen, um durch Fleiß und Sparſamkeit 


die Höhe des elterlichen Beſitzes wieder zu erreichen. Bei dem großen 


Anſehen, deſſen in bäuerlichen Kreiſen Schwabens aber der Grundbeſitz 

ſich erfreut, ſpannt der bäuerliche Erbe, wenn er kein Taugenichts iſt, 

jede Fiber zur Erreichung dieſes ihm höchſt begehrenswerthen Zieles 

an, und iſt einmal das Ziel erreicht, ſo wird durch den wachgerufenen 

und einmal erſtarkten Sparſamkeitsſinn auch an der Abzahlung der 
7 * 


190 Siebentes Kapitel. 


Schulden gearbeitet, ſoweit es die Zeitverhältniſſe und die inzwiſchen 
meiſt geſunkene Arbeitskraft erlauben. Hierin liegt offenbar der ge⸗ 
ſunde ſittliche Kern des von vielen Seiten ſo ſehr verachteten römiſchen 
Erbrechts“ . . . Dieſe Beobachtungen finden überall, wo das gleiche 
Erbrecht und insbeſondere dasjenige mit Naturaltheilung herrſcht, Be⸗ 
ſtätigung. Die Arbeitſamkeit und Nüchternheit des ſchwäbiſchen, ba⸗ 
diſchen, pfälziſchen ꝛc. Bauern wird nirgendwo erreicht, geſchweige denn 
übertroffen. Die Liebe und Anhänglichkeit an Heimath und Vaterland ſind 
nirgends größer. Nirgends herrſcht im Allgemeinen ein beſſeres Familien⸗ 
verhältniß. Sind das nicht Dinge, die gegen die vermeintlichen Vor⸗ 
theile eines „konſervativen“ Bauernſtandes ſchwer ins Gewicht fallen? 
Ein konſervativer Bauernſtand! Die ſchlechtregierten Staaten, die 
korrumpirten Geſellſchaften verſtehen darunter nur einen Stand, der 
auch eine ſchlechte Regierung und eine korrumpirte Geſellſchaft ſtützt. Daran 
kann das Volk, das Volk in ſeiner Geſammtheit nimmermehr ein Intereſſe 
haben. Die Gegenden, wo ein reicher Bauernſtand überwiegt, ſind in 
vielen Beziehungen keineswegs durch einen hohen Stand der Sittlich⸗ 
keit ausgezeichnet. Mit dem Reichthum kommt nothwendig auch die 
Habgier und Selbſtſucht, wie mit übermäßiger Armuth andere Fehler 
der Menſchennatur zu Tage treten. Wo die Geſchloſſenheit des bäuer⸗ 
lichen Beſitzes viele junge Leute von der Ehe ausſchließt, da über⸗ 
ſpringt naturgemäß der Arme die Schranken der Sitte. Nirgends iſt 
der Prozentſatz unehelicher Geburten ſo groß, wie da, wo dem Arbeiter 
der Erwerb eines kleinen Beſitzes und einer beſcheidenen Unabhängigkeit 
unmöglich gemacht wird. 

Hier berühren wir einen Punkt, der weit über die Intereſſen einer 
Oertlichkeit oder eines Bezirkes hinaus die Intereſſen der ganzen Volks⸗ 
gemeinſchaft aufs Tiefſte berührt. Notoriſch iſt der Kinderreichthum 
am größten unter jenen ärmſten Klaſſen, die alle geiſtigen Anregungen 
entbehren und in denen das Gefühl der Selbſtverantwortlichkeit wenig 
entwickelt iſt. Dieſe Thatſache habe ich in dem zweiten Heft der vor⸗ 
liegenden Schrift ausführlicher beſprochen. Die Erſcheinungen einer 
örtlichen Uebervölkerung zeigen ſich daher da am eheſten, wo eine arm⸗ 
ſelige Tagelöhnerbevölkerung zu Hauf wohnt. Für den Ueberſchuß 
ſchafft freilich entweder der Tod oder die Auswanderung Abfluß, ſei 
es die Auswanderung in andere Orte, in Städte, Induſtriebezirke oder 
Gegenden mit liberalerer Agrarverfaſſung, ſei es die nach entfernten 
Ländern. Aber eine große Sterblichkeit iſt, wie nicht weiter erklärt zu 
werden braucht, ebenſo gut eine Vergeudung der Volkskraft, wie die 
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Auswanderung es iſt, ſo lange in dem eigenen Lande noch hinreichender 
Spielraum für Bevölkerungszuwachs bleibt. Die Uebervölkerung, die 
ſich in einzelnen Gegenden Deutſchlands dem Blicke zeigt, erweiſt ſich 
bei genauerem Zuſehen nur als örtliche Stauung, deren Abfluß und 
Ebnung nur durch künſtliche Hinderniſſe gehemmt iſt. Wenn in Ober⸗ 
ſchleſien, theilweiſe nicht ohne ſcheinbaren Grund, über Uebervölkerung 
geklagt wird, ſo iſt dies darum der Fall, weil durch die dort vorherr⸗ 
ſchenden Latifundien der natürliche Zuwachs der Bevölkerung an der 
Ausbreitung verhindert wird. Oder wenn die ländliche Bevölkerung 
vieler Gemeinden Süddeutſchlands allmählich in einem Maße zu⸗ 
genommen hat, daß der Grundbeſitz in nur allzu kleine Partikelchen 
zerfällt, ſo iſt dies kein Beweis für die Schädlichkeit der gleichen 
Erbtheilung überhaupt, ſondern nur ein Beweis für die Schädlichkeit 
der Hinderniſſe, welche in dem übrigen Theile des großen Vaterlandes 
der naturgemäßen Vertheilung des Beſitzes in den Weg gelegt wurden 
und werden. Durch dieſe Hinderniſſe find in Deutſchland ſelbſt uns 
geſunde ſoziale Verhältniſſe, ſind Armuth und Verkümmerung ganzer 
Klaſſen geſchaffen worden; und indem durch dieſelben große Theile der 
deutſchen Bevölkerung nach fremden Ländern getrieben wurden, erzeugte 
ſich eine Konkurrenz, über welche jetzt die deutſche oder überhaupt weſt— 
europäiſche Landwirtſchaft ſo bitter klagt und welche man durch verkehrte 
Mittel, wie die der Getreidezölle, jo vergeblich zu bekämpfen ſucht. 
Zu Gunſten der künſtlichen Erhaltung größeren bäuerlichen Be— 
ſitzes werden allerdings auch Rückſichten des Volkswohlſtandes in das 
Feld geführt. Eine wirklich rationelle Bodenkultur, ſagt man, iſt bei 
kleinem Grundbeſitz nicht möglich. Dies muß bis zu einem gewiſſen 
Grade als richtig zugegeben werden. Allein wenn man dieſe Rückſicht 
zum alleinigen Maßſtab der Grundbeſitzvertheilung machen wollte, müßte 
man zu dem Schluſſe kommen, daß nur der große Grundbeſitz exiſtenz⸗ 
berechtigt ſei. Der mittlere Grundbeſitz zeichnet ſich, wie die in den 
vorigen Kapiteln entworfene Schilderung lehrt, durch rationellen Betrieb 
im Allgemeinen ſehr wenig vor dem kleinen aus. Alles hängt hier 
von der verhältnißmäßigen Wohlhabenheit und Intelligenz des Beſitzers 
ab. Wo ein großer bäuerlicher Grundbeſitz mit Mangel an Einſicht 
und Bildung verbunden iſt, da wird der Betrieb noch weit irrationeller 
ſein, als beim Kleinbetriebe, der immerhin eine geringere Kraft des 
Ueberblicks und der Leitung erfordert. Und wo der mittlere Beſitz an 
Kapitalmangel krankt, da wird das Defizit an intenſiver Bearbeitung 
weit größer ſein, als beim Kleinbetriebe, der durch unermüdliche Arbeit 
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viel von dem erſetzt, was ihm an den Hilfsmitteln des Kapitals ab- 
geht. In der That ſind die Klagen über mangelhaften Betrieb nirgends 
häufiger als dort, wo unter nicht ganz günſtigen Verkehrsbedingungen 
der Mittelbeſitz vorherrſcht. Derſelbe iſt im Verhältniß zu den Betriebs⸗ 
mitteln in vielen Fällen übergroß. Die nothwendigen Folgen davon 
ſind unzulängliche Ackerung, mangelhafte Düngung und Fütterung, Ver⸗ 
harren bei rückſtändigen Betriebsmethoden, kurz Raubbau in jeder Be⸗ 
ziehung. Auf dieſe Urſachen iſt der Niedergang des mittleren Grund⸗ 
beſitzes vorzugsweiſe zurückzuführen, und diejenigen, welche glauben, 
durch Erhaltung eines ſolchen Beſitzes die Nationalwohlfahrt zu för⸗ 
dern, dürften in einer groben Täuſchung befangen ſein. Der Kleinbeſitz 
aber ermöglicht da, wo er noch nicht auf einen unhaltbaren Zwergbeſitz 
heruntergekommen iſt, und wo die ſonſtigen Verkehrsbedingungen der 
Arbeit einen angemeſſenen Lohn ſichern, hinreichende Erſparniſſe, um 
eine kleine Fläche mit alle dem zu verſehen, deſſen ſie bedarf, um einen 
lohnenden Ertrag zurückzugeben. Nur wenige Gebiete des Großgrund— 
beſitzes werden ſich an ſorgfältigem Anbau und intenſiver Wirthſchaft 
mit den von kleinen Beſitzern kultivirten Thälern des Rhein, des 
Main, des Neckar, der Saale u. ſ. w. meſſen dürfen. Ich habe ſchon 
hervorgehoben, welch' ſtarken Beweis die hohen Güterpreiſe in den 
Gegenden vorherrſchenden Kleinbetriebes für die Ueberlegenheit dieſes 
Betriebes darbieten. Aber nicht genug, daß die kleinen Beſitzer Badens, 
der Pfalz, Württembergs u. ſ. w. trotz der exorbitant hohen Preiſe, 
die ſie für den Grund und Boden zahlen müſſen, es in den meiſten 
Fällen ermöglichen, den kleinen Beſitz, den ſie ererbten, unausgeſetzt 
zu vermehren; ſie vermögen auch die Schulden, die ſie machen, ge⸗ 
wöhnlich abzutragen, während die mittleren Beſitzer anderer Gegenden, 
ſoweit ſie nicht durch Herkommen oder Erbrecht beſonders begünſtigt 
werden, in immer hoffnungsloſere Verſchuldung verſinken. 

Man wirft jedoch ein, die gleiche Erbtheilung ſei nur dort allen⸗ 
falls nicht vom Uebel, wo überhaupt der kleine Grundbeſitz die natür⸗ 
lichen Vorbedingungen des Beſtandes in ſich trage, nämlich wo eine 
gartenmäßige Benutzung des Grund und Bodens möglich ſei. In 
Gegenden von geringer Ertragsfähigkeit des Bodens oder von rückſtändiger 
Verkehrsentwickelung ſeien kleine Stellen nicht hinreichend, eine Familie 
zu ernähren, und es müßten darum geſetzliche Maßregeln getroffen 
werden, daß die Theilung nicht zu weit gehe. Ich antworte darauf, 
daß im Allgemeinen die Natur der Dinge ſchon dafür ſorgen wird, die 
durchſchnittliche Beſitzfläche nicht auf ein zu tiefes Maß ſinken zu laſſen. 
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Wo bei ſtark vertheiltem Grundbeſitz Nebenerwerb in Tagelohn, Fabrik⸗ 
arbeit, Hausinduſtrie oder dgl. mangelt, werden die kleinſten Beſitzer 


ſchlimmſtenfalls durch die Noth gezwungen werden, eine andere Stätte 


der Bethätigung aufzuſuchen. Wir ſehen ohne alles Zuthun ein- 
ſchränkender Geſetze das Gleichgewicht ſich von ſelbſt ganz leidlich her— 
ſtellen. In Bezirken, wo die Natur den Landmann auf den Wieſen⸗ 
oder Getreidebau hinweiſt, wo Wein oder Obſt nicht ſonderlich gedeihen, 
oder wo Gemüſezucht wegen Mangels nahegelegener Städte unthunlich 
iſt, bleibt die Durchſchnittsfläche der rein landwirthſchaftlichen Betriebe, 
ſelbſt bei völlig gleicher Erbtheilung, ganz von ſelbſt eine größere, als 


in den Wein, Obſt oder Gemüſe bauenden Orten. Gerade die Klein⸗ 


heit der Flächen zwingt aber die Beſitzer, alle Kräfte anzuſpannen und 
alle Mittel ausfindig zu machen, um der kleinen Fläche einen möglichſt 
hohen Ertrag abzugewinnen, und der Boden paßt ſich bei gehöriger 
Bearbeitung, falls nicht die klimatiſchen Bedingungen durchaus widrige 
find, auch ſolchen Kulturen an, welche ohne den Stachel der harten 


Nothwendigkeit ein hergebrachter Schlendrian nicht für möglich würde 


gehalten haben. Wenn aber auch wirklich unter der Herrſchaft der 
gleichen Erbtheilung der Beſitz mit der Zeit ſich allzu ſehr zertheilen 
ſollte, ſo würde dies Ergebniß noch immer demjenigen vorzuziehen 
fein, das aus den Erbrechtsbeſchränkungen mit Nothwendigkeit hervor⸗ 
gehen muß, nämlich der Verlegung der Beſitzloſigkeit und des Arbeits 
überangebots vom platten Lande hinweg in die Städte und Induſtrie— 
bezirke. Endlich aber und hauptſächlich iſt zu wiederholen, daß eine 
ausgleichende Gerechtigkeit den Beſitz und mit ihm den ſelbſtändigen 
Landwirthſchaftsbetrieb nicht durch Schranken nach unten gegen den 
Selbſtändigkeitsdrang der Maſſen abzuſchließen, ſondern vielmehr die 
Schranken nach oben zu öffnen, d. h. die Hinderniſſe der Theilung 
des großen Grundbeſitzes zu beſeitigen haben wird. Ich verkenne, 
wie ſchon bemerkt, keineswegs das Gewicht der Bedenken, welche gegen 
bäuerliche Zwergwirthſchaften ſprechen. Ich werde vielmehr Mittel und 
Wege vorſchlagen, denſelben entgegenzuwirken. Allein dies hindert mich 
nicht, vom Standpunkte der Gerechtigkeit und einer die geſammte 
Geſellſchaft und nicht bloß einen Theil derſelben ins Auge faſſenden 
ſozialen Zweckmäßigkeit die Charlatanerie zu verwerfen, mit welcher man 
der Maſſenarmuth dadurch ſteuern will, daß man den Beſitz bei den 
Beſitzenden — beatis possidentibus — konſervirt. 

Ein rationeller und intenſiver Betrieb der Landwirthſchaft hängt 
nicht ſowohl von der Größe des Beſitzes (obſchon für manche Ver— 
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beſſerungen eine gewiſſe Größe der Fläche nothwendig fein kann), als 
von der Einſicht und dem Kapital der Landwirthe ab. Daß die Bildung, 
auch die Fachbildung, der Staatsbürger überhaupt und der Landleute 
insbeſondere eine immer allgemeinere, umfaſſendere und zweckmäßigere 
werde, dafür hat die Schule zu ſorgen. Hier iſt noch viel, unendlich 
viel zu thun. Der Arme wird auch heute noch unbillig vernachläſſigt 
und namentlich die Fachbildung gänzlich dem eignen Antriebe und 
Leiſtungsvermögen der Eltern überlaſſen. Eher werden Anſtalten ge⸗ 
troffen, die dem ſchon einigermaßen Begüterten, als ſolche, die auch 
dem völlig Unvermögenden zu Gute kommen. Trotzdem iſt landwirth⸗ 
ſchaftliche Einſicht unter den kleinſten Beſitzern vieler Gegenden in nicht 
geringerem Maße vorhanden, als unter vielen großen und mittleren 
Bauern anderer Gegenden, und die beſtehenden Unterſchiede in der Aus⸗ 
bildung ſind im Allgemeinen nicht ſo groß, daß aus dieſem Grunde dem 
mittleren Grundbeſitz ein erheblicher Vorzug zugeſtanden werden könnte. 

Was das Kapital anbelangt, ſo darf man zweifeln, ob nicht der 
verhältnißmäßige Mangel daran dem größeren Bauernbeſitz eigenthüm⸗ 
licher ſei, als dem kleinen. Die Klagen, daß zu nothwendigen Ver⸗ 
beſſerungen das Kapital fehle, ertönen ebenſowohl aus den Landſchaften, 
in denen der große und mittlere Bauernbeſitz, als in denjenigen, in 
denen der kleine Beſitz vorherrſcht. Der Unterſchied iſt nur der, daß 
in den erſteren die angeblich mangelhafte Rentabilität — ich habe 
weiter oben erläutert, inwiefern dieſer Ausdruck falſch iſt —, in den 
anderen die Verwendung aller Erſparniſſe zur Vergrößerung des Grund- 
beſitzes oder die Anſammlung baarer Mittel zur künftigen Abfindung 
der Kinder die Urſache des Mangels an Betriebskapital zu ſein pflegt. 
Abhülfe zu ſchaffen gegen dieſen Kapitalmangel, der mehr als alles 
andere die Produktivität des heimiſchen Bodens einſchnürt, muß die 
Aufgabe jeder rationellen Agrarpolitik ſein. Der Fehler der meiſten 
Vorſchläge zur Abhülfe des Uebelſtandes beſteht aber darin, daß man 
immer nur auf Mittel denkt, den Kredit des Landmannes zu heben — 
womit man lediglich eine Quelle neuer Verſchuldung und neuer Be⸗ 
laſtungen der Rente öffnet, deren monopoliſtiſchen Beſtandtheil man 
vielmehr zu beſeitigen ſuchen ſollte. Der vernünftige Weg, dem Land⸗ 
manne die Verwendung von Kapitalien auf den Boden zu ermöglichen, 
kann nur darin beſtehen, daß man die Gründe beſeitigt, die ihn an 
der Kapitalanſammlung oder der richtigen Kapitalverwendung hindern; 
nicht aber in dem ewigen Suchen nach Kredit. 

Ein . e des kleinen Grundbeſitzes iſt der, daß 
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die Wirthſchaft i in der Regel mit einem ganz unverhältnißmäf 
. belaſtet iſt. Uebernimmt bei bes Seen eines 
„die vorhandenen Gebäude, während ſich in den Grundbeſitz alle 
Erben theilen, ſo ſind die Gebäude für den verkleinerten Grundbeſitz 
zu groß und belaſten den Uebernehmer, ſelbſt wenn man ſie ihm nicht 
zum vollen Werthe anrechnet, oft mit einer drückenden Schuld. Aber 
auch in allen anderen Fällen belaſten die Wohn⸗ und Wirthſchafts⸗ 
gebäude einen Beſitz von wenigen Hektaren verhältnißmäßig ſehr hoch, 
fo elend auch die Gebäude vielfach errichtet werden. Es find keines⸗ 
wegs immer wirthſchaftliche Rückſichten von Belang, ſondern es iſt 
meiſtens ein zu weit getriebener Individualismus, welcher den kleinen 
Landmann auf eigne Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude hohen Werth 
legen läßt. Die Fortſchritte der Aſſoziation werden nach meiner An⸗ 
ſicht zweifellos dahin führen, daß auf dem Lande ebenſo wie in den 
Städten die Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude zum Gebrauche nicht bloß 
Einer Familie errichtet werden. Sowohl der Komfort und die Geſund— 
heit der Wohnungen, als auch die Zweckmäßigkeit der Wirthſchafts⸗ 
räume könnten dabei nur gewinnen, und die Verdrängung des Einzel⸗ 
hausſyſtems würde ſanitäre und wirthſchaftliche Vortheile in Ausſicht 
ſtellen, gegen welche die Schattenſeiten bis zum Verſchwinden zurücktreten. 
Die großen Uebelſtände der Zerſplitterung des Grundbeſitzes in 
allzu kleine Parzellen wurden bereits hervorgehoben. Sie ſind nicht 
ausſchließlich dem kleinen Grundbeſitz eigenthümlich, ſondern kommen 
auch in Gemeinden vor, bei denen der größere Beſitz überwiegt. In⸗ 
deſſen wird die Zerſplitterung doch vorzugsweiſe durch die Natural- 
theilung begünſtigt, und die Uebelſtände wachſen daher vorzugsweiſe in 
den Gegenden, wo dieſe herrſcht, bis zur Unerträglichkeit an. Es wird 
die Aufgabe einer umſichtigen Verwaltung ſein, dieſe Uebelſtände, ſo⸗ 
weit ſie nicht durch eine vernünftige Wegeordnung verhütet werden 
können, von Zeit zu Zeit durch zweckmäßige Zuſammenlegungen zu be⸗ 
ſeitigen. Auch andere Mittel find denkbar, um eine ſchädliche Zer- 
ſplitterung zu verhindern. In Unterfranken werden die Theilungen 
des Grundvermögens in der Weiſe vorgenommen, daß durch die ver- 
pflichteten Taxatoren ſogenannte Looszettel aufgeſtellt werden. Die 
Summe der Taxwerthe der einzelnen Grundſtücke auf jedem Looszettel 
muß übereinſtimmen. Dabei wird darauf geſehen, daß zuſammen⸗ 
gehörige Grundſtücke nicht unnöthig auseinander geriſſen werden. Das 
am tiefſten eingreifende Mittel gegen die Zerſplitterung, ebenſo wie 
gegen die meiſten anderen Krebsſchäden der heutigen Landwirthſchaft 


106 | Achtes Kapitel. 


Deutſchlands würde jedoch in der Annahme derjenigen agrarpolitiſchen 
Vorſchläge liegen, die ich in den folgenden Kapiteln dieſer Schrift 
empfehle und zu begründen ſuchen werde. Bevor ich jedoch mein eigenes 
Programm darlege, ſollen erſt noch einige der Vorſchläge gewürdigt 
werden, die von anderer Seite gemacht worden ſind, um die deutſche 
Landwirthſchaft, an welcher nach der übereinſtimmenden Anſicht Aller 
mancherlei ſchwere Krankheitserſcheinungen hervortreten, auf eine ge— 
ſundere Grundlage zu ſtellen. 


Achtes Kapitel. 
Agrariſche Programme. 


Schon ſeit geraumer Zeit iſt man zu der Erkenntniß gelangt, daß 
einer der tiefſten Schäden der Landwirthſchaft in der Verſchuldung des 
Grundbeſitzes liege, die oft bei hohem Zinsfuß eine ſolche Größe er- 
reicht, daß die Zinsopfer, welche dem Leihkapital dargebracht werden 
müſſen, den Reinertrag vollſtändig verſchlingen und ſelbſt den der 
Arbeit zuſtehenden Lohn angreifen. Die hypothekariſche Verſchuldung, 
welche ſich wie ein Bleigewicht an den Grundbeſitz gehängt hat, trägt 
das Verhängniß in ſich, daß ſie, der vorzüglichen Sicherheit des Dar— 
lehns wegen, zu immer weiterer Ausdehnung verlockt und nur an der 
äußerſten Grenze der Leiſtungsfähigkeit einer Wirthſchaft ihre Schranken 
findet. Die meiſten Vorſchläge, der krankenden Landwirthſchaft aufzu⸗ 
helfen, bewegen ſich daher vorzugsweiſe in einem Gedankenkreiſe, welcher 
die Unſchädlichmachung der hypothekariſchen Verſchuldung zum Mittel⸗ 
punkt hat. Einer der erſten Schriftſteller, welcher auf die Gefahren 
derſelben aufmerkſam machte, Rodbertus, glaubte das Mittel, um 
der „Kreditnoth“ des Grundbeſitzes abzuhelfen, darin gefunden zu haben, 
daß er vorſchlug, bei Belaſtung des Grund und Bodens nicht das 
dargeliehene Kapital ſelbſt, ſondern die dafür zu zahlenden Zinſen 
als feſtſtehende Rente auf das Gut einzutragen, mit anderen Worten, 
die Kündbarkeit aufzuheben. Offenbar aber würde dadurch, wenn man 
auch annehmen wollte, daß dem Grundbeſitz die Darlehen, deren er 
zu den bisherigen Zwecken benöthigte, auch unter der Herrſchaft des 
„Rentenprinzips“ nicht fehlen würden, die Belaſtung des Grundbeſitzes 
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nicht erheblich geringer werden. Die Unkündbarkeit der Hypotheken⸗ 
kapitalien wäre ſicherlich ein Vortheil für die Schuldner; aber im 
Uebrigen kann es den Letzteren gleichgültig ſein, ob ſie unter einer 
Zinſenlaſt ſeufzen, die auf einem eingetragenen Kapital, oder unter 
einer ſolchen, die auf einer eingetragenen Rente ruhen. Auch die 
Hypothekenbanken und die in Preußen und anderwärts beſtehenden land⸗ 
ſchaftlichen Kreditinſtitute gewähren unkündbare Darlehen. Man hat 
jedoch nicht gehört, daß dadurch die Nothlage der Landwirthſchaft 
weſentlich vermindert worden wäre. Zum Rentenprinzip müßte daher 
wenigſtens die Feſtſtellung einer beſtimmten und nicht zu hoch be— 
meſſenen Beleihungsgren e treten, um die Verſchuldung des Grund— 
beſitzes al Au halten oder auf ein geringeres Maß zu bringen. Dies 
iſt es denn auch, was die Agrarpolitiker neuerdings meiſt fordern, ſei es, 
daß ſie eine Ermittelung der reinen Rente vorſchlagen und die hypo⸗ 
thekariſche Verſchuldung nur bis zur Höhe die je? Rente geſtatten wollen, 
ſei es, daß ſie ſich an die bisherige Praxis der Grundwerthsſchätzung 


anlehnen und die Verſchuldung des Grundwerthes bis zur Hälfte oder 


einer andern Grenze für zuläſſig erklären. In der Regel treten dieſe 
Vorſchläge außerdem in Verbindung mit dem Verlangen nach Untheil— 
barkeit des Gutes und einem Vorzugsrechte des Anerben auf. 

Als typiſch für dieſe letzteren Beſtrebungen dürfen die Tendenzen 
des von dem Freiherrn v. Schorlemer-Alſt geleiteten weſtfäliſchen 


Bauernvereins und der übrigen nach dieſem Muſter gebildeten 


Bauernvereine betrachtet werden. Eine Beleihungsgrenze für die hypo— 
thekariſche Verſchuldung fordern dieſe Vereine jedoch nicht, ſondern 
ſuchen nur den Hppothekenkredit durch öffentliche Inſtitute billig zu 
machen. Der weſtfäliſche Bauernverein empfiehlt die Benutzung der 
Provinzial⸗Landſchaft, welche Höfe von weniger als 150 Mk. Rein⸗ 
ertrag von der Beleihung ausſchließt, dagegen von dieſer Grenze an 
unkündbare Darlehen bis zum 22fachen des Reinertrages zu einem 
Zinsſatze von 4 Proz. gewährt un auf erdem 1½ Proz. für Amortiſation, 
¼ Proz. für Verwaltung aufſchlägt. Ueberdies ſorgt der Verein für eine 
angemeſſene Vermittelung des Perſonalkredits. Es iſt bekannt, daß die 
auf Herſtellung eines Anerbenrechtes zielenden Beſtrebungen in Preußen 
inſoweit Erfolg gehabt haben, als für verſchiedene Provinzen des Staates 
ſogenannte e eee erlaſſen worden ſind, nach denen die 
Eintragung eines Ländgukes in die Güterrolle die Folge hat, daß beim 
Mangel enigenenfiehender letztwilliger Verfügung der Anerbe das Gut 
ungetheilt für eine ermäßigte Taxe übernimmt. Da durch dieſe 
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Beſtimmung kein Zwangsanerbenrecht eingeführt wird und den Eltern 
auch nach bisherigem Rechte die Befugniß zuſteht, dieſelben Anord⸗ 
nungen, die hier für den Fall mangelnder teſtamentariſcher Verfügung 
getroffen worden, letztwillig zu treffen, ſo iſt am Ende gegen dieſe 
fakultative Anerbenfolge wenig einzuwenden. Es iſt offenbar vorzugs⸗ 
weiſe auf den moraliſchen Einfluß abgeſehen, den die Landgüterord⸗ 
nungen auf den Bauernſtand im Sinne ungetheilter Erhaltung des 
Beſitzes ausüben ſollen. Ob dieſer Zweck erreicht werden wird, kann 
man dahin geſtellt ſein laſſen; allein ſchwerlich wird man ſich eine 
förderliche Wirkung auf die Verhältniſſe des Grundbeſitzes davon ver⸗ 
ſprechen dürfen, da, wie wir geſehen haben, der ungetheilt erhaltene 
bäuerliche Beſitz nicht minder krankhafte Erſcheinungen aufweiſt, als 
der der gleichen Theilung unterliegende. 1 1 eben immer wieder 
darauf zurück, daß die unerläßliche Vorgusſetzung einer er Geſundung 
des landwirthſch gaftlichen Gewerbes in der H Hintanhal ng, Ber Wen 
A ng liegt. Ei 

Darauf laufen denn auch, wie ſchon bemerkt, die meiften Vor⸗ 
cle der neueren deutſchen Agrarpolitiker im Weſentlichen hinaus. 
Betrachten wir einige dieſer Vorſchläge etwas näher. 

Das von dem fränkiſchen Freiherrn v. Thüngen-Roßbach ent⸗ 
worfene „Bauernprogramm“ miſcht in ſein Rezept ſehr verſchiedenartige 
Ingredienzien. Gründliche Steuerreform zu Gunſten des überbürdeten 
Grundbeſitzes; Berückſichtigung der Schulden bei der Grund-, Haus⸗ 
und Gewerbeſteuer; Verminderung der Taxen bei Verträgen über 
Immobilien; Aufhebung der Taxen bei Hypothekenbeſtellungen und 
öffentlichen Verſteigerungen; genügend hohe Schutzzölle auf alle land⸗ 
wirthſchaftlichen Erzeugniſſe, — dies ſind die kleineren Deſiderien. 
Die Hauptſachen jedoch ſind die Ablöſung der Hypothekenſchulden mit 
Hilfe des Staates nach Art der Grundablöſung und die Verwandlung 
derſelben in unkündbare Schuldverpflichtungen an den Staat mit jähr⸗ 
licher Tilgung; außerdem „eine dem Weſen des Grundbeſitzes beſſer 
entſprechende Erbfolgeordnung und ein Heimſtättengeſetz, welches den 
zur Fortführung der Wirthſchaft nöthigen Theil an Gebäuden, Grund⸗ 
ſtücken, Vorräthen, Geräthſchaften und Vieh von der Pfändung und 
Zwangsverſteigerung freiläßt“. Außer der Umwandlung der Hppo⸗ 
thekenſchulden in unkündbare Schuldverpflichtungen verlangt Herr 
v. Thüngen ſtaatliche oder genoſſenſchaftliche Pfandbriefinſtitute für den 
Grundkredit, desgleichen Raiffeiſenſche Darlehenskaſſen für den Perſonal⸗ 
kredit. Von einer Beleihungsgrenze der Grundverſchuldung ſagt das 
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Programm Nichts. Man muß jedoch annehmen, daß der Verfaſſer 
deſſelben eine weitere hypothekariſche Verſchuldung als diejenige bei den 
Pfandbriefinſtituten nicht geſtatten will, und es würde daher von den 
Statuten dieſer Anſtalten abhängen, wie hoch die Beleihungsgrenze 
gezogen wäre. Die „dem Weſen des Grundbeſitzes beſſer entſprechende“ 
Erbfolgeordnung bleibt undefinirt. Man hat dabei wohl an ein An⸗ 
erbenrecht mit der obligaten Bevorzugung zu denken; doch ſcheint Herr 
v. Thüngen dies ſeinen fränkiſchen Landsleuten nicht mundgerecht ge— 
funden und darum lieber verſchwiegen zu haben. 

Sein Schwager, der Freiherr v. Fechenbach, der gleichfalls ein 
Bauernprogramm veröffentlicht hat, welches übrigens in den meiſten 
Punkten, zum Theil wörtlich, mit dem Thüngen'ſchen übereinſtimmt, 
drückt ſich über den Vererbungspunkt deutlicher aus, indem er die 
„Beſeitigung des römiſchen Erbrechtes und überhaupt Beſeitigung dieſes 
heidniſchen, nur dem mobilen Beſitz angepaßten Rechtes“ fordert. Ueber⸗ 
dies verlangt derſelbe die „Beſchränkung der Verſchuldbarkeit des Grund- 
beſitzes auf ein Drittel feines amtlich, beziehungsweiſe genoſſenſchaft⸗ 
lich, geſchätzten Werthes“. 

Aehnlich lauten die Vorſchläge des verſtorbenen Grafen Ludwig 
zu Arco⸗Zinnenberg, die G. Ratzinger in feiner Schrift über „die 
Erhaltung des Bauernſtandes“ ausführlich erläutert hat. Graf Arco 
findet die Haupturſache des drohenden Verfalles unſeres Bauernſtandes 
in den Beſtrebungen, den ſogenannten landwirthſchaftlichen Kredit aus⸗ 
zudehnen. Der Realkredit ſoll daher eine Einſchränkung erfahren durch 
Einführung einer Beleihungsgrenze, welche die Hälfte des thatſäch⸗ 
lichen Gutswerthes nicht überſchreiten darf. Die Beſchaffung der 
Kapitalien ſoll durch eine zentraliſirte Anſtalt auf Gegenſeitigkeit mittelſt 
Pfandbriefen zu möglichſt niedrigem Zinsfuße (mit Annuität und Amorti⸗ 
ſation) geſchehen, eventuell den beſtehenden Aktiengeſellſchaften unter 
entſprechenden Normativbeſtimmungen geſtattet werden. Das bäuerliche 
Erbrecht iſt derart zu ändern, daß dem Gutserben der halbe Schätzungs⸗ 
werth des Anweſens unverſchuldet bleibt, dagegen jede weitere Be⸗ 
ſchränkung des bäuerlichen Verfügungsrechts abzuweiſen, namentlich die 
neue Einführung einer Erbfolgeordnung (Majorat oder Minorat) zu 
unterlaſſen. Wie die Ausdehnung des Perſonalkredites verhütet werden 
ſoll, jagt Graf Arco nicht; er beſchränkt fi darauf, dieſelbe für be- 
denklich und die Wechſelform bei Pfandſchulden für ungeeignet, gefähr⸗ 
lich und verwerflich zu erklären, und im Uebrigen die Einſchränkung 
der Verſchuldung alsbaldigen geſetzgeberiſchen Maßregeln anheimzugeben. 
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Das Betriebsinventar darf nicht getrennt vom Gute in Pfand und 
Exekution genommen werden. Der Obrigkeit ſoll in Gemeinſchaft mit 
der Bezirksvertretung das Recht zuſtehen, die „Abſchwendung“ und Zer⸗ 
trümmerung der Güter zu verhindern. Die Grundſteuer iſt beizu⸗ 
behalten, doch hat die Reform der Beſteuerung die ſtärkere Heran⸗ 
ziehung des mobilen e zu den allgemeinen Laſten zu erzielen 
(Couponſteuer). 

Wir gelangen jetzt zu den Vorſchlägen, welche eine Aenderung des 
örtlich verſchieden geſtalteten Erbrechts ausſchließen, und die Reform 
im Weſentlichen auf eine Regelung des Hppothekarkredits einſchränken 
zu können glauben. Hierher gehört der Plan des Pfälzers E, 
der in feinem Buche über „die Agrarfrage der Gegenwart“ 
Verſchuldung des Reinertrages zulaſſen will, aber außerdem die „Herab⸗ 
ſetzung des landwirthſchaftlichen Zinsfußes“ verlangt. Dieſer ſei höher 
als die Rente der Landwirthſchaft und müſſe daher ermäßigt werden. 
In der Gegenwart müſſe der Bauer meiſt ein fünf- und ſechsprozentiges 
Kapital mit der drei⸗ oder vierprozentigen Rente ſeines Feldes be⸗ 
zahlen. Daher habe ſich der Grundbeſitz zu organiſiren, Landſchaften 
zu gründen, (drei- oder vierprocentige?) Renten⸗ oder Pfandbriefe aus⸗ 
zugeben. Die freie Theilbarkeit und Veräußerlichkeit, ſowie die gleiche 
Erbtheilung ſcheint Jäger nicht antaſten zu wollen. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden würde, ſcheint es, die Beſchränkung des Hypothekarkredits auf 
den Reinertrag den Bauern wenig helfen. Wenn der hypotheka⸗ 
riſchen Verſchuldung eine Grenze geſetzt iſt, ſo werden dafür die 
perſönlichen Schulden deſto mehr ſteigen und den Grundbeſitzer 
deſtoſtcherer dem Wucher ausliefern. Der größere Beſitzer kauft ja 
allerdings in der Regel nur die Rente eines Gutes nebſt den vom 
Gute untrennbaren Verbeſſerungen; aber die kleinen Beſitzer kaufen, 
wie ſchon mehrfach hervorgehoben, nicht bloß die Rente und die Ver⸗ 
beſſerungen, ſondern zugleich die Arbeitsgelegenheit, welche der Grund 
und Boden liefert; und da die Konkurrenz um Land durch den Jägerſchen 
Plan nicht vermindert wird, werden auch die hohen Grundſtückspreiſe 
des Kleinbeſitzes beſtehen bleiben. Man wird die Zahlung, wie es 
ſchon jetzt ſo häufig geſchieht, in Terminen bedingen und an dieſe 
Terminzahlungen Bedingungen knüpfen, denen man, ſo lange nicht 
die Vertragsfreiheit aufgehoben werden ſoll, geſetzlich nicht beikommen 
kann. Ueberdies bleibt die Herabſetzung „des landwirthſchaftlichen Zins⸗ 
fußes“ lediglich ein frommer Wunſch. Der Zinsfuß iſt ein Erzeugniß der 
Konkurrenz der Leihkapitalien und hängt von Angebot und Nachfrage ab. 
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Auch A. Schäffle will das bäuerliche Erbrecht, wie es in ſeiner 
Heimath Württemberg und in den meiſten Theilen Süddeutſchlands 
beſteht, nicht angetaſtet wiſſen. Seine Pläne knüpfen weſentlich an die 
„Inkorporation des Hypothekarkredits“ an. Er verſteht darunter die 
körperſchaftliche Vereinigung aller mittleren und kleineren Grundbeſitzer 
zum Zwecke der Ordnung und Sicherſtellung des Hypothekarkredites. Dieſe 
Grundbeſitzer treten zu Bezirks- oder Kreisverbänden, Letztere zu Landes— 
oder Provinzialverbänden zuſammen. Ein Reichsverband bildet die 
Spitze. Dieſe Verbände haben für die Befriedigung der Kreditbedürf⸗ 
niſſe durch Ausgabe von Pfandbriefen zu ſorgen. Die Kredite dürfen 
nur für wirkliche Meliorationen, für Bedürfniſſe der Erholung von 
außerordentlichen Unfällen, für Verſicherungseinzahlungen und gewiſſe 
Familienzwecke gewährt werden. Konſumtionskredit iſt unbedingt nicht 
hypothezirbar. Kredit für Abzahlung und Sicherſtellung von Kauf— 
ſchillingsreſten und von Anſprüchen der Miterben ſoll gar nicht oder 
nur beſchränkt gewährt werden. Betriebskredite, wenn fie von „ein- 
geſchriebenen“ Perſonalkreditgenoſſenſchaften (die allgemein und ſelbſt— 
ſtändig zu organiſiren wären) gewährt find, können unterpfändlich ſicher 
geſtellt werden und haben im Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners Anſpruch auf Erſatz durch die Realkredit-Genoſſenſchaft, 
welche dagegen den entſprechenden Pfandrechtstitel erwirbt. Die Be— 
leihungsgrenze ſoll vierzig oder funfzig Prozent des Gutswerthes nicht 
überſteigen. 

Soweit ſtimmt der Schäffle'ſche Plan einer Hypothekarreform mit 
den früher geſchilderten Entwürfen ziemlich überein, nur mit dem, aller⸗ 
dings weſentlichen, Unterſchiede, daß eine Eintragung von Erbantheilen 
oder Reſtkaufgeldern „gar nicht oder nur beſchränkt“ geſtattet ſein ſoll. 
Eine ſehr bemerkenswerthe Erweiterung erfährt jedoch das Projekt 
Schäffle's durch den Vorſchlag, den Genoſſen der Korporation das 
Recht zu geben, ihren Beſitz an die Korporation zum Taxwerthe (von 
dem nur einige Prozente in Abzug kämen) abzutreten, während die 
Letztere dieſen, ſowie den durch Vollſtreckung in Unterpfänder der 
Korporation anheimfallenden Beſitz jedem Meiſtbietenden zu Pacht oder 
Eigenthum überlaſſen müßte. Die Unterpfänder fallen der Korporation 
zum Taxwerthe ohne weiteres Subhaſtationsverfahren zu, wenn der 
Schuldner den Kredit für beleihungswidrige Zwecke verwendet, oder 
wenn er das Gut deteriorirt, oder wenn er mit Zinſen- und Amorti⸗ 
ſationszahlungen im Rückſtande bleibt, ohne Stundung erlangt zu haben. 

Um eine übermäßige Perſonalverſchuldung zu verhüten, wird ferner 


112 9 Achtes Kapitel. 


vorgeſchlagen, nur Forderungen der Korporation die Vollſtreckbarkeit 
in den Grundbeſitz zuzugeſtehen. „Auch an einen allgemeinen Schutz 
der nothwendigen Arbeits- und Haushaltungsſtücke gegen Exekution, an 
die Unklagbarkeit anderer als der durch Perſonalkredit-Genoſſenſchaften 
vermittelten Darlehen u. ſ. w. kann gedacht werden.“ 

Schließlich iſt noch des Programmes zu gedenken, welches im No⸗ 
vember 1883 von einem nach Eiſenach berufenen Bauerntage an⸗ 
genommen wurde und ſeitdem als Programm des von Herrn Wiſſer 
gegründeten „Allgemeinen deutſchen Bauern⸗Vereins“ adoptirt worden 
iſt. Die Frage der bäuerlichen Erbfolge wird hier im Sinne des 
fränkiſchen Erbrechts entſchieden, obwohl eine klarere Formulirung und 
ſchärfere Hervorhebung dieſes Kardinalpunktes zu wünſchen geweſen 
wäre. Der betreffende Paragraph lautet: „Die natürliche Entwicklung 
der Verhältniſſe des ländlichen Grundbeſitzes darf zu Gunſten bevor⸗ 
zugter Familien durch einſeitige Richtung der Geſetzgebung nicht gehemmt 
werden“. Daneben wird verlangt, daß die Staatsdomänen „überall, 
wo es durchführbar“, in kleinere leiſtungsfähige Beſitzungen umgewandelt 
und durch Bauerngeſchlechter aus überfüllten Diſtrikten koloniſirt, ſowie 
daß die Umwandlung des abhängigen bäuerlichen Beſitzes in freies 
Eigenthum überall, wo ſie nicht bereits beſteht, durchgeführt werden 
ſoll. Bezüglich des Kredits werden Grundkreditanſtalten oder land⸗ 
ſchaftliche Kreditinſtitute, welche auch dem kleineren bäuerlichen Beſitze 
zugänglich ſind, als wünſchenswerth bezeichnet, ohne daß eine Beſchrän⸗ 
kung des Hypothekenkredits vorgeſchlagen wird. Zur Entwickelung des 
perſönlichen Kredits werden Vorſchußvereine u. dgl. empfohlen. Außer⸗ 
dem werden in ziemlich buntem Durcheinander die Regelung des Wege⸗ 
bauweſens durch die Geſetzgebung, die Förderung landwirthſchaftlicher 
Meliorationen durch den Staat, die Errichtung von Landeskultur⸗ 
Rentenbanken, die Herabſetzung der indirekten Steuern und der ge⸗ 
richtlichen Koſten und Stempelgebühren bei Kauf oder Pachtung des 
Grundbeſitzes, die Umwandlung der beſtehenden Zucker- und Spiritus⸗ 
ſteuern in Fabrikatſteuern als Zielpunkte der bäuerlichen Beſtrebungen 
bezeichnet. 

Gehen wir dazu über, die vorſtehend geſchilderten Pläne mit 
einigen kurzen Strichen zu kennzeichnen, ſo können wir zunächſt die⸗ 
jenigen Vorſchläge, die auf die Bevorzugung eines Anerben hinaus⸗ 
laufen, bei Seite laſſen, da wir darüber in unſeren früheren Er⸗ 
örterungen Alles geſagt haben, was ſich von unſerem Standpunkte 
darüber ſagen läßt. Solche Vorſchläge ſcheiden für uns vollſtändig 
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aus der Betrachtung aus, da fie mit dem gleichen Erbrecht das ein 
integrirender Theil des gleichen Rechtes Aller iſt, aufräumen und der 
künſtlichen Züchtung einer Geburts- oder Beſitzariſtokratie in die Hände 
arbeiten. Es iſt wahrlich eine überaus geiſtreiche Manier, die Ge— 
ſellſchaft dadurch reformiren zu wollen, daß man einzelne Exiſtenzen 
gegen die freie Mitwerbung aller Menſchenkräfte zu befeſtigen ſucht und 
alle übrigen ihrem Schickſal überläßt. Auf dieſe Weiſe kann natürlich 
nur eine Ariſtokratie auf der einen, mit dem zugehörigen Proletariat 
auf der anderen Seite geſchaffen werden. Eine freie und gleiche Ge⸗ 
ſellſchaft iſt auf ſolcher Grundlage nicht zu errichten, und die Beförderer 
jener Pläne denken auch gar nicht daran, ein ſolches Ziel ins Auge 
zu faſſen. Sie ſind entweder Peſſimiſten oder Selbſtſüchtige, welche die 
Maſſe der Menſchen von vornherein als zum Dienen und Gehorchen 
beſtimmt und ewig dazu verurtheilt betrachten. 

So ſehr wir jedoch grundſätzlich jedem bevorzugten Erbrechte wider— 
ſtreben, ſo bereitwillig geben wir zu, daß die Tendenz zu übermäßige 
Verſchuldung, beim Foxrtbeſtehen des Hppothekenkredites, nur dur 


ein Anerbenrecht mit Vorzugsportion gekreuzt werden kann. Ma 1 


kann den Hypothekenkredit genoſſen- oder körperſchaftlich organiſire 


die Unkündbarkeit herſtellen, auf eine Herabſetzung des Zinsfußes hin?“ 
wirken — aber ſo lange die freie Theilbarkeit und gleiche Erbtheilung 
feſtgehalten wird, können ſolche Theilreformen die Ueberſchuldung des 
Grundbeſitzes niemals verhindern. Selbſt die Normirung einer mehr 
oder weniger niedrigen Belehnungsgrenze würde nicht viel helfen, da 
in dieſem Falle der perſönliche Kredit nur deſto Be Se 


mit en, greifen jenes uebel, eninlens 
ſoweit es ſich um Erbportionen handelt, bei der Wurzel an, indem ſie 
dem Anerben einen ſo großen Theil des Gutes ſchuldenfrei zuzuwenden 
gedenken, daß es demſelben bei gehöriger Wirthſchaft und Sparſamkeit 
nicht ſchwer fallen kann, die im Verhältniß zu ſeinem Beſitz und der 
davon zu erwartenden Rente geringen Schulden vollends abzuftogen, 
und ſelbſt vielleicht ein Geldkapital anzuſammeln, mit welchem bei 
ſeinem Tode die übrigen, vom Hofe auszuſchließenden Kinder abgefunden 
werden können. Freilich wird, ſo lange man nur die Gutstheilung 


im Erbfalle verhindert, dagegen an der freien Veräußerlichkeit 
Stöpel, Soziale Reform. IV. 8 g 
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der Landgüter feſthält, das Vorzugsrecht des Anerben häufig die Folge 
haben, daß der Anerbe ſich des überkommenen Grundbeſitzes entledigt 
und von den Zinſen des Exlöſes oder der Verpachtung der Parzellen 
lebt. Schon jetzt iſt dies, wie wir bei der Schilderung der Lage des 
deutſchen Grundbeſitzes wiederholt geſehen haben, vielfach der Fall. Die 
ganze Ungerechtigkeit und zugleich Unzweckmäßigkeit der Bevorzugung 
tritt dabei grell zu Tage. Der gewünfchte Effekt wird durch den Ver⸗ 
kauf oder die Verpachtung vollſtändig vereitelt, indem beim Verkaufe 
die Theilung des Gutes eventuell nicht zu verhüten iſt, bei der Par⸗ 
zellenpacht aber der Kleinbetrieb, den man verhindern wollte, unbedingt 
eintritt. Will man daher die Verminderung der größeren Betriebe 
wirkſam verhindern, ſo muß man konſequenterweiſe nicht bloß die Thei⸗ 
lung der Höfe bei Erbfällen, ſondern auch den Verkauf unter Lebenden 
und die Verpachtung im Einzelnen verbieten. 

Eine eigenthümliche Stellung unter den Vorſchlägen zur Ver⸗ 
beſſerung der Lage des bäuerlichen Beſitzes nimmt das Projekt Schäffle's 
ein. Daſſelbe ſcheint die Behauptung, daß ohne ein Anerbenrecht mit 
ſtarker Bevorzugung, bei dem Fortbeſtehen des Hypothekenkredites, die 
Tendenz zu übermäßiger Verſchuldung nicht zu bewältigen ſei, zu wider⸗ 
legen. Sein Urheber beabſichtigt, durch ſeine Vorſchläge der Verſchul⸗ 
dung zu ſteuern, gleichviel welches Erbrechtsſyſtem auch in Geltung 
ſei. Er erklärt, daß er für Anerbenrecht und Fideikommißgebundenheit 
„nicht ſchwärme“, aber auch das eine und das andere „nicht unbedingt 
verwerfe“. Dieſe geiſtreiche Art, nicht kalt und nicht warm zu ſein, 
mag Denen gefallen, die in der Politik von Grundſätzen nichts halten. 
Wir unſererſeits können uns nicht damit befreunden. Nach unſerer An⸗ 
ſicht kann nur Eins richtig und gerecht fein, entweder das gleiche Erb- 
recht oder die Bevorzugung Eines Erben. Nach unſerer Anſicht iſt 
nur das Erſtere gerecht, und wir halten die Rechtsgleichheit für eine 
leere Phraſe, ſo lange das Geſetz ſolche Erbvorzüge heiligt. Von einer 
Rechtseinheit in Deutſchland kann ebenſo wenig die Rede ſein, wenn 
in einem Theile dieſes, in dem anderen jenes Erbrechtsſyſtem herrſcht. 
In Deutſchland ſteht die Kodifikation des gemeinen Rechtes bevor. Es 
wird ſich zeigen müſſen, ob unſere Geſetzgeber auch auf dem Stand⸗ 
punkte ſtehen, für das ungleiche Erbrecht nicht zu ſchwärmen, aber es 
auch nicht unbedingt zu verwerfen, oder vielleicht das gleiche Erbrecht 
für theoretiſch richtig, aber praktiſch verwerflich zu halten. Zur Zeit 
ſtehen ja die Dinge leider ſo, daß in den einflußreichſten Kreiſen und 
bis tief in einen ſogenannten Liberalismus hinein ariſtokratiſche Auf⸗ 
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faſſungen hinſichtlich des bäuerlichen Erbrechts vorherrſchen. Aber ſo 
viel Logik wird ſich hoffentlich wenigſtens die Juriſtenwelt bewahrt 
haben, um zu begreifen, daß nicht bloß durch die Rechtsverfaſſung, 
ſondern auch durch die ganze ſoziale Verfaſſung des deutſchen Volkes 
ein tiefer Riß geht, ſo lange hier das römiſche Erbrecht, dort ein nach 
ariſtokratiſch⸗opportuniſtiſchen Auffaſſungen gemodeltes Recht in Geltung 
bleibt; daß unter dieſen Umſtänden die Bedingungen der geſellſchaft— 
lichen Entwicklung zwiſchen den Provinzen mit gleichem und denen mit 
ungleichem Erbrechte grundverſchieden ſind, und eine Ausgleichung des 
Beſitzes und der Arbeitsbedingungen zwiſchen allen Theilen des großen 
Vaterlandes unmöglich iſt. Doch zurück zu dem Schäffle'ſchen Vor⸗ 

ſchlage. 

Derſelbe bezweckt im hence NI 
ee beſktümk war. e e ee hat der Hypothekar⸗ 
. nur debhal eine ſo große Ausdehnung erlangt, weil er haupt⸗ 
ſächlich dazu diente, die Uebernahme eines Beſitzes, den man aus 
eignen Mitteln nicht hätte antreten können, zu erleichtern. Es iſt notoriſch, 
daß die hypothekariſchen Eintragungen weſentlich aus Erbportionen und 
Kaufgelderreſten herrühren. Für Meliorationen oder ſonſtige Betriebs- 
ausgaben werden herzlich wenig Hypotheken aufgenommen. Hr. Schäffle 
will die Sache umkehren. Er will Hypothekarkredit für Abzahlung 
und Sicherſtellung von Kaufſchillingsreſten und Anſprüchen der Mit- 
erben gar nicht oder — eine neue Halbheit! — nur in beſchränktem 
Umfange zulaſſen. Wo ſollen aber, da er das Anerbenrecht nicht verwirft, 
die Abfindungen für die Miterben herkommen? Die Ausſchließung 
des Hypothekarkredites von der Verwendung zum Abfinden der Mit- 
erben oder zur Sicherſtellung der Kaufgelderreſte muß gewöhnlich zur 
Naturaltheilung oder zur gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung des un⸗ 
getheilten Gutes durch alle Erben führen — eine Folge, die ich 
meinerſeits mit vollem Bewußtſein erſtrebe, die jedoch in den Plänen 
Schäffle's, der dem Anerbenrecht Konzeſſionen macht, nicht vorgeſehen 
iſt. Andererſeits muß mit der Ausſchließung des Hypothekarkredits von 
ſeiner bisherigen Hauptbeſtimmung, nach meiner feſten Ueberzeugung, 
der Hypothekarkredit ſelbſt fallen. Schäffle's Ideen zufolge ſoll der⸗ 
ſelbe in Zukunft we veſentlich Zwecken dienen, zu denen er bisher ge⸗ 
ich n ichk berwendet wurde: zu Meliorationen, Bedürfniſſen der 
Erholung von außerordentlichen Unfällen u. ſ. w. Nun kann man zu⸗ 
geben, daß, namentlich wenn man reinen Tiſch vorfände, die Gewinnung 
8 * 
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von Pfandkredit zu Meliorationen u. ſ. w. leichter ſein würde, als die 
Gewinnung eines einfachen Kredites auf Handſchein oder dgl. Allein 
wer ſich die Sache recht überlegt, wird bald finden, daß die Organi- 
ſation, welche zu dieſem Zwecke vorgeſchlagen wird, viel zu ſchwerfällig 
wäre, um dem beſchränkten Zwecke zu entſprechen. Um einen billigen 
Kredit für Meliorations- oder Betriebszwecke zu gewinnen, bedarf es 
keines Hypothekarkredits. In England werden von den Pächtern ſehr 
umfaſſende Meliorationen nur mit Hülfe eines Bankkredits ausgeführt. 
Die in Preußen eingeführten Landeskultur-Rentenbanken gewähren 
allerdings ihre Darlehen nur gegen Grundſicherheit, und inſofern 
können fie als Vorbilder des von Schäffle entwickelten Planes be- 
trachtet werden, obwohl ihre Zwecke beſchränktere und ihre Einrichtungen 
einfachere find, als diejenigen der Schäffle'ſchen Korporationen. Aber 
dieſe Rentenbanken fanden die Hypotheken⸗ und Grundbücher vor, und 
die Beſtimmung, daß ihre Darlehen hypothekariſch eingetragen werden 
ſollten, iſt daher begreiflich genug. Niemandem würde es jedoch wahr- 
ſcheinlich eingefallen fein, einen noch nicht vorhandenen Hypothekenkredit 
zu ſchaffen, um die Darlehen der beſagten Rentenbanken pfandrechtlich 
ſicher zu ſtellen. 

Alle Beſtrebungen, der Produktion und den Produzenten durch 
Kredit aufzuhelfen, ſind bedenklicher Natur. An den Kredit, wenigſtens 
den Privatkredit, heftet ſich in unvermeidlicher Umſchlingung der Zins. 
Es iſt der Zins, welcher denjenigen geſellſchaftlichen Zuſtand ſchafft, 
den man Kapitalismus nennt. Jeder Fortſchritt zu einem geſunden, 
die individuelle Freiheit der Bewegung nicht aufhebenden, ſondern nur 
in ihre Grenzen weiſenden Sozialismus muß darauf ausgehen, den 
Zins — nicht etwa zu verbieten, denn darauf zielende Geſetze würden 
ebenſo unwirkſam wie ſchädlich ſein, ſondern zu entw 1. Offenbar 
kann die wünſchenswerthe Ausgleichung zwiſchen Kapital (oder beſſer 
Beſitz) und Arbeit nur in der Weiſe ſicher herbeigeführt werden, daß 
die Arbeit, welche die alleinige Schöpferin aller Werthe iſt, in die 
Lage verſetzt wird, die Vermittelung des Beſitzes zu ihrer Bethätigung 
entbehren zu können. Dies iſt nur durch eine ſolche Geſtaltung der 
Arbeitsbedingungen zu erreichen, welche der Arbeit geſtattet, aus ſich 
ſelbſt und aus ihrer Vereinigung die Kraft zu ſchöpfen, um die Kapi⸗ 
talien zu gewinnen, welche für jeden Betrieb erforderlich ſind. Dies 
iſt allerdings mehr das Ziel ſelbſt, als der Weg zum Ziele, und ich 
gebe zu, daß, ſo lange das Ziel nicht erreicht iſt, der Kredit unent⸗ 
behrlich ſein wird. Aber ein ernſtes Hinderniß auf dem Wege zum 
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Ziele ſcheint mir vor Allem jene Form des Kredites zu ſein, welche 
dem Gläubiger ein Pfandrecht einräumt und ſo freilich dem Schuldner 
die Aufnahme eines Kreédfles erl leichtert, aber gerade darum ihn auch 
nur allzu ſehr verlockt, ſich mehr auf Kredit, als auf den Erwerb 
eignen Kapitals durch angeſtrengte Arbeit des Körpers und Geiſtes zu 
verlaſſen. Wer, von dem Standpunkte ausgehend, daß nur die Arbeit 
alle Werthe ſchafft, aus dieſem Standpunkte die nothwendigen Schlüſſe 
zieht, darf überdies niemals vergeſſen, daß der unauflöslich mit dem 
Zins verbundene Privatkredit eben die Mutter des „Kapitalismus“, 
die Mutter aller der Zuſtände iſt, welche jetzt die Geſellſchaft in zwei 
einander ſchroff gegenüber ſtehende Klaſſen zerreißt. Herr Schäffle 
rühmt es als einen Vorzug ſeines Planes, daß in den von ihm vor⸗ 
geſchlagenen Pfandbriefen das Leihkapital die denkbar ſicherſte und be— 
guemſte Anlage finden werde. Ich will es nicht bezweifeln, daß ſeine 
„Centralkorporationspfandbriefe“ in dieſer Beziehung mit anderen Ans 
lagen erfolgreich in die Schranken treten könnten. Nach meinem Dafür⸗ 
halten liegt jedoch der Weg zu einer dauerhaften und umfaſſenden 
Scozialreform nicht in der Richtung, welche für a, und bequeme 
Anlagen des Leihkapitals ſorgt. 

Ein Hauptmangel des fraglichen Planes ſcheint mir ferner die 
Beſchränkung deſſelben auf den bäuerlichen Beſitz zu ſein. Es mag 
Vielen gerathen erſcheinen, die ariſtokratiſchen Bollwerke der heutigen 
Geſellſchaft nicht anzutaſten. Wer es jedoch mit einer ſozialen Reform 
ernſt meint, wird einſehen, daß auf dieſem Wege Nichts zu erreichen 
iſt. Um hier bei unſerem Falle zu bleiben, ſo iſt es klar genug, daß, 
wenn der kleinere und mittlere Grundbeſitz auf den jeweiligen Beſitz⸗ 
ſtand beſchränkt oder der große Grundbeſitz anderen Bedingungen der 
Bewegung, als jener, unterworfen bleiben ſoll, bald eine Linie erreicht 
fein würde (falls fie nicht ſchon erreicht iſt), wo der natürlichen Aus— 
dehnung der Maſſenkräfte eine verhängnißvolle Schranke geſetzt wäre. 

Im Uebrigen enthält der Vorſchlag Schäffle's manche mir recht 
ſympathiſche Züge. Die Ausſchließung jeder Verpfändung des Grund— 
beſitzes und der zugehörigen Betriebsmittel an Pri vatgläubiger wäre 
ja immerhin ſchon ein bedeutſamer Schritt, obwohl ich meine, daß die 
Ausſchließung alles Realkredites eine noch gründlichere Maßregel und 
um ſo unbedenklicher ſein würde, als ja Schäffle ſelbſt den Realkredit 
zu Zwecken von Erbenabfindung und Sicherſtellung von Reſtkaufgeldern 
verwirft. Auch die Ausſtattung der Korporation mit der Befugniß zum 
Mitbieten bei Subhaſtationen und zur Uebernahme landwirthſchaftlicher 
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Erbmaſſen, ſowie die Verpflichtung der Korporation, den jo erlangten 
Beſitz nach beſtimmten billigen Grundſätzen wieder abzugeben oder zu 
verpachten, berührt ſich mit meinen eignen Reformgedanken. 

Um von dem Wiſſer'ſchen Programme noch ein Wort zu jagen, 
ſo bewegt ſich daſſelbe, wie es bei ſeinem unmittelbar praktiſchen 
Charakter ebenſo erklärlich wie verſtändig, auf dem Boden des her⸗ 
gebrachten Agrarrechts, ohne ſich mit Plänen einer tiefen 1 
deſſelben zu befaſſen. Solche Pläne 8 ee, belle 


ſelben als Wegweiser zu einem ins Auge zu faſſenden Ziele ſein 
können, ſo wenig eignen ſie ſich zur Standarte einer auf Wirkſamkeit 
in der unmittelbaren Gegenwart gerichteten Vereinigung. Schätzens⸗ 
werth iſt vor Allem das Bekenntniß zu dem gleichen Recht, woraus 
die Forderung hervorgeht, daß „die natürliche Entwickelung der Ver⸗ 
hältniſſe des ländlichen Grundbeſitzes“ nicht „zu Gunſten bevorzugter 
Familien“ gehemmt werden dürfe. Die meiſten übrigen Punkte gehen 
zu ſehr in das Detail der Unterrichts-, Verkehrs- oder Steuerpolitik 
ein, als daß ich mich verſucht finden könnte, dieſelben hier, wo es ſich 
um die Entwicklung agrarpolitiſcher Grundſätze handelt, zu 
erörtern. 


Neuntes Kapitel. 
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Ich gelange nunmehr zur Entwickelung meines eigenen agrar⸗ 
politiſchen Programmes, ſoweit daſſelbe nicht in den früheren Erörterungen 
bereits enthalten war. Meine beiden Grundforderungen, das gleiche 
Erbrecht und die Einziehung der Grundrente, inſofern die letztere das 
Ergebniß eines Monopolbeſitzes iſt, habe ich ſchon ausführlich begründet. 

Der Einführung des gleichen Erbrechts in ganz Deutſchland ſtehen 
keine großen Schwierigkeiten entgegen. Allerdings würde der hohe, 
früher reichsſtändiſche Adel die Privilegien, die ihm noch übrig ge⸗ 
blieben ſind, und die ihm ein beſonderes Familienrecht einräumen, 
welches er autonom entwickeln kann, nicht aufgeben wollen. Allein es 
iſt daran zu erinnern, daß bereits im Jahre 1848 die Nationalver⸗ 
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ſammlung alle Standesvorrechte aufgehoben hatte, ohne daß damals 
ſelbſt von den konſervativſten Männern, beiſpielsweiſe von dem Fürſten 
Lichnowsky, auch nur der leiſeſte Verſuch gemacht worden wäre, die— 
ſelben zu erhalten. Lichnowsky, der nur die Adelstitel zu retten ſuchte, 
erklärte ſogar, kein Wort über dieſe Vorrechte ſagen zu wollen, da ſie 
verloren ſeien. Auch den Fideikommiſſen des niederen Adels wird 
ſchwerlich Jemand eine lange Dauer prophezeien. Was den übrigen 
Grundbeſitz anlangt, ſo beſteht bezüglich deſſelben das gleiche Erbrecht 
im größten Theile Deutſchlands bereits zu Recht. Wenn trotzdem 
namentlich in Norddeutſchland ſich meiſtens die Uebung erhalten hat, 
daß die Landgüter nicht unter die Erben getheilt, ſondern ungetheilt 
Einem Erben übergeben werden, welcher ſeine Miterben durch Heraus⸗ 
zahlung oder Sicherſtellung ihrer Antheile abfinden muß, ſo iſt darin 
grundſätzlich keine Unzuläſſigkeit zu erblicken. Ich ſehe in dieſer Sitte 
allerdings eine Hemmung angemeſſener Vertheilung des Grundbeſitzes. 
Es würde, glaube ich, in den meiſten Gegenden die landwirthſchaftliche 
Produktion ungemein erhöhen, und der Geſundheit des geſammten 
ſozialen Organismus außerordentlich zuträglich fein, wenn die Güter- 
theilung geſchwinder vor ſich ginge und durch die Erbabfindungen nicht 
ſo viele Kräfte der Landwirthſchaft entzogen und der Induſtrie, dem 
Handwerk, dem Handel, dem Soldaten- und Beamtenthum und — 
dem ſtädtiſchen Proletariat in die Arme getrieben würden. Allein ein 
geſetzlicher Zwang zur Theilung läßt ſich weder aus 19 8 des 
Rechts noch der Zweckmäßigkeit rechtfertigen. Der Famil 


von ihnen gegen beſtimmte men das Gut zu Ae ſo 
kann dagegen ſicherlich Nichts eingewendet werden. In vielen Fällen 
wird auch die Gutsübergabe an Einen der Erben der Bildung halt- 
loſer Zwergwirth chaften und jener verderblichen Gemengelage der 
ke, welche die bedenklichſte Schattenſeite der Naturaltheilung 
bilden, entgegen wirken. Andererſeits wird die Abſchaffung des Hypo— 
thekenkredits, die ich ſogleich zu rechtfertigen ſuchen werde, dafür ſorgen, 
daß die Sitte, die Landgüter ungetheilt zu erhalten, dem Geſetze, welches 
gleiche Erbtheilung fordert, nicht überlegen werde und die Tendenz des— 
ſelben aufhebe. Die gleiche Erbtheilung des Grundbeſitzes (ſo gut wie 
jedes anderen Beſitzes) iſt mir die weſentliche Vorbedingung einer Ge⸗ 
ſtaltung der Beſitzverhältniſſe, welche mit der natürlichen Vermehrung 
der Bevölkerung und der angemeſſenen Vertheilung der Menſchenkräfte 
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über die verſchiedenen Beſchäftigungen im Einklang ſtehen ſoll. Ueber 
die Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit der gleichen Erbtheilung iſt, wie 
ich denke, in den vorangehenden Kapiteln genug geſagt, und ich werde 
darauf nicht zurückkommen. 
Dagegen bleibt mir übrig, die Mittel und Wege zu erörtern, 
durch welche meine zweite Grundforderung, die Beſeitigung der We 8 
rente, d. h. desjenigen Einkommens aus dem Grund und Böden, üs 
ohne Arbeit oder Kapitalaufwand nur in Folge eines Monopols be⸗ 
zogen wird, nicht bloß ohne gewaltſamen Umſturz der beſtehenden Be— 
ſitzverhältniſſe, ſondern auch zum Heile der Geſellſchaft und der Bebauer 
des Bodens insbeſondere, durchgeführt werden kann. 
„An und für ſich iſt die Forderung, ein Einkommen, welches nicht 
dem eigenen Fleiße, ſondern geſellſchaftlichen Einwirkungen zu danken 
iſt, der Geſellſchaft und nur ihr zuzuerkennen, theoretiſch unanfechtbar. 
Dennoch ſtellen ſich ihrer Durchführung viele und große Schwierigkeiten 
entgegen. Schon der Umſtand, daß es in den meiſten Fällen unmög⸗ 
lich iſt, eine genaue Grenzlinie zwiſchen der Rente und dem Ertrage 
der auf den Grund und Boden verwendeten Arbeit und Kapitalien zu 
ziehen, iſt ein ſchweres, obwohl nicht unüberwindliches Hinderniß der 
praktiſchen Durchführung. Das pt inderniß aber beſteht in der 
Verſchuldung, ſpeciell der hypothekariſchen Verſchuldung des Grund⸗ 
beſitzes, durch welche man die Grundrente, . der Geſellſchaft ge⸗ 
)en Geldbeſitzer geſpielt hat. 
Die Ablöſung der jetzt auf dem Grundbeſitze II Hypotheken⸗ 
ſchulden und die demnächſtige Abſchaffung des Hypothekenkredits iſt daher 
N die unerläßliche Vorbedingung der Einziehung der Grundrente durch 
0 den Staat. Ich habe dieſe Maßregel ſchon in meiner „Freien Geſell⸗ 
hi ſchaft“ vorgeſchlagen und begründet, und wiederhole hier im Weſent⸗ 
lichen die dortigen Ausführungen. 
£ Zu einem großen Theil ift der ſogenannte Verkehrswerth oder 
8 Preis des Grund und Bodens nur die kapitaliſirte Steuer, welche der 
NS eines in einem beſtimmten Verkehrskreiſe nur in beſchränkter 
x Menge vorhandenen Naturfaktors aufzulegen geſtattet. Ergäbe die 
a Bearbeitung des Bodens über den Ertrag der Arbeit und des auf- 
N gewendeten Kapitals hinaus nicht noch eine Rente, ſo könnte kein Preis 
NK für Grundbeſitz gezahlt werden. Urſprünglich iſt in der That Nichts 
ee für den Grundbeſitz gezahlt worden. Erſt mit der Entwickelung des 
V Verkehrs gewann derſelbe die Fähigkeit, die Nichtgrundbeſitzer zu einer 
Tributleiſtung in Geſtalt der Rente zu zwingen. Durch das Hypo⸗ 
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thekenrecht iſt die Beſteuerung der Geſellſchaft mittelſt des Grundbeſitzes 
aus einer Machtfrage in eine geſetzliche Inſtitution umgewandelt worden, 
mit der Tendenz, dieſe Beſteuerung bis zu der äußerſten Grenze der 
Möglichkeit zu treiben. 

Wird im Preiſe des Bodens weſentlich die kapitaliſirte Steuer 
bezahlt, welche der geſellſchaftlich anerkannte Beſitz eines Naturfaktors 
aufzulegen geſtattet, ſo iſt ein Pfandrecht am Grund und Boden weſent⸗ 
lich ein Pfandrecht am Ertrage dieſer Steuer. Das Hppothekenrecht 
bedeutet danach nichts mehr und nichts weniger, als den geſetzlichen 
Schutz einer Beſteuerung der Geſellſchaft, eine geſetzliche Hülfe zur 
Beitreibung der Steuer und zwar einen Schutz und eine Hülfe, die 
fortzeugend die Steuer beſtändig vermehrt, bis ſie einen Punkt erreicht, 
wo ſie für die Arbeiter und Konſumenten, oder was in der Regel noch 
früher eintritt, für den nominellen Grundbeſitzer, der oft nur eine Art 
Generalpächter der von dem Gute einzutreibenden Steuern iſt, faktiſch 
unerſchwinglich wird. Dann treten die ſogenannten Kriſen des Grund⸗ 
beſitzes ein, die in ihrem Weſen und ihren Folgen nichts anderes ſind, 
als eine Vertreibung der nominellen Beſitzer der Güter, welche wenig⸗ 
ſtens theilweiſe doch auch produktive Arbeiter waren, zu Gunſten der 
lediglich konſumtiven, aheigvenden, ausbeutenden Pfandgläubiger. Das 
Hypokhekenrecht iſt die feinſte, aber darüm auch gefährlichſte und 
drückendſte Form der Beſteuerung, die ſich denken läßt. Es iſt eine 
geſetzliche Inſtitution, die, gleich den Inſtitutionen der Sklaverei, der 
Leibeigenſchaft oder Hörigkeit lediglich in Folge der Autorität des Ge— 
ſetzes ihr Daſein friſtet und in dem Augenblicke dahinſinken muß, wo 
man allgemein ihre wahre Natur, ihre Ungerechtigkeit, ihre Tyrannei 
erkennen wird. g 

Es iſt ein völlig unrichtiger Ausdruck, alle hypothekariſch ein⸗ 
getragenen Forderungen ſchlechtweg Kapitalien zu nennen. Aller⸗ 
dings wird hie und da Geld zu produktiven Zwecken auf Landgüter 
oder Häuſergrundſtücke aufgenommen. Eine ſolche produktiv verwendete 
Anleihe iſt dann freilich in ein Kapital umgewandelt worden. Aber 
es iſt eine bekannte Thatſache, daß die als Hypotheken eingetragenen 
Darlehen nur in Ausnahmefällen zu Meliorationszwecken verwendet, 
zum weitaus größten Theil aber nur behufs Auseinanderſetzung in 
Erbſchafts⸗ und Verkaufsfällen aufgenommen werden. Die jo ge— 
ſchaffenen „Kapitalien“ ſind alſo von vornherein nicht zu produktiven, 
ſondern zu konſumtiven Zwecken beſtimmt, um in die Taſchen von 
Leuten zu fließen, welche mit dem Grund und Boden, der nun mit 
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einer Schuldverpflichtung belaſtet wird, ferner nicht das Mindeſte zu 
thun haben. Auf einen eingebildeten Werth, den man einem Gute, 
unter Zugrundelegung ſeines bisherigen oder auch des künftig zu er⸗ 
hoffenden Reinertrags, beilegt, werden Schuldverpflichtungen kreirt, 
welche den Löwenantheil an dieſem Reinertrage auf Perſonen über⸗ 
tragen, die ſich ausdrücklich von der körperlichen oder geiſtigen Arbeit, 
durch welche allein ein Ertrag erzielt werden kann, losſagen. 

Wie wirkt nun die ſo geſchaffene ee, auf die Pro⸗ 
duktion und die Vertheilung? 

Die Produktion kann dadurch offenbar nicht im Mindeſten ge- 
fördert werden. Da aber nunmehr der Produktionsertrag ſtatt unter 
zwei, unter drei Kategorien von Betheiligten (Grundbeſitzer, Arbeiter 
und Gläubiger) vertheilt werden muß; da ferner die Vertheilung des 
Produktionsertrages weſentlich eine Machtfrage iſt und von der ſozialen 
Poſition der wirthſchaftenden Parteien abhängt, ſo kann es nicht fehlen, 
daß, wenn zu der ohnehin überlegenen Machtſtellung, welche die be- 
ſitzenden Klaſſen genießen, noch das Gewicht einer geſetzlichen Inſtitution 
tritt, welche derartigen Schuldverpflichtungen ganz abſonderliche Vor⸗ 
rechte einräumt, die Wagſchale ſich entſchieden zu Gunſten der Beſitzen⸗ 
den ſenken muß. Auf den Arbeiter wird daher ein geringerer Antheil 
fallen, als wenn die Vertheilung nur zwiſchen dem Beſitzer und ihm 
ſtattfände und ſich nach dem freien Spiel von Angebot und Nachfrage 
regelte; ſein Lohn wird auf einem niederen Niveau bleiben und ent⸗ 
weder thatſächlich ſinken oder ſich wenigſtens nicht ſo schnell und kräftig 
heben, wie es ſonſt der Fall ſein würde. 

Dieſelbe Wirkung übt die Schuld aus, wenn Grundbeſitzer und 
Arbeiter in Einer Perſon vereinigt ſind. Auch dann laſtet der Druck 
vornehmlich auf dem Arbeitslohn. Der Beweis dafür liegt in der 
überall zu beobachtenden Thatſache, daß gerade die Preiſe der kleinen 
Güter oder Parzellen, und zwar ſtets vermittelſt einer Kreditgewährung, 
unmäßig in die Höhe geſchraubt werden, und daß die Erwerber eben 
darum für ihre Arbeit nur den allerdürftigſten Erſatz erhalten. 

Nun iſt es eine alte Erfahrung und läßt ſich leicht erklären, daß 
mit ſteigendem Lohn und, was in der Regel damit zuſammenhängt, 
mit ſteigendem Wohlſtande, ſteigender Sittlichkeit und Intelligenz des 
Arbeiters die Leiſtung deſſelben eine höhere wird — wie denn z. B. 
der engliſche Durchſchnittsarbeiter thatſächlich das Drei- und Vierfache 
des ruſſiſchen und weit mehr als der deutſche oder franzöſiſche Durch⸗ 
ſchnittsarbeiter leiſtet. Die nationale Produktion erleidet alſo dadurch, 
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daß in Folge der wachſenden Schuldenlaſt des Grund und Bodens das 
Niveau des Arbeitslohnes niedrig bleibt, eine ſchwere Einbuße und die 
Lage der Arbeiter kann ſich nicht ſo kräftig heben, wie ſie es ſonſt 
würde thun können. Auch wird durch die Verſchuldung der Unter- 
nehmungsgeiſt der Beſitzer gelähmt und von dieſer Seite her der 
Bodenergiebigkeit eine weitere Schranke gezogen. 

Die Wirkung der hypothekariſchen Verſchuldung der ſtädtiſchen 
Wohnhäuſer iſt inſofern eine andere, als dadurch wenigſtens nicht un- 
mittelbar die Produktion gehemmt wird. Das ſtädtiſche Wohnhaus iſt 
nicht, wie der Ackergrund, ein Werkzeug der Produktion, ſondern von 
vornherein (wenn dieſer Ausdruck dafür geſtattet iſt) zur Konſumtion 
beſtimmt. Aber auf die Vertheilung der Güter übt der ſtädtiſche 
Hypothekenkredit einen womöglich noch unheilvolleren Einfluß aus, als 
die ländlichen Hypotheken. Es liegt in der Natur der ſtädtiſchen Ent⸗ 
wickelung, daß in der Stadt die Steigerung des ſogenannten Grund— 
werthes eine viel geſchwindere, und es liegt andererſeits in der Natur 
des Hausbeſitzes, daß der Beſitzwechſel ein viel häufigerer iſt, als auf 
dem Lande. Aber gerade der Beſitzwechſel iſt es, in der Stadt wie 
auf dem Lande, was am meiſten zu hypothekariſchen Eintragungen und 
dadurch wieder zu künſtlicher Steigerung des fiktiven Grundwerthes 
Anlaß giebt. Ohne den Hypothekenkredit wäre der Häuſerſchwindel und 
die entſetzliche Steigerung der Miethpreiſe undenkbar. Der Hypothen— 
kredit ſchiebt ſich wie ein Keil zwiſchen den Beſitz und das Wohnungs— 
bedürfniß, und es läßt ſich kaum eine häßlichere Form und ein effekt⸗ 
reicheres Mittel der Ausbeutung finden als dieſes. 

Der Einwand, daß der Hhpothefenfredit doch auch fein Gutes 
habe und daß ohne denſelben die Landwirthſchaft an Meliorations— 
kapital noch mehr Mangel leiden werde, als es ſchon bisher, ſehr zum 
Schaden der Produktion, der Fall ſei — dieſer Einwand kann ſchon 
gegenüber der bereits erwähnten Thatſache, daß nur ein verſchwindender 
Theil der hypothekariſchen Darlehen zu Verbeſſerungen verwendet zu 
werden pflegt, nicht ſtichhaltig fein. Ueberdies iſt es vollkammen falſch, 
zu glauben, daß es ohne den Hypothekenkredit der Landwirthſchaft an 
Kapital fehlen werde. Im Gegentheil, je mehr den Kapitalien der 
Weg zu mühe⸗ und gefahrloſem Rentenbezuge verlegt iſt, deſto mehr 
werden ſie in produktive Anlagen ſtrömen. Der Kredit wird andere 
Formen un namentlich wieder die allein geſunde Form des perſönlichen 
Vertrauens annehmen; der Kapitaliſt wird, ohne Rentier zu werden, 
ſich wieder handelnd an der Arbeit des Volkes betheiligen; und dem 
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Widerſtreit zwiſchen Kapital und Arbeit wird dadurch ſein ſchärfſter 
Stachel ausgezogen werden. 

Die Mißſtände, welche die hypothekariſche Verſchuldung des Grund⸗ 
beſitzes mit ſich führt, ſind theilweiſe von den Grundbeſitzern ſelbſt 
ſchon lange anerkannt worden; doch beſchränkten ſich die Klagen darüber 
mehr auf den Nothſtand, der für die Grundbeſitzer daraus er⸗ 
wächſt, und man überſah mehr oder weniger die ſchweren Wunden, 
die dem geſammten Nationalwohlſtande dadurch geſchlagen werden. In 
nothwendiger Folge davon bleiben die vorgeſchlagenen Reformen denn 
auch meiſt auf halbem Wege ſtehen oder ſind von der Art, daß ſie 
das Uebel eher verſchlimmern als heben würden. 

Am bekannteſten und renommirteſten iſt der bereits erwähnte Vor⸗ 
ſchlag des verſtorbenen Rodbertus, ein Vorſchlag, der darauf hinaus⸗ 
läuft, daß nicht ein fiktives Kapital, wie es der Grund und Boden 
nach ſeiner Anſicht iſt, ſondern nur der Reinertrag, die Rente, mit 
Schuldverpflichtungen belaftet werden ſolle. der Grundbeſitz föll, mit 
anderen Worten, die Kapitalien, deren er bedarf, nicht als kündbare 
und auf einen beſtimmten Zinsfuß geſtellte Kapitalien hypothekariſch 
eintragen laſſen, ſondern nur Rentenverpflichtungen übernehmen. Den 
Haupteinwand, den Rodbertus gegen die Eintragung von Hypotheken⸗ 
kapitalien erhebt, iſt, daß der Zinsfuß häufigen Schwankungen 
unterworfen und in Fällen, wo er dauernd ſteige, die Kündigung der 
Hypotheken oder eine Ueberlaſtung des Grundbeſitzes, die den Ruin 
der Beſitzer herbeiführen müſſe, die Folge ſei. Rentenverpflichtungen 
dagegen würden, jo meint er, in der Regel nicht zu der Höhe an— 
wachſen, daß fie den Grundbeſitz überlafteten. 

Die wahre Gefahr, die wahre Gemeinſchädlichkeit der Verſchuldung 
würde jedoch durch das Rentenprinzip nicht im Mindeſten verringert 
werden. Es iſt das Prinzip ſelbſt, das Prinzip, den Grund und 
Boden, das erſte und unentbehrlichſte Werkzeug der menſchlichen Pro— 
duktion, mit Schulden zu belaſten — was bekämpft und beſeitigt werden 
muß. Es iſt dieſes Prinzip, durch welches die Geſellſchaft in zwei 
heterogene Beſtandtheile: Reiche und Arme, Beſitzende und Tribut⸗ 
pflichtige — auseinander geriſſen und eine wahrhaft freie Konkurrenz 
der Arbeit und des Kapitals verhindert wird. Die fortſchreitende Ver⸗ 
ſchuldung des Grundbeſitzes muß nothwendig die Menge der unpro⸗ 
duktiven Verzehrer und ihre Macht immer mehr ſteigern und die Wag⸗ 
ſchale der Arbeit immer mehr emporſchnellen; während die volle Freiheit 
der Bewegung des Grundbeſitzes das Feld ſäubert, auf dem die nach 
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Ausgleichung ſtrebenden Elemente der Geſellſchaft unruhig, aber fried⸗ 
lich hin und her wogen und zwar nimmermehr den Gleichheitszuſtand 
(welcher der Tod wäre) erreichen, aber doch die nicht minder tödtlichen 
Gegenſätze zwiſchen triumphirender Gewalt und knirſchender Ohnmacht 
überwinden werden. 

Mit halben Maßregeln iſt hier nicht zu helfen. Es handelt ſich 
nicht bloß darum, den Grundbeſitz von einer Laſt zu befreien, ſon⸗ 
dern darum, einen Alp zu entfernen, der auf der geſammten nationalen 
Arbeit liegt. Wir glauben daher, daß die ganze Geſetzgebung, welche 
den Hypothekenkredit ſtützt und am Leben erhält, beſeitigt werden muß. 
Auch ohne dieſe Geſetzgebung wird der Landwirthſchaft „Kapital“, d. h. 
Geld, zu Gebote ſtehen. Ja es wird ihr, zu produktiven Zwecken, 
aller Vorausſicht nach in weit höherem Maße zufließen, wenn ſie, von 
dem Drucke einer vollſtändig unfruchtbaren und ausbeuteriſchen Ver⸗ 
ſchuldung befreit, ihre Kräfte wieder für ſich ſelber, für die eigene 
Arbeit und für das eigene Kapital regen darf, anſtatt ſich für müßige, 
theilnahmloſe, vom Geſetze mit drakoniſchen Befugniſſen ausgeſtattete 
Gläubiger abzumühen. Kein anderes Geſchäft würde, ſo an Händen 
und Füßen gefeſſelt, eine geſunde Entwicklung nehmen, und es iſt wahr- 
lich ein Zeichen von unverwüſtlicher Lebenskraft, daß die Landwirthſchaft 
Deutſchlands und der übrigen europäiſchen Länder, die ſich in gleicher 
Lage befinden, unter einer jo unvernünftigen und ungerechten Geſetz⸗ 
gebung noch nicht tiefer leidet, als ſie es ſchon thut. Freilich ſind die 
Länder, mit denen die Landwirthſchaft Deutſchlands, Frankreichs ꝛc. 
zu konkurriren hat, auf dem beſten Wege, demſelben Verſchuldungs— 
teufel, derſelben Zinspflichtigkeit zu verfallen, wie die deutſche und 
franzöſiſche Bodenkultur, und man könnte ſich deſſen im Intereſſe des 
Grundbeſitzes freuen, wenn nicht die Folgen für die Geſellſchaft 
als ſolche ſo verhängnißvolle und nicht die Armuth und Knechtſchaft 
der Maſſen das unvermeidliche Ergebniß wäre. 

Geld, ſage ich, wird der Landwirthſchaft auch ohne den Hypo— 
thekenkredit zufließen. In erſter Linie wird ſie ſelbſt es um ſo mehr 
zur Verfügung haben, wenn nicht mehr das rieſenhafte Parafiten- 
gewächs der Pfandſchulden an ihrem Marke zehrt; aber ſelbſt wenn ſie 
Darlehen aus induſtriellen und kommerziellen Kreiſen (in denen unter 
den heutigen Verhältniſſen die Verfügungskraft über das Geld größer 
iſt, als in der Landwirthſchaft) nicht ſollte entbehren können, ſo wird 
es ihr, bei gleicheren Konkurrenzbedingungen, auch daran nicht fehlen. 
Es kommt nur darauf an, daß man die Schleuſen eines zu produk— 


126 Neuntes Kapitel. 


tiven Anlagen nothwendigen Kredites zu öffnen verſteht. Wie kann 
dies geſchehen? Einfach dadurch, daß man vor dem unproduf- 
tiven Kredit die Thür verſchließt. Ich habe im erſten Theile dieſes 
Werkes die Widerſinnigkeit und Entbehrlichkeit des verzinslichen Staats⸗ 
und Gemeindekredites nachgewieſen. Die Entbehrlichkeit des Hypo⸗ 
thekenkredites kann eben ſo wenig zweifelhaft ſein, wenn man bedenkt, daß 
derſelbe in vielen Gegenden Deutſchlands noch keine fünfzig Jahre alt 
iſt. Einem Schmarotzergewächſe gleich hat der Hypothekenkredit, der 
nur auf dem Boden einer Sondergeſetzgebung entſtehen und wachſen 
konnte, aus allen ſchlechten Neigungen der Grundbeſitzer Nahrung ge⸗ 
ſogen, bis er zu einer Größe angeſchwollen iſt, welche die freie Be⸗ 
wegung und das geſunde Leben des landwirthſchaftlichen Betriebes 
gänzlich zu erſticken droht. In vielen Berichten des vom Verein für 
Sozialpolitik herausgegebenen Werkes über die bäuerlichen Zuſtände 
kann man der Bemerkung begegnen, daß die Hypotheken auf ſichere 
Stellen früher den Grundbeſitzern geradezu angetragen und denſelben 
ſo die Belaſtung ihres Beſitzes mit Grundſchulden förmlich aufgedrängt 
wurde. Mit dem zunehmenden Kredite ſtieg dann die Nachfrage nach 
Grundbeſitz, und mit dieſem der Preis. Zuletzt wurde aus der hypo⸗ 
thekariſchen Beleihung ein förmliches Syſtem gemacht. „Häufig“, ſo 
heißt es in dem Bericht aus Poſen, „werden Wirthſchaften bis zur 
äußerſten Grenze beliehen, weil ſie ſich dann erfahrungsmäßig am leich⸗ 
teſten verkaufen“. Es ſind die reinen Wucherpraktiken, die auf dieſe 
Weiſe befördert werden. Je mehr Schulden auf einem Gute ſtehen, 
deſto eher findet es einen Käufer, denn derſelbe braucht dann eben 
kein oder nur wenig eigenes Vermögen zu beſitzen. Aber der Kauf⸗ 
preis iſt dafür auf eine ſchwindelhafte Höhe getrieben, und der un⸗ 
glückliche Käufer — um von dem übervortheilten Konſumenten gar nicht 
zu reden — vermag ſich aus der ſelbſtgedrehten Schlinge nicht mehr 
zu befreien. 

Nun ſtelle man ſich vor, welche Leihkapitalien flüſſig werden würden, 
wenn die Hypothekenſchulden in Stadt und Land abgelöſt, die az 
und Gemeindeſchulden amo ortiſirt und in: neuen mehr 0 fgenommen 
würden, und zweifle dann, ob der Landwirkh „dem allsgedehnteſten und 
unentbehrlichſten aller Gewerbe, hinreichendes Leihkapital zur Verfügung 
ſtehen würde! So lange freilich das Leihkapital in öffentlichen und 
Grundſchulden einen unerſättlichen Moloch vorfindet, der ihm auf Koſten 
der Geſellſchaft ewige Renten zahlt, ſo lange wird das Geld für die 
Arbeiter und Produzenten niemals billig werden. Würde dagegen an 
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dieſem Punkte Hand angelegt, ſo würde die verkehrte Welt bald wieder 
auf ihren Kopf zu ſtehen kommen und der Arbeiter weniger den Kapi⸗ 
taliſten, als der Kapitaliſt den Arbeiter brauchen. 

Was will übrigens die unabläſſig hervorgehobene Kreditbedürftig⸗ 
keit des Grundbeſitzes beſagen? In den meiſten Fällen offenbar nichts 
weiter, als daß die verfügbaren Kapitalien nicht hinreichen, um den 
ererbten oder käuflich erworbenen Beſitz im angemeſſenen Umfange 
fruchtbar zu machen. Der geſunde Verſtand würde in ſolchen Fällen 
den Rath an die Hand geben, ſich des Produktionsinſtrumentes in dem 
Maße zu entledigen, in welchem die eigene Arbeits- oder Kapitalkraft 
nicht hinreicht, daſſelbe nutzbar zu machen. Aber albernes Herkommen, 
alberne Vorurtheile, eine alberne Geſetzgebung und vor Allem die an— 
ſteckende Peſt der Kredit⸗ oder zu deutſch Wucher-Wirthſchaft erwürgen 
die Eingebung der gefunden Vernunft ſchon im Keime, und in natür- 
licher Folge davon erliegt die Landwirthſchaft immer mehr der Um- 
ſtrickung dieſer ausſaugenden, markzehrenden Schlingpflanze. 
| Alſo Freiheit, völlige Freiheit der Agrarverfaſſung und Abſchaffung 
des Hypothekenkredits — das ſind die beiden radikalen, aber auch einzig 
ſicheren und nur in ihrer Vereinigung wirkſamen Mittel zur Heilung 
unſerer leidenden Landwirthſchaft. | 

Die nächſte und natürlichſte Konſequenz einer ſolchen Reform wäre 
die, daß allmählich unendliche Mengen von Leihkapital frei werden 
würden, die in jener Weiſe keine Anlage mehr finden könnten und daher 
andere Verwendungen ſuchen müßten. Darüber habe ich ſoeben ſchon 
das Nöthige gejagt. Die andere Hauptwirkung würde auf die Be— 
wegung des Grundbeſitzes ausgeübt werden. Schon mit der allmäh— 
lichen Amortiſation der Hypotheken würden wahrſcheinlich vielfache 
Beſitzveränderungen und Beſitztheilungen eintreten, bis (nach einer 
längeren Reihe von Jahren) die hypothekariſchen Verpflichtungen gänz⸗ 
lich abgelöſt wären und nur noch Perſonalkredit in Anſpruch genommen 
werden könnte, oder wenigſtens pfandrechtliche Forderungen keinerlei 
geſetzliche Bevorzugung vor anderen genöſſen. Die beförderte Theilung 
des Grundbeſitzes und die Unmöglichkeit der Verpfändung des Grund 
und Bodens würden gemeinſchaftlich darauf hinwirken, daß die Land— 
wirthſchaft fortan viel weniger mit dargeliehenem als mit eigenem 
Kapital betrieben würde. Ueberall aber ſind es erfahrungsmäßig die 
Betriebe mit eigenem Kapital, welche die feſteſten Stützen der Pro⸗ 
duktion ſind, indem ſie von den heilloſen Erſchütterungen verſchont 
bleiben, die jede Kreditwirthſchaft mehr oder minder mit ſich führt und 


128 Neuntes Kapitel. 


die mehr als alles Andere die Stetigkeit des geſellſchaftlichen Fort⸗ 
ſchrittes, die zunehmende Ausgleichung zwiſchen Kapital und Arbeit 
verhindern. Die Betriebe würden, wenn dazu vorzugsweiſe eigenes 
Kapital erforderlich wäre, an Zahl unſtreitig zunehmen — ein Ziel, 
das im Intereſſe der Geſellſchaft lediglich zu wünſchen iſt. Noch kräf⸗ 
tiger aber als die Ablöſung der Hypotheken, würde im Laufe der Zeit 
die Vererbung zur Theilung des Bodens anſpornen. Jetzt, wo der 
Erbe des Guts ſeine Miterben dadurch abzufinden pflegt, daß er ihnen 
Hypotheken eintragen läßt, bleiben auch da, wo die gleiche Erbtheilung 
Rechtens iſt, und wo die Gutsübergabe an Einen ſich nicht durch die 
Kleinheit des Grundbeſitzes rechtfertigt, die Güter oft ungetheilt, der 
Erbe wird ein verſchuldeter Gutsbeſitzer und ſeine Miterben werden 
Rentner oder treten in unproduktive Berufe ein. Wie viel Kraft, wie 
viel körperliche und geiſtige Arbeit geht dabei auf der einen wie auf 
der anderen Seite der nationalen Produktion verloren! 

Die Abſchaffung des Hypothekenkredits würde nicht bloß die Thei⸗ 
lung des bäuerlichen, ſondern auch des großen Grundbeſitzes mächtig 
befördern. Durch Nichts wird dieſelbe ſo ſehr gehemmt, durch Nichts 
die Konſolidation des Bodens mehr befördert, als durch den Hypo⸗ 
thekenkredit, welcher die Güter als eine Einheit beleiht und daher die 
Abtrennung einzelner Theile von denſelben erſchwert oder unmöglich 
macht. So lange dies der Fall iſt, kann ſich natürlich die Vertheilung 
des Grundbeſitzes nicht nach dem Niveau der durchſchnittlichen Beſitz⸗ 
fläche bewegen. Die jeweilige Größe der Güter hat vielmehr die Ten⸗ 
denz, konſtant zu bleiben. Wenn ein Gutsbeſitzer ſein Kapital oder 
jeine geſchäftlichen Talente der Größe des ererbten oder erkauften Be⸗ 
ſitzes nicht entſprechend findet, kommt er nur zu häufig in die Lage, 
an der dann eintretenden „Kreditnoth“ zu Grunde zu gehen, anſtatt 
daß er, wie es vernünftig wäre, ſeinen Grundbeſitz und Betrieb auf. 
das Maß ſeiner Kapitalausrüſtung oder ſeiner Fähigkeiten reduziren 
ſollte. Erſt dann, wenn die Bewegung des großen wie des kleinen 
Grundbeſitzes gleich frei iſt, wird auch die unbedingte Theilbarkeit des 
Bodens keine Beſorgniſſe mehr einflößen; denn in dieſem Falle wird 
die Tendenz der Bewegung des Grundbeſitzes nicht mehr auf i.ber- 
mäßige Anhäufung einerſeits und übermäßige Zerſtückelung anderer⸗ 
ſeits, ſondern auf Ausgleichung der Gegenſätze gerichtet ſein. Dieſen 
allgemein ſozialen Standpunkt wünſche ich bei der Würdigung meiner 
Reformgedanken ganz beſonders feſtgehalten zu ſehen. Viele Kritiker 
meines früheren Buches haben die Forderung, den Hypothekenkredit 
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abzuſchaffen, für unpraktiſch, zu weit gehend, unſere Zuſtände für noch 
nicht reif für ſo radikale Vorſchläge erklärt. Man fragte dabei nur 
danach, was allenfalls die großen und kleinen Grundbeſitzer noch 
aushalten könnten, nicht wie die Maßregel die allgemeine Verfaſſung 
der Geſellſchaft berühren würde. Von einem ſo niedrigen Standorte 
iſt die Tragweite der fraglichen Vorſchläge nicht zu überſehen. 

Was die ſtädtiſchen Hypotheken anlangt, ſo würde der Wegfall 
derſelben gleichfalls die Wirkung haben, daß dann nur noch wirkliches 
Kapital um den Hausbeſitz konkurrirte und Diejenigen von der Kon⸗ 
kurrenz ausgeſchloſſen wären, die entweder gar kein oder kein hin— 
reichendes Kapital beſitzen, um ein Haus mehr oder weniger ſchuldenfrei 
zu erwerben, daher nur an der Ausbeutung des Wohnungsbedürfniſſes 
theilnehmen bezw. ohne jedes Verdienſt eine Rente beziehen wollen 
und in der That, wie Figura zeigt, in dieſem Beſtreben zum Schaden 
des Publikums erfolgreich genug ſind. Die Preiſe der Grundſtücke 
und Häuſer würden mehr nach ihrem natürlichen Niveau ſtreben und 
nicht eine durch ſich aufthürmende Zinſenlaſten und demgemäß geſchraubte 
Miethserhöhungen ſchwindelhaft geſteigerte Höhe erreichen können. 

Die Ablöſung der Hppothekenſchulden könnte kaum mit ſehr 
großen Schwierigkeiten verknüpft ſein. Allem voraus müßte natürlich 
ein Geſetz gehen, wonach von einem beſtimmten Termin an hypothe— 
kariſche Eintragungen in die Grundbücher nicht mehr ſtattfinden dürfen. 
Zugleich wären Ablöſungskreditkaſſen zu errichten, wie fie in verſchie— 
denen deutſchen Staaten behufs Ablöſung von Reallaſten, Dienſtbar— 
keiten ꝛc. ſchon ſeit langer Zeit beſtehen. Dieſelben brauchten ihren 
Wirkungskreis nur auf die Ablöſung der Hypotheken auszudehnen. 
Auch die Art und Weiſe der Ablöſung könnte ſich ziemlich genau an 
die für Ablöſung von Reallaſten ꝛc. maßgebenden Normen anſchließen. 
In Preußen empfängt der Berechtigte bekanntlich 4proz. Rentenbriefe 
zum zwanzigfachen Betrage des jährlichen Laſtenwerths. Der Pflichtige 
hat neun Zehntel dieſes Werthes 561/15 Jahr fortzuentrichten und wird 
dann frei; zahlt er die ganze Rente, ſo wird er 15 Jahre früher frei; 
und mit der achtzehnfachen Zahlung des jährlichen Laſtenwerths wird 
er gleich frei. Für die Ablöſung der Hypotheken könnte ein ähnlicher 
Modus beibehalten werden, und zwar gleichviel, zu welchem Zinsfuße 
die Hypothekenkapitalien aufgenommen wurden. Die erſten Hypotheken 
tragen in der Regel nicht mehr als 4 Prozent, eher weniger; die 
ſpäteren Eintragungen werden theurer, weil das Riſiko derſelben größer 


iſt. Wenn aber die Ablöſung gleichmäßig erfolgte, ſo wäre ja eben 
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das Riſiko vollſtändig beſeitigt, und die Gleichſtellung der ſpäteren 
Eintragungen mit den erſten ſicherlich nicht nur nicht unbillig, ſondern 
eher eine Vergünſtigung. 


Zehntes Kapitel. 
Beſteuerung der Grundrente. 


Die Grundrente iſt (um theilweiſe ſchon früher Ausgeführtes zu 
rekapituliren) der für die Nutzung der urſprünglichen und unerſchöpf⸗ 
lichen Kräfte des Bodens gezahlte Preis. An dieſen Kräften und an 
dem Boden ſelbſt, in dem ſie verborgen ſind, iſt kein Eigenthum im 
ſtrengen Sinne zu rechtfertigen. Nur Beſitzrechte ſind anzuerkennen, 
welche die Beſtimmung haben, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern. Dieſer 
Zweck wird vereitelt, wenn der Grundbeſitz zu einem Monopol ausartet, 
welches dem wirklichen Produzenten und durch ihn der Geſammtheit 
der Konſumenten eine ſchwere Steuer aufzulegen oder die vortheilhafteſte 
Benutzung des Bodens zu verhindern vermag. Die Grundrente ent⸗ 
ſteht mit der ungleichen Vertheilung des Grundbeſitzes. Denkt man 
ſich den Boden eines Landes annähernd gleichmäßig unter die vor⸗ 
handenen Familien vertheilt, ſo würde thatſächlich Niemand für die 
Nutzung fremder Grundſtücke einen Preis zu zahlen geneigt ſein, um 
ſo weniger, als es vorausſichtlich einem Jeden an Lohnarbeitern fehlen 
würde. Sobald jedoch eine Klaſſe Beſitzloſer entſteht, find die Grund⸗ 
beſitzer, welche das unentbehrliche Produktionsinſtrument in ihrer Ge⸗ 
walt haben, in der Lage, für die Benutzung deſſelben Seitens der 
Beſitzloſen einen Preis zu fordern, der, ſoweit er nicht als ein billiger 
Erſatz für das auf das Land verwendete Kapital zu betrachten iſt, eben 
Rente heißt. Je dringender das Bedürfniß nach Benutzung des Bodens 
wird, deſto höher muß natürlich jener Preis ſteigen, bis er an der 
Leiſtungsfähigkeit des Produzenten ſeine Grenze findet. Der Zweck des 
Eigenthums wird hier in ſein Gegentheil verkehrt. Der Arbeit werden 
ihre Früchte nicht geſichert, ſondern geraubt; oder es wird ihr, was im 
Erfolg noch ſchlimmer iſt, die Gelegenheit zur Bethätigung entzogen. 

Die Grundrente wächſt mit der Entwickelung des Gemeinweſens, 
und der Preis des Grund und Bodens ſteigt daher mit der zunehmenden 
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nicht grundbeſitzenden Bevölkerung, dem ſteigenden Verkehr, der Ver⸗ 
mehrung und Verbeſſerung der Verkehrsmittel. Ein Stück Land, deſſen 
Beſitzer daſſelbe völlig unangebaut läßt, ſteigt unter den erwähnten 
Bedingungen im Preiſe, ohne daß Arbeit oder Kapital des Beſitzers 
zu der Werthſteigerung irgend etwas beigetragen haben. Am auf— 
fallendſten läßt ſich dieſe Erſcheinung bei dem nicht landwirthſchaftlich 
benutzten Boden großer Städte, aber auch in der ländlichen Umgebung 
der Städte, oder in ſolchen Fällen wahrnehmen, wo einem Bezirke eine 
Eiſenbahn, ein Kanal oder eine Landſtraße nahe gebracht wird. Der 
Werth des Grund und Bodens ſteigt unter ſolchen Vorausſetzungen oft 


5 aufs Rapideſte. Aber auch in jedem anderen Falle ift in dem Ver⸗ 
kehrswerthe des Grund und Bodens ein Beſtandtheil enthalten, der 


nicht durch die Arbeit und das Kapital der Beſitzer, ſondern durch die 
Arbeit und das Kapital der Geſellſchaft hervorgebracht wurde. An 
dieſem Beſtandtheil hat nicht der Beſitzer, ſondern nur die ganze Ge— 
ſellſchaft ein Recht. Derſelbe muß daher billigerweiſe durch Beſteuerung 
eingezogen werden. | 

Der Verwirklichung dieſer theoretiſch unanfechtbaren Forderung 
ſtellen ſich indeſſen, wie bereits hervorgehoben, ſehr ernſte Schwierig⸗ 
keiten entgegen. Die erſte und hauptſächlichſte derſelben haben wir in 
der hypothekariſchen Verſchuldung gefunden. Schon dieſes Zuſammen⸗ 
hanges wegen muß die Beſeitigung und nicht bloß eine Begrenzung 
des Hypothekenkredits verlangt werden. Mit einer ſolchen Beſeitigung 
würde unzweifelhaft der Preis des Grund und Bodens, der durch die 
Erleichterung der Verſchuldung, oder was daſſelbe iſt, durch die künſt⸗ 
liche Steigerung der Rente auf eine unmäßige Höhe geſchraubt wird, 
bedeutend ſinken. Die Produktionskoſten würden ſich ermäßigen und 
die Preiſe der Bodenerzeugniſſe demgemäß fallen. Die Klagen, welche 
gegenwärtig beſonders von den weſteuropäiſchen Getreideproduzenten 
über die Konkurrenz neuer Länder geführt werden, müßten zum großen 
Theil verſtummen, da die größere Billigkeit des amerikaniſchen Weizens 
oder des ruſſiſchen Roggens weſentlich von der größeren Billigkeit des 
noch nicht von einer dichten Bevölkerung bewohnten und noch nicht in 
hohem Maße mit Schulden belaſteten Bodens herrührt. 

Gleichwohl iſt nicht zu erwarten, daß mit der Beſeitigung des 
Hypothekenkredits, ſelbſt nachdem alle jetzt auf dem Grund und Boden 
laſtenden Pfandſchulden abgelöſt wären, der ganze Monopolgewinn der 


Rente verſchwinden würde. Die Konkurrenz Derer, welche entweder 


Arbeit oder Kapital auf das landwirthſchaftliche Gewerbe verwenden 
9 * 
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wollen, würde noch immer den Beſitzern des Grund und Bodens ge- 
ſtatten, für die Benutzung deſſelben einen Preis zu fordern, der eben 
nicht durch den Werth der etwa hergeſtellten Verbeſſerungen, die Koſten 
der errichteten Gebäude u. dgl., ſondern durch jene Konkurrenz bedingt 
wäre. Neue Werthſteigerungen durch eine neu geſchaffene Gunſt der 
Lage könnten vollends nicht ausbleiben, und die Preiſe ſtädtiſcher Bau⸗ 
plätze würden durch die Unzuläſſigkeit einer Grundverſchuldung vielleicht 
kaum berührt. Um den Monopolgewinn der Rente aus dem Ein- 
kommen der Grundbeſitzer auszuſcheiden, würde daher auch nach der 
Aufhebung des Hypothekenkredits eine angemeſſene und den Bewe— 
gungen der Grundrente ſich anſchmiegende Beſteuerung derſelben un⸗ 
erläßlich ſein. Der ſpringende Punkt iſt nur das Wie? 

Als der einfachſte Weg, die reine Grundrente, das echte Monopol⸗ 
einkommen von dem land- und forſtwirthſchaftlich benutzten Grund und 
Boden zu ermitteln, kann vielleicht die Feſtſtellung der durchſchnittlichen 
Pachtwerthe erſcheinen. Zieht man von denſelben ein billiges Entgelt 
für die Nutzung der Gebäude, der Verbeſſerungen u. ſ. w. ab, ſo ſcheint 
die reine Rente übrig bleiben zu müſſen. In der That wird man die 
Bedeutung des engliſchen Wortes rent (— Pacht, Miethe) ins Auge zu 
faſſen haben, um über den eigentlichen Sinn der Grundrente ins Klare 
zu kommen. Allein der Werth der Verbeſſerungen iſt gleichfalls nur 
äußerſt ſchwer, und oft vielleicht gar nicht mit einiger Zuverläſſigkeit 
aus dem Werthe des Grund und Bodens auszuſcheiden. Man würde 
daher immerhin gewöhnlich auf Schätzungen von zweifelhafter Richtig⸗ 
keit angewieſen ſein. Auch bin ich keineswegs gemeint, das Recht der 
gegenwärtigen Grundbeſitzer auf die Rente mit einem Schlage annullirt 
ſehen zu wollen. Im Gegentheil gebe ich vollkommen zu, daß dieſes 
Recht, möge es nun aus Beleihung, Vererbung oder Kauf herrühren, 
einen vollen Anſpruch auf billige Berückſichtigung hat. Wollte man heute 
dekretiren, daß jegliche Rente aus ländlichem oder ſtädtiſchem Grund⸗ 
eigenthum expropriirt, alſo etwa vom Staate in einer entſprechenden 
Grundſteuer von Stund' an eingezogen werden ſolle, ſo würde dadurch 
nicht bloß in den Grundbeſitzverhältniſſen, ſondern auch in dem Rechts⸗ 
bewußtſein des Volkes eine Verwirrung herbeigeführt werden, die von 
großen Gefahren begleitet ſein könnte. Große politiſche und ſoziale 
Ziele erreicht man gewöhnlich nicht auf Einen Schlag. Sie erfordern 
langwierige Vorbereitungen und Ueberleitungen. Das letzte Ziel iſt 
die völlige Aufſaugung der Rente durch den Staat zum Vortheile der 
Gemeinſchaft, welcher ſie von Rechts wegen gebührt. Aber dieſes Ziel 
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darf man nicht lediglich durch mechaniſche Mittel, wie dasjenige der 
Beſteuerung, erreichen wollen, ſondern muß ihnen durch geſetzgeberiſche 
Organiſationen beizukommen ſuchen, welche die Rückbildung der franf- 
haften Auswüchſe einer ungerechten Vergangenheit in das geſunde Leben 
der gleichen Freiheit und des gleichen Rechtes Aller einzuleiten im 
Stande ſind und die Ausbildung neuer Ungerechtigkeiten verhindern. 

Als eines der wichtigſten Mittel zu dieſem Zwecke habe ich bereits 
das ausnahnslos gleiche Erbrecht bezeichnet, das nicht immer mit der 
Naturaltheilung der Landgüter verknüpft zu ſein braucht, dem aber 
dieſe als ultima ratio offen gehalten werden muß. Außerdem jedoch 
muß auch die Steuerpolitik ihres Amtes walten. Nur iſt in erſter 
Linie dafür Sorge zu tragen, daß die Steuer nicht zu hoch ausfalle 
und dadurch dem Fleiße und der Aufwendung von Kapital hinderlich 
werde, anſtatt ſie zu ermuntern. 

Von vornherein wird man als gewiß anſehen dürfen, daß eine 
rationelle Grundſteuer in den deutſchen Ländern einen bei Weitem 
höheren Ertrag abwerfen müßte, als gegenwärtig. In Frankreich iſt 
das Ergebniß der Grundſteuer einſchließlich der Zuſchlagscentimen un— 
gefähr dreimal ſo groß, als in Preußen. Während hier der Quadrat— 
kilometer mit 139 Francs Grundſteuer belaſtet iſt, bringt dieſelbe Fläche 
in Frankreich 454 Francs. Doch dies nur nebenbei. Eine andere 
Rechnung wird zeigen, daß eine angemeſſene Grundſteuer auch den in 
Frankreich erzielten Ertrag im Verhältniß weit überſteigen könnte. Die 
Pachtpreiſe ſind in einem Lande wie Deutſchland natürlich nach Lage 
und Fruchtbarkeit der Grundſtücke ſehr verſchieden. Selten werden ſie 
für Parzellen auch in den unfruchtbarſten Gegenden unter 30 Mk. für 
den Hektar ſinken, während ſie in den fruchtbaren und wohlgelegenen 
Landſchaften für Ackerland nicht ſelten bis 150, für Wieſen ſogar bis 
200 Mk. und darüber ſteigen. Einen Durchſchnitt für ganz Deutſch— 
land anzunehmen, hat bei unſern ſehr ſporadiſchen Kenntniſſen von 
den Pachtpreiſen ſein Mißliches; doch wird man nicht befürchten dürfen, 
eine zu hohe Schätzung zu machen, wenn man für die in Deutſchland 
vorhandenen 36 ½ Millionen Hektar landwirthſchaftlich benutzter Fläche 
einen mittleren Pachtwerth von 50 Mk. für den Hektar, alſo ins— 
geſammt von 1, 825,000,000 Mk. annimmt. Von den 14 Millionen 
Hektar Wald mag abgeſehen werden. Wie viel von dem vorhandenen 
Acker⸗ und Wieſenland wirklich in Pacht ausgethan iſt, oder an Pacht 
jährlich gezahlt wird, darüber iſt nichts Genaueres bekannt. In Frank⸗ 
reich ſoll der Prozentſatz des verpachteten Landes 65%, in Belgien 
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48,5% betragen. In Deutſchland wird der Prozentſatz geringer ſein; 
erreichte er aber den belgiſchen Satz, ſo würde von den Pächtern Deutſch⸗ 
lands jährlich eine runde Summe von 900 Millionen Mk. aufgebracht, — 
eine Summe, welche derjenigen ſämmtlicher direkter und indirekter Reichs⸗ 
und Staatsſteuern, die in Deutſchland gezahlt werden, gleichkommt. 
Die oben berechneten 1825 Millionen Mk. können wohl ohne Gefahr 
übermäßigen Irrthums als wirklicher Reinertrag des deutſchen Grund⸗ 
beſitzes (mit Ausſchluß des Waldes) angeſehen werden. Rechnet man 
davon ein Viertel als Pachtwerth der Verbeſſerungen ab, ſo bleiben 
noch immer 1370 Millionen Mk. übrig, die aus dem ländlichen Grund⸗ 
beſitz jährlich über den Lohn der Arbeit und den billigen Gewinn der 
aufgewendeten Kapitalien als Reinertrag in die Taſchen der Grund⸗ 
beſitzer, bezieh. Pfandgläubiger fließen. 

Mit dieſer Berechnung bezwecke ich weiter nichts, als das ſteuer— 
bare Objekt anzudeuten, das in der Grundrente vorhanden iſt. Ich ſage 
keineswegs, daß die als Reinertrag gefundene Summe im Wege der 
Beſteuerung durch den Staat eingezogen werden müßte. Ich hege im 
Gegentheil die Ueberzeugung, daß ein ſehr großer Theil dieſer Summe 
lediglich eine Steuer darſtellt, welche durch die Macht des Beſitzes der 
Arbeit auferlegt iſt und von Rechts wegen den arbeitenden Landleuten 
gehört. Wenn in vielen Gegenden Deutſchlands der arbeitende Land- 
mann für einen Hektar Land 100 —150 Mk. Pacht zahlt oder wenn 
er ſein Feld für einen dem entſprechenden Preis kaufen muß, ſo zahlt 
er in der Pacht oder im Kaufpreiſe einen Tribut, den ihm der Grund— 
beſitzer wegen der Seltenheit des verfügbaren Landes aufzulegen vermag. 
Jede wahrhafte Agrarreform, wie jede Sozialreform überhaupt, kann 
aber nur darin beſtehen, daß der Arbeit, der Schöpferin aller Werthe, 
der gerechte Lohn ihrer Anſtrengungen verſchafft wird, und dies wiederum 
kann nur dadurch geſchehen, daß die Tribute, welche der Beſitz oder 
die durch denſelben verliehene Macht dem Arbeiter aufzulegen vermag, 
beſeitigt oder doch thunlichſt verringert werden. Im Falle des Grund— 
beſitzes wird alſo die Loſung aller wirklichen Reformen die ſein müſſen, 
dem Produzenten die unentbehrliche Produktionsgrundlage möglichſt uns 
beſchwert, und zwar weder durch hohe Pacht-, noch hohe Kaufpreiſe 
beſchwert zu überliefern. Andererſeits iſt zu bedenken, daß jeder Beſitz 
von Grund und Boden, ſei er auch noch ſo klein, einen Vortheil vor 
dem Nichtbeſitz gewährt, indem er wenigſtens der Arbeitskraft unter 
allen Umſtänden eine Verwendung ſichert. Es würde daher gewiß nicht 
zu rechtfertigen fein, irgend einen Grundbeſitz, auch den kleinſten, gänzlich 
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ſteuerfrei ausgehen zu laſſen. Ueber die Ungerechtigkeit, die darin liegt, 
daß gerade die größten und reichſten Grundbeſitzer unbeſteuert bleiben, 
wie es in Deutſchland mit den Standesherren leider der Fall iſt, ver- 
lieren wir kein Wort. | 

Einen förmlichen Steuerplan nach den entwickelten Grundſätzen 
aufzuſtellen, würde nicht am Platze ſein. Ich werde dies in einem 
ſpäteren Hefte dieſer Schrift, welches die Grundſätze einer rationellen 
Steuerpolitik erörtern ſoll, verſuchen. Eine richtige Beſteuerung der 
Grundrente hat die Beſeitigung des Hypothekenkredits und die Ab— 
löſung der Pfandſchulden zur Vorausſetzung. Ehe dieſe Reform nicht 
in Angriff genommen iſt, wird an eine ſolche Beſteuerung der Grund— 
rente, welche das monopoliſtiſche Element in dem Einkommen der 
Grundbeſitzer treffen oder vielmehr möglichſt vollſtändig aufſaugen ſoll, 
nicht zu denken ſein. So lange wird man ſich mit den prinziploſen 
Flickereien behelfen müſſen, welche gegenwärtig die Steuerpolitik an⸗ 
wendet, um den Bedürfniſſen der Staaten einigermaßen gerecht zu 


werden. 


Die heutigen Grundſteuern, die in allen deutſchen Staaten einen 
ganz geringen Prozentſatz des ſehr mäßig geſchätzten Reinertrags aus— 
machen, müſſen als werthvoller Eckſtein eines künftigen rationellen 
Steuerſyſtems jedenfalls beſtehen bleiben. Dieſelben wären in der 
Richtung weiter auszubilden, daß ſie die einzigen direkten Steuern des 
Landmannes würden, ſoweit derſelbe nicht etwa aus anderen Quellen, 
als dem Grund und Boden, alſo entweder aus gewerblichen Beſchäf— 
tigungen oder aus Zinſen von mobilem Kapital, Einkommen bezieht. 

Der Grundſteuer, welche der Landmann entrichtet, würde eine 
Steuer vom ſtädtiſchen Grundbeſitze zur Seite gehen, welche, unver— 
wandt das Ziel im Auge behaltend, daß die Rente vom Grund und 
Boden dem Gemeinweſen gehört, ſtufenweiſe ſteigend mit der Zeit den 
Punkt erreichen muß, wo der Monopolgewinn der Beſitzer gänzlich ab— 
ſorbirt wird. Mit andern Worten, der Preis, der für die ſtädtiſchen 
Grundſtücke wegen ihrer Lage gezahlt wird, darf nicht an Privatbeſitzer, 
ſondern muß an das Gemeinweſen, ſei es die politiſche Gemeinde oder 
der Staat, gezahlt werden. Wenn die Einziehung der Grundrente 
durch eine öffentliche Steuer bei dem landwirthſchaftlich benutzten Boden, 
namentlich beim Kleinbeſitz, wegen der untrennbaren Vermiſchung der 
auf den Boden verwendeten Arbeit und Kapitalien mit der Subſtanz 
des Bodens, bedenklich ſcheinen kann und jedenfalls eine Aufgabe von 
großer Schwierigkeit iſt, ſo muß es dagegen dem unbefangenen Sinne 
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aufs Klarſte einleuchten, daß die Rente vom ſtädtiſchen Grundbeſitze 
mit jedem ſtrengen Begriffe von Eigenthum ſchlechthin unverträglich iſt. 
Ein Blinder kann es ſehen, daß der Beſitzer einer Bauſtelle, die vor 
fünfzig Jahren nichts werth war oder höchſtens den Preis einer ent« 
ſprechenden Ackerfläche bedang, jetzt aber hunderttauſend oder ein paar 
Mal hunderttauſend Mark oder Thaler koſtet, ein reicher Mann wird 
ohne irgend eine Arbeit oder Thätigkeit. Auf welche Weiſe will man 
dieſen Erwerb rechtfertigen? Mit den Gründen, durch welche allein 
das Eigenthum gerechtfertigt werden kann, läßt er ſich unbedingt nicht 
rechtfertigen. Weit entfernt, daß das Eigenthumsrecht zur Stütze und 
Rechtfertigung eines ſolchen Erwerbes dienen könnte, kann es vielmehr 
feinen grauſameren Hohn auf das Eigenthumsrecht geben als die That⸗ 
ſache, daß gewiſſe Leute durch eine falſche Geſetzgebung in den Stand 
geſetzt wurden, für die Benutzung einer Sache, die ſie weder hervor— 
gebracht noch verbeſſert haben, anderen Leuten eine ſchwere Steuer 
aufzulegen. Es wird in unſerer Zeit ſo viel von Steuerreform und 
Sozialreform überhaupt geredet. Aber wer an dieſem Rieſenmonopol, 
das man ſtädtiſches Grundeigenthum nennt, vorübergehen kann, ohne 
zur Einſicht zu gelangen, daß hier der Hebel angeſetzt werden muß, 
um ebenſowohl eine richtige Steuerreform einzuleiten, als auch ein gut 
Stück der ſogenannten ſozialen Frage zu löſen, der beweiſt einfach, 
daß er von dem Kernpunkte dieſer Frage nicht das Mindeſte verſteht. 
Nur eine richtige Beſteuerung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes kann die 
Einnahmen ergeben, welche für den Staat die Erhebung indirekter, 
ſowie anderer direkter Steuern, als der ländlichen und ſtädtiſchen 
Grundſteuer, einer Geſchäfts- oder Kapitalgewinnſteuer und einer Geld- 
rentenſteuer, überflüſſig machen würden. 

Wenn ich anerkenne, daß die Beſteuerung der Rente nicht ſofort 
mit allen erworbenen Rechten aufräumen darf, ſondern daß gegen die 
dermaligen Beſitzer, welche zum großen Theil für die ihnen jetzt eigen- 
thümlich zugeſprochene Rente die wirklichen Früchte ihres Fleißes oder 
ihrer Sparſamkeit gezahlt haben, eine billige Schonung geübt und das 
Ziel der gänzlichen Einziehung der Rente mit bedächtigen Schritten 
verfolgt werden muß, ſo kann dagegen Nichts im Wege ſtehen, den 
Grundſatz, daß Werthe, welche der Arbeit nicht eines Einzelnen, 
ſondern der Geſellſchaft zu danken ſind, der Geſellſchaft gehören, — 
es kann, ſage ich, Nichts im Wege ſtehen, dieſen Grundſatz in allen 
denjenigen Fällen zur Geltung zu bringen, wo eine neugeſchaffene 
Gunſt der Lage eine vermehrte Rente aus Grundbeſitz zu ziehen geſtattet. 
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Wird eine Eiſenbahn oder ein Kanal erbaut, ſo müſſen entweder die 
Grundbeſitzer, welche Gewinn davon ziehen, einen entſprechenden An- 
theil an den Koſten tragen, oder der Gewinn, der ihnen ohne Mühe 
zufällt, alſo von Rechts wegen ihnen nicht gehört, muß vom Staate 
als Grundrente eingezogen werden. Daſſelbe muß in Betreff des (gleich- 
viel ob bebauten oder unbebauten) Grund und Bodens geſchehen, dem 
allmählich ein großes Abſatzgebiet näher rückt und der deßhalb im 
Werthe ſteigt, ohne daß der Beſitzer dazu irgend etwas beiträgt. 
5 Große Waldflächen, ſowie die unterirdiſchen Schätze ſollten nie- 
mals dem Privatbeſitz überlaſſen worden ſein. Die Werthſteigerungen 
des Waldbodens ſind noch viel mehr wie diejenigen des Ackerlandes 
von der ſteigenden Gunſt der Lage oder anderen äußeren Einflüſſen 
abhängig, und es iſt z. B. kaum zu berechnen, wie viel die Beſitzer 
großer Waldungen in Deutſchland, ohne nur eine Hand zu rühren, 
ſeit dem Bau der Eiſenbahnen in die Taſche geſteckt haben, begünſtigt 
durch den doppelten Vortheil, erſtlich, daß ein neues Verkehrsmittel 
von ungeheuerſter Wichtigkeit ſich in ihren Dienſt ſtellte, und zweitens, 
daß durch die Eiſenſtraßen der Holzbedarf ganz enorm erhöht wurde. 
Die Beſitzer bereicherten ſich mithin auf Koſten der Geſellſchaft. Sie 
konnten weder einen Unternehmer- oder Kapitalgewinn noch einen Lohn 
für aufgewendete Arbeit in Anſpruch nehmen, ſondern ihnen erkannte 
nur eine in dieſer Richtung geradezu unerhört rückſtändige Entwickelung 
des poſitiven Rechts einen Gewinn zu, der nach jedem rationellen Be— 
griffe vom Eigenthum nur der Geſellſchaft gehören konnte. Ueberdies 
ſprechen bekanntlich volkswirthſchaftliche Gründe der ſtärkſten Art für 
die ſtaatliche Kontrole des Waldbeſtandes, eine Kontrole, die am wirk⸗ 
ſamſten und einfachſten in Verbindung mit dem ſtaatlichen Beſitze 
ausgeübt werden kann. 

Was den Bergbau betrifft, ſo hat ſchon ſeit uralten Zeiten ſelbſt 
Vielen, die im Uebrigen ein Eigenthum an der Oberfläche des Grund 
und Bodens vertheidigten, die Lächerlichkeit des Anſpruches irgend eines 
Einzelnen auf die unterirdiſchen Schätze eingeleuchtet. Der Bergbau 
war daher in früherer Zeit faſt allgemein ein Regal des Staates, und 
erſt der neueren bez. neueſten Zeit iſt es vorbehalten geweſen, dem 
Kapital eine ziemlich ausgedehnte Bergbaufreiheit einzuräumen. Aller- 
dings wird man zugeben müſſen, daß das Staatsregal und insbeſondere 
der Staatsbetrieb ſeine Schattenſeiten hat, und daß es ſich empfiehlt, 
der Konkurrenz auch auf dieſem Gebiete Raum zu ſchaffen. Indeſſen 
liegt andererſeits kaum auf irgend einem anderen Gebiete die Gefahr, 
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daß ſich aus einem angeblich für Alle gleichen Rechte Monopole biſeen 


näher als auf dieſem. 

Was die auf dem Wege der Beſteuerung einzufordernde Gn 
rente, nach erfolgter Hinwegräumung aller Hinderniſſe, die für jetzt und 
lange Zeit der vollſtändigen Einziehung entgegenſtehen, der Geſellſchaft 
einbringen dürfte, iſt ſehr ſchwer zu ſchätzen. Aber daß es ſich, nament⸗ 
lich in großen Städten, um enorme Summen handeln würde, leuchtet 
ein. Allerdings iſt kaum vorauszuſetzen, daß das Prinzip, die Rente 
durch Beſteuerung zu Gunſten der Geſammtheit einzuziehen, den Betrag 
dieſer Steuer auf die ungeheueren Summen bringen würde, welche 
gegenwärtig den Grundbeſitzern als Rente zufallen. Gegenwärtig wird 
die Rente des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes in den Preiſen der 
Rohprodukte, und die Rente des ſtädtiſchen Grundbeſitzes in den Miethen 
eingezogen. Die Rente vom landwirthſchaftlich benutzten Grundbeſitz 
wird hauptſächlich dadurch gewonnen, daß der Arbeitslohn auf einem 
möglichſt niedrigen Niveau erhalten wird; die Rente vom ſtädtiſchen 
Grundeigenthum dadurch, daß die Miethen ſo hoch geſchraubt werden, 
als es die Konkurrenz der Hausbeſitzer und die wirthſchaftliche Lage 
der verſchiedenen Klaſſen von Miethern nur irgend geſtatten. Wäre 
dagegen jede Rente ſicher, vom Staate als Steuer eingezogen zu werden, 
ſo würde der unternehmende Landwirth kein Intereſſe mehr daran haben, 
auf den Arbeitslohn einen gewaltſamen Druck auszuüben; und der 
Hausbeſitzer nicht, den Miethern einen Preis abzuverlangen, der über 
den ortsüblichen Gewinn des in Häuſern angelegten Kapitals hinaus⸗ 
geht. Die Größenbeſtimmung der Rente würde daher zuletzt vom Geſetz 
abhängen und ſich weſentlich nach den Bedürfniſſen des Staates richten. 
Denn das ſchließliche Ergebniß der Aneignung der Rente durch den 
Staat könnte nur dies ſein, daß dem Staate, als dem wahren Eigen⸗ 
thümer des Grund und Bodens, die Rolle des Verpächters zufällt, 
während die Beſitzer eine den Erbpächtern ähnliche Stellung einnehmen 
würden, mit dem Unterſchiede jedoch, daß der freien Veräußerlichkeit 
und Theilbarkeit der Grundſtücke kein Hindniß im Wege ſtehen dürfte. 

Vergegenwärtigen wir uns nochmals in Kürze die Folgen, welche 
das hier empfohlene Syſtem für die Geſellſchaft haben müßte, ſo kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß in erſter Linie die Arbeit von dem 
jetzt auf ihr laſtenden Drucke in hohem Maße befreit werden würde. 
Da fernerhin Niemand Land um der zu erhoffenden Rente willen an⸗ 
kaufen könnte, ſondern der Landbeſitz nur der Arbeit und der einſich⸗ 
tigen Leitung der durch Kapital unterſtützten Produktion ihren recht⸗ 
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mäßigen Lohn verſpräche; da überdies nach dem Wegfall des Pfand⸗ 
kredits und der Erbvorzüge die Tendenz zur Theilung des Bodens, 
beſonders innerhalb des Großgrundbeſitzes, ſich gewaltig geltend machen 
müßte, ſo würde das Angebot ländlicher Grundſtücke ein ſehr reichliches 
ſein, und der Arbeitskraft hinreichende Gelegenheit zur ſelbſtändigen 
Bethätigung eröffnet werden. Der Preis des Grund und Bodens 
würde ſinken, der Lohn der ländlichen Arbeit ſteigen, was hinwiederum 
auf die Arbeitsverhältniſſe in den gewerblichen Beſchäftigungen nicht 
ohne tiefeingreifenden Einfluß bleiben könnte. Andererſeits würden die 
Hausmiethen allmählich auf einen Stand ſinken, welcher ſich mehr dem 
landesüblichen Zins für das zum Bau der Häuſer aufgewendete Kapital 
näherte, da außerdem durch die Miethpreiſe nur noch die vom Staate 
feſtgeſtellte, nicht aber eine Rente aufzubringen wäre, die nur an der 
den Beſitzern innewohnenden Macht zur Erpreſſung eine Schranke 
findet. Iſt ſo die Rente entwurzelt, der durch ſie auf den Arbeitslohn 
ausgeübte Druck von dem arbeitenden Landmann entfernt und hier— 
durch wiederum auch der gewerbliche Arbeiter von dem Drucke eines 
beſtändigen Nachſchubes ländlicher Arbeitskräfte befreit, ſo iſt leicht zu 
ſehen, daß die geſellſchaftlichen Gegenſätze nothwendig auf ihre Aus— 
gleichung hinarbeiten werden, und die Vertheilung der Güter ſich jener 
idealen Forderung nähern muß, wonach dem Arbeiter der volle Ertrag 
ſeiner Arbeit gebührt. | 
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Wenn als das letzte Ziel der Reformen, denen der Grundbeſitz 
unterworfen werden muß, falls er ſeinen ſozialen Zweck erfüllen ſoll, 
die allgemeine Herſtellung eines Verhältniſſes zwiſchen Staat und 
Grundbeſitzern anzuſehen iſt, das den Erſteren als Eigenthümer, die 
Anderen als Pächter des Bodens erſcheinen läßt, ſo wird es ſich 
ſchon aus dieſem Grunde empfehlen, auch direkt auf dies Ziel loszu⸗ 
ſteuern. Die Staatsverwaltung würde mithin darauf auszugehen haben, 
den Domänenbeſitz nicht etwa zu vermindern, ſondern im Gegentheil 
immer mehr auszudehnen. Beſondere Schwierigkeiten könnte dies unter 
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der Vorausſetzung, daß mit dem Hypothekenrecht aufgeräumt würde, nicht 
haben. Vielmehr würde in dieſem Falle, ſobald die Staatsverwaltung 
als Landkäuferin aufträte, das Angebot von Gütern an dieſelbe aller 
Wahrſcheinlichkeit nach große Dimenſionen annehmen. Auf ſolche Weiſe 
würde zugleich das große Geſchäft der Hypothekenablöſung weſentlich 
vereinfacht und erleichtert werden. Natürlich würde der Staat den 
Preis der von ihm anzukaufenden Güter, einſchließlich der Hypotheken, 
ſofort ausbezahlen, ſei es in Geld, ſei es in Obligationen. 

Die Tendenz zur Verpachtung ländlicher Grundſtücke iſt allem 
Anſchein nach in Deutſchland ebenſo, wie in den meiſten anderen euro⸗ 
päiſchen Ländern, in der Zunahme begriffen. Wie viel Land gegen- 
wärtig im deutſchen Reiche ſich in den Händen von Pächtern befindet, 
vermag ich nicht feſtzuſtellen. Daß jedoch das Verhältniß zum eigen⸗ 
bewirthſchafteten Lande ein ſehr bedeutendes ſein muß, ergiebt ſich aus 
nahe liegenden Erwägungen. Das Grundeigenthum der Krone, des 
Staats, der Gemeinden und Korporationen, ſowie der Lehns- und 
Fideikommißherrſchaften macht in den acht alten Provinzen Preußens bei⸗ 
nahe ein Viertel der geſammten Bodenfläche aus. Den überwiegenden 
Theil dieſer Ländereien (unter denen allerdings auch die Forſten mit 
inbegriffen find, die ja in der Regel von dem Staat und den Kor⸗ 
porationen unter eigener Regie verwaltet werden) wird man als Pacht⸗ 
land zu betrachten haben. Von dem übrigen Großgrundbeſitz dürfte 
ebenfalls ein erheblicher Theil verpachtet ſein. Aber ſelbſt größere 
Bauernhöfe werden ſehr häufig in Pacht ausgethan. Aus Weſtpreußen 
wird berichtet, daß zwar die Kaufpreiſe, nicht aber die Pachtpreiſe des 
Bodens zurückgegangen ſind, weil der Landmann ſich jetzt lieber auf 
ſichere Pacht, als auf einen verſchuldeten Beſitz einlaſſe. In der Olden— 
burger Marſch ſoll von den größeren Bauernhöfen ein Drittel, von 
den kleineren Stellen ein Fünftel, von den Parzellen dagegen die Hälfte 
von Pächtern bewirthſchaftet ſein. Im Weimariſchen geben viele wohl⸗ 
habende Bauern ihre Wirthſchaften auf und verpachten ins Einzelne, 
wobei ſie viel mehr gewinnen als durch die eigene Bewirthſchaftung. 
In Niederbayern iſt die Verpachtung ſowohl für geſchloſſene Höfe wie 
für einzelne Stücke „ſehr häufig“. In der badiſchen Gemeinde Richen 
ſind 220 Hektare verpachtet, darunter 195 Hektar großbäuerliche Güter. 
Ueberall wo der Arbeitslohn hoch ſteht, herrſcht die Tendenz vor, den 
Grundbeſitz zu verpachten. Wo z. B. der Zuckerrübenbau ſich ein⸗ 
gebürgert hat, verpachten die Bauern gern ihr Land, leben als Rentner 
und laſſen die kleinen Leute ſich für unerſchwingliche Pachten abplagen. 
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Dieſelbe Erſcheinung findet ſich da, wo der Gemüſebau lohnt. In 
der Gemeinde Weſterhauſen (am Harz) iſt ein Drittel des bäuerlichen 
Grundbeſitzes und die Hälfte der Domänen () an die Gemüſebauer 
verpachtet. Wie viele von den drei Millionen Perſonen, welche nach 
der deutſchen Berufsſtatiſtik von 1882 ſelbſtändig Landwirthſchaft treiben, 
mögen nicht Beſitzer, ſondern nur Pächter ſein! 

Und was ſind im Grunde diejenigen Beſitzer, die auf ſtark ver— 
ſchuldeten Höfen ſitzen, anderes als Pächter? Wäre es für dieſelben 
nicht in den meiſten Fällen unvergleichlich vortheilhafter, in einer 
billigen und ſicheren Pachtſtelle zu ſitzen, als auf einem verſchuldeten 
Gute? Oder würden die kleinen Bauern, die jetzt in den Ländern 
mit vorwiegendem Kleinbeſitz ihre Felder zu übertriebenen Preiſen kaufen 
müſſen, nicht viel beſſer daran fein, wenn ihnen billige Pachtländereien 
zur Verfügung ſtänden? 

Die großen Schattenſeiten des Pachtſyſtems ſind überwiegend der 
Privatpacht eigen. Die Unſicherheit der Lage, die kurzen Friſten der 
Verträge, die beſtändige Furcht vor Pachterhöhung und die dadurch ver— 
anlaßte Unterlaſſung von Meliorationen u. ſ. w. ſind mit Nichten ein 
Zubehör des Pachtſyſtems überhaupt, ſondern weſentlich nur der Ver— 
pachtung durch Privatleute. Da die Letzteren begreiflicherweiſe nur ihr 
eigenes Intereſſe befragen, ſo werden ſie natürlich die Intereſſen der 
Pächter nur ſo weit berückſichtigen, als dies mit ihrem eigenen Intereſſe 
übereinſtimmt. Dieſer gemeinſame Weg führt nur in der Regel nicht 
weit. Ueberall, wo das große Grundeigenthum mit der obligaten Ver— 
pachtung der Güter vorherrſcht, wird die Pacht auf den denkbar höchſten 
Punkt getrieben, und die Meliorationen, die der Pächter auf eigene 
Gefahr übernimmt, find beim Ablauf des Kontraktes nicht ſicher, ent— 
weder vom Eigenthümer appropriirt oder beim Vorhandenſein ſchützender 
Vertragsbeſtimmungen mindeſtens nicht angemeſſen entſchädigt zu werden. 
Aber ſelbſt der vorſichtigſt abgefaßte Vertrag ſchützt beim nächſten Ter⸗ 
min gegen die Anwendung der Pachtſchraube nicht. Indeſſen wird 
immerhin die Lage der größeren Pächter gewöhnlich eine nicht unvor— 
theilhafte ſein, da dieſelben als Kapitaliſten Widerſtandskraft genug 
beſitzen, um ſich gegen ſchlechte Bedingungen wehren zu können. Da⸗ 
gegen muß die Verpachtung von Privatbeſitz an kleine Leute nothwendig 
zur nackten Ausbeutung und Zurückdrängung derſelben auf das Unter- 
haltsminimum führen. Die Beiſpiele von Irland und Schottland 
liegen nahe genug zur Hand, und ſind nicht zufällig, ſondern in der 
Natur der Sache begründet. Die Konkurrenz einer ſich mehrenden 


142 Elftes Kapitel. 


Bevölkerung bedingt immer ſchlechtere Pachtbedingungen, die Bebauer 
des Bodens verarmen allmählich und verlieren mitſammt ihrem Wohl⸗ 
ſtande die Eigenſchaften, welche ohne einen gewiſſen Wohlſtand nicht 
gedeihen können: die Energie des Willens, die Freudigkeit des Schaffens 
und die Kraft der Intelligenz. Ganz ähnliche Erſcheinungen treten da 
zu Tage, wo bei freier Agrarverfaſſung die kleinen Bauern zu hart 
um winzige Beſitzflächen kämpfen müſſen, und wo ihrem Abzuge nach 
anderen Stätten der Bethätigung entweder in ihrem eigenen Charakter 
oder in äußeren Urſachen unüberwindliche Hinderniſſe entgegen ſtehen. 
Der Pauperismus in einzelnen ländlichen Bezirken Badens, Württem⸗ 
bergs, Frankens, Thüringens, der Rheinlande oder Oberſchleſiens iſt 
unter einer freien Agrarverfaſſung kaum viel weniger ſchlimm, als 
der irländiſche. 

Die großen Schattenſeiten des Pachtſyſtems, wiederhole ich, ſind 
faſt ausſchließlich der Privatpacht zuzuſchreiben. Sie können bei der 
Verpachtung durch den Staat vollſtändig vermieden und ſogar durch 
unſchätzbare, auf keine andere Weiſe erreichbare Vortheile erſetzt werden. 
Der Grundſatz, daß die Rente vom Grund und Boden dem Gemein⸗ 
weſen gehöre, ſchließt die Folge ein, daß vor Allem die Privatpacht 
beſeitigt werden müſſe, und fo lange die Durchführung jenes Grund⸗ 
ſatzes in der thatſächlichen Geſtaltung der Dinge ſchwere Hinderniſſe 
findet, wird er wenigſtens in ſo weit zur Geltung zu bringen ſein, 
daß die Verpachtung von Gütern oder Parzellen ſchwerer durch Steuern 
getroffen wikd, als die eigene Bewirthſchaftung. 

Die Thatſachen beweiſen, daß Pächter ſtaatlichen oder korporativen 
Grundeigenthums ſich gewöhnlich in einer recht günſtigen Lage bes 
fanden. Selbſt in Mecklenburg, unter einer territorialen Willkürherr⸗ 
ſchaft, erfreuten ſich ſchon vor der Einführung der Erbpacht die bäuer⸗ 
lichen Pächter des Domaniums einer milden Behandlung. Die Pächter 
der Meierhöfe im Fürſtenthum Göttingen gehörten bis zu ihrer kürz⸗ 
lichen Verwandlung in freie Eigenthümer zu den beſtgeſtellten und 
intelligenteſten Landwirthen des ehemaligen Königreiches Hannover, 
und das häufige Vorkommen fiskaliſchen und korporativen Pachtlandes 
übte dort auch auf den bäuerlichen Grundbeſitz eine vortheilhafte Wir⸗ 
kung aus. Würde nach meinem Vorſchlage das fiskaliſche Pachtland 
verallgemeinert, und, wie ich dabei ſelbſtverſtändlich vorausſetze, nicht 
bloß dem Großbetriebe, ſondern in hervorragendem Maße auch dem 
Kleinbetriebe zur Verfügung geſtellt, jo würde eine beſondere Geſetz— 
gebung, deren Nachachtung der Kontrole volksthümlicher Selbſtver⸗ 
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waltungskörper unterworfen ſein müßte, dafür Sorge zu tragen haben, 
daß die Pachtbedingungen derartige wären, um zu möglichſtem Fleiß 
und zur vortheilhafteſten Kultur anzuſpornen; daß jeder Beamten⸗ 
willkür die Thür verſchloſſen, die Fortdauer des Pachtverhältniſſes, ſo 
lange nicht ernſte Gründe gegen die Erneuerung des Vertrags ſprechen, 
verbürgt, die Abmeierung nur durch richterliche Entſcheidung möglich 
und jede übermäßige Anwendung der Pachtſchraube ausgeſchloſſen wäre. 
Mit dem Syſteme des Meiſtgebotes müßte unbedingt gebrochen werden. 
Die Einwendung, daß der Staat ſich genau ſo habgierig und hart 
erweiſen werde, wie die Privatbeſitzer, kann für einen freien und volks— 
thümlich regierten Staat, der freilich die unerläßliche Vorbedingung 
jedes gedeihlichen ſozialen Lebens iſt, nicht zutreffen. Unter der Herr— 
ſchaft einer Ariſtokratie, ſei es einer Geburtsariſtokratie oder gar einer 
Plutokratie, iſt überhaupt keine gründliche Sozialreform denkbar. 

Die Vortheile einer nach den vorſtehenden Andeutungen geord— 
neten Verallgemeinerung des fiskaliſchen Pachtweſens erſchöpfen ſich 
jedoch nicht in dem Gewinn, welchen die Landwirthe aus der Mög⸗ 
lichkeit, Land zu guten Bedingungen zu pachten, ziehen würden. Sicher— 
lich wäre es ein nicht hoch genug anzuſchlagender Nutzen ebenſowohl 
für die Privatwirthſchaft der betreffenden Landwirthe, als auch für die 
Wirthſchaft der Nation, wenn auf dieſe Weiſe bäuerliche Wirthe, die 
wegen unzureichender Beſitzfläche oder aus Mangel an Kapital nicht 
recht fortkommen, in großer Zahl als Pächter nach Gegenden verpflanzt 
werden könnten, wo es an tüchtigen Arbeitskräften gebricht. Aber 
ein weiterer und nicht minder hoch zu veranſchlagender Vortheil des 
fraglichen Planes wäre der Umſtand, daß auf dem Pachtlande der 
Staat Meliorationen großen Stils vornehmen könnte, zu denen dem 
einzelnen Grundbeſitzer, ſelbſt dem reicheren, oft das Kapital und nicht 
minder oft vielleicht der Muth fehlt. Dadurch, daß der Staat als 
Eigenthümer nothwendige oder erweislich vortheilhafte Meliorationen 
ſelbſt in Angriff nehmen könnte, würden dem Pachtlande theilweiſe die 
beiderſeitigen Vortheile des großen und des kleinen Betriebes geſichert. 

Von manchen Seiten wird an Stelle der Zeitpacht die Form der 
Erbpacht als ein empfehlenswerthes Mittel, aus unvermögenden Land— 
leuten Beſitzer von geſicherter Lage zu machen und dadurch die Kultur 
im Allgemeinen zu heben, betrachtet. Soweit dabei nur der Staat 
als Verpächter gedacht wird, wäre gegen die Erbpacht wenigſtens von 
dem Geſichtspunkte, daß die Rente dem Gemeinweſen zukommt, nichts 
einzuwenden. Verpachtung ſeitens privater Grundbeſitzer ſteht mit dieſer 
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Forderung in diametralem Widerſpruch, und die geſetzliche Zuläſſigkeit 
derſelben wäre nach unſerm Dafürhalten einfach ein höchſt bedauerlicher 
Rückfall in lehnsrechtliche Zuſtände. Daß man in manchen Fällen mit 
der Erbpacht günſtige Erfahrungen gemacht hat, und daß Erbpächter 
ſich im Allgemeinen beſſer befinden als Zeitpächter, die von der Will- 
kür privater Beſitzer oder unkontrolirter Staatsbeamten abhängen, kann 
man gern zugeben. Damit iſt jedoch keineswegs geſagt, daß die Be— 
dingungen der Zeitpacht, ſobald der Staat als Verpächter in Frage 
kommt, nicht derartig reformirt werden könnten, daß fie allen Erforder— 
niſſen der Sicherheit und Unabhängigkeit der Pächter entſprechen. Eine 
ſolche Reform iſt nicht bloß denkbar, ſondern auch ſehr leicht durch⸗ 
zuführen. Dahingegen haften der Einrichtung der Erbpacht Uebelſtände 
an, welche ſie aus einem Plane, der vom Standpunkte der allgemeinen 
Rechtsgleichheit ausgeht, von vornherein ausſchließen. Das fragliche 
Inſtitut iſt innig mit der Untheilbarkeit der Erbpachtgüter verwachſen. 
Ohne dieſe würde die Erbpacht ohne Sinn bleiben, da Alles, was ſonſt 
für dieſelbe ſpricht, auch durch eine reformirte Zeitpacht zu erreichen 
iſt. Die Vertheidiger der Erbpacht legen denn eben auch auf dieſen 
Punkt das Hauptgewicht. Die Untheilbarkeit, der die entſprechende 
Unzuläſſigkeit der Vergrößerung des Beſitzes zur Seite geht, iſt in 
ihren Augen gerade dasjenige Moment, welches am meiſten für die 
Erbpacht ſpricht. Unſere früheren Darlegungen haben dieſer Auffaſſung 
gegenüber unſeren Standpunkt wohl hinlänglich gekennzeichnet, um uns 
weitere Erörterungen zu erſparen. Der Beſitz muß, wie das Leben 
ſelbſt, in beſtändigem Ringen erkämpft werden, wenn er mit den 
ſtrengen Anforderungen einer ausgleichenden Gerechtigkeit nicht in 
Widerſpruch gerathen ſoll. Die Erbpacht ſchafft ganz ähnlich wie das 
Anerbenrecht — beide Einrichtungen ſind überhaupt untrennbar — 
Bevorzugungen Einzelner vor Anderen, und was den Bevorzugten ge⸗ 
geben wird, muß den Anderen natürlich vorenthalten bleiben. Der 
Grund und Boden, das unumgänglichſte Erforderniß der Produktion, 
muß dem Wettbewerbe Aller zu gleichen Bedingungen offen ſtehen. 
Dies iſt eine Forderung, an welcher keine ſchwachherzigen Opportuni⸗ 
tätsrückſichten etwas ändern und deuteln dürfen. Aus dieſer Forderung 
leitet ſich mit zwingender Folgerichtigkeit die andere ab, daß dem Grund⸗ 
beſitze die größtmögliche Beweglichkeit geſichert werden muß. Wir taſten 
den privaten Grundbeſitz nicht an, ſondern verlangen nur, daß der 
Beweglichkeit deſſelben durch entgegenſtehende Regelungen des Erbrechts 
oder der Veräußerlichkeit kein Hinderniß in den Weg gelegt werden dürfe. 
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Soweit es ſich aber um Pachtverhältniſſe handelt, kann nur die Zeit— 
pacht dem Poſtulate größtmöglicher Beweglichkeit entſprechen, obgleich 
dieſelbe nicht minder als die Erbpacht allen billigen Anſprüchen an 
dauernden und geſicherten Beſitz genügen, und eine unwirthſchaft— 
liche Zwerggütelei und Gemengelage von vornherein verhüten kann. 
Der Einfluß, den durch ein rationelles Syſtem der Zeitpacht das 
Staatsweſen auf die allgemeine Landeskultur, auf Melioration ver: 
beſſerungsbedürftiger Flächen, auf Koloniſation rückſtändiger Gegenden 
und zweckmäßige Vertheilung der menſchlichen Arbeitskräfte über das 
geſammte Staatsgebiet zu gewinnen vermag, iſt durch nichts Anderes 
zu erſetzen. Die Erbpacht verhindert dieſen Einfluß und macht auf 
der einen Seite einem falſchen Individualismus Konzeſſionen, während 
ſie auf der anderen die Gleichberechtigung aller Individuen verleugnet. 
Wo alle Größenverhältniſſe des Grundbeſitzes dauernd fixirt ſind, wie 
es bei der Erbpacht ſtets der Fall ſein muß; wo die Stammlinie des 
Erbpächters über die Anſtrengungen der Arbeiter und Häusler, einen 
eigenen Beſitz zu gewinnen oder denſelben zu vermehren, ſpotten darf, 
da giebt es keine Gleichberechtigung, ſondern im Gegentheil eine geſetz— 
liche Tyrannei, welche mit der Zeit nur ſchlimme Früchte tragen kann. 


Zwölftes Kapitel. 
Das ländliche Genoſſenſchaftsweſen. 


Es war urſprünglich meine Abſicht, dieſen Gegenſtand in einem 
eignen Theile des vorliegenden Werkchens ausführlich zu behandeln. 
Da jedoch der Umfang des gegenwärtigen Heftes mir unter der Hand 
über das vorgeſetzte Maß angeſchwollen iſt, ſo muß ich, um den mit 
dem Verleger vereinbarten Rahmen nicht zu überſchreiten, mich auf 
die Hervorhebung einiger bedeutenderen und zum Theil neuen Geſichts— 
punkte beſchränken. 

Die von Seiten des Staats beförderten Genoſſenſchaften zur Her— 
ſtellung von Deichen, Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen, Schutzwaldungen 
u. ſ. w. will ich nur erwähnen, um auf ein Gebiet hinzudeuten, wo 
der Staat anregend oder zwingend in die aſſoziativen Bewegungen 


eingreifen muß. Die Landeskultur⸗Rentenbanken, welche zu dem Zwecke 
Stöpel, Soziale Reform. IV. 10 
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begründet wurden, für Meliorationen der vorgedachten Art unkündbare 
Darlehen zu gewähren, werden mit der Zeit vielleicht weiter auszu⸗ 
bilden und für umfaſſendere Zwecke verfügbar zu machen ſein. Daß 
die Darlehen dieſer Banken als Grundſchulden eingetragen werden, iſt 
zwar inſofern unbedenklich, als die von denſelben vorgeſtreckten Summen 
nur Meliorationszwecken dienen und nicht, wie die meiſten Hypotheken⸗ 
ſchulden, einer unproduktiven Verſchuldung Vorſchub leiſten. Indeſſen 
iſt der Kredit, welchen die Landeskultur-Rentenbanken gewähren, der 
Sache nach ein öffentlicher Kredit. Wenigſtens könnte dem Kredit⸗ 
bedürfniſſe, dem dieſelben zu dienen beſtimmt ſind, durch einen öffent⸗ 
lichen, ſei es ſtaatlichen oder kommunalen Kredit abgeholfen werden. 
Oeffentlicher Kredit jedoch braucht, wie ich im erſten Hefte dieſes 
Buches nachgewieſen zu haben glaube, mit Nichten verzinslich zu 
ſein. Die Geſellſchaft kann, wenn ſie nur will, ihn ſich unentgeltlich 
verſchaffen. Daß dadurch, daß leiſtungsfähigen Genoſſenſchaften ein 
unverzinslicher Kredit zur Verfügung ſtände, das Genoſſenſchaftsweſen 
auf eine ganz neue Grundlage geſtellt werden würde, bedarf keiner 
Erläuterung. Um ſo unerläßlicher freilich wäre auch die Forderung, 
daß die Grundrente oder der monopoliſtiſche Beſtandtheil in dem Ein⸗ 
kommen aus Grundbeſitz vom Gemeinweſen als ihm zukommend ein- 
gezogen werden muß. Die Wohlthaten großartiger Bodenverbeſſerungen 
würden auf dieſe Weiſe auch den Grundbeſitzern, aber nicht ihnen -aus⸗ 
ſchließlich, ſondern in dem gleichen Maße der geſammten konſumirenden 
Bevölkerung zu Gute kommen. 

Soweit die Beſchaffung perſönlichen Kredites auf genoſſenſchaft⸗ 
lichem Wege in Frage kommt, ſind die Wege im Allgemeinen durch die 
bisherige Entwickelung des Genoſſenſchaftsweſens ſchon vorgezeichnet. 
Die Vorſchußvereine nach dem Syſteme von Schulze-Delitzſch, die dem 
Genoſſenſchaftsprinzip durch die Sucht nach Gewinnmachen untreu ges 
worden find, haben in der Landwirthſchaft großentheils dem Raiff⸗ 
eiſenſchen Syſteme weichen müſſen. Da die Raiffeiſenſchen Darlehns⸗ 
kaſſen ſtreng an dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit feſthalten, ſo können 
ſie einen billigen Kredit vermitteln, und wirken dadurch unzweifelhaft 
wohlthätiger, als ihre älteren Konkurrenten. Sie haben viele kleine 
Grundbeſitzer dem Wucher entriſſen und durch Darlehen für produktive 
Zwecke die beſſere Bewirthſchaftung der Bauerngüter ermöglicht. Allein 
man muß ſich hüten, Kreditinſtitute dieſer Art als Selbſtzweck zu be⸗ 
trachten. Sie ſind mehr ein Nothbehelf, als an ſich eine Wohlthat. 
Sie ſind das Symptom eines Kreditbedürfniſſes, das unter geſunden 
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Verhältniſſen nicht vorhanden ſein würde. Wenn die Arbeit des Land⸗ 
mannes den ihr gebührenden Erſatz fände, ſo würde er im Stande 
ſein, den Kredit entbehren zu können und mit eigenem Kapital zu 
arbeiten. Eine wirklich einſchneidende Reform der landwirthſchaftlichen 
Zuſtände wird auf Herſtellung einer geſunderen Baſis, auf Herſtellung 
beſſerer Bedingungen der Arbeit, und damit auf den Betrieb mit 
eigenem Kapital und auf die Beſeitigung der ſtets zweiſchneidigen Borg— 
wirthſchaft gerichtet ſein müſſen. 

Konſumvereine, die ſich mit der Anſchaffung von Lebensmitteln 
befaſſen, werden auf dem platten Lande ſchwerlich jemals viel Eingang 
finden. Mehrere Hauptnahrungsmittel kann ſich der Landmann aus 
erſter Hand verſchaffen. Die Wohnungseinrichtungen geſtatten ihm 
gewöhnlich, einige Vorräthe aufzubewahren. Der Wohlhabendere wird 
daher in der Regel geneigt ſein, das, was er kaufen muß, in größeren 
Mengen einzukaufen. Der Konſum der Aermeren wird dann gewöhn— 
lich von zu geringem Umfange ſein, um eine Genoſſenſchaftsbildung 
lohnend zu machen. Leider findet gerade in dieſen Verhältniſſen der 
Wucher verhängnißvolle Nahrung. Der kleine Bauer borgt, was er 
irgend braucht, beim Kaufmann ſei es des Ortes oder einer benach— 
barten Stadt. Nicht genug, daß er oft genug ſchon beim Kaufe über— 
vortheilt wird, muß er dann nach einer gewiſſen Zeit die aufgelaufene 
Schuld verzinſen, muß ſie endlich hypothekariſch eintragen laſſen oder, 
was noch ſchlimmer iſt, Wechſel darauf geben. Leider iſt nicht er— 
ſichtlich, wie dies böſe Unkraut vertilgt werden könne, ohne daß der 
Acker, auf dem es wächſt, umgepflügt oder, mit anderen Worten, die 
Dürftigkeit bei der Wurzel ausgerauft wird. 

Beſſere Erfolge haben manche Genoſſenſchaften ee die 
ſich die Anſchaffung von Betriebsmitteln, wie Sämereien, Düngemitteln, 
Futterſtoffen, Maſchinen und Geräthen, zur Aufgabe machen. Das 
wohlthätige Wirken ſolcher Vereine wird man gern anerkennen dürfen; 
indeſſen gehören dieſe Anſtalten doch immer nur zu den kleinen Mitteln 
zur Beſſerung der Lage des Landwirthes, und gerade die Aermſten ſind 
leider von der Benutzung derſelben gewöhnlich ausgeſchloſſen. 
| Mehrfach hat man verſucht, dem Kleinbetriebe die Vortheile der 

Maſchinenarbeit und der Dampfkultur auf genoſſenſchaftlichem Wege 
zugänglich zu machen. Indeſſen ſteht die Ausrüſtung mit maſchinellen 
Kräften eigentlich im Widerſpruche mit dem kleinen Beſitz an ſich; und 
öfters hat man z. B. Dreſchmaſchinen, wo ſie von Genoſſenſchaften 


beſchafft waren, wieder außer Betrieb geſetzt, weil es für die erſparte 
10* 


148 Zwölftes Kapitel. 


Zeit an Verwendung fehlte. Dampfpflüge erwieſen ſich bei der 
Benutzung auf den Feldern von Kleingütlern wegen der bei der Be- 
arbeitung kleinerer Stücke zu oft nothwendigen Umſtellung als zu koſt⸗ 
ſpielig. Es wird daher allezeit die Maſchinenarbeit mehr ein Zubehör 
des großen, als des kleinen Betriebes bleiben, und der letztere mithin 
gewöhnlich nur ſolche Kulturen mit Vortheil pflegen können, welche 
viel Handarbeit erfordern. Glücklicherweiſe giebt es ſolcher Kulturen 
genug, und gerade die Früchte, die den reichſten Ertrag geben, die 
Knollen⸗ und Wurzelgewächſe, ſind ohne die ausgiebige Mitwirkung 
der menſchlichen Hand nicht zu bauen und zu ernten. Ebenſo wird 
die Obſt⸗, Wein⸗ und Gartenkultur ſtets die Domäne des kleinen Be⸗ 
triebes bleiben, während der Getreidebau mehr und mehr nur auf 
großen Flächen und unter Benutzung mechaniſcher Kräfte wird betrieben 
werden können. i 

Molkereigenoſſenſchaften haben an manchen Orten ſehr ſchöne 
Erfolge erzielt. Sie werden beſonders da gedeihen, wo kein maſſen⸗ 
hafter Abſatz von Milch möglich iſt. In der Nähe großer Städte 
oder in einer mit vielen kleinen Städten beſäeten Gegend iſt der 
Abſatz von Milch ſo leicht und lohnend, daß jeder Landmann, der auch 
nur eine oder ein paar Kühe beſitzt, den Verkauf von Milch direkt 
betreibt. Allein es würde ſowohl an Betriebskoſten erheblich geſpart, 
als auch die Herſtellung und Vermehrung von Molkereiprodukten un⸗ 
gemein befördert werden können, wenn es gelänge, den vielfach noch 
allzu ſtarr individualiſtiſchen Sinn des Bauern zu brechen und der Ent- 
wickelung von Genoſſenſchaften dieſer Art auch unter den Kleingütlern 
mehr Eingang zu verſchaffen. 

Hier mag die Frage aufgeworfen werden, ob nicht der Gedanke der 
Molkereigenoſſenſchaften einer bedeutenden Erweiterung fähig wäre, nämlich 
dahin, daß nicht bloß der gemeinſame Verkauf der Milch oder allenfalls 
die gemeinſame Verarbeitung zu Butter und Käſe, ſondern die geſammte 
Milchviehhaltung in genoſſenſchaftlichem Betriebe erſtrebt würde. Wie 
man gegenwärtig gemeinſames Zuchtvieh hält, ſo könnte man ſich auch 
zu gemeinſchaftlichem Ankauf von Milchvieh, und zu gemeinjamer 
Haltung und Wartung deſſelben verbinden. Wie große Vortheile 
könnten daraus entſtehen! Die Einrichtungen der Ställe ſind nicht 
bloß in den Kleinwirthſchaften, ſondern auch auf vielen größeren Höfen 
fo primitiv wie möglich. Verbände ſich ein ganzes Dorf zu gemein- 
ſchaftlicher Milchviehhaltung, ſo könnten die Ställe nach den Vorſchriften 
einer rationellen Geſundheitspflege erbaut, das beſte Futter verwendet, 
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die Ausnutzung der Weiden in der beſten Weiſe geregelt werden und 
vielleicht ſogar die Viehverſicherung in Wegfall kommen, da die an⸗ 
gedeutete Einrichtung an und für ſich einer Verſicherung auf Gegen- 
ſeitigkeit ziemlich gleichkäme. 

Derſelbe Gedanke ließe ſich auch auf die Pferdehaltung ausdehnen. 
In einzelnen Gegenden, wo Inſtleute oder Heuerlinge von ihren Herr— 
ſchaften Felder in Pacht haben, übernimmt die Herrſchaft die Ver— 
pflichtung, den Acker zu pflügen. Wo dagegen den Kleingütlern die 
Gelegenheit fehlt, ihren Acker von anderen Pferdebeſitzern beſtellen zu 
laſſen, und die Beſchaffenheit des Bodens eine Verwendung von Kühen 
zu dieſem Zwecke unräthlich oder unmöglich macht, ſind ſie trotz der 
Kleinheit ihres Beſitzes oft gezwungen, Pferde zu halten, an deren öko— 
nomiſche Verwendung natürlich nicht zu denken iſt und die nicht ſelten 
den Grund zum Verfall der Wirthſchaft legen. Warum ſollte es nicht 
möglich ſein, daß ſich die kleinen Beſitzer eines Ortes zu gemeinſamer 
Pferdehaltung verbinden? Und würden dadurch nicht in hohem Maße 
die Gründe, welche man gegenwärtig mit einem Scheine von Recht zu 
Gunſten der künſtlichen Erhaltung oder Vermehrung ſpannfähiger Nah— 
rungen anführt, hinfällig werden? 

Auffallend muß es erſcheinen, daß, während das Genoſſenſchafts— 
weſen hinſichtlich des Verkaufs von Milch und Molkereiprodukten ſich 
ſchon anſehnlich entwickelt hat, die Organiſation des Abſatzes von Ge— 
treide, dem Hauptprodukte wenigſtens der größeren und großen Güter, 
beinahe vollſtändig im Rückſtande geblieben iſt. Die Vorſchläge zu 
Reformen im Getreidehandel gehen meiſt lediglich von Handelskreiſen 
aus und tragen den Stempel dieſes Urſprungs in der Regel deutlich 
genug an der Stirn. Sie bezwecken gewöhnlich nur die Zentraliſation 
des Getreidehandels an den großen Handelsplätzen. So wichtig nun 
eine ſolche Zentraliſation auch für den Produzenten unter Umſtänden 
ſein kann, ſo treten dabei doch zunächſt die Intereſſen der Produzenten 
hinter denen der Händler zurück. Für den Landmann iſt, ſoweit er 
eine bevölkerte Gegend bewohnt, die Dezentraliſation des Getreide— 
handels wichtiger als die Zentraliſation. In Folge der heutigen Ge— 
bahrungen des Getreidehandels, der großentheils zu einer wüſten 
Spekulation ausgeartet ift, wird die Waare oft ganz unnöthig nach 
entfernten Orten transportirt, während ſie bei gehöriger Organiſation 
des Handels eine viel nähere Verwendung finden könnte. Die hier- 
durch entſtehenden Transportkoſten laſten zum Theil ſchwer auf dem 
Landmanne. Noch ſchwerer wird namentlich der kleine Bauer betroffen 
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durch die Unſicherheit des Abſatzes kleinerer Quantitäten, durch die 
damit verknüpfte Abhängigkeit von halsabſchneideriſchen Zwiſchenhänd⸗ 
lern, ſowie durch die Geldnoth, die ihn oft zu unvortheilhaftem und 
unzeitgemäßem Verkaufe zwingt. Alle dem könnte durch genoſſenſchaft⸗ 
liche Einrichtungen begegnet werden, welche ſich einerſeits die gemein⸗ 
ſame Magazinirung, andererſeits eine Belehnung der übergebenen 
Waare nach dem ſogennanten Warrant-Syſteme oder den ſofortigen 
Ankauf der angebotenen Mengen zur Aufgabe machten. Mit der ver⸗ 
alteten Methode, die Getreidemaſſen der verſchiedenen Einlagerer ge— 
trennt aufzubewahren, müßte gebrochen und das umgekehrte Verfahren 
der amerikaniſchen Elevatoren eingeſchlagen, das eingehende Getreide 
klaſſifizirt und alles zu derſelben Klaſſe gehörige Getreide, gleichviel 
wer es einlagert, in den nämlichen Behälter geſchafft werden. Denkt 
man ſich ein Netz ſolcher Genoſſenſchaften über das ganze Land aus— 
geſpannt, dieſelben durch eine einheitliche Organiſation verbunden und 
durch ein leitendes Zentralorgan gekrönt, ſo wird man ſich auch ohne 
ſonderliche Einbildungskraft die großen Vortheile vorzuſtellen vermögen, 
welche ein derartig organiſirter Getreideverkehr vor dem dermaligen 
ungeregelten und zerfahrenen Zuſtande voraus haben muß. 

Zuckerfabriken ſind ſeit langer Zeit im Braunſchweigiſchen und 
Magdeburgiſchen durch bäuerliche Genoſſenſchaften betrieben worden, 
und dieſelben ſcheinen in der Kriſis, die gegenwärtig über die Zucker⸗ 
induſtrie hereingebrochen iſt, verhältnißmäßig am feſteſten zu ſtehen. 
Weßhalb es ſo viel ſchwieriger fein ſollte, Spiritusbrennereien auf die⸗ 
ſelbe Weiſe herzuſtellen und ſo ein Monopol des Großgrundbeſitzes in 
den öſtlichen Theilen Deutſchlands zu brechen, iſt nicht wohl ein⸗ 
zuſehen. 

Doch nicht bloß die Verwerthung und Verarbeitung von Rüben 
und Kartoffeln zu marktfähigen und leicht transportablen Bedarfs⸗ 
artikeln kann auf genoſſenſchaftlichem Wege erreicht werden. Eine der 
ſchönſten Aufgaben einer umſichtigen Wirthſchaftspolitik würde es bei⸗ 
ſpielshalber ſein, dem alten deutſchen Leinengewerbe neues Leben einzu⸗ 
hauchen. Man täuſcht ſich vollſtändig, wenn man glaubt, dergleichen 
Ziele durch bloß negative Mittel, wie Schutzzölle, erreichen zu können. 
Hierzu gehören ſtärkere Reizmittel. Kräftige Anregung und Förderung 
ländlicher Genoſſenſchaften, deren Hauptzweck die Flachskultur ſein 
würde, die aber, um ſich einen ſicheren und nahen Abſatz zu ver⸗ 
ſchaffen, zugleich eine mechaniſche Leinen⸗-Spinnerei und⸗Weberei errichten 
müßten, könnten allein eine ſolche organiſche Verbindung von Feldbau 
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und Induſtrie zu Wege bringen. Wie viel Verwendung in erſter Linie 
für ländliche Arbeitskräfte dadurch zu ſchaffen wäre, wird derjenige zu 
würdigen verſtehen, der da weiß, welche Menge menſchlicher Hände 
eine rationelle Flachskultur erfordert. In manchen Gegenden mit vor— 
wiegendem Kleinbeſitz, die gegenwärtig ihre dichte Bevölkerung nur 
dürftig nähren, könnte durch ſolche genoſſenſchaftliche Etabliſſements ein 
ungeahnter Wohlſtand geſchaffen werden. Auf die gleiche Weiſe ließe 
ſich auf Grund mancher anderer Kulturen eine Verbindung zwiſchen 
Landwirthſchaft und Induſtrie herſtellen. Wir deuten nur auf die 
Kultur der Neſſel, die vor einigen Jahren ſo lebhaft als Erſatz für die 
ſubtropiſche Baumwolle empfohlen wurde. 

So ſind in früheren Zeiten die blühendſten Induſtrien aus der 
Landwirthſchaft und dem häuslichen Gewerbe hervorgewachſen. Später— 
hin wirkte die hohe Entwickelung der Technik und die Verbeſſerung der 
Transportmittel mehr trennend, als vereinigend. Aber ſicherlich muß 
einſt wieder eine Periode kommen, wo die Zentraliſation der Induſtrie 
einer Annäherung an die Produktion der Lebensmittel und Rohſtoffe 
weichen muß. / 

Für größere Bezirke würden auch ländliche Baugenoſſenſchaften 
organiſirt werden können. Nicht ſelten findet die Verſchuldung des 
kleinen Landmannes ihren Urſprung in unzweckmäßigen und verhältniß— 
mäßig viel zu koſtſpieligen Bauten. Für die Arbeiterfamilien und die 
kleinſten Grundbeſitzer kann es ſich unter Umſtänden auch empfehlen, 
das Einzelſyſtem zu verlaſſen und ſich zu zweien, vieren oder mehreren 
zu gemeinſchaftlichem Bau und Beſitz zu vereinigen. 

Kurz, ein verſtändiger Unternehmungsgeiſt findet auf dem Gebiete 
des ländlichen Genoſſenſchaftsweſens ein endloſes Feld fruchtbarer 
Thätigkeit, einer Thätigkeit, welche den Wohlſtand des Landmannes in 
hohem Maße heben, ja das ganze ſoziale Leben des platten Landes 
unendlich bereichern und erhöhen kann. An Gelegenheit zur Arbeit 
fehlt es nirgends, wenn man nur die Arbeit zu organiſiren weiß. 
Aber woher ſoll der Anſtoß kommen, der hinreichend kräftig wäre, um 
den ſchwer aufzurüttelnden Bauer zu einer Thätigkeit zu ermuntern, 
welche öffentlichen Sinn und eine über das Nächſtliegende hinaus— 
reichende Theilnahme an dem Wohle Aller vorausſetzt? Die unauf— 
haltſam, obgleich dem Ungeduldigen zu träge fortſchreitende Bildung 
des Zeitalters wird auch hier ihr Werk thun. Schon hat die Ge— 
noſſenſchaftsbewegung das platte Land erreicht und manches Erfreuliche 

geleiſtet. Alle Hauptſachen freilich bleiben noch zu thun. Wünſchens⸗ 
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werth wäre zunächſt eine Zentraliſation der bereits beſtehenden länd⸗ 
lichen Genoſſenſchaften in einer Vorſtandſchaft oder Anwaltſchaft, die 
es ſich zur Aufgabe zu ſtellen hätte, das ländliche Genoſſenſchaftsweſen 
nach allen Richtungen weiter zu entwickeln. 

Noch ein Wort über die Frage ländlicher Produktivgenoſſenſchaften. 
Die von Bauern oder wenigſtens unter zahlreicher Betheiligung von 
Bauern gegründeten Zuckerfabriken ſind keine Produktivgenoſſenſchaften, 
da bei denſelben die Fabrikarbeit von fremden Kräften geleiſtet und 
nach dem Ablohnungsſyſteme bezahlt wird. Daſſelbe würde bei den 
übrigen induſtriellen Etabliſſements, deren Errichtung auf dem Wege 
der Genoſſenſchaft ich für möglich halte, der Fall ſein. Unter länd⸗ 
lichen Produktivgenoſſenſchaften würde man ſolche Bildungen zu ver— 
ſtehen haben, wobei eine Anzahl von Genoſſen ſich zu gemeinſchaft— 
lichem Betriebe der Feldwirthſchaft vereinigten. Ob ſolche Bildungen 
Ausſicht auf Verwirklichung haben, will ich hier nicht erörtern; wün⸗ 
ſchenswerth aber wären fie unzweifelhaft in hohem Grade. Ver⸗ 
einigungen mehrerer Erben zum gemeinſamen Betriebe des ererbten 
Gutes kommen hie und da auch jetzt vor. Würde das Hppotheken⸗ 
recht beſeitigt, ſo dürften dieſe Fälle viel häufiger werden. Noch ein 
Schritt weiter, und man iſt bei der Produktivaſſoziation angelangt. 
Die Vortheile derſelben ebenſowohl für die Genoſſen, als auch für die 
allgemeine Geſellſchaft könnten unter Umſtänden ſehr große ſein. Der 
Kleinbeſitz könnte dadurch der Vorzüge des großen Betriebes theilhaftig 
werden. Der kleine Beſitzer baut nur zu oft bloß für ſeinen eigenen 
Bedarf; er baut, was Er braucht, nicht was der Boden will; er 
produzirt nur für ſich, nicht für Andere. Selbſt der ungeeignetſte 
Boden muß, mit ſchwerer Arbeit und wenig Erfolg, mit dem zum 
Leben Nöthigſten beſtellt werden. Oft ſieht man ſchmale Ackerſtreifen, 
mit Getreide oder Kartoffeln bepflanzt, ſich weit auf beträchtliche An⸗ 
höhen hinaufziehen. Nur die Armuth und Vereinzelung der Beſitzer 
kann dies rechtfertigen. Dort verlangt der Boden in der Regel eine 
andere Kultur. Gras, Klee, Flachs oder andere Pflanzen würden hier 
oft vortrefflich am Platze ſein. Auch könnte eine rationelle Fruchtfolge 
eingeführt werden, wenn nicht die Zerſplitterung des Bodens und die 
Armuth der Beſitzer es verhinderte. So wird die Produktion un⸗ 
nöthig erſchwert und zum Schaden der Einzelnen wie der Allgentein- 
heit unberechenbar geſchmälert. Warum ſollten ſich, wo ſolche Ver⸗ 
hältniſſe vorliegen, die Beſitzer nicht zu Genoſſenſchaften vereinigen, 
und ſo den Uebelſtänden der Zwergwirthſchaft und ihrer eigenen Noth 
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zugleich abhelfen können? Wäre der Zweck nicht ſo erſtrebenswerth, 
daß es ſich vollauf rechtfertigte, wenn derſelbe vom Staate durch 
Prämien oder Vorſchüſſe gefördert würde? 


— 


Schluß. 


Der ſoziale Zweck des Grundbeſitzes kann kein anderer ſein, als 
der, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern und dadurch zur höchſten Pro— 
duktion im Intereſſe Aller anzuſpornen. Dieſer Zweck iſt durch den 
thatſächlichen Verlauf der Grundeigenthumsvertheilung in hohem Grade 
vereitelt worden. Die Aneignungen und Verleihungen vergangener 
Zeiten zielten von vornherein nur darauf, im Grundeigenthum den 
Uſurpatoren und Beliehenen eine Quelle der Macht und des Reich— 
thums zu öffnen. Die eigentlichen Bebauer des Bodens wurden zu 
Sklaven der Grundeigenthümer gemacht, und die Letzteren eigneten ſich 
ohne weſentliche Gegenleiſtung die Früchte der Arbeit Jener an. Nach⸗ 
dem allmählich das Monopol und die Vorrechte des Grundadels ge— 
lockert waren, wurde der Grundbeſitz als eine, gleich jeder anderen, 
um Geld käufliche Waare behandelt. 

Die Wirkung davon iſt je nach der Größe des Grundbeſitzes eine 
ſehr verſchiedene. Der kleine Bauer bezahlt in dem Preiſe ſeiner 
Felder nicht eine ihm mühelos in den Schooß fallende Rente, ſondern 
nur die Gelegenheit, unabhängig arbeiten zu können. Mit dem ſtei⸗ 
genden Umfange des Grundbeſitzes jedoch wird derſelbe mehr und mehr 
zu einer Rentenquelle oder zinstragenden Kapitalsanlage. Man kauft 
Grundbeſitz, um, abgeſehen von dem billigen Erſatz für eigene Arbeit 
oder Leitung fremder Arbeit, eine Rente zu gewinnen. Man kann 
z. B. Grundſtücke kaufen, nicht um dieſelben in eigener Perſon zu 
bewirthſchaften, ſondern um ſie im Ganzen oder Einzelnen zu ver— 
pachten — ein Fall, der die Sachlage am klarſten macht. Auf dieſe 
Weiſe iſt es durchaus nichts Undenkbares, daß eine Geſellſchaft von 
Kapitaliſten unter der Hand ein ganzes Land zuſammenkauft, um jede 
Konkurrenz auszuſchließen und denen, welche den Boden bearbeiten 
wollen, ſolche Bedingungen zu ſtellen, wie ſie ihnen, den Kapitaliſten, 
belieben. 

Je höher die Preiſe des Grund und Bodens fteigen, deſto 
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ſchlimmer für den arbeitenden Landmann, dem dadurch die Gelegenheit 
zur Arbeit immer mehr vertheuert wird. Deſto ſchlimmer auch für 
Diejenigen, die einen größeren Grundbeſitz erwerben, um denſelben 
unter Zuhülfenahme fremder Arbeitskräfte zu bewirthſchaften. Dieſe 
Unternehmer werden ſich allerdings an dem Arbeitslohne ſchadlos zu 
halten ſtreben. Gelingt ihnen dies, ſo ſind wiederum die Arbeiter die 
Laſtthiere, denen ein neues Gewicht angehängt wird; gelingt es nicht, 
ſo mühen ſich auch die unternehmenden Landwirthe nur für Diejenigen 
ab, die von dem hohen Preiſe der Güter Vortheil gezogen haben. 

So lange der Grund und Boden als eine Nentenquelle betrachtet 
und behandelt wird, ſo lange es Arbeitern an Gelegenheit zur Arbeit 
fehlt, und ſo lange es Kapitaliſten giebt, welche ſich im Grundbeſitz für 
Geld eine Rentenquelle zu erkaufen vermögen, ſo lange müſſen die 
Preiſe des Bodens ſteigen; denn die Konkurrenz der Arbeiter um Be⸗ 
ſchäftigung und der Kapitaliſten um Kapitalanlagen wirkt mit Noth⸗ 
wendigkeit darauf hin. An dieſer Nothwendigkeit der Preisſteigerung 
ändert der Umſtand, daß bei ungünſtiger Lage des Geldmarktes die 
Preiſe der Güter zu ſinken ſcheinen, Nichts. In Wahrheit ſind in 
dieſem Falle nicht die Preiſe der Güter geſunken, ſondern der Preis 
des Geldes iſt geſtiegen. Aber die Tendenz zur Preisſteigerung bleibt 
unverändert, fo lange die erwähnten Vorausſetzungen derſelben in Wirk⸗ 
ſamkeit ſind. 

Dieſe Tendenz wird aufs Kräftigſte unterſtützt durch das Pfand» 
recht am Grundeigenthum, wodurch Erbanſprüchen und Schuldforderungen 
ein Recht auf die Produktionsgrundlage eingeräumt, in der Haupt⸗ 
wirkung jedoch die Rente künſtlich geſchützt und erhöht, der Arbeitslohn 
gedrückt und der Unternehmergewinn in Frage geſtellt wird. 

Gekreuzt wird dagegen die fragliche Tendenz durch den Mit⸗ 
bewerb neuer Länder, in denen der Grund und Boden noch billig iſt 
und daher, obgleich die auf denſelben verwendete Arbeit reichlich be⸗ 
zahlt wird und jedes darauf verwendete Kapital einen lohnenden Ge- 
winn verſpricht, die Bodenerzeugniſſe billiger hervorgebracht werden 
können. 1 

Sollen in den alten Ländern Arbeit und Kapital, welche auf den 
Grund und Boden verwendet werden, reichlichen Lohn und den gebüh⸗ 
renden Gewinn finden, ſo muß die Rente, d. h. der monopoliſtiſche 
Beſtandtheil im Einkommen des Grundbeſitzers, derjenige Beſtandtheil, 
der ohne Anwendung von Arbeit und ohne produktive Kapitalver⸗ 
wendung gewonnen wird und heutzutage meiſt an den Pfandgläubiger 
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geht, aus ihrer beherrſchenden Rolle geworfen werden. Rentenbildung 
kann der Zweck der Volkswirthſchaft nicht ſein. Alle ſozialen Ein⸗ 
richtungen, welche nicht die Folge haben, der Arbeit, ſei es der 
körperlichen oder geiſtigen, ihre vollen Früchte zu ſichern, oder zur 
produktiven Verwendung des Kapitals anzuſpornen, finn falſch und 
ungerecht. 

Wird dies anerkannt, ſo iſt der Schluß unvermeidlich, daß das 
ganze Syſtem, nach welchem Grund und Boden und mit ihm das 
Herrſchaftsrecht über eine Naturgabe, das Recht zur Erhebung eines 
Tributes von der Arbeit und dem Kapital, oder mit anderen Worten 
eine Rentenquelle, durch Geld erkauft werden kann, in der Wurzel 
falſch iſt. Die grundbeſitzende Bevölkerung in erſter Linie, und die 
Geſellſchaft im Allgemeinen können nicht eher geſunden, als bis ſie 
von dieſem Alpe befreit ſein werden. 

Alle zur Verbeſſerung der Lage namentlich des kleineren Grund— 
beſitzes gemachten Vorſchläge, welche nicht bis an die Wurzel des 
Uebels reichen und nicht die Entfernung des Rentenmonopols be— 
zwecken, können auf die Dauer keine Heilung bringen. Die Vor— 
ſchläge, die ich in der vorliegenden Schrift begründe, gehen unmittel- 
bar auf den Kern der Sache, ohne jedoch grundſtürzende Maßregeln 
zu empfehlen. Sie gehen prinzipiell von dem Boden der individuellen 
Wirthſchaft aus und taſten den privaten Grundbeſitz nicht an. Als 
unerläßliche Vorausſetzung einer größeren Ebenmäßigkeit der Grund— 
eigenthumsvertheilung wird jedoch die unbedingte Theilbarkeit des 
Grundbeſitzes, vor Allem des größeren, ſowie in allen Ständen 
die gleiche Berechtigung aller Erben gleichen Grades gefordert. Die 
Hypotheken find abzulöſen, das Hypothekenrecht zu befeitigen, die eigent⸗ 
liche Rente in dem von mir präziſirten engeren Sinne durch eine all⸗ 
mählich ſteigende Beſteuerung hinwegzunehmen, der Domänenbeſitz des 
Staates ſyſtematiſch zu erweitern und nicht nur in umfangreichen Kom⸗ 
plexen an große Unternehmer, ſondern auch in kleinen Partien an 
Bauern und Arbeiter zu verpachten. So würde mit der Zeit ein Zu⸗ 
ſtand erreicht werden, in welchem der Grundbeſitz ausſchließlich in den 
Händen derer ſich befände, die ihn zur Produktion benutzen, und wobei 
die Größe jeder einzelnen Beſitzfläche lediglich von der Arbeitskraft, dem 
Kapital, der wirthſchaftlichen Energie und Einſicht der Beſitzer ab⸗ 
hängen würde. 

Ich weiß wohl, daß meine Vorſchläge den Meiſten zu radikal er⸗ 
ſcheinen werden, und hege geringe Hoffnung, dieſelben in der Gegen- 
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wart oder nächſten Zukunft zur Grundlage der praktiſchen Politik ge⸗ 
macht werden zu ſehen. Es genügt mir, wenn die Ziele, die ich auf⸗ 
zeige, von vorurtheilsfreien, nicht in Anſchauungen der Selbſtſucht und 
Machtlüſternheit befangenen Männern als richtige anerkannt, von einer 
nach Gerechtigkeit ſtrebenden Politik im Auge behalten und vorſichtig, 
Schritt für Schritt, gefördert werden. Es würde mich ſchon mit hoher 
Befriedigung erfüllen, wenn meine Ausführungen dazu beitragen könnten, 
die Geſetzgebung und Politik von falſchen Schritten, z. B. in der 
Regelung des Erbrechts, der Veräußerung der Domänen u. ſ. w., ab⸗ 
zuhalten. f | 
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Erſtes Kapitel. 
Aſſoziation und Zunft. 


Die Aufgabe der freien Vereinigungen innerhalb der politiſchen 
Gemeinſchaften kann nur eine beſchränkte ſein. Die Geſetze, unter 
welchen wir leben und welche auf die Geſtaltung der Geſellſchaft ſowohl in 
ihren einzelnen Theilen, als auch in ihrer Ganzheit den wichtigſten Ein- 
fluß ausüben, ſind Geſetze des Staates, beanſpruchen und erzwingen 
nöthigenfalls unbedingte Gültigkeit, und dulden keine Kreuzung oder 
Lähmung durch die engeren Vereinigungen ſei es der politiſchen Ge— 
meinden oder der freiwilligen Aſſoziationen. Jene Volkswirthſchaftslehrer, 
welche dem Staate jedes Recht auf Beeinfluſſung der wirthſchaftlichen 
Thätigkeit ſeiner Angehörigen abſprechen und die freie Konkurrenz Aller 
zur unbedingten Grundlage der wirthſchaftlichen Bewegungen der 
Staatsbürger gemacht ſehen wollen, gehen von einer Abſtraktion aus, 
die ſich bei näherem Zuſehen als haltlos erweiſt. Es iſt möglich, und 
man mag es meinethalben als gewiß anſehen, daß allein die freie Kon- 
kurrenz der ſozialen Gerechtigkeit entſpricht und eine gerechte Vertheilung 
der Güter hervorbringen kann. Allein Diejenigen, welche der freien Kon— 
kurrenz dieſe Zauberkraft beimeſſen, ſetzen gewöhnlich einen genügenden 
Spielraum für die Freiheit des Wettbewerbes ſchon als vorhanden voraus, 
während in der Wirklichkeit oft alle Bedingungen für einen ſolchen 
Wettbewerb fehlen. Wenn eine hungernde Maſſe einen Fabrikherrn oder 
großen Grundbeſitzer um Arbeit angeht, während andere Fabrikherren 
oder Grundbeſitzer ſich außerhalb des Bereiches der Hungernden befinden, 
kann man ſicherlich nicht von einer Freiheit der Konkurrenz reden. 
Dieſe Freiheit iſt durch das Monopol der Beſitzenden vollſtändig ver⸗ 
nichtet. Nun aber find derartige Monopole thatſächlich in Menge vor- 
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und Befeſtigung derſelben meiſtens ausdrücklich hingewirkt. Ja es iſt 
vielleicht nicht zu viel geſagt, wenn man behauptet, jene Monopole 
ſeien ohne Ausnahme durch den Staat oder die beſtehenden Geſetze ge— 
ſchaffen. Die Aneignungen von Grundeigenthum ſeitens erobernder 
Fürſten und deren Vaſallen, oder die fürſtlichen Verleihungen ſolchen 
Eigenthums an hervorragende Krieger, Beamte und Hofleute haben 
Monopole der erwähnten Art in großartigem Maße geſchaffen, und 
willkürliche Regelungen des Erbrechts, ungerechte Methoden der Bejteue- 
rung, ſowie Bedrückungen aller Art haben jenen Monopolen auch unter 
einer Geſetzgebung und geſchriebenen Verfaſſung, welche angeblich Allen 
die gleiche Freiheit gewährleiſten, Kraft und Dauer verliehen. 

Kann über den monopoliſtiſchen Charakter des Grundeigenthums, 
ſoweit daſſelbe nicht auf dem Beſitztitel der Arbeit beruht, kaum ein 
Zweifel beſtehen, ſo ſind für den ſchärfer Blickenden die Monopole, welche 
durch die Ordnung des Geld- und Kreditweſens entſtanden und fort 
während entſtehen, nicht minder wahrnehmbar. Die großen Anhäufungen 
von Reichthümern, wie ſie ſich in Folge einer künſtlich großgezogenen 
Zins⸗ und Kreditwirthſchaft ſeit Jahrhunderten gebildet haben und in 
neueſter Zeit immer mehr überhand nehmen, wären ohne die öffentlichen 
Schulden der Staaten und Korporationen, ohne die Ueberlaſſung öffent⸗ 
licher Verkehrsanſtalten wie der Eiſenbahnen an Privatunternehmer, 
und dergleichen geſellſchaftliche Mißgriffe mehr, nicht denkbar. Dieſen 
Anhäufungen von Reichthum ſteht die Ausbeutung und Armuth der 
Maſſen als unvermeidliches Wechſelverhältniß gegenüber. Ihnen iſt 
vorzugsweiſe die Konzentration der Induſtrie, die Aufſaugung aller 
kleineren Betriebe und das Verſinken der Arbeitermaſſen in eine hoff— 
nungsloſe Abhängigkeit zu verdanken. 

Verhält ſich dies ſo, ſo wird man die arbeitenden Maſſen vergeblich 
auf die Selbſthülfe, ſei es der Einzelnen oder mittelſt genoſſenſchaftlicher 
Vereinigungen, verweiſen, wenn man nicht etwa unter Selbſthülfe mehr 
verſteht, als man gewöhnlich zu thun pflegt. Auch eine Revolution kann 
man als eine Handlung der Selbſthülfe eines Volkes anſehen. So 
verſtehen jedoch die Lobredner der Selbſthülfe die Sache nicht. Dieſelben 
gehen vielmehr meiſtens von der irrigen Meinung aus, daß die Ge— 
ſtaltung der Eigenthumsverhältniſſe eine mehr oder weniger natürliche, 
unabänderliche und von den Geſetzen wenigſtens der ziviliſirten Staaten 
unabhängige ſei. Daß in despotiſch regierten Ländern der Reichthum 
der Großen nebſt der zugehörigen Armuth des Volkes auf Unterdrückung 
und Aneignung der Früchte fremden Fleißes beruht, ſieht man wohl; 
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aber die feineren Methoden der Ausbeutung in den ziviliſirten Staaten 
wird man jo wenig gewahr, wie der ſtumpfſinnige Orientale die Un— 
menſchlichkeit des Despotismus, unter dem er lebt, zu begreifen vermag. 

Gründliche ſoziale Reformen — Reformen, welche auf die Ver— 
theilung der Güter einen umgeſtaltenden Einfluß ausüben und der 
Arbeit, der alleinigen Schöpferin aller Werthe, zu ihrem natürlichen 
Rechte verhelfen ſollen — haben die Aenderung oder Beſeitigung jener 
Geſetze und Einrichtungen anzuſtreben, denen die übermäßigen An- 
häufungen und die daraus nothwendig hervorgehende Uebermacht des 
Beſitzes zu verdanken ſind. Eine ſolche Aenderung oder Beſeitigung 
ſetzt aber die Mitwirkung des Staates voraus, und in dieſem Sinne 
iſt das Loſungswort einer Selbſthülfe, die von durchgreifenden poli- 
tiſchen Umgeſtaltungen abſieht und ſoziale Reformen von Belang auf 
dem Wege genoſſenſchaftlicher Vereinigung erreichen zu können glaubt, 
im höchſten Grade irreführend und trügeriſch. 

Damit kann und ſoll indeſſen keineswegs geſagt ſein, daß genoſſen— 
ſchaftliche Vereinigungen zu wirthſchaftlichen Zwecken innerhalb gewiſſer 
Grenzen nicht ſehr wohlthätig wirken könnten, und daß man ſich dieſes 
Mittels überall, wo daſſelbe Hülfe gegen anerkannte Uebelſtände ver- 
ſpricht, nicht mit Eifer bedienen müßte. Soziale Reformen großen 
Styls können nur das Ergebniß einer langſamen Entwicklung ſein, die 
anfänglich ein rein geiſtiger Prozeß iſt und erſt dann in die Welt der 
materiellen Erſcheinungen eintreten kann, wenn ſie das vorbereitende 
Stadium der Durchdringung der Geiſter mit einer lebhaften und opfer— 
bereiten Ueberzeugung durchlaufen hat. Wollte man auf die kleinen 
Mittel verzichten, weil die großen Maßregeln nicht unmittelbar durch⸗ 
zuſetzen ſind, ſo würde das ganze öffentliche Leben entweder verſumpfen 
oder ſich in Sprüngen bewegen, welche den geſellſchaftlichen Organismus 
mit gewaltſamer Vernichtung bedrohen. 

Die Genoſſenſchaften haben den Zweck, die in der Vereinzelung 
ſchwachen Kräfte durch Zuſammenfaſſung zu ſtärken und ſo jedem Ein⸗ 
zelnen Aufgaben erfüllen zu helfen, denen er einzeln nicht gewachſen ſein 
würde. Sie werden nichts oder wenig gegen die Urſachen ausrichten, 
welche der Anhäufung großen Beſitzes in den Händen Weniger zu 
Grunde liegen; denn dieſe Urſachen beſtehen in öffentlichen Einrichtungen, 
die von den Beſtrebungen der Wirthſchaftsgenoſſenſchaften unberührt 
gelaſſen werden. Aber die Genoſſenſchaften können dazu beitragen, die 
Willkürherrſchaft des großen oder überhaupt des Beſitzes zu mäßigen, 
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ferner mittelſt der Vereinigung vieler kleinen Beſitzantheile dem größeren 
Beſitz manche Gelegenheiten zum Profitmachen zu entreißen und dem 
vereinigten Kleinbeſitze zuzuwenden. Auch können ſie ſich gewiſſe Vor⸗ 
theile des großen Betriebes aneignen, obwohl die Vielköpfigkeit ihrer 
Verwaltung gewöhnlich das Intereſſe, die Energie und Einſicht der 
Geſchäftsführung lähmt. Aber eine tiefgreifende Wirkſamkeit, eine um⸗ 
geſtaltende Kraft iſt den Genoſſenſchaften, wie die Thatſachen erhärten, 
verſagt. In Deutſchland dauert die Genoſſenſchaftsbewegung immerhin 
ſchon über ein Menſchenalter, ohne in den Kreiſen, auf welche ſie in 
erſter Linie berechnet iſt, auch nur eine leidliche Befriedigung hervor⸗ 
gebracht zu haben. Beweis für dieſen Mangel an Befriedigung ſind 
einerſeits die auf Wiederbelebung der alten Zünfte gerichteten Beſtrebungen 
eines großen Theils der ſelbſtändigen Handwerker, und andrerſeits die 
auf radikale politiſche Veränderungen zielenden Tendenzen der Sozial⸗ 
demokratie. 

Die alten Zünfte der Handwerker waren weſentlich politiſche Ge⸗ 
bilde, ausgeſtattet mit politiſchen Rechten, denen eben ſolche Pflichten 
gegenüberſtanden. Sie ſind ein Erzeugniß des ſtändiſchen Staates und 
mußten mit demſelben fallen. Die Idee des gleichen Rechts und der 
gleichen Freiheit Aller hat in dem ſtändiſchen Staate, der jedem Stande 
eigene Rechte beilegt, keinen Platz. Die Wiederherſtellung der Zünfte 
würde, wenn die durch die verbeſſerten Verkehrsmittel vollzogene Hin⸗ 
wegräumung aller territorialen und kommunalen Gebietsſchranken ihre 
Neubelebung geſtattete, jedenfalls die Wiederherſtellung der alten oder 
die Bildung neuer Stände mit ausſchließenden Rechten zur nothwen⸗ 
digen Folge haben. Denn es iſt nicht denkbar, daß die Geſellſchaft 
es dabei bewenden laſſen könnte, Einen Stand, nämlich die Handwerker, 
mit ausſchließenden Rechten auszuſtatten, während allen übrigen Berufs⸗ 
ſtänden beſondere Rechte vorenthalten blieben. Beides, die Wiederauf⸗ 
richtung der früheren Verkehrsſchranken, ſowie eine neue Abſonderung 
ausſchließender Stände, ſcheint nach dem ganzen Zuſchnitt der modernen 
Ideeen unmöglich, und es mag dem Urtheile des Leſers überlaſſen 
bleiben, zu entſcheiden, welche von beiden Wangen als die zwingen⸗ 
dere betrachtet werden darf. 

Die Zünfte waren, um es zu wiederholen, weſentlich politiſche 
Gebilde. Unter einer Geſellſchaftsverfaſſung, unter der es an ordnenden 
Geſetzen und noch mehr an ordnenden Gewalten fehlte, riß jeder 
Einzelne oder jede Vereinigung von Einzelnen ſo viel Macht an ſich, 
als ſie konnten. Dem übermächtigen Adel ſtellten ſich die in Zünfte 
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gegliederten Städte mit Waffengewalt entgegen und gaben ſich ihre eigene 
Verfaſſung, eine Verfaſſung natürlich, wie ſie den Intereſſen der Städte 
und den in ihnen vertretenen Korporationen entſprach. Die Fürſten, 
die in den Städten hilfsbereite Gegner der Eigenmacht des Adels 
fanden, begünſtigten die ſtädtiſche Entwicklung durch Beſtätigung und 
Vermehrung der ſtädtiſchen „Freiheiten“, d. h. des Rechts der Städte 
und Zünfte zu eigener Ordnung ihrer Angelegenheiten, mit . 
ſetzung der Intereſſen der übrigen Bevölkerung. 

So waren die Zünfte in erſter Linie darauf bedacht, den Wohl⸗ 
ſtand ihrer Mitglieder durch Fernhaltung auswärtiger Konkurrenz zu 
heben. Die wichtigſten Maßregeln zu dieſem Zwecke war die Errichtung 
einer Grenzlinie oder Bannmeile, innerhalb deren fremde Handwerker 
ihre Erzeugniſſe nicht abſetzen durften. Doch wurden zur Regulirung 
der Preiſe von Zeit zu Zeit Märkte abgehalten, zu denen man auch 
fremde Handwerker unter gewiſſen Bedingungen zuließ. 

Mit der Ausſchließung fremder Konkurrenz ging die Abſonderung 
der einzelnen Gewerbe von einander Hand in Hand. Dieſelbe hatte 
anfänglich vielleicht weniger den Zweck, einen übermäßigen Wettbe— 
werb fern zu halten und dem Handwerk einen behaglichen Wohlſtand 
zu ſichern, als den, dem Publikum Garantieen gegen Pfuſcherarbeit zu 
geben. Denn in der Blüthezeit der Zünfte waren die Handwerke, wo 
nicht ſämmtlich, fo doch zum großen Theile Kunſtgewerbe, und erfor— 
derten bei der Vielſeitigkeit der Anforderungen ſeitens der Konſumenten 
auch eine gründliche und vielſeitige Ausbildung. Der Pflicht, dieſe 
Ausbildung ſich anzueignen, hielt man das Recht, das erlernte Gewerbe 
allein, mit Ausſchließung aller Anderen, betreiben zu dürfen, für ent— 
ſprechend. 

Daneben hatten jedoch die Zünfte eine ausgeprägt demokratiſche, 
auf Gleichheit der Genoſſen zielende Tendenz; das Handwerk ſollte 
Kleinbetrieb bleiben. Daher wurden der Konkurrenz der einzelnen Be— 
triebe unter einander gleichfalls Schranken geſetzt. Die Zunft beſtimmte, 
wie viel Geſellen und Lehrlinge ein Meiſter halten durfte, und unter- 
ſagte ihren Mitgliedern, eines dem anderen die Kunden oder die Ge— 
ſellen abwendig zu machen. Unſchickliche Reklamen waren verboten, das 
Ausſtehen auf dem Markt, das Aushängen oder Schauſtellen der Waaren 
beſchränkt, der Verkauf von nicht ſelbſt gefertigten Waaren unterſagt. 
Gewöhnlich durfte Jeder nur Einen Laden oder Eine Verkaufsſtelle 
halten, und häufig waren die Verkaufsſtellen in einem beſtimmten 
Turnus verloſt (Schönberg, Hb. d. Pol. Oek. I, 843). Die Rohſtoffe 
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wurden, damit nicht der Vermögendere einen Vorſprung vor dem Un⸗ 
bemittelten gewinne, entweder auf Rechnung der Zunft eingekauft und 
den Einzelnen zum Einkaufspreiſe abgelaſſen, oder die Meiſter kauften 
ſie an einem beſtimmten Termine gleichzeitig, oder mußten ihren Ueber⸗ 
fluß den Zunftgenoſſen auf Verlangen zu den Einkaufspreiſen abgeben. 
Bei denjenigen Gewerben, die auch damals nicht ohne ein größeres An- 
lagekapital betrieben werden konnten, errichtete entweder die Stadt reſp. 
der Stadtherr die betreffenden Anſtalten (Wollküchen, Kammhäuſer, 
Walkmühlen, Schleifereien, Tuchrollen, Mang⸗ und Färbehäuſer ꝛc.) und 
überließ ſie den Zunftgenoſſen zu gleichmäßiger Benutzung gegen einen 
mäßigen Zins, oder die Zünfte legten ſelbſt auf gemeinſame Koſten 
dieſe Anſtalten zu gemeinſamem Gebrauch an. Zur Benutzung derſelben 
war Jeder gleich verpflichtet und berechtigt. (Schönberg a. a. O.) 

Aber nicht bloß die Meiſter waren des Schutzes und der Vortheile 
der Zunft theilhaftig. Auch die Geſellen und Lehrlinge gehörten, zwar 
nicht als vollberechtigt, aber als Schutzgenoſſen der Zunft an. Sie 
bildeten nicht eine eigene Klaſſe von Arbeitern, ſondern waren die 
Standesgenoſſen der Meiſter und hatten volle Anwartſchaft darauf, einſt 
ſelber Meiſter zu werden. Die Arbeit an Sonn- und Feiertagen, ſowie 
zur Nachtzeit war verboten, vielfach ſogar ein Normalarbeitstag an- 
geordnet. 

Man ſieht, es giebt in der Verfaſſung der Zünfte ſo manche Züge, 
die noch heute nachahmungswerth erſcheinen. Aber ebenſowenig darf 
man verkennen, daß die eigentlichen Grundlagen der Zunftverfaſſung — 
die Eigenmacht, womit der Geſellſchaft das Handwerkerrecht aufgedrungen 
wurde; die prinzipielle Niederhaltung der Tendenz zum Großbetriebe; 
die Begrenzung der Abſatzgebiete und die kaſtenmäßige Abſonderung 
der einzelnen Gewerbe von einander — einem Stadium der Volks— 
wirthſchaft angehören, das unwiederbringlich dahin iſt. 

Der Verfall der Zünfte wurde dadurch herbeigeführt, daß die 
Einrichtungen, die deren Weſen ausmachten und anfänglich der damaligen 
Verfaſſung der Geſellſchaft angepaßt waren, der fortſchreitenden Ent⸗ 
wicklung allmählich immer weniger entſprachen. Mit der ſteigenden 
Macht der Fürſten wurde die Selbſtbeſtimmung der Zünfte eingeſchränkt, 
und fo einerſeits das allgemeine Intereſſe dem Standesintereſſe ge— 
bührendermaßen vorangeſetzt, andrerſeits aber auch das Selbſtbewußtſein, 
die Energie und der Gemeinſinn der Handwerker gebrochen. Ueberdies 
verarmte Deutſchland in Folge ſeines politiſchen Verfalles, und der 
Druck, der namentlich auf dem geknechteten Landvolke laſtete, machte 
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ſich in den ſtädtiſchen Gewerben in doppelter Richtung fühlbar, indem 
einmal der Andrang der Landbewohner nach den Städten größer, die 
Verbrauchsfähigkeit des platten Landes aber deſto geringer wurde. So 
verſiegten mit der Zeit die Quellen des ſtädtiſchen Wohlſtandes. Die 
alte Zunftverfaſſung jedoch war nicht auf einen dürftigen, ſondern um- 
gekehrt auf einen wohlhabenden, in allen ſeinen Gliedern ſelbſtbewußten 
und kräftigen Handwerkerſtand zugeſchnitten. Die alten, unter günſtigeren 
Verhältniſſen reich gewordenen Handwerkerfamilien hoben ſich nachgerade 
von den armen und hoffnungsloſen Nachzüglern ab; für mittelloſe Lehr— 
linge und Geſellen wurden die Ausſichten immer ſchlechter; die frühere 
Gleichheit aller Standesgenoſſen ging mehr und mehr verloren, und es 
bildete ſich allgemach ein Verhältniß aus, welches die Scheidung in 
bemittelte Unternehmer und abhängige Arbeiter einleitete. Dieſem Pro⸗ 
zeſſe arbeitete die Zunahme der Bevölkerung und beſonders der ärmeren 
Klaſſen in die Hände. Es entwickelte ſich ein Maſſenbedarf, bez. ein 
Bedürfniß nach billigen andwerkerprodükten, und dieſer Drang nach 
Wohlfeilheit entzog den $ andwerken zum großen Theil ihren Charakter 
von Kunſtgewerben, und leiſtete einer weitgehenden Arbeitstheilung, ſowie 
der Erfindung und Anwendung von Maſchinen kräftigen Vorſchub. 
Mit dem Verfalle der Zünfte zogen die ſogenannten Handwerks- 
mißbräuche ein, die den Gedanken einer unbeſchränkten n Gewerbefreih eit 
als einen Anker der Rettung aus unerträglichen Zuſtänden erſcheinen 
ließen, und deren Sturz ſelbſt den geſunden Kern, der in der Zunft— 
verfaſſung enthalten war, eine Weile mit ſich fortriß. Die willkürlichen 
Beſchränkungen der Anzahl der Meiſter, die Beſchränkungen der Geſellen 
und Lehrlinge, die Begünſtigungen der Meiſterſöhne, die Verbindungen 
behufs Aufrechthaltung oder Erhöhung der Preiſe; kurz alle die Miß— 
bräuche, welche ſich auf die Dauer an Vorrechte zu knüpfen pflegen, 
ſtellten ji) mit dem fortſchreitenden Verfalle der Zünfte immer fehreien- 
der ein. Allein es waren nicht ſowohl jene Mißbräuche, welche den 
Verfall der Zünfte hervorriefen; es war vielmehr dieſer Verfall, welcher 
die Mißbräuche im Gefolge führte. So lange das Handwerk, wie man 
ſagte, einen goldenen Boden hatte, ſo lange die Meiſter ſich im Ganzen 
eines mäßigen Wohlſtandes erfreuten, und jeder fleißige und geſchickte 
Arbeiter hoffen durfte, durch ſein Handwerk ſich einen eignen Heerd 
gründen und eine geachtete Stellung im Leben erwerben zu können — 
ſo lange blieb der Handwerker, vom Lehrling an bis zum Meiſter 
hinauf, ein ſtandfeſtes Glied der bürgerlichen Geſellſchaft, und bewahrte 
ſich als Zunftgenoß nicht bloß den Stolz auf ſeine Rechte, ſondern 
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auch das lebhafte Gefühl ſeiner Pflichten. So lange behauptete das 
neuerdings viel gemißbrauchte Wort der Standesehre noch ſeinen voll⸗ 
gültigen Sinn, und das Gefühl der Solidarität überwog das ſelbſt⸗ 
ſüchtige Beſtreben, nur für ſich zu ſorgen und alles Andere aufs Ge- 
rathewohl gehen zu laſſen. Die Demoraliſation des Handwerkerſtandes 
begann, nachdem die Gleichheit der Lebensbedingungen und die Grund— 
lage der allgemeinen Wohlfahrt erſchüttert war, und die große 
Maſſe der Handwerksgenoſſen in Folge der oben gekennzeichneten Vor⸗ 
gänge in Armuth verſank. 

Dennoch behaupteten ſich die Zünfte in den meiſten Ländern 
Europas noch Jahrhunderte lang, nachdem ſchon ihre Nachtheile und 
Mißbräuche offenkundig geworden waren. Es bedurfte des Zeitalters 
der Maſchinen und der Eiſenbahnen, um ſie vollends zu ſtürzen und 
in ihrer alten Geſtalt, wie es ſcheint, für immer zu begraben. 

Mit ihnen zugleich ſchien eine Zeit lang der Geiſt der Verbindung, 
des Zuſammenſtehens, der Genoſſenſchaft ebenfalls eingeſargt. Die freie 
Konkurrenz aller Einzelnen gegen einander wurde als das Prinzip be= 
trachtet, welches für ſich allein der Geſellſchaft die angemeſſenſte Geſtalt 
geben könne. Man bedachte dabei nicht, daß die Freiheit der Kon⸗ 
kurrenz nur einen Sinn hat bei annäherndem Gleichgewichte der Kon⸗ 
kurrenz bedingungen. Freiheit der Konkurrenz, wirthſchaftliche Freiheit 
oder wie man ſonſt das Phantom nennen mag, dem die Schildträger 
eines bodenloſen Individualismus nachjagen, kann offenbar nur die 
Frucht oder Blüthe eines Zuſtandes ſein, in welchem die Bedin⸗ 
gungen des allgemeinen Wettbewerbes weſentlich ausgeglichen ſind. 
Einen ſolchen Zuſtand herbeizuführen, einen mit echtem Gehalt er⸗ 
füllten Individualismus einzuleiten, iſt die Aufgabe aller gerechten 
ſozialen Beſtrebungen. Die Hauptarbeit dabei wird den umfaſſenden 
politiſchen Verbänden, die allein mit geſetzgeberiſchen Befugniſſen und 
mit der hinreichenden Macht zur Vollſtreckung des Willens der Geſell⸗ 
ſchaft ausgerüſtet ſind, zufallen müſſen. Die genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
ſtrebungen, die immerhin gegen den blutleeren Individualismus früherer 
Tage einen bedeutſamen Fortſchritt darſtellen, kamen längere Zeit über 
den Gedanken nicht hinaus, daß die genoſſenſchaftliche Vereinigung, 
wenigſtens zur Zeit, die einzige praktiſche Handhabe zur Erreichung 
ſozialer Zwecke ſei. Dieſe beengte Auffaſſung iſt in Deutſchland ſo 
ziemlich überwunden. Nicht bloß kämpft eine ſtarke ſoziale Partei um 
Einfluß auf die Politik des Staates, ſondern auch der Staat ſelbſt 
hat wichtige Schritte unternommen, um die Lage der unteren Klaſſen zu 
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verbeſſern. Während jedoch die Unternehmungen der letzteren Art mehr 
darauf berechnet ſind, offen zu Tage liegende Geſchwüre des geſell— 
ſchaftlichen Körpers zu heilen, ohne den Geſammtorganismus einer 
Radikalkur zu unterwerfen, appelliren die eigentlich ſozialiſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen an eine Geſellſchaft, die in ihrer Mehrheit oder mindeſtens 
in ihren mächtigeren Elementen von ſolchen Beſtrebungen nichts wiſſen 
will, vielmehr den meiſten derſelben entſchloſſenen Widerſtand entgegen= 
ſetzt. Daher finden die Genoſſenſchaften, welche ihre Wirkſamkeit inner⸗ 
halb der beſtehenden Geſetze und Einrichtungen entfalten, für heute und 
lange Zeit ein breites und fruchtbares Arbeitsfeld vor, und es iſt eine 
dankbare Aufgabe, über die Richtungen nachzuſinnen, in denen genoſſen⸗ 
ſchaftliche Vereinigungen Erſprießliches zu wirken vermögen. 


Zweites Kapitel. 
Die zünftleriſchen Beſtrebungen der Gegenwart. 


In Deutſchland, dem Geburtslande der Zünfte, iſt mehr als in 
andern Ländern, in denen das Zunftweſen durch die Gewerbefreiheit 
abgelöſt wurde, von Zeit zu Zeit die alte Sehnſucht nach Zünften 
wieder lebendig geworden. Im Jahr 1848 regte ſich dieſelbe mächtig, 
und der ſiegreichen Reaktion war dieſe Bewegung ein willkommener 
Vorwand, um auf die alten Beſchränkungen der Gewerbe zurückzugreifen. 
Die preußiſche Gewerbeordnung vom 9. Februar 1849 forderte für die 
meiſten Handwerker wieder den Nachweis der Befähigung. Irgend eine 
erſichtliche Wirkung auf die Lage des Handwerks hatten jedoch die 
Meiſterprüfungen nicht, und als nach zwanzig Jahren eine neue Ge— 
werbeordnung für den norddeutſchen Bund erlaſſen wurde, galt es ziem— 
lich allgemein als ſelbſtverſtändlich, daß die ſeitherigen Beſchränkungen 
aufgehoben werden müßten. Während der großen Kriſis, die auf den 
wirthſchaftlichen Aufſchwung der erſten ſiebziger Jahre folgte, regten 
ſich jedoch die Handwerker von Neuem und haben ſeitdem eine lebhafte 
Agitation zu Gunſten von Zünften oder, wie man ſich wohlklingender 
ausdrückt, von Zwangsinnungen in Szene geſetzt. Eine nicht unbe— 
trächtliche Partei, zu welcher ſich namentlich die wohlhabenderen Ele— 
mente der Handwerker ſchlagen, und welche in den politiſchen Beſtrebungen 
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der konſervativen und klerikalen Partei einen ſtarken Rückhalt findet, 
ſieht in der Vereinigung der Handwerker zu Innungen, der Ausſtattung 
derſelben mit ſtarken Befugniſſen, der Ausſchließung Unzünftiger vom 
Handwerksbetriebe u. ſ. w. die Heilmittel für das nothleidende Handwerk. 
Ja ſelbſt bis zu ungeheuerlichen Plänen einer Beſteuerung der Maſchinen 

„nach Maßgabe der Arbeitsleiſtung im Vergleich zur ie hat 
man ſich verſtiegen. 

Geht man der Zunftbewegung unſerer Tage auf den Grund, ſo 
findet man, daß nicht ein urwüchſiger Drang nach korporativer Ver— 
einigung, ſondern nur das unbehagliche Gefühl eines Nothſtandes im 
Handwerk dieſe Bewegung hervorgebracht hat und fortdauernd nährt. 
Man gedenkt der goldenen Zeiten der Zünfte in der Periode ihrer 
Blüthe, und bildet ſich ein, daß die Zunftverfaſſung es geweſen ſei, 
welcher das damalige Handwerk ſeine ſolide Baſis und feinen Wohl- 
ſtand verdankte, während der heutige Nothſtand durch die freie Konkurrenz 
hervorgerufen werde. Man ſchreibt die Ueberfüllung der gewerblichen 
Beſchäftigungen mit Arbeitskräften, eine Ueberfüllung, die man als die 
wahre Urſache der im Handwerke zu Tage tretenden Uebelſtände aner- 
kennen muß, der Gewerbefreiheit zu, und überſieht, daß in den älteren 
Zeiten des Zunftweſens die Menge der vorhandenen Gewerbtreibenden 
naturgemäß in einem geringen Verhältniſſe zur Maſſe der Konſumenten 
ſtand, während neuerdings dieſes Verhältniß ſich immer mehr zu Un⸗ 
gunſten der Gewerbe verſchiebt. So lange auf Einen ſtädtiſchen Ge— 
werbtreibenden zehn ländliche Konſumenten kamen, waren des Erſteren 
Erzeugniſſe natürlich gefucht und verhältnißmäßig theuer bezahlt. Nach⸗ 
dem aber das Verhältniß ſich derartig geändert hat, daß auf zwei 
Landleute faſt drei Städter kommen, und nachdem überdies die Pro- 
duktionsfähigkeit der Gewerbe durch die Erfindung Arbeit erſparender 
Maſchinen in ſo hohem Grade erhöht worden iſt, mußte natürlich der 
Preis der gewerblichen Arbeit einen ſtarken Druck erfahren. Zum Glück 
iſt die koloſſale Zunahme der gewerblichen im Verhältniß zu den länd⸗ 
lichen Produzenten von einer ſo erſtaunlichen Zunahme des allgemeinen 
Wohlſtandes und Verbrauchs begleitet geweſen, daß die Ungunſt jenes 
Verhältniſſes dadurch weſentlich ausgeglichen wurde. Allein daß der 
fortdauernde Andrang von Arbeitskräften zu den handwerksmäßigen und 
induſtriellen Beſchäftigungen auf den Lohn der bezüglichen Arbeit drücken 
muß, liegt zu ſehr auf der Hand, um eines weiteren Beweiſes zu 
bedürfen. 

Ein neuer und gewaltiger Feind iſt dem Handwerk im letzten 
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Jahrhundert in der fabrikmäßigen Induſtrie und dem kaufmänniſchen 
Großbetriebe erwachſen, und die Beſchwerden der Handwerker richten 
ſich nicht bloß gegen die Ueberfüllung der gewerblichen Berufe über— 
haupt, ſondern auch gegen die Eroberungszüge, welche die große In— 
duſtrie und der große Betrieb gegen den Kleinbetrieb des Handwerks 
fortwährend unternehmen. Man verlangt daher in erſter Linie die 
Abſchließung des Handwerks gegen die Großinduſtrie und den kauf— 
männiſchen Großbetrieb, und will dieſelbe eben durch Erneuerung des 
Zunftweſens erreichen. Es ſoll fortan Niemand ein Handwerk mehr 
betreiben dürfen, der daſſelbe nicht „ordnungsmäßig“ erlernt hat und 
Mitglied einer Innung geworden iſt. Auf dieſe Weiſe glaubt man 
das Handwerk gegen die Konkurrenz der Kapitaliſten, welche Hand— 
werkerwaaren entweder auf fabrikmäßigem Wege und mit Unterſtützung 
mechaniſcher Kräfte herſtellen laſſen oder ſich des kaufmänniſchen Ver— 
triebes von Handwerkerprodukten bemächtigen, ſchützen zu können. 

Die Fabrikinduſtrie iſt jedoch durchaus freiwillig und allmählich 
aus dem Handwerk erwachſen, und wenn man die Fabrikinduſtrie überall 
da, wo ſie allenfalls durch Handwerksbetrieb erſetzt werden könnte, 
unterſagen oder indirekt unmöglich machen wollte, müßte man ſchließlich 
die geſammte moderne Entwicklung der Induſtrie negiren und alle 
Fabriken vom Erdboden vertilgen. So weit wagen die Vorkämpfer 
der Zünfte natürlich nicht zu gehen. Sie fordern vielmehr gewöhnlich 
nur eine „Abgrenzung“ des Handwerks gegen den Großbetrieb, wollen 
diejenigen Zweige, die nun einmal unrettbar der Fabrikinduſtrie ver- 
fallen ſind, preisgeben und nur diejenigen Handwerke, die noch heute 
weſentlich im Kleinen betrieben werden, gegen die Invaſion der Groß— 
induſtrie ſchützen. Allein ein wenig Ueberlegung muß zeigen, daß die 
gewünſchte Abgrenzung unmöglich iſt. Die Tendenz zum fabrikmäßigen 
Betriebe entſteht überall da, wo die menſchliche Arbeit durch die Arbeit 
eiſerner Sklaven, wie man die Maſchinen ſo treffend genannt hat, 
erſetzt wird. Wer nun will es unternehmen, der Erfindung Arbeit er— 
ſparender Maſchinen Grenzen zu ſetzen? Werden nicht jeden Tag neue 
Maſchinen erfunden, die der menſchlichen Hand ein Arbeitsgebiet nach 
dem anderen entreißen? Und würde, wenn man den Erfindungsgeiſt in 
dieſer Richtung zügeln oder gar ihn ganz lahm legen wollte, der 
Schaden nicht die geſammte heimiſche Volkswirthſchaft treffen, die Pro- 
duktionsfähigkeit der Nation nicht unberechenbar geſchmälert und ihr 
Wettbewerb mit den übrigen, fortſchreitenden Ländern nicht unmöglich 
gemacht werden? 
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Einige kecke, ſelbſt vor den ungeheuerlichſten Konſequenzen nicht 
zurückſchreckende Leute, welche den untrennbaren Zuſammenhang des 
Maſchinenweſens mit der Tendenz zum Großbetriebe wohl bemerkten, 
und einſahen, daß alle Zünfte der Welt das Handwerk vor der Kon— 
kurrenz der Großinduſtrie nicht ſchützen können, wenn man nicht den 
Maſchinen direkt zu Leibe gehe, haben richtig den Vorſchlag gemacht, 
„die in den Fabriken und den Großbetrieben befindlichen Maſchinen 
nach Maßgabe der Arbeitsleiſtung im Vergleich zur Handarbeit“ zu 
beſteuern. Der ſogenannte deutſche Handwerkertag, ein Verein zünft⸗ 
leriſcher Richtung, erhob im Jahr 1883 den betreffenden Antrag zum 
Beſchluß. Die völlige Unausführbarkeit und geradezu unerhörte Rück⸗ 
läufigkeit dieſer Forderung liegt auf der Hand. Die Maſchine ſetzt 
mechaniſche Kräfte der Natur an die Stelle der menſchlichen Muskel⸗ 
kraft, die Arbeit des Geiſtes an die Stelle der körperlichen Arbeit. 
Sie iſt nichts anderes als ein vervollkommnetes Werkzeug, und ihrer 
Anwendung Hinderniſſe in den Weg legen, iſt im Prinzip um nichts 
vernünftiger, als ſich jeder Vervollkommnung menſchlicher Werkzeuge 
zu widerſetzen. Wären ſolche Beſtrebungen von Beginn der menſchlichen 
Geſellſchaft an wirkſam geweſen, ſo hätten die menſchlichen Finger und 
Nägel niemals durch den Pflug oder Spaten, das Beil oder die Nadel 
erſetzt werden dürfen. In Wahrheit haben ſelbſt die einfachſten Ver⸗ 
beſſerungen Schwankungen und Verſchiebungen im Arbeitsangebot und 
Arbeitspreiſe hervorgebracht, welche, den kleineren Verhältniſſen der 
früheren Volkswirthſchaft entſprechend, in kleinerem Maßſtabe ähnliche 
Wirkungen äußerten, wie jetzt die Konkurrenz der gewaltigſten und 
komplizirteſten Maſchinen mit der Handarbeit. Unzweifelhaft hat dieſe 
Konkurrenz oft höchſt bedenkliche Uebergangszuſtände geſchaffen; aber im 
Allgemeinen hat die Vervollkommnung der Werkzeuge auf die Dauer ſtets 
das Ergebniß gehabt, daß ſich die Unterhalts- und Genußmittel der Menſchen 
in höherem Maße vermehrten, als die Menſchenzahl. Nur mit Zuhilfe⸗ 
nahme all' der erſtaunlichen Fortſchritte der Technik und des Maſchinen⸗ 
weſens iſt es möglich, die Produktion, und zwar nicht bloß die gewerb- 
liche, ſondern auch die landwirthſchaftliche, auf dem Fuße zu erhalten, auf 
dem ſie heute ſteht. Nur mit Zuhilfenahme all' dieſer Fortſchritte iſt es 
möglich, ſo viel zu produziren, wie die heutige Bevölkerung der zivili⸗ 
ſirten Welt zu konſumiren gewöhnt iſt. Jeder Widerſtand gegen jene 
Fortſchritte, jede Beeinträchtigung der Produktionskraft der Maſchine 
würde das Ergebniß haben, die Mittel der Ernährung, Bekleidung 
und Befriedigung aller anderen Lebensbedürfniſſe zu ſchmälern. Der 
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Vorſchlag der Zünftler läuft ſonach auf nichts anderes, als auf die 
Schmälerung der Befriedigungsmittel für die Maſſe der Bevölkerung 
hinaus. Gewiß hat die Geſellſchaft die Pflicht, den gefährlichen Ueber⸗ 
gangszuſtänden, welche die Konkurrenz der Maſchine mit der menſchlichen 
Hand zu ſchaffen im Stande iſt und welche bei Unterlaſſung der noth— 
wendigen Vorbeugungsmaßregeln leicht dauernde ſoziale Uebel zur 
Folge haben können, durch geeignete Mittel zu begegnen. Allein der 
Druck, den dieſe Konkurrenz auf die Arbeitslöhne ausübt, muß auf 
andere Weiſe, als durch Bekämpfung der Maſchine, beſeitigt werden. 
An dieſer Stelle haben die ſozialen Maßregeln einzugreifen, welche dem 
„Recht auf Arbeit“ ſeinen praktiſchen Rückhalt gewähren müſſen und 
ohne welche daſſelbe ſtets nur ein leerer Schall bleiben würde. 
| Wenn nun auch die Gemäßigteren unter den Zünftlern dem 
Maſchinenweſen nothgedrungen Konzeſſionen machen, ſo beſteht man doch 
mit deſto größerer Energie auf der Ausſchließung des „Zwiſchen— 
handels“ vom Vertriebe handwerksmäßig erzeugter Waaren. Nur der 
Handwerksmeiſter ſoll ein Recht haben, Handwerksprodukte zu verſchleißen, 
und womöglich ſoll jeder Handwerker nur das Recht haben, ſeine eigenen, 
d. h. die in ſeiner Werkſtatt angefertigten Waaren zu vertreiben. Es 
iſt jedoch ſchwer einzuſehen, wie dadurch, daß nur den Meiſtern, bez. 
den Zunftmeiſtern, der Verſchleiß von Handwerkswaaren geſtattet wäre, 
die Tendenz zum Großbetriebe geſchwächt oder gar aufgehoben werden 
könnte. Wenn Schuhfabriken oder Möbelfabriken u. ſ. w. nicht mehr 
von Kapitaliſten betrieben werden dürfen, jo werden fie von Zunft⸗ 
meiſtern betrieben werden, denen das nöthige Kapital, falls ſie ſelbſt es 
nicht beſitzen, unzweifelhaft ſehr bereitwillig von anderer Seite, durch 
ſtille Geſellſchafter oder auf anderem Wege, zugänglich gemacht werden 
würde. Die Schuhfabriken würden vielleicht nicht mehr nach jo ratio- 
nellen kaufmänniſchen Grundſätzen geleitet werden, aber beſtehen würden 
ſie nach wie vor, und mit ihnen diejenige Konkurrenz, über welche ſich 
die Zünftler am bitterſten beklagen. Ob es für die kleinen Meiſter, 
denen es zu einem fabrikmäßigen Betriebe an Geld oder Kenntniſſen 
fehlt, ein Troſt ſein könnte, von Zunftmeiſtern anſtatt von den gehaßten 
Kapitaliſten bedrängt zu werden, laſſen wir dahin geſtellt. Aber daß 
die Erſteren thatſächlich nicht beſſer daran wären als vorher, iſt nur 
zu klar. 

So wenig irgend ein Staatsmann mit offenen Augen die Be⸗ 
ſtrebungen unterſtützen kann, welche die Maſchinenverwendung direkt oder 
indirekt hemmen wollen, ebenſo wenig wird es ſich rechtfertigen laſſen, 
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den kaufmänniſchen Betrieb von der Herſtellung und dem Verſchleiß 
handwerksmäßig hergeſtellter Waaren auszuſchließen. Die Arbeits⸗ 
theilung, welche zwiſchen Handwerk und Handel platzgegriffen hat, iſt 
an und für ſich durchaus geſund. Auch liegt es im Intereſſe der Kon⸗ 
ſumenten, daß der kaufmänniſche Betrieb ſich mehr und mehr konzentrire 
und zum Großbetriebe werde. Niemand hat ein Intereſſe daran, daß 
zwanzig Betriebsſtellen vorhanden ſind, wo eine genügend iſt. In den 
zwanzig kleinen Stellen wird die Arbeitsvergeudung weit größer ſein, 
als in einer, und der Tribut, den die Konſumenten für die Tauſchver⸗ 
mittlung zahlen müſſen, wird, ſobald ſonſt für gehörige Konkurrenz 
geſorgt iſt, abnehmen, je geringer an Zahl und je größer an Ausdehnung 
die Betriebsſtellen ſind. Das Unheil, das von den kaufmänniſchen 
Großbetrieben oft angerichtet wird, indem ſie vielfach einen unbilligen 
Druck auf die Arbeitslöhne ausüben, iſt durchaus kein nothwendiges 
Zubehör des Großbetriebes. Von Seiten der ſelbſtändigen Handwerker 
iſt die Klage darüber gewöhnlich nichts als Heuchelei; denn die kleinen 
mit zwei oder drei Geſellen arbeitenden Meiſter drücken, wenn ſie können, 
nicht minder, ja unter Umſtänden noch viel mehr auf die Löhne der 
Handwerkerarbeit, als die „Zwiſchenhändler“. Soll der Druck, den der 
kleine Beſitz ſo gut wie der große auf die Arbeitslöhne ausübt, gehoben 
werden, ſo muß die Sache an einem anderen Ende angefaßt werden, 
als die Zünftler vorſchlagen. Die Sicherung der Arbeiter gegen die 
Bedrückungen des Beſitzes iſt nur durch feſten Zuſammenſchluß der 
Arbeiter, durch eine bewußte Beeinfluſſung der Konkurrenz zu erreichen, 
eine Beeinfluſſung von der Art, daß nicht das „Kapital“ die Löhne diktirt, 
ſondern die Arbeiter ſelbſt unter genauer Erwägung aller jeweilig vorhan⸗ 
denen Umſtände die Lohnſätze regeln. Daran haben die kleinen Meiſter, 
welche nur ihre eigene Arbeit verwerthen, genau daſſelbe Intereſſe, wie 
die Fabrikarbeiter oder die Geſellen der größeren Handwerksmeiſter. 
Diejenigen, die dem „Kapital“ den Weg zum Handwerk verlegt 
ſehen wollen, machen geltend, daß, wenn ſich der Handwerker eine 
angemeſſene Ausbildung habe angelegen ſein laſſen und dafür Zeit, 
Mühe und Kapital aufgewendet hat, er dieſes ſeines Beſitzes und 
ſeiner darauf begründeten Ausſichten nicht ohne Weiteres durch das 
mobile Kapital beraubt werden dürfe“). Auch werde, ſagen fie, der 
angehende Handwerker nur dann geneigt ſein, ſich eine tüchtige Aus⸗ 
bildung anzueignen, wenn ihm dafür eine Bevorzugung vor Anderen 
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in Ausſicht ſtehe, welche ſich ſolcher Mühe nicht unterziehen. Dieſe 
Bemerkungen haben etwas Scheinbares, ohne vor einer genaueren 
Erwägung Stich zu halten. Der Handwerker erlernt ſein Handwerk 
zu dem Zwecke, um zur Handwerks arbeit befähigt zu ſein. Ohne das 
würde er ſolche Arbeit nicht verrichten können. Vor der Konkurrenz 
Unbefähigter iſt er daher durch ſeine Ausbildung hinreichend geſchützt. 
Und man wolle doch nur den Leuten nicht einreden, daß heutzutage 
der mehr oder minder hohe Grad der techniſchen Ausbildung für den 
Erwerb des Handwerkers gleichgültig ſei. Im Gegentheil wird heute 
der geſchickte Handwerker verhältnißmäßig höher gelohnt, als es jemals 
früher der Fall war, und der Reiz zur Aneignung der erforderlichen 
Fähigkeiten iſt daher ſicherlich nicht geringer als früher. Allein nach 
dem oben erwähnten Verlangen ſoll der Handwerker durch die Erlernung 

ſeines Handwerks nicht bloß die natürliche Befähigung erwerben, Andere 
von der Ausübung des nämlichen Handwerks auszuſchließen, ſondern 
ihm ſoll auch dadurch eine geſetzlich garantirte Anwartſchaft auf einen 
ſelbſtſtändigen Betrieb verliehen, oder es ſollen mindeſtens Diejenigen, 
welche das Handwerk nicht ordnungsmäßig erlernt haben, von dem 
fabrikmäßigen Betriebe eines Geſchäftes, das auch handwerksmäßig bes 
trieben werden kann, ausgeſchloſſen werden. Nun kann man doch aber 
nicht allen Lehrlingen und Geſellen eine einſtige Selbſtändigkeit garan— 
tiven. Während der Blüthezeit der Zünfte, welche ihren Grund haupt— 
ſächlich in dem Umſtande fand, daß im Verhältniß zur Geſammtbevölke— 
rung die Handwerker wenig zahlreich waren, vermochten allerdings faſt 
alle angehenden Handwerker auch Meiſter zu werden. Nachdem jedoch 
die Anzahl der ſtädtiſchen Gewerbtreibenden im Verhältniß zur Geſammt⸗ 
bevölkerung immer größer geworden war, und die Arbeitstheilung ſowie 
die Erfindung Arbeit erſparender Maſchinen erhebliche Fortſchritte gemacht 
hatten, konnte auch ſchon während des Fortbeſtandes der Zünfte bei 
Weitem nicht jeder Geſell hoffen, Meiſter zu werden. Im Gegentheil 
nahm die Anzahl der unſelbſtändigen Geſellen immer mehr zu, ſie bil⸗ 
deten eigene Verbände und ſuchten ihre Intereſſen gegen die Meiſter 
genau in der Weiſe, wie es heute geſchieht, durch Koalitionen zu ſchützen. 
In dieſer, durch die unvermeidliche Entwicklung der Geſellſchaft herbei— 
geführten Scheidung der Intereſſen hat man einen der vornehmſten 
Gründe des Verfalles der Zünfte zu erblicken. Wenn aber ſchon vor 
Jahrhunderten ſolche Erſcheinungen eintraten, als die Arbeitstheilung 
und die Verwendung koſtſpieliger Arbeitsgeräthe und ſonſtiger Betriebs— 
mittel nicht entfernt den Grad erreicht hatten wie heutzutage, ſo iſt 
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offenbar gegenwärtig nicht die mindeſte Ausficht vorhanden, dem ges 
lernten Handwerker durch Zünfte und dergleichen eine Garantie dafür 
geben zu können, daß er es dereinſt zu einem ſelbſtändigen Betriebe 
bringen werde. Wohl aber würde die nicht zu unterſchätzende Gefahr 
vorliegen, daß der Induſtrie durch die künſtliche Begünſtigung des Klein⸗ 
betriebes eine große Zahl gebildeter und geſchäftskundiger Kräfte ab⸗ 
wendig gemacht würde, von denen das Gedeihen der Induſtrie vielleicht 
noch mehr abhängt als von dem Vorhandenſein von „Kapital“. 

Es iſt eine ganz falſche und ſehr bedenkliche Auffaſſung, das 
„Kapital“ als etwas ſo zu ſagen Unperſönliches zu betrachten, das an 
ſich ſelbſt die Kraft habe, Arbeit zu organiſiren und Geſchäfte von 
großem Umfange zu leiten. Dazu gehört in der Regel eine Ausbildung 
und Intelligenz, die ebenſo wie die Arbeitsgeſchicklichkeit mühſam errungen 
ſein wollen, und die, wenn überhaupt ein geſetzlicher Schutz möglich 
oder erforderlich wäre, des Schutzes jedenfalls nicht minder bedürften, 
als die Arbeitsgeſchicklichkeit. Der geſchickte Handwerker, falls er zu 
gleicher Zeit ein tüchtiger Geſchäftsmann und überdies mit dem unent⸗ 
behrlichen Betriebskapital ausgerüſtet iſt, wird bei einem ſelbſtändigen 
Betriebe ſeines Faches vor dem Kaufmann oder dem nur auf ſein 
Kapital ſich ſtützenden Unternehmer einen natürlichen Vorzug haben, 
den ihm die Letzteren nicht entreißen können. Ein weiterer Vorzug 
kann ihm billigerweiſe nicht eingeräumt werden, und wenn ſich eine un— 
weiſe Geſetzgebung darauf einlaſſen wollte, ſo würde dies nichts anderes 
heißen, als eine Prämie auf geſchäftliches Ungeſchick zu legen. Die Ge⸗ 
ſellſchaft in ihrer Geſammtheit würde darunter unvermeidlich leiden, 
wo nicht gar durch die damit zuſammenhängende Schädigung der In⸗ 
duſtrie ihrem Verfalle in die Hände arbeiten. 

Es iſt wahr, der Beſitz von „Kapital“ entſcheidet heutzutage allzu 
ausſchließlich über die Möglichkeit, einen ſelbſtändigen Geſchäftsbetrieb 
zu begründen. Bis auf einen gewiſſen Grad wird zwar der Kapital- 
beſitz immerdar eine Vorausſetzung wirthſchaftlicher Selbſtändigkeit 
ſein, und in gewiſſen Grenzen iſt dies unzweifelhaft geſund und un⸗ 
erläßlich. Denn wäre es anders; wäre es Jedem auch ohne vorherige 
Erſparniſſe möglich, ein eigenes Geſchäft anzufangen, ſo würde es 
erſtlich an einem ſtarken Reizmittel zu Sparſamkeit und Wirthſchaftlich⸗ 
keit fehlen, und zweitens würden die Grundlagen der einzelnen Betriebe 
ſo gebrechlich und wankend ſein, daß für einen ununterbrochenen, ſtetigen 
Gang der Produktion noch viel weniger Garantie vorhanden wäre als 
gegenwärtig. Allein die Geſellſchaft iſt in das andere Extrem gerathen. 
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Der Beſitz iſt zu einer Art Monopol geworden, das für die Maſſe 
der arbeitenden Bevölkerung immer mehr unerreichbar wird. Das 
Kapital vermag von dem Ertrage der Arbeit fo viel für ſich zurückzu⸗ 
behalten, daß die große Maſſe der Arbeiter kaum irgend etwas, geſchweige 
denn genug erſparen kann, um zu einem eigenen Geſchäftsbetriebe zu 
gelangen. Dieſe doppelte Tendenz nimmt immer mehr überhand. Die 
übermäßige Aneignungsfähigkeit des Kapitals führt zu immer höherer 
Machtanhäufung auf dieſer, und der ungenügende Lohn der Arbeit zu 
immer vergeblicherem Ringen auf der anderen Seite. Die Gründe 
dieſer Uebermacht des „Kapitals“ find die nämlichen wie die der über- 
mäßigen Anhäufung von Reichthümern. Es ſind die Gelegenheiten 
zur Rentenbildung, welche die Macht des „Kapitals“ ins Unendliche 
vermehren; die Gelegenheiten, ohne Arbeit und ohne produktive Kapital⸗ 
verwendung Reichthümer zu gewinnen, Reichthümer, die nicht in wahrem 
Kapital, ſondern nur in Anſprüchen an die Tributleiſtung der arbeiten⸗ 
den Menſchen beſtehen. Die fraglichen Gelegenheiten zur Rentenbildung 
ſind in dem Grundeigenthum, ſowie den öffentlichen Anleihen und 
anderen Zinsmonopolen gegeben, und es iſt nicht denkbar, daß ein ge⸗ 
ſundes und wohlthätiges Verhältniß zwiſchen Kapital und Arbeit eher 
hergeſtellt werde, als bis dieſe Gelegenheiten ausgerottet ſind. Der 
angebliche Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit iſt in Wirklichkeit gar 
nicht vorhanden. Der wahre und unverſöhnliche Gegenſatz iſt der 
zwiſchen Rente und Arbeit. Ueber dies von mir in früheren Heften 
dieſes Werkchens bereits abgehandelte Thema brauche ich hier mich nicht 
weiter zu verbreiten. Hier will ich nur wiederholt mit allem Nachdruck 
darauf hinweiſen, daß die Herrſchaft des Beſitzes über die Arbeit nimmer— 
mehr durch bloße Schutzgemeinſchaften der Arbeiter (mithin im Falle der 
Handwerker auch durch Zünfte nicht), ſondern nur durch die Ausrottung 
der Gelegenheiten zur Rentenbildung gebrochen werden kann. Nur 
dadurch können Kapital und Arbeit wieder zu den natürlichen Bundes— 
genoſſen, die ſie von Haus aus ſind, gemacht werden. Wenn dem 
Kapital (oder ſpeziell dem Gelde) die Wege zu unfruchtbarer, bez. aus— 
beutender Rentenbildung verlegt wären und daſſelbe ſeinem Beſitzer nur 
ſo weit Nutzen verſpräche, als es zur Beſchäftigung produktiver Arbeit 
verwendet würde, fo würde, je mehr Anſammlungen von Kapital er⸗ 
folgten, die Konkurrenz um Beſchäftigung von Arbeitskräften deſto 
mehr zunehmen, ſo daß der Kapitalgewinn immer mehr ſinken und der 
Arbeitslohn immer mehr ſteigen müßte. Dies iſt ſo klar, daß nur 
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Handwerker, ſoweit fie Arbeiter find, werden nur in dieſer allgemeinen 
Weiſe, durch allgemeine ſoziale Mittel auf einen höheren Stand wirth- 
ſchaftlicher Wohlfahrt gehoben werden können, nicht aber durch Verleihung 
ausſchließlicher Rechte, wobei im Uebrigen die weſentlichſte Urſache der 
übermäßigen Ungleichheit in der Gütervertheilung, nämlich das Monopol 
der Grund⸗ und Geldrenten, unverändert bliebe. 

Einer der ſtärkſten Trümpfe, welcher gegen die Gewerbefreiheit aus⸗ 
geſpielt zu werden pflegt, iſt die Behauptung, daß das Lehrlingsweſen 
unter der Herrſchaft derſelben verlottere, Niemand mehr etwas Tüchtiges 
lerne und die moraliſche Haltung der angehenden Handwerker viel 
zu wünſchen übrig laſſe. Den elegiſchen Klagen über die Mißſtände 
beim Lehrlingsweſen iſt eine verhältnißmäßige Berechtigung nicht abzu⸗ 
ſprechen, obwohl es mehr als fraglich iſt, ob an denſelben die Gewerbe⸗ 
freiheit oder ob nicht andere Verhältniſſe daran die Schuld tragen. 
Was die techniſche Ausbildung der Lehrlinge anbetrifft, ſo wird es ſchwer 
ſein, den Beweis dafür zu erbringen, daß es damit gegenwärtig im 
Allgemeinen ſchlechter beſtellt ſei, als zu irgend einer früheren Zeit. 
Im Gegentheil dürften mit dem verbeſſerten Schulunterricht und der fort⸗ 
geſchrittenen allgemeinen Bildung im großen Ganzen auch die techniſchen 
Fertigkeiten fortgeſchritten ſein. Soweit dies aber in gewiſſen Handwerken 
nicht der Fall iſt, liegt die Schuld ſicherlich weniger an den mit der Ge- 
werbefreiheit zuſammenhängenden Verhältniſſen, als an dem modernen 
Zuſchnitte des induſtriellen Lebens. Die Fortſchritte des Maſchinen⸗ 
weſens und der Arbeitstheilung haben die Scheidung der gewerblichen 
Betriebe in übermäßig große und ſehr kleine, um nicht zu ſagen Zwerg⸗ 
betriebe, vollzogen. In beiden Fällen iſt der Unternehmer zur Aus⸗ 
bildung von Lehrlingen gewöhnlich untüchtig. Im Fabrikbetriebe hat 
derſelbe mit der techniſchen und kommerziellen Leitung des Geſchäftes 
zu viel zu thun, um ſich mit der Ausbildung von Lehrlingen beſchäftigen 
zu können. Ueberdies iſt im Fabrikbetriebe die Theilung der Arbeiten 
ſo groß, daß es der Lehrlinge im eigentlichen Sinne kaum bedarf. Im 
Zwergbetriebe dagegen iſt der Handwerksmeiſter mehr auf ſeiner eigenen 
Hände Arbeit, als auf den Gewinn aus der Leitung eines Arbeiter⸗ 
perſonals angewieſen; auch ihm fehlt daher zur Heranbildung von Lehr⸗ 
lingen die nöthige Muße. Deſto mehr aber wird bei ihm die Tendenz 
vorwiegen, die Arbeitskraft der Lehrlinge auszubeuten, anſtatt auf deren 
Ausbildung bedacht zu ſein. Nicht minder fehlt dem kleinen Handwerker 
unſrer Zeit gewöhnlich die Autorität und moraliſche Würde des früheren 
Zunftmeiſters, die weſentlich auf der überlegenen wirthſchaftlichen Poſition 


Die zünftleriſchen Beſtrebungen der Gegenwart. 19 


deſſelben beruhte. Nimmt man dazu die Wohnungsverhältniſſe der großen 
Städte, ſo wird man ſich ſchwerlich des Urtheils entſchlagen können, 
daß nach dem ganzen Zuſchnitt unſrer ſozialen Verhältniſſe von dem 
Durchſchnittsmeiſter keine angemeſſene Ausbildung der Lehrlinge, am 
wenigſten aber ein wohlthätiger, erziehlicher Einfluß auf die heran⸗ 
wachſenden Fachgenoſſen zu erwarten iſt. Man wird es daher ſchwer 
begreiflich finden, wie durch Zwangsinnungen oder ausſchließliche Be— 
rechtigung der Innungsmeiſter zum Halten von Lehrlingen weſentlich 
beſſere Zuſtände ſollten herbeigeführt werden können. Dies würde nur 
in dem Falle denkbar ſein, wenn man erwarten könnte, daß durch Zwangs⸗ 
innungen die Konkurrenz im Handwerk eine erhebliche Minderung er— 
fahren und auf dieſe Weiſe der Meiſter auf eine höhere wirthſchaftliche, 
geſellſchaftliche und moraliſche Stufe gehoben würde. Eine ſolche 
Wirkung iſt von den Zwangsinnungen, wie oben ausgeführt, nicht zu 
erwarten. Die Konkurrenz der ſich zum Handwerke Drängenden iſt ſo 
groß, daß ſie durch Innungszwang, Meiſterprüfungen u. dgl. voraus⸗ 
ſichtlich nicht im Mindeſten eingedämmt werden würde. Die einzige 
Folge ſolcher Maßregeln würde die ſein, daß Alle, die jetzt außerhalb 
der Innungen ſtehen, ſich zu denſelben herandrängen würden. Ja es 
iſt zu befürchten, daß die ausſchließliche Berechtigung der Innungs⸗ 
meiſter, Lehrlinge zu halten, dem graſſirenden Lehrlingsunweſen nur 
Vorſchub leiſten würde. Alle, die Lehrlinge halten wollen, werden den 
Innungen beitreten und in dieſem Vorzuge das geeignetſte Mittel er— 
blicken, um durch die billige Arbeit der Lehrlinge der immer ſchärferen 
Konkurrenz der Fabrikinduſtrie zu begegnen. 

Eine angemeſſene Ausbildung der Lehrlinge ſcheint unter den 
heutigen Verhältniſſen nur von der Fachſchule und der Lehrwerkſtätte 
erwartet werden zu können. Schon aus dem Geſichtspunkte der Arbeits- 
theilung iſt es wünſchenswerth, daß die Lehre von der eigentlichen 
Praxis getrennt ſei. Der berufsmäßige Lehrer wird auf die allſeitige 
Durchbildung des Schülers viel beſſer hinzuwirken und dieſelbe in der 
Regel in viel kürzerer Friſt zu bewirken vermögen, als der in der Sorge 
um die laufenden Geſchäftserforderniſſe befangene Handwerker. Die 
Fachſchulen und Lehrwerkſtätten würden außerdem den Vortheil haben, 
daß ſie die Lehrlinge meiſt dem elterlichen Hauſe erhalten, was gerade 
in dieſer Lebensperiode vom größten Werthe zu ſein ſcheint. Die Lehr⸗ 
zeit könnte aus dem oben angegebenen Grunde ſehr erheblich abgekürzt 
werden; denn wenn man auch nicht wird ſo weit gehen wollen, wie 
Adam Smith, welcher meinte, die Kunſtgriffe der meiſten Handwerke 
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ſeien in ein paar Wochen zu erlernen, ſo muß doch im Allgemeinen 
zugegeben werden, daß die Lehrzeit auch heute noch in der Regel viel 
zu lang iſt. Die Koſten des Unterrichts könnten bei zweckmäßiger 
Organiſation der betreffenden Unterrichtsanſtalten vielfach ganz, jeden⸗ 
falls aber zum großen Theil durch den Werth der Lehrlingsarbeiten 
gedeckt werden. Selbſtverſtändlich iſt es nicht nothwendig, daß man 
ſogleich mit beiden Füßen in ein unbekanntes Novum hinein ſpringt. 
Die Lehrwerkſtätte kann zunächſt mit der Werkſtattlehre in Konkurrenz treten. 
Die Erfahrung wird dann am beſten zeigen, welche Mängel dem einen 

und dem andern Syſtem anhaften, und auf welche Weiſe dieſelben am 
leichteſten zu vermeiden find. 

Die Lehrlingsfrage iſt in gewiſſer Beziehung vorbildlich für das 
Weſen der Handwerksfrage überhaupt. Die erſtere wird ſo gut wie 
die letztere von den ſelbſtändigen Handwerkern faſt ausſchließlich vom 
Standpunkte der eignen Sonderintereſſen betrachtet. Die Intereſſen der 
Lehrlinge und Geſellen kommen dabei ebenſo wenig in Frage, wie die⸗ 
jenigen der Geſellſchaft überhaupt. Die Intereſſen der Geſellſchaft 
verlangen nicht eine bevorzugte Poſition gewiſſer Kategorien der Be⸗ 
völkerung, ſondern vielmehr die Ausgleichung der Erwerbsbedingungen 
zwiſchen Allen. Die Arbeit iſt es, welche als die Schöpferin aller 
Werthe gerechten Anſpruch auf den vollen Ertrag der Arbeit hat. Alle 
wahren ſozialen Verbeſſerungen können nur das Ziel haben, dieſe Haupt⸗ 
forderung zur Geltung zu bringen. Mit ihr ſteht die Ausbeutung der 
Arbeiter durch die kleinen Betriebe nicht minder im Widerſpruche, als 
die Ausbeutung durch den Großbetrieb; ja die erſtere iſt oft der anderen 
verhältnißmäßig weit überlegen. Vom Standpunkte einer gerechten 
Sozialpolitik iſt daher die Handwerkerfrage im Weſentlichen Arbeiter⸗ 
frage, und nicht, wozu ſie die Zünftler ſtempeln möchten, eine Frage 
des größeren oder kleineren Betriebes. Iſt erſt dem Kapital der Stachel 
ausgezogen, der daſſelbe befähigt, durch Renten- und Zinsmonopole ſich 
die Früchte fremder Arbeit anzueignen, ſo wird die unmäßige Anhäufung 
von Reichthümern und mit derſelben die übermäßige Tendenz zum Groß⸗ 
betriebe von ſelbſt aufhören. Die Größe der Betriebe wird ſich nach 
der Natur der verſchiedenen Gewerbe, ſowie nach der Fähigkeit und 
dem Kapital der einzelnen Unternehmer richten; aber der Arbeiter wird 
durch die Konkurrenz der Kapitalien vor jeder Ausbeutung geſchützt und 
in der Lage ſein, durch Fleiß und Sparſamkeit in die Klaſſe der Unter⸗ 
nehmer aufzuſteigen, falls er es nicht vorzieht, die damit verbundene 
Gefahr des Verluſtes zu vermeiden. Die weit überwiegende Mehrheit 
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der heutigen Handwerker hat kein anderes Intereſſe, als die Arbeiter 
auch: das Intereſſe an hohem Arbeitslohn, und nur dadurch kann das 
Handwerk gehoben werden, daß die Handwerker in Gemeinſchaft mit 
den im engeren Sinne ſogenannten Arbeitern auf Erhöhung des Arbeits- 
lohnes, auf Befreiung der Arbeit vom Drucke eines auf künſtliche Weiſe 
mit tyranniſcher Macht ausgerüſteten Beſitzes hinwirken. 


Drittes Kapitel. 
Innungen und Genoſſenſchaften der Handwerksmeiſter. 


Wenn im Vorigen die Beſtrebungen, das Handwerk gegen die natür- 
liche Ueberlegenheit der Großinduſtrie durch beſondere Gerechtſame 
zu ſchützen, als wider die Intereſſen der Geſellſchaft laufend gekenn⸗ 
zeichnet und die zünftleriſchen Anwandlungen ſonach gänzlich verworfen 
wurden, ſo iſt doch damit keineswegs geſagt, daß der handwerksmäßige 
Betrieb zum Verſchwinden verurtheilt ſei. Die neueren Gewerbe⸗ 
zählungen in Deutſchland haben ergeben, daß die Ueberwucherung der 
Großinduſtrie bei Weitem nicht in der Ausdehnung eingetreten iſt, wie 
es Viele befürchteten, ſondern daß das Handwerk noch immer breite 
Wurzeln in der heutigen Volkswirthſchaft findet. Aller Wahrſcheinlichkeit 
nach wird dies auch in Zukunft der Fall fein. Es giebt viele gewerb- 
liche Beſchäftigungen, welche der Anwendung mächtiger mechaniſcher Hülfs⸗ 
mittel und einer weitgehenden Arbeitstheilung widerſtreben. Gewiß 
wird der raſtloſe Erfindungsgeiſt die Arbeit der menſchlichen Muskeln 
immer mehr durch mechaniſche Kräfte zu erſetzen ſuchen. Gerade dieſer 
natürliche und an ſich wohlthätige Drang nach Erſatz der Muskelkraft 
durch mechaniſche Kraft macht die Gewerbefreiheit mit ihrer Ausdehnung 
des Spielraums individueller Thätigkeit zu einer unerläßlichen Forde⸗ 
rung des Zeitalters. Allein einerſeits kann dieſer Gang der Dinge nur 
ein allmählicher ſein. Es werden ſtets Beſchäftigungen übrig bleiben, 
die der individualiſirenden menſchlichen Hand bedürfen. Hierher ge— 
hören, neben vielen anderen, namentlich diejenigen Handwerke, die den 
Charakter des Kunſtgewerbes bewahrt haben oder demſelben wieder zu— 
ſtreben. Andrerſeits iſt die Anwendung mechaniſcher Kraft nicht bloß im 
großen, ſondern auch im kleinen Betriebe möglich. Die Erfindungen 
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ungeheurer Motoren haben ſich vielleicht noch mehr der thatſächlichen 
Vertheilung des Kapitalbeſitzes, als den Geſetzen der ökonomiſchen Ver⸗ 
wendung von Kraft angepaßt. Wird durch die Beſeitigung der künſt⸗ 
lichen Machtſtauungen die Arbeit erwerbsfähiger und die Kapitalbildung 
verallgemeinert, ſo daß die kraſſen Unterſchiede großen Reichthums und 
dürftiger Armuth mehr und mehr einem mittleren Verhältniſſe der 
Wohlhabenheit weichen, ſo darf mit Fug vorausgeſetzt werden, daß der 
Erfindungsgeiſt ſich in Richtungen bethätigen wird, welche einer Beſitz⸗ 
vertheilung dieſer Art entſprechen. Man wird Motoren erfinden, die 
bei geringer Kraftleiſtung gleichwohl die Kraft annähernd ebenſo wohl⸗ 
feil erzeugen, als die großen; oder es wird, wie es ſchon jetzt häufig 
geſchieht, mechaniſche Kraft im Großen erzeugt und an Kleinbetriebe zu 
einem mäßigen Preiſe abgelaſſen werden. 

Soweit nun der Kleinbetrieb mit der fortſchreitenden Berbollteg 
nung der Technik und den Erforderniſſen eines geſunden Volkshaus⸗ 
haltes in Einklang ſteht, ſoweit iſt er nicht allein berechtigt, ſondern 
verdient auch mit allen Kräften erhalten und geſtärkt zu werden. Denn 
der dem Menſchen angeborene Selbſtändigkeitsdrang wird in der Vor- 
ſtandſchaft eines auf ſich ſelbſt ruhenden Wirthſchaftskreiſes zu allen 
Zeiten eine dauerndere und innigere Befriedigung finden, als in der 
Zugehörigkeit zu einem großen Organismus, der, bei allen Kautelen, 
mit denen man die zuläſſige Freiheit der Einzelnen umgeben mag, den⸗ 
noch ohne Zwang und Unterordnung nicht beſtehen kann und die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Einzelnen auf einen winzigen Kreis von Verrichtungen 
einſchränkt. Die Anſtrengungen, den Kleinbetrieb — denn dieſer verall⸗ 
gemeinernde Ausdruck wird richtiger anzuwenden ſein, als der für viele 
ehemals handwerksmäßig betriebene Geſchäftszweige nicht mehr ganz 
zutreffende Ausdruck Handwerk — die Anſtrengungen, ſage ich, den 
Kleinbetrieb gegen die erobernde Macht der großen Induſtrie mit Schutz⸗ 
wehren und Wällen zu umgeben, ja womöglich ſchon verlorenes Terrain 
dem Feinde wieder abzugewinnen, ſind daher nur mit der wärmſten 
Sympathie zu begrüßen und mit allem Eifer zu fördern. Allein der 
Kampf darf nicht gegen die ziviliſatoriſchen Elemente, denen die Groß⸗ 
induſtrie ihre Erfolge verdankt, nicht gegen die Maſchinen, die Arbeits⸗ 
theilung und die Freiheit des Marktes gerichtet, ſondern muß in erſter 
Linie gegen die eigenen Schwächen und Unzulänglichkeiten des Klein⸗ 
betriebes geführt werden. Wie in der modernen Kriegskunſt die An⸗ 
wartſchaft auf den Sieg demjenigen gehört, der über die vollkommenſten 
Waffen und die intelligenteſte Leitung verfügt, ſo wird auch in dem 
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induſtriellen Kampfe die Entſcheidung von dem Maße der Ausrüſtung 
mit den ſchneidigſten Waffen der Technik und von der einſichtigen Leitung 
aller produktiven Kräfte abhängen. 

Wogegen die kleine Induſtrie vor Allem ankämpfen muß, um ſich 
der Uebermacht der Großinduſtrie zu erwehren, habe ich bereits ange— 
deutet. Vor Allem iſt nothwendig, auf eine gleichmäßigere Vertheilung 
des Beſitzes und ſolche allgemeine Verhältniſſe hinzuarbeiten, welche 
jedem fleißigen und ſparſamen Manne geſtatten, mit der Zeit ein als 
Grundlage zu einem lebensfähigen Betriebe genügendes Kapitel an— 
zuſammeln. Dies iſt ein ſozialer Kampf, der ſich einerſeits gegen die 
Rentenbildungen, andrerſeits gegen den Druck auf die Arbeitslöhne zu 
richten hat, und es muß dem Freunde der Freiheit und Gleichheit ein 
Gefühl lebhafter Befriedigung gewähren, daß der ſogenannte Mittel— 
ſtand — der in einer gleichen und freien Geſellſchaft ebenſo wenig Raum 
findet, wie die „oberen“ Stände — nur die Wahl hat, dieſen Kampf 
entweder Schulter an Schulter mit den arbeitenden Maſſen zu beſtehen 
oder ſelbſt vollſtändig in die Knechtſchaft des großen Beſitzes zu verfallen. 
Neben dieſem ſozialen Kampfe jedoch kann und muß der Kampf um 
die wirthſchaftlichen Vortheile des großen Betriebes einhergehen. Es 
wird dafür Sorge zu tragen ſein, daß naturwiſſenſchaftliche, technolo— 
giſche und geſchäftliche Bildung nicht das Monopol Weniger bleiben, 
ſondern immer mehr die Maſſen der Bevölkerung durchdringen. Außer- 
dem aber wird die genoſſenſchaftliche Vereinigung dafür einzu⸗ 
treten haben, daß die Vorzüge, welche der große Betrieb vor dem kleinen 
voraus zu haben pflegt, auch dem letzteren zugänglich gemacht werden. 

Die Innungen, wie ſie die deutſche Gewerbeordnung neueſter 
Faſſung vorſieht, ſind in den meiſten Beziehungen ein Rahmen ohne 
Bild, ein weißes Blatt Papier, das erſt noch beſchrieben werden muß. 
Die Aufgaben derſelben find im Geſetz zum Theil zu unbeſtimmt ge— 
faßt, zum Theil werden den Innungen Funktionen beigelegt, die dem 
Charakter der freiwilligen Vereinigung nicht entſprechen. Was ſoll es 
heißen, wenn als die Aufgaben der Innungen die Pflege des Gemein- 
geiſtes, die Aufrechthaltung und Stärkung der „Standesehre“, die För— 
derung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Meiſter und Geſellen 
u. dergl. bezeichnet werden? Das ſind leere Worte, die man ebenſo— 
wenig in ein Geſetz hineinſchreiben darf, wie man durch Geſetz den 
Menſchen mit Erfolg befehlen kann, gut und brav zu ſein. Wenn man 
andrerſeits den Innungen die Fürſorge für das Herbergsweſen der Ge— 
ſellen ſowie für die Nachweiſung von Geſellenarbeit zur Pflicht macht, 
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fo find dies Dinge, an welchen nicht bloß die Innung (der beizutreten 
in Jedes Belieben ſteht), ſondern das ganze Gewerk ein Intereſſe hat, 
und die man daher einer obligatoriſchen Vereinigung des letztern zuweiſen 
müßte. Das Lehrlingsweſen bleibt den allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen unterworfen, doch ſteht den Innungen die „nähere Regelung“ 
deſſelben, ſowie „die Fürſorge für die techniſche, gewerbliche und ſitt⸗ 
liche „ der Lehrlinge zu. Die Erfahrung wird lehren, ob 
die Innungen dieſe Aufgabe befriedigend zu löſen vermögen. Gerechte 
Zweifel daran wird Derjenige nicht unterdrücken können, der die Quellen 
der Uebelſtände, die ſich im Lehrlingsweſen vielfach kundgeben, nicht 
in dem Mangel an geſetzlichen Regulirungen, ſondern in den weiter 
oben gekennzeichneten allgemeinen ſozialen Verhältniſſen erblickt. 

Hingegen können für gewiſſe Zwecke, nämlich für ſolche, die nicht 
die Selbſtthätigkeit jedes einzelnen Mitgliedes in hohem Grade in An⸗ 
ſpruch nehmen, fo namentlich für Zwecke der Verſicherung gegen Krank— 
heit, Unfälle und Invalidität, ſowie für die gewerbliche Gerichtsbarkeit 
die Innungen vollſtändig geeignete Organe ſein. Nicht minder könnten 
ſie in der wohlthätigſten Weiſe auf die Ausgleichung zwiſchen Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkte hinwirken. Die lokalen Innungen 
müßten zu dieſem Zwecke ſorgfältige Erhebungen darüber anſtellen, ob 
in den bezüglichen Gewerben Ueberfüllung oder Mangel an Arbeits⸗ 
kräften ſtattfindet. Sie müßten ſich ferner zu einem über das ganze 
Land netzartig ausgebreiteten Verbande zuſammenſchließen, der ſich nach 
Provinzen oder ſonſtigen Eintheilungen gliederte und ſeine Spitze in 
einem gemeinſamen Mittelpunkte fände. Durch eine ſolche Organiſation 
kann eine verſtändige Vertheilung der Arbeitskräfte über das ganze Land 
bewirkt werden, ſo daß beſonders überfüllten Gewerben durch gemeinſame 
Fürſorge ein Abzugskanal, ſei es nach Landestheilen, welche noch an 
gewerblichen Arbeitskräften Mangel leiden, ſei es nach dem Auslande, 
geſchaffen würde. Nur dadurch, daß die Arbeitskräfte richtig vertheilt, 
in dem einen Falle ergänzt, in dem anderen von überfüllten Orten 
abgeleitet werden, nur dadurch iſt eine heilſame Einwirkung auf die 
Arbeitslöhne und damit auch auf die ganze Lage des Handwerks au 
gewinnen. 

Für derartige Angelegenheiten, welche die Intereſſen des ganzen 
Gewerbes berühren und nicht wohl anders als durch eine Vertretung 
eben des ganzen Gewerbes geregelt werden können, dürfen die Innungen 
immerhin obligatoriſch ſein. Wo es ſich um wirklich gemeinſame 
Angelegenheiten handelt, kann mit allem Rechte verlangt werden, daß 
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ſich die Angehörigen eines Gewerbes von den Leiſtungen, die zur Erfüllung 
der bezüglichen Aufgaben erforderlich ſind, nicht beliebig ausſchließen 
dürfen. Man hat, wie ich glaube, die Frage, ob die Innungen der 
Handwerker fakultativ oder obligatoriſch ſein ſollten, bisher ein wenig 
zu einſeitig behandelt. Man verſtand unter obligatoriſchen Innungen 
nur die mit ausſchließenden Rechten ausgeſtatteten Vereinigungen oder 
Zünfte, welche jedem nicht auf die herkömmliche Art vorgebildeten Manne 
den Betrieb eines Handwerks unterſagen, über die Art der Vorbildung 
ſelbſtändig beſchließen und ſo bis auf einen gewiſſen Grad die Konkurrenz 
den Intereſſen der Meiſter entſprechend regeln könnten. Solche Körper⸗ 
ſchaften ſind, wie ich nicht zu wiederholen brauche, nach meinen Grund— 
ſätzen völlig unſtatthaft. Wenn aber die Innungen auf die oben erwähnten 
und andere ähnliche Zwecke, die mit der berechtigten Freiheit der Ein- 
zelnen abſolut nicht kollidiren, beſchränkt würden, könnte Niemand etwas 
Stichhaltiges gegen obligatoriſche Innungen einzuwenden haben. Dagegen 
würde jede Zuſtändigkeit obligatoriſcher Innungen in Angelegenheiten, 
welche nur die Intereſſen der Einzelnen berühren und deren Vernach— 
läſſigung nur die Intereſſen der Einzelnen ſchädigt, unzweckmäßig und 
verhängnißvoll ſein. Solche Angelegenheiten müſſen der Sphäre der 
individuellen Thätigkeit oder der freien genoſſenſchaftlichen Vereinigung 
vorbehalten bleiben. 

Dies hindert jedoch nicht, daß auch obligatoriſche Innungen als 
Ausgangs- oder Anknüpfungspunkte für genoſſenſchaftliche Vereinigungen 
dienen könnten. Nur müßte der Beitritt zu einem engeren Verbande 
mit genoſſenſchaftlichen Zwecken ein freiwilliger und überhaupt die Bil- 
dung von Erwerbsgenoſſenſchaften von der Initiative der Innungen 
vollkommen unabhängig ſein. 

Das Genoſſenſchaftsweſen hat ſich geſchichtlic in beſtimmt aus⸗ 
geprägten Richtungen entwickelt. Der eifrigſte Förderer deſſelben, der ver- 
ſtorbene Schulze⸗Delitzſch, ging in erſter Linie von dem Gedanken aus, den 
ſelbſtändigen Handwerkern zu Hülfe zu kommen. Mehrere Arten 
ſeiner Vereine, namentlich die Konſumvereine, haben zwar auch in den 
Kreiſen der unſelbſtändigen Arbeiter Wurzel geſchlagen. Zu den Konſum⸗ 
vereinen ſtellen die Fabrikarbeiter das größte Kontingent. Aber die eigent- 
liche Bedeutung der Genoſſenſchaften nach Schulze's Syſtem erſchöpft 
ſich doch großentheils in ihrer Wirkung auf die ſelbſtändigen Handwerker. 
Die Produktivgenoſſenſchaften, welche Schulze als die Krone ſeines 
Syſtems angeſehen wiſſen wollte, haben ſich bisher mitten in irgend⸗ 
wie hervorragender Weiſe entwickeln können. 
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Als die umfangreichſte Schöpfung Schulze's müſſen die Vor⸗ 
ſchuß- und Kredit⸗Vereine gelten, die unter verſchiedenen Namen 
(Vorſchußvereine, Gewerbebanken, Volksbanken u. ſ. w.) in großer Zahl 
über Deutſchland und Oeſterreich verbreitet find. Der letzte Jahresbe— 
richt (für 1883) weiſt 1910 auf, von denen 922 ihre Abſchlüſſe bei 
der Anwaltſchaft eingereicht haben. Dieſe 922 Vereine hatten Ende 
1883 rund 466,000 Mitglieder, wovon 32 Prozent auf die Handwerker, 
23 Prozent auf die Landwirthe und etwa 10 Prozent auf Arbeiter, 
kleine Beamte u. ſ. w., der Reſt auf die übrigen Geſellſchaftsklaſſen 
kamen. An Krediten gewährten die fraglichen 922 Banken etwas über 
1½ Milliarden Mark, alſo im Durchſchnitt an jedes Mitglied jährlich 
3200 Mark oder vierteljährlich 800 Mark. Schulze-Delitzſch hatte mit 
den Vorſchußvereinen urſprünglich nur den Zweck im Auge, dem kleinen 
Handwerker, der früherhin oft ganz kreditlos war, Betriebskapital gegen 
den landesüblichen Zinsfuß zu verſchaffen. Da die Geſchäftsantheile, 
die zum Beitritte berechtigten, ſehr gering bemeſſen waren und überdies 
ratenweiſe abgetragen werden konnten, ſo war auch die Betheiligung 
unſelbſtändiger Arbeiter nicht ausgeſchloſſen, welche die Vereine als 
Sparkaſſen benutzen und allmählich eine hinreichende Summe zuſammen 
bringen ſollten, um ſich ſelbſtändig zu machen. Mit der Zeit jedoch 
haben ſich dieſe Kreditgenoſſenſchaften vielfach zu förmlichen Bank⸗ 
inſtituten ausgebildet und ihren Geſchäftskreis weit über den urſprüng⸗ 
lichen Zweck erweitert, nicht ohne hie und da auf gefährliche Klippen zu 
gerathen. Wie weit der Kredit, den dieſe Vereine gewähren, wirklich 
noch den Zwecken dient, zu denen ſie gegründet wurden, muß dahin 
geſtellt bleiben. Vielfach iſt durch dieſelben eine Wechſelreiterei in 
Kreiſen großgezogen worden, in denen früher Wechſel unbekannt waren. 
Dem ſoliden Handwerker gewähren ſie in der Regel den Kredit nicht 
billig genug, und die Kurzfriſtigkeit der gewährten Darlehen zwingt nur 
zu oft eben zu einer Wechſelreiterei, welche den ihr verfallenen Geſchäfts— 
mann zu Grunde richtet. Für die landwirthſchaftlichen Betriebe macht 
ſich die verhältnißmäßige Theuerung und Kurzfriſtigkeit des Kredites 
der Vorſchußvereine noch härter fühlbar. In dieſen Kreiſen haben daher 
die Raiffeiſen'ſchen Darlehnskaſſen, die einen billigeren Kredit ver⸗ 
mitteln, aber auch ſtrenger in der Kreditertheilung find, die kon⸗ 
kurrirenden Vorſchußvereine vielfach aus dem Felde geſchlagen. 

In den früheren Heften dieſer Schrift habe ich wiederholt darauf 
hingewieſen, und wie es ſcheint, bricht ſich auch in weiteren Kreiſen 
immer mehr die Ueberzeugung Bahn, daß ein verzinslicher Kredit über⸗ 
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haupt kein Hebel einer auf Ausgleichung der geſellſchaftlichen Kontraſte 
zielenden ſozialen Entwickelung ſein kann. Vielmehr iſt es gerade 
der Kredit, welcher dieſe Kontraſte nothwendig verſchärfen muß. (Vgl. 
darüber namentlich Heft I. Seite 57 f.) Es kann gern zugegeben 
werden, daß die Vorſchußvereine viele kleine Exiſtenzen, die ohne ſie 
vielleicht in eine abhängige Stellung gerathen wären, ſelbſtändig und 
flott erhalten haben. Aber alle geſunden ſozialen Beſtrebungen müſſen 
darauf Bedacht nehmen, den Privatkredit nicht zu befördern, ſondern 
entbehrlich zu machen. Wenn der Arbeitslohn hoch genug ſteht, um 
den Arbeiter zu Erſparniſſen zu befähigen, welche ihm mit der Zeit 
eventuell die Gründung eines eigenen Betriebes geſtatten, ſo wird für 
ihn der Kredit überflüſſig. Und je größer das Anlage- und Betriebs⸗ 
kapital iſt, das ein Geſchäft erfordert, deſto weniger iſt für ihn der Kredit, 
ein mit Zinsopfern verbundener Kredit, im Stande, die Gewähr einer ge— 
ſunden Grundlage des Geſchäftsbetriebes darzubieten. Man darf nie⸗ 
mals das Element der Ausbeutung oder des Tributes aus dem Auge 
verlieren, welches der Privatkredit nothwendig in ſich ſchließt und welches 
den Kreditgeber in den Stand ſetzt, ohne Arbeit oder Anſtrengung irgend 
welcher Art einen Gewinn zu machen, während es den Kreditnehmer 
in eine Lage der Abhängigkeit verſetzt, und die Gewinnanſprüche des 
Kapitals verdoppelt. Je mehr der Kredit in einem Lande überhand 
nimmt, deſto höher müſſen verhältnißmäßig die Gewinne ſteigen und 
die Löhne ſinken. Dies iſt eine ſo unausweichliche Nothwendigkeit, daß 
kaum zu begreifen iſt, wie man fo lange Zeit nur die gleißende Außen— 
ſeite der Kreditwirthſchaft — welche darin beſteht, daß der Kredit auch 
wenig Bemittelten oder Unbemittelten hie und da ein Aufſteigen aus 
der Poſition der Arbeiter in diejenige der Unternehmer geſtattet — hat 
ins Auge faſſen können. Was Einzelnen Vortheil bringt, iſt darum 
noch keineswegs der Geſellſchaft vortheilhaft, und ein wenig Ueberlegung 
muß zeigen, daß die Geſellſchaft als Ganzes unter der Kreditwirth— 
ſchaft unvermeidlich leidet. Der Kredit vermehrt die in einem Lande 
vorhandenen Anlage- und Betriebskapitalien nicht, ſondern überträgt 
ſie nur aus einer Hand in die andere. Dieſelben würden auch ohne 
Kredit Verwendung finden, denn Niemand wird ſeine Kapitalien un⸗ 
genutzt und ohne gewinnbringende Anlage bleiben laſſen wollen. Der 
Unterſchied iſt nur der, daß ohne Kredit Jeder nur mit eignem und 
nicht mit geborgtem Kapital arbeiten könnte. Diejenigen, die kein 
Kapital beſitzen, würden keine auf Kredit begründete und deshalb meiſt 
unſolide Geſchäfte unternehmen können, ſondern ſie würden, wenn ſie 


28 Drittes Kapitel. 


den Ehrgeiz hätten, ſich ſelbſtändig zu machen, genöthigt ſein, Fleiß 
und Eifer zu verdoppeln, um zu dem gewünfchten Ziele zu gelangen. 
Sie würden die Reihen und die Macht derer vermehren, die ein 
Intereſſe an hohem Arbeitslohn haben, nicht aber fernerhin die Reihen 
derer anſchwellen, die bei einem hohen Gewinnſatze intereſſirt ſind, und 
dies um ſo mehr, als in Folge der Kreditwirthſchaft der Gewinn mit 
einem zinsheiſchenden Kapitaliſten getheilt werden muß. Nach dem 
Aufhören der Kreditwirthſchaft würden, da der Sporn zu Fleiß und 
Sparſamkeit vermehrt wäre, die Kapitalien geſchwinder wachſen als 
früher, und die Konkurrenz in der Nachfrage nach Arbeitskräften be⸗ 
deutend zunehmen. Die Klagen über die allgemeine Borgwirthſchaft 
find ſeit Jahren an der Tagesordnung. Aber man will nicht begreifen, 
daß dieſe elende Borgwirthſchaft, die alle geſchäftliche Moral vergiftet 
und über den ganzen Kleinverkehr einen Zuſtand ſchleichenden Banke⸗ 
rottes verhängt, ihre Hauptnahrung aus den künſtlichen Begünſtigungen 
zieht, welche dem Kredite vermittelſt eines ausgedehnten Schutzes ſeitens 
der Geſetzgebung gewährt werden. Ich habe mich darüber ſchon in 
meiner „Freien Geſellſchaft“ ausführlich verbreitet, und verweiſe den 
Leſer auf das dort Geſagte. Hier iſt nur zu betonen, daß aus den 
angedeuteten Gründen eine echte Sozialreform ſich vor jeder Beförderung 
des Kreditweſens zu hüten hat, und daß alle Vorſchläge, den Kredit 
dieſer oder jener Kategorie von Leuten zu heben, nur den Gewinn⸗ 
intereſſen förderlich, den Intereſſen der Arbeit aber um ſo nachtheiliger 
find. Nur wenn und ſoweit der Kredit der Arbeit ſelbſt dienſtbar ges 
macht werden kann, vermag eine Organiſation deſſelben vor den An⸗ 
ſprüchen der ſozialen Gerechtigkeit zu beſtehen. Darüber wird bei der 
Erörterung der Produktivaſſoziation das Erforderliche zu ſagen ſein. 
Nächſt den Vorſchußvereinen waren namentlich die Rohſtoff— 
vereine, welche den Zweck haben, dem kleinen Handwerker die Roh⸗ 
ſtoffe zum Engrospreiſe zu liefern, ſowie die Laden- und Magazin⸗ 
Genoſſenſchaften, welche die auf Vorrath gearbeiteten Waaren in 
gemeinſamen Magazinen zum Verkauf ſtellen, den Bedürfniſſen des 
Handwerkerſtandes angepaßt. Leider hat dieſe Art von Vereinen, die bei 
geſchickter Leitung ſehr Erſprießliches wirken könnten, nur wenig Ver⸗ 
breitung gefunden. Von den erſteren beſtehen jetzt gegen 150, von den 
anderen gar nur 50. Von manchen Seiten iſt vorgeſchlagen worden, 
daß derartige Vereine von den Innungen gegründet werden möchten. 
Dem ſteht, ſoweit der Beitritt zu der innerhalb des Rahmens der 
Innung gebildeten Genoſſenſchaft ein freiwilliger wäre, nichts im Wege. 


Innungen und Genoſſenſchaften der Handwerksmeiſter. 29 


Vielmehr iſt es wohl denkbar, daß die durch die Autorität der Innung ge⸗ 
ſtützte Genoſſenſchaft eine größere Anziehungskraft ausüben würde, als 
die einfache Vereinigung zufällig zuſammengeführter Elemente. Nament⸗ 
lich die Magazingenoſſenſchaften könnten leicht eine ungeahnte Bedeutung 
gewinnen, wenn ſie ihre Aufgabe richtig erfaßten. Dieſelben müßten die 
Rolle übernehmen, welche jetzt die verpönten „Kapitaliſten“ ſo häufig 
an ſich reißen, nämlich den kaufmänniſchen Vertrieb von Handwerker— 
waaren auf Rechnung der Genoſſenſchaften vermitteln. Es würde ſich 
dabei in vielen Fällen weniger um den Detailverkauf in offenen Läden, 
als um einen Vertrieb im Großen handeln. Während jetzt die kleinen 
Handwerker von den Kapitaliſten ausgebeutet werden und für dieſelben 
oft zu den elendeſten Preiſen arbeiten müſſen, würde die Genoſſenſchaft 
die Preiſe der Arbeit ihrerſeits feſtſetzen können. Freilich müßten zuvor 
die Mittel aufgebracht werden, um die von den Mitgliedern der Ge— 
noſſenſchaft einzuliefernden Waaren zu den feſtgeſetzten Preiſen abzu— 
nehmen. Dieſe Schwierigkeit würde im Anfange gewiß ſchwer zu über— 
winden ſein; doch ließe ſich vielleicht ein Ausweg finden, indem man 
für die eingelieferten Waaren zum Theil Bons ausgäbe und mit 
Lieferanten und Händlern Vereinbarungen träfe, wonach dieſelben jene 
Bons gegen Rohſtoffe und Konſumtibilien in Zahlung nähmen. Auf 
dieſe Weiſe könnten, bei Geſchick und Ausdauer, die Genoſſenſchaften 
allmählig den Zwiſchenhandel der „Kapitaliſten“ ſo weit verdrängen, daß 
derſelbe nicht mehr durch die Schleuderpreiſe, vermöge deren er einen 
verhängnißvollen Druck auf die Arbeitslöhne ausübt, gefährlich würde, 
ſondern, falls er überhaupt noch Arbeiter für ſich gewinnen wollte, 
die Genoſſenſchaften in Gewährung hoher Arbeitslöhne überbieten müßte. 
Denkt man ſich ein Netz ſolcher Genoſſenſchaften über das ganze 
Land verbreitet und durch einen Kartell mit einander verbunden, ſo 
würde auch die Konkurrenz von Ort zu Ort in geſunde Bahnen gelenkt 
werden können. Bringt man ferner dieſe Genoſſenſchaften in Verbindung 
mit der Organiſation, wie fie oben behufs Ausgleichung zwiſchen An- 
gebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkte andeutungsweiſe vorge— 
ſchlagen wurde, ſo läßt ſich leicht vorſtellen, welche umgeſtaltende Kraft 
dieſelben entfalten und wie ſehr ſie dem Handwerker die verloren ge— 
gangene Standfeſtigkeit wieder zurückgewinnen könnten. Es bedarf dazu 
keiner ſtaatlichen Unterſtützung, keiner unmöglichen Rückkehr zu den alten 
Zunftverhältniſſen, keiner Zerreißung des natürlichen Abſatzgebietes in 
willkürlich begrenzte Kreiſe, keiner ausſchließenden Berechtigungen, keiner 
Knechtung der Lehrlinge und Geſellen; ſondern nur der ſchöpferiſchen 
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Thätigkeit und raſtloſen Energie einiger leitenden Köpfe und der willigen 
Mitwirkung, des treuen Eifers und der zähen Ausdauer der Betheiligten. 
Nur eine einzige erfolgreiche Genoſſenſchaft dieſer Art erſt ins Leben 
gerufen, und von allen Seiten würde man ſich beeifern, dem gegebenen 
Beiſpiele zu folgen. So könnte mit der Zeit ein echtes Innungsleben 
wieder erblühen, ein Innungsleben auf moderner Grundlage, den Be⸗ 
dürfniſſen der Zeit entſprechend, und nicht in vergeblichen Galvani⸗ 
ſirungsverſuchen an den abgelebten Formen einer unwiederbringlich ent⸗ 
ſchwundenen Vergangenheit ſich erſchöpfend. 

Wollte der Staat ein Uebriges thun, ſo könnte er den bezüglichen 
Bemühungen durch vorſichtig ertheilte Kredite, und zwar, wie jeder 
öffentliche Kredit ſein ſollte, unverzinsliche Kredite zu Hülfe kommen. 
Es würde ſich dabei kaum um ſehr erhebliche Summen handeln können, 
da die meiſten der Handwerker, welche ſich an ſolchen Genoſſenſchaften 
betheiligen würden, ohnedies ihrer Exiſtenz durch ein unabhängiges 
Geſchäft bereits ſicher find und in der Betheiligung an der Genoſſen⸗ 
ſchaft nur eine erwünſchte Gelegenheit zur Erweiterung ihrer Produktion 
und ihres Abſatzes finden würden. Allerdings würde ſchon das bloße 
Daſein der Genoſſenſchaft und deren freie Zugänglichkeit für alle ſelb⸗ 
ſtändigen Mitglieder des Gewerbes auf die Vermehrung der kleinen 
Betriebe hinwirken, aber dieſe Vermehrung geſchähe auf Koſten des 
Großbetriebes, dem ſein in der Vereinzelung ſchwacher Rivale durch die 
genoſſenſchaftliche Verbindung gewachſen ſein und beſtändig mehr Terrain 
abgewinnen würde. 

Eigentliche Produktivgenoſſenſchaften eignen ſich ihrer ganzen Natur 
nach für das Handwerk nicht. Sie ſetzen, wie alle Genoſſenſchaften, 
die Gleichheit der Betheiligten voraus. Das Handwerk bedarf bei einer 
durch die Verhältniſſe bedingten Ausdehnung des Betriebes der Hülfs⸗ 
kräfte von Lohnarbeitern: Geſellen und Lehrlingen, deren Zuhülfenahme 
dem Gedanken der Produktivaſſoziation offenbar widerſpricht und dieſelbe 
bald zu einer bloßen Handelsgeſellſchaft machen würde. Produktiv⸗ 
genoſſenſchaften können nur von gleichberechtigten Arbeitern gebildet 
werden, und es wird daher erſt bei der Erörterung der Arbeiter- 
genoſſenſchaften der paſſende Ort ſein, um über die bezügliche Form 
der Aſſoziation das Erforderliche zu ſagen. 

Auch die Beſprechung der Konſumvereine werden wir bis dahin 
aufſchieben, da dieſelben ſowohl vorwiegend in Arbeiterkreiſen verbreitet 
ſind, als auch für dieſe verhältnißmäßig am meiſten Bedeutung er⸗ 
langt haben. 


Viertes Kapitel. Genoſſeuſchaften der Arbeiter. 31 


Für die Handwerker halte ich, ſoweit deren berechtigte Intereſſen 
nicht in den Innungen am beſten zu wahren ſind, die ſogenannten 
Magazingenoſſenſchaften wie geſagt für die weitaus wichtigſte, ja für 
die einzig belangreiche und einer kräftigen Entwickelung würdige Form 
der Genoſſenſchaft. In der Hauptſache wird ja der Handwerksbetrieb 
immer auf dem unmittelbaren Verkehr mit den Kunden beruhen müſſen. 
Aber die geſammte handwerksmäßige Produktion, die über dieſen Kreis 
hinausgeht, könnte in den Magazingenoſſenſchaften einen Mittelpunkt 
erhalten, von welchem aus es möglich wäre, die Produktion der Nach- 
frage entſprechend zu regeln, den Druck der kaufmänniſchen Betriebs⸗ 
unternehmer zu brechen, bei Submiſſionen wirkſam konkurrirend aufzu⸗ 
treten, den Detailhandel vom Handwerksbetriebe, mit dem er oft auf 
ſehr unzuträgliche Art verbunden iſt, abzuſondern und durch eine Kredit— 
organiſation der angedeuteten Art den kleinen Betrieb zu kräftigen. 
Auch würden Genoſſenſchaften dieſer Art die geeigneten Organe ſein, 
um den gemeinſchaftlichen Einkauf der Rohſtoffe zu beſorgen, die Rekla— 
menwirthſchaft zu unterdrücken, kurz die meiſten derjenigen Einrichtungen 
neu ins Leben zu rufen, welche an den Zünften der älteren Zeit weit- 
aus das Beſte waren. 


Viertes Kapitel. 
Genoſſenſchaften der Arbeiter. 


Die Genoſſenſchaften der unſelbſtändigen Arbeiter müſſen natür⸗ 
lich großentheils andere Zwecke verfolgen, als diejenigen der kleinen 
Unternehmer. Während es ſich für die letzteren darum handelt, durch 
Vereinigung der Kräfte den kleinen Betrieb zu ſtärken und demſelben 
die Vortheile zugänglich zu machen, die ſonſt der Großbetrieb vor ihm 
voraus hat, wird es das Hauptziel der Arbeitervereinigung ſein müſſen, 
die Bedingungen der Arbeit zu verbeſſern. Dies Ziel wird von den 
im engeren Sinne ſogenannten Genoſſenſchaften nicht unmittelbar erſtrebt. 
Der Kampf für daſſelbe iſt andern Vereinigungen, nämlich den ſoge— 
nannten Koalitionen, die ſich unter verſchiedenen Namen, beſonders 
unter dem der Gewerkvereine, in den europäiſchen Induſtrieländern 
gebildet haben, überlaſſen. Als ein ganz eigenthümliches Gebilde muß 
daneben die Produktivgenoſſenſchaft betrachtet werden, welche den Zweck 
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hat, einen größeren Betrieb auf Rechnung und Gefahr eines Vereins 
gleichberechtigter Arbeiter zu organiſiren. 

Von den Genoſſenſchaften nach dem Syſtem von Schulze-Delitzſch 
kommen eigentlich nur die Konſumvereine als auch für die Arbeiter 
bedeutſam in Betracht. Allerdings ſetzten ſich die Vorſchuß- und Kredit⸗ 
vereine ebenfalls die Aufgabe, den Arbeitern dienſtbar zu werden und den⸗ 
ſelben beſonders die Gründung einer Selbſtändigkeit zu erleichtern. Es 
wurde bereits erwähnt, daß die fraglichen Vereine, abgeſehen von der 
Kreditertheilung an ſelbſtändige Handwerker, auch die Beſtimmung hatten, 
den Arbeitern als Sparkaſſen zu dienen und ſie ſo allmählich in den Stand 
zu ſetzen, mit den Einlagen und dem darauf gegründeten Kredit ein 
eignes Geſchäft anzufangen. Dieſen Zweck kann man jedoch mit jeder 
anderen Sparkaſſe ebenfalls und vielleicht ſicherer erreichen, und es be⸗ 
darf dazu keiner Genoſſenſchaft. Auch haben die Kreditvereine den 
fraglichen Zweck thatſächlich nicht erfüllt, oder nur in einem kaum nennens⸗ 
werthen Umfange erfüllt, entweder weil die Arbeiter für ihre Erſparniſſe 
eine bequemere Anlage fanden, oder weil ſie überhaupt nichts zu ſparen 
hatten. | 

Von den übrigen Formen der Genoſſenſchaft haben die ſogenannten 
Konſumvereine unter den Arbeitern eine ziemlich weite Verbreitung 
gefunden. Seit den ſechziger Jahren blühten die Konſumvereine ſchnell 
auf. Während im Jahre 1862 Schulze-Delitzſch die Anzahl der be⸗ 
ſtehenden Vereine dieſer Art auf kaum 50— 60 ſchätzte, waren fie nach 
dem Jahresbericht der Genoſſenſchaften für 1878 auf 621 gewachſen. 
Merkwürdiger Weiſe beziffert der Jahresbericht für 1883 ihre dermalige 
Anzahl gleichfalls auf 621, woraus hervorzugehen ſcheint, daß ſie in 
den letzten Jahren gänzlich in Stagnation gerathen ſind. Sollte dies 
der Fall ſein, ſo könnte man es nur lebhaft bedauern, da die Konſum⸗ 
vereine den zum Theil recht korrumpirten Verhältniſſen des Kleinhandels 
gegenüber ſehr wohlthätig wirken können. Die Konſumvereine liefern 
die meiſten Bedürfnißgegenſtände der Hauswirthſchaft billiger, als der 
Kleinhandel, und gewähren, wennſchon keine abſolute, ſo doch jedenfalls 
eine viel größere Sicherheit als jene gegen Verfälſchungen. Nach dem 
letzten Jahresbericht bildeten in den beſtehenden Konſumvereinen die 
Arbeiter den größten Theil der Mitgliedſchaft, nämlich 54½ Prozent, 
während die ſelbſtändigen Handwerker nur mit 15, Beamte, Lehrer 
u. ſ. w. mit 11 Prozent betheiligt waren. Der Grund dieſer Erſcheinung 
liegt jedenfalls darin, daß die Gründung von Konſumvereinen ſehr 
häufig von großen Fabrikanten für ihre ſpeziellen Etabliſſements in 
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die Hand genommen oder wenigſtens angeregt wurde. Auf dieſe Weiſe 
ſind ſehr beachtenswerthe Erfolge erzielt worden. Es mag genügen, 
an einige Erfahrungen zu erinnern, die man im Elſaß mit ſolchen 
Vereinen gemacht hat, worüber in dem trefflichen Werke von Ch. Grad 
(Etudes statistiques sur l’industrie Alsacienne) ausführlichere Mit- 
theilungen vorliegen. | 

Eine der älteſten Vereinigungen der fraglichen Art reicht bis ins 
Jahr 1832 zurück. Es iſt dies die zu Gebweiler noch heute beſtehende 
„Brotkaſſe“. Auf Anregung einiger Arbeitgeber vereinigten ſich dort 
in dem genannten Jahre eine Anzahl Arbeiter, um ihr Brot auf eigne 
Rechnung zu backen. Einige Jahre nach Gründung der Anſtalt wurde 
bei einem Verbrauch von 452,181 Leib Brod zu fünf Pfund, die den 
Genoſſen je zwölf Centimes unter dem gewöhnlichen Preis abgelaſſen 
wurden, bereits ein Nutzen von etwa 13,000 Fr. erzielt, ſo daß die 
Geſammterſparniß gegen 70,000 Fr. betrug. Im Jahre 1849 zählte der 
Verein 340 Familien zu 4—5 Perſonen als Mitglieder. Seine Ge— 
ſchäfte gingen ſo gut, daß man bald der Bäckerei andere Unternehmungen, 
namentlich die Lieferung von Holz und andern Wirthſchaftsgegenſtänden, 
hinzufügte. Ueberdies gewährte der Verein zinsloſe Darlehen. An 
Holz wurden jährlich 17— 20,000 Fr., an Mehl 54,000 Fr., an Kar⸗ 
toffeln, Schmalz ꝛc. 10,000 Fr. umgeſetzt. Die Gelddarlehen bezifferten 
ſich auf 16,000 Fr. jährlich. Eine Summe von 3000 Fr. reicht für 
dieſen Umlauf hin, da die Vorſchüſſe nur auf kurze Zeit bewilligt und 
pünktlich zurückgezahlt werden. Nur Mitglieder von notoriſch guter 
Führung werden zum Vereine zugelaſſen. Die Arbeiter verwalten durch 
einen erwählten Ausſchuß ihre Angelegenheiten ſelbſt. Das Geſellſchafts— 
kapital wurde durch freiwillige Beiträge aufgebracht, wobei bemerkens— 
werth iſt, daß die Beiträge nach Verhältniß der Löhne bemeſſen werden, 
ſo daß die beſſer bezahlten Arbeiterkategorien eine ſtärkere Summe zahlen. 

Der Konſumverein zu Thann, der im Juni 1865 von Herrn 
Scheurer⸗Keſtner für die Arbeiter feiner Fabrik chemiſcher Produkte ge— 
gründet wurde, iſt jetzt ganz unabhängig und nimmt Mitglieder aus 
allen Fabriken des Ortes auf. Die Zahl der Genoſſen, die urſprünglich 
71 betrug, iſt jetzt mehr als doppelt ſo hoch. Dank guter Verwaltung 
ſind die Gewinne der Geſellſchaft in gleichem Verhältniß geſtiegen. 
Vortheilhafte Kontrakte mit Groſſiſten geſtatten dem Verein, ſeinen 
Mitgliedern Artikel beſſerer Qualität um zehn Prozent billiger als im 
Kleinhandel zu liefern. 1878 hatte die Geſellſchaft einen Reſervefonds 
von 3626 Fr. Der Umſatz betrug 61,555 Fr., der Gewinn 8168 Fr. 
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brutto und 4901 Fr. netto. Das Magazin wird von einer Frau ge⸗ 
leitet, die den Verkauf beſorgt und eine Proviſion von 5 Prozent des 
Umſatzes erhält. Nach den Statuten koſtet der Eintritt 12 Fr., und 
die Mitglieder müſſen mindeſtens für 20 Fr. jährlich kaufen. Das 
Eintrittsgeld wird in zwölf Monatsraten bezahlt. Der zur Deckung 
möglicher Verluſte beſtimmte Reſervefonds wird aus den jährlichen 
Gewinnen gebildet, wovon 20 Prozent zum Reſervefonds geſchlagen 
werden. Auf Verlangen des Verwaltungsraths kann eine Generalver⸗ 
ſammlung zur Berathung der Frage einberufen werden, ob der Reſerve— 
fonds über 5000 Fr. erhöht werden ſoll. Der Reſt des Gewinnes 
wird pro rata der Ankäufe unter die Mitglieder vertheilt. 

Die „Union von Mühlhauſen“ wurde im Jahre 1867 mit einem 
Geſellſchaftskapital von 1700 Fr. gegründet. Nach zehn Jahren war 
das Letztere auf 70,000 Fr. geſtiegen, wovon 20,000 Fr. als Darlehn 
an die Mitglieder ausſtanden. Die Mitgliederzahl ſtieg von 48 auf 240. 
Der Umſatz, der 1867 20,000 Fr. betrug, erhöhte ſich 1871 auf 25,000 
Fr. und 1877 auf 155,000 Fr., bei Gewinnen von 10 bis 15 Prozent 
jährlich. Der Gewinn betrug im letzteren Jahr 20,000 Fr., wovon 
6000 Fr. zur Unterſtützung erkrankter oder von Unglück betroffener Mit⸗ 
glieder verwendet wurden. Ankauf, Verkauf, Schreiberei, Rechnungs⸗ 
führung, Magazinarbeiten — alles wurde von den Genoſſen gratis, 
bez. gegen eine Vergütung von 5 Prozent vom Gewinn verrichtet. Die 
Geſellſchaft iſt in Gruppen von 20 Mitgliedern getheilt, die einen Chef 
und zwei Beigeordnete wählen, welche den Directionsausſchuß bilden. 
Dieſer Ausſchuß wählt dann einen Präſidenten, einen Vicepräſidenten, 
einen Sekretair, einen Kaſſierer, und einen Kommiſſär zur Beaufſich⸗ 
tigung des Magazindienſtes. Jedes eintretende Mitglied leiſtet einen 
Beitrag von 100 Fr., der auf einmal oder in Raten bezahlt wird. 
Zwiſchen den Verkaufspreiſen der Genoſſenſchaft und den Detailpreiſen 
der Stadt beſteht kein Unterſchied. Der Verkauf erfolgt an drei Tagen 
der Woche ausſchließlich an die Mitglieder, bei höchſtens vierwöchentlichem 
Kredit. Sonſt ſind die Magazine Sonntags Morgens und an den 
Wochentagen Abends nach Feierabend geöffnet. Nur die Bäckerei iſt 
zu jeder Stunde und an allen Tagen offen. Der tägliche Brotverkauf 
erreicht im Durchſchnitt 250 — 300 Leibe zu 5 Pfund. Während der 
Verkauf abwechſelnd von allen Mitgliedern ohne Ausnahme beſorgt wird, 
geſchehen die Ankäufe durch ein gewähltes Komits. Außer Brot und 
Wein werden Kolonialwaaren, Kurzwaaren, Gewebe, Schuhwaaren, 
Wirthſchaftsgeräthe, Brennholz und Kohlen verkauft. 
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Auch die Konſumvereine in Alt-Deutſchland haben großentheils recht 
günſtige Ergebniſſe aufzuweiſen. Abgeſehen von dem Vortheile beſſerer 
und zum Theil billigerer Verſorgung mit den wichtigſten Bedarfsartikeln, 
gewähren ſie ihren Mitgliedern vielfach recht anſehnliche Gewinne, die, 
wenn ſie auch für das einzelne Mitglied nicht ſehr erheblich ſind und 
ſelten über 20 Mark hinausgehen, doch eine für minder bemittelte 
Familien ganz willkommene Zubuße darſtellen. Ueberdies üben die 
Konſumvereine inſofern einen günſtigen Einfluß, als ſie dem verderblichen 
Borgſyſtem, das im kleinen Verkehr nur allzu verbreitet iſt und nicht 
geringe Verheerungen anrichtet, ſteuern und an eine geregelte Ausgabe— 
wirthſchaft gewöhnen. In dem letzten Jahresbericht der Genoſſenſchaften 
wird mit gerechtfertigter Genugthuung bemerkt, daß in den Konſum— 
vereinen die Kreditgewährung beim Waarenverkehr gänzlich beſeitigt 
ſei. Auch kann die Geſchäftsverwaltung in dieſen Vereinen, wenn ſie, 
wie es geſchehen ſollte, den Mitgliedern ſelbſt übertragen iſt, dazu dienen, 
die Arbeiter zur Löſung ſchwierigerer und verwickelterer Aufgaben, wie 
ſie ihrer bei den Produktivgenoſſenſchaften harren, befähigen zu helfen. 

Aus allen dieſen Gründen iſt die Verachtung, mit der von Seiten 
der Sozialdemokratie auf dieſe Vereine oft herabgeſehen wurde, durchaus 
nicht gerechtfertigt. Ich gebe bereitwillig zu, daß dieſelben keine tief- 
greifende ſoziale Wirkung haben können, und daß es eine ſehr beſchränkte 
Anſicht war, welche in Genoſſenſchaften dieſer Art einen wichtigen Hebel 
zur Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen ſah. Sie ſtellen 
unzweifelhaft die niederſte Form der Arbeitervereinigung dar. Ihr 
Zweck iſt darauf beſchränkt, den Arbeitern die Möglichkeit zu gewähren, 
mit ihrem gegebenen Einkommen mehr konſumiren zu können, als ſie 
es ohne Vergeſellſchaftung vermöchten. Von weit größerem Belang ſind 
offenbar die Beſtrebungen, das Einkommen oder den Lohn der Arbeit 
zu erhöhen, da dieſe Beſtrebungen ihrer Natur nach auf eine ſo ge— 
ringfügige Steigerung der Konſumtionsfähigkeit, wie ſie durch die 
Konſumvereine erſtrebt wird, nicht beſchränkt bleiben können und über⸗ 
dies das Hülfsmittel, welches die letzteren darbieten, keineswegs aus⸗ 
ſchließen. Die höchſte Form der Arbeitervereinigung aber wird diejenige 
ſein, welche die Abhängigkeit der Arbeit von fremden Gewinnintereſſen 
abſchüttelt und den Arbeitslohn mit dem Unternehmergewinn zu einem 
untrennbaren Ganzen verſchmilzt: die Produktivgenoſſenſchaft. Allein 
es wäre, wie ich ſchon früher bemerkte, thöricht, die kleinen Mittel ver⸗ 
ſchmähen zu wollen, um nur von den größeren Gebrauch zu machen, 
obſchon dieſe oft ihren Dienſt verſagen oder zur Zeit unzugänglich ſind. 
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Man kann deßhalb nur wünſchen, daß die Konſumvereine in der Gunſt 
des Publikums ſich nicht bloß erhalten, ſondern ſteigen. 

Zu den Einrichtungen, welche, von dem gegebenen Einkommen der 
Arbeiter ausgehend, eine beſſere Lage derſelben durch eine haushälteriſche 
Verwendung ihrer Ausgaben herbeizuführen beſtimmt ſind, gehören auch 
die Hülfskaſſen für erkrankte und invalide Arbeiter. Durch die 
neuere Geſetzgebung des deutſchen Reiches iſt bekanntlich die Verſicherung 
gegen Unfälle und Erkrankungen obligatoriſch gemacht, und die Ver— 
ſicherung gegen Invalidität ſoll das begonnene Geſetzgebungswerk voll⸗ 
enden. Die freien Hülfskaſſen ſind indeſſen dadurch nicht überflüſſig 
geworden. Das Geſetz betreffend die Krankenkaſſen geſtattet vielmehr 
ausdrücklich die Mitwirkung derſelben, und die Arbeiter haben fich be⸗ 
eifert, den beſtehenden Kaſſen dieſer Art beizutreten oder neue zu gründen, 
obwohl ſie auf dieſe Weiſe des Beitrages der Arbeitgeber verluſtig gehen. 
Für die einzurichtende obligatoriſche Verſicherung gegen Invalidität 
dürften ſich die freien Hülfskaſſen der Arbeiter als ſehr werthvolle 
Organe erweiſen. In eine nähere Erörterung dieſes Gegenſtandes 
brauchen wir, da er in Deutſchland geſetzlich geregelt iſt oder der ge— 
ſetzlichen Regelung noch entgegenſieht, an dieſer Stelle, wo es ſich um 
die freien Genoſſenſchaften der Arbeiter handelt, nicht einzutreten. 
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Die Koalitionen haben den Zweck, die Intereſſen ihrer Mitglieder 
nach allen Richtungen zu vertreten. In erſter Linie handelt es ſich 
daher bei denſelben um Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen, ſei es 
mittelſt Steigerung des Lohnes, Beſchränkung der Arbeitszeit, Fern⸗ 
haltung übermäßiger Konkurrenz in Geſtalt von Frauen⸗, Kinder- oder 
Lehrlingsarbeit u. ſ. w. Oft knüpfen ſich an die Koalitionen auch 
Beſtrebungen von der Art, wie ſie in den Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
gepflegt werden. Die engliſchen Gewerkvereine, welche für die modernen 
Arbeiterkoalitionen vorbildlich wurden, ſind zum Theil aus Kranken⸗ 
und Unterſtützungskaſſen hervorgegangen. Ebenſo haben die deutſchen 
„Fachvereine“, die aus den Ruinen der auf Grund des Ssozialiſten⸗ 
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geſetzes aufgelöſten ehemals ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften erblüht 
ſind, und ſich in den letzten Jahren zu erheblicher Bedeutung aufge— 
ſchwungen haben, ihr Werk gewöhnlich mit der Errichtung von Kranken⸗ 
kaſſen begonnen. Der Hauptzweck und die charakteriſtiſche Eigenthüm⸗ 
lichkeit dieſer, wie der engliſchen Gewerkvereine beſteht jedoch, um es 
zu wiederholen, in dem Beſtreben, die Bedingungen der Arbeit zu 
verbeſſern. | 

Die Mittel und Wege zur Löſung dieſer Aufgabe können natürlich 
ſehr verſchiedene ſein, und werden ſich nach den beſonderen Verhältniſſen 
der Zeit und des Ortes richten müſſen. Indeſſen wird diejenige 
Organiſation, welche die reichſten Erfahrungen hinter ſich und die glück— 
lichſten Erfolge aufzuweiſen hat, in vielen Beziehungen ſtets vorbildlich 
bleiben. Es iſt daher unerläßlich, bei den engliſchen Gewerkvereinen, 
ihrer Organiſation und Thätigkeit etwas länger zu verweilen. Wir 
folgen bei dieſer Schilderung der kundigen Darſtellung L. Brentano's 
in Schönberg's Handb. d. Pol. Oek. I, S. 956f. 

Die engliſchen Gewerkvereine nehmen, wie es ſchon der Name 
andeutet, nur Fachgenoſſen auf. Dieſelben müſſen den Nachweis er- 
bringen, daß ſie eine Lehrzeit durchgemacht haben und im Stande ſind, 
den in ihrem Bezirk üblichen Lohnſatz zu verdienen. Die Ausgaben 
der Vereine werden durch Eintrittsgelder und Wochenbeiträge beſtritten, 
doch können auch außerordentliche Umlagen ausgeſchrieben werden. 

Früherhin war jeder an einem Orte beſtehende Gewerkverein 
ſelbſtändig; neuerdings jedoch herrſcht die Tendenz vor, alle örtlichen 
Fachvereine zu einem einzigen Vereine zu verſchmelzen, mit einem Voll⸗ 
ziehungsausſchuß an einem Mittelpunkte, und Zweigvereinen in allen 
Theilen des Landes. Die Mitglieder und der Vorſitzende des Voll— 
ziehungsausſchuſſes werden von den Mitgliedern der Zweigvereine des 
Hauptortes für kurze Perioden, der Generalſekretär dagegen durch allge— 
meine Abſtimmung aller Mitglieder des geſammten Vereins auf zehn 
Jahre gewählt. Ein förmliches Zentralorgan beſitzen die engliſchen 
Gewerkvereine nicht. Allerdings haben ſich verſchiedene Vereine zur 
Bildung von berathenden Ausſchüſſen (Trades Councils) vereinigt, 
welche jedoch über die inneren Angelegenheiten der Gewerkvereine nicht 
mitzureden, ſondern nur die allgemeinen Intereſſen derſelben dem Parla⸗ 
ment und dem Publikum gegenüber zu vertreten haben. 

Beſchwerden wegen unzulänglichen Lohnes oder anderer unbilligen 
Arbeitsbedingungen müſſen dem Gewerkvereine vorgetragen werden. 
Findet der letztere die Beſchwerde gerecht und läßt ſich der Arbeitgeber 
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nicht zur Abſtellung derſelben herbei, ſo erhalten diejenigen, welche die 
Arbeit einſtellen, eine Unterſtützung. Ebenſo, wenn die Mitglieder 
wegen mangelnder Nachfrage nach Arbeitskräften keine Arbeit zu den 
vom Vereine feſtgehaltenen Bedingungen finden. 

Die Vereine fungiren zugleich als Arbeitsnachweiſungsſtellen. Der 
Ortsverein führt über die beſchäftigungsloſen Mitglieder Buch und 
weiſt ihnen eventuell Arbeit am Orte nach. Ueberdies wird dem Haupt⸗ 
verein allmonatlich die Zahl der arbeitsloſen Mitglieder und der unbe- 
ſetzten Arbeitsſtellen in den verſchiedenen Orten, wo Zweigvereine be— 
ſtehen, mitgetheilt. Vom Hauptverein werden dann die Beſchäftigungs⸗ 
loſen auf Vereinskoſten nach Orten dirigirt, wo Nachfrage nach Arbeit 
vorhanden iſt. 

Ueber allgemeine Arbeitseinſtellungen zum Zwecke von Lohner⸗ 
höhungen, Ermäßigung der Arbeitszeit oder ſonſtige Aenderungen der 
Arbeitsbedingungen, oder behufs Widerſtandes gegen Lohnherabſetzungen, 
entſcheidet der Vollziehungsausſchuß. Ohne die Zuſtimmung des letzteren 
erhalten die Mitglieder der Ortsvereine im Falle einer lokalen Arbeits⸗ 
einſtellung oder Ausſperrung keine Unterſtützung. | 

Das Hauptbeſtreben der Gewerkvereine geht dahin, die rapiden 
Schwankungen der Löhne zu beſeitigen. Sie verzichten lieber auf 
augenblicklich hohe Lohnſätze, ſobald dieſelben keine Dauer verſprechen. 
Aber andrerſeits widerſtreben ſie auch mit aller Kraft jeder Lohnminde⸗ 
rung. Sie erlauben ihren Mitgliedern nicht, unter dem herkömmlichen 
Durchſchnittslohne zu arbeiten. Werden bei ſinkender Nachfrage nach 
Arbeitskräften Arbeiter brotlos, ſo werden dieſelben aus den Mitteln 
des Gewerkvereines erhalten. Eventuell ſucht man eine Verkürzung der 
Arbeitszeit für Alle herbeizuführen. Auch unterſtützen die Gewerkvereine 
in Zeiten ſinkender Nachfrage die Auswanderung ihrer Mitglieder. Tritt 
dann wieder ein Steigen der Nachfrage ein, ſo treten zunächſt die 
beſchäftigungsloſen Mitglieder, die bisher auf gemeinſchaftliche Koſten 
unterhalten wurden, wieder in Lohn und Brot. Sit. auch damit der 
Nachfrage noch nicht genug gethan, ſo wird die Arbeitszeit verlängert. 
Ein plötzliches Hinzuſtrömen von Arbeitern aus anderen Gewerben wird 
durch den verlangten Nachweis einer Lehrzeit verhütet. 

Auch auf die Zahl der Lehrlinge üben die Gewerkvereine einen 
bemerkenswerthen Einfluß, und ſchaffen dadurch Abhülfe für einen Uebel⸗ 
ſtand, der namentlich im deutſchen Handwerke zu den lauteſten Klagen 
Anlaß giebt. Die engliſchen Gewerkvereine dulden keine Maſſenaus⸗ 
bildung von Lehrlingen. In Werkſtätten, wo die Zahl der Lehrlinge 
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ein beſtimmtes Verhältniß zur Zahl der daſelbſt beſchäftigten Gehülfen 
überſchreitet, weigern ſich die Mitglieder der Gewerkvereine, die Lehr— 
linge zu unterweiſen, oder verlaſſen die Arbeit. Und ihre Organiſation 
iſt mächtig genug, um die Abſicht dieſes Verfahrens vollkommen erreichen 
zu laſſen. 
Die üblen Erfahrungen, die man mit Arbeitseinſtellungen in großem 
Maßſtabe nur zu oft gemacht hat, die großen Koſten und Verluſte, 
welche ſie für die Arbeiter wie die Arbeitgeber herbeiführten, haben zur 
Errichtung von Einigungskammern Anlaß gegeben, ſeit deren 
Beſtehen ſowohl die Arbeitseinſtellungen als auch die Ausſperrungen 
ſehr abgenommen haben. In jeden Arbeitsvertrag wird die Beſtimmung 
aufgenommen, daß Arbeiter wie Arbeitgeber verpflichtet find, alle Streitig- 
keiten der Einigungskammer zur Entſcheidung vorzulegen. Bezüglich 
der Arbeitgeber iſt die Erfüllung dieſer Vertragsbeſtimmung leicht auf 
gerichtlichem Wege zu erzwingen; für die Erfüllung ſeitens der Arbeiter 
aber vermag der Gewerkverein, der allenfalls die Ausſchließung über ein 
renitentes Mitglied verhängen kann, hinreichende Bürgſchaft zu leiſten. 
Die Mitglieder dieſer Kammern beſtehen zur einen Hälfte aus 
Arbeitern, zur anderen aus Arbeitgebern. Der von den Vertretern 
beider Parteien gewählte Vorſitzende fungirt zugleich als Unparteiiſcher. 
Alle Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern über die Höhe 
des Lohnes, die Dauer der Arbeitszeit, Angelegenheiten der Fabrikord— 
nung, Lehrlingsweſen u. ſ. w. werden vor die Kammern gebracht, und 
zwar zunächſt vor einen, zu gleichen Theilen aus Arbeitern und Arbeit- 
gebern gebildeten Sühneausſchuß. Die Urtheile deſſelben haben jedoch 
ohne die Zuſtimmung der Parteien keine Gültigkeit. In dieſem Falle 
kommt der Streit vor das Plenum. Falls dieſes ſich nicht einigen kann, 
entſcheidet der Unparteiiſche. 
Bei Lohnſtreitigkeiten ſtellt zunächſt die Einigungskammer für eine 
kurze Periode den Lohnſatz feſt. Können dabei die Parteien nicht zu 
einer Einigung gelangen, ſo entſcheidet wiederum der Unparteiiſche. In 
derſelben Weiſe werden Streitigkeiten über die Arbeitszeit, die Fabrik— 
ordnung u. ſ. w. entſchieden. Ebenſo werden Arbeitseinſtellungen oder 
Ausſperrungen, welche daraus entſtehen, daß die Arbeitgeber mit den 
Arbeitnehmern zu verhandeln ſich weigern, durch die Einigungskammern 
beſeitigt. Thatſächlich ſoll es überall, wo in einem Gewerbe einmal 
eine Einigungskammer beſteht, niemals wieder zu Arbeitseinſtellungen 
oder Ausſperrungen gekommen ſein. | 
So find die engliſchen Gewerkvereine einerſeits Organiſationen 
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zur Regelung der blinden Konkurrenz. Sie gleichen die örtlichen 
Schwankungen in dem Angebot und der Nachfrage nach Arbeit aus, 
ziehen bei übermäßigem Angebot von Arbeitskräften dieſelben zurück, 
indem ſie die Arbeitszeit herabſetzen oder die Auswanderung unterſtützen, 
und benutzen jede Steigerung der Nachfrage zur Durchſetzung beſſerer 
Arbeitsbedingungen. Gegen ein Uebermaß neu hinzukommender Arbeits⸗ 
kräfte ſchützen ſie ſich durch ihre Einflußnahme auf das Lehrlingsweſen. 
Andererſeits gewähren die Gewerkvereine ihren Mitgliedern ein ſchirmen⸗ 
des Dach gegen Unterdrückung jeder Art, gegen Arbeitsloſigkeit, Krank 
heit und Unfall. Und wer aus einem dieſer Anläſſe Unterſtützung 
bezieht, braucht keine Kaſſenbeiträge zu zahlen und bleibt dennoch fort- 
während vollberechtigt. 

Auf dieſe Weiſe iſt durch die eigene Kraft der Arbeiter eine Organi⸗ 
ſation geſchaffen, welche denſelben eine Standfeſtigkeit verleiht, wie ſie 
nirgendwo ſonſt erreicht iſt. Und was man dem deutſchen Arbeiter durch 
die Intervention der Geſetzgebung verſchaffen zu müſſen glaubte, die 
Verſicherung gegen Unfälle, Krankheiten und Invalidität, das hat der 
engliſche Arbeiter, ſoweit er einem Gewerkvereine angehört, ſich ſelbſt 
zu verdanken und läuft daher keine Gefahr, in eine mehr oder minder 
fühlbare Abhängigkeit von bureaukratiſchen Organen zu gerathen. Die 
Fürſorge für die Zeiten erzwungener Arbeitsloſigkeit iſt überdies ein 
Werk, das in die Hand zu nehmen die Geſetzgebung aus guten Gründen 
zögert. Wenn aber auch alle Schwierigkeiten, die einer geſetzlichen 
Regelung dieſes Gegenſtandes widerſtreben, überwunden werden ſollten, 
ſo wird einer ſolchen Regelung doch ſtets der Makel einer gewiſſen 
Wohlthat ankleben, die man Hülfloſen erweiſt, während der Arbeiter 
mit allem Fug verlangen kann, daß ſeine Lebensbedingungen in einer 
Weiſe geſtaltet werden, welche ihn der ee überhebt, fremde 
Hülfe in Anſpruch zu nehmen. 
| Freilich find die engliſchen Gewerkvereine nicht über alle Arbeiter 
ausgedehnt, und der Umſtand, daß dieſe Vereine ſtatutariſch nur „ges 
lernte“ Arbeiter aufnehmen, kann als ein Hinderniß ihrer Ausbreitung und 
Wirkſamkeit betrachtet werden. Indeſſen ſteht den „ungelernten“ Ar⸗ 
beitern nichts im Wege, ſich eine ähnliche Organiſation zu verſchaffen, 
obwohl die niedrigeren Arbeitslöhne, die bei dieſer Kategorie von Ar⸗ 
beitern vorzuherrſchen pflegen, ſowie die loſere Verbindung und größere 
Zerſtreuung derſelben einer Vereinigung ſtärkere Schwierigkeiten ent⸗ 
gegenzuſetzen ſcheinen. Indeſſen ſind von den landwirthſchaftlichen 
Arbeitern Großbritanniens ſchon mehrfache Verſuche gemacht worden, 
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ſich die gleiche Organiſation zu geben, wie ſie ſich in den Gewerk— 
vereinen darſtellt, und es iſt zu hoffen, daß das Beiſpiel der letzteren 
fortwirkend zu immer allgemeinerer korporativer Zuſammenfaſſung aller 
arbeitenden Elemente des Landes anſpornen wird. 

In Deutſchland haben die Gewerkvereine zuerſt im Jahr 1865 
Nachahmung gefunden. Aus einer Arbeitseinſtellung, die in jenem 
Jahre zu Leipzig ſtattfand, ging der „Unterſtützungsverein der Buch⸗ 
drucker“ hervor, welcher gegenwärtig rund 9000 Mitglieder zählt. In 
demſelben Jahr wurde von dem bekannten ſozialdemokratiſchen Agitator 
Fritzſche der „Allgemeine deutſche Tabakarbeiter-Verein“ gegründet. Ein 
„Unterſtützungsverein deutſcher Hutmacher“ entſtand 1871. Alle dieſe 
Vereine haben ähnliche Tendenzen wie die engliſchen Gewerkvereine und 
unterſtützen namentlich die Mitglieder bei Arbeitsloſigkeit und Arbeits- 
einſtellungen. Lokale Vereine von derſelben Tendenz finden ſich über 
ganz Deutſchland zerſtreut. 

Gegen Ende der ſechziger Jahre wurden von der ſozialdemokratiſchen 
Partei überall „Gewerkſchaften“ ins Leben gerufen, die hauptſächlich die 
Organiſation von Arbeitseinſtellungen bezweckten. 

Um dieſelbe Zeit begann auch die Fortſchrittspartei, um nicht allen 
Einfluß auf die Arbeiter zu verlieren, auf die Gründung von Gewerk— 
vereinen hinzuwirken. Den Bemühungen der Herren Franz Duncker 
und Max Hirſch gelang es, im November 1868 zahlreiche Ortsvereine 
in Berlin und den Provinzen, im Dezember den erſten nationalen 
Gewerkverein der Maſchinenbauer und Metallarbeiter ins Leben zu rufen. 
Im Frühjahr 1869 hatte ſich die Anzahl der Ortsvereine bereits auf 
200 und die der Gewerkvereine, die ſich über das ganze Land erſtrecken 
auf 8 gehoben. Seitdem haben jedoch dieſe Vereine verhältnißmäßig 
nur geringe Fortſchritte gemacht. Die Zahl der ihnen angehörigen 
Arbeiter wird im Ganzen auf 20,000 angegeben, eine Ziffer, die noch 
kein halbes Prozent der in Deutſchland vorhandenen gewerblichen Ar— 
beiter darſtellt. 

Schon aus dieſer geringfügigen Zahl der Mitglieder ergiebt ſich, 
daß die Wirkſamkeit der deutſchen Gewerkvereine nur eine ſehr beſchränkte 
ſein kann. Denn eine ſolche Wirkſamkeit iſt in allererſter Linie von 
dem Verhältniſſe der geeinten Arbeiter zu der unorganiſirten Maſſe 
abhängig. Welche Hoffnung können die 20,000 Mitglieder der Gewerk— 
vereine haben, die Arbeitsbedingungen der vier Millionen gewerblichen 
Arbeiter Deutſchlands zu verbeſſern, wenn die letzteren in ihrer weitaus 
überwiegenden Mehrheit den auf eine ſolche Verbeſſerung hinzielenden 
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Beſtrebungen der erſteren aktiven oder paſſiven Widerſtand leiſten? 
Daher haben denn auch dieſe Gewerkvereine, ſicherlich weniger aus 
Zufriedenheit mit der Lage der deutſchen Arbeit, als in dem Gefühl 
ihrer Ohnmacht, niemals eine ſonderliche Thätigkeit behufs Verbeſſerung 
der Arbeitsbedingungen entwickelt. Koalitionen aber, welche nicht dieſe 
Aufgabe erfüllen, verdienen nicht den Namen von Koalitionen. 

Die Gewerkvereine von Duncker und Hirſch mußten, da ſie durch 
ihre geringe Ausdehnung an der Erfüllung ihrer Hauptaufgabe gehin⸗ 
dert waren, andere Ziele, als die naturgemäßen der Arbeiterkoalition, 
in den Vordergrund ihrer Beſtrebungen rücken. Sie bemühten ſich vor 
Allem um die Herſtellung von Hülfskaſſen behufs Unterſtützung im 
Falle von Krankheit und Invalidität. Doch war der Beitritt zu dieſen 
Kaſſen für die Mitglieder der Gewerkvereine nicht obligatoriſch, und 
die Zahl der Kaſſenmitglieder war daher weit geringer, als diejenige 
der Mitglieder der Gewerkvereine ſelbſt. Die Kranken- und Sterbe⸗ 
kaſſen, die weder ſo künſtliche Berechnungen noch ſo große Summen 
zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten erfordern, als die 
Alters- und Invalidenkaſſen, haben ſich dieſen Verbindlichkeiten ziemlich 
gewachſen gezeigt, obwohl die Zahl Derjenigen, die allmählich, zum 
Theil weil ſie in Folge eingetretener Arbeitsloſigkeit die Beiträge nicht 
mehr zahlen konnten, zum Theil aus anderen Gründen aus dieſen 
Kaſſen austraten, verhältnißmäßig eine bedenklich große war. Dagegen 
ſind die Invalidenkaſſen zu einer Quelle des Siechthums und Verfalles 
der fraglichen Gewerkvereine geworden. Die Beiträge zu denſelben 
waren von vornherein zu niedrig normirt, als daß es möglich geweſen 
wäre, die eingegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen. Viele, nament⸗ 
lich ältere Männer traten nur der verlockenden Ausſichten wegen, die 
ihnen durch die Invalidenpenſionen eröffnet wurden, der Kaſſe bei, und 
die Verwaltung war zu eifrig bedacht, die Mitgliederzahl zu vermehren, 
als daß ſie die Gefahr ſchnell eintretender Invalidität bei den älteren 
Mitgliedern richtig gewürdigt hätte. Anfangs betrug der Wochenbeitrag 
der Mitglieder der „Verbands-Invalidenkaſſe“ allgemein nur 10 Pf.; 
bald aber ſah man ſich genöthigt, den Beitrag der urſprünglichen Mit⸗ 
glieder auf 15 Pf., ſodann auf 20 Pf. zu erhöhen, und der füngſte 
Verbandstag mußte ſich zu einer nochmaligen Erhöhung verſtehen. Die 
ſeit 1875 neu eingetretenen Mitglieder wurden, wie es gleich von An— 
fang an hätte geſchehen ſollen, je nach der Altersſtufe verſchieden be— 
handelt. Sie hatten, je nach ihrem Beitrittsalter von fünfzehn bis 
dreißig, dreißig bis vierzig, vierzig bis fünfundvierzig, fünfundvierzig 
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bis fünfzig Jahren einen Wochenbeitrag von zehn, fünfzehn, zwanzig und 
fünfundzwanzig Pf.; ſpäter von vierzehn, zwanzig, ſiebenundzwanzig und 
ſiebenunddreißig Pf. zu zahlen. Neuerdings iſt, wie ſchon bemerkt, der 
Beitrag nochmals erhöht worden. Männer, die älter ſind als 45 Jahre, 
werden überhaupt nicht mehr aufgenommen. Ueberdies haben die neu 
Eintretenden ein Eintrittsgeld von fünfzig Pf. zu bezahlen. Dieſen 
bedeutend erhöhten Beiträgen ſtehen gleichwohl geringere Leiſtungen der 
Kaſſen gegenüber. Die Penſionen der durch Unfall zu Invaliden ge— 
wordenen Mitglieder ſind von 6 M. auf 4,50 M. herabgeſetzt; und 
während früher diejenigen Mitglieder, welche durch Krankheit oder Alter 
invalide werden, 6 M. wöchentlich erhalten ſollten, wenn ſie zehn Jahre 
lang, und 7,50 M., wenn ſie zwanzig Jahre lang beigeſteuert hatten, iſt 
jetzt die höhere Penſion nur bedingungsweiſe zugeſtanden — „wenn der 
Zuſtand der Kaſſe es erlaubt“, wozu nach den bisherigen Erfahrungen 
wenig Ausſicht vorhanden iſt. Durch alles dies, ſowie durch unliebſame 
Prozeſſe, die ſich an die Nichterfüllung verſprochener Leiſtungen knüpften, 
Riſt gegen die Invalidenkaſſe der Hirſch-Duncker'ſchen Gewerkvereine ein 
weitverbreitetes Mißtrauen entſtanden, das ſelbſtverſtändlich auch auf die 
Entwickelung dieſer Gewerkvereine ſelbſt ſehr ungünſtig zurückwirkt. 
Die deutſche Gewerkvereinsbewegung krankte von vornherein an 
dem Uebelſtande, daß ſich mit derſelben politiſche Parteibeſtrebungen 
verquickten. Die „Gewerkſchaften“ der ſozialdemokratiſchen Partei, die 
durch einen Machtſpruch der Centralleitung ins Leben gerufen wurden, 
hatten von vornherein gegen das Mißtrauen nicht allein der Regie— 
rungen, ſondern auch der übrigen Parteien zu kämpfen, die Alles auf— 
boten, um den Beſtrebungen dieſer Koalitionen entgegenzutreten. Die 
Hirſch⸗Duncker'ſchen Gewerkvereine dagegen vermochten unter den Ar— 
beitern ſelbſt, welche großentheils der ſozialdemokratiſchen Fahne folgen 
und zum andern Theile wenigſtens für die Fortſchrittspartei keine 
Sympathie haben, wenig Anhang zu gewinnen. Die deutſchen Gewerk— 
vereine ſchließen zwar, gleich ihren engliſchen Vorbildern, ſtatutenmäßig 
Diskuſſionen über politiſche und religiöſe Gegenſtände aus, und ihr 
Anwalt, Hr. Hirſch, pflegt ſich daher gegen die Bezeichnung der Ge— 
merfvereine als einer Schöpfung der Fortſchrittspartei oder eines Zur 
behörs zu derſelben zu verwahren. Trotz alledem vermögen dieſelben 
ihr Gepräge oder mindeſtens den Schein eines fortſchrittlichen Gepräges 
nicht abzuſchütteln, und die Arbeiter, die anderen Parteien, namentlich 
der ſozialdemokratiſchen, angehörten, haben daher den Gewerkvereinen 
von vornherein den Rücken zugekehrt. Selbſt nach dem Erlaß des 
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Sozialiſtengeſetzes, das den ſozialdemokratiſchen Vereinen ein jähes Ende 
bereitete, vermochten die Gewerkvereine nicht, ſich aus den auseinander⸗ 
getriebenen Elementen der erſteren friſch zu rekrutiren. Welche Ge- 
legenheit hätte ſich damals geboten, die Arbeiter aller Parteirichtungen 
zu ſammeln und zu organiſiren! Allein dieſe Gewerkvereine flößten 
eben der großen Maſſe der deutſchen Arbeiter kein Vertrauen ein und 
übten nicht die mindeſte Anziehungskraft. 

In der That war auch Alles, was die Hirſch-Duncker'ſchen Vereine 
bis dahin geleiſtet hatten, von herzlich geringem Belang. Die Organi- 
ſation der Kranken- und Invalidenkaſſen würde ja an und für ſich als 
ganz verdienſtlich zu betrachten ſein, vorausgeſetzt, daß ſie wirklich 
leiſteten, was ſie verſprachen oder was überhaupt billigerweiſe von ihnen 
verlangt werden kann. Aber abgeſehen davon, daß in dieſem Punkte 
viel zu wünſchen übrig blieb, bedurfte es zur Gründung von Hülfs⸗ 
und Invalidenkaſſen keiner Gewerkvereine. Gewerkvereine ſind ihrer 
Natur und geſchichtlichen Entwickelung nach Vereinigungen zu dem Zwecke, 
die Arbeitsbedingungen zu verbeſſern. Dies Ziel mußte gerade in 
Deutſchland um ſo mehr in den Vordergrund treten, als hier die Löhne 
der Arbeiter bis in die neueſte Zeit hinein hinter den Löhnen der übrigen 
großen Induſtrieſtaaten, England und Frankreich, weit zurückſtanden. 
Auf die Erhöhung des Arbeitslohnes mußte mithin vor allem Anderen 
mit allen zuläſſigen Mitteln hingewirkt werden. Dies war freilich wenig 
nach dem Sinne einer Partei wie der Fortſchrittspartei, die bei ihrem 
namentlich in der Lohnfrage behaupteten altmodiſchen national⸗ökonomi⸗ 
ſchen Standpunkte von Koalitionen der Arbeiter kaum eine dauernde 
Verbeſſerung in der Lage derſelben erwarten konnte, die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften als die wahren Helfer des Arbeiters zu 
preiſen pflegte und aus dieſen Gründen in ihren eignen Reihen viele 
Arbeitgeber und Gegner der Arbeiterſache zählte. 

Selbſt die Schöpfung von Hülfskaſſen und namentlich von Kaſſen 
zum Zwecke der Altersverſorgung wurde hauptſächlich durch die herrſchen— 
den Lohnverhältniſſe gelähmt. Höchſtens von einer Elite leidlich ſituirter 
Arbeiter war zu erwarten, daß ſie freiwillig und dauernd Beiträge 
von ſolcher Höhe aufbringen würden, daß die Leiſtungen der Invaliden⸗ 
kaſſen durch die Vermögenslage derſelben verbürgt blieben. Die große 
Maſſe der deutſchen Arbeiter war dazu kaum fähig. Ehe man ſonach 
daran denken durfte, ſolche Kaſſen ins Leben zu rufen, deren Solidität 
einerſeits von der Menge, anderſeits von der dauernden Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Beitragenden abhängt, mußte man ſich befleißigen, vor Allem 
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die Hinderniſſe dieſer beiden Vorausſetzungen aus dem Wege zu räumen; 
alſo einerſeits das ganze Beſtreben darauf richten, die Reihen der Ge— 
werkvereine zu füllen, andererſeits die ganze Thätigkeit 5 auf 
die Erhöhung des Arbeitslohnes zu konzentriren. 

Das Erſtere konnte nur dadurch erreicht werden, daß man auf's 
Strengſte jeden politiſchen Charakter von den Gewerkvereinen fernhielt. 
Dann würden auch die Behörden ihr Mißtrauen gegen dieſe Vereine 
einigermaßen überwunden haben, obſchon nicht zu leugnen iſt, daß die 
Auffaſſung der geſetzlichen Koalitionsfreiheit ſeitens der deutſchen Polizei 
ſich oft recht wunderlich geäußert hat und beſonders durch das Sozialiſten— 
geſetz unſäglich verwirrt worden iſt. Das Andere erfordete ein ent— 
ſchloſſenes, wenngleich vorſichtiges Handeln. Die intereſſirten Ver— 
theidiger der Hirſch⸗Duncker'ſchen Gewerkvereine ſuchen deren Thatloſig— 
keit nach dieſer Seite mit der nach dem Krach eingetretenen wirthſchaft⸗ 
lichen Erſchlaffung zu entſchuldigen. Aber auch vor dem Krach hat man 
nichts davon gehört, daß ſich die Gewerkvereine in umfaſſender Weiſe 
mit der Lohnfrage beſchäftigt und die nothwendige Organiſation ins 
Leben gerufen hätten, um für kommende Fälle gerüſtet zu ſein. Gerade 
in der Zeit, wo die Nachfrage nach Arbeitskräften groß und der Lohn im 
Allgemeinen ganz außergewöhnlich hoch war, hätte eine weiſe Leitung der 
Gewerkvereine, in Vorausſicht des unvermeidlichen Rückſchlages, alle 
Kräfte ſammeln, die Arbeiter diszipliniren und die nöthigen Fonds auf— 
bringen müſſen, um der Reaktion, die jeder Kundige kommen ſah, die 
Spitze zu bieten. Wie viel Unheil, das ſpäter die maſſenhaften Arbeiter⸗ 
entlaſſungen und gewaltſamen Lohnherabſetzungen herbeiführten, hätte 
verhütet werden können, wenn wir in Deutſchland in den auf den Krach 
folgenden Jahren mächtige Arbeiterbünde gleich denen der engliſchen Ge— 
werkvereine beſeſſen hätten! 

Um gerecht zu ſein, muß man anerkennen, daß auch die ſozial— 
demokratiſchen Gewerkſchaften nichts Erſprießliches geleiſtet haben. Sie 
krankten an demſelben Uebel wie die Hirſch⸗Duncker'ſchen Gewerkvereine; 
an dem Uebel, daß ſie nicht einzig und allein Arbeiterbünde, ſondern 
politiſche Bünde waren. Die Arbeiter, die nicht den ſozialdemokrati— 
ſchen Parteien angehörten, fühlten ſich daher von denſelben abgeſtoßen. 
Ueberdies wurden von den Gewerkſchaften die Arbeitseinſtellungen ein 
wenig ſportmäßig, oder jedenfalls in einer Art getrieben, die der Weis⸗ 
heit der Führer und dem geſunden Urtheil der Arbeiter keine beſondere 
Ehre machte. Nicht ſowohl Arbeitseinſtellungen thaten in jener Periode 
außergewöhnlicher Nachfrage nach Arbeitskraft noth, ſondern, wie ſchon 


46 Fünftes Kapitel. 


bemerkt, die Sammlung und zweckmäßige Organiſation der Kräfte, 
ſowie die Aufbringung genügender Fonds, um für alle Fälle eine ſtarke 
Rückendeckung zu gewinnen. 

Die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften find dem Sozialiſtengeſetze 
zum Opfer gefallen. Erſt ſeit zwei oder drei Jahren haben die Arbeiter, 
die keine Luſt verſpürten, den Gewerkbereinen von Hirſch beizutreten, 
aber gleichwohl das Bedürfniß fühlten, ſich zu kräftigen Verbänden zu⸗ 
ſammenzuſchließen, von Neuem ſogenannte Fachvereine gebildet, die 
ſich weſentlich die Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen zur Aufgabe 
machen. Die Fachvereine ſind wohl meiſt durch Anregung ſeitens der 
ſozialdemokratiſchen Führer entſtanden, faſſen auch allem Anſcheine nach 
vorwiegend ſozialdemokratiſche Elemente in ſich. Dennoch haben ſich 
dieſe Vereine bisher von jedem Parteicharakter frei zu halten gewußt. 
Politiſche Diskuſſionen ſind, wie es freilich auch bei ihren Konkurrenten 
der Fall iſt, ſtatutariſch ausgeſchloſſen, und die ſcharfe Ueberwachung, 
die ihnen die Polizeibehörden angedeihen laſſen, verhindert vielleicht 
noch wirkſamer als das ſtatutariſche Verbot jede Verirrung auf das 
politiſche Gebiet. Oft verfahren bei dieſer Ueberwachung die Organe 
der Polizei mit einer Strenge, daß man nicht recht begreift, wie dabei 
noch von Koalitionsfreiheit die Rede ſein kann, und daß man meinen 
ſollte, Beſchwerden über unzuläſſige Beſchränkung dieſer geſetzlichen Frei⸗ 
heit würden von keiner unparteiiſchen richterlichen Inſtanz zurückge⸗ 
wieſen werden können. Indeſſen hat vielleicht dies Uebermaß von 
Strenge das Gute, die Fachvereine immer mehr daran zu gewöhnen, 
Koalitionen und ſchlechterdings nichts weiter als Koalitionen zu ſein, 
jedes Parteigepräge mit allem Eifer abzuſtoßen und dadurch den Ar— 
beitern jeder politiſchen oder religiöſen Richtung die Thore der Fach⸗ 
vereine weit zu öffnen. So lange es Arbeitgeber giebt und der ſozia⸗ 
liſtiſche Zukunftsſtaat ein Phantom bleibt, ſind Koalitionen unentbehr⸗ 
lich, und ihr Ziel kann ſtets nur das nämliche ſein. Die Parteien 
dagegen und deren Beſtrebungen wechſeln und müſſen wechſeln mit der 
jeweiligen Lage und den jeweiligen Auffaſſungen. Darum ſollten 
Arbeiterverbände, die nur die Hebung der Arbeitsbedingungen und den 
Kampf mit den entgegenſtehenden Intereſſen zum Zwecke haben, jede 
auch nur ſcheinbare Abhängigkeit von einer politiſchen Partei eifrigſt 
vermeiden. Und jede Partei, wie ſie auch heißen möge, ſollte es im 
Intereſſe der Arbeiter vermeiden, ihre Parteibeſtrebungen in die 
Arbeiterkoalitionen zu verlegen, da die letzteren dadurch ſchlechterdings 
nur gelähmt werden können. 
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Die Bildung von Fachvereinen hat in einzelnen Städten, wie 
Berlin und Hamburg, große Fortſchritte gemacht. Es giebt hier kaum 
noch ein Gewerbe, das nicht ſeinen Fachverein hätte. Auch tritt die 
Neigung hervor, eine Zentraliſation der örtlichen Vereine herzuſtellen. 
Zunächſt find wenigſtens die von den Fachvereinen gegründeten Hülfs—⸗ 
kaſſen vielfach zentraliſirt worden, während den Vereinen ſelbſt bei 
ihren Beſtrebungen, ſich zu nationalen Verbänden zuſammenzuſchließen, 
von den Behörden die bedauerlichſten Schwierigkeiten in den Weg ge— 
legt werden, die freilich unter der Herrſchaft des Sszialiſtengeſetzes 
unvermeidlich ſind. Dennoch iſt es klar, daß die Fachvereine ohne 
Zentraliſation die meiſten ihrer Zwecke nur unvollkommen erfüllen 
können. | 

Trotz alledem hat ſich die Thätigkeit der Fachvereine ſeit der kurzen 
Zeit ihres Beſtehens ſchon recht oft bemerklich gemacht, und iſt im 
Allgemeinen eine ziemlich erfolgreiche geweſen. Die Arbeitseinſtellungen, 
die im Frühjahr 1884 zu Berlin und anderwärts ſtattfanden, und 
meiſt mit dem Siege der Arbeiter endeten, ſind hauptſächlich das Werk 
dieſer Vereine. Aber auch ohne Arbeitseinſtellung, bloß durch ge— 
ſchloſſenes Auftreten haben dieſelben öfters ihren Zweck erreicht. Dabei 
kann man ihnen das Lob nicht vorenthalten, daß ſie im Ganzen mit 
ebenſo viel Verſtand wie Mäßigung handelten. Obwohl die Mittel, 
über welche die Fachvereine bei ihrem kurzen Beſtande verfügen können, 
noch ſehr geringe ſind, waren die von ihnen eingeleiteten Strikes doch 
wohlvorbereitet, die Taktik geſchickt und die Durchführung energiſch. 
Androhungen einer allgemeinen Arbeitseinſtellung wurden in der Regel 
gänzlich vermieden. Man ließ zuvörderſt durch eine Kommiſſion feſt⸗ 
ſtellen, welche Minimalforderungen zu erheben ſeien, und beſchränkte fich 
dabei auf ein ſolches Maß, daß nur ein verhältnißmäßig geringer 
Theil der Arbeiter einer Verweigerung der geſtellten Bedingungen 
ausgeſetzt war und im Falle zur Arbeitseinſtellung ſchreiten mußte. 

So war in dem großen Gewerke der Tiſchler der mittlere Lohn 
auf 18 Mark per Woche, bei 9½ſtündiger Arbeitszeit und gänzlichem 
Wegfall der Sonntagsarbeit, feſtgeſtellt worden. Die große Mehrzahl 
der Unternehmer, und zwar gerade die bedeutendſten, gewährte dieſe 
Bedingungen ſchon ſeit längerer Zeit. Sie fielen daher von vorn 
herein aus, und der Strike war dadurch auf einen Bruchtheil der 
Meiſter begrenzt, von denen ſich eine ganze Anzahl, ſobald es mit der 
Arbeitseinſtellung Ernſt zu werden drohte, ſofort entſchloß, ſich den 
Bedingungen der Arbeiter anzubequemen. Andere, die ihr Geſchäft 
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weſentlich auf die Grundlage billiger Arbeit geſtellt hatten und nur durch 
große Billigkeit des Waarenangebots Umſatz erzwingen, konnten natür⸗ 
lich nicht ſogleich nachgeben, ohne ihren Gewinn in Frage zu ſtellen, 
und mußten daher den Strike über ſich ergehen laſſen. Ungefähr 500 
Werkſtätten mit 6000 Geſellen blieben, als am 21. April die Arbeitsein⸗ 
ſtellung begann, von derſelben gänzlich unberührt; einige hundert Meiſter 
mit gegen 2700 Geſellen hatten ſich nach und nach den Bedingungen 
der Arbeiter gefügt, und nur etwa 1150 Geſellen brauchten thatſächlich 
die Arbeit einzuſtellen. Was dem örtlichen Fachvereine der Tiſchler an 
Geldmitteln abging, wurde von den auswärtigen Berufsgenoſſen und 
auch von anderen Gewerken bereitwillig ergänzt. Die Unterſtützung 
war für Verheirathete auf Mark 10, für Unverheirathete auf Mark 
8,50 feſtgeſtellt. Ueberdies ſorgte die mit der Leitung des Strikes be- 
auftragte Kommiſſion dafür, daß die Unverheiratheten möglichſt in 
anderen Städten Verwendung fanden. Einen Zuzug fremder Arbeiter 
zum Erſatz der Feiernden oder Wegziehenden hatte man, wie es ſcheint, 
faſt gänzlich zu verhindern gewußt, ſodaß die zahlreichen kleinen Meiſter, 
die faſt allein Widerſtand leiſteten, bald in ihrer Exiſtenz getroffen 
wurden. Den größeren Unternehmern, die ſich durch die Konkurrenz 
der billig und ſchlecht arbeitenden kleinen Geſchäfte ebenſo hart getroffen 
fühlten, wie die Arbeiter ſelbſt, war unter ſolchen Umſtänden die 
Initiative der letzteren gar nicht unerwünſcht, und es konnte ſo faſt 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Arbeiter, wie es thatſächlich geſchah, 
den Sieg davon tragen mußten. 

In derſelben Weiſe wurden kurz hinter einander die Arbeitsbe⸗ 
dingungen in verſchiedenen Handwerken erheblich gebeſſert. Allein die 
dabei angewendete Taktik verſagte, ſobald es die Arbeiter mit größeren 
Fabrikanten zu thun hatten. Die kleinen Handwerksmeiſter, die ſelber 
nichts zuzuſetzen haben, werden eben durch eine Arbeitseinſtellung in 
ihrer eignen Exiſtenz bedroht, während ein Fabrikant, der allenfalls ein 
halbes Jahr oder länger einem Strike ruhig zuſehen kann, darauf 
rechnet, daß die Strikenden es ſo lange nicht auszuhalten vermögen. 
Aus dieſem Grunde endete beiſpielsweiſe der große Strike in der be— 
kannten Nähmaſchinenfabrik von Friſter und Roßmann mit keinem 
poſitiven Erfolge für die Arbeiter. Dieſer Strike war überdies im⸗ 
proviſirt und ohne die Vorbereitung erfolgt, ohne welche derartige Unter- 
nehmungen faſt immer ſcheitern müſſen. Die Direktion hatte ein ähn⸗ 
liches Verfahren eingeſchlagen, wie das nach der obigen Schilderung 

ſeitens der Arbeiter in Anwendung gebrachte. Sie beabſichtigte zweifel⸗ 
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los eine Herabſetzung aller Akkordlöhne; aber um nicht plötzlich die 
ſämmtlichen Arbeiter ihrer Fabrik gegen ſich zu haben, begann ſie bei 
einem beſtimmten Arbeitszweig die Löhne zu kürzen, und würde damit 
wahrſcheinlich nach und nach fortgefahren ſein. Die Arbeiter jedoch 
merkten wohl, worauf die Abſicht der Direktion hinauslief, und ſtellten 
ſofort ſämmtlich, mit Einſchluß der weiblichen, die Arbeit ein. Abge⸗ 
ſehen von der drohenden Lohnherabſetzung war es auch die Behandlung 
der Werkſtattmeiſter, über welche man ſich beklagte. Beim Beginne 
des Strike war, wie ſpäter ein Mitglied der Kommiſſion eingeſtand, 
kein Pfennig zur Unterſtützung der Feiernden vorhanden; allein der 
Fachverein der Maſchinenarbeiter ſtellte ſofort ſeine Kaſſe zur Verfügung, 
und das Gefühl der Solidarität unter den Arbeitern zeigte ſich in 
glänzendem Lichte. Der Fachverein der Schneider gewährte pro Kopf 
ſeiner zahlreichen Mitglieder wöchentlich 50 Pfennige für den Unter- 
ſtützungsfonds, und die Nachfolge ſämmtlicher Fachvereine der Schneider 
in Deutſchland wurde erwartet. Die Maurer, die Buchdrucker, die 
Buchbinder, die Metalldreher gewährten Beiträge bis zu 500 Mark 
aus ihren Kaſſen, und das Strikekomité konnte ausſprechen, daß faſt 
ſämmtliche größere Induſtriewerkſtätten Deutſchlands an den Samm— 
lungen für die Feiernden betheiligt ſeien. Indeſſen fehlte es auch an 
niederſchlagenden Erfahrungen nicht. Auf die den Ortsvereinen (Hirſch— 
Duncker'ſcher Obſervanz) angehörigen Arbeiter ſcheint von ihrem Vor⸗ 
ſtande ein Druck ausgeübt worden zu ſein, die Arbeit wieder auf— 
zunehmen. Nach den Statuten dieſer Ortsvereine müſſen die Mit- 
glieder derſelben im Fall eines Strikes jede ihnen nachgewieſene Arbeit 
annehmen, widrigenfalls ſie ihrer Rechte am Verein verluſtig gehen. 
Die Vorſtandsmitglieder nun ſollen beabſichtigt haben, die Aufnahme der 
Arbeit in der Fabrik von Friſter und Roßmann zu proklamiren und 
das Statut in Anwendung zu bringen. Auch anderweitige Einmiſchungen 
ſcheinen mitgeſpielt zu haben. Kurz, von den Führern der Arbeiter 
wurde es offenbar für gerathen gehalten, dem Strike auf glimpfliche 
Manier ein Ende zu machen. Die Direktion verſprach, es bei den 
alten Lohnſätzen bewenden zu laſſen und gewährte den Arbeitern das 
Recht, in den einzelnen Sälen Komités zu bilden, welche über die 
Köpfe der Werkmeiſter hinweg direkt bei der Verwaltung Beſchwerden 
erheben können. 
Um den Kampf wegen der Arbeitsbedingungen gegen die Großin— 
duſtrie und namentlich gegen die koalirte Großinduſtrie mit Erfolg be— 


ſtehen zu können, müſſen die Arbeiterverbindungen mit all' den Zu⸗ 
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rüſtungen ausgeſtattet ſein, wie ſie ſich in den engliſchen Gewerkvereinen 
bei einander finden. Sie müſſen über die Geldmittel verfügen, die es 
den Arbeitern geftatten, eine Arbeitseinſtellung allenfalls länger auszu⸗ 
halten, als die Fabrikherren, welche im Fall einer ſolchen nicht allein 
unmittelbare Verluſte, beziehungsweiſe Entgang von Gewinn, ſondern 
auch eine dauernde Okkupirung der Abſatzquellen durch innere oder aus 
ländiſche Konkurrenten zu fürchten haben. Und ſie müſſen nicht bloß 
über bereite Geldreſerven verfügen, ſondern überdies eventuell für ander- 
weitige Unterbringung der überſchüſſigen Arbeitskräfte, Verpflanzung 
derſelben in andere Länder u. dgl. ſorgen können. 

Aber auch dann noch werden die Erfolge der Arbeiterkoalitionen 
beſchränkt bleiben, ſo lange ſich die letzteren nicht über alle Klaſſen der 
Arbeiter erſtrecken. So können die engliſchen Gewerkvereine nicht ver⸗ 
hindern, daß fortwährend große Maſſen von Arbeitskräften unbeſchäftigt 
bleiben und einen dauernden Druck auf den Lohn, ſelbſt der „qualifi⸗ 
zirten“ Arbeit, ausüben. Man wird ſich darüber nicht verwundern, 
wenn man bedenkt, daß nicht bloß in der Landwirthſchaft Großbritanniens 
die Tendenz vorherrſcht, an die Stelle des Getreidebaues den Wieſenbau 
und die Weidewirthſchaft zu ſetzen und auf dieſe Weiſe die menſchliche 
Arbeitskraft mehr und mehr entbehrlich zu machen, d. h. den Lohn der 
Arbeit der Rente des Grundbeſitzes zu opfern; ſondern daß in Groß— 
britannien wie überall ein ungerechtes Erbrecht, ſowie die Uebermacht 
des Beſitzes (welche in früherer Zeit unmittelbar durch Unterdrückung der 
Arbeit, und ſpäterhin durch künſtliche Begünſtigungen des Beſitzes herbei⸗ 
geführt wurde) eine Vertheilung der Güter mit ſich gebracht haben, kraft 
deren die Arbeit mehr von den Gewinnintereſſen der Beſitzenden, als 
von den Intereſſen der arbeitenden Maſſen abhängig iſt. 

Koalitionen der Arbeiter, ſelbſt wenn ſie ſich über alle Klaſſen der 
Arbeit erſtrecken und die große Mehrzahl der Arbeiter umfaſſen, werden 
im günſtigen Falle immer nur im Stande ſein, Kompromiſſe zwiſchen 
dem Unternehmerthum und der Lohnarbeit herbeizuführen, ungünſtigen 
Falles aber auch auf Mißerfolge gefaßt ſein müſſen, welche die Lage 
der Arbeiter auf lange Zeit verſchlimmern können. So wichtig und 
werthvoll ihre Verabredungen zeitweilig als Kampfmittel ſein können, 
ſo wenig greifen ſie doch die ſozialen Uebel bei der Wurzel an, und 
machen geſetzliche Reformen ſozialer Natur durchaus nicht überflüſſig. 

Dies fangen auch die engliſchen Arbeiter, bei denen zum Theil 
eine ſehr anerkennenswerthe tapfere Geſinnung, zum Theil aber auch 
Mangel an Erkenntniß der ſozialen Uebel die Selbſthülfebeſtrebungen 
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lange Zeit ungebührlich in den Vordergrund ſtellte, mehr und mehr 
einzuſehen an. In Deutſchland hingegen herrſcht unter den Arbeitern 
vielleicht allzu ſehr die umgekehrte Tendenz vor. Die deutſchen Arbeiter 
verlaſſen ſich mehr auf Eingriffe der Geſetzgebung, und mißachten ein 
wenig die Erfolge, die auf dem Wege der Selbſthülfe zu erreichen ſind, 
obſchon die Ausſichten auf tiefgreifende geſetzliche Reformen in Deutſch⸗ 
land keineswegs ſehr günſtige ſind. So haben ſich die Fachvereine den 
Beſtrebungen der ſozialdemokratiſchen Partei zu Gunſten der geſetzlichen 
Feſtſtellung eines Normalarbeitstages lebhaft angeſchloſſen. Es wird 
daher am Platze ſein, über dieſe Beſtrebungen hier einige Worte zu ſagen. 

Die ſozialdemokratiſche Partei des Reichstages iſt mit der Aus- 
arbeitung eines Arbeiterſchutzgeſetzes beſchäftigt, das unter Anderem die 
Feſtſetzung einer geſetzlichen Maximalarbeitszeit von 58 Stunden für 
die Woche (je zehn Stunden an den fünf erſten Tagen der Woche, und 
acht Stunden Sonnabends) beantragt“). Doch hat ſich die Partei durch 
das Zentrum inſofern den Vorſprung abgewinnen laſſen, als letzteres 
ähnliche Anträge (bezüglich der Frauen- und Kinderarbeit, ſowie bezüg⸗ 
lich eines Maximalarbeitstages) früher vor das Plenum brachte. Die 
dreitägige Erörterung dieſer Anträge im Reichstage hat einſtweilen nur 
das Ergebniß gehabt, daß dieſelben einer Kommiſſion zur Berathung 
überwieſen worden ſind. Doch ſcheint weder bei der Mehrheit des 
Reichstages, noch bei der Regierung eine Geneigtheit vorhanden zu ſein, 
insbeſondere auf eine geſetzliche Regelung der Arbeitszeit erwachſener 
männlicher Arbeiter einzugehen. Gleichwohl iſt die geſetzliche Regelung 
wünſchenswerth, nicht ſowohl wegen derjenigen Arbeiter, die ſich bereits 
unter dem ſchützenden Dache einer mächtigen Vereinigung befinden, oder 
mindeſtens der Vereinigung zugänglich ſind, als wegen derjenigen, die 
ohne Organiſation der Willkür und Gewinnſucht der Unternehmer ſchutz⸗ 
los preisgegeben find. In einzelnen Gegenden Deutſchlands ſoll eine fünf- 
zehn⸗ und ſechszehnſtündige Arbeitsdauer nicht ungewöhnlich ſein. Das 
ſind natürlich gerade diejenigen Landſchaften, wo der Arbeiter wegen ſeiner 
Vereinzelung ſchwach und zur Vereinigung zu arm, zu träge oder zu 
unwiſſend iſt. Aber auch dort, wo die Arbeiter mit vollem Bewußtſein 
Widerſtand gegen die Herabdrückung der Arbeitsbedingungen leiſten und 
dieſen Widerſtand durch Vereinigung kräftigen, findet derſelbe doch leicht 
an äußeren Umſtänden, die durch bloße Vereinigung der Arbeiter nicht 
gehoben werden können, ſeine Grenze. Soweit reicht in der Regel die 
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Macht der Arbeiterkoalition nicht, daß z. B. der Konkurrenz der Frauen⸗ 
und Kinderarbeit dadurch ein wirkſamer Riegel vorzuſchieben wäre. 
Selbſt in dem klaſſiſchen Lande der Freiheit und der Koalitionen, Groß⸗ 
britannien, find die Beſchränkungen der Frauen- und Kinderarbeit in 
Fabriken meiſt nicht durch Koalitionen, ſondern durch Parlamentsakte 
herbeigeführt worden. Ohne eine vorherige Regelung dieſer Angelegen- 
heit würde aber den erwachſenen männlichen Arbeitern eine Beſchränkung 
ihrer Arbeitszeit wenig nützen, ſondern im Gegentheil ſehr erheblich 
ſchaden können. 

Es erhebt ſich indeſſen auch der Zweifel, ob die geſetzliche Be⸗ 
ſchränkung der Arbeitsdauer den Gewinn der Unternehmer, der heut⸗ 
zutage thatſächlich in großem Maßſtabe zum Regulator der Produktion ge⸗ 
worden iſt, nicht in Frage ſtellen oder auf ein ſo niederes Niveau drücken 
würde, daß das Kapital ſich vielfach von der Produktion zurückziehen und 
dadurch die Arbeiter am meiſten ſchädigen würde. Allerdings können die 
Bäume nicht in den Himmel wachſen. Ohne Produktion würden auf die 
Dauer die Kapitaliſten ebenſowohl zu Grunde gehen, wie die Arbeiter. 
Aber ſie können eine Produktionseinſtellung, vorausgeſetzt, daß die Noth 
der Arbeiter nicht zu gewaltſamen und ſiegreichen Aufſtänden führt, länger 
aushalten. Die Betriebskapitalien können aus den Geſchäften heraus⸗ 
gezogen und zur Beſtreitung des Lebensbedarfs während der Dauer des 
Produktionsſtillſtandes verwendet, und ſtatt der Produkte des eignen 
Landes können die Produkte fremder Länder konſumirt werden. Dieſe 
Vorausſetzungen werden in der Wirklichkeit ſich niemals bis zum Ende 
erfüllen. Aber daß ſie bis zu einem gewiſſen Grade eintreten können, 
daran iſt nicht im Mindeſten zu zweifeln. Wir erleben es bei jeder 
Handelskriſis, daß die Kapitalien ſich von der Produktion zurückziehen 
und dadurch unſägliches Elend über die arbeitende Bevölkerung bringen. 
Ich betrachte, wie ſowohl in dieſer als auch in früheren Schriften wieder⸗ 
holt von mir hervorgehoben wurde, die mehr oder weniger ausſchließliche 
Abhängigkeit der Produktion von den Gewinnintereſſen als einen Krebs⸗ 
ſchaden der heutigen Geſellſchaftsverfaſſung und habe ausführlich erörtert, 
durch welche Mittel derſelbe zu heben ſei. Allein ſo lange ſolche Mittel 
nicht in Anwendung gebracht werden und in volle Wirkſamkeit getreten 
ſind, bleiben die Thatſachen wie ſie ſind beſtehen, und eine praktiſche 
Arbeiterpolitik hat mit ihnen zu rechnen. 

Obenhin betrachtet erſcheint es ſehr plaufibel, daß in einem Lande, 
in dem es überſchüſſige Arbeitskräfte giebt, welche beim beſten Willen, 
zu arbeiten, keine Beſchäftigung erlangen können, eine geſetzliche Be⸗ 
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ſchränkung der Arbeitsdauer die Arbeitskräfte beſſer vertheilen würde. 
In allen Induſtrieländern der Welt giebt es faſt zu allen Zeiten 
und in allen Berufszweigen eine Menge von Leuten, die für kürzere 
oder längere Perioden außer Beſchäftigung ſind. Die Zahl der Bettler 
und Landſtreicher gewährt bei weitem nicht ein vollſtändiges Bild der 
Sachlage. Auf dieſe unterſte Stufe der geſellſchaftlichen Leiter ſinken 
nur die Hülfloſeſten oder Verderbteſten hinab. Vielleicht noch größer 
iſt die Anzahl Derjenigen, die, ob ſie einen eigenen Betrieb haben oder 
für Lohn arbeiten, tages, wochen⸗ oder monatelang keine einträgliche Be⸗ 
ſchäftigung haben und einſtweilen aus den Taſchen ihrer Angehörigen 
oder von ihren eigenen Erſparniſſen leben oder im Verborgenen ein 
Daſein führen, noch zehnmal härter als dasjenige der Bettler und 
Landſtreicher. Wie, wenn alle die unter den obwaltenden Umſtänden 
beſchäftigungsloſen Arbeiter durch eine geſetzliche Beſchränkung der 
Arbeitsdauer einen Antheil an der nationalen Arbeit erhalten könnten? 
Scheint es nicht einleuchtend, daß, wenn heute in Deutſchland (um eine 
beliebige Ziffer zu nennen) ſechs Millionen Arbeiter täglich zehn Stunden 
arbeiten, bei einer geſetzlichen Feſtſtellung der Arbeitszeit auf acht 
Stunden um ein Viertel mehr, alſo 7½ Millionen Arbeiter beſchäftigt 
werden müßten? So viele friſche Arbeitskräfte würden offenbar kaum 
aufzutreiben ſein. Wenn aber die Induſtrie des Landes (worunter 
hier alle, ſowohl die landwirthſchaftlichen, als auch die gewerblichen 
Beſchäftigungen zu begreifen ſind), ihrer dringend bedürfte, würde eine 
ſo ſtarke Nachfrage nach Arbeitern entſtehen, daß der Lohn nothwendig 
auf einen höheren Stand als bisher ſteigen müßte. Erfüllten ſich mit⸗ 
hin die Vorausſetzungen dieſer Theorie, ſo ließe ſich gar kein einfacheres 
und gewaltigeres Mittel, die Lage der Lohnarbeit zu heben, denken, als 
die geſetzliche Einführung eines möglichſt kurzen Normalarbeitstages. 
Welch' verheißungsvolle Ausſichten eröffnen ſich bei dem Gedanken, daß der 
Arbeiter bei einer verhältnißmäßig kurzen Anſtrengung hohen Lohn er— 
zielen könnte! Er würde Muße gewinnen, ſich (was ihm heute leider 
nur zu oft unmöglich iſt) ſeiner Familie und der Erziehung ſeiner 
Kinder zu widmen, ſowie für ſeine geiſtige Bildung zu ſorgen. Die 
angemeſſene Abwechſelung von Anſtrengung und Ruhe würde ſeine Ge— 
ſundheit befördern, und wir würden nicht über ein entnervtes, kränkliches 
Geſchlecht zu klagen haben, das ſeine übermäßigen Arbeitsleiſtungen von 
heute mit völliger Erſchöpfung und Unfähigkeit am nächſten Tage be= 
zahlt. Die Krankheiten würden ſich vermindern, die Invalidität ſpäter 
eintreten, die Gefahr, durch Unfälle betroffen zu werden (die natürlich 


54 Fünftes Kapitel. 


deſto größer iſt, je länger gearbeitet wird), abnehmen. Kurz, das 
Zaubermittel iſt gefunden, welches die ſchwerſten ſozialen Uebel ohne 
viel Schwierigkeit beſeitigt. Und wenn die achtſtündige Arbeitszeit ſich 
nicht als zulänglich erweiſt, um die von ihr gehegten Erwartungen zu 
erfüllen; wenn beiſpielsweiſe die Bevölkerung ſchnell zunimmt und 
wieder Arbeitsloſe zum Vorſchein kommen, ſo ſetzt man die Arbeitszeit 
auf ſechs und das nächſte Mal wohl gar auf vier Stunden herab — 
und allem Uebel iſt aufs Neue abgeholfen! 

Allein die Dinge liegen in Wirklichkeit doch ein wenig anders, als 
ſie hier erträumt werden. Das große landwirthſchaftliche Gewerbe wird 
man bei Erwägungen dieſer Art am beſten ganz aus dem Spiel laſſen. 
Denn hier häufen ſich nicht bloß die dringendſten Arbeiten zu einzelnen 
Zeiten des Jahres dermaßen, daß ohne ein Hinausgreifen über die 
durchſchnittliche Arbeitsdauer nicht auszukommen iſt, während zu anderen 
Zeiten wenig oder gar nicht gearbeitet werden kann; ſondern es iſt 
auch im Uebrigen die Feldarbeit von den Wechſelfällen der Witterung 
jo abhängig, daß der eine Tag eine kurze, der andere eine lange Arbeits- 
zeit nothwendig macht. Aehnlich iſt es in manchen Gewerben, die im 
Freien betrieben werden. In den meiſten Handwerken ſowie in der 
ſog. Hausinduſtrie macht die wechſelnde Nachfrage eine feſtbeſtimmte 
Arbeitszeit unmöglich, um ſo mehr, als hier die Lohnarbeit mit der 
Arbeit der kleinen Meiſter konkurrirt, welch' letztere man doch ſchwerlich 
wird beſchränken können oder wollen. Es bleiben alſo weſentlich nur 
die Fabriken oder überhaupt die induſtriellen Großbetriebe übrig, für 
welche man ſich eine geſetzlich beſtimmte Arbeitsdauer als durchführbar 
denken kann, obſchon auch hier die ſchwankende Nachfrage vielerlei Aus— 
nahmen nöthig machen und die verſchiedene Natur der Betriebe einer 
Behandlung über denſelben Leiſten widerſtreben würde. 

Die ſozialdemokratiſche Partei hat ſich mit ihren Entwürfen, ſo 
weit ſich bisher, wo dieſelben noch nicht detaillirt vorliegen, überſehen 
läßt, nach meiner Anſicht durchaus innerhalb der Grenzen des Mög— 
lichen und Diskutirbaren gehalten. Eine zehnſtündige Arbeitszeit braucht 
im Allgemeinen in keinem Fabrik- oder Großbetriebe überſchritten zu 
werden. Für gewiſſe Hantierungen, die keine regelmäßige und weſent⸗ 
lich gleichbleibende Anſtrengung erfordern, würde eine Ueberſchreitung 
vielleicht zuzugeſtehen ſein, aber für die Hauptarbeiten würde eine zehn⸗ 
ſtündige Arbeitsdauer als Maximalzeit angemeſſen erſcheinen. In den 
Staatsbetrieben der nordamerikaniſchen Union iſt die Achtſtundenarbeit 
eingeführt, und in den Privatetabliſſements gravitirt die Arbeitsdauer nach 
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dieſem Punkte hin, während in England die neunſtündige Arbeitszeit 
in Fabriken die Regel bildet. | 

Daß der Staat ein hohes Intereſſe daron hat, die Arbeiter vor 
dem Mißbrauch durch die Gewinnſucht zu ſchützen, bedarf heutzutage 
keines Nachweiſes mehr, da der Schutz der Kinder- und Frauenarbeit 
der nämlichen Tendenz zu verdanken und nicht einzuſehen iſt, weßhalb 
die Männer, ſoweit ſie ſchutzbedürftig ſind, nicht gleichfalls geſchützt 
werden ſollten. Der Einwand, daß eine geſetzliche Beſchränkung der 
Arbeitszeit freie Bürger eines Theils ihrer Freiheit beraube, beruht 
auf einer leeren Fiktion, die keinen Anſpruch auf Berückſichtigung hat. 
Wären die Arbeiter wirklich frei; würden ſie nicht durch ein übermäßiges 
Angebot von Arbeitskräften (oder, wie man ſich meines Erachtens rich— 
tiger ausdrückt, durch eine künſtliche und ungerechte Monopoliſirung der 
Arbeitsgelegenheiten) zur Ueberanſtrengung bei kargem Lohne ge— 
zwungen, ſo würde es ſicherlich nicht mit freiem Willen geſchehen, daß 
ſie bis zur Erſchöpfung arbeiten. Uebermäßige Anſtrengung muß im 
Allgemeinen nothwendig zu geiſtiger Verſumpfung, ſittlicher Entmürbi- 
gung und körperlicher Zerrüttung führen. Die hygieniſchen Thatſachen 
ſprechen überall, wo ſie mit einiger Zuverläſſigkeit erhoben wurden, 
laut für die gemeinſchädlichen Wirkungen allzulanger Arbeitszeit. In 
Verbindung mit dürftiger Ernährung untergräbt ſie die Volksgeſundheit 
und degenerirt große Theile des geſellſchaftlichen Körpers. Darf der 
Staat, der nicht bloß der Gegenwart ihr Recht zu wahren, ſondern 
auch die Keime der zukünftigen Entwickelung zu pflegen hat, unbe— 
kümmert zuſehen, wie die Elemente der Volkskraft langſam, aber ſicher 
der Auflöſung entgegen geführt werden? Auch in der Induſtrie, gleich— 
wie auf jedem anderen Gebiete, muß ſchließlich derjenige Staat obſiegen, 
der über das kraftvollſte, intelligenteſte und ſittlichſte Arbeiterheer ver- 
fügt. Niemals werden auf die Dauer die induſtriellen Kämpfe erfolg⸗ 
reich mit einem hungernden, ſiechen, zähneknirſchenden, dem Familien⸗ 
leben entfremdeten, allen Geſetzen der Menſchheit hohnſprechenden Ar— 
beitergeſchlechte geführt werden können. 

Wenn aber wirklich auf dem Wege der Geſetzgebung eine Maximal⸗ 
grenze der Arbeitsdauer feſtgeſtellt und durch eine wirkſame Kontrole 
geſichert werden kann, wird nicht eine Maßregel der fraglichen Art die 
Wirkung haben, daß ſofort die Löhne entſprechend gekürzt werden und 
ſo den Arbeitern eine Wohlthat, die man ihnen mit der einen Hand 
austheilt, zur Plage wird? Klagen die Arbeiter nicht jetzt ſchon, und 
gewiß oft mit vielem Rechte, über zu niedrige Löhne? Sind die letz⸗ 
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teren nicht daran ſchuld, daß häufig die Ernährung, Bekleidung und 
Wohnung unbefriedigend bleiben, und iſt der Mangel an dieſen noth⸗ 
wendigen Bedürfniſſen der Geſundheit nicht nachtheiliger, als eine lange 
Arbeitsdauer bei auskömmlicherem Lohne? Müſſen die Arbeiter nicht 
wegen unzulänglichen Lohnes oft ihre Frauen und Kinder zur Arbeit 
ſchicken, und wird dadurch das Familienleben nicht ſchlimmer berührt, 
als wenn die Männer um guten Lohn etwas länger arbeiten? 
Sicherlich ſind alle dieſe Fragen nicht ohne Gewicht, und leiten 
beſonders auf die ſchon oben gemachte Bemerkung zurück, daß ohne 
eine vorherige Regelung der konkurrirenden Frauen- und Kinderarbeit 
ein Maximalarbeitstag den erwachſenen männlichen Arbeitern eher 
ſchaden, als nützen würde. Aber auch dann noch hängt es von ge= 
wiſſen Umſtänden ab, ob die Löhne der letzteren ſinken, ſtationär bleiben 
oder gar ſteigen würden. Man muß ſich, um hierüber ins Klare zu 
kommen, vergegenwärtigen, durch welche Verhältniſſe der Preis der 
Arbeit beſtimmt wird. Unter den heutigen Produktionsbedingungen, 
die natürlich allein in Betracht kommen können, hängt der Preis der 
Arbeit in erſter Linie von dem Verhältniß der Nachfrage zum Angebot 
auf dem Arbeitsmarkte ab. Es giebt jedoch auch noch andere Umſtände, 
die einen ſehr wichtigen Einfluß darauf ausüben. Dahin gehört vor 
Allem die Widerſtandskraft der Arbeiter gegen unbillige Zumuthungen. 
Wenn Arbeiter ſich ohne Noth jeder Lohnbedingung unterwerfen, ſo 
wird dadurch in vielen Fällen nur der Gewinn des Unternehmers er⸗ 
höht oder der Preis des Arbeitserzeugniſſes gedrückt, ohne daß der 
Verbrauch davon im Verhältniß zunähme. Die Arbeiter ſelbſt haben 
es alſo, wie die Erfolge ſo vieler Koalitionen aufs Unzweideutigſte 
darthun, ſehr oft ganz in ihrer eignen Hand, beſſere Arbeitsbedingungen 
zu erzwingen. Die Wirkung des hier vorausgeſetzten Widerſtandes iſt 
die nämliche, wie die eines verminderten Arbeitsangebotes bei gleich⸗ 
bleibender Nachfrage. Die Löhne werden dadurch nach einem höheren 
Punkte getrieben. Durch eine Beſchränkung der Frauen- und Kinder⸗ 
arbeit, ſowie der Arbeitszeit der erwachſenen männlichen Arbeiter würde 
nun offenbar das Arbeitsangebot virtuell vermindert werden. Die Zahl 
der ſich anbietenden Arbeiter als gleichbleibend angenommen, würde 
doch die verfügbare Arbeitszeit im Ganzen eine geringere ſein. Natur⸗ 
gemäß würde ſich mithin die Tendenz zum Steigen des Arbeitslohnes 
einſtellen. Die Arbeitgeber würden jedoch vermuthlich die Kürzung der 
Arbeitsdauer zum Vorwande nehmen, um an den Löhnen abzuzwacken. 
In vielen Fällen, nämlich überall da, wo die eben geſchilderten Be⸗ 
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dingungen vorliegen, würde der Erfolg dieſes Verfahrens lediglich von 
der Widerſtandskraft der Arbeiter abhängen. In anderen Fällen jedoch 
iſt es denkbar, daß der Preis der Arbeitserzeugniſſe auf einem Punkte 
ſteht, wo unter den obwaltenden Verhältniſſen eine Erhöhung deſſelben 
den Rückgang der Nachfrage, alſo auch der Produktion einſchließen und 
wo die virtuelle Erhöhung des Arbeitslohnes vermittelſt einer Ver— 
kürzung der Arbeitsdauer den Gewinn der Unternehmer in Frage ſtellen 
und daher die Letzteren allmählich zur Einſtellung der Kapitalverwen⸗ 
dung in dem bezüglichen Geſchäfte veranlaſſen würde. Dies kann 
namentlich da Platz greifen, wo der Waarenpreis durch die internationale 
Konkurrenz beſtimmt wird. Gegen die Konkurrenz des Auslandes auf 
dem inneren Markte könnte man ſich allenfalls durch Zölle ſchützen. 
Auf dem „Weltmarkte“ hingegen iſt die Konkurrenz frei. Um hier 
konkurriren, d. h. Waaren ausführen zu können, muß man mit anderen 
Ländern in Bezug auf Billigkeit und Qualität wetteifern. Es kann 
daher, obwohl weder Wohlfeilheit noch Qualität die alleinigen Gründe 
ſind, welche den Umfang der Ausfuhr eines Landes beſtimmen, immer⸗ 
hin leicht der Fall eintreten, daß der Export gewiſſer Waaren durch die 
Erhöhung der Arbeitskoſten in Gefahr geräth. Die Schmälerung des 
Exportes kann aber unter Umſtänden zu einer erheblichen Verminderung 
der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkte und mithin zur Schädigung der 
Arbeiterintereſſen führen. Indeſſen bleibt dabei immer noch in Er— 
wägung zu ziehen, ob nicht im gegebenen Falle der Verzicht auf die 
Ausdehnung des Exportes gerathener und im wahren Intereſſe des 
Landes gebotener iſt, als die Anpaſſung der heimiſchen Arbeitsbe— 
dingungen an die Erforderniſſe der Ausfuhr. Hohe Löhne ſchließen 
eine ſtarke Kaufkraft der vom Arbeitslohn lebenden Bevölkerung ein, 
und gewöhnlich iſt die Steigerung der inneren Kaufkraft wichtiger und 
ſegensreicher, als die durch die Konkurrenz „auf dem Weltmarkte“ her— 
beigeführte Billigkeit der Arbeit. Endlich darf auch dies nicht vergeſſen 
werden, daß eine kurze Arbeitszeit eben ſo wenig wie hoher Lohn ſtets 
theure Arbeit bedeutet. Im Gegentheil iſt es eine ausgemachte That— 
ſache, daß da, wo hoher Geldlohn die Regel iſt, die relative Arbeits 
leiſtung größer zu ſein pflegt, als da, wo niedrige Löhne gezahlt werden. 
Bei hohen Löhnen iſt daher die Arbeit gleichwohl oft billiger, als bei 
niederen. Die Gründe dieſer vielfach beobachteten Thatſache ſind einfach 
darin zu ſuchen, daß der gut bezahlte, gut ernährte, an Bedürfniſſe 
verſchiedener Art gewöhnte Arbeiter bei größerer Arbeitsfreudigkeit und 
ſchärferem Sporne zur Arbeit eine größere Energie, Geſchicklichkeit und 
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Handfertigkeit entwickelt. Das Gleiche iſt oft der Fall bei einer Ver⸗ 
kürzung der Arbeitsdauer. Nicht bloß in den Bauhandwerken, ſondern 
auch in manchen Fabrikationszweigen iſt die höhere Leiſtung bei kürzerer 
Arbeitszeit ausgiebig beobachtet worden. Hr. Karl Grad in einem 
ſeiner lehrreichen Aufſätze über die elſäſſiſche Induſtrie berichtet, daß, 
als in der großen Spinnerei von Herzog 1864 die Arbeitsdauer von 
zwölf auf elf Stunden herabgeſetzt wurde, die Garnproduktion in 
gewiſſen Artikeln ſich um fünfzehn Prozent erhöhte, und daß bei einer 
gleichen Reduktion der Arbeitsſtunden in der Weberei von Dollfus, 
Mieg & Co. zu Dornach bei den feinen Geweben eine Mehrpro- 
duktion von 1,6 Prozent erzielt worden ſei. Ueberdies ſtellt der Arbeits⸗ 
lohn, namentlich bei ſehr verfeinerten Produktionsprozeſſen, durchaus 
nicht immer den ausſchlaggebenden Theil der Hervorbringungskoſten dar. 
In dem nämlichen Aufſatze theilt Hr. Grad nach einer äußerſt ver⸗ 
dienſtlichen von Hr. Auguſt Dollfus im J. 1872 erhobenen Statiſtik 
mit, daß im Oberelſaß der durchſchnittliche Arbeitslohn in Spinnereien 
auf dem platten Lande 2 Fr. und im Akkord 0,405 Fr. für das Kilogr., 
in Mülhauſen dagegen 2 Fr. 21 Cent., bezw. 0,37 Fr., in der Um⸗ 
gegend von Colmar 1 Fr. 77 Cent., bezw. 0,44 Fr. beträgt. Mit 
andern Worten, die Arbeiter von Mülhauſen ſind beſſer bezahlt, aber 
ihre Produkte wohlfeiler als in den übrigen elſäſſiſchen Spinnereien 
und namentlich in den Thälern von Colmar. Und obſchon auf dem 
platten Lande die Arbeit ſchlechter bezahlt iſt und häufiger die billige 
Waſſerkraft in Anwendung kommt, ſtellen ſich in Mülhauſen die Fabri⸗ 
kations⸗ und allgemeinen Unterhaltungskoſten dennoch nur auf 48 Fr. 
30 Cent. für 1000 Spindeln per Tag, während für ganz Elſaß die 
ebenſo berechnete Durchſchnittsſumme 52 Fr. 50 Cent. beträgt. Der 
Vorſprung, den Mülhauſen dem Lande abgewinnt, gründet ſich darauf, 
daß in dieſem Centrum der elſäſſiſchen Baumwollinduſtrie die Verbeſſe⸗ 
rungen im Fabrikationsverfahren mit größerer Aufmerkſamkeit verfolgt, 
und die Maſchinen und Werkzeuge beharrlicher durch immer vollkommenere 
erſetzt werden. Und dies iſt eine allgemeine Regel, die überall durch 
die Erfahrung beſtätigt wird: Je mehr der Arbeitslohn zu ſteigen ſtrebt, 
deſto kräftiger iſt der Antrieb, die Handarbeit durch mechaniſche Kraft 
zu erſetzen. 

Nach alle dem kann von einer mäßigen Verkürzung der Arbeitszeit ſelbſt 
in ſolchen Induſtrien, die einer ſcharfen internationalen Konkurrenz 
ausgeſetzt ſind, kaum eine Schwächung der Konkurrenzfähigkeit Deutſch⸗ 
lands zu befürchten ſein, während ſie im Allgemeinen eine weſentliche 
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Verbeſſerung in der Lage der Arbeiter hervorzubringen geeignet ſcheint, 
vorausgeſetzt, daß die Arbeiter eine hinreichende Widerſtandsfähigkeit zu 
entwickeln im Stande find, um Zumuthungen von Lohnreduktionen ab⸗ 
zuwehren. Dazu würde jedenfalls in vielen Fällen Koalition erforderlich 
ſein. Zur wirkſamen Koalition gehört aber in erſter Linie Koalitions⸗ 
freiheit, die leider in Deutſchland in ſehr beengende Schranken ge— 
wieſen iſt. 

Die Vertröſtung auf eine internationale Verſtändigung über einen 
Normalarbeitstag heißt die Sache ad calendas graecas vertagen. Auf 
derartige internationale Abmachungen wird man vergeblich warten, und 
ſie ſind nebenbei ganz überflüſſig. Sorge nur jedes Land für die 
Wohlfahrt ſeiner eigenen Bevölkerung! Man darf ganz ſicher ſein, daß 
derjenige Staat, in welchem die Arbeit am früheſten von unwürdigen 
Feſſeln befreit wird, in jeder Beziehung am geſundeſten und dauer— 
hafteſten begründet ſein wird. 


Sechstes Kapitel. 
Produktivgenoſſenſchaften. 


Die erſten Arbeitergenoſſenſchaften, die ſich zu produktiven Unter- 
nehmungen auf gemeinſchaftliche Rechnung verbanden, treffen wir in 
England, wo ſie meiſt aus Verbindungen zu anderen Zwecken, Gewerk— 
oder Konſumvereinen, hervorgingen. Bis zum Jahr 1849 ſpielten 
indeſſen ſolche Produktivgenoſſenſchaften dort eine ſehr untergeordnete 
Rolle. Erſt mit dieſem Jahre beginnen erheblichere Verſuche. 1857 
beſtanden, nach Huber's Reiſebriefen, in England gegen 50 Produktiv⸗ 
genoſſenſchaften, großentheils dem handwerksmäßigen Betriebe, zum 
Theil aber auch dem Fabrikbetriebe angehörig. Von letzteren ſind 
namentlich die Fabrikanlagen der „Pioniere von Rochdale“ bekannt. 
In ſpäterer Zeit ſcheint jedoch die fragliche Form der Genoſſenſchaft 
durch die Gewerkvereinsbeſtrebungen ſehr ſtark in den Hintergrund ge— 
drängt worden zu ſein, und erſt ſeit etwa zehn Jahren machen ſich 
wieder Bemühungen geltend, an Stelle der Kriegführung mittelſt Koa— 
litionen die poſitive Schöpfung genoſſenſchaftlicher Betriebe zu ſetzen. 

Die in Frankreich errichteten Produktivgenoſſenſchaften knüpfen 
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meiſtens an die ſozialen Bewegungen des Jahres 1848 an. Nach der 
Juniſchlacht wurden den Arbeitergenoſſenſchaften drei Millionen Fr. 
„zur Aufmunterung“ bewilligt und an 56 Aſſoziationen in Beträgen 
von 3000 bis 200,000 Fr. gezahlt. Sechs Jahre ſpäter beſtanden 
von den ſubventionirten 56 Aſſoziationen nur noch 14, doch büßte die 
Staatskaſſe an den untergegangenen 42 nur 340,000 Fr. ein. Viele 
ſowohl dieſer, als auch der ohne Unterſtützung errichteten Produktiv⸗ 
genoſſenſchaften fielen dem Staatsſtreiche zum Opfer, dem die Vereine 
als Heerde republikaniſcher Agitation verdächtig waren. Starke Wurzeln 
haben die Aſſoziationen dieſer Art bis jetzt in Frankreich ſo wenig als 
in England faſſen können. 

Dagegen werden aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
manche Fälle erfolgreicher Unternehmungen auf dieſem Gebiete angeführt. 
Namentlich einige genoſſenſchaftlich betriebene Hüttenwerke ſcheinen ſich 
raſch zu großem Flor aufgeſchwungen, bedeutende Kapitalien und Reſerve⸗ 
fonds angeſammelt zu haben und hohe Dividenden zu vertheilen. Amerika 
iſt eben auch in dieſer Beziehung in günſtigerer Lage, als Europa, 
wo die Konkurrenz der Arbeitskräfte und Kapitalien den Arbeitslohn 
ſammt dem Gewinne auf einem niederen Niveau erhält. Die hohen 
Arbeitslöhne Amerika's geſtatten den amerikaniſchen Arbeitern eher die 
nothwendigen Mittel zu einem umfangreichen Betriebe anzuſammeln; 
und nachdem einmal der Betrieb eingerichtet iſt, geht die Kapitalan⸗ 
häufung geſchwinder vor, als in den europäiſchen Induſtrieländern. 

Auch in Deutſchland haben die Produktivgenoſſenſchaften bisher 
keinen erheblichen Boden gewinnen können. Die Schulze'ſchen Jahres⸗ 
berichte zählen Jahr aus Jahr ein eine nicht unbeträchtliche Zahl ſoge⸗ 
nannter Produktivgenoſſenſchaften auf, und der letzte, nicht mehr von Schulze 
herausgegebene Bericht konſtatirt ſogar eine Vermehrung. Aber die 
meiſten derſelben ſind handwerksmäßige Betriebe. Größere Etabliſſe⸗ 
ments ſcheinen gänzlich zu fehlen. Jedenfalls verſchwindet ihre Be⸗ 
deutung gegenüber den Privatetabliſſements und Aktiengeſellſchaften voll⸗ 
ſtändig. Die Hoffnung Schulze's, daß die Konſum- und Kreditvereine, 
welche er ſelbſt auf eine niedere Stufe der Vergeſellſchaftung verweiſt, 
die Arbeiter erſt für die höheren Stufen der Aſſoziation empfänglich 
und reif machen ſollten, und daß, nachdem dies geſchehen, allmählich 
zur Bildung großer gemeinſamer Etabliſſements (die er als den Gipfel⸗ 
punkt des Syſtems betrachtete) vorgeſchritten werden könne, hat ſich 
ohne Zweifel nicht erfüllt. 

Laſſalle, welcher gleich Schulze⸗Delitzſch in den Produktivgenoſſen⸗ 
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ſchaften das weſentlichſte Werkzeug der Geſellſchaftsreform ſah, aber 
daran verzweifelte, daß die Arbeiter je aus eigener Kraft dazu gelangen 
würden, eine hinreichende Menge großer Etabliſſements zu gründen und 
zu behaupten, verlangte die dazu erforderlichen Geldmittel vom Staate. 
Allein abgeſehen davon, daß der Kapitalmangel nicht das einzige, und 
wie Viele meinen, vielleicht ſogar nicht einmal das entſcheidende Hinder- 
niß des Gedeihens ſolcher genoſſenſchaftlicher Gründungen iſt, wird der 
heutige Staat, der mit den Intereſſen der beſitzenden Klaſſen zu eng 
verwachſen iſt, um eine dieſen Intereſſen zuwiderlaufende Politik mit 
Nachdruck zu verfolgen, und der überdies mehr und mehr an einem 
chroniſchen Geldmangel leidet, ſchwerlich ſo bald dieſen Weg betreten. 
Es war daher von vornherein eine Agitation von höchſt bedenklicher und 
fragwürdiger Art, die ſoziale Bewegung an den dünnen Faden einer 
Erwartung zu knüpfen, die einſtweilen gar keine Ausſichten der Er— 
füllung hatte, ſtatt mit vereinigten Kräften nur auf erreichbare Ziele 
loszugehen. 

Auch nach Laſſalle's Zeit hielt die ſozialdemokratiſche Partei noch 
an der Forderung von Staatshülfe für Produktivgenoſſenſchaften feſt. 
Das Gothaer Programm von 1875 fordert, „um die Löſung der ſozialen 
Frage anzubahnen, die Errichtung von ſozialiſtiſchen Produktivgenoſſen- 
ſchaften mit Staatshülfe unter der demokratiſchen Kontrole des arbeiten 
den Volkes. Die Produktivgenoſſenſchaften“, heißt es weiter, „ſind für 
Induſtrie und Ackerbau in ſolchem Umfange ins Leben zu rufen, daß 
aus ihnen die ſozialiſtiſche Organiſation der Geſammtarbeit entſteht“. 
Hier wird die Produktivgenoſſenſchaft bereits offen als ein Schritt zu 
einer vollſtändigeren Organiſation im Sinne des Sozialismus oder 
richtiger Kommunismus gekennzeichnet. Auch Laſſalle ſah in dem Staats- 
kredit für die Aſſoziation den „kleinen Finger“, der „mit der Konfe- 
quenz des ſich ſelbſt entwickelnden Lebens“ allmählich, in hundert oder 
zweihundert Jahren, zur Ablöſung des Grund- und Kapitaleigenthums 
führen müſſe. Aber er verſchwieg dieſe Anſicht, wie er ſich ausdrückte, 
„dem Mob“, und legte ſie nur in vertrauten Briefen nieder. 

Die Frage, ob die Produktivgenoſſenſchaft nur als ein Anfang zur 
ſozialiſtiſchen Organiſation der Arbeit betrachtet werden dürfe oder folge— 
richtig zur Ablöſung des „Grund- und Kapitaleigenthums“ führen müſſe, 
kann hier getroſt bei Seite gelaſſen werden. Mit einem jo unbe- 
ſtimmten, in der Luft ſchwebenden Begriffe, wie dem der ſozialiſtiſchen 
Organiſation der Arbeit, und einer fo irreführenden Vermiſchung ver— 
ſchiedener Begriffe, wie ſie in der Verkoppelung der Worte Grund— 
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und Kapitaleigenthum zu ſehen iſt, läßt ſich in einer ſachlichen Erörte⸗ 
rung nichts anfangen. Es genügt, die Stellung der Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften in dem Rahmen der heutigen Wirthſchaftsorganiſation klarzulegen. 

Wenn Produktivgenoſſenſchaften ſoweit Erfolg haben, daß ſie im 
Ganzen unter gleichen Bedingungen mit den vorhandenen Privat⸗ 
etabliſſements und Aktienunternehmungen zu konkurriren vermögen, ſo 
gewähren ſie dem Arbeiter den Vortheil, daß er nicht bloß den üblichen 
Arbeitslohn, ſondern auch den gewöhnlichen Gewinn erntet. Bedenkt 
man, daß bei gut rentirenden Aktiengeſellſchaften zwanzig bis dreißig 
Prozent Dividende vom Anlagekapital nichts Seltenes ſind, und daß in 
Privatbetrieben die Gewinne ſich wahrſcheinlich oft noch höher belaufen, 
ſo wird man die Verbeſſerung der Lage, welche ſich unter günſtigen 
Umſtänden die Arbeiter durch Errichtung von Produktivgenoſſenſchaften 
verſchaffen können, nicht gering anſchlagen. Noch wichtiger iſt vielleicht 
die Sicherheit des Beſitzes und die Unabhängigkeit der Stellung, welche 
die Mitglieder der Aſſoziation gewinnen. Nicht minder hoch iſt der 
Einfluß anzuſchlagen, den die Genoſſenſchaft und die Thätigkeit inner⸗ 
halb derſelben auf die geiſtige und ſittliche Entwickelung der Arbeiter 
ausüben kann. Die gemeinſchaftlichen Berathungen über die allge⸗ 
meinen geſchäftlichen Angelegenheiten ſchärfen den Blick und gewähren 
allmählich eine Ueberſicht über große Verhältniſſe. So wird das Selbſt⸗ 
gefühl geſteigert, und mit deſſen Erhöhung wächſt die Grundlage aller 


Tugenden, die Selbſtachtung. Andererſeits befördert das unausgeſetzte 


Zuſammenwirken das Gefühl der Solidarität und den Gemeinſinn, der 
ſich in aufopfernder Thätigkeit für das Ganze bewährt. 

Kann ſchon eine einzelne Genoſſenſchaft in ihrem iſolirten Kreiſe 
ſo große und vielſeitige Wirkungen hervorbringen — und es fehlt 
glücklicherweiſe nicht an leuchtenden Beiſpielen dafür, daß ſie in der 
That hervorgebracht wurden — ſo würde der Einfluß, den ein über 
das ganze Land ausgedehntes Netz ſolcher Genoſſenſchaften ausüben 
müßte, geradezu unermeßlich ſein. Neben denſelben könnten immerhin 
noch überwiegend Privatbetriebe und Aktienunternehmungen beſtehen, 
und doch würden nicht bloß die Arbeitslöhne, ſondern alle Arbeitsbe⸗ 
dingungen überhaupt, einer gründlichen Veränderung entgegengehen. 
Denn wenn die Produktivgenoſſenſchaften eine wirkſam konkurrirende 
Macht geworden wären, ſo würden die allgemeinen Arbeitsbedingungen 
nach denjenigen hin gravitiren, die in den Genoſſenſchaften vorherrſchen, 
und die übrigen Betriebe würden, um jenen gewachſen zu bleiben, die 
Löhne zu ſteigern und ihre Gewinnanſprüche zu ermäßigen gezwungen 
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ſein, bis der Gewinn auf einen Stand herabgedrückt wäre, durch den 
die allgemeinen Verwaltungskoſten des Betriebes nicht viel höher be— 
laſtet würden, als es in den Genoſſenſchaften der Fall wäre. Die 
Sache würde ſich etwa umgekehrt verhalten, als gegenwärtig. Die 
Arbeit würde nicht ſo ſehr um Arbeit, als das Kapital und die Talente 
der Unternehmer um Verwendung konkurriren. 

Wie einfach in gedeihlichen Produktivgenoſſenſchaften die Regelung 
aller Arbeiterangelegenheiten ſich vollziehen könnte, braucht nicht näher 
dargelegt zu werden. Es gehört nur wenig Phantaſie dazu, um ſich 
auszumalen, wie in ſolchen über das ganze Land verbreiteten und mit. 
den Privatetabliſſements ebenbürtig konkurrirenden Genoſſenſchaften die 
Ordnung der Frauen- und Kinderarbeit ſowie der Arbeitsdauer der 
erwachſenen männlichen Arbeiter ſich ganz von ſelbſt dem wohlver—⸗ 
ſtandenen Intereſſe aller Betheiligten anpaſſen würde. Da es in den 
Genoſſenſchaften keine ſtreitenden Intereſſen von Arbeitgebern und Ar— 
beitern giebt, ſo würde das Intereſſe der Arbeiter eben als alleinige 
Richtſchnur des Verhaltens übrig bleiben, und die Rückſichten auf das 
leibliche und geiſtige Wohl der Arbeiter und ihrer Angehörigen würden 
mit den jeweiligen Erforderniſſen der Produktion und Konkurrenz eine 
beſtändige Vereinbarung und Ausgleichung herzuſtellen haben. 

Nicht minder würden die Produktivgenoſſenſchaften die natürlichen 
Träger der Verſicherung der Arbeiter gegen die Zufälle der Krankheit 
und Verunglückung, ſowie gegen Invalidität und Alter ſein. Es bedürfte 
keiner beſonderen, unter kapitaliſtiſcher oder bureaukratiſcher Leitung 
beziehungsweiſe Bevormundung ſtehender Anſtalten, um dieſe noth⸗ 
wendigen Schutzeinrichtungen auf das Einfachſte und Wohlfeilſte her— 
zuſtellen und zu verwalten. 

Denkt man ſich endlich das Gebäude durch ie Berufsver⸗ 
bände und vielleicht einen allgemeinen Centralverband gekrönt, ſo können 
bei einer derartigen Organiſation die wilden Wogen der Konkurrenz, 
die heutzutage jo viele Arbeits- und Kapitalkräfte über Bord werfen und 
dem Untergange rettungslos preisgeben, in ein ruhiges und gleichmäßiges 
Fahrwaſſer gelenkt werden, ohne daß das Kind mit dem Bade ausge— 
ſchüttet und der belebende Antrieb des Wetteifers, der in allen Lebens⸗ 
verhältniſſen unentbehrlich iſt, ertödtet wird. 

Mit allem Fug läßt ſich von einem weitverzweigten Netze wohl— 
geleiteter Produktivgenoſſenſchaften Großes erwarten, wenn deren Rührig⸗ 
keit und Streben durch die Konkurrenz nicht bloß unter einander, 
ſondern auch mit den Privatbetrieben rege erhalten wird. Es iſt eine 
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allgemein anerkannte Wahrheit, daß die gewohnheitsmäßige Lebens⸗ 
haltung der Arbeiter oder wie der Engländer es ausdrückt, der Standard 
of life, in einem nahen Zuſammenhange mit dem thatſächlichen Arbeits⸗ 
lohn, und dieſer wiederum in einer engen Beziehung zur Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Arbeit ſteht. Wenn dieſes Wechſelverhältniß erfahrungs⸗ 
mäßig feſtſteht, ſo wird man nicht zweifeln dürfen, daß in der Pro⸗ 
duktivaſſoziation, welche den Lohn und Gewinn auf die nämliche Per⸗ 
ſönlichkeit vereinigt und ihre Mitglieder mit all' dem Selbſtgefühl und 
all' den Aspirationen zu erfüllen vermag, welche ſich mit zunehmender 
Wohlhabenheit und Unabhängigkeit einzuſtellen pflegen, eine kräftige 
Gewähr für die höchſte Leiſtungsfähigkeit der Arbeit zu finden ſein wird. 
Ich kann mich daher nur aus voller Ueberzeugung der Anſicht Derer 
anſchließen, welche in der Produktivgenoſſenſchaft eines der wichtigſten 
Werkzeuge ſozialer Reform erblicken, und wünſche ſehnlich, daß die Idee 
dieſer Aſſoziationen nicht durch jene unausführbaren, der menſchlichen 
Natur zuwiderlaufenden kommuniſtiſchen Hintergedanken, wie ſie Laſſalle 
und die ſozialdemokratiſche Partei daran knüpften, diskreditirt und in 
den Hintergrund gedrängt werde. 

Meines Erachtens trägt auch die a abſtoßender kommu⸗ 
niſtiſcher Züge in die praktiſche Geſtaltung vieler Produktivgenoſſenſchaften 
die Hauptſchuld daran, daß dieſe verheißungsvollſte aller Genoſſen⸗ 
ſchaftsformen bisher ſo geringe Erfolge aufzuweiſen hat. 

Es iſt viel über die Gründe geſtritten worden, welche einen ſtarken 
Aufſchwung der Produktivaſſoziationen bisher verhindert haben. Die 
Einen, und unter ihnen Laſſalle, ſahen den weſentlichſten Grund in 
der Armuth der Arbeiter, und fordern daher Staatshülfe. Die Anderen 
betrachten als den entſcheidenden Grund die Unerfahrenheit und Ge⸗ 
ſchäftsunkunde der Arbeiter, die Schwierigkeit, taugliche und ausdauernde 
Geſchäftsführer zu finden u. dgl. 

Unzweifelhaft tragen alle dieſe Umſtände zu der bedauerlichen 
Rückſtändigkeit der Produktivgenoſſenſchaften bei. Was zunächſt den 
Geldpunkt anbetrifft, ſo iſt es in der That von Arbeitern, namentlich 
bei den im Ganzen niedrigen Löhnen Deutſchlands, zu viel verlangt, 
daß ſie aus ihren Erſparniſſen die Mittel aufbringen ſollen, um große 
Fabrikanlagen zu errichten und das Unternehmen während der erſten 
Jahre über Waſſer zu halten. Zur Ueberwindung dieſer Schwierig⸗ 
keit bietet ſich ohne Zweifel der Staatskredit als das bequemſte Mittel 
dar. Ich ſehe auch von meinem Standpunkte durchaus keinen Grund, 
weßhalb der Staat, ſobald in der Produktivgenoſſenſchaft ein heilkräf⸗ 
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tiges Mittel für den notoriſch kranken Geſellſchaftskörper erkannt iſt, 
und falls eine Genoſſenſchaft ausreichende Garantien für ihre Kredit— 
würdigkeit gewährt, nicht die Hand bieten ſollte, eine Einrichtung zu 
fördern, die für die Geſellſchaft von hohem Werth und ohne Hülfe des 
Staates nicht durchzuführen iſt. Handelt es ſich doch um eine Angelegen— 
heit, die nicht im Intereſſe Einzelner, ſondern Aller aus dem Reiche des 
Gedankens in die Welt der Wirklichkeit übertragen werden muß. Ich 
habe in früheren Partien dieſes Buches entwickelt, daß für die Ange— 
legenheiten des Staates, der Gemeinden und Körperſchaften, darunter 
in erſter Linie der Produktivaſſoziationen, ein Papiergeld geſchaffen 
werden ſollte, welches die Koſten der Beſchaffung von Metallgeld er— 
ſparen und keinen Zinstribut erfordern würde. Hat ſich dieſer Ge— 
danke erſt, wie es dereinſt, und gewiß in nicht allzu ferner Zeit, ganz 
ſicher geſchehen wird, der Staatsmänner und Geſetzgeber bemächtigt, 
jo wird auch der Widerſtand gegen ſtaatliche und zwar unverzinsliche 
Darlehen an die niederen Organe der Geſellſchaft (Gemeinden, Innungen, 
freie Genoſſenſchaften) ſeine Kraft einbüßen. Dann mag auch das Ge— 
noſſenſchaftsweſen in ſeiner höchſten Form einen ungeahnten Aufſchwung 
nehmen. Aber auch dann wird es immer eine unerläßliche Forderung 
bleiben, daß die Genoſſenſchaften, ehe ſie als kreditwürdig anerkannt 
werden, zuvor in ſich ſelbſt ſchon eine gewiſſe Standfeſtigkeit entwickelt 
haben. Es wird alſo gefordert werden müſſen, daß bereits Genoſſen— 
ſchaften gebildet ſind, welche durch längere und erhebliche Beitrags— 
leiſtungen ihrer Mitglieder zuſammengehalten werden, über belangreiche 
Geldmittel verfügen oder fixe Kapitalien von einigem Werthe beſitzen. Nicht 
an Eintagsgebilde, die ſich nur zu dem Zwecke zuſammenfügten, Unter⸗ 
ſtützungen oder Darlehen zu erhalten, um damit ſoziale Experimente 
zu machen, ſondern nur an ſolche Verbände, welche ſchon Proben ihrer 
Fähigkeit, achtungswerthe Proben von Fleiß, Ausdauer, Geſchicklichkeit 
abgelegt haben, können füglich öffentliche Darlehen gewährt werden. 
Einſtweilen werden indeß wohl alle Beſtrebungen, die Produktiv— 
genoſſenſchaften vorwärts zu bringen, weſentlich auf die Selbſthülfe an⸗ 
gewieſen bleiben. Leider fehlt es gegenwärtig in Deutſchland allzu 
ſehr an agitatoriſchen Kräften, welche ſich zu dieſem Behufe der an— 
gebornen Indolenz der minder wohlhabenden Bevölkerung mit Nachdruck 
entgegenwerfen möchten. Sonſt würde auf dieſem Felde auch ohne 
Staatshülfe wohl eine reiche Ernte zu gewinnen ſein. Die Verhält⸗ 
niſſe des Handwerks, der Hausinduſtrie und des kleinen Grundbeſitzes 
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Vereinigung der Kräfte ſehr einleuchtende Vortheile darbieten würde. 
Auch iſt es ja thatſächlich das Handwerk, in welchem die Produktiv⸗ 
genoſſenſchaft, wie das Genoſſenſchaftsweſen überhaupt, verhältnißmäßig 
noch die bedeutendſten Fortſchritte gemacht hat. Hier, ſowie theilweiſe 
in der Hausinduſtrie und unter den kleinen Landwirthen bietet die 
Kapitalbeſchaffung die geringſten Schwierigkeiten. Einige kleine Kapi⸗ 
talien, wenn auch gerade keine bereiten Geldmittel, beſitzen dieſe 
Kategorien der Bevölkerung in ihren Werkzeugen, ihren kleinen Vor⸗ 
räthen, ihrer Kundſchaft, ihrem Grundbeſitz u. |. w. Bedürfen dieſelben, 
wie es gewöhnlich der Fall fein wird, zur Errichtung einer Produktiv⸗ 
genoſſenſchaft Geld, fo entbehren fie, falls die Aufbringung der noth⸗ 
wendigen Mittel durch eigene Erſparniſſe unmöglich iſt, wenigſtens nicht 
der unerläßlichen Vorausſetzung einer gewiſſen Kreditfähigkeit. 

Wichtiger erſcheint freilich, daß in den Kreiſen der Fabrikinduſtrie die 
Produktivgenoſſenſchaften Wurzel faſſen, und gerade unter den Fabrik⸗ 
arbeitern iſt die Kapitalbeſchaffung am ſchwierigſten, einmal weil der 
Verdienſt derſelben im Ganzen gering, und ſodann, weil die zur Er— 
richtung einer konkurrenzfähigen Fabrikanlage erforderlichen Geldmittel 
ſehr groß ſind. Dennoch wird auch hier ſelbſtverſtändlich an der Voraus⸗ 
ſetzung feſtgehalten werden müſſen, daß eine Anſammlung eignen Kapi⸗ 
tals vorhergegangen ſein muß, ehe an die Bildung einer Produktivge⸗ 
noſſenſchaft gedacht werden kann. Iſt ein ſolches Stammkapital vor⸗ 
handen, dann finden ſich wohl auch Privatleute, welche ſich mit ver⸗ 
zinslichen Einlagen an der Genoſſenſchaft betheiligen. In manchen 
Fällen iſt vielleicht ein Abkommen mit Beſitzern beſtehender Etabliſſe⸗ 
ments, die ihren Beſitz zu veräußern gedenken, möglich. In den meiſten 
Fällen jedoch wird ohne Gewährung eines Staatskredites ſchwerlich etwas 
Bedeutendes auszurichten ſein. 

Uebrigens iſt die Kapitalbeſchaffung thatſächlich nicht als das letzte 
und entſcheidende Hinderniß des Aufkommens von Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften anzuſehen. Von manchen Seiten wird die Schwierigkeit, taug⸗ 
liche und zuverläſſige Geſchäftsführer zu gewinnen, als ein Haupthinderniß 
betrachtet. In England, Frankreich, Deutſchland, Amerika ſind jedoch 
eine nicht unbeträchtliche Anzahl ſolcher Genoſſenſchaften im Laufe der 
Jahre aus eigner Kraft entſtanden und haben nicht ſelten gute Er- 
folge erzielt. Es hat alſo, wenn nur erſt lebensfähige Genoſſen⸗ 
ſchaften da waren, auch an tüchtigen Geſchäftsführern nicht gefehlt. 
In einem Lande wie Deutſchland, das einen Ueberfluß an gebildeten 
Technikern und Kaufleuten hat, die ſich gar oft in den kümmerlichſten 
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Stellungen behelfen müſſen, kann es an geeigneten Kräften zur Leitung 
von genoſſenſchaftlichen Fabrikanlagen, die natürlich an Umfang nicht 
gleich mit den allergrößten kapitaliſtiſchen Unternehmungen wetteifern 
wollen dürfen, nicht fehlen. Und auch die Ueberwachung der Geſchäfts— 
führer, ſowie die Kontrole der Buchführung, die man in England als 
eine Hauptſchwierigkeit der Produktivaſſoziationen anführt, wird min⸗ 
deſtens nicht als ein dauerndes Hinderniß betrachtet werden dürfen. 
Unter den deutſchen Arbeitern dürfte es ſchon heute eine hinreichend große 
Anzahl Solcher geben, die ſich mach einiger Uebung vollkommen gut auch 
in der verwickeltſten Buchführung zurecht finden. 

Als die hauptſächlichſte Klippe ſcheint mir, wie ich ſchon oben be— 
merkte, die Verunſtaltung der Verfaſſung vieler Produktivgenoſſenſchaften 
durch ungehörige kommuniſtiſche Züge betrachtet werden zu müſſen. 
Die Genoſſenſchaften müſſen ſich auf den Boden des wirklichen Lebens 
ſtellen. Sie dürfen den ebenſo unvertilgbaren wie unentbehrlichen 
Regungen des individualiſtiſchen Geiſtes nicht den Krieg erklären, wenn⸗ 
gleich es vorzugsweiſe ihre Aufgabe iſt, die Eigenſucht in ihre Schranken 
zu weiſen und den Gemeingeiſt zu pflegen. Der Grundſatz des ſozial— 
demokratiſchen Programmes von 1875, daß das geſammte Arbeitspro- 
dukt der Geſellſchaft gehöre, „jedem nach ſeinen vernunftgemäßen Be— 
dürfniſſen“, darf in den Produktivgenoſſenſchaften keine Geltung haben, 
wenn ſie nicht ebenſo kläglich enden ſollen, wie alle die wohlmeinenden, 
aber naturwidrigen Einrichtungen kommuniſtiſcher Schwärmer, die Pha⸗ 
lanſtere u. ſ. w. Zwiſchen der Leiſtung und dem Lohn beſteht in freien 
Geſellſchaften ein durch den Verkehr feſtgeſetztes Verhältniß, das nicht 
ohne Strafe außer Acht gelaſſen werden darf. Nicht das Bedürfniß, auch 
nicht das „vernunftgemäße“ (das zu definiren den Programmverfaſſern 
wohl ſchwer fallen würde), darf über den Lohn entſcheiden, ſondern nur 
die Leiſtung; und Alles, was verlangt werden kann, iſt, daß der Lohn 
der Leiſtung jo angemeſſen wie möglich ſei. Auch das Geſetz von An⸗ 
gebot und Nachfrage wird dabei nicht bei Seite geſetzt werden dürfen. 

Hieraus ergiebt ſich, daß die Produktivgenoſſenſchaften das herge— 
brachte Lohnſyſtem nicht aufheben können. Die in ihren Etabliſſements ge— 
leiſtete Arbeit, von den Dienſten des Direktors an bis zur Handreichung des 
geringſten Arbeiters, muß den im allgemeinen Verkehr hergebrachten Ver— 
hältniſſen entſprechend gelohnt werden. Die Gemeinſamkeit des Verdienſtes 
fängt erſt da an, wo die individuelle Arbeitsleiſtung ihrem herkömmlichen 
Werth entſprechend abgefunden iſt. Nächſtdem ſind die Kapitaleinlagen 
nach dem feſtgeſetzten Zinsfuße zu verzinſen, die zu gemeinſamen Zwecken 
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errichteten Anſtalten angemeſſen zu dotiren, und endlich der übrig blei⸗ 
bende Gewinn an alle Genoſſenſchafter zu gleichen Theilen zu 
vertheilen. Die gleiche Vertheilung des (eventuellen) Gewinnes wird 
durch die Natur der Genoſſenſchaft gefordert. Mitglieder der letzteren 
können nur ſolche Arbeiter ſein, die mit einer Kapitaleinlage von be⸗ 
ſtimmter Höhe betheiligt ſind. Arbeiter, die keine Kapitaleinlage machen, 
haben auf eine Dividende kein Recht, ſondern ſtehen im Lohnverhältniß 
zur Genoſſenſchaft wie in jedem anderen Etabliſſement. Der Direktor 
und etwaige kaufmänniſche oder techniſche Hülfskräfte können je nach 
Wahl durch Kapitaleinlage Mitglieder der Genoſſenſchaft werden oder 
außerhalb derſelben bleiben. Tantiemen brauchen nicht grundſätzlich 
ausgeſchloſſen zu ſein. Aber als feſte Regel muß dies gelten, daß die 
Kapitaleinlagen ausſchließlich zu einem beſtimmten Zinsſatze verzinſt werden 
und keinen Anſpruch auf eine Dividende haben. Auf dieſe Weiſe würde 
auch die Kapitalbetheiligung Anderer als der Genoſſenſchaftsmitglieder 
zuläſſig ſein, ohne daß dem Charakter der Arbeitergenoſſenſchaft Abbruch 
geſchähe. Natürlich würden bloße Kapitaleinlagen keine Mitgliedſchaft, 
ſondern nur ein Gläubigerverhältniß begründen. Eben hierin würde 
der Hauptunterſchied zwiſchen der Produktivgenoſſenſchaft und der Aktien⸗ 
geſellſchaft beſtehen. | 

Produktivgenoſſenſchaften, deren Verfaſſung ſich in der angedeuteten 
Art möglichſt eng an die hergebrachten Formen des Verkehrs anſchließt 
und die dem Kapital eine durch die Natur und ſolidariſche Haftbarkeit 
der Genoſſenſchaft geſicherte zinsbare Anlage darbieten, würden un⸗ 
zweifelhaft, nachdem erſt einige Beiſpiele von glücklichem Erfolg erlebt 
wären, ſehr bald eine weitverbreitete und fortwährend an Ausdehnung 
zunehmende Betriebsform werden und die ſozialen Aufgaben erfüllen, 
die ihnen oben zuerkannt wurden. 
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Erſtes Kapitel. 
Die Aufgaben des Staates. 


Wenn der einſeitige Individualismus früherer Tage die Aufgaben 
des Staates weſentlich auf den Schutz der Bürger nach Außen und die 
Aufrechthaltung der bürgerlichen und Strafgeſetze beſchränkt wiſſen wollte, 
ſo wurde dabei vor Allem das Eine überſehen, daß die Ausbildung des 
Rechtes ſelber nothwendig eine Sache des Staates ſein muß. Bliebe 
der Staat auf die Garantie des beſtehenden Rechtes eingeſchränkt, ſo 
würde unter Umſtänden jede Rechtsentwickelung aufhören. In Wahr⸗ 
heit iſt es auch noch Niemandem im Ernſt eingefallen, der Staatsgewalt 
die Befugniß zu beſtreiten, das beſtehende Recht zu ändern, alte Rechte 
aufzuheben und neue zu ſchaffen. Keine geläuterte Auffaſſung wird die 
Pflicht des Staates leugnen, die natürlichen, aus der Vernunft abge— 
leiteten Rechtsgrundſätze nach Thunlichkeit zu verwirklichen. Allein die 
öffentliche Meinung ebenſowohl wie die gelehrte Jurisprudenz gingen 
beide meiſtens von der Anſicht aus, daß das poſitive Recht in ſeinen 
weſentlichſten Grundlagen unerſchütterlich und kaum verbeſſerungsfähig 
ſei oder mindeſtens auf einer Stufe ſtehe, die den höchſten Anforderungen 
des Zeitalters entſpreche, und mithin nur unerhebliche, die ſoziale Ver— 
faſſung wenig berührende Aenderungen zulaſſe. 

Der Sozialismus kämpfte zuerſt ernſtlich gegen dieſe Auffaſſung. 
Jedoch die weitverbreitete und vollkommen berechtigte Abneigung, welcher 
die kommuniſtiſchen, dem natürlichen Unabhängigkeitsdrange der Menſchen 
widerſtrebenden Züge des älteren Sozialismus im Volke begegneten, 
ließ auch das, was an den Ideen der Sczialiſten haltbar und richtig 
war, eine gute Weile in Mißachtung oder Vergeſſenheit gerathen. Ja, 
die Reaktion gegen die ſozialiſtiſchen Gedanken war ſtark genug, um in 
den Kreiſen der Gebildeten und Gelehrten Raum für einen Optimismus 
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und unabänderliches Ergebniß wirthſchaftlicher Naturgeſetze, und die ihr 
zu Grunde liegenden Einrichtungen und n als zweifellos gerecht 
und billig betrachtete. 

Erſt in den letzten Jahrzehnten hat, nicht bloß in den unteren a 
Schichten des Volkes, ſoweit ſie den auf ihnen laſtenden Druck unwillig 
empfinden, ſondern auch unter den denkenden Köpfen der beſſer geſtellten 
Klaſſen der Skeptizismus bezüglich der geſellſchaftlichen Einrichtungen 
wieder zugenommen. Aber die Richtung der Gedanken ſchlug inſofern 
um, als man anfing, nicht mehr die individualiſtiſche Wirthſchaftsver⸗ 
faſſung als ſolche, ſondern den rechtlichen oder geſetzlichen Untergrund, 
auf dem ſich jene Verfaſſung erhebt, als die eigentliche Urſache der 
großen Ungleichheiten und Mißverhältniſſe in der modernen Geſellſchaft 
zu betrachten. Selbſt die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands hat, 
beeinflußt durch den realiſtiſchen Sinn der Arbeiter, ihre früheren mehr 
auf gemeinwirthſchaftliche Einrichtungen, auf Ausſchließung der wirth- 
ſchaftlichen Freiheit und Abſchaffung der Konkurrenz gerichteten Ideen 
ein wenig kalt ſtellen, und ſich der im beſten Sinne des Wortes liberalen 
Gedankenrichtung anſchließen müſſen, deren Weſen es erfordert, die 
letzten Gründe des Rechtes zu unterſuchen und, nach einem Ausdrucke 
P. Pfizers, das „verdorbene, verfälſchte Recht aus ſeinem ewig friſchen, 
immer reinen Urquell, der Vernunft, zu erneuern“. Namentlich das 
Recht des Grundeigenthums begegnet ſeit einiger Zeit in weiten Kreiſen 
einer ſehr ſkeptiſchen Auffaſſung, und es fehlt nicht an Schriftſtellern, 
welche das Privateigenthum am Grund und Boden als ein widernatür⸗ 
liches Recht oder vielmehr Unrecht, und als die Hauptquelle aller 
ſozialen Uebelſtände angeſehen wiſſen wollen. 

Ich halte das Letztere für eine einſeitige Anſicht. Aber ich ſtimme 
inſofern mit der fraglichen Vorſtellungsweiſe überein, als ich den Ur— 
grund der ſozialen Mißverhältniſſe in einer Verfälſchung der natürlichen 
Rechte ſehe. Die ergiebigſten Quellen aller geſellſchaftlichen Uebel liegen 
auf dem Gebiete des Privatrechts, insbeſondere des Vermögensrechtes. 
Das Recht des Eigenthums am Grund und Boden, das Erbrecht, 
manche Theile des Obligationenrechts üben auf die ſoziale Verfaſſung 
den weitaus wichtigſten Einfluß und bedürfen daher gleichermaßen einer 
gründlichen, von allen Sonderintereſſen unabhängigen Reviſion. Die 
Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten, die in jenen fundamentalen Ein⸗ 
richtungen ihre Urſache haben, werden durch keine nachträglichen Maß⸗ 
regeln noch ſo gerechtigkeitsliebender Regierungen oder noch ſo feiner 
Politik ausgeglichen werden können. 
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Nichtsdeſtoweniger haben auch die Beſtimmungen des Staatsrechts, 
ſowie die Maßnahmen der Staatsverwaltung und Politik zum Theil 
einen ſehr tiefgreifenden Einfluß auf die Verfaſſung der Geſellſchaft. 
Ja, die Ordnung des Geldweſens, welche in allen höher entwickelten 
Geſellſchaften dem Staate obliegt, verleiht dem letzteren eine faſt ebenſo 
große Gewalt über die Vertheilung des beweglichen Vermögens, als es 
die Geſetze betreffend das Eigenthum und Erbrecht am Grund und 
Boden über die Vertheilung des unbeweglichen Vermögens thun. 

Sind die hier vorgetragenen Anſichten richtig, ſo iſt es klar, 
daß die Meinungen Derer, welche den Staat, ſoweit derſelbe auf den 
Namen eines Rechtsſtaates Anſpruch erheben kann, als an den geſell— 
ſchaftlichen Mißverhältniſſen und namentlich an der übermäßigen Un- 
gleichheit des Vermögens oder Einkommens unbetheiligt und unſchuldig 
anſehen, und welche darum die leidenden Klaſſen lediglich auf Selbft- 
hülfe verweiſen, falſch ſein müſſen. Wenn die großen Gegenſätze in 
der Geſellſchaft mit all' den ſtörenden Verhältniſſen und gefährlichen 
Erſcheinungen, die ſich an dieſelben knüpfen, vorwiegend Ergebniſſe 
einer Rechtsentwickelung find, welche mit den Forderungen einer natür- 
lichen, vernünftigen Gerechtigkeit in Widerſpruche ſteht, ſo muß die 
hauptſächlichſte Aufgabe des Staates darin beſtehen, jene Geſetzgebung, 
die ſo verhängnißvolle Wirkungen geäußert hat, zu ändern. Nur von 
der Hülfe des Staates als des rechtmäßigen Organes der Geſetzgebung 
wird hier eine Wandelung zu erwarten ſein, wenn auch Generationen 
darüber hinſchwinden mögen, ehe der Staat die fraglichen Aufgaben 
begreift oder zu ihrer Löſung die Hand bietet. Daß die Zeit ſolcher 
geſetzgeberiſchen Reformen kommen wird, daran wird Derjenige nicht 
zweifeln, der von der Ueberzeugung durchdrungen iſt, daß die zerſetzende 
Gewalt des natürlichen Rechtes die rückſtändigen Bildungen der poſitiven 
Geſetzgebung unterhöhlt, wie langſam auch der Prozeß vorſchreiten, wie 
oft er durch Rückſtöße unterbrochen, durch falſche Maßregeln gekreuzt, 
durch die Macht der Sonderintereſſen hintangehalten werden mag. 

Es liegt auf der Hand, daß, wenn fundamentale Rechtsordnungen 
der menſchlichen Gemeinſchaften, wie ein unbeſchränktes Eigenthum am 
Grund und Boden, ein Erbrecht, welches meiſt darauf berechnet war, 
den Grundbeſitz ungetheilt zu erhalten, ſowie andere den Beſitz vor dem 
Erwerb begünſtigende Einrichtungen, nicht ihren Einfluß geübt hätten, 
die ſoziale Verfaſſung ganz andere Formen angenommen haben würde. 
Wäre nicht faſt immer Gewalt vor Recht gegangen; hätte nicht faſt 
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wiegenden Beſtandtheil von Unrecht enthalten; wäre die lebendige Per⸗ 
ſönlichkeit mit ihrem Leiſtungsvermögen nicht ſo allgemein durch die den 
Beſitz umkleidende Gewalt geknebelt und geknechtet worden, ſo würde 
vielleicht die Geſellſchaft der verwickelten politiſchen Einrichtungen des 
modernen Staates entrathen, und es würden die Aufgaben des Central⸗ 
organes der Geſellſchaft weit einfacher ſein können, als ſie ſich jetzt dar⸗ 
ſtellen. Aber es war eine Täuſchung der Fürſprecher des Laisser faire, 
daß ſie glaubten, auch der heutige Staat, wie er auf dem Untergrunde 
der geſammten ſozialen Entwickelung geworden, könne ſich auf den ein- 
fachen Schutz des Volkes nach Außen und die Garantie feines Rechts⸗ 
zuſtandes beſchränken, da die Freiheit der Bewegung innerhalb gleich- 
berechtigter Elemente der Geſellſchaft das Wohl der Einzelnen wie Aller 
am beſten befördern werde. Dieſe Anſicht hatte eben nur den einen, 
aber durchſchlagenden Fehler, daß von einer thatſächlichen, nicht bloß 
formellen Gleichberechtigung aller Elemente der Geſellſchaft unter Er⸗ 
werbsverhältniſſen, welche den Einen als gebietenden Herrn, und viele 
Andere zu faſt hoffnungsloſer Abhängigkeit geboren werden laſſen, nicht 
die Rede ſein kann. Nun aber die Thatſachen einmal ſo ſind wie ſie ſind, 
die Entwickelung einen Zuſtand gezeitigt hat wie er nach dem Gange ver- 
ſelben nicht anders eintreten konnte, und man dieſen künſtlichen Bau nicht 
zertrümmern kann, ohne die Geſellſchaft ſelbſt in ihrem Lebensnerv zu 
treffen — wird eben der Staat, als das mit Intelligenz und bewußtem 
Willen ausgeſtattete Organ der Geſellſchaft, mit allen ſeinen Macht⸗ 
mitteln in Anſpruch zu nehmen ſein, um die offenbaren Ungerechtigkeiten 
der heutigen Sozialverfaſſung zu beſeitigen und durch beſſere Ein⸗ 
richtungen zu erſetzen, ſowie die Fehler der Staatsmaſchine zu korri⸗ 
given, ihre Funktionen zu prüfen und ihre Leiſtungen den billigen Forde⸗ 
rungen der Zeit anzupaſſen. 

Die auf dem Gebiete des Privatrechts liegenden ſozialen Ein⸗ 
richtungen, welche mit einem geläuterten Rechtsbewußtſein nicht in Ueber⸗ 
einſtimmung zu ſtehen und daher einer Reform dringend zu bedürfen 
ſcheinen, habe ich ſchon erwähnt. Es gehört hierher vor Allem die 
Ausdehnung des Eigenthumsbegriffes auf den Beſitz von Grund und 
Boden — einen Beſitz, welcher der Natur der Sache nach anderen 
Regeln unterliegen muß, als der Beſitz an den beweglichen Gütern, 
welche die Erzeugniſſe menſchlicher Arbeit ſind und gewöhnlich den Be⸗ 
dürfniſſen der Geſellſchaft entſprechend vermehrt werden können. Es 
gehören dahin ferner die Regulirungen des Erbrechtes, namentlich ſo— 
weit der Grundbeſitz in Betracht kommt, Regulirungen, welche Einem 
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Kinde der Familie den Löwenantheil am elterlichen Beſitz, und den 
übrigen nur kümmerliche Abfindungen zuweiſen. Mit dieſen beiden 
Grundfehlern neuerer Geſetzgebung ſteht das Hypothekenrecht im Zu⸗ 
ſammenhange, dem der Boden entzogen wäre, wenn einerſeits der 
Grundbeſitz diejenigen Laſten tragen müßte, die ihm nach jedem natür⸗ 
lichen Rechte des Eigenthums zukommen; wenn nämlich dasjenige, was 
an dem Einkommen vom Grund und Boden Monopolgewinn iſt, für 
das Gemeinweſen in Anſpruch genommen würde — und wenn anderer- 
ſeits die natürliche Theilung des Bodens nicht durch die Ungleichheiten 
des Erbrechts verhindert würde. 


Andere Störungen der Gleichheit in den Erwerbsbedingungen ſind 
in Sonderrechten zu finden, welche entweder von vornherein nur zu 
Gunſten einzelner Stände oder Klaſſen der Bevölkerung geſchaffen wur⸗ 
den oder doch thatſächlich die Wirkung haben, einzelne Stände oder 
Klaſſen zu begünſtigen. Dahin zähle ich (neben dem bereits erwähnten 

Hypothekenrechte) vor Allem das Wechſelrecht und die Aktiengeſetzgebung. 


Auf dem ſtaatsrechtlichen Gebiete iſt es in erſter Linie die Ord— 
nung des Geldweſens, wodurch der Staat auf die wirthſchaftlichen Be— 
wegungen, ſowie auf die Vertheilung der Güter einen gewaltigen Ein⸗ 
fluß ausüben kann und faſt ſtets ausgeübt hat. Denn die Menge der 
vorhandenen Tauſchmittel iſt offenbar von hoher Bedeutung für die 
Lebhaftigkeit der Umſätze, für den relativen Antheil des Kapitals und 
der Arbeit am Volkseinkommen und für die Höhe des Zinsfußes. 


Außerdem kommen hier die Eingriffe in Betracht, welche der Staat 
zur Regelung der inneren Konkurrenz (durch Gewerbebeſchränkungen, 
Prämien u. dgl.) oder der auswärtigen Konkurrenz (durch Verbote, 
Schutzzölle u. ſ. w.) unternehmen kann. Ebenſo fällt die Gründung 
und Behandlung von Kolonieen in dieſen Kreis der Betrachtung. Im 
weiteſten Sinne kann man in denſelben ſogar alle Maßregeln der Volks— 
wirthſchaftspflege (oder Kulturpflege überhaupt) einbeziehen. 

Endlich iſt der Staat ſelbſt der größte Wirthſchafter innerhalb 
der Geſellſchaft, und übt als ſolcher durch die Art ſeiner Verwaltung 
und ſeiner wirthſchaftlichen Gebahrungen eine ſehr bedeutende Wirkung 
auf die Privatwirthſchaft der Bürger aus. Hier fragt es ſich zunächſt, 
wie weit rechtmäßiger Weiſe die Staatsverwaltung ihre Befugniſſe aus— 
dehnen und das in der Geſellſchaft herrſchende Prinzip der individuellen 
Wirthſchaft durch gemeinwirthſchaftliche Einrichtungen ergänzen darf. 
Außerdem kommt in Betracht, welche Aufwendungen an Betriebsmitteln 
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der Staat für ſeine verſchiedenen Verwaltungszweige erfordert, und wie 
dieſe Mittel aufgebracht werden. Es leuchtet ein, daß die Steuern, 
durch welche die Staatswirthſchaft vorzugsweiſe erhalten wird, je nach 
ihrem Verhältniß zum Volkseinkommen und zum Einkommen der Ein⸗ 
zelnen eine ſchwerere oder leichtere Laſt ſein können. Wird nun die 
Steuerlaſt, wie es gleichermaßen in barbariſchen und hochziviliſirten 
Ländern oft der Fall iſt, auf die am wenigſten leiſtungsfähigen Klaſſen 
gelegt, ſo können die letzteren bis zur Erſchöpfung ausgeſogen werden, 
während der Vermögensbildung unter einer bevorzugten Klaſſe ſtarker 
Vorſchub geleiſtet und unter Umſtänden zwiſchen Beſitz und Arbeit eine 
tiefe Kluft hervorgebracht wird, die auch dann noch fortdauert, wenn 
die erſte Urſache ihres Entſtehens beſeitigt iſt. 

Soweit die Steuern zur Beſchaffung der nöthigen Mittel für die 
Ausgaben der Staatsverwaltung nicht hinreichten oder hinzureichen 
ſchienen, hat ſich in neueren Zeiten der Gebrauch eingebürgert, die er- 
forderlichen Ergänzungen in verzinslichen Anlehen zu ſuchen. Dem da⸗ 
mit von den Staaten gegebenen Beiſpiele ſind die Gemeinden gefolgt, 
und die ſo von den erſteren wie den letzteren aufgehäuften Schulden 
mit den entſprechenden Zinsverpflichtungen ſind allmählich zu einer Höhe 
angewachſen, welche vielfach zu den härteſten und ungerechteſten Steuern 
zu greifen zwingt, damit, wie man ſich ausdrückt, der Staatskredit er⸗ 
halten oder der „Staatsbankerott“ vermieden werde. Und abgeſehen 
von ihren Folgen für die Beſteuerung haben die öffentlichen Anlehen 
noch eine andere, viel wichtigere und die Vertheilung der Einkommen, 
alſo das Verhältniß zwiſchen Beſitz und Arbeit viel tiefer berührende 
Wirkung, nämlich auf den Zinsfuß. Es bedarf keiner Erörterung, 
daß der Preis, den man für Gelddarlehen fordern kann, aufs Wefent- 
lichſte beeinflußt werden muß durch fo ſichere Gelegenheiten zu zins— 
barer Anlage, wie ſie durch die öffentlichen Anlehen — ſowie durch 
die hypothekariſchen Anlagen und in etwas ſchwächerem Maße durch 
die Aktiengeſellſchaften — dargeboten werden. Die Frage iſt nur die, 
welche Wirkung durch dieſe Einrichtungen auf die wirthſchaftliche Ver⸗ 
faſſung der Geſellſchaft, auf die Vertheilung des Volkseinkommens aus⸗ 
geübt wird. Fällt die Antwort ungünſtig aus; wird dadurch klar ge— 
ſtellt, daß in Folge jener Einrichtungen die Anhäufung großer Ver⸗ 
mögen gefördert, die Erwerbsfähigkeit der Arbeit vermindert und die 
Geſammtproduktion gehemmt oder in Richtungen getrieben wird, wo ſie 
für die Maſſen des Volkes unfruchtbar bleibt — ſo ſtoßen wir hier 
wiederum auf einen Punkt, von dem aus ohne „Staatshülfe“, d. h. 
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ohne Eingriffe in die gegenwärtigen Ordnungen des Staates, jede Aus- 
ſicht auf tiefer greifende ſoziale Reformen hoffnungslos erſcheint. 

Es muß jedoch zugeſtanden werden, daß in dem größten Theile 
der Bevölkerung nicht bloß Deutſchlands, ſondern aller ziviliſirten und 
ihre Geſchicke ſelbſt beſtimmenden Nationen, die Einſicht in die Noth⸗ 
wendigkeit oder den gemeinſamen Vortheil ſo einſchneidender Aende⸗ 
rungen beſonders der privatrechtlichen Geſetzgebung, wie ſie oben an— 
gedeutet wurden, bisher fehlt, und daß, ſelbſt wenn dieſe Einſicht weiter 
verbreitet wäre oder ſich ſchon der Maſſe des Volkes bemächtigt hätte, 
gleichwohl die Hinderniſſe eines radikalen Vorgehens zu groß und ge— 
fahrdrohend ſein würden, als daß gewaltſame, plötzliche, bis auf die 
Wurzel eingreifende Aenderungen rathſam erſcheinen könnten. Obwohl 
ich daher der Meinung bin, daß ohne eine der natürlichen Gerechtigkeit 
entſprechende Umbildung des Eigenthums- und Erbrechts, ſowie ohne 
eine verſtändige Ordnung des Geldweſens niemals eine Geſellſchafts— 
verfaſſung zu erreichen iſt, die in Wahrheit frei und gerecht zu nennen 
wäre, jo erkenne ich doch vollkommen an, daß der Weg zum Ziele ein 
weiter und ſchwieriger iſt und nicht mit Einem Satze überſprungen, 
ſondern nur in gemeſſenem Tempo und unter allmählicher Hinweg— 
räumung der beſtehenden Hinderniſſe zurückgelegt werden kann. Das 
Grund⸗ und Boden- oder Rentenmonopol und das Geld- oder Zins— 
monopol müſſen geſtürzt werden. Aber fundamentale Rechte und ein⸗ 
gewurzelte ſoziale Einrichtungen laſſen ſich nicht im Handumdrehen beſei⸗ 
tigen. Geſetzgeber und Staatsmänner erfüllen ihre Aufgabe, wenn ſie, die 
ſcharf erfaßten Ziele der Entwickelung im Auge behaltend, ſolche Maß— 
regeln ergreifen, welche in der Gegenwart durchführbar ſind, die Ge— 
ſellſchaft ihrem Ziele näher bringen und die Uebel, die aus den Grund- 
fehlern des betreffenden Zuſtandes hervorgehen, mildern. 

Wäre von der früheſten Geſchichte eines Volkes an der Grund— 
beſitz nur als ein Attribut der Arbeit behandelt und nicht durch die 
politiſchen Gewalten zur Verleihung von Macht, Herrſchaft und Reich⸗ 
thum mißbraucht und das Erbrecht der Nachgeborenen verkümmert wor— 
den, ſo würde offenbar die ſoziale Entwickelung dieſes Volkes zu einem 
ganz anderen Ergebniſſe geführt haben, als demjenigen, das man ohne 
dieſe Bedingungen vor Augen ſieht. Die Ausſcheidung einer rein ge⸗ 
werblichen Bevölkerung, ſowie die Fortſchritte der Arbeitstheilung und 
Technik würden keineswegs unterblieben ſein, aber es wäre vielleicht 
keine ſo ſcharfe Scheidung zwiſchen Stadt und Land eingetreten, wie 
es nun der Fall iſt. Nicht die nackte Hülfloſigkeit und Entblößung 
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von allen Mitteln oder Rechten würde einen Theil der Bevölkerung 
veranlaßt haben und fortwährend veranlaſſen, den Landbau aufzugeben 
und gewerbliche Beſchäftigungen zu ergreifen, ſondern der Antrieb dazu 
würde aus Neigung, Talent, Ehrgeiz oder ſonſt welcher ſpornenden 
Eigenſchaft hervorgehen, und eventuell die Rückkehr zum Landbau er⸗ 
leichtert ſein. Es würde daher nicht leicht jene übermäßige Konkurrenz 
unter der gewerblichen Bevölkerung eintreten, welche gegenwärtig das 
Kennzeichen aller höher entwickelten Staaten iſt. Die Vertheilung des 
Beſitzes oder Einkommens würde ſich natürlicher und gleichmäßiger ge- 
ſtaltet haben, da die Arbeit allein (gleichviel ob körperliche oder geiſtige) 
der Beſtimmungsgrund der Tauſchwerthe ſein würde. Indeſſen ich will 
die Folgen einer Vertheilung des Grundbeſitzes, wie ſie vermuthlich 
eingetreten wären, wenn Beſitz oder Eigenthum ſeinen Rechtsgrund ſtets 
nur in der Arbeit gefunden hätte, hier nicht weiter ausmalen. Es ge⸗ 
nügt hier vollſtändig, es als Vorausſetzung gelten zu laſſen, daß 
unter jener Bedingung die Beſitzvertheilung eine ziemlich gleichmäßige 
und das heutige Nebeneinander von ungeheuer Reich und Bettelarm 
faſt unmöglich, vielmehr über das ganze Volk ein gewiſſer beſcheidener 
Wohlſtand verbreitet ſein würde. 

Unter dieſer Vorausſetzung würden ſelbſtverſtändlich alle die ver⸗ 
hältnißmäßig kleinen Mittel, die heutzutage nothwendig ſind, um die 
ſchmerzhafteſten Leiden der Geſellſchaft zu lindern, und die öfters als 
die wahren Heilmittel der ſozialen Krankheit geprieſen werden (wie die 
Pläne zur Verſicherung der Arbeiter gegen Krankheit, Unfälle, Alter 
und Erwerbloſigkeit), überflüſſig werden. Aber wie nun eben die Dinge 
ſtehen, und ſo lange die letzten Gründe der geſellſchaftlichen Mißver⸗ 
hältniſſe nicht vollſtändig aufgehoben werden können, ſind eben Opiate 
oder beruhigende, örtlich wirkende Mittel unentbehrlich, und drängen 
ſich von ſelbſt in den Vordergrund der ſozialpolitiſchen Aktion. 

Nach alle dem werden wir in dem Rahmen der ſozialen Aufgaben 
des Staates das Eigenthums- und Erbrecht; das Hypotheken-, Wechſel⸗ 
und Aktienrecht; das Geldweſen; die Ackerbau-, Gewerbe- und Handels⸗ 
politik; die Kolonialpolitik; den ſtaatlichen Wirthſchaftsbetrieb und die 
Mittel zu deſſen Beſchaffung; endlich die ſogenannte Arbeiterverſicherung 
zu beſprechen haben. 
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Von dieſen Gegenſtänden habe ich bereits im vierten und fünften ü 
Hefte der vorliegenden Schrift ausführlich gehandelt, und ich kann hier 
im Weſentlichen nur die Ergebniſſe der dort angeſtellten Unterſuchung 
rekapituliren, indem ich dem Leſer überlaſſe, der Begründung meiner 
Sätze an dem angeführten Orte nachzugehen. 

Als der haltbarſte Rechtsgrund des Eigenthums wird allgemein 
das natürliche Recht des Beſitzes an dem Produkt der eigenen Arbeit 
betrachtet. Nach der Entſtehung des Tauſches mußte aber auch das 
durch Tauſch Erworbene unter den Begriff und das Recht des Eigen— 
thums fallen. Der Tauſch jedoch, auf dem das geſammte verwickelte 
Syſtem der wirthſchaftlichen Beziehungen der Menſchen zu einander 
(einschließlich des Lohnſyſtems) beruht, giebt nur allzu leicht Anlaß zu 
Uebervortheilung und Ausbeutung. Die enormen Anhäufungen beweg— 
lichen Vermögens ſind lediglich auf die Wirkungen ungleicher Tauſche 
zurückzuführen. 

Es iſt die große Aufgabe einer gerechten Sozialpolitik, die Be— 
ziehungen der Menſchen unter einander jo zu geſtalten, daß bei thun⸗ 
lichſter Freiheit der Einzelnen das Element der Ausbeutung und Ueber— 
vortheilung aus den Tauſchen ausgeſchieden werde. Wie das Problem 
gelöſt werden kann, darüber wird freilich vielleicht zu allen Zeiten 
Meinungsverſchiedenheit und Streit herrſchen, und man wird bei der 
Unvollkommenheit alles Menſchlichen froh ſein dürfen, wenn wenigſtens 
die ſichtbarſten Gegenſätze und Ungleichheiten geebnet werden. Ueber 
Einen Punkt aber ſcheint allmählig mehr und mehr eine Ueberein— 
ſtimmung der Anſichten hervorzutreten, nämlich über die Unverträglichkeit 
jener Eigenthumstheorie, welche die Arbeit und die Nothwendigkeit, 
deren Früchte zu ſichern, als Grund des Eigenthumsrechtes betrachtet, 
mit der Inſtitution des Grund-Eigenthums. 

Da der Grund und Boden nicht eine Frucht, ſondern der Gegen— 
ſtand und zwar der unerläßliche Gegenſtand der menſchlichen Arbeit 
iſt, ſo kann er nicht Gegenſtand des Eigenthums in dem Sinne ſein, 
wie die Produkte der menſchlichen Arbeit. Ohne den freien Zugang 
zu den Naturgaben würde die menſchliche Exiſtenz ſelbſt buchſtäblich 
ohne Boden ſein. Niemand kann daher unter irgend einem Vorwande 
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ein ausſchließliches Herrſchaftsrecht über die Naturgrundlagen der Pro⸗ 
duktion beanſpruchen. Allerdings hat ſich in allen ziviliſirten Staaten 
die Nothwendigkeit geltend gemacht, das Recht der Benutzung des Bo⸗ 
dens, oder mit andern Worten das Beſitzrecht am Grund und Boden, 
zu ordnen, um den Bebauern deſſelben die Früchte ihrer Arbeit zu 
ſichern; aber Anbau und Arbeit ſind ſtets nur in beſchränktem Maße 
die Rechtstitel des Grundbeſitzes geweſen. Zum großen Theile beruht 
derſelbe auf Uſurpation oder auf Verleihung durch Uſurpatoren. Die 
eigentlichen Bebauer des Bodens wurden zu Sklaven der Grundeigen- 
thümer gemacht, und die Letzteren eigneten ſich ohne weſentliche Gegen⸗ 
leiſtung die Früchte der Arbeit Jener an. Später, nachdem das 
Monopol und die Vorrechte des Grundadels gelockert waren, wurde 
der Grundbeſitz als eine, gleich jeder anderen, verkäufliche Waare be⸗ 
handelt. Mit einer Summe Geldes glaubt man ein volles Eigen⸗ 
thumsrecht an einem Theile der Erde ſelbſt erwerben zu können. 

Wenn jedoch aus Gründen der Vernunft ein ausſchließliches Herr⸗ 
ſchaftsrecht über die Quelle aller Produktion unmöglich iſt, ſo wird 
der Kauf nicht im Stande ſein, das erſte Unrecht zu ſühnen. Viel⸗ 
mehr iſt darin nur eine durch die Tradition legitimirte Fortpflanzung 
des erſten Unrechts zu ſehen. Wer an der Entwickelung des poſitiven 
Rechtes zu einem geläuterten Rechte der Vernunft nicht zweifelt, wird 
daher der Zuverſicht leben, daß über Kurz oder Lang ein Zeitpunkt 
eintreten wird, wo das Grundeigenthum einer Umwandlung unterliegen 
muß, die daſſelbe auf ſein vernünftiges und gleichſam naturgeſetzliches 
Maß zurückführt. 5 

Das Grundeigenthum, ſoweit es nicht mit dem eigenen Anbau 
zuſammentrifft, widerſpricht dem Zwecke des Eigenthums, der Arbeit 
ihre Früchte zu ſichern. Der große Grundeigenthümer zieht ſein Ein⸗ 
kommen großentheils von der Arbeit Anderer, nicht von der eigenen. 
Gekauft und verkauft wird der größere Grundbeſitz nur unter der 
Vorausſetzung, daß er eine Rente gewährt, d. h. ein Einkommen, 
welches nicht auf Arbeit beruht. Der Käufer erwartet nicht bloß den 
billigen Erſatz für eigene Arbeit oder Leitung fremder Arbeit, ſondern 
darüber hinaus eine Rente. Am deutlichſten wird der Fall da, wo 
der Boden nicht von ſeinem Beſitzer bewirthſchaftet, ſondern im Ganzen 
oder Einzelnen verpachtet wird. Es iſt klar, daß der Verpächter in 
der Pachtrente nicht die Früchte ſeiner Arbeit, ſondern den Tribut 
fremder Arbeit empfängt. Ebenſo klar iſt, daß, wenn der Grund und 
Boden als käufliche Waare behandelt wird, eine Geſellſchaft von Kapi⸗ 
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taliſten unter der Hand ein ganzes Land zuſammen kaufen kann, um 
denen, die den Boden bearbeiten wollen, unter Ausſchließung jeder 
Konkurrenz ſolche Bedingungen zu machen, wie ſie ihnen, den Kapita⸗ 
liſten, belieben. Es kann mithin unter dem Regime des Grundeigen⸗ 
thums ein Zuſtand von virtueller Hörigkeit der Bauern einreißen. 
Noch iſt das Uebel, das im Schooße jener verkehrten Eigenthums⸗ 
einrichtung verborgen liegt, nicht bis zu dem angedeuteten Punkte ge- 
diehen. Aber die ſteigende Unruhe in der landwirthſchaftlichen Be— 
völkerung weiſt darauf hin, daß in dieſem großen Gewerbe ein geheimer 
Schaden wühlt, der leicht auf die Bodenproduktion ſowie die wirth- 
ſchaftlichen Verhältniſſe der geſammten Geſellſchaft den verderblichſten 
Einfluß ausüben kann. 

Man klagt, namentlich von Seiten der Landwirthe, viel über den 
zunehmenden „Kapitalismus“, und meint damit die zunehmende Macht 
des Kapitals über die Arbeit, der Vergangenheit über die Gegenwart. 
Aber man wird nicht gewahr, daß die Behandlung des Grund und 
Bodens als verkäuflicher Waare es vor Allem iſt, welche den Kapi⸗ 
talismus groß gezogen hat und immer mächtiger macht. So lange es 
Arbeitern an Gelegenheit zur Arbeit fehlt, und ſo lange große Handels— 
und Induſtriegewinne oder die Konſequenzen einer allgemeinen Schulden- 
und Zinswirthſchaft in den Händen Einzelner ungeheuere Reichthümer 
anhäufen, ſo lange müſſen, wenn der Boden als eine dem Kauf und 
Verkauf unterliegende Rentenquelle behandelt wird, die Preiſe des 
Bodens ſteigen; denn die Konkurrenz der Arbeiter um Beſchäftigung 
und der Kapitaliſten um Kapitalanlagen wirkt mit Nothwendigkeit 
darauf hin. An dieſer Nothwendigkeit der Preisſteigerung ändert der 
Umſtand, daß bei ungünſtiger Lage des Geldmarktes die Preiſe der 
Güter zu ſinken ſcheinen, Nichts. In Wahrheit ſind in dieſem Falle 
nicht ſowohl die Preiſe der Güter geſunken, als der Preis des Geldes 
geſtiegen. Das Verhältniß der Rente zum Lohne der auf den Boden 
verwendeten Arbeit oder zum Gewinne für die Betriebsleitung ändert 
ſich dabei nicht zu Gunſten der Arbeit und des Gewinnes, ſondern 
behält im Gegentheil die Tendenz zum Steigen. 

Die Wirkung davon iſt je nach der Größe des Grundbeſitzes eine 
ſehr verſchiedene. Der kleine Bauer bezahlt in dem Preiſe ſeiner 
Felder nicht eine ihm mühelos in den Schooß fallende Rente, ſondern 
nur die Gelegenheit, unabhängig arbeiten zu können. Je höher der 
Preis des Bodens ſteigt, deſto ſchlimmer für den arbeitenden Land⸗ 
mann, dem dadurch die Gelegenheit zur Arbeit immer mehr vertheuert 
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wird. Deſto ſchlimmer auch für diejenigen größeren Beſitzer, in deren 
Einkommen der Lohn für eigene Arbeit oder der Erſatz für die Arbeit 
der Betriebsleitung den überwiegenden Beſtandtheil ausmacht. Dieſe 
werden ſich allerdings dadurch ſchadlos zu halten ſuchen, daß ſie den 
Lohn der fremden Arbeit, die ſie verwenden, möglichſt herunterdrücken. 
Gelingt ihnen dies, ſo ſind wiederum die Arbeiter die Laſtthiere, denen 
ein neues Gewicht angehängt wird; gelingt es nicht, ſo mühen ſich 
auch die größeren Landwirthe nur für Diejenigen ab, die von dem 
hohen Preiſe der Güter Vortheil gezogen haben oder noch ziehen. 

Sollen Arbeit und Kapital, welche auf den Grund und Boden 
verwendet werden, ihren reichlichen Lohn und gebührenden Gewinn 
finden, ſo muß die Rente, d. h. der monopoliſtiſche Beſtandtheil im 
Einkommen des Grundbeſitzers, derjenige Beſtandtheil, der ohne An- 
wendung von Arbeit und ohne produktive Kapitalverwendung gewonnen 
wird und heutzutage meiſt an den Pfandgläubiger geht, aus 
ihrer beherrſchenden Rolle geworfen werden. Alle ſozialen Einrichtungen, 
welche nicht die Folge haben, der Arbeit, ſei es der körperlichen oder 
geiſtigen, ihre vollen Früchte zu ſichern, oder zur produktiven Verwen⸗ 
dung des Kapitals anzuſpornen, ſind falſch und ungerecht. 

Wird dies anerkannt, ſo iſt der Schluß unvermeidlich, daß das 
ganze Syſtem, nach welchem mit dem Grund und Boden das Herr— 
ſchaftsrecht über eine Naturgabe, das Recht zur Erhebung eines Tri- 
butes von der Arbeit und dem Kapital, oder mit anderen Worten eine 
Rentenquelle durch Geld erkauft werden kann, in der Wurzel falſch 
iſt. Die grundbeſitzende Bevölkerung in erſter Linie, und die Geſell⸗ 
ſchaft im Allgemeinen können nicht eher geſunden, als bis ſie von die— 
ſem Alpe befreit ſein werden. 

Das Mittel, um ohne Antaſtung erworbener Rechte und der in- 
dividualiſtiſchen Wirthſchaftsverfaſſung zu dem erwünſchten Ziele zu ge- 
langen, beſteht, wie ich am angeführten Orte des Näheren ausgeführt 
habe, in der Beſeitigung des monopoliſtiſchen Beſtandtheiles im Ein⸗ 
kommen des Grundbeſitzes, dem Theile nämlich, der nicht durch Arbeit 
oder Kapitalaufwendung gewonnen wird, ſondern ſich aus der verhältniß— 
mäßigen Seltenheit des Grund und Bodens gegenüber einer ſteigenden 
Bevölkerung ergibt, der mithin ein geſellſchaftliches Ergebniß iſt und 
nimmermehr rechtmäßiger Weiſe von Einzelnen beanſprucht oder unter 
irgend welchem Vorwande erworben werden kann. 

Die Entſtehung der Grundrente (worunter nicht etwa der ge— 
ſammte Reinertrag eines Gutes, ſondern eben nur der Theil deſſelben 
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zu verſtehen ift, der dem Bebauer des Bodens als Tribut für Ueber- 
laſſung des Bodens auferlegt werden kann) ſteht in engem Zuſammen⸗ 
hange mit der ungleichen Vertheilung des Grundbeſitzes. Denkt man 
ſich den Boden eines Landes annähernd gleichmäßig unter die vorhan— 
denen Familien vertheilt, ſo würde thatſächlich Niemand für die Nutzung 
fremder Grundſtücke einen Preis zu zahlen geneigt ſein, um ſo weniger, 
als es vorausſichtlich einem Jeden an Lohnarbeitern fehlen würde. So— 
bald dagegen eine ſehr ungleiche Vertheilung platzgreift, Einzelne viel, 
Andere wenig und die Meiſten nichts beſitzen, werden die Beſitzloſen 
froh genug ſein, von den größeren oder kleineren Beſitzern die Nutzung 
ihrer Ländereien gegen einen Tribut erkaufen zu können, und dieſer 
Tribut wird deſto größer ſein, je mehr die Zahl der Beſitzloſen oder 
zu wenig Beſitzenden anſchwillt. 

Will man den Boden der Mutter Erde die ihm von der Natur 
zugewieſene Beſtimmung, nämlich die auf ihn verwendete Arbeit der 
Menſchen durch ihren vollen Ertrag zu belohnen, erfüllen ſehen; will 
man die Grundlage aller Produktion nicht dazu gemißbraucht wiſſen, 
eine Reichthumsquelle für beſitzende Müßiggänger und Machtlüſtlinge 
zu werden, ſo muß man vor Allem die Konzentration des Grundbeſitzes 
zu verhindern ſuchen. Der geſchichtliche Verlauf hat jedoch in den 
meiſten Ländern den umgekehrten Weg eingeſchlagen. Gerade auf den 
Grundbeſitz wurde gewöhnlich eine Erbfolge angewendet, die darauf 
berechnet war, den Beſitz ungetheilt zu erhalten und ſo neben den 
Begünſtigten eine Klaſſe von Enterbten zu ſchaffen, die mit dem 
Wachsthum der Bevölkerung einen immer größeren Verhältnißtheil der“ 
Letzteren ausmacht und, durch die Zurückweiſung auf eine niedrigere 
ſoziale Stufe die geiſtigen Intereſſen, den ſittlichen Halt und das Ge— 
fühl der Selbſtverantwortlichkeit allmählich verlierend, zu einem un— 
natürlichen Wachsthum der Bevölkerung am meiſten beiträgt. Eine 
gleiche Erbtheilung würde mit der Zeit ſelbſt große Unterſchiede des 
Beſitzes auszugleichen ſtreben; wogegen die willkürlichen, dem natür- 
lichen Gefühl und Recht widerſtrebenden, nur aus verkehrten Opportu— 
nitätsrückſichten abgeleiteten Regulirungen des adeligen und dann auch 
des bäuerlichen Erbrechtes der naturgemäßen Entwickelung der Volks— 
wirthſchaft und Arbeitstheilung, ſowie der angemeſſenen Vertheilung der 
Bevölkerung über das ganze Land ſchwere Hinderniſſe in den Weg 
legen und den Intereſſenkampf zwiſchen Landwirthen und Gewerb— 
treibenden, Beſitzenden und Enterbten maßlos verbittern. 

Bei dieſen Andeutungen, die in früheren Theilen des vorliegenden 
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Buches ausführlich behandelt worden ſind, mag es hier ſein Bewenden 
haben, da es an dieſer Stelle nur darauf ankommt, die überwältigende 
Wichtigkeit hervorzuheben, welche das bürgerliche Recht im Vergleiche 
zu allen Verwaltungsmaßregeln oder nachträglichen Eingriffen des öffent⸗ 
lichen Rechtes für die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe hat. 
Die erſte Pflicht des Staates iſt es ſonach, auf die Anpaſſung des 
Rechtes an die Forderungen der unbeſtechlichen Vernunft, auf die Erneue⸗ 
rung (um mit P. Pfizer zu ſprechen) des verdorbenen, verfälſchten Rechtes 
aus ſeinem ewig friſchen, immer reinen Urquell Bedacht zu nehmen. 
Und vor Allem ſollte eine Partei, die den Namen einer liberalen mit 
Fug tragen will, die großen Aufgaben, die ihr in der hier angedeuteten 
Richtung obliegen, ohne Voreingenommenheit zu würdigen ſuchen. 


Drittes Kapitel. 
Hypotheken-, Wechſel- und Aktienrecht. 


Die im nachfolgenden Abſchnitte zuſammengefaßten Einrichtungen 
haben das Gemeinſame, daß ſie beſonderen Klaſſen der Geſellſchaft be- 
ſondere Rechte einräumen. Das Hypothekenrecht gewährt den Dar⸗ 
leihern eine über das gewöhnliche Maß hinausgehende Sicherheit. Das 
Wechſelrecht ſichert den Darleiher mindeſtens durch eine größere Strenge, 
als das gewöhnliche Recht der Forderungen. Beide Rechtsformen wirken 
natürlich in demſelben Maße, wie fie den Geldbeſitzer zur Gewährung 
von Darlehen der bevorzugten Art reizen, auch auf den Kreditſucher 
ſtimulirend, ſich derjenigen Kreditformen zu bedienen, mittelſt deren er 
am leichteſten Kredit erhält. Was endlich die Aktiengeſetzgebung betrifft, 
jo ſchafft dieſelbe inſofern ein Sonderrecht, als die zu einer Aktien⸗ 
geſellſchaft vereinigten Perſonen, im Gegenſatze zu den Mitgliedern 
einer gewöhnlichen Handelsgeſellſchaft, von der perſönlichen Haftbarkeit 
für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft ausdrücklich befreit bleiben. 
Während dadurch auf der einen Seite den Gelbbeſitzern der Vortheil 
geboten wird, ihr Kapital nicht allein zinsbringend, ſondern auch mit 
einer Ausſicht auf Unternehmergewinn anlegen zu können, ohne ihrerſeits 
ſich um die Einzelheiten des Geſchäftes kümmern zu müſſen, werden ſie 
auf der anderen Seite der Diskretion der eigentlichen Geſchäftsführer 
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in einer Weiſe überantwortet, die ihren eigenen Intereſſen verhängniß⸗ 
voll werden kann. f 

Schon einer oberflächlichen Betrachtung muß es einleuchten, daß 
Geſetze, wie die hier in Rede ſtehenden, auf die geſchäftlichen Bewegungen 
des Volkes von ſcharfer Wirkung ſein werden. Sie verpflanzen Kredit, 
d. h. Verfügungsmittel über Kapitalien, nach Orten, wo ſonſt keine 
oder nicht jo viele Verfügungsmittel vorhanden fein würden; aber fie ent- 
ziehen — was man niemals aus den Augen verlieren darf — anderen 
Orten oder Wirthſchaftskreiſen die produktiven Anlagen, die ohne eine 
derartige Geſetzgebung ihnen zu gute gekommen wären. Allerdings 
werden zuweilen in Wirthſchaftskreiſen, die für produktive Geldanlagen 
Verwendung haben und keine eigenen Mittel beſitzen, durch gutange— 
wendeten Kredit die Produktion und der Umlauf gehoben und beſchleu— 
nigt. In den kleineren, mehr dem Privatverkehr angehörigen Kreiſen, 
die ſich der öffentlichen Aufmerkſamkeit und ſtatiſtiſchen Feſtſtellung ge- 
wöhnlich entziehen, iſt das Verhältniß der wohlthätigen zu den nach— 
theiligen Einflüſſen des Kredites ſchwer nachzuweiſen. Sieht man ſich 
jedoch in der Wirthſchaftsgeſchichte der neueren Völker um, fo wird 
man nur ſehr ſelten Beiſpiele finden, daß einem Volke durch Kredit 
eine wirkliche Wohlthat erwieſen worden wäre. In den meiſten Fällen 
hat ſich auf Grund öffentlicher Schulden, namentlich von Volk zu 
Volk, lediglich ein Verhältniß der Zinsbarkeit und Tributpflichtigkeit 
ausgebildet, das dem empfangenden Theile nur ſchwere Wunden ge— 
ſchlagen und ſeinen Aufſchwung eher verhindert als befördert hat. Ohne 
den Kredit würde gewöhnlich der natürliche Drang nach Verbeſſerungen 
paſſendere Hülfsmittel zur Hebung der Volkswirthſchaft, als es die ver— 
zinslichen Darlehen ſind, ausfindig gemacht haben. Die engliſchen 
Kolonien in Nordamerika wußten ſich, vollkommen entblößt von Gold 
und Silber wie ſie waren, ſchon um den Wendepunkt des ſiebzehnten 
und achtzehnten Jahrhunderts einen papiernen Erſatz für das blinkende 
Umlaufsmittel zu verſchaffen, auf Grund deſſen fie einen Verkehr ent- 
wickelten, ſo reich und blühend, wie ihn die Welt kaum je vorher ge— 
ſehen. England ſelbſt, als es gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
einen langjährigen Kampf gegen den korſiſchen Welteroberer eröffnete, 
ſchuf ſich unermeßliche Hülfsquellen durch ein koſtenloſes Geldzeichen, 
deſſen lebhafter Umlauf einen ſo allgemein verbreiteten Wohlſtand er— 
zeugte, wie ihn das Land ſeitdem kaum mehr erlebt hat. Und was 
von den großen nationalen Verkehrskreiſen gilt, darf im Allgemeinen 
auch für die kleineren Wirthſchaftsbezirke ſowie die Privatwirthſchaften 
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als zutreffend betrachtet werden. In einem begrenzten Maße und unter 
beſonderen Umſtänden mag der Kredit, zuweilen ſogar ein hochverzins— 
licher Kredit, dem empfangenden Theile Nutzen bringen; aber die un⸗ 
geheure Ueberſpannung, zu welcher ſowohl der öffentliche als auch der 
Privatkredit ſchon ſeit geraumer Zeit gediehen iſt, und welcher aus 
ſtaatlichen Geſetzen und Einrichtungen beſtändige Nahrung empfängt, 
muß nothwendig zu einer Oberherrſchaft der Kreditgeber mit der ent— 
ſprechenden Unterordnung der beſitzloſen Geſellſchaft führen. 

In welcher Weiſe dies geſchieht, wird ſich aus einer Betrachtung 
der verſchiedenen Kreditformen, deren übermäßige Aufblähung die Folge 
ſtaatlicher Geſetze und Einrichtungen iſt, ergeben. 

Was zunächſt den Hypothekenkredit betrifft, ſo iſt derſelbe, 
ſoweit es ſich um Verpfändung ländlicher Grundſtücke handelt, gewöhnlich 
nichts weiter, als ein auf die Grundrente gewährter Kredit. Die 
Grundrente aber iſt, als ein Monopolpreis, der nur in Folge der 
Beſchränktheit der Naturgaben gezahlt wird, eine Einkommensform, die 
mit dem vernünftigen Rechte, aus welchem ein Eigenthum abgeleitet 
werden kann, im ſtrengſten Widerſpruche ſteht. Nun muß der Hypo⸗ 
thekenkredit, als eine geſetzliche Form der Grundrentenbeleihung, noth- 
wendig auf eine beſtändige Steigerung der Grundrente im Verhältniß 
zum Erſatze der Arbeit und des Kapitals, die auf den Grund und Boden 
verwendet werden, hinwirken. Denn da die Rente nichts Feſtbegrenztes 
iſt, ſondern ihrer Natur nach mit den anderen Einkommensarten, Ar⸗ 
beitslohn und Kapitalgewinn, konkurrirt und denſelben ihr Gebiet fort⸗ 
während ſtreitig zu machen ſucht, ſo hat jede Belehnung des Renten⸗ 
einkommens die Tendenz, daſſelbe auf Koſten der Arbeit und der pro⸗ 
duktiven Kapitalanlage zu vermehren. Der Preis des Grund und Bodens, 
oder mit anderen Worten der kapitaliſirte Betrag der Grundrente, wird 
einleuchtendermaßen immer mehr in die Höhe getrieben, wenn außer 
der Arbeitskraft und dem Talente zur Betriebsleitung der Rentenſchacher 
um den Grundbeſitz wirbt; und wenn dieſer Rentenſchacher durch eine 
geſetzliche Einrichtung, wie den Hypothekenkredit, eine künſtliche Beförde⸗ 
rung erfährt, ſo wird man ſich nicht wundern dürfen, wenn er allmählich 
die Widerſtandskraft der Landwirthe, die aus Arbeit, produktiver Kapi⸗ 
talanlage und intelligenter Bewirthſchaftung ein Einkommen erwarten, 
immer mehr untergräbt. 

Es iſt eine bekannte Thatſache, daß der Hypothekenkredit vorwie⸗ 
gend behufs Auseinanderſetzung in Erbſchafts- oder Verkaufsfällen ein⸗ 
tritt. Fällt ein Gut mehreren Erben anheim, ſo wird da, wo ſich der 
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Gebrauch eingebürgert hat, das Gut ſelbſt nur Einem zu übergeben 
und die Anderen durch Eintragung entſprechender „Kapitalien“ oder 
Renten abzufinden, ein fingirter Preis des Nachlaſſes angenommen, 
und das Gut mit Schulden belaſtet, die zur Auszahlung der Erbtheile 
oder zur Sicherung einer gleichwerthigen Rente der Abzufindenden dienen. 
Die Letzteren haben begreiflicherweiſe ein hohes Intereſſe daran, ihre 
Abfindungen ſo hoch zu treiben, wie immer möglich; und wo daher 
nicht ein günſtiges Gewohnheitsrecht oder ein geſetzlicher Schutz dem 
Gutsunternehmer zur Seite ſteht, wird derſelbe in der Regel mit zu 
großen Laſten beſchwert und häufig von denſelben geradezu erdrückt. 
Die durch das fragliche Erbtheilungsverfahren eingeleitete und durch 
die Möglichkeit der hypothekariſchen Eintragung von Grundſchulden ver— 
ſchärfte Wirkung iſt eine doppelte. Einmal die, daß die Naturalthei⸗ 
lung, oder was bei entwickelterem Sinne für Aſſoziation an deren 
Stelle treten könnte: die gemeinſame Bewirthſchaftung unter irgend 
einer Form, verhindert wird; ſodann die, daß der Preis des Grund 
und Bodens, d. h. die Grundrente ſelbſt, über das ſonſt mögliche 
Maß getrieben wird. Ganz die nämlichen Wirkungen übt der Hypo— 
thekenkredit aus, ſoweit er zur Sicherſtellung von Reſtkaufgeldern oder 
überhaupt zur Beſtreitung des Kaufpreiſes ländlicher Grundſtücke auf⸗ 
genommen wird. Wären die arbeitenden Landleute und diejenigen 
Landwirthe, die einen größeren Grundbeſitz behufs eigner Bewirth— 
ſchaftung zu erwerben ſuchen, nicht in der Lage, vermöge des Hypo— 
thekenkredites einen größeren oder geringeren Theil des Kaufpreiſes 
aufzubringen, ſo würde der letztere nicht zu der abnormen Höhe ſteigen, 
den er unter dem gegenwärtigen Schuldenregime erreicht. Auch würde 
Niemand leicht einen größeren Grundbeſitz erwerben können, als er mit 
ſeinem Geldbeſitze bezahlen kann. Es würde alſo einerſeits das Steigen 
der Grundrente in Schranken gehalten, und andererſeits die Theilung 
des Grundbeſitzes, namentlich des größeren, befördert und dadurch der 
Arbeit, der körperlichen ſowohl als auch der geiſtigen, ihr rechtmäßiger 
Vorrang im Beſitze des Grund und Bodens geſichert. Die nächſte 
Folge würde ſein, daß die Produktionskoſten der Bodenerzeugniſſe, in 
denen die Rente gegenwärtig eine ſehr bedeutende Rolle ſpielt, ſinken 
und die wichtigſten Nahrungsmittel und Rohſtoffe im Preiſe fallen, 
obwohl den Landwirthen ein höherer Geldertrag verbleibt. 

Die Hypotheken auf ſtädtiſche Grundſtücke werden im Verhältniß 
wohl mehr zur Beſtreitung der Baukoſten, als des Kaufpreiſes der 
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zur Steigerung der Grundrente oder des Grundwerthes. Dieſe Stei- 
gerung iſt bei den ſtädtiſchen Grundſtücken gewöhnlich noch weit ge— 
ſchwinder und größer, als bei den ländlichen, und die Unrechtmäßigkeit 
der Aneignung durch die einzelnen Beſitzer tritt deßhalb in dem erſteren 
Falle noch greller hervor, als im letzteren. Während bei der Zunahme 
des Werthes einer landwirthſchaftlichen Fläche meiſt auch eine Werth- 
erhöhung durch Arbeit oder Kapitalaufwendung vorliegt, iſt die Stei⸗ 
gerung des Grundſtückswerthes in Städten lediglich von Verhältniſſen 
abhängig, die gänzlich außerhalb der Einwirkung der Beſitzer liegen. 
Indem die Geſellſchaft den letzteren geſtattet, ſich dieſen Werthzuwachs 
anzueignen, fälſcht ſie den Begriff des Eigenthums, anſtatt ihn heilig 
und unverſehrt zu erhalten, und befördert durch dieſes Unrecht mächtig 
die Ungleichheit des Vermögens und die geſellſchaftlichen Gegenſätze. 

Eine radikale und, wie ich glaube, auf die Dauer unvermeidliche 
Löſung des Zwieſpaltes zwiſchen dem Grundeigenthum nach römi⸗ 
ſchem Recht und einem den Forderungen der Vernunft entſprechenden 
Rechte des Grundbeſitzes wird allerdings nur durch die vollſtändige 
Appropriation der Grundrente ſeitens des Gemeinweſens erfolgen können. 
Eine ſo gewaltſame Löſung wird jedoch Niemand herbeiführen wollen, 
der die Intereſſen des Friedens und der Gerechtigkeit würdigt, welche 
gebieten, wohlerworbene Rechte zu achten. Rechtsentwickelungen der 
gedachten Art erheiſchen vorſichtige und allmähliche Ueberleitungen. 
Und als den erſten und wichtigſten Schritt zu dem fraglichen Ziele 
wird man die Beſeitigung des Hypothekenrechts, welche die Ablöſung 
ſämmtlicher Hypotheken zur Vorausſetzung hat, betrachten müſſen. 
Ueber die enorme ſoziale Tragweite eines ſolchen Schrittes iſt früher- 
hin das Erforderliche von mir geſagt worden. 

Das Wechſelrecht iſt ein Rechtsgebilde, das in den früheren 
Zeiten eines roh entwickelten Verkehrs und mangelhaften Rechtsſchutzes 
für die Belebung des Handels ſein Gutes gehabt hat. In unſeren 
Tagen mit ihrem Eiſenbahn⸗, Telegraphen- und Poſtſyſtem bedarf weder 
der Verkehr des Wechſels in einer verhältnißmäßig ſo großen Aus⸗ 
dehnung, noch läßt es ſich rechtfertigen, daß dieſer Kreditform ein ſtren⸗ 
geres Recht zur Seite ſteht, als jeder anderen Schuldverbindlichkeit. 
Denkt man ſich die in den verſchiedenen Staaten beſtehenden Wechfel- 
rechte durch einen ſcharfen Schnitt beſeitigt, ſo würden die Wechſel⸗ 
briefe, ſoweit ſie einem wirklichen Verkehrsverhältniſſe dienen, keines⸗ 
wegs verſchwinden. Aber es würde dadurch einer Kreditform der Gar- 
aus gemacht werden, welche ohne Zweifel viel mehr Schaden als Nutzen 
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ſtiftet. Da die einfache Schuld genau ſo viel Rechtskraft hätte als ein 
Wechſel, ſo würde es keinen Sinn mehr haben, Wechſel für Zahlungs— 
verbindlichkeiten auszugeben, die nach einer gewiſſen Friſt eintreten. 
Gegenwärtig iſt der Wechſel zum großen Theile nur ein Inſtrument, das 
dazu dient, ſich einen Kredit zu verſchaffen, den man ohne daſſelbe nicht 
erhalten würde. Es iſt nicht ſchwer einzuſehen, daß die gründliche Be— 
ſeitigung eines auf ſo ſchwachen Füßen ſtehenden Kredites für die Ge— 
ſellſchaft nur Vortheile haben könnte und den Waarenhandel auf ſolidere 
Grundlagen ſtellen müßte. Die Strenge des Wechſelrechtes verführt 
viele Kreditgeber (Fabrikanten, Landwirthe, Großhändler u. ſ. w.), den 
Geſchäftstreibenden einen Kredit zu gewähren, den ſie ſonſt nicht gewähren 
würden. Andererſeits verführt die Leichtigkeit, auf Wechſelaccepte Waaren 
oder ſelbſt Geld geliehen zu erhalten, ſehr Viele, mit ungenügendem 
Kapital Geſchäfte anzufangen oder auszudehnen. Und ſo groß wird 
auf dieſe Weiſe der Andrang zu den Handelsgewerben, die ohnehin 
durch die Ausſicht auf leichteren und größeren Erwerb eine ſtärkere 
Anziehungskraft als das Handwerk oder der Landbau üben, daß die 
ſcharfe Konkurrenz der zahlreichen ſchwachen und innerlich hohlen Be— 
triebe auch viele kapitalkräftigere Hände aus den Geſchäften verſcheucht 
und fo der Borg im Waarenhandel immer mehr einreißt. Die wachſen⸗ 
den Beſtellungen auf Kredit, denen die Fabrikanten oder ſonſtigen Pro— 
duzenten ſich nicht entziehen können, verleiten dieſe zur Ueberproduktion, 
und in den Kreiſen des Handels tritt ein ungeſundes Beſtreben hervor, 
den Verbrauch der Bevölkerung über das natürliche Maß anzuſpornen. 
Die widerwärtigſten und demoraliſirendſten Mittel müſſen dieſem Zwecke 
dienen. 

In dem Großhandel und der Großinduſtrie ſind die Ausdehnungen 
der Geſchäfte, welche durch den Kredit, insbeſondere den Wechſelkredit, 
veranlaßt werden, nur allzu häufig die Urſache verderblicher Handels— 
kriſen. Die großen Noten⸗ und Diskonto⸗Banken, die in hohem Grade 
nur dem Wechſelkredit und der Strenge des Wechſelrechtes ihre rieſen— 
haften Geſchäfte verdanken, leiſten jenen Ausdehnungen und den da— 
durch hervorgerufenen Kataſtrophen verhängnißvollen Vorſchub, und be— 
fördern andrerſeits die Macht des großen Geldbeſitzes, alle Unterneh— 
mungen an ſich zu reißen, und ſo den kleineren Betrieb immer mehr 
von der Bildfläche zu verdrängen. Von gewiſſer Seite wird gegen— 
wärtig mit Eifer dafür agitirt, daß die Reichsbank nicht bloß den großen 
Kapitaliſten, ſondern auch den Landwirthen und Handwerkern mit Kredit 
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des Kredites ſehr wenig, und bin der Meinung, daß durch dieſes zwei⸗ 
ſchneidige Hülfsmittel niemals eine befriedigende Reform der ſozialen 
Verhältniſſe herbeizuführen iſt, vielmehr alle Beſtrebungen darauf ge⸗ 
richtet werden müſſen, daß die Bedingungen der Arbeit jeder Art ſich 
in einer Weiſe geſtalten, welche der Arbeit und ihrer Vereinigung die 
Kraft verleiht, ohne Kredit die Kapitalien zu gewinnen, welche zu jedem 
Betriebe erforderlich ſind. Indeſſen gebe ich zu, daß, ſo lange man 
eben den Kredit nicht entbehren und demſelben nicht die Stützen ent- 
ziehen will, welche ſeine übermäßige Anwendung befördern, das Ver⸗ 
langen nur gerecht iſt, dies Machtmittel über möglichſt ausgedehnte 
Kreiſe vertheilt zu ſehen. Aber eine wahre Gerechtigkeit ſcheint doch zu 
erfordern, daß die Vortheile öffentlicher Einrichtungen entweder allen 
Bürgern gleichmäßig oder Keinem zu Theil werden, da Vortheile, welche 
man nur einem Theile der Bürger zuweiſt, nothwendig den anderen 
Theil ſchädigen müſſen. Nun kann der Kredit, den öffentliche oder 
private Inſtitute des Gewinnes wegen an Einzelne gewähren, der Natur 
der Sache nach nur einer Klaſſe von Staatsbürgern, nämlich der be⸗ 
ſitzenden und unternehmenden, gewährt werden, da dieſe allein für die 
Rückzahlung und Verzinſung der Darlehen eine genügende Garantie 
zu leiſten vermag, weil ſie allein in der Lage iſt, mit Hülfe von Dar⸗ 
lehen gewinnreiche Geſchäfte zu machen. Der Schluß, den ich hieraus 
ziehe, iſt der, daß, wenn auch der Privatkredit gänzlich der freien Kon⸗ 
kurrenz zu überlaſſen iſt, doch von Seiten der Geſetzgebung Alles 
unterlaſſen werden muß, was den Kredit zu Gunſten einer Klaſſe von 
Bürgern befördert, oder mit anderen Worten Verfügungsmittel über 
Kapitalien nach Einer Seite hin bewegt und der anderen entzieht. 
Bei einer Geſetzgebung, die mit ſo ungleichem Maße mißt, darf man 
ſich jedenfalls nicht verwundern, daß das geſellſchaftliche Gleichgewicht 
immer mehr geſtört wird. Den Anforderungen einer ausgleichenden 
Gerechtigkeit kann, wie geſagt, nur die Beſeitigung des Wechſelrechtes 
genug thun. 

Nicht minder als das Wechſelrecht ſchafft die Aktiengeſetz⸗ 
gebung ein unzuläſſiges Privilegium. Das Charakteriftifche der 
Aktiengeſellſchaft im Gegenſatze zu jeder andern Handels- oder Induſtrie⸗ 
geſellſchaft iſt die Befreiung der Mitglieder von der perſönlichen Haft⸗ 
barkeit für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft. Die Aktionäre ſind 
bei derſelben nur mit einer Anzahl von Aktien betheiligt. Blüht das 
Geſchäft, ſo erhalten ſie außer der bedungenen Verzinſung noch den 
ihrer Einlage entſprechenden Unternehmergewinn. Geht die Geſellſchaft 
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zu Grunde, ſo können ſie zwar die Einlage verlieren, aber brauchen 
für weitere Schulden des Geſchäftes nicht aufzukommen. In eine deut⸗ 
lichere Sprache überſetzt, bedeutet dies ungefähr ſo viel, als daß durch 
die Geſetzgebung eine Gelegenheit geſchaffen wurde, einen Theil eines 
Vermögens in gewagten Unternehmungen anzulegen, mit der Ausſicht, 
viel gewinnen, aber jedenfalls nicht mehr als eine voraus beſtimmte 
Summe verlieren zu können. Wenn Jemand 200000 Mark beſitzt, 
dieſelben zu eignen Unternehmungen verwendet und auf Grund dieſes 
Beſitzes einen Kredit von 500 000 aufnimmt, fo kann er ungünſtigen 
Falles ſein ganzes eignes Vermögen verlieren, und bleibt obendrein für 
die Schuld haftbar. Legt er dagegen ſein Kapital in Aktien an, ſo 
gehen ihn die Schulden der Geſellſchaft nichts an, und das Schlimmſte, 
was ihm paſſiren kann, iſt, daß er ſein Kapital verliert. Iſt er jedoch 
nur halbwegs vorſichtig, und ſetzt nicht thörichterweiſe ſeinen ganzen 
Einſatz auf eine einzige Karte, ſo kann er ziemlich ſicher ſein, eine 
ſchöne Rente einzuheimſen. Die Geſetzgebung verſchafft alſo demjenigen, 
der nur mit der Kouponsſcheere arbeitet, einen entſchiedenen und durch— 
aus nicht gering zu ſchätzenden Vortheil vor demjenigen Geſchäftsmanne, 
der nebſt ſeinem Vermögen ſeine ganze Perſönlichkeit für eine Unter— 
nehmung einſetzt. Dieſe offenbare Ungerechtigkeit iſt hinreichend, das 
Prinzip der Aktiengeſetzgebung als verfehlt und die Beſeitigung der— 
ſelben als eine wohlbegründete Forderung erſcheinen zu laſſen. 

Und wenn ſich für dieſe Geſetzgebung noch ſo viele Opportunitäts— 
gründe anführen ließen, ſo würde ſie grundſätzlich dennoch verwerflich 
bleiben. Aber die Opportunitätsgründe, die ſich für eine Ungerechtigkeit an— 
führen laſſen, erweiſen ſich bei genauerem Zuſehen ſtets als Täuſchungen. 
Welche Wohlthaten in Wahrheit aus der geſetzlichen Bevorzugung der 
Aktiengeſellſchaften vor anderen Unternehmungsformen hervorgehen ſollen, 
iſt gar nicht abzuſehen. Die natürliche Folge davon kann nur die ſein, 
daß den Aktiengeſellſchaften lieber Kapitalien zugängig gemacht werden, 
als anderen Unternehmungen, d. h. daß der Großbetrieb künſtlich be— 
fördert und der Antrieb zu Unternehmungen mit voller Verantwortlich— 
keit entſprechend geſchwächt wird. Wir deuten hier auf einen Punkt, 
welcher einen klaren Blick in die Urſachen der vielbeklagten Erſcheinung 
geſtattet, daß der Kleinbetrieb immer mehr hinter dem Großbetrieb in 
Schatten tritt. Die Geſetzgebung ſelbſt iſt es, welche, hier durch das 
Aktienrecht, dort durch das Wechſelrecht, dieſen Prozeß begünſtigt und 
durch ſolche und andere Maßregeln die Konzentration des Beſitzes be— 
fördert. 
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Selbſt dem eifrigſten Vertheidiger der Kapitalintereſſen würde es 
ſchwer fallen, wahrhafte Vortheile der Aktiengeſellſchaften für die Volks⸗ 
wirthſchaft nachzuweiſen. Die gerühmten Verdienſte der Kapitalsaſſo⸗ 
ziation um die Eiſenbahnen Deutſchlands beruhen auf ſehr ſchwachen 
Vorausſetzungen. Hätte zur Zeit des Beginnes der Eiſenbahnära in 
der Staatsverwaltung Preußens ein weniger engherziger, die Bedürf— 
niſſe der Zeit ſchärfer erkennender Geiſt und nebenbei eine weniger 
von falſchen Theorien angekränkelte Anſicht von den Obliegenheiten des 
Staates geherrſcht, als es leider in Wirklichkeit der Fall war, ſo hätte 
Preußen ebenſo gut wie Sachſen, Bayern, Württemberg und Baden 
ſeine Eiſenbahnen auf Staatskoſten bauen und vielleicht das ganze 
Eiſenbahnweſen zur Angelegenheit des Zollvereins machen können, mit 
einem Erfolge, deſſen Tragweite nur ſchwer zu überſehen iſt. Das 
Verdienſt des Kapitals, da einzutreten, wo für jeden Scharfſichtigen die 
Gelegenheit, das Geld auf der Straße zu finden, am Tage lag und 
derjenige, der es aufzuheben das nächſte Recht hatte, dies zu thun 
zögerte, darf wahrlich nicht hoch angeſchlagen werden. Anſtatt dies 
Verdienſt in den Himmel zu heben, ſollte man vielmehr die Kurzſichtig⸗ 
keit des Staates beklagen, der in einer kritiſchen Zeit ſeiner Aufgabe 
ſich nicht gewachſen zeigte und wichtige Intereſſen ſeiner Bürger der 
Ausbeutung durch beutegierige Privatunternehmer preisgab. 

Eine andere Art der Aktiengeſellſchaften wird ebenfalls oft als ein 
Triumph des Unternehmungsgeiſtes geprieſen, nämlich die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften. Dennoch ſteht es mit ihren Verdienſten um die Gefell- 
ſchaft nicht viel beſſer, als mit denen der Eiſenbahnkompagnien. Durch 
ſie iſt es möglich geworden, die öffentlichen Feuerverſicherungsſozietäten, 
die lange Zeit eine ſehr erſprießliche Wirkſamkeit ausgeübt hatten, bei⸗ 
nahe zu unterbinden und jedenfalls ſie in ihrer zeitgemäßen Entwicke⸗ 
lung aufzuhalten. Im Uebrigen iſt das Verſicherungsweſen, deſſen 
Uebergang auf öffentliche Organe vielleicht größere Schwierigkeiten ent- 
gegen ſtehen, als dies bei den Eiſenbahnen der Fall iſt, durch die 
Aktiengeſetzgebung aus einem Wege gedrängt worden, der für das 
Publikum viel vortheilhafter war, als die Unternehmungsform, in der 
heute das Verſicherungsgeſchäft überwiegend getrieben wird. Ohne das 
Aktienrecht hätten ſich die Verſicherungen unzweifelhaft in der Form der 
Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften entwickelt, und wären dann nicht in das 
allgemeine Fahrwaſſer der Korruption gerathen, dem nicht leicht irgend 
ein Aktienunternehmen entrinnt. 

Was alle übrigen induſtriellen Unternehmungen anbetrifft, ſo wird 
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man kaum zu viel behaupten, wenn man ſagt, daß die Gewerbe ſammt 
und ſonders der Kapitalsaſſoziation in Form der Aktiengeſellſchaft zu 
ihrer erſprießlichen Entwickelung nicht bedürfen. Es giebt in Deutſch⸗ 
land in allen Induſtriezweigen Einzelbetriebe, die ſich an Großartigkeit 
mit jeder Aktiengeſellſchaft meſſen können, und an rationellem Betriebe, 
ſparſamer und ſolider Verwaltung dem Durchſchnitte der Aftiengejell- 
ſchaften weit überlegen find. Und wenn wirklich die reinen Privat- 
unternehmungen an Ausdehnung den Betrieben der Aktiengeſellſchaften 
nicht gleich kämen und kommen könnten, wer ſagt denn, daß darin ein 
Nachtheil für die Geſammtheit liege? Im Gegentheil ſpricht Vieles 
dafür, daß die Ueberwucherung des Großbetriebes vorwiegend Uebel— 
ſtände, ſchwere Uebelſtände im Gefolge hat. Alles ſpitzt ſich dabei auf 
die vermehrte Anwendung mechaniſcher und roher Muskelkräfte, ſowie 
auf die zunehmende Verminderung des Bedarfes an geiſtigen Kräften 
der Betriebsleitung zu. Wenn zehn Einzelbetriebe, die bisher zehn 
leitender Köpfe bedurften, von einer großen Aktiengeſellſchaft aufgeſogen 
werden, ſo werden ſo viele intelligente Kräfte überflüſſig. Dieſelben 
gehen der Volkswirthſchaft verloren und werden durch den einen Kopf, 
der an ihre Stelle tritt, keineswegs erſetzt. Die ſcheinbar eintretende 
Erſparniß iſt eben nur eine ſcheinbare. Wie in der phyſiſchen Natur 
Wärme nur durch Bewegung erzeugt wird, ſo iſt auch zur Entwickelung 
der ſozialen Wärme Bewegung, Reibung, Konkurrenz nothwendig. Die 
techniſchen Fortſchritte würden bald aufhören, wenn nicht fortwährend 
zahlreiche Kräfte durch lebhafte Intereſſen zu immer weiteren Vervoll— 
kommnungen, ſei es des Betriebes, ſei es des Herſtellungsverfahrens, 
gereizt würden. Und was vielleicht noch ſchwerer ins Gewicht fällt, 
die übermäßige Konzentration der Betriebe muß nothwendig die ſozialen 
Gegenſätze verſchärfen und die in der heutigen Geſellſchaftsverfaſſung 
liegenden Gefahren erhöhen. Daß die Aktiengeſetzgebung eine ſolche 
Tendenz hat, kann nach dem Obigen ſchwerlich bezweifelt werden. Man 
darf füglich von einer Mißleitung der Kapitalien durch dieſe Gejeg- 
gebung reden. Ohne dieſelbe würden nicht weniger Kapitalien in in- 
duſtriellen Unternehmungen angelegt werden. Aber die einzelnen Be— 
triebe würden im Durchſchnitt weniger groß, und die Kapitaliſten wür⸗ 
den mehr Unternehmer, als Rentiers ſein. Es iſt ſonderbar, daß die— 
jenigen, welche den Niedergang der Mittelklaſſen beklagen und ſonſt 
allerlei (zum Theil ſehr thörichte und unzeitgemäße) Vorſchläge zur 
Hebung derſelben zu machen wiſſen, nicht ſchon längſt begriffen haben, 
daß eine Geſetzgebung, welche dem Kleinbetriebe in Landwirthſchaft, 
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Handwerk und Induſtrie die Kapitalien auf künſtliche und ungerechte 
Weiſe entzieht, in hohem Maße für die beklagten Uebelſtände verant⸗ 
wortlich iſt. 

Als notoriſch darf auch gelten, daß, je reh die induſtriellen und 
Handels⸗Unternehmungen zur Konzentration neigen, die Tendenz zu 
Ueberſpekulation und Ueberproduktion deſto größer wird. Stets nehmen 
die volkswirthſchaftlichen Kriſen ihre Ausgangspunkte von den großen 
Unternehmungen, die durch die leichte Verfügung über ungeheure Kredite 
fortwährend zur Ausdehnung ihrer Geſchäfte angeſpornt werden, und ins— 
beſondere von den Aktiengeſellſchaften, deren Leitung nicht entfernt den 
Antrieb zur Vorſicht hat, wie der einzelne Unternehmer, im Gegen⸗ 
theil durch die Verbindung mit der Börſe oft zu gefährlichen Schein⸗ 
manövern und Praktiken aller Art geradezu herausgefordert wird. 

An die Korruption, welche ſich an die Gründung der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften jo oft heftet, mag hier nur beiläufig erinnert werden. So ver⸗ 
derblich fie iſt und jo viel Unheil dadurch über große Kreiſe der Be— 
völkerung gelegentlich gebracht wird, ſo ſind die volkswirthſchaftlichen 
Wirkungen derſelben doch verſchwindend gegenüber dem ſchleichenden 
Gifte, durch welches die Aktiengeſetzgebung die ganze Verfaſſung der 
Geſellſchaft verändert, indem fie auf künſtliche Weiſe die geſunde Ber: 
theilung des ſozialen Blutes verhindert. i 

Die geſchilderten Einrichtungen: das Hypotheken-, das Wechſel⸗ 
und das Aktienrecht erweiſen ſich ſomit lediglich als falſche Mittel, die 
Verwendung des Geldes in der Volkswirthſchaft zu verallgemeinern 
oder produktiver zu machen. Weit entfernt, dieſen Zweck zu erreichen, 
wirken die gedachten Mittel demſelben vielmehr direkt entgegen, zum 
größten Schaden der Geſellſchaft und zum beſonderen Nachtheile der 
Schwachen. Die Beſeitigung ſo abſurder Rechtsgebilde ſcheint mir daher 
eine der wichtigſten Aufgaben des Staates zu ſein. 
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Die bisher erörterten Rechtseinrichtungen haben im Allgemeinen 
dies mit einander gemein, daß fie zur Konzentration des Beſitzes bei- 
tragen, und folglich dem ſozialen Gegenſatze des Beſitzes, der beſitzloſen 
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Arbeit, nothwendig zum Schaden gereichen müſſen. Die Idee des 
Eigenthums, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern, wird durch ſolche Rechts— 
einrichtungen in ihr Gegentheil verkehrt. Dieſelbe verlangt vielmehr, 
daß die Arbeit unter Bedingungen geſtellt werde, welche ihr den 
Erwerb von Eigenthum erleichtern. Bisher haben die Geſetze 
des Staats, ſoweit dieſelben die wirthſchaftlichen Beziehungen der 
Menſchen betreffen, ihre Aufgabe hauptſächlich darin geſehen, den be— 
ſitzenden Klaſſen die Möglichkeit zu gewähren, Arbeit in ihren Dienſt 
zu nehmen. Die Hinderniſſe der Theilung des Grundbeſitzes und die 
indirekten Zuwendungen von Kredit an die vermögenden Klaſſen ſind 
nur verſchiedene Mittel zu dem vorgedachten Zwecke. Das Ergebniß 
einer ſolchen Tendenz konnte natürlich kein anderes ſein, als die Arbeit 
immer mehr in eine abhängige Lage gegenüber dem Beſitze zu bringen. 
Soll dies vermieden und im Gegentheil auf die Emanzipation der 
Arbeit hingewirkt werden, jo muß der umgekehrte Weg eingeſchlagen, 
die Theilung des unbeweglichen Beſitzes befördert und der Arbeit der 
Zugang zu den Produktionswerkzeugen geebnet werden. 

Das Geld nun, indem es, als das allgemeine Tauſchwerkzeug, 
eine leichte Verfügung über alle zur Produktion erforderlichen Hülfe- 
mittel gewährt, kann dem gedachten Zwecke auf mehrerlei Weiſe dienſt— 
bar gemacht werden. 

Vor allem wird es darauf ankommen, das Geld ſeinem eigent— 
lichen Zwecke, die Tauſche zu erleichtern und einen lebhaften Umlauf 
der Güter zu unterſtützen, getreu zu erhalten. Wird ein großer Theil 
des Geldvorrathes zu anderen Zwecken gebraucht, als zu dem, den Um— 
lauf der Güter zu befördern, ſo wird der letztere eben entſprechend 
langſamer und geringer ſein, als er es ſein könnte, wenn jene andere 
(unproduktive) Verwendung wegfiele. Wird z. B. ein ſehr erheblicher 
Theil des vorhandenen Geldes dadurch abſorbirt, daß damit ein leb— 
hafter aber unfruchtbarer Beſitzwechſel von Grundſtücken, Häuſern, 
Werthpapieren u. dergl. unterſtützt wird, ſo wird trotz eines anſchei— 
nend umfangreichen und lebhaften Geldumlaufs doch nur ein verhältniß— 
mäßig geringfügiger und träger Umlauf von Produkten der menſchlichen 
Arbeit (und zwar Arbeit der Gegenwart) ſtattfinden können. Nur ein 
ſolcher Umſatz aber, ein Umſatz von Produkten gegenwärtiger Arbeit, 
kann für den Volkswohlſtand von Bedeutung ſein. 

Sieht man ſich nach den Verhältniſſen um, welche in den zivili- 
ſirten Ländern der Gegenwart dem Geldumlauf jene verkehrte Richtung 
anweiſen, jo wird man ſofort auf die renten- und zinstragenden An- 
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lagen ſtoßen, welche beſtändig einen großen, wahrſcheinlich den über⸗ 
wiegenden Theil alles vorhandenen Geldes beſchäftigen. Der Ankauf 
von Landgütern, die eine Rente verſprechen, von Häuſern, welche 
Miethzins eintragen, von Werthpapieren, die einen regelmäßigen Zins 
abwerfen, ſowie ähnliche Geldanlagen verſchlingen in den neueren 
Staaten beſtändig ungeheuere Summen, welche zur Anſchaffung großer 
Mengen von Edelmetallen nöthigen und einen ſcheinbar ſehr umfang⸗ 
reichen Geldumlauf bewirken, aber der wahrhaft produktiven Aufgabe 
des Geldes, Erzeugniſſe der menſchlichen Arbeit umzuſetzen, vollkommen 
fremd find. Man hat hier einen ſehr genauen Maßſtab für den volks⸗ 
wirthſchaftlichen Nutzen des Geldes. Dient daſſelbe nur zum Umſatze 
zinstragender Anlagen, ſo iſt es für die Produktion ſo gut wie unnütz. 
Indem der ſo verwendete Theil des Geldvorrathes dem Geſammtumlaufe, 
welcher möglichſt ungetheilt dem Tauſche von Arbeitserzeugniſſen dienen 
ſollte, entzogen wird, kann gerade an denjenigen Punkten, wo das Geld 
die wohlthätigſten Zwecke erfüllen könnte, eine empfindliche Leere ein⸗ 
treten, welche ſelbſtverſtändlich der Arbeit des Volkes unberechenbaren 
Schaden zufügt. Da das Geld vermöge einer Entwickelung der volfs- 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe, die zu ſchildern oder zu erklären hier nicht 
der geeignete Ort iſt, eine überwältigende Macht über die Geſellſchaft 
erlangt hat und ſeinem Beſitzer über alle Güter eine leichte Verfügung 
verleiht, während derjenige, der es nicht beſitzt, in der Regel von jeder 
auf eigene Rechnung zu unternehmenden Verwerthung ſeines natür— 
lichen Kapitals (nämlich der Arbeitskraft) ausgeſchloſſen bleibt, ſo liegt 
die Schlußfolgerung nahe, daß jede Verwendung des Geldes, die nicht 
dem Umſatze von Arbeitserzeugniſſen gewidmet iſt, für die Beſitzloſen 
verhängnißvoll ſein muß. Haben daher die Dinge eine derartige Wen⸗ 
dung genommen, daß für zinstragende Anlagen ein ungeheueres Gebiet 
vortheilhafter Gelegenheiten offen ſteht, ſo wird nothwendig die Lage 
Derjenigen, die auf die Verwerthung ihrer Arbeitskraft angewieſen ſind, 
im Verhältniß deſto ſchlechter ſein. Die Summen, die zum Umtriebe 
ihrer Arbeitserzeugniſſe beſtimmt ſind, werden relativ gering ſein und 
für die bequeme Erfüllung dieſes Zweckes nicht hinreichen. Die Ar⸗ 
beitserzeugniſſe, und mit ihnen natürlich die Arbeit ſelbſt, werden im 
Preiſe ſinken, und viele Arbeitserzeugniſſe werden vom Umſatze, viele 
Arbeitskräfte von der Verwerthung vielleicht gänzlich ausgeſchloſſen. 
Das Verſtändniß dieſes Gedankenganges dürfte durch eine andere 
Wendung deſſelben erleichtert werden. Es iſt leicht einzuſehen, daß, 
wenn den Gelbbeſitzern kein anderes Mittel zu Gebote ſtände, von 
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ihrem Gelde Gebrauch zu machen, als daſſelbe entweder zur Beſtreitung 
ihrer eigenen Konſumtion, oder zur gewinnbringenden Beſchäftigung 
produktiver Arbeiter zu verwenden, die allgemeine Konſumtion einen 
bedeutenden Aufſchwung nehmen und die Produktion eine große Ver— 
mehrung erfahren würde. In erſter Linie hat der Beſitz das natür⸗ 
liche Beſtreben, ſich zu erhalten und womöglich zu vermehren. Wie 
die Dinge gegenwärtig liegen, läßt ſich der Beſitz, ſei es unbeweglicher 
Güter oder beweglicher Werthe, ohne Aufwendung eigener Arbeit, ja 
ſelbſt ohne Beſchäftigung fremder Arbeit vermehren. Kaufe ich ein 
Landgut, ſo brauche ich daſſelbe nur zu verpachten, um von meinem 
Anlagekapital eine müheloſe und faſt ſichere Rente zu erzielen. Kaufe 
ich ein Haus, ſo erhalte ich davon Miethzins. Abgeſehen davon, daß 
ich von der Rente oder dem Zins meinen Unterhalt beſtreite, kann 
ſich unter günſtigen Umſtänden der Werth meines Beſitzes, ohne irgend 
ein Zuthun meinerſeits, nach zwanzig Jahren vielleicht verdoppeln. 
Leihe ich mein Geld auf Hypotheken aus, oder lege es in ſicheren 
Obligationen an, ſo heckt es für mich ohne mein Bemühen Zinſen, die 
vielleicht ebenfalls hinreichen, nicht bloß meinen Unterhalt zu beſtreiten, 
ſondern auch mein urſprüngliches Kapital immer weiter zu vermehren. 
Offenbar würde die Volkswirthſchaft eine ganz andere Geſtalt ge— 
winnen, wenn alle dieſe Gelegenheiten zu zinstragenden Geldanlagen 
nicht vorhanden wären, und als das einzige Mittel, einen Geldbeſitz 
zu erhalten oder zu vermehren, die Anlage deſſelben in produktiven 
Unternehmungen übrig bliebe. Wie würde mit einem Schlage die 
Nachfrage nach Arbeitern ſich heben, der Preis der Arbeit ſteigen, der 
Satz des Kapitalgewinnes ſinken! In kurzer Zeit würde ſich eine Aus— 
gleichung der Beſitzverhältniſſe anbahnen. Die Arbeiter würden hin⸗ 
reichende Löhne empfangen, um zu Erſparniſſen befähigt zu werden und 
mit Hülfe derſelben einen eigenen kleinen Betrieb zu eröffnen oder 
ſich an großen genoſſenſchaftlichen Unternehmungen zu betheiligen. Die 
letzteren würden in Konkurrenz treten mit den großen Privatunter⸗ 
nehmungen, aber die Konkurrenz würde nicht mit den heutigen Mitteln 
ausgefochten werden können. Heute ſpitzt ſich alle Konkurrenz zwiſchen 
den Unternehmern darauf zu, daß man die Produktionskoſten durch den 
Druck auf die Arbeitslöhne herabzuſetzen ſucht. Und ein ſolcher Druck 
wird eben dadurch möglich, daß das Angebot von Arbeit in der Regel 
größer iſt, als die Nachfrage danach. Wäre dagegen dem Beſitze jed— 
weder Ausweg verlegt, auf andere Weiſe, als durch Beſchäftigung pro— 
duktiver Arbeiter ſich ungeſchmälert zu erhalten oder zu vermehren, ſo 
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würde die Arbeit weit mehr in der Lage ſein, einen beſtändigen Druck auf 
den Kapitalgewinn auszuüben, als das Kapital auf den Arbeitslohn. 

Wenn es daher eine der vornehmſten Aufgaben des Staates iſt, 
das Eigenthum zu ſchützen, und wenn der Zweck des Eigenthums der 
iſt, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern, jo iſt die Schlußfolgerung un⸗ 
vermeidlich, daß es zu den erſten Pflichten des Staates gehören muß, 
den Gelegenheiten entgegenzutreten, welche ſich dem Beſitze darbieten, 
ohne eignes Verdienſt ſich die Früchte der Arbeit Anderer anzueignen. 
Soweit der Geldbeſitz in Betracht kommt, wird es ſich zwar mit dem 
Grundſatze der Vertragsfreiheit nicht vereinbaren laſſen, daß von Seiten 
des Staates dem Geldwucher (der im Grunde genommen bei jedem 
verzinslichen Darlehen vorliegt) durch Zinsverbote entgegengetreten 
werde. Aber mindeſtens das muß vom Staate verlangt werden, daß 
er nicht durch ſeine eigenen Geſetze und Einrichtungen der Zinsmacherei 
Vorſchub leiſte. Daß dies in ſehr ausgedehntem Maße geſchehen iſt, 
haben wir bei der Erörterung des Hypotheken- und Wechſelrechtes, ſo— 
wie der Aktiengeſetzgebung geſehen. Nicht minder fallen die Staats- 
ſchulden, deren ungemeſſene Vermehrung ein unfruchtbares Rentner— 
thum groß gezogen, den Zins gleichſam privilegirt, den Zinsfuß ſtabil 
gemacht und den „Giftbaum“ der Börſe genährt hat, unter dieſen Ge- 
ſichtspunkt. Ueber dieſe Dinge iſt jedoch bereits früherhin alles Er— 
forderliche geſagt worden, und es bleibt uns im Zuſammenhange mit 
dem vorliegenden Gegenſtande nur übrig, den poſitiven Aufgaben des 
Staates bezüglich des Geldweſens eine kurze Betrachtung zu widmen. 

Die für den Geldumlauf eines Landes nothwendigen Vorräthe edler 
Metalle werden, ſo weit nicht im Lande ſelbſt Gold- oder Silberberg— 
werke vorhanden ſind, durch den internationalen Handel beſchafft. Der 
Staat prägt die Summen, nach denen ſich ein dringender Bedarf kund 
gibt, zu Münzen aus. In erſter Linie bedarf der Staat des Geldes 
für ſeine eigenen Ausgaben, zur Bezahlung der Beamten und Sol⸗ 
daten, zur Beſtreitung der öffentlichen Arbeiten u. ſ. w. Aus dieſen 
Kanälen ſickert dann das geprägte Geld nach der übrigen Geſellſchaft 
hindurch. Der zweite große Geldkonſument pflegen die ſtaatlichen 
Centralbanken zu ſein, von denen aus die Münzen ſich zunächſt nach 
den großen Geſchäftsfirmen verbreiten, um von da ebenfalls nach den 
allgemeineren Adern des Umlaufs zu gelangen. Neuerdings iſt es 
auch Sitte geworden, Privatleuten das Recht einzuräumen, rohes Edel— 
metall nach der Münze zu bringen, um es dort gegen eine beſtimmte 
Gebühr in gangbare Münzen prägen zu laſſen. 
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Man ſieht, daß die Beſtimmung des Bedarfes nach Geld ſich 
weſentlich nach ariſtokratiſchen Faktoren richtet, und daß dabei wenig 
in Frage kommt, wie groß etwa der Bedarf nach Umlaufsmitteln im 
allgemeinen Verkehr, oder insbeſondere in dem ſogenannten kleinen 
Verkehr der minder wohlhabenden Kreiſe ſein mag. Für dieſe Kreiſe, 
alſo für die eigentliche Grundlage des Verkehrs, muß ausreichen, was 
durch die Vermittelung der oberen Kreiſe nach ihnen hindurch dringt. 
Es verhält ſich in dieſem Punkte genau ſo, wie mit den Intereſſen der 
ſogenannten kleinen Leute überhaupt. Je tiefer die einzelnen Gejelf- 
ſchaftsklaſſen auf der ſozialen Stufenleiter ſtehen, deſto weniger ver⸗ 
mögen ſie ſich geltend zu machen. Die „kleinen“ Intereſſen, obwohl 
ſie in ihrer Geſammtheit weitaus am wichtigſten und umfangreichſten 
ſind, bleiben ſtumm, während ſich die mächtigen Klaſſen genau im 
Verhältniß ihrer Macht bemerklich zu machen wiſſen. Bei der heutigen 
Verfaſſung des Geldweſens iſt freilich auch nicht leicht ein anderer 
Weg denkbar, den Bedarf an geprägten Münzen zu beſtimmen, als 
derjenige, den wir eben mit kurzen Strichen angedeutet haben. Der 
Staat kann nicht mehr Münzen prägen, als er für ſeinen eigenen, 
durch die Beſteuerung begrenzten Gebrauch bedarf, und als er für die 
Zentralbank ſowie einige andere Banken und Privatleute, gegen ſofortige 
Erſtattung des Betrages in Schuldurkunden oder Edelmetall, zu prägen 
den Auftrag erhält. Der Verkehr der arbeitenden Maſſen, der Bauern, 
Bürger und abhängigen Arbeiter, obwohl an Bedeutung dem ſogenannten 
Großverkehr unendlich überlegen, muß ſich ſo zu ſagen mit dem dünnen 
Regen der Umlaufsmittel, der aus den oberen Regionen auf ihn nieder— 
fällt, begnügen, ohne für eine anderweitige Bewäſſerung ſeiner Fluren 
ſorgen zu können. Und ſo lange das Edelmetall als der einzige Geld— 
ſtoff, deſſen man ſich bedienen dürfe, betrachtet wird, iſt auch nicht 
wohl ein anderes Verhalten des Staates denkbar. Er hat im Wefent- 
lichen über keine anderen Summen zu verfügen, als diejenigen, die 
ihm aus der Beſteuerung oder anderen geſetzlichen Quellen der Staats- 
einnahmen zufließen, und er muß daher die Sorge für den Geldbedarf 
des Volkes dem Volke ſelbſt überlaſſen. Er kann ſich nur darauf ein- 
laſſen, ſo viel Geld auszuprägen, als ihm von ſeinen unmittelbaren 
Auftraggebern abgenommen wird, und dieſe nehmen ihm nicht mehr 
ab, als was ſie nach Maßgabe des Bedarfes, der ſich zufällig bei ihnen 
kund gibt, gebrauchen. Dieſer Bedarf iſt aber nicht im Entfernteſten 
demjenigen gleich, der in den allgemeinen Kreiſen des Verkehrs herrſcht. 
Was man z. B. einen flüſſigen Geldſtand an der Börſe nennt, kann 
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nicht blos mit einer vollſtändigen Atrophie im allgemeinen Verkehr 
zuſammentreffen, ſondern thut es ſogar aus naheliegenden Gründen 
in der Regel. | 

Kann daher der Staat, jo lange das Edelmetall als der allein 
berechtigte Geldſtoff betrachtet wird, keinen unmittelbaren Einfluß auf 
die Ausdehnung des Geldumlaufes im Lande ausüben, ſo würde er 
doch durch gewiſſe Maßnahmen, die wir weiter oben beſprochen haben, 
einen indirekten Einfluß von unberechenbarer Bedeutung auf die Ver⸗ 
theilung des Geldumlaufes gewinnen können. Die Beſeitigung der 
künſtlichen Stützen des Kredits, die Aufhebung der ſchon gekennzeichneten 
Sonderrechte, welche mehr darauf berechnet ſind, dem Gelde ein Zins— 
privileg zu verſchaffen, als daſſelbe ſeinem Umlaufszwecke getreu zu 
erhalten, würde ohne alle Frage darauf hinwirken, jenen weit über 
wiegenden Theil des Geldes, der niemals in die Arterien des volks— 
thümlichen Verkehres eindringt, aus den privilegirten Schlupfwinkeln 
zu verſcheuchen und ſeiner rechtmäßigen Beſtimmung, Arbeitserzeugniſſe 
in Umlauf zu ſetzen, zuzuwenden. Unter dieſer Vorausſetzung würden, 
glaube ich, die Geldvorräthe der meiſten höher entwickelten Staaten der 
Gegenwart mehr als ausreichen, um dem Umlauf eine Lebhaftigkeit 
zu verleihen und bis in die niederſten Kreiſe des Volkes eine wirth- 
ſchaftliche Unabhängigkeit zu verbreiten, wie man ſie kaum zu ahnen 
vermag. 

Allein die Aufgaben der Staates in Bezug auf die Ordnung des 
Geldweſens erſchöpfen ſich mit der Befreiung des Geldes von dem nur 
durch falſche Geſetze ihm auferlegten Zinsjoche keineswegs. Vielmehr 
handelt es ſich darum, den Umlauf ſelbſt von der Knechtſchaft eines 
Geldſtoffes zu befreien, der nur vermöge einer althergebrachten aber 
verhängnißvollen Tradition zum unumſchränkten Alleinherrſcher geworden 
iſt. Doch nein! Es wäre der Wahrheit widerſprechend, wenn man 
ſagte, daß das Metallgeld der unumſchränkte Herrſcher des Umlaufes 
ſei. Dies iſt es niemals geweſen. Als ſich das Gold und Silber 
zuerſt als bevorzugtes Geld in den Verkehr einzubohren anfing, ver⸗ 
mochte es lange Zeit dem Naturaltauſch nur geringes Terrain abzu⸗ 
gewinnen, und bis auf den heutigen Tag iſt der letztere, wenngleich 
er meiſt mit Geldwerthen rechnet, viel verbreiteter, als man oft glaubt. 
Gold und Silber kann eben unmöglich in alle Tauſche, deren die Ge- 
ſellſchaft bedarf, unmittelbar eintreten, und iſt thatſächlich in den meiſten 
Fällen überflüſſig. Es tritt nur da ein, wo ein Tauſch ohne ſein 
Dazwiſchentreten unmöglich oder doch höchſt unbequem ſein würde. In 
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neuerer Zeit aber wurde dem Metallgelde fein Uebergewicht als Um⸗ 
laufsmittel immer durch bloße Geld- oder Kreditzeichen ſtreitig gemacht. 
Wechſel, Checks, Banknoten, Staatskaſſenanweiſungen laufen in großen 
Mengen neben dem Metallgelde um, und verrichten, ſoweit es ſich 
um die Cirkulation der Güter handelt, die nämlichen Dienſte wie jenes 
ſelbſt. Nur inſofern ſind die Edelmetalle unerſetzlich, als ſie zugleich 
den allgemeinen Werthmeſſer darſtellen, während die Geldzeichen ent— 
weder nur Anweiſungen auf Metallgeld ſind, oder von demſelben die 
Eigenſchaft des Werthmeſſers nur entlehnen. 

Die Unerſetzlichkeit des Edelmetalles als Stoff des vollkommenen 
Geldes, das zugleich Tauſchmittel und Werthmeſſer iſt, wird dem Gold 
und Silber zu allen Zeiten, jo lange es eine aus freien Individuali⸗ 
täten beſtehende Geſellſchaft geben wird, ſeinen Rang in der Volks— 
wirthſchaft ſichern. Aber neben den edlen Metallen bleibt für die Ver⸗ 
treter derſelben ein ausgedehnter Spielraum. Der Verkehr ſelbſt hat 
ſich dieſe Vertreter freiwillig erſchaffen. Der Drang der Umſtände und 
noch mehr der Vortheil einzelner Klaſſen hat eine Ergänzung des Metall— 
geldes überall angerathen. Wechſel und Checks laufen in den Ländern 
von lebhaftem Verkehr in größeren Summen um, als das Metallgeld. 
Freilich verrichten dieſelben, da ſie nur einen ſehr beſchränkten Kurs 
haben, nicht entfernt die umfaſſenden Dienſte des letzteren. Dagegen 
kommen die Banknoten, die in den großen Verkehrsländern einen mehr 
oder minder bedeutenden Bruchtheil des Geſammtumlaufs ausmachen, 
an Umlaufsfähigkeit dem Metalle gleich. 

Alle dieſe Geld⸗ oder Kreditzeichen haben jedoch den Uebelſtand 
mit einander gemein, daß ihre Ausgabe in weit überwiegendem Maße 
nur den unternehmenden Klaſſen, und zwar vorzugweiſe den großen 
Unternehmern, zum Vortheile gereicht. Mittels der Wechſel ſchafft ſich 
der Kaufmann und Induſtrielle Kredit, und vermehrt dadurch ſeine 
wirthſchaftliche Macht. Vermittelſt der Banknoten ſind die Banken in 
der Lage, mehr Kredit ertheilen zu können, als ſie es ſonſt vermöchten, 
und auch dies kommt wieder faſt ausſchließlich den großen Kaufleuten und 
Induſtriellen zu gute, da nur ſolche Bankkredit genießen. Indem auf 
dieſe Weiſe die Macht der ohnehin wirthſchaftlich Starken immer mehr 
erhöht wird, muß die entſprechende Schwächung der ohnehin macht⸗ 
loſeren Klaſſen die nothwendige Folge ſein. Offenbar iſt es aber mit 
der allgemeinen Gerechtigkeit ſchwer zu vereinbaren, daß der Staat 
Einrichtungen zuläßt und ausdrücklich unter ſeinen Schutz nimmt, welche 
den Vortheil der Wenigen zum Schaden der Vielen bezwecken. Eine 
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Politik, welche an dem Grundſatze des gleichen Rechtes Aller feſthält, 
wird daher nach Mitteln und Wegen ſuchen müſſen, um die Wohlthaten 
eines flüſſigen Geldumlaufs und Kredites allen Bürgern gleichmäßig 
zu Theil werden zu laſſen. Gewiß wird der Privatkredit ſtets ein 
Zubehör des Beſitzes bleiben, und es würde vergeblich ſein, dagegen 
ankämpfen zu wollen. Was wir verlangen, iſt nur, daß der Staat 
ſeinerſeits den Beſitz nicht mit Vortheilen ausſtatte. Dies ge⸗ 
ſchieht, wie weiter oben ausgeführt worden, durch das Wechſelrecht. 
Es geſchieht auch durch die Errichtung oder Geſtattung von Notenbanken, 
die von der Notenausgabe nicht bloß ſelbſt einen unbilligen Vortheil 
haben, ſondern auch einer bevorzugten Klaſſe einen ebenſolchen Vortheil 
zuwenden. 

Eine mit gleichem Maße meſſende Ausdehnung des Geldumlaufs 
vermittelſt koſtenloſer Geldzeichen würde dafür zu ſorgen haben, daß 
die ſo geſchaffenen Umlaufsmittel allen Bürgern gleichmäßig zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. An Einrichtungen von öffentlichem Charakter müſſen 
Alle gleichmäßig Theil haben. Auf die Ausdehnung des Geldumlaufes an- 
gewendet, würde dies dadurch zu erreichen fein, daß nur die geſellſchaft— 
lichen Organe — die Staatsverwaltung ſelbſt, die Gemeinden und die 
freien Genoſſenſchaften, ſoweit fie ſich zu produktiven Zwecken vereint- 
gen — mit den auf das öffentliche Vertrauen gegründeten Tauſchmitteln 
ausgeſtattet würden. 

Das vom Staate ausgegebene Papiergeld iſt, wenn ſeine Umtauſch⸗ 
barkeit gegen Metallgeld ausdrücklich verbürgt wird, der Banknote ſehr 
ähnlich, und theilt, im Uebermaße ausgegeben, mit der Banknote deren 
Gefahren. Banknoten, wie einlösbares Papiergeld unterliegen, wenn 
ſie in einem ſolchen Umfange ausgegeben werden, daß die Einlöſung 
gegen Metallgeld nicht mehr gewährleiſtet erſcheint, der Entwerthung, 
womit Verluſte und weit verbreitete Entmuthigung verbunden ſind. 
Bei Banknoten, die um des Gewinnes willen ausgegeben werden, liegt 
die Gefahr einer übermäßigen Emiſſion nur allzu nahe, und man hat 
daher ſchon frühzeitig Vorſichtsmaßregeln ergriffen, um eine ſolche durch 
Gewinnſucht herbeigeführte Ueberemiſſion zu verhüten. Aber ſelbſt bei 
Banknoten, obwohl denſelben keine ſtaatliche Gewährleiſtung zur Seite 
zu ſtehen pflegt, iſt die Grenze der Ausgabe- oder Umlaufsfähigkeit 
eine ſehr dehnbare, und die künſtlichen Regulirungen, die man unter⸗ 
nahm, gereichten daher oft dem allgemeinen Verkehr vielmehr zum 
Schaden als zum Nutzen. 


Hauptſächlich ſcheint die Aufnahmefähigkeit des Verkehrs für Geld⸗ 
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zeichen davon abzuhängen, wie tief dieſelben in die kleinen und kleinſten 
Kreiſe des Verkehrs eindringen. Dienen ſie weſentlich dazu, nur den 
Kredit der großen Kaufleute und Induſtriellen zu heben und durch 
deren Vermittelung die Geſchäfte des Landes auszudehnen, ſo wird, 
bei der Kurzfriſtigkeit, Unſicherheit und Koſtſpieligkeit des Bankkredites, 
in den fraglichen Kreiſen das Streben obwalten, die entliehenen Sum⸗ 
men möglichſt disponibel zu erhalten und nicht in Unternehmungen an⸗ 
zulegen, aus denen ſie ſchwer wieder herauszuziehen ſind. Es werden 
alſo in dieſem Falle vorwiegend Handelsunternehmungen, die einen 
ſchnellen Umſatz mit erheblichem Gewinn vorausſetzen laſſen, oder in— 
duſtrielle Geſchäfte, welche leicht abſetzbare Maſſenartikel herſtellen, be⸗ 
fördert werden. Gerade ſolche Unternehmungen ſind jedoch in der Regel 
einer ſcharfen Konkurrenz ausgeſetzt, und es entſtehen aus der künſt— 
lichen Anſpornung derſelben leicht Uebertreibungen der Spekulation und 
Produktion, die zu Handels- oder Abſatzkriſen führen. Dann pflegt 
eine plötzliche und gewaltſame Einſchränkung der vorher aufgeblähten 
Geſchäfte einzutreten, die ſich ſchnell auf das geſammte produktive Leben 
des Volkes überträgt. Die durch das Papiergeld vermehrten Betriebs- 
kapitalien werden ſoviel wie möglich aus den Geſchäften gezogen, die 
Noten oder Kaſſenſcheine wandern nach ihren Ausgabeſtellen zurück und 
unterliegen, falls die Metallreſerven zur Einlöſung des Papieres nicht 
hinreichen, einer ſchnellen Entwerthung. Dieſer Gang der Dinge wird 
umſomehr beſchleunigt, je größer die Stücke find, in denen die Bank- 
noten oder das Papiergeld ausgegeben wurden, und je weniger ſie 
darum in den allgemeinen Verkehr einzudringen vermochten. Stücke 
von hundert oder tauſend Mark halten ſich naturgemäß mehr auf der 
Oberfläche des großen Verkehrs, ohne in die Tiefen des allgemeinen 
Verkehrs unterzutauchen, und können daher bei Geſchäftskriſen, welche 
ſtets zuerſt die großen Unternehmerfirmen berühren, leicht angeſammelt 
und zur Einlöſung an den betreffenden Stellen präſentirt werden. 
Hat ſich dagegen ein in kleinen Stücken der großen Maſſe des Volkes 
mundrecht gemachtes Papiergeld im Verkehr eingebürgert, ſo wird das— 
ſelbe ſogar bei einer mißlichen finanziellen Grundlage nur ſehr ſchwer 
aus dem Verkehre zu verdrängen ſein. 

In ähnlicher Weiſe erhalten die Geldzeichen, auch wenn ſie völlig un⸗ 
fundiert und nichts als konventionelle Tauſchmittel ſind, eine deſto größere 
Werthbeſtändigkeit, jemehr ſie in den Adern des allgemeinen Verkehrs 
und nicht bloß in den weiten Kanälen des großen Handels umlaufen. 


Die ſchottiſchen Banken unterhielten zu Adam Smith's Zeiten einen 
Stöpel Soziale Reform. VII. 3 
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Notenumlauf, der nach deſſen Schätzung dreimal ſo groß war, als der 
geſammte Metallgeldumlauf des Landes. Unter dieſem Regime hat, 
wie man allgemein weiß, der Wohlſtand Schottlands erſtaunlich zu- 
genommen. Der Handel Glasgows ſoll ſich ſeit der Gründung der 
dortigen Banken nach fünfzehn Jahren verdoppelt, der Handel von 
ganz Schottland nach ungefähr fünfzig Jahren um mehr als das Vier⸗ 
fache gehoben haben. Die ſchottiſchen Banken ermöglichten einen ver⸗ 
hältnismäßig ſo ausgedehnten Notenumlauf dadurch, daß ſie ihren 
Kredit möglichſt verallgemeinerten und ſich keineswegs auf Wechſeldiskont 
beſchränkten. Sie richteten ſogenannte Kaſſakonten ein und kreditirten 
auf dieſelben einem Jeden, der zwei Leute von unzweifelhaftem Kredit 
und gutem Grundbeſitz als Bürgen für die Rückzahlung ſtellen konnte, 
Summen bis zu zwei- und dreitauſend Pfund. Das Wichtigſte aber 
war, daß das Darlehn in ganz geringen Raten, von zwanzig bis 
dreißig Pfund, zurückgezahlt werden konnte. Daß zu ſo günſtigen Be⸗ 
dingungen viele Leute gern Kredit bei dieſen Banken nahmen und folg⸗ 
lich lebhaft dabei intereſſirt waren, die Geſchäfte derſelben zu fördern, 
deren Noten bereitwillig in allen Zahlungen anzunehmen und andere 
Leute zu dem Gleichen zu bewegen, iſt begreiflich genug. Ich führe 
dies indeſſen hier nicht darum an, um das Verfahren der ſchottiſchen 
Banken zur Nachahmung zu empfehlen. Ich habe hier mit der Drga- 
niſation von Privatkredit nichts zu ſchaffen. Meine Abſicht war nur, 
durch das angeführte Beiſpiel darauf hinzuweiſen, von welchen Um⸗ 
ſtänden die Ausdehnungsfähigkeit des Umlaufes und die Werthbeſtändig⸗ 
keit von Papiergeld abhängt. 

Ein vom Staat ausgegebenes Papiergeld, welches nichts ſein darf, 
als ein auf dem öffentlichen Kredit beruhendes Werthzeichen, würde 
durch die Verwendung, die ich ihm anweiſe, unzweifelhaft eine ebenſo 
große Umlaufsfähigkeit als Werthbeſtändigkeit erhalten. Die Ausgabe 
deſſelben dürfte nur zu öffentlichen Zwecken, zur Beförderung der großen 
produktiven Unternehmungen des Staates und der Gemeinden, aufßer- 
dem aber nur zur Beförderung genoſſenſchaftlicher Unternehmungen 
produktiver Art ausgegeben werden. Der Staat hätte ſich durch ein 
ſolches Papiergeld die Mittel zu verſchaffen, ſeine Bedienſteten zu be⸗ 
ſolden und die Koſten der öffentlichen Werke zu beſtreiten, deren Ein⸗ 
richtung ihm obliegt. Er hätte ferner den Gemeinden die Summen zu 
überweiſen, welche dieſelben für die auf ſie entfallenden Obliegenheiten 
bedürfen. Er hätte endlich die genoſſenſchaftlichen Unternehmungen, 
ſoweit ſie produktive Zwecke verfolgen und ausreichende Garantien der 
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Kreditwürdigkeit zu leiſten vermögen, mit einem zinsloſen und lang— 
friſtigen Kredit zu unterſtützen. 

So würde das Papiergeld dazu dienen, die Inangriffnahme ge— 
meinnütziger öffentlicher Werke des Staates und der Gemeinden in 
einem weit größeren Umfange zu ermöglichen, als dies bisher je denk— 
bar war, da es oft zu den nothwendigſten Unternehmungen angeblich 
an Geld gebrach, und überdies die Zinſenlaſt, die man dem ſteuernden 
Volke aufhalſte, in ſorgfältige Erwägung zu nehmen war. Und da 
alle hierbei in Betracht kommenden Ausgaben, ſowohl die Lieferungen 
der Produzenten oder Zwiſchenhändler, als auch die Arbeitslöhne, durch 
Papiergeld zu beſtreiten wären, ſo würde das letztere ſich bald hin— 
reichend tief in den Verkehr eingraben, um dort vor jeder Entwerthung 
geborgen zu ſein. Alle, die bei den öffentlichen Unternehmungen be— 
theiligt wären, von dem größten Lieferanten bis herab zu dem geringſten 
Arbeiter, würden bei der anſtandsloſen Annahme des Papiergeldes 
intereſſirt ſein, das überdies als das gewöhnliche Zahlungsmittel für 
alle Geldleiſtungen an den Staat, bez. die Gemeinde, über jeden Zweifel 
an ſeiner vollen Tauſchkraft erhaben wäre. 

Das Papiergeld würde ferner dazu dienen, die genoſſenſchaftliche 
Produktion aufs Wirkſamſte zu unterſtützen. Ich denke dabei nicht blos 
an Produktivgenoſſenſchaften der Handwerker und Induſtriearbeiter, 
ſondern insbeſondere auch an genoſſenſchaftliche Unternehmungen auf 
dem geſammten Gebiete der Landwirthſchaft. 

Auf die Tragweite dieſer in früheren Heften der vorliegenden Schrift 
von mir begründeten Vorſchläge will ich nicht zurückkommen. Daß fie im 
Stande ſein würden, eine gewaltige Umwälzung in der geſammten 
Volkswirthſchaft hervorzubringen und die Gütervertheilung in ganz 
andere Bahnen zu lenken, als die gegenwärtigen, kann nicht beſtritten 
werden, ſobald die Vorausſetzung zugegeben wird, daß ein Tauſch- und 
Umlaufsmittel wie das in Rede ſtehende in großem Umfange und ohne 
ſonderliche Werthſchwankungen alle Dienſte eines vollkommenen Geldes 
verrichten kann. Dieſe Vorausſetzung wird durch die Erfahrungen, 
die man in Amerika ſchon zu Anfang des vorigen Jahrhunderts, dann 
wieder während des großen Bürgerkrieges, in Großbritannien während 
der napoleoniſchen Kriege, in Frankreich während des Krieges von 1870 
und 1871, ſowie in manchen anderen Ländern theils mit ungedeckten 
Banknoten, theils mit echtem Papiergeld gemacht hat, glänzend be— 
ſtätigt. Dennoch wurden die bezüglichen Erfahrungen gewöhnlich in 


Kriegszeiten gemacht, wo weder das Vertrauen in den unverſehrten 
| 3* 
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Beſtand und dauernden Wohlſtand der Staaten unerſchüttert, noch die 


Verwendung der auf den Kredit des Staats gegründeten Zahlungs⸗ 
mittel eine vorwiegend produktive war. Wie viel großartiger müßte 
der Erfolg einer Maßregel ſein, die mitten im Frieden und gedeih⸗ 
lichen Wohlſtande, mit reifſter Ueberlegung aller wirthſchaftlichen Be⸗ 
dingungen, und nur zum Zwecke einer vermehrten oder erleichterten 
Produktion zur Durchführung gelangte. In der Kreditfähigkeit kann 
es ſicherlich keinen Unterſchied machen, ob ein Staat unverzinsliche oder 
verzinsliche Darlehen von der Geſellſchaft fordert. Welche ungeheuere 
Summen große Staaten gegen Zinsverſprechen leihweiſe aufnehmen 
können, iſt bekannt. Der zehnte Theil der Schulden Englands oder 
Frankreichs würde, in ein unverzinsliches Papiergeld umgewandelt, 
dieſen Ländern ein koſtenloſes Umlaufsmittel verſchaffen, das bei weiſer 
Verwendung für alle von mir angedeuteten Zwecke ausreichen würde 
und obendrein die verzinsliche Schuld allmählich amortiſiren helfen 
könnte. Wollten jedoch die Staaten ihren verzinslichen Obligationen 
die Bedingung aufdrücken, daß ein jeder Gläubiger zu jeder Zeit fein 
Darlehen in Metallgeld zurückfordern könne, ſo würden ſie bald genug 
dem Bankerotte ausgeſetzt ſein. Das Gleiche iſt natürlich bei dem 
Papiergelde der Fall. Nur dann kann daſſelbe ſeinen Kredit aufrecht 
halten und mithin ſeinen hohen Zweck erfüllen, wenn daſſelbe nichts 
iſt als ein Tauſchmittel: keine Anweiſung auf Metallgeld, ſondern nur 
verbürgt durch die volle ſtaatliche Gewähr für ſeine dereinſtige 
Einlöſung durch Dienſte oder produktive Schöpfungen des Staates, 
der Gemeinden oder Genoſſenſchaften. 


Fünftes Kapitel. 
Ackerbau-, Gewerbe- und Handelspolitik. 


Die Grundzüge einer rationellen Agrarpolitik habe ich bereits in 
früheren Theilen des vorliegenden Buches entwickelt, und darf mich 


daher hier auf die Rekapitulation der leitenden Gedanken beſchränken. 


Jede Agrarpolitik muß ihren Ausgangspunkt von der Beſtimmung 
des Eigenthumsbegriffes nehmen. Geht man, wie ich es thue, von der 
Anſicht aus, daß der Grund und Boden als eine Naturgabe nicht in 
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dem ſtrengen Sinne eines ausſchließlichen Herrſchaftsrechtes über einen 
Gegenſtand Eigenthum ſein könne, da nur die Arbeit ein ſolches Recht 
verleihen kann, ſo ergeben ſich die Konſequenzen für die Agrarpolitik 
von ſelbſt. Alle Einrichtungen, welche den Grund und Boden zu einer 
Quelle von Renten⸗Einkommen machen, ſind von dieſem Geſichtspunkte 
unſtatthaft. Der Grundbeſitz hat keine andere ſoziale Aufgabe, als die, 
das Eigenthum im ſtrengen Sinne zu ſchützen, nämlich der Arbeit ihre 
Früchte zu ſichern. Alles, was mit dieſem Grundſatze in Widerſpruch 
ſteht, wird ſich auf die Dauer vor dem erwachenden Bewußtſein des 
gleichen Rechtes aller Menſchen nicht halten laſſen. Kann es ſich auch 
durchaus nicht darum handeln, die beſtehenden, auf anderen fundamen— 
talen Vorausſetzungen ruhenden Beſitzverhältniſſe ſofort umzuſtoßen, ſo 
wird doch eine weitſchauende Politik darauf Bedacht nehmen müſſen, 
Ueberleitungen zu finden, welche geeignet ſind, allmählich zu einem 
Zuſtande zu führen, der mit den Forderungen des Vernunftrechtes 
übereinſtimmt. 

Ich ſehe als ſolche vermittelnde Maßregeln die mit Hülfe des 
Staates zu erreichende Ablöſung der Grundſchulden und die demnächſtige 
Beſeitigung des Grundpfandrechtes, ſowie die allmählich ſteigende Be— 
ſteuerung der Grundrente an — eine Beſteuerung, die zuletzt bei der 
völligen Aufſaugung dieſes Monopoleinkommens anlangen muß. Das 
ſchließliche Ergebniß einer ſolchen Politik würde natürlich darauf hinaus- 
laufen, daß ein wirkliches Eigenthum an dem Grund und Boden eines 
Landes nur bei der Geſellſchaft (dem Staate oder der Nation) ruhen 
könnte, während die Bebauer des Bodens wohl Beſitzer (ſelbſt mit 
Rechten der Beſitzübertragung oder Vererbung), aber nicht Eigenthümer 
im vollen Sinne des Wortes ſein würden. 

Die Ablöſung der Hypotheken und die gänzliche Beſeitigung des 
Grundpfandrechtes würde offenbar die reichſte Gelegenheit bieten, um 
den Uebergang des Grundeigenthums (Obereigenthums) in die Hände 
des Staates in der umfaſſendſten Weiſe unmittelbar zu fördern. Man 
hat daher in Erwägung zu ziehen, welche Politik mit Bezug auf den 
erweiterten Domänenbeſitz des Staates der letztere einzuſchlagen habe. 
Behält man den Zweck der Eigenthumsinſtitution, der Arbeit ihre 
Früchte zu ſichern, im Auge und betrachtet es als eine heilige Pflicht 
des Staates, das Eigenthum dieſer Art zu ſchützen, ſo kann es nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Staat in erſter Linie die berechtigten Anſprüche 
der Arbeit an das große natürliche Produktionsinſtrument zu berück⸗ 
ſichtigen haben wird. Der Arbeit, die der einzige Gegenſtand aller 
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ſozialen Reformen iſt, würde wenig damit geholfen ſein, wenn der 
Staat an die Stelle der ariſtokratiſchen Grundeigenthümer eine Klaſſe 
ariſtokratiſcher Domänenpächter mit dem nämlichen Zubehör von Lohn⸗ 
arbeitern ſetzen wollte. Vielmehr hat Derjenige, der weſentlich unter 
Beſchränkung auf ſeine eigenen Kräfte oder die Kräfte ſeiner Familie 
den Boden bebauen will, das natürlichſte Anrecht daran, zur Pacht zu⸗ 
gelaſſen zu werden, wenngleich die Staatsverwaltung es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht an den nothwendigen Vorſichtsmaßregeln wird fehlen laſſen 
dürfen, um zu verhüten, daß Leiſtungsunfähige zum Schaden der Ge— 
ſammtheit wie zu ihrem eigenen zur Leitung eines ſelbſtändigen Be⸗ 
triebes zugelaſſen werden, und wenngleich auch der Großbetrieb, da 
wo er vortheilhaft erſcheint, nicht von der Landwirthſchaft ausgeſchloſſen 
werden darf. 

Welche Anziehungskraft das platte Land und der Ackerbau durch 
die Erweiterung der Möglichkeit, Land zu billigen Bedingungen — 
billig in des Wortes umfaſſendſter Bedeutung — in Pacht nehmen zu 
können, auf die geſammte Bevölkerung ausüben würde, braucht keinem 
Kundigen geſagt zu werden. Die im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
vor einer Reihe von Jahren empfohlene und von der Regierung ver— 
einzelt zur Durchführung gebrachte Maßregel, die Domänen des Staates 
zu zerſtückeln und in Parzellen zu verkaufen, konnte unter den beſtehen⸗ 
den Verhältniſſen, welche die Tendenz zur Anhäufung des großen, zur 
Vernichtung des mittleren und zur Atomiſirung des kleinen Grund⸗ 
beſitzes in ſich tragen, unmöglich zu einem guten Reſultate führen. 
Wie ganz anders würden ſich die Dinge geſtalten, wenn es den Land⸗ 
leuten ermöglicht würde, ohne erheblichen Geldbeſitz kleine Pachthöfe zu 
übernehmen, die ihnen und ihrer Familie ſo lange geſichert wären, als 
ſie die übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen vermögen. Wer den 
unter der ländlichen Bevölkerung überall herrſchenden Drang nach eige— 
nem Beſitze kennt — und das von uns in Ausſicht genommene Pacht- 
verhältniß würde in allen weſentlichen Punkten einem Beſitze gleich⸗ 
kommen —; wer da weiß, wie viele Millionen von Familienvätern im 
Laufe dieſes Jahrhunderts Deutſchland den Rücken gekehrt haben, weil 
ſie die Sehnſucht nach einem ſolchen Beſitze nicht befriedigen konnten, 
der wird uns keiner Uebertreibung zeihen, wenn wir ſagen, daß, falls 
je der vorausgeſetzte Fall eintritt, das platte Land ſich bald an allen 
Orten mit einer dichten und durch ihren Fleiß wohlhabenden Bevölke⸗ 
rung bedecken, eine Ausgleichung zwiſchen übervölkerten und menſchen⸗ 
leeren Diſtrikten ſtattfinden und ein Gleichgewichtszuſtand hergeſtellt 
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werden würde, der ſich nicht nur auf die Vertheilung der Bevölkerung, 
ſondern auch des Einkommens erſtrecken müßte. 

Im Uebrigen braucht kaum bemerkt zu werden, daß bei einem 
Verhältniſſe, welches den Staat als Eigenthümer und die Landwirthe 
als Pächter des Grund und Bodens erſcheinen läßt, die agrariſchen 
Aufgaben des Staates bedeutend größere ſein würden, als gegenwärtig. 
Während ſich jetzt die Regierung meiſt darauf beſchränken muß, z. B. 
in Bezug auf Meliorationen anregend oder ſpornend einzuwirken, würde 
ſie dann bei wirklich großen und wichtigen Unternehmungen dieſer Art 
ein viel freieres Spiel haben und die Landeskultur auf einen Stand 
heben können, wie er unter einem ſich ſelbſt überlaſſenen Individualis⸗ 
mus niemals denkbar wäre. 

Auch bezüglich der Gewerbepolitik kann ich auf frühere Aus— 
führungen (namentlich in Heft 6) verweiſen und mich hier auf einige 
allgemeine Bemerkungen beſchränken. 

Die älteren Volkswirthſchaftslehrer forderten namentlich auf dem 
gewerblichen Gebiete eine völlig ungehinderte Freiheit der Bewegung. 
Der Staat ſollte ſich in die Verhältniſſe des Gewerbes durchaus nicht 
einmiſchen. Adam Smith ging in ſeinem Haſſe gegen das Zunftweſen 
ſogar ſoweit, auch alle freiwilligen Vereinigungen der Meiſter als ver— 
derblich anzuſehen, da dieſelben niemals einen anderen Zweck haben 
könnten, als eine Verſchwörung gegen das Publikum zur Erhöhung der 
Preiſe. Seit dem vorigen Jahrhundert iſt indeſſen die Lage der Ge— 
werbe eine weſentlich andere geworden, als ſie damals war, und auch 
‚ein Adam Smith würde heute ſchwerlich jo geringſchätzig von Vereini— 
gungen der Handwerker reden, wie er es zu ſeiner Zeit vielleicht mit 
vollem Rechte that. Freilich muß zugeſtanden werden, daß die Gründe, 
welche ſich damals gegen die Zunftverfaſſung anführen ließen, gegen— 
wärtig durch noch viel gewichtigere Gründe unterſtützt werden. Waren 
es damals weſentlich nur die Mißbräuche des Zunftweſens in der Aus— 
beutung der Geſellen- und Lehrlingsarbeit, in der Verhinderung einer 
freieren Konkurrenz unter den Meiſtern u. dgl., welche als die aus— 
ſchlaggebenden Gründe gegen die Zünfte betrachtet wurden, ſo muß es 
gegenwärtig einleuchten, daß die techniſchen Fortſchritte und das hoch 
entwickelte Maſchinenweſen der Neuzeit eine Abgrenzung des handwerks— 
mäßigen Betriebes gegen den Fabrikbetrieb unmöglich machen, während 
der Fabrikbetrieb jeder Einzwängung in zünftleriſche Organiſationen 
ſpottet. Es muß ferner einleuchten, daß die Transportmittel der neuen 
Zeit eine Wiederaufrichtung jener territorialen Schranken, die eine der 
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Hauptſtützen der Zunftverfaſſung waren, als nicht minder undenkbar 
erſcheinen laſſen. Dennoch wird man ſich der Ueberzeugung nicht ver- 
ſchließen dürfen, daß ſich der handwerksmäßige Betrieb vielfach in einer 
ſehr unbehaglichen Lage befindet, die zu einer ernſten Erwägung der 
Mittel zur Abhülfe herausfordert. 

Im Großen und Ganzen erfreut ſich das Handwerk nicht mehr 
des Wohlſtandes, der es einſtmals auszeichnete. Wenigſtens ſind große 
Zweige des Handwerks, und zwar beſonders diejenigen, die ihrer Natur 
nach einer ſcharfen Konkurrenz des fabrikmäßigen oder kaufmänniſchen 
Betriebes ausgeſetzt ſind, zu einer Poſition herabgedrückt, in welcher 
auch die meiſten der ſelbſtſtändigen Handwerker ſich kaum über die Lage 
der unſelbſtſtändigen, beſitzloſen Arbeiter erheben. Andere Handwerke 
dagegen giebt es (und es ſind dies namentlich diejenigen, zu deren 
Betriebe ein erhebliches Kapital erforderlich iſt, und die ſich mithin 
ſchon von Alters her dem größeren Betriebe näherten), in denen ſich 
eine Verſchlechterung der Lage der ſelbſtſtändigen Meiſter ſchwerlich 
nachweiſen laſſen wird. In dieſen Handwerken ſtehen eben die Meiſter 
den Arbeitern als Kapitaliſten entgegen, mit all' den Vorzügen, welche 
heute der Beſitz vor der Arbeit genießt. Die ſogenannte Handwerker⸗ 
frage wird ſonach von ſehr verſchiedenen Geſichtspunkten betrachtet wer— 
den müſſen, je nachdem es ſich um Handwerke handelt, zu deren Be- 
triebe ein erheblicher Kapitalbeſitz gehört oder nicht. 

Die erſteren werden mehr den Bedingungen des Großbetriebes 
unterliegen und ſich zünftleriſchen Einrichtungen nur ſchwer fügen. 
Zwangsmäßige Vereinigungen derſelben würden weſentlich den Charakter 
von Koalitionen der Meiſter an ſich tragen, Koalitionen, die entweder 
gegen die Arbeiter oder gegen das Publikum gerichtet ſein würden. 
Daß die Geſetzgebung keinen Grund hat, ſolche Vereinigungen zu be— 
fördern, liegt auf der Hand. 

Was hingegen diejenigen Handwerke anbelangt, deren Betrieb kein 
größeres Kapital erfordert, als es ſich jeder unſelbſtſtändige Arbeiter 
bei Fleiß und Sparſamkeit in einer gewiſſen Zeit erwerben kann, ſo 
iſt nicht einzuſehen, auf welche Weiſe Zünfte oder obligatoriſche In⸗ 
nungen mit ausſchließenden Rechten die Lage derſelben ſollten heben 
können. Der geringe Grad von Wohlſtand, der im Allgemeinen unter 
den betreffenden Klaſſen herrſcht, rührt offenbar aus Urſachen her, die 
durch die Errichtung von Innungen u. dgl. nicht beſeitigt werden wür⸗ 
den, nämlich von einem übermäßigen Angebot von Arbeitskräften. Will 
man die Lage dieſer Handwerker heben, ſo muß man die Urſache des 
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Nothſtandes, d. h. eben das Ueberangebot von Arbeitskräften, beſeitigen. 
Eine gerechte Agrarpolitik, welche der Arbeit in der Landwirthſchaft 
eine lohnende Stätte der Bethätigung zu ſchaffen weiß, wird da unter 
Umſtänden viel wirkſamer eingreifen können, als eine künſtliche Hem- 
mung der Konkurrenz unter den ſelbſtſtändigen Handwerkern. Die 
zünftleriſchen Beſtrebungen der Gegenwart haben hauptſächlich ſolche 
Hemmungen im Auge. Erreichten dieſelben ihr Ziel, ſo würde wohl 
die Anzahl der Meiſter vermindert und der Wohlſtand der übrigblei— 
benden vermehrt werden können, aber dies nur auf Unkoſten der un— 
ſelbſtſtändigen Arbeiter, denen dadurch die Gelegenheit entzogen würde, 
in dem bisherigen Umfange zu ſelbſtſtändigen Meiſtern emporzuſteigen. 
Daß ſich der Staat zu einer ſo ungerechten Bevorzugung der Einen 
vor den Anderen nicht verſtehen darf, ſcheint keinem Zweifel unterliegen 
zu können. 

Wenn daher Zünfte oder bevorrechtete Innungen, die ihren Schwer— 
punkt in den Intereſſen der Meiſter finden, während die Intereſſen der 
Geeſellen und Lehrlinge denen der Meiſter geopfert werden, mit dem 

modernen Grundſatze des gleichen Rechtes Aller in unlösbarem Wider— 
ſpruche ſtehen, ſo wird dagegen der Staat alle Veranlaſſung haben, den 
auf die Belebung des genoſſenſchaftlichen Geiſtes gerichteten Be— 
ſtrebungen der Handwerker die Hände ſo weit als möglich entgegen zu 
ſtrecken. Auf dieſem Gebiete giebt es noch genug zu thun, und der 
Staat könnte den betreffenden Beſtrebungen durch Unterſtützung mit 
Kreditmitteln einen ſehr kräftigen Vorſchub leiſten. 

Im Allgemeinen aber wird feſtzuhalten ſein, daß die kleinen Meiſter, 
die entweder allein oder nur mit einem oder zwei Geſellen arbeiten, 
im Weſentlichen keine anderen Intereſſen haben, als die unſelbſtſtändigen 
Arbeiter auch. Beide Kategorien haben das Intereſſe, möglichſt hohen 
Arbeitslohn zu gewinnen. Nach dem ganzen Zuſchnitte der heutigen 
Verhältniſſe ſind aber die unſelbſtſtändigen Arbeiter die natürlichen 
Vorkämpfer für hohe Löhne. Von der Macht der Arbeiter, hohe Löhne 
zu erlangen, wird daher auch im Weſentlichen das Schickſal der kleinen 
Handwerksmeiſter abhängig ſein. 

Die geſetzlichen Regulirungen des Handels ſind gewöhnlich 
Hand in Hand mit der Regulirung der Gewerbe gegangen. Wo Frei— 
heit der Gewerbe herrſcht, kann man die Handelsunternehmungen nicht 
von derſelben ausſchließen, und wo man die produktiven Gewerbe Ein- 
ſchränkungen unterwirft, werden die diſtributiven davon nicht unberührt 
bleiben können. Einen ſehr tiefgreifenden Einfluß auf die Geſammt⸗ 
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geſtaltung der Volkswirthſchaft haben jedoch die Regulirungen des in⸗ 
neren Handels gewöhnlich nicht aufzuweiſen. Es iſt ein bedeutſamer 
. Umftand, daß man unter Handelspolitik faſt ausſchließlich nur eine 
Politik des Außenhandels verſteht. Nur über die Handelspolitik in 
dieſem Sinne mögen denn auch einige Betrachtungen hier folgen. 

In einem iſolirten Staate wird man bei einiger Freiheit der 
Beſchäftigungen darauf rechnen können, daß ſich die Bevölkerung über 
die verſchiedenen Zweige der menſchlichen Thätigkeit dem Bedarfe ent⸗ 
ſprechend vertheilt. Anders geſtaltet ſich die Sache, wenn ein Land 
mit dem Auslande in lebhaften Verkehr tritt. Dann werden ſich die 
Verſchiedenheiten in der Produktionsfähigkeit der mit einander in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Länder geltend machen. Iſt z. B. ein Land den 
anderen in ſeiner Gewerbthätigkeit überlegen; vermag es mit Hülfe 
einer entwickelten Technik Erzeugniſſe der Induſtrie herzuſtellen, welche 
man in den anderen Ländern bisher gar nicht oder nur zu einem weit 
höheren Tauſchwerthe herzuſtellen vermochte, als dem, zu welchem das 
fragliche Land ſie herſtellt, ſo wird ſich ein Austauſch von dergleichen 
Waaren gegen andere, welche die anderen Länder wohlfeiler herſtellen 
können, anbahnen. Die Wohlthätigkeit oder Schädlichkeit eines ſolchen 
Verkehrs hängt von verſchiedenen Umſtänden ab. Wählen wir ſtatt der 
fingirten Beiſpiele einen konkreten Fall der Wirklichkeit, um die Sache 
zu veranſchaulichen. 

Oſtindien war zur Zeit der engliſchen Eroberung ein gewerbfleißiges 
Land, in welchem neben dem Ackerbau namentlich die Weberei von Baum⸗ 
wollſtoffen großartig entwickelt war. Die ackerbautreibende Bevölkerung 
des Landes tauſchte mit der gewerbtreibenden ihre Erzeugniſſe aus, und 
beide Theile des Landes ſtanden ſich wohl dabei. Mit der Zeit jedoch 
verdrängten die engliſchen Baumwollengewebe, die vermittelſt der groß— 
artigen Fortſchritte in der Spinnerei und Weberei zu einem viel wohl- 
feileren Geldpreiſe verkauft werden konnten, als die konkurrirenden in⸗ 
diſchen Erzeugniſſe, die letzteren in hohem Grade. Was war die Folge? 
Die einheimiſche, nach vielen Millionen zählende Weberbevölkerung 
Indiens wurde außer Beſchäftigung geſetzt, und mußte ſich entweder 
anderen Produktionszweigen widmen oder zu Grunde gehen. Für ein 
großes, durch die ausländiſche Konkurrenz verdrängtes Gewerbe im 
eignen Lande Erſatz zu finden, hat aber begreiflicher Weiſe ſo große 
Schwierigkeiten, daß ſich dieſelben in den ſeltenſten Fällen überwinden 
laſſen. Andererſeits iſt es ſogar höchſt unwahrſcheinlich, daß die acker⸗ 
bautreibende Bevölkerung, der anfangs die Möglichkeit geboten war, 
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ihren Bedarf an Erzeugniſſen der Webekunſt von dem fremden Lande 
billiger, als von der einheimiſchen Induſtrie zu beziehen, für den ver- 
lorenen Abſatz ihrer Produkte im Inlande durch den neuen Verkehr 
mit dem Auslande entſchädigt werden konnte. Das fremde Land bezog 
vielleicht ſeinen Bedarf an Erzeugniſſen des Ackerbaues nach einiger 
Zeit von anderen Ländern, und ſelbſt im günſtigſten Falle war der 
Bedarf einer mit viel vollkommeneren Werkzeugen oder gar faſt aus— 
ſchließlich mit Maſchinenkräften arbeitenden Induſtrie viel geringer, als 
der der alten einheimiſchen Weberbevölkerung. Der Preis oder Tauſch— 
werth der indiſchen Landbauprodukte mußte mithin, caeteris paribus, 
ſinken. So war denn der Tauſch, den man gemacht hatte, in jeder 
Rückſicht ein ſchlechter. 

In der That iſt die Gefahr, bezüglich des Abſatzes der einheimi⸗ 
ſchen Produkte vom Auslande abhängig zu werden, eine ſehr bedenk— 
liche. Es wird immer für ein Land am vortheilhafteſten ſein, im 
Weſentlichen eine ſelbſtſtändige, auf den inneren Verkehr gegründete 
Volkswirthſchaft zu beſitzen. Denn wenn ein Land z. B. darauf be— 
ſchränkt iſt, Ackerbau zu treiben, während es den größten Theil ſeines 
Bedarfes an Induſtrieerzeugniſſen von fremden Ländern beziehen muß, 
ſo wird es nicht allein in Gefahr gerathen, ſeinen eigenen Boden durch 
die beſtändige Ausfuhr von Ackerbauprodukten, für die es keinen Erſatz 
zurück erhält, zu erſchöpfen, ſondern es wird auch dauernd den reich 
gegliederten Verkehr entbehren, ohne welchen eine hohe und in allen 
Schichten des Volkes verbreitete Bildung unmöglich ſcheint. Die Be— 
völkerung wird ſtets ein geringes Maß der Dichtigkeit behalten, und 
der Staat nicht die gleiche Macht zu entfalten vermögen, wie Länder von 
derſelben Ausdehnung, aber höherer Bevölkerungsdichtigkeit und größerer 
Bildung der Maſſen. 

In Anerkennung aller dieſer Gründe hat die europäiſche Politik 
ſchon ziemlich früh darauf hinzuwirken geſucht, neben dem Ackerbau 
auch eine lebhafte Induſtrie im Staate hervorzurufen. In vergangenen 
Jahrhunderten halfen einſichtige Regierungen der freiwilligen Entwick— 
lung gelegentlich dadurch nach, daß ſie aus dem Auslande geſchickte 
Induſtrielle heranzogen und dieſelben durch direkte Unterſtützungen in 
den Stand ſetzten, induſtrielle Anſtalten im Lande einzurichten. Später⸗ 
hin verſuchte man das Ziel, Induſtrie im Lande zu entwickeln, haupt— 
ſächlich durch Ausſchließung fremder Konkurrenz, entweder geradezu ver— 
mittelſt Verbot der fremden Erzeugniſſe oder mittelſt Begünſtigung der 
einheimiſchen in Form von Schutzzöllen, zu erreichen. 
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Zum Theil in Folge dieſer Politik erreichte die Induſtrie in einigen 
der Hauptländer Europas eine ſolche Stufe der Entwickelung, daß für 
dieſelben der eigene Markt ſchon lange nicht mehr ausreichend war, 
um alle die Waaren, welche die einheimiſche Induſtrie fabriziren konnte, 
aufzunehmen. Man mußte daher darauf Bedacht nehmen, den Ueber⸗ 
ſchuß in fremden Ländern abſetzen zu können. | 

Nun giebt es unzweifelhaft auf der Erde manche Länder, die vor- 
zugsweiſe dazu geeignet ſind, Naturprodukte hervorzubringen, und an⸗ 
dere, die ſich beſſer zur Pflege der häuslichen Arbeiten der Induſtrie 
eignen. Unter die erſteren gehören namentlich die tropiſchen Länder, 
die bei einem unendlichen Reichthum an Pflanzennährſtoffen klimatiſch 
zu ungünſtig disponirt ſind, um eine angeſtrengte Arbeit in geſchloſſenen 
Räumen zu geſtatten. Eine gewiſſe Verſchiedenheit der volkswirth— 
ſchaftlichen Entwickelung iſt mithin durch die Natur der Dinge vorge- 
zeichnet, und es würde vergeblich ſein, gegen dieſe Verſchiedenheit der 
Naturbedingungen anzukämpfen. Dennoch wird kein Land, das über— 
haupt bewohnbar und eines lebhaften Verkehrs fähig iſt, auf die mög⸗ 
lichſt allſeitige Ausbildung der Kräfte und Fähigkeiten ſeiner Bewohner 
verzichten wollen und dürfen. Denn erſtlich iſt es, wie ſchon bemerkt, 
die Verſchiedenheit der Beſchäftigungen, welche einen lebhaften inneren 
Verkehr erſt ermöglicht und durch die ſo entſtehende geſellſchaftliche 
Reibung die Entwickelung der geiſtigen Fähigkeiten im Volke befördert 
und ein wahres Kulturleben vorbereitet. Zweitens wird, auch bloß 
vom wirthſchaftlichen Standpunkte betrachtet, ſtets ein großer Vortheil 
darin liegen, daß die Rohſtoffe des Bodens zu fertigen Erzeugniſſen 
da umgewandelt werden, wo man ſie hervorbringt. Die ſchwerſte Laſt 
der Volkswirthſchaft ſind ſtets die Transportkoſten, und je weiter und 
koſtſpieliger die Reife der rohen Erzeugniſſe nach den Umwandlungs⸗ 
ſtätten iſt, wo ſie zu fertigen Verbrauchsgegenſtänden verarbeitet werden, 
deſto nachtheiliger muß dies ſelbſtverſtändlich für die Volkswirthſchaft 
ſein. Darauf beruht der größere Reichthum der Induſtrieländer, daß 
dieſelben ihre rohen Produkte, worunter auch die Nahrungsmittel zu 
rechnen ſind, im Lande ſelbſt konſumiren, während ſie nur verarbeitete 
Waaren ausführen, die in einem kleinen Raume große Werthe dar⸗ 
ſtellen und mithin geringe Transportkoſten verurſachen. Soweit durch 
Schutzzölle eine ſolche Richtung der Produktion, bei welcher Landwirth⸗ 
ſchaft und Induſtrie ſich harmoniſch entwickeln, zu befördern iſt, ſo weit 
wird eine ſchützende Politik wahrſcheinlich jedem Lande von Vortheil ſein. 

Aber es muß offenbar ein Zeitpunkt kommen, wo dieſer Zweck auf 
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die angegebene Weiſe nicht mehr gefördert werden kann, ſondern eher 
geſchädigt werden wird. Mit Recht pflegt man z. B. England als auf 
dieſem Punkte angelangt zu betrachten. Manche der wichtigſten In⸗ 
duſtrieen haben in Großbritannien eine Ausbildung und Ausdehnung 
erreicht, daß ſie die Konkurrenz keines anderen Landes zu fürchten haben, 
daß im Gegentheil ſelbſt die vorgeſchrittenſten Länder von der unein⸗ 
geſchränkten Konkurrenz Großbritanniens eine Benachtheiligung ihrer 
eigenen Induſtrie erwarten müßten. Dies gilt namentlich von der 
Baumwolleninduſtrie und der Produktion und Verarbeitung des Eiſens. 
Gewiß weniger aus Vorliebe für abſtrakte Theorieen, als im Intereſſe 
dieſer beiden größten ſeiner Gewerbszweige hat Großbritannien ſeit 
einer längeren Reihe von Jahren einen faſt vollſtändigen Freihandel 
bei ſich eingeführt. Es läßt faſt alle Produkte des Auslandes, ſowohl 
die Produkte des Bodens als auch diejenigen der Induſtrie, zollfrei bei 
ſich ein, in der Erwartung, dadurch die übrigen Länder mehr oder 
weniger zu derſelben Liberalität zu bewegen. Bei ſeinen europäiſchen 
Konkurrenten, ſowie bei den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat 
es damit bisher freilich keine Gegenliebe gefunden. Im Gegentheil iſt 
neuerdings in dieſen Ländern eine verſtärkte Tendenz hervorgetreten, 
ſich gegen die noch immer fühlbare Ueberlegenheit Großbritanniens durch 
höhere Eingangszölle zu ſchützen. Dennoch ſcheint England es noch 
vortheilhaft zu finden, bei feiner grundſätzlichen Freihandelspolitik zu 
verharren, obſchon ſeit manchem Jahre von dorther die Klage ertönt, 
daß durch dieſe Politik die kleineren Induſtrien des Landes zu Gunſten der 
großen geopfert würden. In der That wird eine Zollpolitik auf die 
Dauer ohne Kompenſationen kaum auskommen können, und man darf 
es immerhin als nicht unwahrſcheinlich bezeichnen, daß über Kurz oder 
Lang auch England zu einer minder radikalen . auf 
dieſem Gebiete zurückkehren wird. 

Gleichwohl enthält das engliſche Beiſpiel einen praktiſchen Finger⸗ 
zeig nach dem Punkte, wo die Schutzzollpolitik ihr natürliches Ende 
erreichen muß. Wenn nämlich die Exportintereſſen eines Landes ſehr 
dringend zu werden anfangen; wenn die Induſtrie eines Landes den 
Abſatz ihrer Produkte im Auslande immer weniger entbehrlich findet, 
wird das Land ein großes Intereſſe daran haben, ſich im Auslande ſo wenig 
Schranken wie möglich entgegengeſtellt zu ſehen, und wird die Neigung 
des Auslandes, ſolche Schranken niederzureißen, auf keine andere Weiſe 
wirkſamer befördern zu können glauben, als dadurch, daß man im 
eigenen Lande die beſtehenden Zollſchranken aufhebt. Es werden mit 
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anderen Worten vornehmlich diejenigen Länder dem Freihandel zu- 
ſtreben, die bereits eine Art praktiſcher Monopole beſitzen. 

Indeſſen iſt nicht anzunehmen, daß auf dieſem Wege in abſehbarer 
Zeit ein allgemeiner Freihandel zu erreichen ſein werde. Die zurück— 
gebliebenen Völker werden nicht geneigt ſein, und jemehr ſie aufſtreben, 
deſto weniger geneigt ſein, den großen europäiſchen Induſtrieländern 
unter dem Aushängeſchilde des Freihandels ein Monopol einzuräumen. 
Denn auf ein Monopol kommt es hinaus, wenn zwiſchen zwei Ländern, 
von denen das eine in der induſtriellen Entwickelung einen großen 
Vorſprung hat, das andere hingegen weder die erforderlichen Kapitalien 
noch Arbeitskräfte beſitzt, um auf gleichem Fuße mit jenem konkurriren 
zu können, eine volle Gleichheit der Handelsbedingungen hergeſtellt 
wird. Auf dieſe Weiſe befördert der Freihandel unter Umſtänden 
Handelsmonopole mehr, als eine auf die allmähliche Ausgleichung der 
Produktionsbedingungen gerichtete Zollpolitik, und gerade von einer ver— 
allgemeinerten protektioniſtiſchen Politik iſt am eheſten zu erwarten, daß 
ſie die Wege bereiten werde, um eine mit den Intereſſen aller Völker und 
jedes einzelnen in Einklang ſtehende Handelsfreiheit herzuſtellen. Nur 
darf man ſich die letztere nicht als eine radikale Abweſenheit aller 
Zölle vorſtellen. Gewiſſe Einſchränkungen werden je nach Zeit und 
Ort immer nothwendig oder rathſam bleiben. Abſtrakte Prinzipien 
werden in der Zollpolitik ſo wenig wie in jedem anderen Zweige der 
Politik jemals volle Geltung verlangen dürfen. 

Die Schutzzollpolitik, wie ſie ſich in den letzten Jahrhunderten 
entwickelt hat, ging immer von dem Beſtreben aus, die Induſtrie eines 
Landes zu entwickeln. Faſt niemals hat man daran gedacht, auch die 
Landwirthſchaft gegen die auswärtige Konkurrenz ſchützen zu wollen. 
Allerdings beſtanden in England während der unbedingteſten Herrſchaft 
des Schutzſyſtems auch Zölle auf Getreide und Vieh. Allein der 
Zweck derſelben war nicht der, die britiſche Landwirthſchaft zu heben, 
ſondern nur der, die Rente der Grundbeſitzer vor einer Schmälerung 
durch die Konkurrenz fremden Getreides und Viehes ſicher zu ſtellen. 
Niemand hat je behauptet, daß die engliſche Landwirthſchaft, die damals, 
wie zum Theil heute noch, an der Spitze des Fortſchrittes marſchirte, 
eines Schutzes gegen die ausländiſche Konkurrenz bedurft hätte, um ſich 
auf ihrer Höhe zu erhalten. Es war eben nur die Macht der eng- 
liſchen Grundbeſitzer, nicht irgend ein volkswirthſchaftliches Intereſſe, 
was der Nation künſtlich hohe Getreide- und Viehpreiſe auflegte. Sp 
bald die induſtriellen Intereſſen die Macht des Grundbeſitzes einzuſchränken 


Sechſtes Kapitel. Kolonialpolitik. 47 


vermochten, fingen die Kornzölle unhaltbar zu werden an, bis ſie nach 
einer Reihe von Jahren zugleich mit den Induſtriezöllen beſeitigt wurden. 

In Deutſchland iſt die vor einigen Jahren erfolgte Erhöhung der 
Induſtriezölle zugleich das Signal zur Einführung und demnächſtigen 
Erhöhung von Getreide-, Vieh- und Holzzöllen geworden. Obgleich 
hier nicht bloß große Grundbeſitzer, ſondern auch die Bauern lebhaft 
für den „Schutz der Landwirthſchaft“ eintraten, ſo wird man dennoch 
vergeblich behaupten, daß die deutſche Landwirthſchaft als ſolche eines 
Schutzes gegen die ausländiſche Konkurrenz bedürfe. Nicht die Landwirth— 
ſchaft, ſondern nur die landwirthſchaftliche Rente wird von den Zöllen Vor— 
theil haben. Nicht der Rohertrag des Grund und Bodens wird dadurch 
geſteigert werden können, ſondern nur jener Theil des in Geld geſchätzten 
Reinertrages, welcher durch keine Arbeit oder Kapitalsaufwendung erworben 
wird, ſondern ſich als Monopolgewinn aus dem unumſchränkten Eigen— 
thum an einem nur in beſchränktem Maße vorhandenen Naturfaktor 
ergiebt. So lange für den Grund und Boden ſo hohe Pachten be— 
zahlt werden, wie fie in Deutſchland noch immer üblich find, fo lange 
kann man nicht daran zweifeln, daß der Vortheil, den die Grundbeſitzer 
von den fraglichen Zöllen davontragen werden, im Weſentlichen nur 
der Rente und nicht der Arbeit zufallen können — ein Reſultat, das 
wenigſtens mit meinen Anſchauungen von den ſozialen Bedürfniſſen 
der Zeit völlig unvereinbar iſt. 
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So lange als es bewohnbare und doch menſchenleere, oder zwar be— 
wohnte, aber nicht entfernt im Verhältniſſe zu ihrem Umfang oder ihrer 
Produktivität benutzte Länder giebt, ſo lange wird es auch Kolonieen 
geben. Die Völker, welche an der Spitze der Ziviliſation ſtehen und 
in ihrer eigenen Heimat nur einen beengten Spielraum für ihre Be— 
thätigung finden, haben nicht nur gegen ſich ſelbſt, ſondern auch gegen 
den zurückgebliebenen Theil der Menſchheit die Pflicht, die Wohlthaten 
der Kultur zu verallgemeinern. Zwar wird es ſelten ein Volk geben, 
für das in der eigenen Heimat nicht noch Spielraum genug ſelbſt für 
eine in mäßigen Grenzen zunehmende Bevölkerung vorhanden wäre. 
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Die Fähigkeit eines Landes Menſchen zu ernähren wächſt mit der Zu⸗ 
nahme ſeiner Kultur. Aber es iſt klar, daß in jedem Lande dieſe 
Fähigkeit ihre beſtimmte Grenze hat, ſelbſt wenn ſich der Zunahme der 
Kultur die denkbar geringſten Hinderniſſe entgegen ſtellen. Die Völker, 
die bereits eine hohe Stufe der Ziviliſation erreicht haben, werden 
geneigt ſein, die fragliche Grenze als ſchon in der Nähe liegend zu 
betrachten. In anderen Ländern dagegen ſind vielleicht die thatſächlichen 
Hinderniſſe der fortſchreitenden Kultur fo groß, daß eine Bevölkerungs— 
vermehrung wirkliche Uebelſtände ſchafft, die durch eine Verpflanzung 
von Volkstheilen nach anderen Ländern beſeitigt oder gemildert werden 
könnten. Ueberdies wird es in jedem Volke zu jeder Zeit und unter 
allen Umſtänden Wanderluſtige geben, die ins Weite ſtreben und deren 
Thatendrang als ein ſehr wichtiges Ferment der allgemeinen Weltkultur 
auch für nationale Zwecke nutzbar zu machen iſt. Denn es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß jede ſelbſtbewußte Nation die aus ihr hervorgegan— 
genen Kräfte möglichſt für ſich ſelbſt nutzbar zu machen beſtrebt ſein 
muß. Sie erfüllt ſo ihre eignen Zwecke und zugleich die höheren Zwecke 
der Weltkultur. Es verhält ſich damit nicht anders als mit dem Prinzip 
des Selbſtintereſſes in der Volkswirthſchaft. Ein Jeder arbeitet zu⸗ 
nächſt zu ſeinem eigenen Vortheil; aber wenn er produktiv arbeitet, 
wird ſeine Arbeit nicht bloß ihm, ſondern auch der Geſammtheit zum 
Vortheil gereichen. Und ſchon das Intereſſe der Selbſterhaltung zwingt 
die Völker, auf ihre eigene Ausdehnung und Kräftigung bedacht zu ſein. 

Aus allen dieſen Gründen haben diejenigen Staaten, deren innere 
Kraft weit genug entwickelt iſt, um ihnen nicht eine völlige Selbſt— 
genügſamkeit räthlich erſcheinen zu laſſen, die Pflicht, an der Koloni⸗ 
ſation des Erdballes da, wo derſelbe ſeine Beſtimmung noch nicht oder 
nur ganz unzureichend erfüllt, mitzuwirken. 

Man unterſcheidet in der Regel zwiſchen Handelskolonieen und 
Ackerbaukolonieen. Unter den erſteren verſteht man ſolche, welche, von 
einzelnen Handelshäuſern oder von Handelsgeſellſchaften begründet, 
hauptſächlich den Zweck haben, den Handel zwiſchen dem Mutterlande 
und den Pflanzungsſtationen nebſt deren Hinterländern zu befördern. 
Ackerbaukolonieen hingegen nennt man ſolche, welche durch eine Maſſen⸗ 
einwanderung einheimiſcher Ackerbauer erſt der Kultur erſchloſſen wer⸗ 
den ſollen. Es giebt außerdem noch eine dritte Art der Koloniſation, 
die jedoch ſtreng genommen dieſen Namen kaum verdient. Sie beſteht 
darin, daß ein ſchon dicht bevölkertes und verhältnißmäßig gut ange⸗ 
bautes Land erobert und der Herrſchaft des Mutterlandes unterworfen 
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wird. Kolonieen dieſer Art ſind oft aus bloßen Handelsniederlaſſungen 
hervorgegangen. So namentlich die große engliſch-oſtindiſche Kolonie. 
Uebrigens ſind die Grenzen zwiſchen all' dieſen verſchiedenen Arten von 
Kolonieen nicht genau zu beſtimmen, und gehen oft in einander über. 

Von bloßen Handelskolonieen wird das Mutterland in der Regel 
keinen unmittelbaren Nutzen haben. Die Vortheile, die ſich aus der 
Handelsverbindung an ſich ergeben, ſind oft auch dann erreichbar, wenn 
das betreffende Gebiet ſich nicht in Abhängigkeit von der Regierung 
des Mutterlandes befindet, ſondern unter eigener Verwaltung oder unter 
dem Schutze irgend eines anderen Staates ſteht. So haben deutſche 
Handelshäuſer in allen Theilen der Welt Niederlaſſungen gegründet 
und von dort aus Verbindungen mit dem Mutterlande hergeſtellt, die 
demſelben vielleicht ebenſoviel Vortheil brachten, als wenn die betreffen⸗ 
den Niederlaſſungen unter dem unmittelbaren Schutze Deutſchlands 
geſtanden hätten oder mit anderen Worten Kolonieen Deutſchlands ge— 
weſen wären. Indeſſen muß zugegeben werden, daß der unmittelbare 
Schutz eines mächtigen Heimathsſtaates den unternehmenden Kaufleuten 
eine größere Sicherheit gewährt, und daß, wenn ihnen ein ſolcher Schutz 
in Ausſicht ſteht, ähnliche Unternehmungen dadurch ermuntert werden. 
Die Entwickelung wirklicher unter dem Schutze des Mutterlandes ſtehen⸗ 
der Handelskolonieen wird daher gewöhnlich eine kräftigere und nad- 
haltigere fein, als diejenige von Handelsſtationen, die ſich ſelbſt über- 
laſſen ſind oder in Ländern, wo der Natur der Sache nach die Juris— 
diktion ſchwach und ſchleppend iſt, unter fremder Botmäßigkeit ſtehen. 
Man wird daher dem Urtheile eines hervorragenden Gegners der neuen 
deutſchen Kolonialunternehmungen, daß Handelskolonieen ein Anachronis⸗ 
mus ſeien, nicht unbedingt beipflichten können, wenn man auch zugeben 
muß, daß die Art und Weiſe, wie in früherer Zeit ſolche Kolonieen in 
der Regel behandelt oder vielmehr mißhandelt wurden, glücklicher Weiſe 
immer mehr zur Unmöglichkeit wird. Oft genug dienten dieſelben nur 
dazu, um die Hinterländer in der unverſchämteſten Weiſe auszubeuten 
und zu unterdrücken. 

Was die neuen deutſchen Kolonialunternehmungen betrifft, ſo iſt 
man im Allgemeinen darüber einig, daß dieſelben zur maſſenhaften 
Anſiedelung deutſcher Bauern und Arbeiter ſich nicht eignen. Auch iſt 
vom Reichskanzler wiederholt erklärt worden, daß ſeine Politik zunächſt 
ſich darauf beſchränken wolle, deutſchen Handelshäuſern, die überſeeiſche 
Pflanzungen errichten, den Schutz des Reiches zu gewähren. Dies ent- 
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Volke von einer deutſchen Kolonialpolitik hegt, und auch den Zielen 
nicht, die ein Volk wie das deutſche, welches Jahr für Jahr einen 
ſtarken Auswandererſtrom dem Vaterlande den Rücken kehren ſieht, 
ſeiner Kolonialpolitik ſtecken muß. Allein man darf ſich der Hoffnung 
getröſten, daß das letzte Wort der deutſchen Kolonialpolitik keineswegs 
ſchon geſprochen iſt. Wir ſtecken ja erſt in den ſchwächſten Anfängen, 
und werden hoffentlich die Kraft in uns finden, um uns aus dieſen 
Anfängen zu einer Achtung gebietenden Macht aufzuſchwingen und einen 
koloniſatoriſchen Beruf zu erfüllen, wie er dem unvermiſchteſten Volke 
der germaniſchen Raſſe gebührt. 

Unter Kolonieen in der vollen Bedeutung des Wortes ſind nur die 
ſogenannten Ackerbaukolonieen zu verſtehen, in denen die Grundlage 
jeder nationalen Exiſtenz, der Landbau, in den Händen der Angehörigen 
des heimiſchen Stammes ruht. Es iſt ſeit langer Zeit Mode gewor— 
den, zu behaupten, die Zeit, ſolche Kolonieen zu gründen, ſei für Deutſch⸗ 
land unwiederbringlich verloren, und das deutſche Volk müſſe ſich da— 
mit begnügen, ſeine Auswanderer unter dem Schutze einer fremden 
Nation, ſei es in den Vereinigten Staaten, ſei es in Südamerika oder 
Auſtralien, ſich eine neue Heimat gründen zu ſehen. Man wird jedoch 
zu bedenken haben, daß die politiſchen Verhältniſſe in demjenigen Erd⸗ 
theile, der in ſeinen ſubtropiſchen und gemäßigten Zonen für europäiſche 
Anſiedler das geeignetſte und hoffnungsvollſte Gebiet iſt, daß, ſage ich, 
in Amerika und vorzugsweiſe in Südamerika die politiſchen Verhält⸗ 
niſſe keineswegs ſo konſolidirte ſind, um nicht in näherer oder fernerer 
Zukunft große Veränderungen in Ausſicht zu ſtellen. Es ſcheint daher, 
daß die deutſche Kolonialpolitik triftige Gründe habe, auf dieſe noch ſo 
menſchenleeren und kulturfähigen Länder ihr Augenmerk zu richten. 
Dort und nur dort ſcheint für ein neues, mit der Heimat in inniger 
Verbindung ſtehendes Deutſchland noch Raum vorhanden zu ſein. Und 
wenn wir uns den Zutritt mit den Waffen in der Hand erkämpfen 
müßten, um den Preis eines neuen Deutſchland kann auch dem, ſonſt 
Kriegen abgeneigten Patrioten ſelbſt ein gewaltiger Krieg kein zu theurer 
Preis ſcheinen. 

Einmal im Beſitze eines geeigneten Gebietes, würde man den 
Landleuten, die ſich darauf niederlaſſen wollen, von Haus aus diejenige 
ſoziale Verfaſſung geben können, die man für das eigene Land nur 
als das Ziel einer langſamen und ſchwierigen Entwickelung in Ausſicht 
nehmen kann. Man würde mithin den Grund und Boden nicht zum 
Gegenſtande eines Rappuſeſpieles für beutegierige Kriegshauptleute oder 
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zinshungrige Geldbeſitzer machen, ſondern das Land denen, die es be— 
bauen wollen, in angemeſſenen Antheilen gegen eine billige Steuer— 
leiſtung an den ſchützenden Staat zu Lehen geben. Wie bald würde 
ſich auf einer ſolchen ſozialen Grundlage ein neues Geſchlecht kräftiger, 
unabhängiger und auf ihre Unabhängigkeit ſtolzer Bauern erheben, 
und wie bald ſich neben ihnen eine blühende gewerbliche Bevölkerung 
anſiedeln! 

Die Kolonieen der dritten Art führen, wie ſchon bemerkt, dieſen 
Namen im Grunde mit Unrecht. Sie ſind nichts anderes als eroberte 
Länder. Menſchenleere Gebiete gegen die hohlen Anſprüche von Uſur— 
patoren mit Waffengewalt erkämpfen, iſt etwas anderes, als ein Volk 
unterjochen, wie es die Engländer in Indien gethan haben. Es iſt 
möglich, daß der Fortſchritt der Ziviliſation ſolcher Gewaltakte hie und 
da bedarf. Ich will darüber nicht ſtreiten. Jedenfalls erheiſcht dann 
aber die Ehrenpflicht der überlegenen Nation, die verübte Gewaltthat 
durch Handlungen des Friedens und der Menſchlichkeit zu ſühnen. Un⸗ 
glücklicherweiſe ſind die erobernden Völker nur ſelten dieſer Ehrenpflicht 
eingedenk, und gewöhnlich ſprießt aus der Gewaltthat größeres Unheil, 
als jemals wieder gut gemacht werden kann. 


Siebentes Kapitel. 
Der Wirthſchaſtsbetrieb des Staates. 


Streng genommen würden unter dieſe Ueberſchrift nicht bloß all 
gewerblichen Thätigkeiten, ſondern auch die geſammte Finanzwirthſchaft 
des Staates fallen. Da jedoch dem Thema der Beſteuerung ein eigenes 
Heft zugedacht iſt, ſo wird die Beſprechung der Staatsausgaben, ſoweit 
dieſelben für die eigentlichen Regierungszwecke (Staatsverwaltung, Landes— 
vertheidigung, Rechtspflege, öffentlicher Unterricht ꝛc.) zu leiſten ſind, 
am beſten im Zuſammenhange mit der Beſteuerungsfrage zu erörtern 
ſein. Im Folgenden wird daher nur der ſtaatliche Wirthſchaftsbetrieb 
im engeren Sinne einer flüchtigen Betrachtung unterzogen werden. 

Die Volkswirthſchaftslehre eines Adam Smith ſchloß grundſätzlich 
den Staat von jedem eigenen Wirthſchaftsbetriebe aus. Die Voraus- 
ſetzung dabei war, daß der Staat niemals ſo ſparſam wirthſchaften 
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könne, als der Privatunternehmer, der durch das lebhafteſte Intereſſe 
zur angeſtrengteſten und einſichtigſten Thätigkeit angeſpornt werde. So⸗ 
weit es ſich um Zwecke handelt, die überhaupt durch die Privatwirth⸗ 
ſchaft zu erreichen ſind, wird man dieſer Vorausſetzung nur beipflichten 
können. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn ich die Sicher⸗ 
heit habe, die Früchte meiner Anſtrengungen in vollem Umfange zu 
genießen, ich durch das lebhafteſte Selbſtintereſſe aufgefordert bin, allen 
Fleiß, alles Geſchick und alle Einſicht, die mir zu Gebote ſtehen, an- 
zuwenden, um mit möglichſt geringem Kraftaufwande ein möglichſt 
großes produktives Ergebniß zu erzielen. Und wenn durch die freie 
Konkurrenz aller werbenden Kräfte jeder Einzelne gezwungen iſt, auf 
dieſe Weiſe alle ſeine körperlichen und geiſtigen Kräfte anzuſtrengen, 
ſo muß, ſcheint es, die geſammte Volkswirthſchaft das denkbar günſtigſte 
Reſultat hervorbringen. 

Bei dieſer Betrachtungsart, deren verhältnißmäßige Berechtigung 
Jeder anerkennen muß, der die wirthſchaftliche Freiheit als die Grund⸗ 
lage der Sozialverfaſſung betrachtet wiſſen will, werden indeſſen manche 
der wichtigſten Erſcheinungen des Verkehrs überſehen. Es giebt ver⸗ 
ſchiedene Richtungen des Verkehrs, in denen eine freie Konkurrenz zur 
völligen Unmöglichkeit wird. Ueberläßt man den Verkehr in dieſen 
Richtungen der Privatwirthſchaft, ſo entwickeln ſich daraus thatſächliche 
Monopole, die einer wirklichen Freiheit der Konkurrenz Hohn ſprechen. 

Am auffallendſten zeigt ſich dies bei dem Kommunikationsweſen. 

Das geſammte Publikum iſt aufs Höchſte intereſſirt an der Er- 
richtung und möglichſt wohlfeilen Benutzung der Anſtalten, welche die 
Verbindung von Ort zu Ort herſtellen. Die Iſolirung eines Ortes 
vom allgemeinen Verkehr wird in den meiſten Fällen Armuth und Ver⸗ 
ſumpfung zur Folge haben. Jeder Ort hat daher ein natürliches Inter⸗ 
eſſe daran, eine ſo bequeme und wohlfeile Verbindung mit dem allge⸗ 
meinen Verkehr zu ſuchen, als es nur immer möglich iſt. Dagegen 
ſind die Intereſſen der einzelnen Einwohner des Ortes an der Her- 
ſtellung der Verbindung möglicher Weiſe ſehr ungleiche. Man kann 
ſich leicht hunderterlei von Fällen vorſtellen, wo der Beſitzer eines 
Betriebes, der bisher wegen Mangels einer leichten Verbindung mit 
der Außenwelt den geſammten Bedarf des Ortes an einer beſtimmten 
Waare deckte, ein großes Intereſſe daran hat, dies Monopol aufrecht 
zu erhalten und ſeinen vielleicht ſehr erheblichen Einfluß aufzubieten, 
um die Herſtellung eines Verbindungsweges zu hintertreiben. Noch 
häufiger iſt es vielleicht, daß die Herſtellung guter Kommunikationen 
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in Folge von Trägheit oder Stumpfheit aller Nächſtbetheiligten unter⸗ 
bleibt. Hätte man in den civiliſirten europäiſchen Staaten mit der 
Herſtellung guter Wege auf die Initiative der betheiligten Gemeinden 
oder Kreiſe warten wollen; hätte nicht auf dieſem Gebiete der Staat 
entweder indirekt durch Anregung und Zwang oder direkt durch eigene 
Unternehmung lebhaft eingegriffen, jo würde es heute vielleicht in ver- 
ſchiedenen Theilen Europas mit den Wegebauten noch recht übel aus— 
ſehen. Der Bau der eigentlichen Landſtraßen iſt ohnehin von jeher 
als eine dem Staate zukommende Funktion angeſehen worden. Es hat 
ſich alſo praktiſch die Nothwendigkeit ergeben, die Sorge für die öffent⸗ 
lichen Verkehrswege der Privatthätigkeit zu entziehen und dem Gemein⸗ 
weſen zu überlaſſen. 

Den Bau der Eiſenbahnen dagegen hat man in vielen Län⸗ 
dern Privatgeſellſchaften überlaſſen, welche ſich für ihr Anlagekapital 
(und demnächſt für die Koſten des Betriebes) durch die aus dem Be— 
triebe hervorgehenden Einnahmen ſchadlos zu halten hatten. Daß ſich 
daraus vielfach ſehr ungerechte Monopole entwickelt haben, wird heute 
kaum noch von irgend Jemandem geleugnet. Die Frage, ob der Eiſen— 
bahnbau und Betrieb dem Staate oder einzelnen Unternehmern über— 
laſſen werden ſollte, iſt daher eine der wichtigſten Fragen der Zeit ge— 
worden. Thatſächlich find die Uebelſtände, welche das Privateiſenbahn— 
ſyſtem in jenen Staaten, wo es zur vollen Geltung gekommen iſt, 
hervorbringt, ſo offenkundige und gewaltige, daß ſich die öffentliche 
Meinung faſt allerorten überwiegend dem Staatsbahnſyſteme zuge— 
wendet hat. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika haben ſich die großen 
Eiſenbahngeſellſchaften faſt zu unumſchränkten Beherrſchern der Geſell— 
ſchaft gemacht. Die an dieſe Herrſchaft ſich knüpfende Korruption ver- 
giftet allmählich nicht bloß die Politik, ſondern das geſammte geſell— 
ſchaftliche Leben. Die Eiſenbahnen beherrſchen die Preſſe, bearbeiten 
die geſetzgebenden Körper und füllen die Richterbank mit ihren Kreaturen. 
Sie beſteuern den Verkehr durch willkürliche Tarife, ſchreiben demſelben 
je nach Laune oder Intereſſe beſtimmte, oft ſehr künſtliche Richtungen 
vor und fügen dem Nationalvermögen durch gegenſeitiges Nieder— 
konkurriren unberechenbare Verluſte zu. 

In England machen ſich die Nachtheile des Privateiſenbahnſyſtems 
weniger fühlbar, als in den Vereinigten Staaten, weil bei der gerin- 
geren Ausdehnung des Landes, dem ſchon vor den Eiſenbahnen überall 
hoch entwickelten Verkehr und der größeren Dezentraliſation des Kapital- 
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beſitzes von vornherein eine ſtärkere Konkurrenz der Kapitalien um den 
Bau von Eiſenbahnen ſtattfand, weil in der Politik die Intereſſen des 
Großgrundbeſitzes denjenigen des beweglichen Kapitals die Wage hielten 
oder überlegen waren, und weil daher frühzeitig der Betrieb durch 
ſtaatliche Eingriffe geregelt wurde. Allein mit der Zeit vereinigen ſich 
die zahlreichen größeren und kleineren Linien immer mehr zu mächtigen 
Körperſchaften, die wie jede Macht das natürliche Beſtreben nach immer 
weiterer Vermehrung und Ausdehnung ihrer Macht in ſich tragen und 
bei der überwältigenden Wichtigkeit ihrer Funktionen einen Einfluß an 
ſich zu reißen vermögen, der den öffentlichen Intereſſen nichts weniger 
als zuträglich iſt. 

Eine ähnliche Entwickelung hat das Eiſenbahnweſen in Frankreich 
genommen, wo ebenfalls aus einer größeren Anzahl von Linien durch 
Fuſion einige wenige übermächtige Geſellſchaften entſtanden ſind, der 
Staat jedoch ein ziemlich wirkſames Aufſichtsrecht ausübt und ſich über- 
dies den nach einer längeren Reihe von Jahren erfolgenden Heimfall 
ſämmtlicher Bahnen vorbehalten hat. Nichtsdeſtoweniger giebt es ſo— 
wohl in Großbritannien als auch in Frankreich ſtarke Parteien, welche 
die Uebernahme der Eiſenbahnen durch den Staat als unerläßlich be— 
trachten. | 

In Preußen, das ſchon früher neben einer bedeutenden Anzahl 
von Privatbahnen ein ausgedehntes Netz von Staatsbahnen beſaß, iſt 
durch die alle Hinderniſſe überwindende Energie des Fürſten Bismarck 
ſeit zehn Jahren der Uebergang ſämmtlicher Privatbahnen in die Hände 
des Staates eingeleitet und beinahe vollſtändig durchgeführt worden. 
Und die bisherigen Reſultate der Eiſenbahnverſtaatlichung in Preußen 
werden allgemein als über alles Erwarten befriedigende betrachtet. 
Nirgends haben ſich erhebliche Störungen im Betriebe, wie ſie ſich bei 
dem Uebergange einer ſo ungeheueren Verwaltung in andere Hände 
wohl hätten vorausſetzen laſſen, wahrnehmbar gemacht, und es ſind alle 
billigen Anforderungen des Verkehrs ſo bereitwillig erfüllt worden, 
wie es nur immer wünſchenswerth ſein konnte. Und was das finanzielle 
Ergebniß anbelangt, ſo iſt dasſelbe für den Staat ein ſo günſtiges, 
daß viele Millionen, die ſonſt durch neue Steuern hätten aufgebracht 
werden müſſen, aus den Ueberſchüſſen der Eiſenbahnverwaltung beſtritten 
werden. Und ſobald erſt einmal ſämmtliche Hauptlinien in den Händen 
des Staates ſein werden und das Netz derartig vervollſtändigt ſein wird, 
daß keine großen Neubauten mehr erforderlich ſind, während die ſekun⸗ 
dären Linien den Provinzialverbänden zum Bau oder Betriebe über- 
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laſſen werden können, wird der Zeitpunkt gekommen ſein, wo man mit 
der Amortiſation der Eiſenbahnſchuld geſchwinden Schrittes vorgehen 
kann, um ſchließlich bei einem ſchuldenfreien Beſitz, der dem Volke eine 
Zinſenlaſt von Hunderten von Millionen erſpart, anzulangen. 

Dies iſt ſchon thunlich unter einem Regime, welches ſich öffent— 
liche Schulden gleich den Privatſchulden nicht als unverzinslich vorzu— 
ſtellen vermag. Bei einer Ordnung des Geldweſens jedoch, wie der 
oben vorgeſchlagenen, wobei die Anlagekoſten öffentlicher Unternehmungen 
durch ein unverzinsliches Papiergeld zu beſtreiten ſind, würde die Zinſen⸗ 
laſt für die durch Neubauten beanſpruchten Summen von vornherein 
erſpart werden, und es würde gleichzeitig die Amortiſation früher kon⸗ 
trahirter verzinslicher Schulden ſehr erheblich beſchleunigt werden können. 
Schon dieſer Umſtand, daß Eiſenbahnen, Kanäle und andere öffentliche 
Verkehrswege bei einer entſprechenden Ordnung des Geldweſens durch 
die öffentlichen Organe mit Hülfe eines unverzinslichen Papiergeldes 
hergeſtellt werden können, fällt mit vollem Gewichte bei der Frage in 
die Wagſchale, ob öffentliche Werke dieſer Art vom Staate oder 
von Privatleuten unternommen werden ſollten. Und wenn erſt all 
gemein anerkannt ſein wird, daß jenes nicht bloß ohne Gefahr, ſon— 
dern vielmehr zum unberechenbaren Vortheile für den Volkswohlſtand 
geſchehen kann, muß die bezügliche Streitfrage vollſtändig aus der Welt 
verſchwinden. 

Indeſſen auch abgeſehen von dieſem Punkte, ſcheinen für den Bau 
der Eiſenbahnen und Kanäle durch den Staat überwiegende Gründe zu 
ſprechen. Die Privatunternehmungen können nur muthmaßliche Schätzungen 
der Rentabilität zur Unterlage ihrer Berechnungen machen. In den wenig⸗ 
ſten Fällen iſt aber eine auch nur einigermaßen zuverläſſige Schätzung 
möglich. Denn um die Rentabilität einer künftig zu erbauenden Eijen- 
bahn oder Waſſerverbindung zu beurtheilen, kann man ſich eben nur 
an die beſtehenden Verhältniſſe des Verkehrs halten, wie ſie ſich unter 
dem Mangel der in Ausſicht genommenen Verbindung entwickelt haben. 
Die künftige Entwickelung voraus zu berechnen, iſt man vollſtändig 
außer Stande. Bei einem Eiſenbahn⸗ oder Kanalſyſtem, das nur den 
Verkehr der Vergangenheit und die ſich darauf ſtützende Rentabilitäts— 
berechnung zur Grundlage ſeiner Entwürfe machen wollte, würden 
hauptſächlich nur ſolche Linien in Ausſicht genommen werden können, 
die durch Gegenden führen, welche bereits unter der Herrſchaft unvoll— 
kommener Kommunikationen einen reichen Verkehr entwickelt haben. Die 
durch irgend welche topographiſche oder geſchichtliche Hinderniſſe in der 
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Entwickelung zurückgebliebenen Gegenden würden gewöhnlich zu fort⸗ 
dauernder Rückſtändigkeit verurtheilt bleiben, und es würde dadurch 
nicht allein dieſen Gegenden, ſondern auch der Geſammtheit des Landes 
ein großes Unrecht geſchehen, da die Blüthe des letzteren nicht allein 
von der Blüthe eines oder weniger, ſondern aller feiner Theile ab- 
hängt. Bei dem Privateiſenbahnweſen muß man auch von vornherein 
darauf verzichten, Syſtem und Einheit in das Geſammtnetz eines großen 
Landes zu bringen. Ueberdies vermag nur der Staat über die Bedürf— 
niſſe der Gegenwart hinauszugreifen und auch die der künftigen Ge— 
nerationen ins Auge zu faſſen. Nur der Staat hat daher ein hin⸗ 
reichend ſtarkes und unabweisbares Intereſſe an dem ſoliden und mög- 
lichſt vollkommenen Bau der Bahnen. 

Auch für den Betrieb der Eiſenbahnen bringt der Staat eine 
größere Befähigung und einen größeren Beruf mit, als die Privat- 
verwaltung. Will man den Privatbahnen jede Selbſtſtändigkeit nehmen 
und alles bis auf das Kleinſte herab reguliren, ſie namentlich auch in 
Tarifangelegenheiten von der Willkür der Regierung abhängig machen, 
ſo verliert von vornherein die Privatverwaltung jenes lebhafte Selbſt— 
intereſſe und die dadurch erzeugte Spannkraft, welche in der Regel als 
die hauptſächlichſten Vortheile des Privatbetriebes vor dem gemeinwirth⸗ 
ſchaftlichen angeſehen werden. Da es ſich aber andererſeits als un⸗ 
möglich heraus geſtellt hat, Geſellſchaften, die ſich im Beſitze eines 
monopoliſirten Verkehrsweges befinden und die ohne Zutheilung ge— 
wiſſer öffentlicher Funktionen nicht denkbar ſind, nach ihrem Belieben 
ſchalten zu laſſen, ſo ſcheint die unmittelbare Staatsverwaltung hier 
der natürlichſte Ausweg zu ſein. Auch die nothwendige Einheitlichkeit 
des Tarifweſens iſt bei einem Privatbahn⸗ oder einem gemiſchten 
Syſtem, wie man es ſo lange in Preußen geſehen hat, nicht zu er— 
reichen. 

Alles ſpricht daher für die Pflicht des Staates, die Anlage und 
den Betrieb der öffentlichen Verkehrswege auf Rechnung des Staates 
und lediglich zum Vortheil der bürgerlichen Gemeinſchaft zu übernehmen. 
Und was von dem Bau der Eiſenbahnen gilt, wird ſich im Allgemeinen 
von der Anlage eines Waſſernetzes, dem Bau von Kanälen, der Her- 
ſtellung von Flußkorrektionen, Hafenanlagen u. ſ. w. ebenfalls ſagen 
laſſen. Auch bei Unternehmungen dieſer Art jedoch werden Anlagen 
von mehr lokaler Bedeutung am beſten von den engeren gemeinwirth— 
ſchaftlichen Verbänden (der Gemeinde, dem Kreiſe u. ſ. w.) herzu⸗ 
ſtellen ſein. 
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Anders liegt die Sache bei den Transportleiſtungen auf 
Flüſſen und Kanälen. Die Uebernahme ſolcher Leiſtungen durch den 
Staat würde gegen den Grundſatz verſtoßen, daß überall, wo ein 
freier Wettbewerb möglich iſt, der Privatbetrieb herrſchen muß. Flüſſe 
und Kanäle können wie die Landſtraßen gegen Erlegung beftimmter 
Gebühren von einem Jeden befahren werden, ohne daß der freie Wett- 
bewerb irgendwie beſchränkt zu werden brauchte. Eiſenbahnverwaltungen 
dagegen ſind undenkbar, ohne daß ihnen auf ihren Linien ein Monopol 
eingeräumt wird. Monopolbetriebe aber gehören naturgemäß der Ge— 
meinwirthſchaft, nicht der Privatwirthſchaft an. Aus dem hier ange- 
deuteten Grunde tft auch der Poſt⸗ und Telegraphenbetrieb faſt überall 
in die Hände des Staates übergegangen. 

Außer den oben genannten eignen ſich nur wenige Betriebe für 
die Uebernahme durch den Staat, und die thatſächliche Entwickelung 
der Dinge hat auch faſt überall den Grundſatz zur Anerkennung ge— 
bracht, daß die gewerbliche Thätigkeit der freien Konkurrenz der Bürger 
überlaſſen bleiben muß. 

Viele Staaten haben einen ausgedehnten Domänenbeſitz, treiben 
aber mit Recht nicht auf eigene Gefahr Landwirthſchaft, ſondern ver— 
pachten den Grund und Boden an Privatleute. Dagegen wird die 
Forſtwirthſchaft in großem Maße vom Staate getrieben. In der That 
widerſtrebt die Natur des Waldes dem Pachtſyſteme durchaus. An 
keinem Punkte kommt die Verſchiedenheit der privaten und der volks— 
wirthſchaftlichen Intereſſen deutlicher zum Vorſchein, als bei dem Wald⸗ 
beſitze und der Forſtwirthſchaft. Der Privatmann hat örtlich und zeit— 
lich beſchränkte Intereſſen, während der Staat der berufene Hüter der 
allgemeinen und zukünftigen Intereſſen des Landes iſt. Die volks— 
wirthſchaftliche Bedeutung des Waldes nöthigt oft zur Erhaltung des- 
ſelben, wo das bloße Privatintereſſe die Entholzung anrathen würde, 
oder macht Aufforſtungen räthlich, welche große Geldausgaben erfordern, 
ohne die entſprechenden Erträge in Ausſicht zu ſtellen. Daher wird 
der Staat auch da, wo der Waldbeſitz ſich in den Händen von Privat⸗ 
leuten befindet, auf ein ausgedehntes Auffichtsrecht nicht verzichten können, 
und eine den allgemeinen Intereſſen entſprechende Entwickelung würde 
den Waldbeſitz ebenſo wie die Forſtverwaltung gänzlich in den Händen 
des Gemeinweſens gelaſſen haben. 

Volkswirthſchaftlich weniger gerechtfertigt, als der ſtaatliche Forſt— 
betrieb, iſt der Betrieb des Bergbaues durch den Staat. Zwar wird 
auch hier der Grundſatz, daß das Grundeigenthum nur bei dem Gemein⸗ 
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weſen ruhen könne, Geltung verlangen müſſen, und dies um fo mehr, 
als ſich in das Eigenthum an den unterirdiſchen Bodenſchätzen noch 
leichter ein monopoliſtiſches Element miſcht, als in das Eigenthum an 
der Oberfläche der Erde bei einer freien Agrarverfaſſung. Dennoch iſt 
es nicht nothwendig, daß der Staat den Bergbau auf eigene Rechnung 
betreibt. Sehr bedeutende Bergwerksunternehmungen ſind öfters mit 
Erfolg in Pacht ausgethan worden, und es iſt kein Grund einzuſehen, 
weshalb dieſes Syſtem ſich nicht verallgemeinern laſſen ſollte. Uebrigens 
laſſen wir dieſe ſchwierige Frage gern dahingeſtellt. Sie wird ſich in 
den meiſten Fällen nur mit Rückſicht auf die hiſtoriſche Entwickelung 
entſcheiden laſſen, und in jedem Falle wird der ſtaatliche Betrieb der 
Entſtehung irgend eines Monopols vorzuziehen ſein. 

Andere gewerbliche Unternehmungen des Staates als die hier er⸗ 
wähnten werden in der Regel nicht zu billigen ſein. Doch wird auch 
hier die hiſtoriſche Entwickelung ein Wort mitzuſprechen haben, und im 
Einzelnen manche Durchbrechung des Grundſatzes der freien Privat— 
wirthſchaft rathſam bleiben. Nur einige Worte mögen in Betreff des 
Bankbetriebes hier noch Platz finden. 

Die meiſten großen europäiſchen Staaten ſtehen mit einer Central— 
bank in Verbindung, welche entweder unmittelbar auf Rechnung und 
Gefahr des Staates betrieben wird, oder doch unter der Kontrole des 
Staates ſteht und in der Regel mit einem Rechte der Notenausgabe 
ausgeſtattet iſt. Ich brauche nach meinen früheren Ausführungen über 
den Staatskredit und die Wirkungen des Privatkredits in der Volks⸗ 
wirthſchaft wohl nicht erſt hervorzuheben, daß ich ſolche Centralbanken, 
inſoweit ſie Diskontobanken ſind, als den wahren Intereſſen einer ver⸗ 
nünftigen Sozialwirthſchaft zuwider laufend betrachte. Es iſt nicht die 
Sache des Staates und darf es nicht ſein, einzelne Privatleute mit 
Kredit auszuſtatten. Geſchieht es dennoch, ſo iſt die Folge nothwendig 
die, daß einer Beſitzariſtokratie ungerechter Vorſchub geleiſtet wird. Für 
die Kreditmittel, über welche der Staat verfügen kann, hat er in den 
öffentlichen Unternehmungen ſeiner ſelbſt ſowie der Gemeinden, und in 
der Unterſtützung der freien Genoſſenſchaften überreichen Spielraum. 
Die Staatsbanken ſollten daher nichts weiter, als die Hauptkaſſen der 
Staaten, ſowie die Ausgabeſtellen des Papiergeldes ſein, und ſich jeder 
Einmiſchung in das eigentliche Bankgeſchäft enthalten. 

Was ſchließlich die Aufbringung der Mittel zum Unterhalt der 
Staatsverwaltung und zur Fortführung der Staatsbetriebe betrifft, ſo 
hat dieſelbe, ſoweit die letzteren ſich nicht durch ſich ſelbſt erhalten, auf 
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dem Wege der Beſteuerung zu erfolgen, über deren Grundſätze erſt im 
folgenden Hefte dieſer Schrift ausführlicher gehandelt werden wird. 
Im Allgemeinen wird man an jeden ſolid verwalteten Staat die An⸗ 
forderung ſtellen müſſen, daß alle ſeine Ausgaben auf dem regelmäßigen 
Wege der Beſteuerung aufgebracht werden. Und je größer ein Staat 
iſt, deſto mehr wird dies möglich ſein, da ſich in einem großen Gebiete 
die Bedürfniſſe des einen Landestheiles gegen die der anderen, der 
Ueberfluß des einen gegen die Dürftigkeit der anderen leichter ausgleichen 
als in einem beſchränkten Gebiete. Es iſt jedoch einzuräumen, daß 
unter gewiſſen Umſtänden die Erträgniſſe der Beſteuerung nicht aus⸗ 
reichen werden, um einen dringenden Bedarf des Staates zu decken. 

Namentlich ſind es von jeher die Kriege geweſen, welche an den Staat 
finanzielle Anforderungen geſtellt haben, die er durch die herkömmliche 
oder auch durch eine außerordentliche Beſteuerung nicht zu befriedigen 
vermochte. Man half ſich in dieſem Falle gewöhnlich mit Anlehen bei 
den vermögenden Bürgern. Es iſt bekannt, wie ſehr dieſes Anlehens— 
ſyſtem ſich in neuerer Zeit entwickelt hat und welche koloſſalen Laſten 
manche Völker ſich damit aufgebürdet haben. Die Möglichkeit, durch 
Anlehen dieſer Art, die man natürlich hoch verzinſen mußte und an 
deren Rückzahlung in der Regel kaum gedacht werden konnte, die Mittel 
zur Kriegführung zu gewinnen, hat die Kriege nur häufiger und hart— 
näckiger gemacht, als ſie früher waren, und der leichtfertigen Anzette— 
lung von Kriegen oft unheilvolle Nahrung gegeben. Ein gerechter, von 
der Nation nachhaltig unterſtützter Krieg bedarf der Anlehen bei den 
Geldbeſitzern nicht. Der nordamerikaniſche Bürgerkrieg iſt weſentlich 
mit Hülfe eines unverzinslichen Papiergeldes geführt worden. Erſt 
gegen den Schluß des Krieges eröffnete der mit den Rothſchild'ſchen 
Intereſſen enge verwachſene Finanzminiſter Mac Culloch den Feldzug 
gegen die Greenbacks, und bürdete dadurch ſeinem Lande eine ungeheure 
Zinſenlaſt auf. Frankreich verſchaffte ſich im Jahre 1870 die Mittel 
zur Kriegführung gegen Deutſchland vorzugsweiſe in ungedeckten Bank— 
noten. Der Notenumlauf der Bank von Frankreich wurde ſchnell von 
1500 Millionen Francs auf mehr als das Doppelte gebracht, und das 
Land hätte wahrlich nicht nöthig gehabt, dafür an die Bank Zinſen zu 
zahlen, da das Vertrauen, welches dieſe Banknoten vollwerthig im Um— 
lauf erhielt, nicht der Bank von Frankreich, ſondern dem Staate dar— 
gebracht wurde. Großbritannien vermehrte während der napoleoniſchen 
Kriege ſein Papiergeld von 360 Millionen auf 860 Millionen Mark 
— zu jener Zeit, wenn man den damaligen Geldwerth und die da— 
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malige Bevölkerungsziffer in Anſchlag bringt, eine bedeutendere Summe, 
als es heute vielleicht die fünffache ſein würde — und die Prosperität 
des Landes war vielleicht zu keiner Zeit größer, als damals. 8 

Nach unglücklich geführten Kriegen werden freilich die Staaten ſtets 
der Gnade des Siegers mehr oder weniger preisgegeben ſein, und 
wenn derſelbe Kontributionen auferlegt, welche über die augenblickliche 
Leiſtungskraft des Beſiegten hinausgehen, ſo wird der letztere gezwungen 
ſein, entweder ausländiſche Anlehen zu einem Zinsfuße, wie er ſeinem 
Kredit entſpricht, aufzunehmen, oder die Kriegsſchuld in Terminen ab- 
zutragen, wie ſie nach Maßgabe ſeiner Steuerkraft einzuhalten möglich 
erſcheint. Der letztere Modus wird, da der Sieger in ſolchen Fällen 
ein Pfandobjekt beſetzt zu halten pflegt, dem Beſiegten in der Regel 
drückender dünken, und der erſtere Modus von ihm gewöhnlich vorge— 
zogen werden. Der finanzielle Effekt würde jedoch bei der letzteren 
Abtragungsart, die wenigſtens keine dauernde Zinſenlaſt auferlegt, ein 
günſtigerer ſein, als bei der anderen. 

Abgeſehen von den Kriegen werden Anlehen oft zum Behufe der 
Herſtellung großer öffentlicher Werke aufgenommen, und es muß zuge⸗ 
geben werden, daß es in vielen Fällen ebenſo zweckmäßig wie vortheil⸗ 
haft ſein kann, auf dieſe Weiſe die Laſt der Beſteuerung auf eine 
längere Reihe von Jahren zu vertheilen — um ſo zweckmäßiger und 
vortheilhafter, als der Staat nach der im erſten Hefte dieſer Schrift 
begründeten Anſicht am allerwenigſten zu dieſem Zwecke verzinslicher 
Anlehen bedarf. 

Bei dem ausgedehnten und vielverzweigten Wirthſchaftsbetriebe, 
welcher dem Staate ſowohl zur Erfüllung feiner eigentlichen Regierungs- 
pflichten, als auch zur Errichtung und Verwaltung großer öffentlicher 
Anſtalten namentlich auf dem Gebiete des Transportweſens obliegt, 
muß ſelbſtverſtändlich auch ſein Einfluß auf die Vertheilung des 
Einkommens im Lande ein bedeutender ſein. Billigerweiſe werden 
ſich die Gehalte ſeiner Beamten und die Arbeitslöhne der von ihm 
dauernd oder vorübergehend als Lohnarbeiter beſchäftigten Bürger nach 
den im Lande herrſchenden ſozialen Bedingungen richten müſſen. Den⸗ 
noch hat er als der bei weitem größte Arbeitgeber im Lande und über⸗ 
dies als derjenige Unternehmer, der nicht um ſeines eigenen Gewinnes 
willen, ſondern zum gemeinſamen Vortheile aller Bürger arbeiten läßt, 
beſondere ſoziale Pflichten zu erfüllen. Er wird ſich ebenſo ſehr zu 
hüten haben, nach unten die Arbeitslöhne zu drücken und es dadurch 
den Privatunternehmern leichter zu machen, auch ihrerſeits den Arbeitern 
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möglichſt ſchlechte Bedingungen aufzuerlegen, als nach oben die An— 
ſprüche der höheren Beamten und Würdenträger zu hoch zu ſpannen. 
Er wird ſich als Hüter der geſellſchaftlichen Moral bewußt bleiben 
müſſen, daß jede allzu ungleiche Vertheilung des Einkommens korrum⸗ 
pirend wirken, die oberen Klaſſen habgierig und anſpruchsvoll machen, 
die unteren aber entwürdigen und allmählich degeneriren muß. 


Achtes Kapitel. 


Arbeiterverſicherung. 


Das deutſche Reich hat es ſich bekanntlich zur Aufgabe gemacht, 
die Verſicherung der abhängigen Arbeiter gegen Krankheit, Unfälle und 
Invalidität geſetzlich zu regeln. Die Kranken- und Unfallverſicherung 
wenigſtens eines großen Theiles der Arbeiter ſind bereits unter Dach 
und Fach. An den Wohlthaten der geſetzlichen Krankenverſicherung 
nehmen die Arbeiter in Berg- und Hüttenwerken, in Fabriken, beim 
Eiſenbahn⸗ und Binnendampfſchifffahrtsbetriebe, auf Werften und bei 
Bauten, im Handwerk und in ſonſtigen ſtehenden Gewerbebetrieben 
Theil, während aus der Unfallverſicherung die Handwerke mit Aus⸗ 
nahme der Bauhandwerke ausgeſchieden ſind. Die landwirthſchaftlichen 
Arbeiter ſind zunächſt ſowohl von der Kranken- als auch von der Un⸗ 
fallverſicherung ausgeſchloſſen worden, doch beſchäftigt man ſich eben im 
Reichstage mit einem Geſetzentwurfe, welcher die nachträgliche Einbe— 
ziehung der landwirthſchaftlichen Arbeiter in die Unfallverſicherung zum 
Gegenſtande hat und möglicherweiſe auch die Ausdehnung der Kranken- 
verſicherung auf die genannten Arbeiter zur Folge haben wird. 

Es iſt viel darüber geſtritten worden, ob die Arbeiterverſicherung 
durch eine Zwangsgeſetzgebung des Staates herbeizuführen oder dem 
freien Antriebe der Arbeiter zu überlaſſen ſei. Von den Einen wurde 
(und wird oft jetzt noch) das Vorgehen der Reichsregierung auf dem 
Wege der Zwangsverſicherung als die größte ſoziale That, die über- 
haupt denkbar ſei; als das wenn nicht einzige, ſo doch hauptſächlichſte 
Mittel, die aus den Fugen gehende Geſellſchaft wieder einzurenken und 
ſie von ihren Leiden zu befreien, geprieſen. Von den Anderen dagegen 
wurde jeder Zwang verworfen und höchſtens ein Erlaß von Normativ⸗ 
beſtimmungen für die freien Hülfskaſſen befürwortet. Einer Unfall⸗ 
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verſicherung, deren Koſten zum Theil von den Arbeitern ſelbſt getragen 
werden müſſen, widerſtrebten die Gegner ſtaatlicher Eingriffe ſchon aus 
dem Grunde, weil die Entſchädigung für erlittene Unfälle der Arbeiter 
lediglich Sache der Arbeitgeber ſei. Das früher beſtehende Haftpflicht⸗ 
geſetz habe, ſo meinte man auf dieſer Seite, nur einer zweckmäßigen 
Ausbildung bedurft, um allen billigen Anſprüchen der Arbeiter gerecht 
zu werden. 

Die Anſicht, welche in der Arbeiterverſicherung die ſozialen Auf- 
gaben des Staates zu einem weſentlichen Theile erſchöpft glaubt, iſt 
offenbar von großer Beſchränktheit. Die Arbeiterverſicherung iſt nur 
ein Auskunftsmittel zur Verhütung des äußerſten Elendes, dem unter 
den heutigen ſozialen Verhältniſſen die zahlreichſte Klaſſe der Bevölke⸗ 
rung ungünſtigen Falles beinahe rettungslos anheimfällt. Die tiefſten 
ſozialen Reformen werden die Mittel zu finden haben, welche die 
große Klaſſe abhängiger Arbeiter auf eine höhere Stufe ihrer nor— 
malen Exiſtenz heben, ſo daß man ihr allenfalls die Fürſorge für die 
Fälle von Krankheit und Invalidität ſelbſt überlaſſen könnte. 

Man wird aber zugeben müſſen, daß thatſächlich die Verhält⸗ 
niſſe der Arbeiter nicht ſolche ſind, um von der Geſammtheit derſelben 
eine freiwillige Fürſorge der fraglichen Art erwarten zu laſſen. Die 
freien Hülfskaſſen, die ſich in Deutſchland behufs Gewährung von 
Krankenunterſtützung und Sterbegeldern im Laufe der Zeit gebildet 
haben, umfaſſen nur einen geringen Bruchtheil der Arbeiter, und es 
war wenig Ausſicht vorhanden, daß ohne geſellſchaftlichen Zwang zur 
Verſicherung ein überwiegender Theil, geſchweige denn die Geſammtheit 
der Arbeiter in abſehbarer Zeit für die betreffenden Zwecke ſich ver— 
einigen würde. Die öffentliche Meinung hat ſich daher mit Recht für 
den Verſicherungszwang erklärt, und ſogar die meiſten der früheren 
Gegner haben ihren Widerſpruch dagegen aufgegeben, während ſie aller— 
dings an dem Widerſtande gegen Zwangsverſicherungsanſtalten theil- 
weiſe noch feſthalten. 

Daß bei Unfällen, welche den abhängigen Arbeiter während 
des Betriebes treffen, der Unternehmer für den entſtehenden Scha- 
den haften muß, iſt ein anſcheinend durchaus richtiger Grundſatz. Das 
deutſche Geſetz hat es indeſſen zweckmäßig gefunden, einen erheblichen 
Theil der betreffenden Laſt den Arbeitern zuzuſchieben, indem es den 
Arbeitgebern nur die Entſchädigung von Unfällen auferlegte, welche den 
Verletzten länger als dreizehn Wochen erwerbsunfähig machen, wogegen 
alle übrigen Unfälle von den Krankenkaſſen, zu denen die 
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Arbeiter beiſteuern müſſen, zu tragen ſind. Man hat ſich zu dieſem 
Auswege entſchloſſen, um die großen Unzuträglichkeiten zu vermeiden, 
welche ſich beim Haftpflichtgeſetze daraus ergaben, daß dem Arbeiter der 
Beweis oblag, er habe den Unfall ohne ſein Verſchulden erlitten. 
Erklärt man den Unternehmer für verpflichtet, die dem Arbeiter im 
Betriebe zuſtoßenden Unfälle allein zu entſchädigen, ſo ſcheint in der 
That die Gerechtigkeit zu fordern, daß man deſſen Haftbarkeit auf die 
Unfälle beſchränkt, die den Arbeiter ohne Verſchulden treffen. Allein 
der Begriff der Verſchuldung iſt ein ſo dehnbarer, und die Beſtimmung 
des Haftpflichtgeſetzes, welche dem Arbeiter die erwähnte Beweislaſt 
auflegte, war für den in der Regel völlig unbemittelten Arbeiter ſo 
drückend, daß der Arbeiter oft gänzlich um ſeinen billigen Anſpruch 
betrogen wurde. Man darf es daher für einen glücklichen Griff des 
Unfallgeſetzes erklären, wenn dasſelbe alle Unfälle ohne Ausnahme, 
unverſchuldete wie verſchuldete, der Verſicherungspflicht unterwarf und 
dafür die Krankenkaſſen anhielt, die von Unfällen Betroffenen auf eine 
gewiſſe Zeit in Pflege zu nehmen und ihnen die geſetzlich beſtimmte 
Krankenunterſtützung zu gewähren. Eine andere Frage iſt natürlich die, 
ob gerade die Feſtſetzung einer ſo langen Zeitdauer, wie dreizehn 
Wochen, der Billigkeit entſpricht. Darüber werden erſt längere Er— 
fahrungen belehren können. Eventuell wird ja einer Abänderung des 
Geſetzes in dieſer Richtung nichts im Wege ſtehen. 

Das wichtigſte Kapitel der Arbeiterverſicherung, die Verſicherung 
gegen Invalidität in Folge von dauerndem Siechthum oder Alter, iſt 
noch im Rückſtande geblieben, und es dürfte wohl auch noch eine ge— 
raume Zeit vergehen, bis die Sache zu einer geſetzlichen Regelung reif 
ſein wird. Die Schwierigkeit derſelben liegt darin, daß die Gewähr— 
leiſtung einer irgendwie erheblichen oder nothdürftig ausreichenden Rente 
ſo anſehnliche Beiträge der Arbeiter vorausſetzt, daß man wohl nur 
den beſſer geſtellten Klaſſen von Arbeitern die erforderlichen Opfer zu— 
muthen kann. Die unterſten und bedürftigſten Schichten der Lohn— 
arbeiter werden bei den gegenwärtig noch in Deutſchland herrſchenden 
Löhnen billiger Weiſe kaum zu regelmäßigen Leiſtungen von Belang 
heranzuziehen ſein. Eine andere Schwierigkeit beſteht darin, daß unter 
den heutigen Verhältniſſen die Beſchäftigung der Arbeiter eine ſehr 
ſchwankende iſt und dieſelben vielleicht heute viel, morgen wenig, und 
übermorgen gar nichts verdienen. Dieſe Unſicherheit, die ſelbſt den 
Jüngſten, Kräftigſten und Tüchtigſten bedroht, iſt noch ſchlimmer, als 
die Unſicherheit für den Fall eintretenden Alters oder Siechthums. 
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Wer heute im Stande iſt, einen beſtimmten Beitrag behufs Invaliditäts⸗ 
und Altersverſorgung zu zahlen, iſt es vielleicht übers Jahr nicht mehr, 
und bleibt dazu dauernd unfähig. In dieſem Falle würde das durch 
einen zeitweiligen Beitrag erlangte Anrecht natürlich verloren gehen. 
Noch wichtiger als die Sicherung der Arbeiter gegen die Folgen von 
Invalidität und Alter iſt daher die Sicherung derſelben gegen unver⸗ 
ſchuldete Arbeitsloſigkeit, und ich glaube in der That, daß die erſtere 
ohne die letztere ſtets nur ſehr mangelhaft durchzuführen ſein wird. 

Wie der Arbeiter gegen Arbeitsloſigkeit geſchützt werden kann, habe 
ich im dritten Hefte dieſer Schrift, welches über das Recht auf Arbeit 
handelt, nachgewieſen. Ich betrachte das Recht auf Arbeit als eine 
nothwendige Ergänzung des Eigenthumsrechtes, als das wahre „Patri⸗ 
monium der Enterbten“, das freilich den letzteren immerhin nur einen 
dürftigen Erſatz für das ihnen entgangene wirkliche Eigenthum gewähren 
kann und von ihnen in demſelben Maße nicht mehr beanſprucht zu 
werden braucht, in welchem ihnen ihr wirkliches Eigenthum zurück⸗ 
erſtattet wird. 


Neuntes Kapitel. 


Soziale Aufgaben der Gemeinden. 


Die ſozialen Aufgaben, die im Vorangehenden dem Staate zuge⸗ 
wieſen wurden, liegen auf dem Gebiete der Rechtsentwickelung, der“ 
allgemeinen Politik und der Staatswirthſchaft. Die Gemeinden können 
natürlich weder für die Ausbildung des Privatrechtes, noch für die all⸗ 
gemeine Politik des Staates zuſtändig ſein, und ihre ſozialen Aufgaben 
werden daher ausſchließlich auf dem Gebiete der Gemeindewirthſchaft 
liegen. 

Die unendliche Verſchiedenheit der Gemeinden nach Größe und 
Leiſtungsfähigkeit ſowie nach der Art ihrer Bedürfniſſe wird ihnen 
ſelbſtverſtändlich ſehr verſchiedene Aufgaben ſtellen. Die große Stadt 
mit ihrer auf engem Raume zuſammengedrängten und doch durch ver⸗ 
hältnißmäßig bedeutende Entfernungen, durch die Verſchiedenheit der 
ſozialen Lage und des Berufs von einander weit getrennten Bevölke⸗ 
rung — einer Bevölkerung, die von Reizungen und Verlockungen aller 
Art umgeben, vom unmittelbaren Genuſſe der Natur mehr oder weniger 
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ausgeſchloſſen, aber dafür vielen Vortheilen zugänglich iſt, welche klei— 


neren Gemeinweſen verſagt bleiben müſſen — die große Stadt wird 
naturgemäß andere Intereſſen und Bedürfniſſe haben, als die Land— 
ſtadt oder gar die Dorfgemeinde. 

Als eine der Hauptpflichten aller Gemeinden, ſowohl der ſtädti— 
ſchen als der ländlichen, wird in Deutſchland gewöhnlich die Erhaltung 
der öffentlichen Schulen angeſehen. Dennoch kann man zweifeln, ob 
dieſe Pflicht nicht vielmehr dem Staate als den Gemeinden obliegt. 
In größeren Städten, deren finanzielle Leiſtungsfähigkeit hinreichend iſt, 
um alle die Vortheile, welche die öffentlichen Schulen vor den Privat— 
ſchulen haben können, zu ſichern, wird allerdings gegen die Uebernahme der 
Schulunterhaltungspflicht ſeitens der Gemeinde nichts einzuwenden ſein. 
Auf dem platten Lande hingegen ſtellt oft die Armuth der Gemeinden 
einer wünſchenswerthen Ordnung des Schulweſens unüberwindliche 
Hinderniſſe in den Weg, und hier würde es ſchon aus finanziellen 
Rückſichten ſich empfehlen, dem Staate die Fürſorge für die öffentliche 
Schule zu überlaſſen. Es kommen indeſſen außer den finanziellen noch 
andere Rückſichten ins Spiel, welche den Staat unter Umſtänden als 
geeigneter zur Verwaltung der öffentlichen Schulen erſcheinen laſſen, 
als wenigſtens die kleineren Gemeinden. In den letzteren wird ſich oft 
ein engherziger, der Aufklärung abgeneigter, intoleranter Geiſt geltend 
machen, der ſich in dem Einfluſſe der Gemeinde auf die Schule wieder— 
ſpiegeln wird, während die Staatsverwaltung immerhin beſſere Garan— 
tien dafür darzubieten ſcheint, daß in ihr obſkurantiſtiſche Beſtrebungen 
auf die Dauer keine Unterſtützung finden werden. Die öffentlichen 
Schulen, welche die meiſten Staaten der nordamerikaniſchen Union bei 
ſich eingeführt haben, und in denen Arm und Reich ohne Unterſchied 
des Glaubensbekenntniſſes neben einander ſitzt, ſind nicht allein beſſer 
und billiger, als es früherhin die Gemeindeſchulen waren und es noch 
jetzt die Privatſchulen ſind, ſondern ſie gleichen auch in erwünſchter 
Weiſe die geſellſchaftlichen und konfeſſionellen Gegenſätze aus. In den 
auf ariſtokratiſchen und bureaukratiſchen Grundlagen ruhenden europai— 
ſchen Staaten ſind freilich oft die Städte, namentlich die großen Städte, 
weit mehr die Träger der Aufklärung und Toleranz, als die Staats- 
verwaltungen, und hier wird man ſich daher ſehr beſinnen müſſen, ob 
man den Gemeinden allgemein die Schulverwaltung abnehmen und dem 
Staate übertragen ſoll. 

Was die ſonſtigen ſozialen Funktionen der Gemeinden betrifft, ſo 


iſt die Verſorgung der Städte mit Gas und Waſſer faſt N als 
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eine kommunale Angelegenheit betrachtet worden, und die betreffenden 
Anſtalten ſtehen meiſt in unmittelbarer Verwaltung der Stadt. Wo 
der Betrieb ſolcher Anſtalten noch in den Händen von Privatgefell- 
ſchaften ruht, iſt dies meiſtens durch Verträge begründet, welche aus 
einer Zeit ſtammen, in der man die bekannten, jetzt immer mehr ver— 
ſchwindenden Vorurtheile gegen alle öffentlichen Betriebe hegte. 

Es iſt vorauszuſetzen, daß den ſtädtiſchen Gas- und Waſſeranlagen 
in nicht ferner Zeit andere folgen werden, welche ſich die Verſorgung 
der Privatleute mit Wärme und Elektrizität zur Aufgabe machen. 
Schon giebt es in Amerika Städte, welche die Wärme im Großen her— 
ſtellen und von einem Mittelpunkte aus Dampf vertheilen, ſo daß jeder 
Haushalt zu allen Tages- und Nachtzeiten ſeinen vollen Bedarf an 
Wärme zur Verfügung hat, ohne die Arbeits- oder Materialverſchwen⸗ 
dung, welche das Einzelſyſtem mit ſich bringt. In derſelben Weiſe 
können die bewegenden Kräfte des Dampfes oder der Elektrizität 
auf Rechnung der Städte im Großen nutzbar gemacht und an die ein⸗ 
zelnen Verbraucher vertheilt werden. 

Für die öffentlichen Verkehrsanſtalten ſollten die Städte ebenſo 
Sorge tragen, wie der Staat für den Bau und die Verwaltung der 
Eiſenbahnen. Wie bedeutende Quellen öffentlicher Einnahmen laſſen 
ſich viele Städte dadurch entgehen, daß ſie die Pferdebahnen der 
Ausbeutung durch Privatgeſellſchaften überlaſſen! Faſt überall klagen 
die Gemeinden über eine drückende Finanzlage, und doch könnten ſie 
das Geld, das ſie brauchen, oft genug auf der Straße finden, wenn 
fie ſich ihrer ſozialen Aufgabe bewußt würden, die ihnen die Ueber— 
nahme aller Geſchäfte, welche ihrer Natur nach Monopole ſind, zur 
Pflicht macht. Die Ausdehnung des Dampf- oder elektriſchen Trans⸗ 
portes und die möglichſte Verdrängung der thieriſchen Bewegungskräfte 
von den Straßen der Städte iſt nur eine Frage der Zeit. Das Ver⸗ 
ſchwinden der Pferde von den Straßen würde hinlänglichen Raum und 
ausreichende Sicherheit für den Dampf- oder elektriſchen Transport 
gewähren, und der Erfindungsgeiſt wird ſicherlich nicht ruhen, bis er 
die theuren und vielfach läſtigen thieriſchen Bewegungskräfte durch 
mechaniſche erſetzt hat. 

Parkanlagen, welche die öffentliche Geſundheit erhöhen, Volks⸗ 
bibliotheken, Muſeen u. dergl. ſind an vielen Orten mit ſtädtiſchen 
Mitteln errichtet worden. Aber im Allgemeinen fehlt es überall 
noch ſehr an Einrichtungen, welche namentlich den niederen Klaſſen 
zum Vortheil gereichen. Die Veredelung der Geſelligkeit, der Ver⸗ 
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gnügungen und Feſte des Volkes ſcheint leider faſt ganz aus dem 
Geſichtskreiſe der Gemeinden, die gerade hier große ſittliche Aufgaben 
zu erfüllen haben, entfallen zu ſein. Die Theater werden faſt gänzlich 
der Ausbeutung durch Privatleute überlaſſen, mit der Folge, daß die 
Preiſe für die ärmeren Klaſſen unerſchwinglich werden, während die 
Anſprüche der Schauſpieler ins Ungemeſſene ſteigen, die Kunſt vor den 
Launen des Publikums die Segel ſtreichen muß, eine korrumpirende 
Reklamewirthſchaft immer mehr einreißt und die Schaubühne völlig den 
Charakter eines Volksbildungsinſtitutes einbüßt. Auch ſonſt könnten 
die Gemeinden dafür Sorge tragen, die Kneipe durch anziehendere Er— 
holungsorte, wo die Beſucher durch die Umgebung und die gebotene 
Unterhaltung mehr erfreut und erhoben als entwürdigt werden, zu ver— 
drängen. In Amerika werden z. B. alle größeren Verſammlungen, falls 
nicht eigene Lokale dafür beſtehen, in den Schulen abgehalten — faſt 
niemals, wie in Deutſchland regelmäßig, in Wirthshäuſern. 

Die Einrichtung der ſchwediſchen Stadt Gothenburg, welche den 
geſammten Einzelverkauf geiſtiger Getränke in ihre Hand genommen 
hat, mit dem Erfolge, daß die Trunkenheit in Gothenburg ſeit fünfzehn 
Jahren um die Hälfte geringer geworden iſt, verdient ſicherlich zur 
Nachahmung empfohlen zu werden. Stockholm hat das Syſtem bereits 
angenommen, einige engliſche Städte haben ſeine Einführung beſchloſſen 
und eine Spezialkommiſſion des britiſchen Parlamentes hat ſeine allge— 
meine Einrichtung empfohlen — ein Beweis für den großen Umſchwung 
der öffentlichen Meinung hinſichtlich der kommunalen Pflichten. 

In den kleineren Städten und den Landgemeinden müſſen, wie 
ſchon bemerkt, die Aufgaben der Gemeinde natürlich andere ſein als 
in den großen Städten. Die geringe Zahl der an einem Orte zuſammen— 
wohnenden Einwohner und die viel geringere Dichtigkeit der Bevölkerung 
erlaubt nicht die Inangriffnahme von Einrichtungen, welche nur unter 
der Vorausſetzung eines Maſſenverbrauchs und eines engen Beieinander— 
wohnens der Bürger mit Vortheil angewendet werden können. Vielleicht 
wirkt die natürliche Tendenz des Geſellſchaftslebens nach möglichſter 
Ausgleichung der Gegenſätze — nach Ausdehnung aller der Vortheile, 
welche der Fortſchritt der Wiſſenſchaften und Künſte den Menſchen an 
die Hand giebt, auf alle Theile der Bevölkerung — mit der Zeit dahin, 
die Kluft zwiſchen dem großſtädtiſchen und dem Landleben mehr und 
mehr auszufüllen, und auf der einen Seite die magnetiſche Anziehungs— 
kraft der großen Städte zu mäßigen, auf der anderen die Annehmlich— 


keiten des Landlebens zu erhöhen und jene lebensunfähigen Gemeinde— 
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bildungen, die unter früheren Verhältniſſen entſtanden find und in 
einer großen Anzahl zwitterhafter Landſtädtchen und armſeligſter Dorf- 
gemeinden einen hoffnungsloſen Todeskampf kämpfen, auszumerzen. Dies 
iſt jedoch eine Angelegenheit der entfernteren Zukunft. Jetzt handelt 
es ſich darum, zu erwägen, was heutigen Tages die Leiſtungskraft der 
kleineren Gemeinden erhöhen kann. Es ſcheint mir ſehr der Ueberlegung 
werth, ob nicht die Gemeinden und namentlich die kleinſtädtiſchen ſowie 
die ländlichen Gemeinden, den Kreis ihrer Thätigkeit in den meiſten 
derjenigen Richtungen erweitern ſollten, in welchen die freiwilligen 
Genoſſenſchaften eine fruchtbare Wirkſamkeit zu entfalten ſtreben. Man 
braucht dabei nicht ſogleich an kommunale Zwangsgenoſſenſchaften zu 
denken; aber welcher vernünftige Grund den Gemeinden im Wege 
ſtehen ſollte, die Errichtung genoſſenſchaftlicher Unternehmungen ſelbſt 
in die Hand zu nehmen und die Entwickelung derſelben durch ihre Auto— 
rität zu ſtützen, iſt nicht einzuſehen. Die Errichtung und Verwaltung 
von Kredit- und Konſumvereinen, von Genoſſenſchaften zur Anſchaffung 
gewerblicher oder landwirthſchaftlicher Betriebsmittel u. ſ. w. würde in 
den Händen oder unter der Aufſicht der Gemeinden einen viel größeren Er- 
folg verſprechen, als wenn dieſelben der zufälligen Anregung und zweifel— 
haften Verwaltung von Privatperſonen überlaſſen bleiben. Daſſelbe 
läßt ſich auf Molkereigenoſſenſchaften und auf Genoſſenſchaften zu gemein- 
ſchaftlicher Haltung von Zucht- oder Nutzvieh anwenden. Auch länd- 
liche Baugenoſſenſchaften würden ſich wohl am zweckmäßigſten an die 
politiſche Gemeinde anlehnen. Vor Allem aber ſcheint es mir eine der 
fruchtbarſten Aufgaben der ländlichen Gemeinden zu ſein, kommunale 
Einrichtungen behufs gemeinſamer Magazinirung der Feldfrüchte, ſowie 
behufs Belehnung oder ſofortigen Ankaufs der eingelieferten Waaren 
zu treffen. 

Auf dieſe Weiſe würde ein wahrhaft fruchtbares Gemeindeleben 
auferſtehen und das platte Land zu einer weit höheren Stufe des Wohl— 
ſtandes, der Intelligenz und Geſelligkeit aufſteigen, als auf der es ſich 
heutzutage im Allgemeinen befindet. 


Leipzig, Walter Wigand's Buchdruckerei. 
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Erſtes Kapitel. 
Die Ausgaben des Staates. 


Die Aufgaben, die der Staat zu erfüllen hat, bedingen, ſoweit nicht 
ein beſonderer Theil des Nationalvermögens zu dem Zwecke abgeſondert 
iſt, die Einnahmen zu liefern, welche zur Erhaltung der Staatsdiener 
ſowie zur Einrichtung und Aufrechthaltung der Staatsanſtalten erfor— 
derlich ſind, beſtimmte Leiſtungen der Bürger. Dieſe Leiſtungen brauchen 
nicht nothwendig in Geld zu beſtehen. In früheren Zeiten lag z. B. 
dem Lehnsadel die Verpflichtung ob, die zum Schutze des Landes noth— 
wendigen Vertheidigungskräfte in natura zu ſtellen und für deren Unter— 
halt zu ſorgen. Während der Landesherr ſeine Einkünfte ausſchließlich 
oder vorwiegend aus ſeinen Domänen bezog, erhielt die Kirche ihre 
Zehnten, und die Rechtspflege wurde, ſoweit ſie in den Händen berufs— 
mäßiger Richter lag, durch Gebühren beſtritten. Mit dem zunehmenden 
Gebrauche des Geldes jedoch, der mit der Lockerung des Lehnsweſens, der 
ſteigenden Macht der Fürſten, der Errichtung ſtehender Heere, der Ver— 
ſtaatlichung der Kirche und dem Emporkommen eines eigenen Richter- 
ſtandes zuſammentraf und Hand in Hand ging, verwandelten ſich die 
Naturalleiſtungen mehr und mehr in Geldleiſtungen. Nur der Do— 
mänenbeſitz blieb wenigſtens in einigen Ländern eine hervorragende Ein— 
nahmequelle des Staates. 

Die Ausgaben des Staates richten ſich in erſter Linie nach den 
Zwecken, die der Staat zu erfüllen hat, obwohl nicht zu leugnen iſt, 
daß dabei die Machtſtellung des Fürſten und des Staatsdienerthums 
gleichfalls eine bedeutende Rolle ſpielt. Die Bezüge des Fürſten, ſowie 
der Beamten und Kriegsmänner namentlich in den höheren Stellungen 
richten ſich offenbar nicht ſowohl nach den Dienſten, welche dieſelben 
leiſten, als vielmehr nach der Macht und dem Range, welche Fürſt, 


Beamtenthum und Soldatenſtand im Lande einnehmen. Doch werden 
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auch die allgemeinen Verhältniſſe der Einkommensvertheilung dabei in Be⸗ 
tracht kommen. Giebt es in einem Lande viele reiche Leute, fo werden, 
die Anſprüche der höheren Staatsdiener, welche ſich in der Regel als 
die Vornehmſten im Staate anſehen und meiſt auch im Publikum dafür 
angeſehen werden, ſich auf einer ſolchen Höhe bewegen, daß eine Kon— 
kurrenz in der Luxusentfaltung den reichen Klaſſen gegenüber möglich 
erſcheint. Nicht das Verhältniß von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern 
der Begriff des ſtandesgemäßen Auskommens wird dann bei der Be⸗ 
meſſung der Gehalte maßgebend. Die unteren Klaſſen der Staatsdiener 
werden nach demſelben Grundſatze der Standesgemäßheit auf das Ni— 
veau der unteren Klaſſen der bürgerlichen Geſellſchaft verwieſen. So 
trägt da, wo die Vertheilung des Einkommens eine ſehr ungleiche iſt, 
das Staatsdienerthum ſeinerſeits dazu bei, dieſe Ungleichheit zu be= 
fördern. 

In den meiſten Staaten Europas ſind bisher die Ausgaben des 
Staates in einem beſtändigen Wachſen begriffen geweſen. Dies hängt 
zum Theil mit dem beſtändigen Sinken des Geldwerthes, vorwiegend 
aber damit zuſammen, daß die Verwaltungsthätigkeit des Staates eine 
immer ausgedehntere geworden iſt. Trotz allen Sträubens eines boftri- 
nären Individualismus haben ſich faſt überall die gemeinwirthſchaftlichen 
Aufgaben des Staates erweitert. Die großen Verkehrsmittel der Neu— 
zeit, Eiſenbahnen und Telegraphen, ſind, nach dem Vorgange der Poſt, 
in verſchiedenen Ländern in den Beſitz und die Verwaltung des Staates 
übergegangen, und es iſt durchaus nicht unmöglich, daß die Gemein— 
wirthſchaft auch in anderen Richtungen mit der Zeit noch Fortſchritte 
macht. 

Damit jedoch, daß die Staatsausgaben wachſen, iſt noch nicht ge— 
ſagt, daß die Steuerleiſtungen der Bürger in demſelben Maße wachſen 
müßten. Im Gegentheil. Je mehr die Gemeinwirthſchaft ſich ausdehnt, 
deſto mehr Einnahmequellen werden ſich dem Staate außer den un⸗ 
mittelbaren Steuern der Bürger öffnen. Die gemeinwirthſchaftlichen 
Betriebe werden nicht bloß in Einnahme und Ausgabe balanziren, ſondern 
gewöhnlich auch Ueberſchüſſe liefern, welche die Steuerlaſt der Bürger zu 
erleichtern vermögen. Inſofern ſolche Ueberſchüſſe nicht aus der Geltend— 
machung rein fiskaliſcher Intereſſen, ſondern aus den Vortheilen ent— 
ſpringen, welche eine rationelle Gemeinwirthſchaft großer Staaten vor der 
Kräftezerſplitterung und geringeren Leiſtungsfähigkeit des durch Konkurrenz— 
kämpfe gelähmten und von Gewinnintereſſen ausgebeuteten Privatbetriebes 
voraus hat, ſind dieſelben gewiß nur willkommen zu heißen. Auch läßt 


Die Ausgaben des Staates. 3 


ſich gegen Einnahmen des Staates beiſpielshalber aus dem Eiſenbahn— 
betriebe vom Geſichtspunkte der Verbrauchsbeſteuerung kaum eine erheb— 
liche Einwendung machen. Der Eiſenbahntransport von Gütern wie 
von Perſonen ſchließt häufig einen Luxus ein, der eine Beſteuerung ſehr 
wohl verträgt. Eine in den Beförderungspreiſen bezahlte Verbrauchs— 
abgabe würde, natürlich immer in den Grenzen vernünftiger Veran— 
lagung, ſicherlich eine viel weniger empfindliche und weit angemeſſenere 
Beſteuerung darſtellen, als manche der einträglichſten Verbrauchsabgaben, 
die heute in Geltung ſind. 

Die gemeinwirthſchaftlichen Betriebe, welche der Staat auf ſich zu 
nehmen hat, um die Bildung von Monopolen Einzelner oder größerer 
Gruppen von Einzelnen zu verhindern, liegen, wie im ſiebenten Hefte 
dieſer Schrift erörtert wurde, hauptſächlich auf dem Gebiete der öffent— 
lichen Verkehrswege und der Transportvermittelung. 

Abgeſehen hievon, kann im Allgemeinen eine beſtändige Ausdehnung 
der ſtaatlichen Funktionen keineswegs wünſchenswerth ſein. Vielmehr 
deutet dieſelbe gewöhnlich auf eine zunehmende Krankhaftigkeit der Ge— 
ſellſchaft oder auf eine Abnormität in der politiſchen Lage eines Landes. 
Je größer und verwickelter der Verwaltungsapparat eines Landes wird, 
deſto mehr wird man ſchließen müſſen, daß eine geſunde Freiheit und 
Selbſtthätigkeit im Volke fehlt. Je mehr die Juſtiz angerufen wird, 
deſto ſchlimmer iſt es mit der Rechtlichkeit des Volkes beſtellt. Wird 
eine das Maß der Bevölkerungszunahme überſchreitende Vermehrung der 
Sicherheitspolizei nothwendig, ſo deutet dies auf einen zunehmenden 
Mangel an geſetzlichem Sinn und ſittlichem Verhalten im Volke. So 
findet die Geſundheit des ſozialen Lebens ihren natürlichen Maßſtab an 
der Ausdehnung gewiſſer ſtaatlicher Funktionen, und je beſſer die 
ſoziale Verfaſſung und die innere Politik eines Landes ſind, deſto weniger 
Anſprüche wird man an die finanziellen Leiſtungen der Bürger zu 
machen brauchen. 

Die beſtändige Vermehrung der Ausgaben für die Landesverthei— 
digung muß als die Folge einer abnormen politiſchen Lage angeſehen 
werden. Ein ſtarkes, einiges, in ſich gefeſtigtes, auf ſeine nationale 
Ehre eiferſüchtiges, aber eine Eroberungspolitik verſchmähendes Volk wird 
unter Nachbarn von gleicher Sinnesart keiner erheblichen Rüſtungen 
bedürfen, um zur Vertheidigung des Landes gewappnet zu ſein. Unter 
Völkern von dieſer Sinnesart werden ſelten Veranlaſſungen zu Kriegen 
entſtehen, und wenn ſie entſtehen, werden ſie entweder leicht ge— 
ſchlichtet werden können, oder die vorhergehenden diplomatiſchen Ver— 

1* 


4 Erſtes Kapitel. 


handlungen werden ſo langwierig ſein, daß Zeit genug übrig bleibt, 
auch ohne das Beſtehen eines zahlreichen Friedensheeres kräftige Vor- 
bereitungen zum Kriege zu treffen. 

Leider ſind wir in Europa von einem ſo idealen Stande der Dinge 
noch weit entfernt. Die nationale Bewegung, welche ſeit einigen 
Menſchenaltern die europäiſchen Völker, und unter ihnen auch diejenigen, 
die es bisher zu keiner ſelbſtändigen Staatsbildung gebracht haben, 
mächtig ergriffen hat, iſt noch immer im Fluſſe begriffen. Selbſt die⸗ 
jenigen Völker, die ſchon ſeit längerer oder kürzerer Zeit ſich der natio— 
nalen Einheit erfreuen, müſſen, um den aus den nationalen Aſpirationen 
und aus der Eiferſucht der Völker unter einander entſtehenden Kriegsge— 
fahren gewachſen zu ſein, auf die Stärkung ihrer Macht und die Aus- 
dehnung ihrer Machtſphäre Bedacht nehmen. Auch trägt noch immer 
dynaſtiſcher Ehrgeiz dazu bei, zu gelegener Zeit Kriege herbei zu 
führen. Das Loſungswort der europäiſchen Staaten iſt daher überall 
die Schlagfertigkeit der Heere geworden, und es iſt wenig Ausſicht vor— 
handen, daß wir ſo bald in eine friedliche Aera eintreten werden. 
Wenn gegenwärtig durch das Gewicht, das bei verſchiedenen Gelegen— 
heiten vom deutſchen Reiche zu Gunſten des Friedens in die Wagſchale 
gelegt wurde, der europäiſche Frieden längere Zeit erhalten oder ein 
zwiſchen zwei Völkern entſtandener Krieg lokaliſiert blieb und nicht zum 
Weltbrande wurde, ſo iſt dies doch nur dadurch ermöglicht worden, daß 
eben die Kriegsmacht Deutſchlands, welche im Jahre 1870 eine ſo glän⸗ 
zende Probe ihrer Leiſtungskraft abgelegt hat, hinreichenden Reſpekt ein- 
flößte, um minder Mächtige vor dem leichtfertigen Eingehen eines 
Waffenganges zurückzuſchrecken. Aber dieſer Reſpekt dient nicht dazu, 
die großen Staaten Europas zur Verminderung ihrer Ausgaben für 
die Landesvertheidigung zu beſtimmen, ſondern treibt ſie im Gegentheil 
an, ihre Wehrkraft mehr und mehr zu erhöhen, um dem Rivalen ge— 
wachſen zu ſein oder ſogar überlegen zu werden. Dieſes gegenſeitige 
Sichüberbieten in der Entwickelung der Kriegsmacht ſcheint nur an 
der finanziellen Leiſtungsfähigkeit der Staaten ſeine Grenzen zu finden. 
Doch ſollten die Staatsmänner bedenken, daß zuletzt derjenige große 
Staat der mächtigſte ſein wird, der ſeine Wehrkraft mit ſeiner finan⸗ 
ziellen Leiſtungsfähigkeit am beſten ins Gleichgewicht zu ſetzen weiß. 

Uebrigens gehört es nicht in das Reich der Unmöglichkeiten, daß 
durch den Fortſchritt der Mechanik und Chemie Kriegsmittel zur An⸗ 
wendung gelangen, welche die Kriegskunſt vollſtändig umgeſtalten und 
die Entfaltung großer Heeresmaſſen in den Hintergrund drängen. Aehn⸗ 
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lich wie die Erfindung der Feuerwaffen eine große Veränderung in der 
Kriegskunſt herbeiführte, ſo könnte die Verwendung der furchtbaren 
Sprengſtoffe, die man in neuerer Zeit kennen gelernt hat, entweder 
die Kriegskunſt gänzlich umgeſtalten oder den Kriegen überhaupt ein 
Ziel ſetzen. Denn der menſchliche Geiſt, ſo abgehärtet er auch gegen 
die Schrecken des heutigen Krieges ſein mag, ſträubt ſich doch vielleicht 
gegen den Gedanken an die Verheerungen, welche durch die Anwendung 
von Dynamit oder Nitroglycerin angerichtet werden können. Dies iſt 
indeſſen eine Frage der Zukunft. Solange die Kriegskunſt in den bis— 
herigen Bahnen verharrt, wird die Entfaltung großer Heeresmaſſen im 
Kriege eine Hauptbedingung des Sieges ſein, und die zweckmäßigſte 
Ausbildung dieſer Maſſen eine Hauptaufgabe der Heeresverwaltung 
bleiben. Daß eine Miliz niemals den Grad von militäriſcher Tüchtig— 
keit erlangen kann, wie ein wohlgeſchultes ſtehendes Heer, wird jetzt 
ziemlich allgemein zugegeben. Auch hat man in der Schweiz die Er— 
fahrung gemacht, daß die Koſten einer Miliz, wenn dieſelbe einiger— 
maßen leiſtungsfähig ſein ſoll, keineswegs unbedeutend ſind. Dieſelben 
ſind in der Schweiz ſeit zehn Jahren ſehr erheblich geſtiegen. Den— 
noch wird man niemals hoffen dürfen, aus der Schweizer Miliz eine 
Truppe zu bilden, die den an ſtrenge Disciplin gewöhnten und vor— 
trefflich eingeübten ſtehenden Heeren ebenbürtig wäre. Auch wird man 
die erziehlichen Wirkungen der auf dem volksthümlichen Grundſatze der 
allgemeinen Wehrpflicht beruhenden ſtehenden Heere nicht unterſchätzen 
dürfen. Es wäre nur zu wünſchen, daß mit dem fraglichen Grund— 
ſatze auch voller Ernſt gemacht und wirklich ein jeder Dienſtfähige in 
den Dienſt eingeſtellt würde. Allerdings würden dazu mehr Cadres als 
bisher erforderlich ſein, aber die Mehrkoſten derſelben würden durch 
Herabſetzung der Dienſtzeit ausgeglichen werden können. 

Was Deutſchland betrifft, ſo ſind deſſen Ausgaben für das Heer 
im Verhältniß zur Friedenspräſenzſtärke mäßig genug, geringer als in 
Frankreich, Rußland und namentlich Großbritannien, welches letztere bei 
einer faſt um das vierfache geringeren Friedenspräſenzſtärke beinahe 
dreiviertel der von Deutſchland aufgewendeten Summe für ſein Heer 
ausgiebt. Rechnet man vollends die Ausgabe für Armee und Flotte 
zuſammen, ſo bleibt Deutſchland mit ſeinem Aufwande noch weit mehr 
hinter den genannten Mächten zurück. Schon deßhalb iſt kaum zu er— 
warten, daß in abſehbarer Zeit irgend eine Verminderung in den Koſten 
der Landesvertheidigung werde eintreten können. 

Nächſt den Ausgaben für militäriſche Zwecke ſind es die Zins— 
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erforderniſſe für die öffentlichen Schulden, welche den größten 
Verhältnißtheil der Einnahmen in den europäiſchen Staaten verſchlingen. 
Die deutſchen Staaten ſind durch die franzöſiſche Kriegskontribution in 
die Lage verſetzt worden, einen beträchtlichen Theil ihrer früheren 
Schulden zu tilgen. Das Königreich Preußen hatte im Jahre 1876 
ſeine Geſammtſchuld auf 885,000,000 M. herunter gebracht, während 
das deutſche Reich zu derſelben Zeit faſt ſchuldenfrei war. Seitdem 
haben jedoch in Preußen ſowohl, als auch im Reich die Schulden wie— 
der bedeutend zugenommen, dort allerdings faſt ausſchließlich in Folge 
des Ankaufs der Privateiſenbahnen durch den Staat. Gegenwärtig be— 
tragen in Preußen die Staatsſchulden rund 5430 Millionen M., mit 
einem Zinserforderniß von über 225 Millionen M. Die Eiſenbahn⸗ 
einnahmen allein aber betragen netto 281 Millionen M., überſteigen alſo 
das Zinserforderniß der geſammten Staatsſchuld um 56 Millionen M. 
Faſt kein anderes Land kann ſich einer ſo günſtigen Lage in dieſem 
Punkte rühmen. Nichts deſto weniger bleibt es zu bedauern, daß man 
in Preußen wie anderwärts nicht von Anfang an den Weg betrat, 
der ſich darbot, das Eiſenbahnnetz ohne die Aufnahme einer verzins— 
lichen Staatsſchuld zu erbauen. Bei einem gemeſſenen Vorgehen hätte 
man alle Bahnen mit Hülfe eines unverzinslichen Papiergeldes, das 
jetzt ſchon zum größten Theile amortifirt ſein würde, erbauen können. 
Da es jedoch nicht geſchehen und das Geſchehene nicht mehr rückgängig 
zu machen iſt, ſo ſollte man jetzt wenigſtens daran denken, die beſtehende 
Schuld mit Hülfe desſelben Mittels allmählig zu tilgen — wozu frei— 
lich zunächſt eine Aenderung der Reichsgeſetzgebung über Papiergeld 
nothwendig ſein würde. 

Die verzinsliche Schuld des deutſchen Reiches iſt ja immerhin 
nicht ſehr bedeutend und beläuft ſich kaum auf 400 Millionen M. 
Aber wenn man bedenkt, daß dieſelbe erſt ſeit zehn Jahren angehäuft 
iſt und ſich mithin durchſchnittlich um 40 Millionen M. jährlich ver⸗ 
mehrt, alſo bei dem gleichen Zunahmeverhältniß in hundert Jahren 
ohne irgend ein außerordentliches Bedürfniß auf 4 Milliarden geſtiegen 
ſein würde, ſo erſcheint es doch ſehr wünſchenswerth, daß dieſer ganz 
ſinnloſen Schuldenwirthſchaft ſobald als möglich eine Ende gemacht werde. 

Den dritten Rang unter den Staatsausgaben nehmen in der 
Regel die Ausgaben für die Rechtspflege ein. In den deutſchen 
Ländern und namentlich in Preußen belaufen ſich dieſelben auf eine 
viel höhere Summe, als in den meiſten anderen Staaten, und ſind in 
neueſter Zeit leider noch gewachſen. Sie erſcheinen in den letzten 
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preußiſchen Budgets mit p. p. 80 Millionen M., während fie in den 
Ländern des franzöſiſchen Rechtes, Frankreich, Belgien, Italien, Elſaß— 
Lothringen, im Verhältniß zur Bevölkerung kaum den dritten Theil 
betragen. Allerdings fällt dabei ins Gewicht, daß in den Ländern mit 
franzöſiſchem Recht die Civilrechtspflege theils von den Gemeindebe— 
hörden ausgeübt wird, theils ſich in den Händen eines Notariats be— 
findet, welches ausſchließlich durch Sporteln bezahlt wird. Dennoch 
bleibt es wahr, daß in den deutſchen Ländern der Geſammtheit der 
Bürger durch die Rechtspflege eine weit größere finanzielle Laſt auf— 
gebürdet iſt, als in Frankreich, Belgien und Italien, und es wäre jeden— 
falls einer gründlichen Unterſuchung werth, weshalb dies ſo iſt. Auch 
in England bleiben die Ausgaben des Staates für die Rechtspflege 
ſowohl abſolut als auch relativ weit hinter dem preußiſchen Erforder— 
niſſe zurück. Es ſcheint, daß die Borgwirthſchaft, welche in Deutſchland 
in ſo bedauerlichem Umfange graſſirt, einen erheblichen Theil an den 
großen Koſten hat, welche die Rechtspflege dem Lande verurſacht. Auch 
die ungezählte Menge elender Lappalien, die an die Schöffengerichte 
kommen, dürfte nicht unbetheiligt daran ſein. Der Borgwirthſchaft 
namentlich ſollte der Staat nicht durch einen rigoröſen Schutz leicht— 
fertiger und zum großen Theil ausbeuteriſcher Gläubiger Vorſchub 
leiſten. Es wird aber auch zu erwägen ſein, ob nicht dem Inſtitute 
der Schiedsmänner eine ausgedehntere Wirkſamkeit und Kompetenz bei— 
gelegt werden könnte, als bisher. 

Im Zuſammenhange mit der Rechtspflege ſtehen auch die Aus— 
gaben für das Gefängnißweſen. Wenn Frankreich und Italien 
zu denjenigen Staaten gehören, welche für die Juſtizverwaltung ver— 
hältnißmäßig geringe Ausgaben machen, ſo ſtellen ſich dagegen bei ihnen 
ſowie in Großbritannien die Koſten für das Gefängnißweſen ungewöhn— 
lich hoch, namentlich in Italien mehr als doppelt ſo hoch als in Preußen. 
Doch haben auch in Preußen die dafür aufgewendeten Summen, be— 
ſonders ſoweit die unter der Juſtizverwaltung ſtehenden Gefängniſſe in 
Betracht kommen, auffallend zugenommen. Insgeſammt beliefen ſich in 
Preußen die Ausgaben für die Gefängnißverwaltung und die (unter 
dem Miniſterium des Innern ſtehende) Zuchthausverwaltung im Etat— 
jahre 1882/83 auf rund 16 Millionen M., während für die Gefängniß— 
arbeit etwa 3½ Millionen eingenommen wurden. Bedenkt man, wie 
einfach und billig die Verpflegung der Gefangenen ſein wird, und wie 
gering im Ganzen der Bruchtheil iſt, den die Gefangenen vom Ertrage 
ihrer Arbeit erhalten, ſo muß das Verhältniß der Einnahmen aus der 
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Gefängnißarbeit zu den Ausgaben für das Gefängnißweſen als ein ſehr 
geringes anerkannt werden, und es werden fo die Klagen verſtändlich, 
welche beſonders aus Handwerkerkreiſen über die Konkurrenz der Ge— 
fängnißarbeit ertönen. Jedenfalls iſt es von Wichtigkeit, die Mittel 
und Wege zu erforſchen, die dazu dienen können, der Gefängnißarbeit 
einen Ertrag zu ſichern, welcher demjenigen der entſprechenden Gattungen 
der freien Arbeit gleichkommt, und ſo einerſeits die Koſten des Gefängniß— 
weſens zu ermäßigen und andererſeits die berechtigten Klagen über eine 
unbillige Konkurrenz verſtummen zu machen. 

Die Ausgaben für Zivilliſte und Apanagen bewegen ſich in 
den deutſchen Ländern im Allgemeinen auf dem in Monarchien her— 
gebrachten Niveau. Der deutſche Kaiſer bezieht als ſolcher bekannt— 
lich keine Zivilliſte. In Preußen iſt der Aufwand für den Hofſtaat 
zwar weit geringer als in Rußland und Oeſterreich, aber größer als 
in Großbritannien oder Italien. Im Verhältniß zur Bevölkerung ſind 
die Ausgaben für dieſe Zwecke begreiflicher Weiſe in den kleinſten 
Staaten am größten. In den deutſchen Mittelſtaaten iſt die Belaſtung 
pro Kopf zwei- bis dreimal, in den Kleinſtaaten zehn- bis fünfzehnmal 
ſo groß, als in Preußen. 

Aehnlich, wenn auch nicht ganz ſo kraß, verhält es fich bei den 
oberſten Regierungs- und Centralbehörden, welche nach Maßgabe der 
Bevölkerungsziffer deſto größere Ausgaben erfordern, je kleiner das be— 
treffende Land iſt. Dies wiederholt ſich bis zu einem gewiſſen Grade 
ſelbſt bei den Ausgaben für den diplomatiſchen Dienſt, wenn⸗ 
gleich die Großſtaaten in der Dotirung der Geſandtenpoſten einen Luxus 
entfalten, der durch die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Konkurrenz 
nur ſehr dürftig zu rechtfertigen iſt. 

Die Koſten der inneren Verwaltung belaufen ſich in den 
meiſten deutſchen Staaten verhältnißmäßig hoch, etwas höher ſogar als 
in Frankreich trotz deſſen ſtarker Centraliſation, und ungefähr fünfmal 
ſo hoch als in Großbritannien, wo die Verwaltung der Grafſchaften und 
kleineren Bezirke großentheils eine ehrenamtliche iſt. Doch fallen auch 
in den Ländern, die ſich keiner ſo ausgedehnten Selbſtverwaltung er— 
freuen, die betreffenden Ausgaben nicht allzu ſchwer ins Gewicht, und 
nehmen z. B. in Preußen nur ungefähr vier Prozent aller Regierungs- 
ausgaben in Anſpruch. Ziemlich ebenſo hoch belaufen ſich in Preußen 
die Koſten der Finanzverwaltung. Etwa um die Hälfte geringer 
ſtellen ſich hier die Ausgaben für die Sicherheits- und Wohl- 
fahrtspolizei, welche dagegen in England unvergleichlich höher ſind 
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und weit über das Doppelte der preußifchen Verwendungen be— 
tragen. 

Zur Förderung der Landwirthſchaft, der Gewerbe 
und des Handels geſchieht in den deutſchen Staaten verhältnißmäßig 
viel, inſofern andere Staaten noch weniger dafür ausgeben. Ueberall 
aber verſchwinden dieſe Ausgaben gegenüber den Erforderniſſen für das 
Militärweſen, die öffentliche Schuld u. ſ. w. Einen größeren Antheil 
an den Geſammtausgaben haben gewöhnlich diejenigen für öffentliche 
Wegebauten, Flußregulirungen, Kanäle, Deiche, Dämme, Küſten— 
und Hafenbauten. Doch ſchwanken natürlich dieſe Ausgaben je nach 
dem Bedürfniß ſehr erheblich von Jahr zu Jahr. In den Ausgaben 
für Wegebauten ſteht Frankreich an der Spitze, da hier auch die Koſten 
der Departements- und Vizinalſtraßen vom Staate getragen werden. 
Die engliſche Regierung dagegen überläßt den Bau der öffentlichen Straßen 
gänzlich den Grafſchaften und Gemeinden, und trägt auch zu den Koſten 
der Waſſerbauten nur ganz geringfügige Summen bei. Die deutſchen 
Staaten ſchlagen in dieſem Punkte einen Mittelweg ein, indem ſie in 
der Regel nur für den Bau und die Unterhaltung der großen durch— 
gehenden Straßen aufkommen, während die Wege von mehr örtlichem 
Charakter den Communalverbänden überlaſſen werden. Man hat hier 
ein Beiſpiel, aus welchem ſich erſehen läßt, welchen Einfluß auch die 
politiſche Verfaſſung eines Landes auf die Staatsausgaben hat. Ohne 
die hochentwickelte Selbſtverwaltung, deren ſich England erfreut, würde 
die Regierung dieſes Landes nicht in der Lage ſein, eine ſo wichtige 
öffentliche Funktion, wie den Bau von Landſtraßen u. ſ. w., den Bürgern 
ſelbſt zu überlaſſen. | 

Wir kommen endlich zu den Ausgaben für den öffentlichen Unter— 
richt. In den meiſten Staaten tragen zu den Koſten derſelben die Ge— 
meinden den bei weitem größten Theil bei. Allein faſt überall ſind 
erhebliche Zuſchüſſe des Staates erforderlich, und zwar werden in der 
Regel die höheren Schulen, Gymnaſien, Univerſitäten u. ſ. w. vom 
Staate weit beſſer bedacht als die Elementarſchulen. So werden in 
Preußen, wo die Staatsausgaben für das öffentliche Unterrichtsweſen 
durchſchnittlich 40 Millionen jährlich betragen, für Univerſitäten und 
Gymnaſien über 10 Millionen, für die Elementarſchulen 20 Millionen 
verausgabt. Bedenkt man, wie gering verhältnißmäßig derjenige Theil 
der Bevölkerung iſt, welcher von den gelehrten Unterrichtsanſtalten Vor— 
theil zieht, ſo wird man ſich fragen müſſen, ob die erwähnte Vertheilung 
der Staatsausgaben für gelehrte Unterrichtsanſtalten und Elementar— 
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ſchulen der Billigkeit entfprechend genannt werden kann, und ob nicht 
den höheren Klaſſen der Bevölkerung, die ihren Söhnen eine gelehrte 
Bildung angedeihen laſſen wollen, auch zugemuthet werden müſſe, daß 
ſie die Koſten derſelben weſentlich ſelbſt tragen. Es wird dagegen 
allerdings eingewendet, daß die Ausgaben für das höhere Schulweſen 
dem ganzen Volke zu Gute kämen, da die Beförderung der Wiſſen⸗ 
ſchaften und der wiſſenſchaftlichen Bildung im Intereſſe der allgemeinen 
Kultur liege. Man wird jedoch zu bedenken haben, daß die Ent— 
wickelung der Wiſſenſchaften großentheils von ganz anderen Dingen, 
als von Univerſitäten und Gymnaſien abhängt, und daß dieſe Unter— 
richtsanſtalten mehr der Beförderung ſogenannter Brotſtudien als einer 
volksthümlichen Bildung dienen. Oft werden durch ſolche Anſtalten 
nur veraltete Ideenrichtungen oder überlebte geſellſchaftliche Einrichtungen 
länger geſtützt, als ſich dieſelben ohne dieſen künſtlichen Beiſtand würden 
erhalten können, und ihre Abhängigkeit von der Staatsverwaltung macht 
dieſelben nur zu häufig anderen Intereſſen dienſtbar, als denen der 
freien Wiſſenſchaft oder der allgemeinen Kultur. Es muß daher frag— 
würdig erſcheinen, ob die öffentlichen Aufwendungen für Unterrichts— 
anſtalten, die vorwiegend dazu dienen, dem Staats- und Kirchendienſte 
einſeitig vorgebildete, der freien Entwickelung der geſellſchaftlichen Ver— 
hältniſſe oft feindliche Kräfte zuzuführen, im allgemeinen Intereſſe 
liegen. Jedenfalls werden dadurch die Aufwendungen für den Volks— 
unterricht zum Nachtheile der großen Maſſe geſchmälert, und das ärmere 
Volk, dem gewöhnlich ſchon durch die Steuern eine unverhältnißmäßige 
Laſt aufgebürdet iſt, wird ſo auch von Seiten der öffentlichen Ausgaben 
her benachtheiligt. 


Zweites Kapitel. 
Grundſätze der Beſteuerung. 


Soweit die Staatseinnahmen nicht aus Domänen oder öffentlichen 
Betrieben fließen, müſſen ſie durch Steuern aufgebracht werden. 

Die Ausdehnung des Domänenbeſitzes erſcheint wünſchenswerth, 
da die Aneignung der (durch die Arbeit nicht der Einzelnen, ſondern 
der Geſellſchaft hervorgebrachten) Bodenrente durch den Staat aus 
Gründen des Rechtes, bez. der Rechtsgleichheit, als eine unerläßliche 


Grundſätze der Beſteuerung. 11 


Forderung der Zukunft betrachtet werden muß, und dieſe Forderung 
ſich am einfachſten dadurch verwirklichen läßt, daß allmählich der ſämmt⸗ 
liche Grund und Boden eines Landes in den Beſitz des Staates über— 
geht. Erſt dann werden die Erwerbsbedingungen nicht bloß aller Der— 
jenigen, die den Grund und Boden bearbeiten wollen, ſondern aller 
Erwerbsthätigen überhaupt, gleiche ſein können, und die Geſellſchaft wird 
ſich von einem Monopole befreit ſehen, das dem Grundgedanken des 
Eigenthumsrechtes Hohn ſpricht. Und je mehr das Nationaleigenthum 
am Grund und Boden ſeiner vollen Verwirklichung entgegengeht, deſto 
mehr nimmt derjenige Theil der Staatseinnahmen, der aus dem Grund— 
eigenthume des Staates fließt, zu. 

Von den Einnahmen des Staates aus gemeinwirthſchaftlichen Be— 
trieben war bereits die Rede. Dieſelben werden, bei zunehmender Be— 
völkerung und Wohlhabenheit eines Landes, natürlich die Tendenz 
haben, zu ſteigen. So würden die Staatsausgaben wachſen können, 
ohne daß gerade eine Nothwendigkeit vorläge, an die unmittelbaren 
Steuerleiſtungen der Bürger erhöhte Anſprüche zu ſtellen, da die 
Steigerung der Ausgaben von einer entſprechenden Steigerung der Ein— 
nahmen aus dem zunehmenden Domänenbeſitz und der Erweiterung der 
gemeinwirthſchaftlichen Betriebe begleitet ſein könnte. 

Die phyſiokratiſche Schule des vorigen Jahrhunderts war bekannt— 
lich der Anſicht, daß die geſammte Steuerlaſt im Staate vom Grund— 
beſitz getragen werden müſſe, da nur der Grund und Boden in Wahr- 
heit produktiv ſei. In neuerer Zeit hat der amerikaniſche Nationalökonom 
Henry George denſelben Gedanken verfochten, reſp. ihn dahin erweitert, 
daß die Grundrente von Rechtswegen der Geſellſchaft gehöre und daß 
die Aneignung derſelben durch den Staat alle die Mittel, die der Staat 
zu ſeiner Exiſtenz brauche, reichlich gewähren werde. Allein ſo lange 
die Volkswirthſchaft auch nur annähernd ihre heutigen Formen behält, 
wird neben der Bodenrente ſtets noch eine Rente aus dem beweglichen 
Beſitz einhergehen, die nicht minder als jene ihr Daſein einem Mono- 
pole verdankt und deren Beſeitigung ebenſo gut wie die der Bodenrente 
anzuſtreben iſt. Die eine Form der Rente zu beſeitigen und die andere 
beizubehalten, wäre ein Stückwerk, das bald als ungerecht empfunden 
werden und unhaltbar ſein würde. 

In der Gegenwart jedoch iſt von einer Beſeitigung der beiden 
Rentenformen oder einer derſelben überhaupt nicht die Rede. Die Be— 
ſteuerung, die ſtets nur auf dem beſtehenden Rechte fußen kann, wird daher, 
ſelbſt wenn man beim Geſetzgeber den beſten Willen zur Beförderung 
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nothwendiger fozialer Reformen vorausſetzt, immer nur auf Hülfs- 
leiſtungen in dieſer Richtung angewieſen bleiben. Sie wird in Bezug 
auf die Grund- und Kapitalrente nicht zu einer plötzlichen Entwurzelung 
ſchreiten dürfen, ſondern nur, in richtiger Würdigung des vorauszuſehen— 
den Entwickelungsganges, durch allmählich ſteigende Inanſpruchnahme 
derſelben die Annäherung an das Ziel befördern können. 

In dieſem, aber auch nur in dieſem Sinne wird der neuerdings 
zuweilen erhobenen Forderung, daß die Beſteuerung neben ihrem Haupt⸗ 
zwecke, die Beſtreitung der Staatsbedürfniſſe zu ermöglichen, auch die 
Aufgabe habe, auf eine veränderte Vertheilung des Volkseinkommens 
hinzuwirken, beizuſtimmen ſein. Eine ſolche Aufgabe iſt der Beſteuerung 
an und für ſich fremd. Die Vertheilung des Volkseinkommens kann 
im Weſentlichen nur das Werk der Geſellſchaftsverfaſſung fein. Stehen 
die Dinge ſo, daß die urſprüngliche Quelle alles Einkommens, die 
Arbeit, durch die anderen Einkünftearten ungebührlich benachtheiligt 
wird; gewinnt das Einkommen aus Monopolbeſitz oder Kapitalgewinn 
eine derartige Uebermacht, daß das Arbeitseinkommen, welches doch natur⸗ 
gemäß das Einkommen der großen Maſſe ſein muß, hinter jenen anderen 
Einkünftearten gewaltig zurücktritt, ſo kann daran nur eine fehlerhafte 
Verfaſſung der Geſellſchaft die Schuld tragen: ſei es daß der Grundbeſitz 
ſeiner wahren Beſtimmung, die Früchte der Arbeit zu ſichern, untreu 
gemacht und vielmehr zu einer Handhabe der Unterdrückung der Arbeit 
geworden iſt; ſei es daß die gewerbliche Arbeit dem Unternehmerthum 
tributär wurde und die Widerſtandskraft verloren hat, um ſich einer 
ſolchen Tributpflichtigkeit zu entziehen. Dieſer doppelte Zuſtand iſt in 
den modernen Staaten thatſächlich eingetreten, und die Folgen deſſelben 
geben ſich in der allgemeinen Beunruhigung der Geſellſchaft, der Un- 
zufriedenheit der arbeitenden Maſſen, dem Elend und der Verwilderung 
der zahlreichen Arbeitsloſen kund. Aber durch die Beſteuerung iſt dem 
offenbar nicht abzuhelfen, und wäre die Vertheilung der Steuern auch 
noch ſo ſcharfſinnig und gerecht abgewogen. Denn wenn man auch die 
geſammte Laſt der Beſteuerung auf die wohlhabenderen und reichen 
Klaſſen wälzen wollte, ſo würde dadurch doch die unbefriedigende Lage 
der arbeitenden Maſſen oder die Noth der Arbeitsloſen nicht beſeitigt, 
ja kaum gemildert werden. 8 

Es gab eine Zeit, wo es ein Glaubensſatz der politiſchen und 
ſozialen Demokratie war, daß eine allgemeine progreſſive Einkommen⸗ 
ſteuer den weſentlichſten Beſtandtheil der als nothwendig erkannten 
ſozialen Reform bilden müſſe. Heute glauben wohl nur Wenige noch 
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an eine große Wirkſamkeit dieſes angeblichen Allheilmittels. Bliebe 
außerdem alles Uebrige beim Alten, ſo könnte es leicht kommen, daß 
durch die Anwendung der allgemeinen progreſſiven Einkommenſteuer die 
Macht des Beſitzes über die Arbeit lediglich erhöht oder mindeſtens befeſtigt 
würde. Die auf den unterſten Sproſſen der geſellſchaftlichen Stufen— 
leiter ſtehenden Klaſſen würden dadurch allerdings von allen Abgaben 
an den Staat befreit werden; aber was würde dies ihnen nützen, wenn 
zugleich die wohlhabenden und reichen Klaſſen im Stande wären, einen 
noch größeren Druck als bisher auf die Arbeitslöhne zu üben? Dieſer 
Druck kann von den arbeitenden Klaſſen nur dadurch genommen werden, 
daß die Arbeit der Nothwendigkeit überhoben wird, in den Dienſt fremden 
Beſitzes zu treten, um überhaupt arbeiten und Lohn empfangen zu 
können. Es muß mit anderen Worten der Arbeit die Gelegenheit ge— 
ſchaffen werden, ſich frei zu bethätigen — auch ohne den guten Willen 
oder ſelbſt gegen das Intereſſe der zufällig beſitzenden Klaſſen. Dies 
kann niemals durch einen Modus der Beſteuerung, ſondern nur durch 
Reformen des Privatrechtes und eine anderweitige Organiſation des 
Tauſches geſchehen. 

Indeſſen darf ſoviel zugegeben werden, daß die Beſteuerung dazu 
helfen kann und helfen muß, jene nothwendigen Reformen vorzubereiten 
und zu unterſtützen. Hat man z. B. erkannt, daß das Privateigenthum 
am Grund und Boden — Eigenthum im Sinne einer ausſchließlichen 
Verfügung über die Sache — eine mit dem natürlichen und vernünf— 
tigen Recht unvereinbare Einrichtung iſt, ſo wird man, um das gegen— 
wärtige Recht allmählich in das beſſere vernünftige Recht überzuleiten, 
die Beſteuerung als ein werthvolles Hülfsmittel anzuſehen haben, um 
die Grundrente dem Gemeinweſen, dem ſie gehört, nach und nach zu über— 
weiſen. Hat man erkannt, daß das bewegliche Kapital in Form von 
Hypothekendarlehen den größten Theil der Grundrente an ſich reißt, 
fo wird man bei einer angemeſſenen Beſteuerung der Hhpothefen- 
darlehen den Hebel anſetzen können, um dem Unweſen des Hppotheken— 
kredits überhaupt ein Ziel zu ſetzen. Oder hat man erkannt, daß in 
einem an nützlichen Gütern reichen und von einem gewerbfleißigen 
Volke bewohnten Lande die verzinslichen Schulden der Staaten und Ge— 
meinden nicht bloß überflüſſig und durch ein unverzinsliches Geldzeichen 
erſetzbar, ſondern auch widerſinnig ſind und nur dazu dienen, den Beſitz 
auf Koſten der Arbeit zu mäſten, ſo wird man durch eine nicht zu 
ſchüchterne Beſteuerung des Kapitalzinſes das Kapital allmählich daran 
gewöhnen können, auf andere Weiſe als durch Anlegung in einer mühe— 
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und gefahrloſen Rente ſich den allgemeinen Intereſſen dienſtbar zu 
machen. 8 
Nach dieſen vorläufigen Bemerkungen treten wir in die Betrachtung 
der Grundſätze der Beſteuerung ein. Als das rechtliche Fundament der 
Steuerpflicht wird allgemein die Theilnahme an den Wohlthaten des 
Staatsverbandes betrachtet, und daraus zunächſt die Allgemeinheit 
der Steuerpflicht hergeleitet. Jeder ſelbſtändige Staatsbürger hat da⸗ 
nach zu den Staatslaſten beizutragen. Gegen dieſen Grundſatz wird 
ſich ſchwerlich etwas Erhebliches einwenden laſſen. Nur darüber könnte 
man allenfalls im Zweifel ſein, wo die „Selbſtändigkeit“ und mit ihr die 
entſprechende „Steuermündigkeit“ beginnen ſoll. In der liberalen Aera 
Preußens wurde von dem Abgeordnetenhauſe Gewicht darauf gelegt, 
daß jedes auf eigenen Füßen ſtehende, d. h. bezüglich ſeines Unterhaltes 
nicht von Eltern oder Verwandten abhängige Mitglied des Staatsver— 
bandes zum Mittragen der Staatslaſten und zwar zur Zahlung direkter 
Steuern herangezogen werde. Indeſſen mußte man aus praktiſchen 
Rückſichten die Perſonen mit einem geringeren Einkommen als 420 Mark 
gleichwohl von der Klaſſenſteuer frei laſſen. Späterhin aber wurden 
die beiden unteren Stufen der Klaſſenſteuer beſeitigt und dadurch die 
Einkommen bis 900 M. von der Perſonalſteuer befreit. Der preußiſchen 
Regierung dünkt jetzt auch dies nicht genug; ſie erſtrebt die Beſeitigung 
auch der dritten und vierten Klaſſenſteuerſtufe (bis 1200 M.), und Fürſt 
Bismarck bekennt ſich zu noch viel weitergehenden Plänen der Befreiung 
von direkten Steuern. Für die Freilaſſung der geringen Einkommen 
läßt ſich der praktiſche Grund geltend machen, daß die Erhebung der 
Steuer verhältnißmäßig zu große Koſten verurſache, der Exekutor zu oft 
ſeines Amtes walten müſſe und dadurch Unzufriedenheit oder Bitterkeit 
unter der ärmeren Bevölkerung erregt werde. Iſt dieſen Erwägungen 
ein gewiſſes Gewicht nicht abzuſprechen, ſo iſt doch jede weitergehende 
Tendenz in dieſer Richtung entſchieden bedenklich, da die praktiſche Folge 
nur eine fortſchreitende Erſetzung der direkten Steuern durch indirekte 
ſein kann, und die indirekten Steuern, wie ſich ſpäter zeigen wird, 
immer nur als ein ſchlechter Nothbehelf betrachtet werden können. 
Laſſen ſich für die Befreiungen der geringen Einkommen von 
der Perſonalſteuer nur praktiſche Gründe von zweifelhaftem Werthe an⸗ 
führen, fo kann dagegen die Frage aufgeworfen werden, ob die Selb— 
ſtändigkeit, welche als das Merkmal der Steuerfähigkeit gilt, auch bei 
denen als vorhanden anzunehmen iſt, die, ohne ein unabhängiges Geſchäft 
zu treiben, im Dienſt und Lohn anderer Privatleute ſtehen. Bei der 
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überwältigenden Ausdehnung jedoch, welche das Lohnſyſtem in neuerer 
Zeit genommen hat und in der nächſten Zukunft anſcheinend immer noch 
mehr nehmen wird, würde die Anzahl der Steuerſubjekte auf eine ziemlich 
geringe Zahl ſinken, wenn man allen Lohnempfängern, zu welchen ja 
auch viele Leute in ſehr bevorzugten Stellungen gehören, den Charakter 
der Selbſtändigkeit abſprechen wollte; und die Befreiung derſelben von 
der Perſonalſteuer könnte gar am Ende zum Vorwande dienen, um den 
arbeitenden Klaſſen den Grad politiſcher Emanzipation, den ſie bereits 
erreicht haben, wieder zu ſchmälern. 

Auch die Steuerpflichtigkeit der Staats diener iſt zuweilen als 
fragwürdig dargeſtellt worden. In der That ſcheint es ein logiſcher Wider— 
ſpruch, daß die Staatsdiener, die aus den Steuern der Bürger erhalten 
werden müſſen, auch ihrerſeits zu den Steuern herangezogen werden. 
Es ſcheint einfacher, die Bezüge der Beamten und Soldaten ſo zu be— 
meſſen, daß bei ihnen die Steuererhebung fortfallen könnte. Allein nicht 
mit Unrecht legt man Werth darauf, durch die Heranziehung der Staats— 
diener zur Beſteuerung gleichſam deren ſtaats bürger lichen Charakter zu 
dokumentiren. Praktiſch betrachtet, würde ſich die nachträgliche Einführung 
der Steuerfreiheit auch darum nicht empfehlen, weil die Bezüge der 
Beamten ſchwerlich entſprechend herabgeſetzt werden würden und die 
Maßregel mithin nur einer Erhöhung der Beſoldungen gleichkäme. 

Als eine weitere Grundforderung gerechter Beſteuerung wird in der 
Regel die Gleichmäßigkeit in der Vertheilung der Steuerlaſt an— 
geſehen. Eine Gleichmäßigkeit ſchlechthin würde freilich nur eine gleiche 
Kopfſteuer darbieten, und es erfordert nur wenig Ueberlegung, um zu 
ſehen, daß eine Kopfſteuer nicht bloß völlig unzureichend ſein würde, 
um die Bedürfniſſe der heutigen Staaten zu befriedigen, ſondern auch 
durchaus ungerecht wäre. Eine gleichmäßige Kopfſteuer würde ſich natür— 
lich nach der Leiſtungsfähigkeit der ärmſten Klaſſen der Geſellſchaft 
richten müſſen, und es iſt klar, daß dabei die Ausgaben der heutigen 
Staaten nicht entfernt beſtritten werden können. Der Grundſatz der 
Gleichmäßigkeit iſt daher anders zu beſtimmen, als durch die Gleichheit 
der Leiſtung. An Stelle der Gleichmäßigkeit iſt die Verhältnißmäßigkeit 
zu ſetzen. Jeder Staatsbürger, ſo lautet nun die Forderung, ſoll im 
Verhältniß zu feiner Leiſtungsfähigkeit, im Verhältniß zu feinem Ver⸗ 
mögen oder Einkommen Steuern zahlen. Dieſe Forderung wird in der 
Regel damit begründet, daß, wie man behauptet, der Vortheil, den der 
Einzelne vom Staat und deſſen Einrichtungen habe, ſich nach dem Maße 
ſeines Vermögens oder Einkommens richte. Andere ſetzen, abſehend 
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von den verſchiedenen Leiſtungen des Staates für die Einzelnen, die 
Verpflichtung eines Jeden, nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit zur Erhaltung 
des Staates beizutragen, einfach als ſelbſtverſtändlich voraus. 

Die Anſicht, daß der Vortheil, den der Einzelne vom Staat und 
deſſen Einrichtungen habe, ſich nach dem Maße ſeines Vermögens oder 
Einkommens richte, iſt jedenfalls nicht ohne Weiteres zu verwerfen. 
Freilich darf man dabei nicht an die verſchiedenen Grade von Mühe— 
waltung denken, die der Schutz der kleineren oder größeren Ein— 
kommen dem Staate verurſache. Von dieſem Geſichtspunkte kann man 
leicht bei dem Schluſſe anlangen, daß die Armen dem Staate am 
meiſten Mühewaltung verurſachen und daher eigentlich am meiſten Steuer 
zahlen müßten. Vielmehr hat man daran zu denken, daß die großen 
Unterſchiede im Vermögen und Einkommen der Bürger hauptſächlich den 
geſellſchaftlichen und politiſchen Einrichtungen zu danken ſind, die der 
Staat unter ſeinen Schutz nimmt. Es iſt eine beliebte, aber grund— 
falſche Vorſtellung, daß die Ungleichheit in der Vermögens- oder Ein- 
kommensvertheilung weſentlich von den perſönlichen Eigenſchaften der 
Einzelnen abhänge, und daß, wenn heute die Vertheilung der Ver— 
mögen eine vollkommen gleiche wäre, ſie binnen Kurzem, gleichviel welche 
Geſellſchaftsverfaſſung beſtehe, ebenſo ungleich ſein werde wie vorher. 
Es iſt vielmehr eben die Verfaſſung der Geſellſchaft, welche vorwiegend 
die Vertheilung des Vermögens oder Einkommens beſtimmt. Die Ver- | 
leihung von Grundeigenthum an einen Kriegs- oder Beamtenadel, die 
ungleiche Vererbung des Grundbeſitzes, die durch die Staatsſchulden 
beförderte Zinswirthſchaft, der von jeher dem Beſitze mehr als der 
Arbeit gewährte Rechtsſchutz haben unendlich viel mehr zur Ungleichheit 
in der Vermögensvertheilung beigetragen, als es jemals die Ungleichheit 
der geſellſchaftlichen Dienſt- oder Arbeitsleiſtungen vermöchte. Wäre 
ſtets nur die Arbeit für den Erwerb das Maßgebende geweſen, ſo würde, 
wie hoch man auch den Unterſchied im Werthe der verſchiedenen Arbeits— 
verrichtungen — von der roheſten Handarbeit bis hinauf zu den höchſten 
Leiſtungen des menſchlichen Geiſtes — anſchlagen mag, die Vertheilung 
des Vermögens oder Einkommens unzweifelhaft von einer Gleichmäßigkeit 
ſein, wie ſie allen Anforderungen ſtrenger ſozialer Gerechtigkeit entſpräche. 
Von dem hier angedeuteten Geſichtspunkt ausgehend, wird man die 
Meinung, daß der Vortheil, den der Einzelne vom Staat und deſſen Ein- 
richtungen hat, einen ungefähren Maßſtab an ſeinem Vermögen oder Ein⸗ 
kommen finde, durchaus nicht als unrichtig betrachten können. Aber es wird 
auch hier das zutreffen, was oben hinſichtlich der Frage, ob die Steuern neben 
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dem Zwecke den Staat zu erhalten auch den Zweck haben ſollten, eine 
veränderte Vertheilung des Volkseinkommens herbeizuführen, bemerkt 
worden iſt. Wenn man ſich überzeugt hält, daß die in den neueren 
Zeiten immer ungleicher gewordene Vertheilung des Volkseinkommens 
hauptſächlich auf ungerechten Einrichtungen und Geſetzen des Staates 
beruht, ſo wird man es als die Pflicht des Staates betrachten müſſen, in 
dieſem Punkte Wandel zu ſchaffen. So lange jedoch die ganze Reform 
unerreichbar iſt, wird es immer noch vorzuziehen ſein, auf dem Wege 
der Beſteuerung eine wenn auch nur geringe Ausgleichung herbeizuführen, 
als zu einer alten Ungerechtigkeit eine neue hinzuzufügen, indem man 
den politiſch und ſozial benachtheiligten Klaſſen auch noch die Hauptlaſt 
der Beſteuerung aufbürdet. 

So bleibt freilich der Grundſatz, daß die Beſteuerung ſich nach 
der Leiſtungsfähigkeit der Einzelnen richten müſſe, mehr ein Auskunfts- 
mittel als ein Prinzip. Hinge die Fähigkeit zur Steuerleiſtung nur von 
den perſönlichen Eigenſchaften, der perſönlichen Tüchtigkeit der Ein— 
zelnen ab, ſo würde die ſtärkere Beſteuerung des durch überlegene 
Tüchtigkeit oder höheren Fleiß erworbenen höheren Einkommens eine 
Art Prämie auf die geringere Tüchtigkeit oder den minderen Fleiß dar— 
ſtellen. Da jedoch in Wirklichkeit die Größe des Einkommens in den 
neueren Staaten weit mehr von anderen Urſachen als von der per— 
ſönlichen Tüchtigkeit oder dem Fleiße der Einzelnen abhängt, ſo wird 
thatſächlich nichts anderes übrig bleiben, als die Beſteuerung, um ſie dem 
unter den beſtehenden Verhältniſſen möglichen Grade von Gerechtigkeit 
zu nähern, nach dem Grade der Leiſtungsfähigkeit aufzulegen. 

Derſelbe Grund ſpricht auch für eine progreſſive Beſteuerung 
des Vermögens oder Einkommens, und es iſt nur eine übel angebrachte 
Prüderie, die Grenze der Progreſſion allzu niedrig zu ſetzen. Wenn 
gegen die Progreſſivſteuer eingewendet wird, daß es unmöglich ſei, mit 
der Progreſſion gleichmäßig fortzufahren, da auf dieſe Weiſe ſchließlich 
faſt das ganze Einkommen der Höchſtbeſteuerten abſorbirt werden könne, 
ſo iſt in dieſem Einwande nur ein Kampf gegen Windmühlen zu 
ſehen. Man kennt erfahrungsmäßig die höchſten Einkommen im Staate, 
und kann danach recht wohl den Grad bemeſſen, bis zu welchem 
die Progreſſion ſteigen darf, ohne die Höchſtbeſteuerten ungebührlich 
zu belaſten. Ein anderer Einwand gegen einen ſtarken Grad der 
Steuerprogreſſion iſt der, daß dadurch viele Kapitaliſten ſich veranlaßt 
finden könnten, auszuwandern und ſo der Produktion ein wichtiges 
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eine Tendenz zum Großbetriebe einfchließen und dem gänzlich Mittel- 
loſen einen eigenen Betrieb faſt unmöglich machen, hat die fragliche 
Beſorgniß unzweifelhaft eine gewiſſe Berechtigung. Je mehr mobiles 
Kapital in einem Lande vorhanden iſt, deſto größer wird auch der 
Drang ſein, daſſelbe in produktiven Unternehmungen anzulegen. Dies 
kann einem Zweifel nicht wohl unterliegen. Allein man wird ſich hüten 
müſſen, alle ſogenannten Kapitalien in einen Topf zu werfen. Nur für 
diejenigen Kapitalien, welche eben zur Unterhaltung produktiver Arbeit 
dienen, kann die erwähnte Beſorgniß zutreffen. Jene ſogenannten 
Kapitalien, die nichts weiter ſind als verzinsliche Schuldverſchreibungen, 
und keinen weiteren Zweck haben als ihren Beſitzern müheloſe Renten zu 
verſchaffen, können beſteuert werden, ohne daß davon für die Produktion 
des Landes ein Nachtheil zu befürchten iſt. Die Beſteuerung dieſer 
Art von Kapitalien, reſp. die höhere Beſteuerung dieſer als der pro— 
duktiv angelegten Kapitalien wird ſogar unter Umſtänden den Vortheil 
haben, daß ſich die bereiten Mittel lieber produktiven Anlagen, als dem 
Erwerbe von Zins- oder Rentenanſprüchen zuwenden. Eine eingehendere 
Betrachtung der fraglichen Verhältniſſe wird übrigens erſt bei der ſpe— 
ziellen Behandlung der Kapitalrentenſteuer am Platze ſein. 

Außer der progreſſiven Beſteuerung wird neuerdings oft eine höhere 
Beſteuerung des fundirten als des unfundirten Einkommens gefordert. 
Man verſteht unter einem fundirten Einkommen dasjenige, welches aus 
der Nutzung eines Beſitzes, ſei es von Grund und Boden oder Kapital, 
fließt, während die Einkommen aus Arbeitslohn oder Geſchäftsgewinn 
als unfundirt betrachtet werden. Die höhere Beſteuerung des fun— 
dirten Einkommens würde alſo weſentlich die Grundrente ſowie die 
Kapitalrente treffen. Da es ſich bei denſelben um einen müheloſen 
Gewinn handelt, ſo wird man von jedem Geſichtspunkte eine höhere 
Beſteuerung derſelben als des Arbeitslohnes und des Geſchäftsgewinnes, 
der ein Arbeitseinkommen in der Regel mit einſchließt, nur recht und 
billig finden können. Denn Arbeit und produktive Thätigkeit verdienen 
den Schutz und die Berückſichtigung des Staates jedenfalls mehr als der 
bloße Rentengenuß. Von dem Standpunkte aus, welcher prinzipiell die 
Rentenbildung bekämpft, und daher eine andere Ordnung des Grund— 
beſitzes ſowie die Beſeitigung jener Geſetze und Einrichtungen fordert, 
welche ein „fundirtes“ Einkommen aus beweglichem Beſitz erſt ermöglichen, 
gewinnt freilich die Frage von vorn herein eine ganz andere Geſtalt. 
Aber ſolange das angedeutete Prinzip in der Geſetzgebung des wirklichen 
Staates nicht zur Geltung gelangt iſt, wird man das Auskunftsmittel 
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einer höheren Beſteuerung des fundirten als des unfundirten Einkommens 
nur freudig acceptiren können. Es iſt jedoch nöthig, den Begriff des 
fundirten Einkommens gehörig zu definiren. Wollte man z. B. das 
geſammte Einkommen der kleinern Landwirthe als ein fundirtes be— 
trachten und demgemäß beſteuern, ſo würde man ein ſchreiendes Unrecht 
begehen, da vielleicht der größte Theil ihres Einkommens in Arbeits— 
lohn beſteht. Wir berühren hier einen Punkt, an welchem ſich überhaupt 
die Schwäche der Einkommenbeſteuerung kundgiebt. Es ſcheint, wie bald 
gezeigt werden wird, richtiger zu ſein, die verſchiedenen Einkommensarten: 
die Grund- und Kapitalrente, den Gewerbsgewinn und den Arbeitslohn, 
je nach ihrer beſonderen Leiſtungsfähigkeit und ihrer verhältnißmäßigen 
Bedeutung für den Volkshaushalt beſonderen Beſteuerungsnormen zu 
unterwerfen. 

Fragt man nach den volkswirthſchaftlichen Wirkungen der Be— 
ſteuerung, ſo liegt die dadurch bedingte Verſchiebung der Konſumtion 
auf der Hand. Aber auch die Produktionsverhältniſſe werden dadurch 
in mannichfacher Weiſe berührt. Der reiche Mann, dem von ſeinem 
Einkommen ein beſtimmter Bruchtheil behufs Beſteuerung entzogen 
wird und der trotzdem Jahr aus Jahr ein eine Summe Geldes zurück— 
legen kann, um ſie entweder in einem zinstragenden Beſitze oder in 
neuen produktiven Unternehmungen anzulegen, braucht ſich allerdings 
weder in dem Maße noch in den Richtungen ſeines Verbrauches be— 
ſchränken zu laſſen. Der Einfluß, den auf ihn die Beſteuerung hat, 
wird ſich dann darauf beſchränken, daß ſie ihn nöthigt, eine geringere 
Summe jährlich entweder in einem zinstragenden Beſitz oder in pro— 
duktiven Unternehmungen anzulegen. Durch das erſtere erleidet die 
Geſammtheit des Volkes keinen Schaden. Wird hingegen durch die 
Beſteuerung der ſogenannte Lohnfond gemindert, ſo kann eventuell die 
Nachfrage nach Arbeitern geringer und ſomit die Lage der Letzteren 
verſchlimmert werden. Allein die große Frage iſt die, ob, wenn die 
Steuern anſtatt von den Reichen von den breiten Schichten der arbeiten— 
den Klaſſen genommen werden, der allgemeine Lohnfond nicht in weit 
höherem Maße geſchmälert wird, als durch die ausgiebige Beſteuerung 
der Vermögenden. Der Anhäufung großer Vermögen geht eine Tendenz 
zum Großbetriebe zur Seite, während Erſparniſſe des Arbeiters ihn zur 
Gründung eines eignen Betriebes befähigen. Es kann daher unter Um⸗ 
ſtänden von weit größerer Wichtigkeit ſein, die breiten Maſſen des Volkes 
durch Steuerentlaſtung zu Erſparniſſen zu befähigen, als die Anſamm⸗ 


lung ungeheurer Reichthümer zu begünſtigen. Denn die Neigung unter 
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den Arbeitern, einen eignen Betrieb zu gründen, wird zu allen Zeiten 
hinreichend kräftig ſein, um ſie zur Sparſamkeit zu reizen, ſobald da⸗ 
bei die Anſprüche der Ernährung, bez. der Subſiſtenz überhaupt, noch 
in erträglichem Maße befriedigt werden können. Vielleicht wendet man 
hier ein, daß die in der neueren Zeit herrſchende Tendenz zum Groß— 
betriebe den meiſten Arbeitern auch bei der Möglichkeit von Erſparniſſen 
nicht geſtatten werde, einen eignen kleinen Betrieb zu gründen. Aber 
erſtlich iſt die Tendenz zum Großbetriebe in hohem Maße nur die 
Folge der großen Vermögensanhäufungen; und zweitens würden, ſo— 
weit der Großbetrieb in der That eine volkswirthſchaftliche Nothwendig⸗ 
keit iſt, Erſparniſſe der Arbeiter dieſelben befähigen, kapitalkräftige Ge⸗ 
noſſenſchaften zu errichten und fo an die Stelle des kapitaliſtiſchen 
Betriebes den genoſſenſchaftlichen zu ſetzen. 

Wenn es ſo ſchon zweifelhaft genug iſt, ob durch die (direkte oder 
indirekte) Beſteuerung des Arbeitslohnes die Produktionsmittel nicht weit 
bedenklicher geſchmälert werden, als durch eine kräftige Beſteuerung der 
Kapitalrente, ſo kommt hinzu, daß auf dem erſteren Wege vor Allem 
die Maſſenkonſumtion, und mit dieſer der maßgebende Faktor und 
Sporn der Produktion, geſchädigt wird. 

Es liegt daher einfach im wohlverſtandenen Intereſſe der Geſell— 
ſchaft, und dem Staate liegt die Pflicht ob, die Steuerkraft der arbeiten⸗ 
den Maſſen zu ſchonen und ſich dafür, in den Grenzen ſeines unum⸗ 
gänglichen Bedarfes, an jenen Einkünften ſchadlos zu halten, welche 
nicht ausſchließlich oder weſentlich der Arbeit, ſondern müheloſen Renten 
und Gewinnen ihr Daſein verdanken. Entſtammt doch im letzten Grunde 
das geſammte Volkseinkommen der Arbeit. Sowohl die Renten aus 
Grundbeſitz, als auch die Zinſen aus Kapital oder der Gewinn aus 
geſchäftlichen Unternehmungen gehen aus den Erträgniſſen der Arbeit 
hervor; ſie ſind einfach der Tribut der Arbeit an das Grundeigen— 
thum, das Kapital oder das Unternehmerthum. Bliebe auch der Arbeits⸗ 
lohn gänzlich ſteuerfrei, ſo würde er dennoch der einzige Steuerträger 
ſein, da die Abgaben, die man vom Grundeigenthum oder dem Kapital 
u. ſ. w. erhebt, immer nur aus den Erträgniſſen der Arbeit herrühren. 

Theoretiſch läßt ſich ſonach die Forderung, daß nur Renten und 
Gewinne, nicht aber die Arbeitslöhne beſteuert werden ſollten, recht 
wohl begründen. Praktiſch wird dies freilich unter den heutigen Ver— 
hältniſſen ein frommer Wunſch bleiben, und man wird zufrieden ſein 
dürfen, wenn der Staat es als eine Aufgabe von hoher ſozialpolitiſcher 
Bedeutung erkennen lernt, die Steuerlaſt vorzugsweiſe denjenigen Klaſſen 
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aufzubürden, die ihrerſeits erſt durch eine Art eigenmächtiger Beſteuerung 
des Arbeitslohnes ihr Daſein gewinnen. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ich hier von Arbeitslohn im weiteſten 
Sinne rede; nicht etwa nur von den Bezügen der ſogenannten Lohn— 
arbeiter, ſondern von jedem für körperliche oder geiſtige Arbeit irgend 
welcher Art erzielten Erſatz. Allerdings giebt es auch Einkommen, 
welche nur ſcheinbar aus dem Lohne für Arbeit zu fließen ſcheinen, 
thatſächlich aber wenigſtens theilweiſe anderen Quellen ihr Daſein ver— 
danken und darum auch durch die Steuern anders getroffen werden 
müſſen. So ſind die hohen Gehalte von Direktoren bedeutender Aktien— 
geſellſchaften oder von Disponenten großer Bankhäuſer u. ſ. w. keines⸗ 
wegs mit den Arbeitslöhnen zu vergleichen, die gewöhnlich für produk— 
tive Arbeit der menſchlichen Hände oder des menſchlichen Geiſtes bezahlt 
werden. Sie ſtammen vielmehr unmittelbar aus den Gewinnen, die 
von den genannten Geſchäften erzielt werden, und ſind ein Tribut 
dieſer Gewinne an ſolche Perſonen, welche zur Einbringung oder Er— 
höhung derſelben am meiſten beigetragen haben. Ebenſo werden die 
enormen Honorare, welche manche Schriftſteller erzielen, oder die koloſſalen 
Gagen, welche zuweilen beliebten Schauſpielern oder ſonſtigen Virtuoſen 
gezahlt werden, nicht ohne Weiteres als der gerechte Lohn für hervor— 
ragende Arbeitsleiſtungen zu betrachten ſein. Man wird vielmehr in 
den meiſten Fällen dieſer Art bei genauerem Zuſehen eine willkürliche 
Beſteuerung des Publikums, bez. eine Art Monopol im Hintergrunde 
erblicken können. Das ſogenannte literariſche Eigenthum beruht ja 
ſtreng genommen ohnehin auf einem durch die Geſetzgebung ertheilten 
Monopole, und wenn auch ein geſetzlicher Schutz der geiſtigen Arbeit 
nur als gerecht und billig anerkannt werden muß, ſo iſt doch die Frage 
nach dem Maße und den Formen dieſes Schutzes eine offene. Unter 
den jetzigen Verhältniſſen iſt das Publikum den ganz willkürlichen 
Preisbeſtimmungen literariſcher Erzeugniſſe durch die Verleger ſchutzlos 
preisgegeben, und die Honorare mancher Schriftſteller ſtellen ſich unter 
dieſem Geſichtspunkte ebenſo wie die erwähnten Gehalte der Angeſtellten 
großer gewinntragender Unternehmungen als ein Theil des ſpekula— 
tiven Gewinnes dar, den die Unternehmer erzielen. Bei den Schau— 
ſpielern und anderen Virtuoſen kommt noch hinzu, daß die Einnahmen 
derſelben zum Theil durch die räumlichen Verhältniſſe der Gebäude, 
in denen ſie auftreten, bedingt werden. Im Weſentlichen aber beruhen 
dieſe Einnahmen ebenfalls auf einer mehr oder minder willkürlichen 
Beſteuerung des Publikums, die ihr Maß nur in der Leiſtungsfähigkeit 
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des letzteren findet. In einer Geſellſchaft, in welcher es eine größere 
Anzahl ſehr reicher Leute giebt, die für die Leiſtungen des Virtuoſen⸗ 
thums große Luxusausgaben zu machen im Stande ſind, wird ein be— 
liebter Virtuoſe unter Umſtänden die wahnſinnigſten Eintrittspreiſe 
verlangen können und erhalten. Die Kunſt aber wird dadurch zur 
Beutelſchneiderei entwürdigt und verſinkt thatſächlich überall, wo ſie ſich 
nicht in den Dienſt des Volkes ſtellt, in ein ödes Virtuoſenthum. 

Aus den vorſtehend entwickelten Gründen wird es immerhin 
ſchwierig ſein, die Quellen des Einkommens gehörig zu ſondern, um 
danach die Beſteuerung der Einzelnen nach billigem Maßſtabe regeln 
zu können. Gleichwohl darf man ſich dadurch nicht verleiten laſſen, die 
allgemeine Einkommenſteuer für die verhältnißmäßig richtigſte Steuer 
zu halten. Die unterſchiedsloſe Behandlung aller Einkommensquellen 
kann weder gerecht noch zweckmäßig ſein. Denn wenn Rente und Ge— 
winn Einkommensarten ſind, die entweder ohne alle oder doch ohne 
entſprechende perſönliche Mühewaltung weſentlich nur durch die be— 
günſtigte Poſition des Beſitzes erworben werden, ſo ſcheint doch das 
einfachſte Billigkeitsgefühl zu fordern, daß ſie, welche ihre Bevorzugung 
großentheils den Einrichtungen und Geſetzen des Staates verdanken, 
zu den Koſten des Staatshaushaltes in hervorragendem Maße heran— 
gezogen werden. Eine gerechte Beſteuerung muß daher die verſchie— 
denen Einkommensarten auch da, wo dieſelben ſich in den einzelnen 
Bürgern gemiſcht vorfinden, geſondert und in verſchiedenem Maße 
treffen. 

Die allgemeine progreſſive Einkommenſteuer, als einzige Steuer 
gedacht, würde in einem Staatsweſen, in dem es keine Grund- und 
Kapitalrente und keinen Unternehmergewinn, ſondern nur Arbeitsein- 
kommen giebt, allerdings die einleuchtendſte und paſſendſte Form der 
Beſteuerung fein. Allein ein ſolches Staatsweſen iſt eben noch ein Luft⸗ 
gebilde. Ich glaube, daß die naturgemäße Entwickelung der Geſellſchaft 
auf ein Ziel wie das angedeutete hindrängt; aber ſolange wir es mit 
den gegebenen Zuſtänden der Gegenwart zu thun haben, nützt es nichts, 
Ideale der Beſteuerung aufzuſtellen, ſondern man muß ſich mit den 
gegebenen Verhältniſſen abfinden, und zufrieden ſein, wenn man durch 
das Mittel der Beſteuerung in einem mäßigen Grade auf die Herbei⸗ 
führung ſolcher Veränderungen hinwirken kann, welche die Geſellſchaft 
dem als richtig erkannten Ziele näher bringen. Es wird alſo in erſter 
Linie darauf ankommen, der Arbeit die Poſition zurück zu gewinnen, 
die ſie im Laufe der Zeiten durch die Gewaltthätigkeit oder Liſt der 
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Starken und Schlauen verloren hat. Soweit es ſich nur um die Be— 
ſteuerung handelt, wird das Arbeitseinkommen entweder gänzlich zu 
entlaſten oder in möglichſt geringem Umfange, Rente, Zins und Ge— 
winn dagegen in erſter Linie zur Tragung der Steuerlaſt heranzu— 
ziehen ſein. 

Grundrente, Zins und Gewinn gehorchen aber nicht den gleichen 
Geſetzen. Sie ſtehen zwar in einem engen Zuſammenhange mit ein— 
ander, ſind aber doch keineswegs ohne Weiteres mit einander vergleich— 
bar. Auch miſchen ſich in den Perſonen, welche Rente, Zins oder Unter— 
nehmergewinn beziehen, oft die Eigenſchaften des Grundbeſitzers, Rentners 
oder Unternehmers mit den Funktionen des wahren Arbeiters; aber 
ſie thun es nicht in gleichem Verhältniß. Beſonders im Unternehmer— 
gewinn iſt gewöhnlich ein großer Theil eigentlichen Arbeitseinkommens 
enthalten. Grundrente und Zins theilen miteinander die Eigenſchaft, 
reine Tribute der Arbeit oder des Gewinnes an den Beſitz zu ſein; 
aber da ſie verſchiedenen Machtquellen entſpringen und die letzteren 
je nach den Umſtänden in ſehr verſchiedenem Grade wachſen oder ab— 
nehmen können, ſo wird eine billige Beſteuerung ſie verſchieden zu be— 

handeln haben. 

Nach dem Obigen entſpricht nur ein Syſtem von Ertragsſteuern 
den ſtrengen Anforderungen einer gerechten und gleichmäßigen Be— 
ſteuerung. Dem älteren preußiſchen Syſteme der direkten Steuern 
ſchwebte in der That dieſer Gedanke vor. Die Klaſſenſteuer ſollte den 

- Arbeitslohn, die Grund- und Gebäudeſteuer die Grund- und Hausrente, 
die Gewerbeſteuer den Gewerbsgewinn treffen. Freilich war der Steuer— 
ſatz der verſchiedenen Ertragsſteuern von vornherein ſehr ungleichmäßig 
beſtimmt. Namentlich die Gewerbeſteuer erfüllte ihren Zweck in der 
unvollkommenſten Weiſe, und traf die oberen Regionen der Induſtrie 
und des Handels in ſo geringem Grade, daß die Landwirthſchaft ſich 
mit vollem Recht über eine verhältnismäßige Ueberbürdung beklagen 
konnte. Um dieſem Uebelſtande abzuhelfen, wurde in ſpäterer Zeit zu 
den beſtehenden direkten Steuern die klaſſifizirte Einkommenſteuer hin— 
zugefügt, durch welche allerdings die Renten und Gewerbsgewinne beſſer, 
obwohl noch immer ganz unzureichend getroffen wurden, zugleich aber 
auch das geſammte Steuerſyſtem eine unheilbare Verwirrung erlitt und 
ſeine Einfachheit und logiſche Gliederung einbüßte. 

Der gegen ein folgerichtiges Syſtem von Ertragſteuern oft erhobene 
Einwand, daß es zu ſchwierig ſei, den Ertrag landwirthſchaftlicher oder 
induſtrieller Geſchäfte richtig zu erfaſſen, und daß eine zu hohe Schätzung 
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ſehr leicht verderbliche Folgen für die Volkswirthſchaft haben könne, 
da hierdurch unter Umſtänden der Sporn zum Erwerbe vermindert 
werde, iſt nur ein Vorwand der Bequemlichkeit, wo nicht des üblen 
Willens. Der Ertrag eines Betriebes oder eines Kapitals u. ſ. w. 
iſt mindeſtens ebenſo gut zu ſchätzen, als das Einkommen, und wenn 
die Einkommenſteuer nur dazu dienen fol, die Extragsſteuern zu „er— 
gänzen“, ſo iſt nicht abzuſehen, weßhalb ein kombinirtes Ertrags- und 
Einkommenſteuer⸗Syſtem in irgend einer Beziehung vor dem einfachen 
Syſteme der Ertragsſteuern irgend welchen Vorzug haben ſollte. Die 
Wahrheit iſt, daß auch in dieſem Punkte mächtige Intereſſen die Vers 
dunkelung einfacher und der Gerechtigkeit entſprechender Grundſätze be— 
fördert haben. Die Einkommenſteuer, ſelbſt mit einem mäßigen Grade 
von Progreſſion, erſchien den beſitzenden Klaſſen noch immer als ein 
geringeres Uebel, als ein Steuerſyſtem, das ein genaues Eingehen auf 
die verſchiedenen Quellen des Einkommens erforderlich machte. 

Die Geſetzgeber gehören faſt immer zu denjenigen Ständen, die 
nicht vom Arbeitslohne, ſondern von Renten und Gewinnen leben, und 
ſie haben daher gewöhnlich eine entſchiedene Neigung, die verſchiedenen 
Einkommensarten als völlig gleichberechtigt, und daher auch die an⸗ 
nähernd gleichmäßige Beſteuerung derſelben als billig und vollkommen 
in der Ordnung zu betrachten. Wenn aber ſelbſt demokratiſche oder 
gar ſozialiſtiſche Stimmen die Einkommenſteuer für das Ideal einer 
Steuer ausgeben und nur eine mehr oder minder ſtarke Progreſſion 
derſelben fordern, ſo kann man darin nur einen Mangel an Unter⸗ 
ſcheidungsvermögen und ſozialwirthſchaftlicher Einſicht erblicken. 

Eine gerechte, der Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen entſprechende 
Beſteuerung wird jedoch vollends unmöglich gemacht durch die in— 
direkten Steuern, die eingeſtandenermaßen den Zweck haben, 
Steuerſummen, die man auf dem direkten Wege zu erheben kaum wagen 
kann, auf Umwegen zu erpreſſen. Solange die wohlhabendſten und 
leiſtungsfähigſten Stände faſt allein das Heft der Regierung in der 
Hand halten oder die weſentlichſte Stütze derſelben ſind, läßt ſich nicht 
erwarten, daß ſie allein oder vorwiegend die Laſt der Beſteuerung 
werden auf ſich nehmen wollen. Sie, die allein ohne Beläſtigung 
direkte Steuern von erheblichem Betrage zahlen können, klagen am 
eheſten über Steuerdruck. Sie halten es für ſelbſtverſtändlich, daß ſie 
einen vollberechtigten Anſpruch darauf haben, nicht bloß einen ſoge— 
nannten ſtandesgemäßen Aufwand zu machen, ſondern auch ihr Ver— 
mögen immer mehr zu vergrößern. Und wenn die Beſteuerung ſie an 
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dem letzteren oder gar an dem erſteren hindert, ſo ſetzen ſie Himmel 
und Hölle gegen dieſen Druck in Bewegung. Da nun von den unteren 
Ständen, die nur von Arbeitslohn leben, direkte Steuern thatſächlich 
nur in unerheblichem Betrage zu erheben ſind und die Steuerſchraube 
hier bald auf den unüberwindlichen Widerſtand des faktiſchen Unver— 
mögens ſtößt, ſo hat man die köſtliche Erfindung der indirekten Steuern 
gemacht, welche den Armen das Blut tropfenweiſe abzapfen, ohne daß 
ſie es merken. Allerdings zahlen alle Stände die indirekten Steuern. 
Aber ſelbſt von den eingefleiſchteſten Schwärmern für dieſelben kann 
nicht geleugnet werden, daß die indirekten Steuern, und zumal die 
allein ſehr einträglichen auf populäre Nahrungs- oder Genußmittel, 
die ärmeren Klaſſen ungefähr in demſelben Verhältniſſe treffen wie die 
oberen Klaſſen, und daß daher bei der indirekten Beſteuerung von vorn— 
herein darauf verzichtet werden muß, den Maßſtab der Leiſtungsfähig— 
keit zur Geltung gebracht zu ſehen. Vielmehr wirken die Steuern auf 
populäre Nahrungs- oder Genußmittel mehr oder minder wie Kopf— 
ſteuern, obwohl ſie vor den letzteren den Vorzug haben, daß ſie täglich 
und ſtündlich in ganz kleinen Beträgen erhoben werden, während eine 
in demſelben Maße monatlich oder vierteljährlich erhobene Kopfſteuer 
für die ärmeren Klaſſen unerſchwinglich ſein und dieſelben vielleicht zu 
gewaltſamem Widerſtande antreiben würde. Nun kann man allerdings 
zugeben, daß gerade dieſe bequeme Art der Erhebung auch vom Stand— 
punkte der ärmeren Klaſſen ein unſchätzbarer Vortheil der indirekten 
Steuer iſt, und daß, wenn bei den unabweisbaren Staatsbedürfniſſen 
eine höhere Beſteuerung der ärmeren Klaſſen unumgänglich iſt, die 
Erhebung direkter an Stelle indirekter Steuern entſchieden den Vorzug 
verdient. Allein dies Zugeſtändniß wird man nicht ohne eine ſehr 
erhebliche Einſchränkung machen können. Durch die größere Leichtigkeit 
der Erhebung wird nur eine indirekte Beſteuerung zu rechtfertigen ſein, 
welche ſich auf die Bevölkerung in einem ſolchen Maße vertheilt, daß 
auf den Antheil des armen Kontribuenten keine weſentlich höhere Steuer 
kommt, als man ſie auch auflegen müßte, wenn die Beſteuerung durch— 
gehends eine direkte wäre. Dies iſt aber der Sinn und die Abſicht der 
in neuerer Zeit zu einem ſo hohen Grade der Entwickelung gebrachten 
indirekten Beſteuerung keineswegs. Vielmehr geht die Tendenz der— 
ſelben dahin, den ärmeren Klaſſen eine verhältnißmäßig weit ſchwerere 
Steuerlaſt aufzubürden, als bei einer billigen Vertheilung auf ſie 
kommen würde. 

Man hat zuweilen, wie hier zum Schluſſe beiläufig bemerkt werden 
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mag, einer Erhöhung früher beſtandener Steuern das Wort geredet, 
weil dadurch unter Umſtänden die Thätigkeit der Bürger angeſpornt 
werde. Die Erhöhung der Ausgaben einer Wirthſchaft, ſagte man, 
übe oft einen Reiz auf den Erwerbstrieb der Einzelnen. Wenn dies 
in gewiſſen Grenzen zugegeben werden kann, ſo iſt es doch mehr als 
zweifelhaft, ob auf dieſe Weiſe in allen Kreiſen der gewerbthätigen 
Bevölkerung und namentlich in den eigentlichen Arbeiterkreiſen eine 
erhöhte Thätigkeit hervorzurufen iſt. Und noch fragwürdiger iſt es, ob 
unter allen Umſtänden eine erhöhte Thätigkeit der arbeitenden Klaſſen 
wünſchenswerth erſcheinen kann. Die Anſprüche, die in den modernen 
Induſtrieländern an die Leiſtungen der abhängigen Arbeiter geſtellt 
werden, ſind in den meiſten Fällen ſchon ſo groß, daß aus Rückſicht 
für die körperliche und geiſtige Geſundheit derſelben ebenſo, wie aus 
Rückſicht auf ein angemeſſenes Verhältniß zwiſchen Produktion und Ab⸗ 
ſatz viel eher eine Einſchränkung als eine Erhöhung ihrer Arbeits- 
leiſtungen rathſam erſcheint. Nicht viel anders dürfte es mit denjenigen 
Kategorien der unabhängigen Bevölkerung ſtehen, welche, wie die kleinen 
Bauern und Handwerker, ihr Einkommen ausſchließlich oder weſentlich 
aus Arbeitslohn beziehen. Einen Sporn zu erhöhter Thätigkeit würden 
durch Steuern hauptſächlich wohl nur die von Gewinn lebenden Klaſſen 
empfangen, und die Folge davon würde natürlich nur die ſein, daß 
der in Gewerbsgewinnen beſtehende Theil des Volkseinkommens 
erhöht, der in Arbeitslohn beſtehende Theil dagegen noch reduzirt werden 
würde. 


Drittes Kapitel. 
Die Abwälzung der Steuern. 


Behufs Entkräftung des Einwandes, daß die indirekten Steuern, 
und inſonderheit die Verbrauchsabgaben auf unumgängliche oder zur 
Gewohnheit gewordene Bedürfniſſe des Volkes, die ärmeren Klaſſen im 
Verhältniß weit härter treffen als die Wohlhabenden und Reichen, iſt 
behauptet worden, daß die meiſten Steuern, namentlich aber die in⸗ 
direkten, eine natürliche Tendenz hätten, durch den Verkehr ſchließlich 
gleichmäßig vertheilt zu werden. Jeder Steuerzahler habe das Be— 
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ſtreben, die Steuerlaſt von ſich abzuwälzen und ſich für dieſelbe im 
Preiſe ſeiner Waaren bez. ſeiner Arbeit ſchadlos zu halten. 

Dieſe Anſicht der Dinge hängt enge zuſammen mit der Theorie, 
wonach Arbeitslohn und Kapitalgewinn ihren natürlichen Satz hätten, 
unter den ſie auf die Dauer nicht fallen und über den ſie auf die 
Dauer nicht ſteigen könnten. Der natürliche Satz des Arbeitslohnes 
und des Kapitalgewinnes werden nach dieſer zuerſt von Adam Smith 
begründeten Theorie in erſter Linie durch das Verhältniß von Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeits- reſp. Kapitalmarkte beſtimmt; doch iſt 
für den Preis der Arbeit überdies der Preis der Lebensmittel von Be— 
deutung. Der Arbeitslohn müſſe unter normalen Verhältniſſen hin— 
reichen, um den Arbeitern den gewohnten Lebensunterhalt zu verſchaffen. 
So lange daher, ſchloß Adam Smith, die Nachfrage nach Arbeit und 
der Preis der Lebensmittel unverändert blieben, könne eine direkte 
Steuer auf den Arbeitslohn keine andere Wirkung haben, als dieſen 
entſprechend zu ſteigern. Ebenſo müſſe jede Erhöhung des Preiſes 
nothwendiger Lebensbedürfniſſe auch den Lohn erhöhen, und zwar um 
etwas mehr als um den durchſchnittlichen Betrag der Steuer, weil der 
Verkäufer, der die Steuer verlegt, ſie mit einem Gewinne wieder er— 
halten müſſe. Eine Steuer auf die dringenden Bedürfniſſe des Lebens 
wirke demnach ganz in derſelben Weiſe, wie eine direkte Steuer auf 
den Arbeitslohn. Wenn der Arbeiter fie auch aus eigener Hand be— 
zahle, ſo ſei er doch wenigſtens auf die Dauer nicht der eigentliche 
Träger derſelben; ſie müſſe ihm vielmehr im Laufe der Zeit ſtets vom 
Arbeitgeber in dem erhöhten Lohne vorgeſchoſſen werden. Anders ſei 
es dagegen mit Steuern auf Genußmittel, ſelbſt die der Armen. Die 
Preiserhöhung der beſteuerten Waaren werde nicht nothwendig eine 
Steigerung des Arbeitlohnes veranlaſſen. Die hohen engliſchen Steuern 
auf den Tabak, den Thee und Zucker, die ſpirituöſen Getränke, das 
Bier u. ſ. w. hätten keinen erſichtlichen Einfluß auf den Arbeitslohn 
ausgeübt. Dies komme daher, weil der hohe Preis ſolcher Waaren 
nicht nothwendig die Fähigkeit der unteren Volksklaſſen, eine Familie 
zu erhalten, vermindere und der haushälteriſche und fleißige Arme ſich 
dadurch vom Verbrauche ſolcher überflüſſigen Dinge abhalten laſſe. 

Bei dieſer Theorie iſt das Eine vergeſſen, daß der Preis der 
Lohnarbeit nicht bloß von der Nachfrage nach Arbeit und dem Preiſe 
der Lebensmittel, ſondern auch von dem Maße der Widerſtandskraft 
der Arbeiter gegen die Zumuthungen der Arbeitgeber abhängt. Es iſt 
ein neuerdings allgemein (übrigens auch ſchon von Smith) anerkanntes 
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Axiom, daß die gewohnheitsmäßige Lebenshaltung der Arbeiter einer 
der entſcheidenden Beſtimmungsgründe des Arbeitslohnes ſei. Dafür 
ſprechen in der That alle Lehren der Erfahrung. Der an ein gewiſſes 
Maß von Komfort gewöhnte engliſche Arbeiter wird ſich nimmermehr 
auf das Niveau des Ruſſen oder gar des Chineſen und Hindu hinab⸗ 
drücken laſſen. Er wird im Durchſchnitt gegen Zumuthungen dieſer Art 
eine Widerſtandskraft entwickeln, die ſtärker iſt als das Intereſſe oder 
die Macht des Kapitals, den Arbeitslohn zu drücken. Wenn nun dieſe 
Lebenshaltung Gewohnheiten umſchließt, wie den Genuß von Tabak 
und ſpirituöſen Getränken oder ſonſt welcher Entbehrlichkeiten, fo ſcheint 
die Annahme nicht ohne Berechtigung zu ſein, daß die Arbeiterwelt 
auch gegen eine durch Steuern verurſachte Erhöhung der Preiſe ſolcher 
Artikel, wenngleich vermuthlich ſchwächer als gegen die Preiserhöhung 
von Lebensmitteln, reagiren werde. Ob dieſes Beſtreben Erfolg haben 
wird, dürfte freilich ebenſowohl in dieſem Falle wie in dem der Be— 
ſteuerung nothwendiger Lebensmittel von dem Zuſammentreffen ver— 
ſchiedener Umſtände abhängen, die außerhalb der Berechnung des die 
Steuer anordnenden Geſetzgebers liegen. In dem einen wie dem andern 
Falle wird, abgeſehen von den Schwankungen in dem Angebot und der 
Nachfrage nach Arbeit, das Meifte von dem Maße der Widerſtands— 
kraft unter den Arbeitern abhängen, einer Kraft, deren erſte Voraus- 
ſetzung das Bewußtſein ihrer ſelbſt und die Energie, ſich geltend zu 
machen, iſt. Koalitionen der Arbeiter können oft, auch ohne daß eine 
Erhöhung der Preiſe von Lebens- oder Genußmitteln vorangegangen iſt, 
ja ohne daß eine merkliche Vermehrung der Nachfrage nach Arbeits- 
kräften ſtattgefunden hat, Lohnerhöhungen durchſetzen, die, einmal zus 
geſtanden, den Arbeitern ſchwer wieder zu entreißen ſein werden. Die 
Lohnhöhe iſt eben, wie geſagt, in hohem Maße von der Organiſation 
und Widerſtandskraft der Arbeiter abhängig; und zwar können dadurch 
die Löhne nicht blos abſolut, ſondern auch relativ geſteigert werden, 
ſo daß nicht, wie häufig die Feinde der Arbeiterſache behaupten, mit 
dem Arbeitslohn alle Preiſe entſprechend ſteigen und mithin die Arbeiter 
gar keinen Vortheil von der Lohnerhöhung haben, ſondern thatſächlich 
eine andere Vertheilung des Volkseinkommens eintritt, wobei die 
Lage der Arbeiter gegenüber den Unternehmern eine verhältnißmäßig 
günſtigere wird. 

Die vorſtehenden Ausführungen zeigen aber auch, wie prekär es 
um die Abwälzungstheorie ſteht. Weder bedarf es der Preisſteigerung 
von Lebens- oder Genußmitteln, um eventuell eine Erhöhung der Löhne 
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hervorzurufen; noch iſt die erſtere ein ſicheres Mittel, um auch nur 
eine entſprechende Lohnerhöhung herbeizuführen. Vielmehr kann leicht 
der von Adam Smith beobachtete Fall, daß die hohen engliſchen Steuern 
auf Tabak, Thee, Zucker, Branntwein, Bier keinen Einfluß auf die 
Löhne ausübten, auch bei der Auflegung von Steuern auf nothwendige 
Lebensmittel eintreten. Die Arbeiter werden es in erſter Linie ſtets 
nur ihrer eignen Energie und Organiſation zuzuſchreiben haben, wenn 
ſie beſſere Arbeitsbedingungen erſtreiten. 
Nach Ricardo verträgt der Arbeitslohn, da er ſtets um den Betrag 
des nothwendigen Lebensunterhaltes ſchwankt, niemals eine Steuer. Viel— 
mehr wird die Steuer, ſei ſie nun eine direkte oder eine Verbrauchsſteuer, 
ſtets auf das Kapital abgewälzt werden und deſſen Gewinn ſchmälern. 
Daß der Arbeitslohn ſich ſtets um den Betrag des nothwendigen 
Lebensunterhaltes bewege, iſt jedoch eine ganz haltloſe Annahme, die 
durch die Erfahrung nicht beſtätigt wird. Erſtlich iſt der Begriff des 
nothwendigen Lebensunterhaltes ſelbſt ein ſchwankender, und zweitens 
wird das Verhältniß zwiſchen Arbeitslohn und Kapitalgewinn ſtets ſehr 
weſentlich von dem Umfange und Werthe der Geſammtproduktion eines 
Landes abhängen. Steigt oder ſinkt, während alles Andere gleich bleibt, 
die Produktion, ſo wird die Vertheilung des höheren oder niedrigeren 
Ertrags zwiſchen Arbeit und Kapital ſich nach dem jeweiligen Macht— 
verhältniß beider Faktoren richten. Daß das Machtverhältniß ſelbſt 
ausſchlaggebend für die Vertheilung ſein muß, überſieht Ricardo ebenſo 
wie Smith. Beide ſtellen ſich fälſchlich die Vertheilung als das un— 
abänderliche Ergebniß rein wirthſchaftlicher Geſetze vor, nur mit dem 
Unterſchiede, daß Smith immerhin der gewohnheitsmäßigen Lebenshaltung 
der Arbeiter eine gewiſſe Bedeutung beimißt, während Ricardo den 
Arbeitslohn einfach dem nothwendigen Lebensunterhalt, reſp. deſſen 
durchſchnittlichem Niveau gleichſetzt. Beide aber treffen hinſichtlich der 
Abwälzung von Steuern auf nothwendige Lebensmittel in der vorhin 
als unhaltbar nachgewieſenen Behauptung zuſammen, daß Steuern auf 
den Arbeitslohn nothwendig vom Kapital getragen werden müßten. 
Dagegen weichen die Anſichten Ricardo's und Smith's hinſichtlich 
der Frage, ob auch Grundſteuern überwälzt werden können, weſentlich 
von einander ab. Während der Letztere glaubt, daß jede Grundſteuer 
vom Grundherrn getragen werden müſſe, meint Ricardo, daß die Grund— 
ſteuer, ſofern ſie auf alles angebaute Land einſchließlich des geringſten 
gelegt und nicht nach Maßgabe der reinen Grundrente erhoben werde, 
den Preis ſämmtlicher Bodenprodukte um den vollen Steuerbetrag er— 


30 | Drittes Kapitel. 


höhe. Dieſe Anſicht hängt mit Ricardo's Grundrentenlehre, wonach 
die Preiſe der Bodenprodukte angeblich durch die geringſte Qualität 
des Bodens beſtimmt werden, zuſammen, und bedarf hier keiner Wider— 
legung. Nur daran mag erinnert werden, daß heut zu Tage der 
Möglichkeit, die Bodenprodukte beliebig im Preiſe zu ſteigern und ſo 
die Grundſteuer zu überwälzen, ſchon durch die ausländiſche Konkurrenz 
ziemlich enge Grenzen geſetzt ſind. 

Einige franzöſiſche Oekonomiſten haben ohne Weiteres eine Ueber⸗ 
wälzbarkeit aller Steuern angenommen und ſich bis zu der Behauptung 
verſtiegen, daß der Verkehr ſchließlich eine gleichmäßige Vertheilung der 
Steuern über die geſammte Bevölkerung herbeiführe, wie immer auch 
die Staatsverwaltung die Steuern auflege. Freilich ſtelle ſich das 
Gleichgewicht erſt nach längeren Schwankungen und Kämpfen her, und 
die Lage des einen oder des anderen Theiles der Bevölkerung könne 
daher durch neue Steuern eine Zeit lang ſehr erſchwert werden. Daher 
ſei im Allgemeinen jede alte Steuer gut und jede neue Steuer ſchlecht. 

Gegenwärtig verhalten ſich die nationalökonomiſchen Schriftſteller 
gegen die Theorien von der Ueberwälzung der Steuern meiſt ſehr 
ſkeptiſch. g 

Offenbar iſt die Ueberwälzung weſentlich eine Frage der Macht- 
vertheilung zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung. Der 
Wille, eine Steuer abzuwälzen und von Anderen tragen zu laſſen, wird 
ziemlich gleichmäßig bei allen Gliedern und Klaſſen der Bevölkerung 
vorhanden fein. Ob aber die Macht, dies richtet ſich nach ſehr ver— 
ſchiedenen Umſtänden. Alle Momente, welche die Arbeiter befähigen, 
Lohnerhöhungen durchzuſetzen, oder die Arbeitgeber und Grundeigen⸗ 
thümer verhindern, ihre Gewinne und Renten zu ſteigern, ſind auch 
maßgebend für die Möglichkeit oder Unmöglichkeit einer Abwälzung 
der Steuern, gleichviel ob direkter oder indirekter. 

Eine vernünftige und gerechte Beſteuerung wird danach zu trachten 
haben, nur ſolche Steuern aufzulegen, die nicht abwälzbar ſind, ſondern 
unmittelbar und allein Denjenigen treffen, dem ſie auferlegt werden. Die 
Kunſt der Beſteuerung allein wird jedoch kaum im Stande ſein, dieſe 
Aufgabe zu löſen. Ihr Erfolg wird hauptſächlich davon abhängen, daß ſie 
von einer gerechten Sozialpolitik unterſtützt wird. Obwohl im Allgemeinen 
vorausgeſetzt werden darf, daß direkte Steuern auf Renten und Ge⸗ 
winne eine Abwälzung auf den Arbeitslohn nur in beſchränktem Maße 
zulaſſen, da die gewohnheitsmäßige Lebenshaltung der arbeitenden Maſſen 
einen ſchwer zu überwindenden Widerſtandspunkt bildet, ſo iſt doch die 
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Möglichkeit einer ſolchen Abwälzung keineswegs ausgeſchloſſen. Eine 
Grundſteuer aber, für welche ſich der Beſteuerte an den Arbeitslöhnen 
ſeines Perſonals oder an den Konſumenten feiner Produkte; eine Haus- 
rentenſteuer, für welche ſich der Hausbeſitzer an den Miethern; eine 
Zinsſteuer, für welche ſich der Rentner durch eine Erhöhung des Zins— 
fußes; oder eine Gewinnſteuer, für welche ſich der Unternehmer in der 
gleichen Weiſe wie der Grundbeſitzer ſchadlos halten kann — entſprechen 
eben ihrem Zwecke nicht, und es muß dafür Sorge getragen werden, 
daß eine derartige Abwälzung unmöglich wird. 

So lange diejenigen Klaſſen der Bevölkerung, auf welche Steuern 
der erwähnten Art abgewälzt werden können, nicht die gehörige Kraft 
beſitzen, um ſich einer ſolchen Ueberwälzung zu erwehren, wird man 
ſchließen dürfen, daß in den allgemeinen ſozialen Einrichtungen Fehler 
find, die eine geſunde Sozialpolitik zu beſeitigen ſtreben muß. Mit 
anderen Worten, nur unter einer gerechten Geſellſchaftsverfaſſung wird 
auch eine gerechte Beſteuerung denkbar ſein. Die Politik hat daher 
vor Allem danach zu trachten, die geſellſchaftlichen Einrichtungen im 
Sinne der Gerechtigkeit zu geſtalten. Iſt dies gelungen, dann wird man 
ſich um ein gerechtes Steuerſyſtem nicht mehr die Köpfe zu zerbrechen 
brauchen. Das einfachſte wird unter jener Vorausſetzung das beſte ſein. 

So lange aber bei den herrſchenden Klaſſen nicht bloß der gute 
Wille, die Steuerlaſt weſentlich auf die Schultern Derjenigen zu legen, 
die ſie am leichteſten tragen können, ſondern auch die richtige Einſicht 
in das Weſen der verſchiedenen Einkommensarten fehlt; ſo lange man 
Grundrente, Zins und Unternehmergewinn als vollkommen gleichbe— 
rechtigt mit dem Lohne für reell geleiſtete Arbeit betrachtet; oder wenn 
man gar, wie es oft genug geſchieht, den Arbeitslohn als eine Art 
Geſchenk an den Arbeiter und die Beſchäftigung des Arbeiters gleich— 
ſam als eine Gnade des ſogenannten Arbeitgebers anſieht; wenn man 
endlich an die Lehre glaubt, daß jede Schmälerung der in den Händen 
Einzelner befindlichen „Kapitalien“ eine Schmälerung des Lohnfonds 
bedeute und in erſter Linie für die Arbeiter verhängnißvoll werden 
müſſe — dann freilich wird man jede Steuer auf Rente und Gewinn 
möglichſt zu umgehen ſuchen, und den arbeitenden Klaſſen die Haupt— 
laſt der Beſteuerung aufbürden. Dies allein iſt der Sinn der über 
alles Maß und Ziel gehenden Verbrauchsbeſteuerung, wie ſie ſich in 
den modernen Induſtrieländern, in England, Frankreich und den Ver— 
einigten Staaten, entwickelt hat, und wie ſie jetzt Deutſchland als Vor— 
bild geprieſen wird. Daß die ökonomiſch ſchwächere Klaſſe der Arbeiter 
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im Stande ſei, die von ihnen gezahlten Verbrauchsſteuern auf die 
herrſchende Klaſſe abzuwälzen, iſt nicht erweisbar, ſondern bleibt eine 
auf ſehr ſchwachen Stützen ruhende Vermuthung, die günſtigen Falles 
nur unter beſonderen Umſtänden zutrifft. Wir gehen nunmehr zur 
Betrachtung der einzelnen Steuern über. 


Viertes Kapitel. 


Die Grund- und Hausrentenſteuer. 


Die Grundrente in ihrem von uns mehrfach definirten ſtrengen 
Sinne iſt ein Einkommen, welches der Grundeigenthümer ohne jede 
Arbeit und jeden Kapitalaufwand nur aus dem Rechte ſeines Beſitz— 
monopoles bezieht. Der Grundeigenthümer kann außerdem aus ſeiner 
Arbeit oder aus Kapitalverwendungen auf den Boden ein Einkommen 
ziehen, aber dies Einkommen iſt keine Rente. Die letztere iſt ohne 
Zweifel das ſteuerwürdigſte Objekt, das ſich denken läßt. Eine Steuer 
auf die Grundrente, ja ſogar die völlige Einziehung der letzteren kann 
die nationale Produktion auf keine Weiſe ſchädigen und dem Fleiße 
nicht den Sporn nehmen. Der Fleiß, die Arbeit ſollen ja Alles be= 
halten, was ihnen von Rechtswegen zukommt, und nur das mühelos 
gewonnene Renteneinkommen ſoll beſteuert werden. 

Wie aber iſt die Grundrente zu ermitteln? Dies iſt die ſchwierige 
Frage. Daß die Bewirthſchaftung des Bodens in einem bevölkerten 
Lande einen Reinertrag, der eben als Grundrente bezeichnet werden 
kann, faſt unter allen Umſtänden abwerfe, iſt ſtets angenommen worden 
und hat überall zur Auflegung von Grundſteuern geführt. Aber die 
Schätzung eines ſolchen Reinertrages iſt von großer Schwierigkeit. Oft 
wurden deßhalb gar nicht die Reinerträge der verſchiedenen Betriebe 
oder Aecker, Wieſen, Waldgrundſtücke u. ſ. w. eingeſchätzt, ſondern es 
wurde größeren Diſtrikten eine in der Regel für lange Jahre unver- 
änderliche Steuer aufgelegt. 

Zuweilen wurden die Pachtpreiſe als Maßſtab genommen und 
ein beſtimmter Prozentſatz der Pacht als Steuer eingezogen. Dies ge— 
ſchah begreiflicher Weiſe vorwiegend in ſolchen Ländern, wo das Pacht— 
ſyſtem vorherrſchte. So wurde, wie Adam Smith mittheilt, im Ge— 
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Gebiete der Republik Venedig alles verpachtete Ackerland mit zehn 
Prozent der Pacht beſteuert. In Großbritannien betrug nach demſelben 
Gewährsmanne zu deſſen Zeit die Landtaxe, die übrigens nicht bloß eine 
Steuer auf die Bodenrente, ſondern auch auf die Hausrente in den 
Städten und auf das bewegliche Kapital war, drei bis vier Schillinge 
für das Pfund Sterl. Pacht oder Zins, das heißt fünfzehn bis zwanzig 
Prozent. Doch waren die Schätzungen ungemein mäßig, und die Steuer 
betrug daher in Wahrheit keineswegs einen ſo großen Prozentſatz der 
wirklichen Rente. 

In den meiſten Staaten hingegen, namentlich da, wo die Guts— 
beſitzer größtentheils ihre Güter ſelbſt bewirthſchaften, wurden behufs 
Erhebung der Grundſteuer die Ländereien parzellenweiſe vermeſſen und 
nach ihrem muthmaßlichen Reinertrage abgeſchätzt. So namentlich in 
Preußen, wo man dieſe Vermeſſungen und Schätzungen von Zeit zu 
Zeit erneuerte. Alle Schätzungen dieſer Art ſind jedoch mehr oder 
weniger unzuverläſſig und ſtellen nur mäßige Durchſchnitte dar. Auf 
genaue Ermittelungen des wirklichen Reinertrages der verſchiedenen 
landwirthſchaftlichen Betriebe kam es gar nicht an, da man niemals 
daran dachte, den geſammten Reinertrag zu Gunſten des Staates ein— 
zuziehen, ſondern nur, je nach den Bedürfniſſen der Staatsverwaltung, 
irgend einen Theil, ſei es einen größeren oder kleineren, durch Be— 
ſteuerung hinwegzunehmen. Es genügte daher, einen Reinertrag zu 
fingiren und die Summe, die man dem Grundbeſitze des Landes als 
Steuer auflegen wollte, auf einen Betrag feſtzuſtellen, wie man ihn gerade 
beliebte. So wurde in Preußen für die alten Provinzen die Summe 
der Grundſteuer auf 30,000,000 Mark feſtgeſetzt und nach Annexion 
der neuen Provinzen um etwas über 10,000,000 Mark erhöht. Jede 
Provinz hat eine durch das Geſetz beſtimmte Summe aufzubringen, 
die nach Maßgabe der ſtattgefundenen Ermittelung des ſteuerpflichtigen 
Reinertrages auf die einzelnen Regierungsbezirke, Kreiſe, Gemeinden und 
Gutsbezirke weiter vertheilt wird. Daß dieſe Methode unmöglich dem 
Anſpruche genügen kann, den man an eine vernünftige Extragsſteuer 
vor Allem zu ſtellen hat, daß nämlich eine möglichſt genaue Ermittelung 
des Ertrages ſtattfinde, liegt auf der Hand. Viel einfacher, wohlfeiler 
und zuverläſſiger ſcheint es zu ſein, gemeindeweiſe und durch die Organe 
der kommunalen Selbſtverwaltung die muthmaßlichen Pachtpreiſe der 
verſchiedenen Gutskomplexe oder einzelnen Grundſtücke abſchätzen zu 
laſſen und danach die Grundſteuer zu beſtimmen. Die thatſächlich ver— 


pachteten Grundſtücke würden natürlich nach den i Pacht⸗ 
Stöpel, Soziale Reform. VIII. 


34 Viertes Kapitel. 


erträgen, die ſelbſtbewirthſchafteten dagegen eben nach dem muthmaßlichen 
Preiſe, den fie bei einer Verpachtung erzielen würden, zu beſteuern fein. 
Die Ermittelung ſolcher Pachtpreiſe würde ſicherlich nicht ſchwerer, 
ſondern ohne alle Frage viel leichter und überdies viel zuverläſſiger 
ſein, als es jetzt die Einſchätzung der Einkommenſteuer durch die be— 
treffenden Kommiſſionen tft. Dieſe Methode würde überdies den Vor— 
theil haben, daß die Einſchätzung ziemlich genau der Bewegung der 
Grundwerthe folgen und durch die alljährliche Erneuerung einen immer 
höheren Grad von Genauigkeit erlangen könnte. 

Das letzte Ziel der Beſteuerung des Grund und Bodens muß, 
wie wir wiederholt dargelegt haben, die Beſeitigung des Monopolge— 
winnes ſein, den der Grundeigenthümer in Folge der Okkupation einer 
in beſchränktem Maße vorhandenen Naturgabe, beziehungsweiſe durch 
die Ausſchließung Anderer von der Benutzung dieſer Naturgabe zieht. 
Dies Ziel wird erſt dann erreicht ſein, wenn die Nation ſelbſt in das 
Verfügungsrecht über das ihr angehörende Gebiet eingeſetzt iſt, und 
denen, die das Land bebauen wollen, den gewünſchten Antheil gegen 
eine nach gleichmäßigen und gerechten Grundſätzen bemeſſene Steuer 
zur Benutzung überläßt. 

Dies iſt das Ziel — von dem wir freilich noch durch Hinder⸗ 
niſſe und Schwierigkeiten der verſchiedenſten Art ſehr weit entfernt ſind. 
Ich habe an anderer Stelle die Maßregeln bezeichnet, welche vor Allem 
erforderlich ſind, um dem fraglichen Ziele allmählich näher zu kommen: 
Gleichheit des Erbrechtes, Abſchaffung des Hypothekenrechtes, planmäßige 
Erweiterung des ſtaatlichen Domänenbeſitzes. Mittels der Einführung 
einer angemeſſenen Grundſteuer wird ſich in der Gegenwart, wo die 
durch Hypotheken überlaftete Landwirthſchaft der europäiſchen Induſtrie⸗ 
länder unter einem ſchweren Drucke fremder Konkurrenz ſeufzt, wenig 
zur Erreichung des gedachten Zieles thun laſſen. Der größte Theil 
der Grundrente fließt heut zu Tage in die Taſchen der Hypotheken⸗ 
gläubiger, und muß dort von der Steuer erfaßt werden. Letzteres kann 
indeſſen nur allmählich, unter gleichzeitiger Hinwegräumung, bez. Ab- 
löſung der erworbenen Rechte der Hypothekengläubiger geſchehen. So 
lange auf dem Grundbeſitze noch Hypotheken ruhen, wird man ſich be— 
gnügen müſſen, anfänglich nur einen mäßigen Theil des Pachtwerthes 
der Ländereien als Steuer einzuziehen, und, je nach dem Fortſchritte 
der Hypothekenablöſung, einen allmählich ſteigenden Betrag zu fordern. 

In den Betrachtungen über die Grundſätze der Beſteuerung habe 
ich erklärt, daß ich mir an Stelle des jetzt in den meiſten Staaten 
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und namentlich in Preußen beſtehenden, aus Perſonal- und Real-Steuern 
gemiſchten Syſtems ein folgerichtiges Syſtem reiner Ertragsſteuern ge— 
ſetzt denke. Der Grundbeſitzer als ſolcher würde danach, ſoweit er nicht 
etwa auch aus Kapitalrente oder Gewerbebetrieb ein Einkommen bezieht, 
nur die Grundſteuer, nicht aber neben derſelben noch die Einkommen— 
ſteuer zu zahlen haben. Unter dieſer Vorausſetzung würde eine Grund— 
ſteuer, die im Durchſchnitte fünf Prozent des Pachtwerthes einzieht, 
ſicherlich als mäßig und erträglich zu betrachten ſein. Gleichwohl würde 
ſie, nach dem oben angedeuteten Modus eingeſchätzt, ſowohl in Preußen 
als auch in den anderen deutſchen Ländern unzweifelhaft einen bedeutend 
höheren Betrag liefern als die gegenwärtige Grundſteuer. Das nutz— 
bare Acker-, Wieſen⸗ und Weideland in Preußen beziffert ſich auf rund 
25 Millionen Hektare, das Forſtland auf 8 Millionen Hektare. Schätzt 
man den Hektar des landwirthſchaftlich benutzten Bodens durchſchnittlich 
auf den gewiß mäßigen Pachtpreis von 50 Mark, ſo ergiebt ſich ein 
Betrag von 1250 Millionen Mark. Das Forſtland zu einem durch— 
ſchnittlichen Reinertrage von 20 Mark für den Hektar gerechnet, ergiebt 
160 Millionen Mark. Macht zufammen 1400 Millionen Mark Pacht⸗ 
werth. Fünf Prozent des ſo geſchätzten Reinertrages ergeben 70 Millio— 
nen Mark — immerhin 30 Millionen mehr, als gegenwärtig die Grund— 
ſteuer einträgt. Allerdings find dabei auch die bisher grundſteuerfreien 
Ländereien, einſchließlich des ſtaatlichen Domänenbeſitzes, mit eingerechnet. 
Allein die Schätzung des durchſchnittlichen Pachtwerthes iſt, wenigſtens 
bei dem landwirthſchaftlichen Nutzlande, ſo gering, daß die etwas zu 
hohe Angabe der Fläche dadurch reichlich ausgeglichen werden dürfte. 
Die größten Vorzüge der auf ſolche Weiſe eingeſchätzten Grund— 
ſteuer würden die ſein, daß dieſelbe erſtlich den Bewegungen des 
Grundwerthes genau folgen kann, bei der Erhöhung deſſelben ſteigt und 
beim Fallen ſinkt; daß ſie zweitens einer Progreſſion fähig iſt, welche die 
kleinen Beſitzer geringer und die größeren verhältnißmäßig höher trifft; 
endlich daß ſie geſtattet, das verpachtete Land höher zu beſteuern als das 
ſelbſtbewirthſchaftete. Neben all' dieſem würde überdies, dem obenange- 
deuteten Ziele der Bodenertragsbeſteuerung entſprechend, eine allmähliche 
Erhöhung des Steuerfußes einherzugehen haben — bis ein Zeitpunkt 
erreicht iſt, wo der geſammte Pachtwerth dem Staate als Steuer an- 
heimfällt. Und obſchon dann die Grundſteuer einen weit über das jetzt 
erreichbare Maß hinausgehenden Ertrag liefern würde, ſo iſt es dennoch 
völlig klar, daß die auf der Landwirthſchaft ruhenden Laſten fortwährend 
abnehmen und ſchließlich im Verhältniß zur Gegenwart geradezu gering— 
3 * 
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fügig fein würden. Jene Laſten würden ſich eben nur nach den finan⸗ 
ziellen Bedürfniſſen des Staates richten; Grundrente und Hypotheken⸗ 
zins wären nicht mehr zu bezahlen; die auf den Boden verwendete 
Arbeit erhielte ihren vollen Lohn, d. h. den geſammten Ertrag der Arbeit 
mit alleinigem Abzuge einer an die Nation als den wahren Eigenthümer 
des Bodens zu entrichtenden Abgabe. 

An die Grundſteuer ſchließt ſich naturgemäß die Hausrentenſteuer 
an. Die Hausrente beruht ebenſowohl wie die Rente vom land- oder forſt⸗ 
wirthſchaftlich benutzten Boden auf einem Monopol, deſſen Gehäſſigkeit 
und Tyrannei oft noch viel handgreiflicher iſt, als im Falle der Boden⸗ 
rente. Uebrigens iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Baurente und der 
eigentlichen Grundrente eines Hauſes. Die Baurente iſt der Zins von 
dem auf den Bau des Hauſes verwendeten Kapital, dem man wie 
jedem anderen Kapital den Anſpruch auf einen durch die Konkurrenz be⸗ 
ſtimmten Zins nicht wohl abſprechen kann, einen Zins, der allenfalls 
nur durch die allem Zinſe gleichmäßig aufzulegende Steuer getroffen 
werden darf. 

Die Hausgrundrente dagegen iſt der Preis, welchen der Beſitzer 
eines gleichviel ob unbebauten oder mit Baulichkeiten beſtandenen Grund⸗ 
ſtückes für die Lage des letzteren in einer vom Verkehre bevorzugten 
Oertlichkeit zu fordern vermag. Man kennt die ungeheure Werthzunahme, 
welche ſtädtiſche Grundſtücke bei ſtarker Zunahme der Bevölkerung und 
des Verkehrs häufig erfahren. Dieſe Werthzunahme wird ohne irgend 
eine Thätigkeit des Beſitzers, lediglich durch den Verkehr erzielt. Nach 
allem vernünftigen Rechte kann daher nur die Geſellſchaft den Anſpruch 
erheben, den ſo hervorgebrachten Verkehrswerth einzuziehen, um ihn zum 
Beſten aller ihrer Glieder zu verwenden. 

So lange freilich das poſitive Recht ein volles Recht des Grund— 
eigenthumes anerkennt, kann nicht erwartet werden, daß die Steuer- 
geſetzgebung die Konſequenzen des vernünftigen Rechtes ziehen und den 
von der Geſellſchaft hervorgebrachten Werth zu Gunſten der Geſammt⸗ 
heit einziehen ſoll. 

Aber ſchon die oberflächlichſte Billigkeit verlangt, daß ein Einkommen, 
welches keiner Arbeit zu danken iſt, als ein beſonders ſteuerwürdiges 
Objekt anerkannt und demgemäß behandelt werde. Auch iſt immer 
wieder darauf hinzuweiſen, daß die Beſteuerung, obwohl ſie nur als 
ein dienendes Glied ſozialer Reformen betrachtet werden kann, dennoch 
ſich der Aufgabe nicht entziehen darf, den großen ſozialen Maßregeln, 
durch welche die Geſellſchaft allmählich von dem auf ihr laſtenden Rieſen⸗ 
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monopole der Beſitzrente zu befreien ift, in die Hände zu arbeiten. Wer 
das Privatgrundeigenthum als eine vom Staate mit Unrecht geheiligte 
und vor der geſellſchaftlichen Gerechtigkeit nicht Stand haltende Uſurpation 
betrachtet, muß fordern, daß die geſammte Hausgrundrente dem Gemein- 
weſen anheimfalle. Allein da hierdurch unzählige wohlerworbene Rechte 
gekränkt werden würden, ſo kann man billigerweiſe allenfalls nur die 
künftig entſtehenden Renten und Rentenkapitale dieſer Art den Privat⸗ 
beſitzern entziehen. Im Uebrigen hätte man bei der Hausgrundrente 
ebenſo zu verfahren, wie bei der land- oder forſtwirthſchaftlichen Boden— 
rente. Man würde mit der Beſteuerung eines mäßigen Prozentſatzes 
der ermittelten Rente zu beginnen haben, um denſelben allmählich zu 
ſteigern, bis nach Generationen das geſammte Monopol der Rente auf— 
geſaugt iſt. Zu dieſem Zwecke wäre natürlich die Gebäudeſteuer anders 
zu veranlagen als gegenwärtig. Dieſelbe wird gewöhnlich nach Maß— 
gabe des jährlichen Nutzungswerthes eingeſchätzt, trifft alſo unterſchieds— 
los die Baurente wie die Hausgrundrente. Will man jede dieſer Renten 
beſonders treffen, ſo wird zunächſt das Baukapital zu exmitteln und 
die landesübliche Verzinſung deſſelben, unter billiger Berückſichtigung der 
Reparaturerforderniſſe, mit dem den Zins oder die Kapitalrente gleich— 
mäßig treffenden Steuerſatze zu belegen ſein. Die Hausgrundrente da— 
gegen, welche den Nutzungswerth nach Abzug der Bauzinſen darſtellt, 
wird mit einer beſonderen, von Zeit zu Zeit höher zu normirenden 
Steuer belegt werden müſſen, bis zu einem Punkte, wo der Nutzungs— 
werth abzüglich der Bauzinſen vollſtändig dem Staat als Steuer 
anheimfällt. Beträgt zum Beiſpiel der Miethswerth eines Hauſes 
10,000 Mark, während die Herſtellungskoſten deſſelben ausſchließlich 
des Grund und Bodens ſich auf 100,000 M. beliefen, jo wird die 
Baurente, zu 6 Prozent veranſchlagt, 6000 M. betragen, die natürlich 
keiner höheren Beſteuerung unterworfen werden können, als der allge— 
meinen Steuer auf die Kapitalrente. Der Beſitzer des Hauſes bezieht 
jedoch 10,000 M. an Miethen und die Differenz von 4000 M. iſt 
die eigentliche Hausgrundrente, welche einer bei weitem höheren Be— 
ſteuerung fähig iſt, als die Baurente und allmählich ganz dadurch ab— 
ſorbirt werden ſollte. 

Da indeſſen gegenwärtig die Hausgrundrente vom Käufer des 
Grundſtückes in der Regel mit deren kapitaliſirtem Betrage bezahlt 
worden iſt, ſo würde es unbillig ſein, dieſelbe gleich von Anfang an 
höher zu beſteuern, als irgend eine andere Kapitalrente. Dagegen könnte 
jede Steigerung des Nutzungswerthes ſofort von der Steuer erfaßt 
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und zum Beſten des Gemeinweſens wo nicht gänzlich, ſo doch großen— 
theils eingezogen werden. Außerdem aber wird dafür zu ſorgen ſein, 
daß allmählich die Hausgrundrente auch in allen anderen Fällen mit 
einem höheren Steuerſatze als die Baurente erfaßt wird, ſo daß ſie im 
Laufe der Jahre als ein Einkommen von Privatleuten vollſtändig ver⸗ 
ſchwindet und vom Gemeinweſen, dem ſie rechtmäßig zukommt, als Steuer 
erhoben wird. 

Das praktiſche Ergebniß eines ſolchen Verfahrens würde ſchließlich 
daſſelbe ſein, wie das der Einziehung der reinen landwirthſchaftlichen 
Grundrente. Der Grund und Boden würde nicht mehr käuflich ſein, 
ſondern vom Gemeinweſen in Pacht ausgethan werden. Daß dies auch in 
Anſehung der ſtädtiſchen Gebäude leicht durchführbar iſt, geht aus dem 
Beiſpiele Englands hervor, wo bekanntlich der Grund und Boden vieler 
Städte, namentlich Londons, nicht den Erbauern der Häuſer, ſondern 
adeligen Grundherren gehört. Der Unterſchied wäre nur der, daß in 
unſerm Falle der Boden nicht adeligen Grundherren, ſondern dem 
Gemeinweſen gehören und zu deſſen Nutzen verpachtet werden würde. 
Auch in dieſem Falle würde der Satz Geltung erlangen, daß, obwohl 
der Ertrag der Bauzins- und Hausgrundſteuer ein unvergleichlich höherer 
ſein müßte als derjenige der gegenwärtigen Gebäudeſteuer, dennoch 
die auf den Miethern ruhende Laſt fortwährend abnehmen und ſchließ— 
lich im Verhältniß zur Gegenwart geringfügig ſein würde. Sie hätten 
dann nur noch die Bauzinſen und die vom Staat auferlegte und nach 
deſſen Bedürfniſſen geregelte Abgabe aufzubringen; aber die gewaltige 
Beſteuerung, die ihnen jetzt durch die zu unumſchränkten Herren des 
Baugrundes gemachten Spekulanten und Wucherer auferlegt wird, fiele 
hinweg. 

Die preußiſche Gebäudeſteuer macht einen Unterſchied in der Be— 
ſteuerung bewohnter und zu gewerblichen Zwecken benutzter Gebäude. 
Für Gebäude, die vorzugsweiſe zum Bewohnen und nur hinſichtlich 
einzelner Räume zu gewerblichen Zwecken, z. B. zu Kauf- und Kram⸗ 
läden, Werkſtätten u. ſ. w. benutzt werden, ferner für Schauſpiel⸗, 
Ball⸗, Bade-, Geſellſchafts- und ähnliche Häuſer beträgt die Steuer 
vier Prozent des Nutzungswerthes; für ſolche Gebäude aber, welche 
ausſchließlich oder vorzugsweiſe zum Gewerbe dienen, namentlich für 
Fabriken und Manufakturgebäude, Brauereien und Branntweinbrenne— 
reien, Hammer- und Hüttenwerke, Mühlen u. ſ. w. nur zwei Pro⸗ 
zent des Nutzungswerthes. Der Grund dieſer verſchiedenen Behandlung 
liegt darin, daß man die Gewerbe zu entlaſten beabſichtigte. Das 
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Handwerk jedoch wird dabei zu Gunſten des Großbetriebes geradezu 
benachtheiligt. Auch ſonſt iſt es zweifelhaft, ob der angegebene Zweck 
erreicht wird. Es handelt ſich bei der Steuer nicht um die Verwen⸗ 
dung der Gebäude, ſondern um den Ertrag derſelben bez. um die Rente, 
welche aus den zur Anlage und Herſtellung der Baulichkeiten verwen— 
deten Kapitalien gezogen wird. Bei den vermietheten Gebäuden, 
die zu gewerblichen Zwecken dienen, kann unter Umſtänden eine noch 
größere Rente erzielt werden, als bei den vermietheten Wohngebäuden, 
und es iſt nicht einzuſehen, weshalb in dieſem Falle die Abgabe für 
die erſtere Kategorie von Gebäuden geringer ſein ſoll als im anderen. 
Allerdings werden in den meiſten Fällen die zu gewerblichen Zwecken 
errichteten Gebäude von den Eigenthümern ſelbſt benutzt und nicht ver— 
miethet werden. Aber auch dann iſt nicht erfindlich, weshalb der 
Nutzungswerth der einen Kategorie höher beſteuert werden ſoll, als 
derjenige der anderen. Der Nutzungswerth kann bei Wohngebäuden 
höher ſein als bei ſolchen, die zu gewerblichen Zwecken verwendet werden, 
aber eine verſchiedene Beſteuerung des ermittelten Nutzungswerthes 
ſcheint keinen Sinn zu haben. 

Welchen Ertrag eine Hausrentenſteuer, die erſtlich die Baurente 
mit der gewöhnlichen Kapitalrentenſteuer trifft, die Hausgrundrente aber 
mit der Zeit höher und höher belaſtet, bis die Letztere ganz dem Staate 
gehört — iſt kaum zu berechnen. Auf alle Fälle würde der Ertrag 
ein unvergleichlich höherer ſein, als derjenige der heutigen Gebäude— 
ſteuer, die ſich in Preußen gegenwärtig auf rund 28,000 000 Mark 
ſtellt. Die von Berlin allein aufgebrachte Gebäudeſteuer beläuft ſich 
auf den fünften Theil des angegebenen Geſammtertrages. Man darf 
wohl annehmen, daß dies zum Theil in einer ſchärferen Heranziehung 
der Steuerpflichtigen, zum Theil in einer genaueren Ermittelung des 
Nutzungswerthes ſeinen Grund hat. Würde dieſe größere Genauigkeit 
der Einſchätzung verallgemeinert, der Steuerfuß für die Baurente auf 
fünf Prozent feſtgeſetzt und die eigentliche Hausgrundrente durch eine 
allmählich ſteigende Steuer getroffen, ſo würde, wie man annehmen 
darf, die Hausrentenſteuer binnen kurzer Zeit mindeſtens den doppelten 
Ertrag als gegenwärtig liefern können. 


40 Fünftes Kapitel. 


Fünftes Kapitel. 
Die Kapitalrentenſteuer. 


Wie die Bodenrente und die Hausrente, ſo muß vernünftiger 
Weiſe auch die Kapitalrente oder der Zinsgenuß beſteuert werden. In 
verſchiedenen Staaten beſteht eine ſolche Kapitalrentenſteuer neben der 
allgemeinen, von allen Einkünften zu entrichtenden Perſonalſteuer. In 
Preußen kennt man bisher neben der Einkommenſteuer keine Kapital⸗ 
rentenſteuer. Hier iſt alſo der ſogenannte Kapitaliſt, d. h. der Mann, 
der nur vom Kouponabſchneiden oder ähnlichen ſchönen Beſchäftigungen 
lebt, vor dem Grund- und Hausbeſitzer oder dem Gewerbetreibenden 
thatſächlich bevorzugt, da er nur die allgemeine Perſonalſteuer trägt, 
während die Grund- oder Hausbeſitzer und die Gewerbetreibenden außer- 
dem noch Extragsſteuern zu zahlen haben. Der im Jahre 1883 von 
der preußiſchen Regierung dem Abgeordnetenhauſe vorgelegte Geſetz— 
entwurf betreffend die Einführung einer Kapitalrentenſteuer iſt vom 
Landtage zunächſt abgelehnt worden, wird aber vorausſichtlich bei der 
erſten günſtigen Gelegenheit wieder aufgenommen werden. Dieſer Ent— 
wurf, der, ſoweit dadurch die ungerechte Bevorzugung des ſogenannten 
Kapitaliſten vor dem Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden beſeitigt 
wurde, mit Genugthuung zu begrüßen war, faßte die Sache nur etwas 
gar zu zaghaft an. Nicht bloß ſollten Zinsbezüge von weniger als 
600 Mark überhaupt nicht beſteuert werden und Steuerpflichtige mit 
einem Geſammteinkommen von weniger als 2000 Mark von der Kapital⸗ 
rentenſteuer befreit bleiben, ſondern die Steuer begann auch mit einem 
allzu mäßigen Satze und ſollte in den höchſten Stufen nicht höher als 
bis zu zwei Prozent ſteigen. Allerdings würde mit Einrechnung der 
Einkommenſteuer bei den Höchſtbeſteuerten ein Satz von fünf Prozent 
zur Erhebung gekommen ſein, und dieſer Satz mag im Durchſchnitt 
als die Grenze angeſehen werden, bis zu welcher unter den heutigen 
Verhältniſſen eine Kapitalrentenſteuer ohne Nachtheil für den Fiskus 
etwa gehen darf. Aber die vorgeſchlagene Progreſſion des Steuerfußes 
von ½ bis 2 Prozent konnte nicht als wohlgewählt angeſehen werden, 
und für die gänzliche Steuerfreiheit der kleineren Einkommen aus 
Kapitalrente ließen ſich ſchwerlich hinreichende Gründe geltend machen. 
Ertragsſteuern müſſen logiſcherweiſe allgemein ſein. Mit demſelben 
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Rechte, wie der kleine Rentner für ſeine Rente Steuerfreiheit genießen 
ſoll, könnte auch der kleine Bauer verlangen, von der Grundſteuer, oder 
der kleine Handwerker, von der Gewerbeſteuer befreit zu bleiben. Es 
mag Fälle geben, in denen ſich die Steuerfreiheit des kleinen Rentners, 
der etwa ſonſt nicht mehr erwerbsfähig iſt, empfiehlt, aber dieſelbe 
zum Prinzip zu erheben, kann darum nicht als zuläſſig betrachtet werden. 
Dieſe Mängel des Entwurfes hingen freilich eng mit dem in Preußen 
beſtehenden gemiſchten Syſteme der Ertrags- und Perſonalbeſteuerung 
zuſammen. | 

Beim Wegfalle der Klaſſen- und Einkommenſteuer (wenigſtens für 
Diejenigen, die einer Ertragsſteuer unterliegen) würde ſicherlich eine 
allgemeine Kapitalrentenſteuer von durchſchnittlich fünf Prozent für Nie— 
manden beſonders drückend ſein. Eine Progreſſion des Steuerfußes, 
etwa von 4 bis 6 Prozent, wäre an ſich durchaus nicht zu verwerfen; 
doch iſt eine ſolche jedenfalls von der Art der Steuererhebung abhängig. 
Bei einer Kouponſteuer würde ſie undurchführbar ſein. 

Das einfachſte und zuverläſſigſte Mittel, die Rente einer inlän⸗ 
diſchen verzinslichen Schuld zu beſteuern, würde unzweifelhaft darin 
beſtehen, die vom Staate ausgegebenen, bez. noch auszugebenden Koupons 
zu beſteuern. Ebenſo würden ſich die inländiſchen Kommunalanlehen 
behandeln laſſen. Auch die Dividenden der inländiſchen Aktiengeſell— 
ſchaften würden am beſten in der Weiſe zu beſteuern ſein, daß man 
die Steuer nicht bei den letzten Steuerpflichtigen, ſondern bei den Ge— 
ſellſchaften erhöbe. Von den ländlichen und ſtädtiſchen Hypotheken— 
zinſen läßt ſich die Steuer nach Maßgabe der Eintragungen in die 
Hypothekenbücher ermitteln. Viele andere Zinsbezüge aber bleiben dem 
Steuerfiskus verborgen, und ſind auf keine andere Art, als durch eine 
ſcharfe Deklarationspflicht zu ermitteln. Namentlich alle in ausländiſchen 
Werthen angelegten Kapitalien ſind nur durch die Deklarationspflicht, 
wenn auch auf dieſe Weiſe nur unvollſtändig, zu erfaſſen. Ob es an— 
gehen würde, die inländiſchen Schuldpapiere einer Kouponſteuer, die 
Kapitalrente aus fremden Werthen dagegen der Deklarationspflicht zu 
unterwerfen, mag dahin geſtellt bleiben. Jedenfalls müßte man hier— 
bei ſich darauf gefaßt machen, daß, während die Renten aus inländiſchen 
Schuldverpflichtungen durch die Steuer bis auf den letzten Pfennig ge— 
troffen würden, die Renten von Kapitalanlagen im Auslande zu einem 
erheblichen Theile ſich der Steuer entziehen könnten. Die Folge da— 
von würde ſein, daß das Anlage ſuchende Kapital ſich möglichſt von 
inländiſchen Anlagen zurückziehen und ausländiſchen Anlagen zuwenden 
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würde. In unſeren Augen wäre dies allerdings in gewiſſer Beziehung 
kein Nachtheil, da ein ſtarker, von einer gewerbfleißigen Bevölkerung 
bewohnter Staat keiner verzinslichen Darlehen bedarf, ſondern alle ſeine 
Bedürfniſſe, ſoweit ſie nicht durch die regelmäßige Beſteuerung auf— 
gebracht werden können, mittelſt ſchwebender Schulden, d. h. mittelſt 
eines zinsloſen Papiergeldes zu decken vermag. Wenn daher in Folge 
einer Beſteuerung die Kapitalrente aus inländiſchen Staatsſchulden 
härter oder vollſtändiger getroffen würde, als die aus dem Auslande 
bezogenen Renten und Zinſen, ſo würden die inländiſchen Werthpapiere 
muthmaßlich im Preiſe ſinken, mithin von der Finanzverwaltung dem— 
nächſt raſcher amortiſirt werden können, und überhaupt der Staat mittel⸗ 
bar dadurch aufgefordert werden, das beliebte Mittel der Kontrahirung 
verzinslicher Schulden ſobald wie möglich ganz zu verlaſſen. Dies 
Alles könnte nur vortheilhaft für die Nation ſein. Allein es bliebe 
doch der Uebelſtand beſtehen, daß alle diejenigen Leute, welche ihre 
Kapitalien in inländiſchen Werthen angelegt haben, gegen Diejenigen, 
welche die Anlage in ausländiſchen Werthen vorzogen, in großen Nach— 
theil geſetzt wären. Einer ſo offenbaren Unbilligkeit wird ſich keine 
gerechte Regierung ſchuldig machen wollen. In einem Lande wie Deutſch— 
land, wo der Beſitz ausländiſcher Werthpapiere vielleicht größer iſt als 
der inländiſcher, wird daher nichts übrig bleiben, als den Gedanken 
einer Kouponſteuer aufzugeben und die aus dem In- und Auslande 
bezogenen Renten und Zinſen gleichmäßig der Deklarationspflicht zu 
unterwerfen. 

Der Einwand, daß eine Kapitalrentenſteuer die Neigung ver- 
mindern könne, durch Erſparniſſe Kapitale zu bilden, iſt kaum ernſt zu 
nehmen. Kapitale, welche nur auf Zinsgenuß ohne Arbeitsleiſtung 
ausgehen, ſind für die Volkswirthſchaft ohne Nutzen. Der volkswirth— 
ſchaftliche Nutzen des „Kapitals“ beſteht darin, daß es die Produktion 
und Gewerbthätigkeit unterſtützt. Die Neigung, Erſparniſſe zu machen, 
um dadurch zu produktiven Anlagen oder zur Gründung eines Handels— 
betriebes befähigt zu fein, kann aber durch eine Rentenſteuer nicht ver- 
mindert werden, da durch dieſelbe nur die Zinſen, nicht jedoch die Ge— 
ſchäftsgewinne beſteuert werden. Gerade die Zinswirthſchaft, unter 
welcher ich das verderbliche Syſtem verſtehe, den Anſammlungen von 
beweglichem Beſitze oder vielmehr von Geld und Geldzeichen durch 
künſtliche Stimulationen des öffentlichen wie des Privat-Kredits einen 
Zinsgenuß zu verſchaffen, befördert mehr als alles andere die An— 
häufung großer Beſitzmaſſen auf Koſten der kleineren Erſparniſſe, fo= 
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wie die Neigung, Kapitale nicht um ihres wahren und wohlthätigen 
Zweckes wegen, ſondern zu dem . eines Zinsgenuſſes ohne Arbeits- 
leiſtung anzuſammeln. 

Mit der Berechnung des finanziellen Ergebniſſes einer Kapital— 
rentenſteuer in Preußen hatte es ſich die Regierungsvorlage nur allzu 
leicht gemacht. Man ſagte einfach, es liege kein genügendes ſtatiſtiſches 
Material vor, um das in Preußen vorhandene Kapitalvermögen zu er— 
mitteln, geſchweige denn im Voraus zu überſehen, in wie weit es der 
Rentenſteuer gelingen werde, das Kapitaleinkommen zu erfaſſen. Die 
Vorlage begnügte ſich deshalb damit, Schlußfolgerungen aus der Ver— 
anlagung des Kapitaleinkommens in anderen Ländern zu ziehen. In 
Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden mit einer Bevölkerung von 
nicht ganz 12 Millionen betrug im Jahre 1880 die verſteuerte Kapital- 
rente zuſammen etwa 322,000,000 Mark. Für Preußen würde ſich, 
bei Zugrundelegung dieſes Betrages, nach Verhältniß der Bevölkerungs⸗ 
ziffer eine Kapitalrente von ungefähr 742,000,000 Mark ergeben; doch 
glaubte man annehmen zu dürfen, daß in Preußen durchſchnittlich weniger 

Kapitalvermögen vorhanden ſein werde als in den genannten Ländern, 
und kam unter Berücksichtigung der weitgehenden Befreiungen, die in 
dem Entwurfe vorgeſchlagen wurden, zu dem Ergebniß, daß das der 
Kapitalrentenſteuer unterliegende Einkommen nicht höher als auf zwei 
Drittel der oben gefundenen Summe, mithin auf etwa 494,500,000 Mark 
veranſchlagt werden könne. Bei einer Rentenſteuer von durchſchnittlich 
1,25 Prozent würde daher die Kapitalrentenſteuer keinen höheren Er— 
trag, als etwas über 6,500,000 Mark ergeben — gerade genug, um 
ungefähr den Ausfall zu decken, der durch die Aufhebung der dritten 
und vierten Klaſſenſteuerſtufe, ſowie in Folge der gleichzeitig vorge— 
ſchlagenen veränderten Steuerſkala der Klaſſen- und Einkommenſteuer 
entſtanden ſein würde. | 

Daß es an genügendem ſtatiſtiſchen Material fehlt, um das in 
Preußen vorhandene Kapitalvermögen zu ermitteln, iſt richtig. Dennoch 
hat man viele Anhaltspunkte, um daſſelbe mit annähernder Zuver— 
läſſigkeit zu ſchätzen. Man wird dabei auf ein ganz anderes Reſultat 
kommen, als die Regierungsvorlage. 

Die preußiſche Staatsſchuld beträgt gegenwärtig, nach Uebernahme 
faſt aller Privateiſenbahnen durch den Staat, ungefähr 5500 Millionen 
Mark. Man kann annehmen, daß die weitaus überwiegende Maſſe dieſes 
Betrages in den Händen inländiſcher Gläubiger iſt. Rechnet man die 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialſchulden hinzu, jo wird man ſchwer— 


44 Fünftes Kapitel. 


lich weit fehlgehen, wenn man die Summe der in den Händen preußi⸗ 
ſcher Bürger befindlichen Staats- und Kommunalobligationen auf 6000 
Millionen ſchätzt. Wie groß der Beſitz ausländiſcher Effekten in den 
Händen preußiſcher Staatsbürger ſein mag, iſt weniger mit einiger Zu⸗ 
verläſſigkeit abzuſchätzen. Den Beſitz Großbritanniens an ſolchen Effekten 
ſchlägt man auf eine Milliarde Pfd. Sterl. gleich zwanzig Milliarden 
Mark an. Für Deutſchland wurde vor einiger Zeit der bezügliche Betrag 
auf die Hälfte dieſer Summe veranſchlagt, und man wird daher für 
Preußen ohne Gefahr einer Ueberſchätzung die Ziffer von 5000 Mil⸗ 
lionen einſtellen dürfen. Hierzu würden zunächſt die ländlichen und 
ſtädtiſchen Hypotheken ſchulden hinzutreten. Nach einer im vorigen 
Jahr in 52 preußiſchen Amtsgerichtsbezirken veranſtalteten Erhebung 
betrug die hypothekariſche Verſchuldung in denſelben im Durchſchnitt etwa 
das achtundzwanzigfache des Grundſteuer-Reinertrags. Nimmt man nur 
das Fünfundzwanzigfache an, ſo ergiebt ſich bei einem Grundſteuer-Rein⸗ 
ertrag von 450 Millionen eine hypothekariſche Verſchuldung des Grund— 
beſitzes von 11,250 Millionen M. Die auf ſtädtiſchen Häuſern ruhenden 
Hypotheken werden ſich ſchwerlich auf weniger belaufen. Auf den Häuſern 
Berlins allein laſteten am 1. Dezember 1882 rund 2193 Millionen M. 
Die ſtädtiſche Bevölkerung Preußens beträgt gegen zwölf Millionen, 
alſo ungefähr das Zehnfache der Bevölkerung Berlins. Rechnet man 
die hypothekariſche Belaſtung ſämmtlicher ſtädtiſcher Häuſer in Preußen 
nur fünf Mal höher als die Belaſtung der Hauptſtadt, ſo ergiebt ſich 
die oben angenommene Zahl von etwa elftauſend Millionen Mark. 
Fügt man dazu das verzinsliche Kapital der in Preußen vorhandenen 
Aktiengeſellſchaften mit circa 3000 Millionen und die Einlagen der 
Sparkaſſen mit 1000 Millionen, ſo erhält man im Ganzen einen 
Kapitalwerth von rund 37,000 Millionen — was bei einem durch— 
ſchnittlichen Zinsfuße von 4 Prozent eine Kapitalrente von 1480 Mil⸗ 
lionen Mark ergiebt. Eine Rentenſteuer von durchſchnittlich fünf Pro⸗ 
zent würde beim Wegfall der Einkommenſteuer ſicherlich nicht als über— 
mäßig betrachtet werden können. Man kommt alſo zu dem Reſultate, 
daß in Preußen eine ſolche Steuer recht wohl gegen 70 Millionen 
Mark ergeben könnte. | | 
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Die Gewerbeſteuer. 


Wenn man in Deutſchland neuerdings oft geklagt hat, daß unſer 
Land in der „Entwickelung“ der indirekten Steuern hinter den anderen 
ſogenannten Kulturländern zurückgeblieben ſei, ſo iſt dies kaum viel 
vernünftiger, als wenn ein Geſunder ſich über ſeine Geſundheit be— 
klagen und, etwa der Mode halber, ſich etwas Nervoſität wünſchen 
wollte. Weit mehr Sinn würde es haben, unſere Rückſtändigkeit in 
der Entwickelung der direkten Steuern zu beklagen. Wir haben ge— 
ſehen, daß, bei einem folgerichtig durchgeführten Syſtem von Extrags— 
ſteuern, in Preußen die Rentenſteuern allein nahe an 200 Millionen 
abwerfen könnten, ohne daß die Steuerzahler ſich irgendwie über eine 
zu harte Steuerlaſt zu beklagen haben würden. Von allen direkten 
Steuern aber iſt, ſowohl in Preußen, als auch in den meiſten anderen 
deutſchen und auswärtigen Staaten, keine in der Entwickelung auf— 
fallender zurückgeblieben, als die Gewerbeſteuer, welche in einem Ertrags— 
ſteuerſyſteme dem Zwecke zu dienen hat, die gewerblichen Gewinne mit 
annähernder Gleichmäßigkeit zu beſteuern. Dieſen Zweck erfüllen die 
beſtehenden Gewerbeſteuern gewöhnlich nicht oder nur in der unvoll— 
kommenſten Weiſe. Es kann dies freilich nicht wohl anders ſein, ſo— 
bald neben den Ertragsſteuern eine allgemeine Einkommenſteuer als 
weſentlicher Beſtandtheil des Steuerſyſtems einhergeht. Da man auf 
dieſe Weiſe auf Tritt und Schritt eine unbillige Doppelbeſteuerung 
befürchten muß, ſo iſt man gezwungen, die Ertragsſteuer als Neben— 
ſache zu behandeln und ihre Veranlagung in ſolchen Grenzen zu halten, 
daß ſie nicht ſehr ins Gewicht fällt. Die Entwickelung der Ertrags— 
ſteuern, die im Ganzen nach ſehr wohl erkennbaren Merkmalen ein- 
geſchätzt werden können, wird daher durch die Einführung von Perſo— 
nalſteuern, für deren Abſchätzung niemals ſichere Merkmale vorliegen, 
in der nachtheiligſten Weiſe gelähmt. 

Von allen Ertragsſteuern trifft dies vorzugsweiſe für die Gewerbe— 
ſteuer zu. Dieſelbe bringt in Preußen nicht mehr als zwiſchen 18 
und 19 Millionen Mark. In Frankreich, mit einer kaum um ein Drittel 
größeren Bevölkerung, liefert die Gewerbe- oder Patentſteuer doch immer— 
hin gegen 95 Millionen Francs. Es giebt keine direkte Steuer in 
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Preußen, deren Erträgniſſe eine ſo geringe Zunahme erfahren haben, 
als die Gewerbeſteuer. Dieſelbe ergab ſchon im Jahre 1866 nur für 
die älteren Provinzen bei einer Einwohnerzahl von etwa 19½ Mil⸗ 
lionen über 12 Millionen Mark, iſt alſo in den letzten zwanzig Jahren 
trotz der bedeutenden Abnahme des Geldwerthes und trotz der unge— 
heuren Entwickelung der Großinduſtrie nicht einmal der Bevölkerungs— 
zunahme entſprechend gewachſen. 

In der That iſt die preußiſche Gewerbeſteuer eine durchaus ver⸗ 
altete Einrichtung, und hätte jedenfalls einer gründlichen Reform viel 
dringender bedurft, als jede andre Steuer. Schon die Eintheilung der 
Steuerpflichtigen in die ſechs Kategorien des Handels, der Gaſt- oder 
Schenkwirthſchaft, des Handwerksbetriebes, des Müllergewerbes, des 
Frachtführergeſchäftes und des Gewerbebetriebes im Umherziehen be— 
weiſt die Rückſtändigkeit der zu Grunde liegenden Geſetzgebung. Noch 
ſchlimmer ſteht es mit der Veranlagung der Steuer, die nicht leicht 
unbilliger und ungleichmäßiger ſein kann. Sehen wir uns die Sache 
etwas näher an. 

Die erſte der oben erwähnten Kategorien der Steuerpflichtigen, 
welche neben dem „Handel“ auch die Fabrikinduſtrie ſowie andere 
Geſchäfte größeren Umfanges umfaßt, iſt nach der Größe der Betriebe 
in drei Klaſſen eingetheilt. Für jede der zwei letzten Klaſſen werden 
nach Maßgabe der Wohlhabenheit und Gewerbſamkeit“ vier örtliche 
Abtheilungen angenommen, für die erſte Klaſſe jedoch nur zwei, deren 
erſte die Regierungsbezirke Aachen, Arnsberg, Breslau, Köln, Danzig, 
Düſſeldorf, Königsberg, Liegnitz, Magdeburg, Merſeburg, Potsdam, 
Stettin und die Stadt Berlin umfaßt, während zur zweiten Abthei- 
lung die übrigen Regierungsbezirke gehören. Für die übrigen Steuer- 
klaſſen gehören zur erſten Abtheilung einige der größten Städte, zur 
zweiten Abtheilung eine Reihe der Mittelſtädte, zur dritten Abtheilung 
die übrigen Städte mit einer Einwohnerzahl von 1500 und darüber, 
und zur vierten Abtheilung alle diejenigen Städte, welche nicht zu den 
drei erſten Abtheilungen gehören, ſowie das platte Land. 

Für jede Abtheilung beſteht in der Regel ein Mittelſatz und ein 
niedriger Satz der Steuer. Für den Großhandel und das Großge— 
werbe (Klaſſe AJ.) beträgt der Mittelſatz in der erſten Abtheilung 
288 Mark, in der zweiten Abtheilung 216 M.; der niedrigſte Satz 
144 M. jährlich. In Klaſſe A II. beträgt der Mittelſatz in der erſten 
Abtheilung 72 M., in der zweiten Abtheilung 48 M., in der dritten 
und vierten Abtheilung 30 M.; der niedrigſte Satz 36 M. reſp. 24 
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und 18 Mark. In Klaſſe B (Kleinhandel) beträgt der Mittelſatz 24 
reſp. 18, 12 und 6 M.., der niedrigſte Satz 6 reſp. 3 M. Für die 
Gaſt⸗, Speiſe⸗ und Schenkwirthſchaft beträgt der Mittelſatz 54 reſp. 
36, 24 und 12 M.., der niedrigſte Satz 12 reſp. 6 M. Der Ges 
werbeſteuerpflicht der Handwerker unterliegen nur Diejenigen, welche 
mehrere Gehülfen oder mehr als einen Gehülfen und einen Lehrling 
oder mehr als zwei Lehrlinge beſchäftigen. Der Mittelſatz in dieſer 
Klaſſe beträgt in der erſten Abtheilung 24, in der zweiten Abtheilung 
18, in der dritten und vierten Abtheilung 12 M., der niedrigſte Satz 
12 reſp. 6 M. Bei den Schiffern und Frachtführern wird die Ge— 
werbeſteuer nach einem anderen Modus erhoben. Für die Schiffe mit 
Ausnahme der Dampfſchiffe iſt für jede ſechs Laſten Tragfähigkeit 
2 M. zu zahlen, bei den Dampfſchiffen für jede Pferdekraft der Dampf— 
maſchinen jährlich 0,75 M. Die Rhederei wird als Handel beſteuert. 
Fuhrleute zahlen für jedes Pferd 3 M. jährlich. Für den Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen beträgt die Steuer in der Regel 48 M., doch 
kann für Gewerbe geringerer Art die Steuer bis zu 6 M. ermäßigt, 
für Gewerbebetriebe bedeutenden Umfanges hingegen, wie diejenigen 
der Vorſteher großer Schauſpieler-, Muſiker⸗, Kunſtreiter- und ähnlicher 
Geſellſchaften oder der Pferde- und Viehhändler mit erheblichem Be— 
triebskapital und Umſatz oder der mit größeren Waarenlagern umher— 
ziehenden Handeltreibenden, können erhöhte Jahresſteuerſätze von 72, 
96 oder 144 M. feſtgeſetzt werden. 

Die Veranlagung zur Gewerbeſteuer geſchieht in der Klaſſe Al. 
in der Weiſe, daß die Steuerpflichtigen eines Bezirkes (in der Regel 
des Regierungsbezirkes) Steuergeſellſchaften bilden, welche eine Anzahl 
von Abgeordneten zum Zwecke der Vertheilung der Steuer wählen. 
Die Klaſſen AU. und C (Gaſt⸗ und Schenkwirthſchaft) bilden eben- 
falls Steuergeſellſchaften, denen bei der Vertheilung der Steuer eine 
Einwirkung geftattet iſt, obwohl ohne die ausgedehnte Kompetenz der 
Klaſſe AL. In den übrigen Klaſſen erfolgt die Steuervertheilung in 
den drei erſten Abtheilungen durch die Kommunalbehörde, in der vierten 
Abtheilung durch die Kreisbehörde. Die betreffenden Steuergeſellſchaften 
haben durch ihre Abgeordneten die Vertheilung der Steuer auf die 
einzelnen Gewerbetreibenden zu beſtimmen. Der ſogenannte Mittelſatz 
wird mit der Zahl der Gewerbeſteuerpflichtigen einer Stadt in den drei 
erſten Abtheilungen, oder eines Kreiſes in der vierten Abtheilung mul— 
tiplizirt. Das Ergebniß dieſer Berechnung enthält die Summe, welche 
die Stadt oder der Kreis im Ganzen an Gewerbeſteuer aufbringen 
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muß. Sind zum Beiſpiel in einer Steuerklaſſe, deren Mittelſatz 30 
Mark beträgt, 80 Steuerpflichtige vorhanden, ſo hat die Steuerklaſſe 
im Ganzen 80 mal 30 oder 2400 M. aufzubringen. Die Verthei⸗ 
lung geſchieht aber in der Art, daß von den Geſchäften kleineren Um— 
fanges ein geringerer, von denen größeren Umfanges ein verhältniß— 
mäßig größerer Satz zu zahlen iſt. 

Es leuchtet ein, daß dieſe Steuer, trotz ihres verwickelten Appa⸗ 
rates, mit großer Ungleichmäßigkeit auf den Pflichtigen laſten muß. 
Schon innerhalb der einzelnen Klaſſen kann die Belaſtung nur eine ſehr 
ungleichmäßige ſein, da von den Geſchäften geringſten Umfanges immerhin 
mindeſtens der niedrigſte Satz, der ſich auf mehr als die Hälfte des Mittel⸗ 
ſatzes zu belaufen pflegt, gezahlt werden muß, während die in derſelben 
Klaſſe befindlichen Geſchäfte größten Umfanges niemals ſehr weit über den 
Mittelſatz eingeſchätzt werden können. Eine Fabrik oder ein Handelsgeſchäft 
mit einem Gewerbsgewinne von 100,000 M. wird ſo vielleicht 300, 
oder wenn es hoch kommt, 350 M. jährlich an Gewerbeſteuer zu zahlen 
haben, während ein ſolches mit einem Gewerbsgewinne von 20,000 M. 
gegen 150 M. zahlen muß. Unter Umſtänden wird ſogar die Ungleich- 
mäßigkeit noch weit größer ſein, und zwar immer zu Ungunſten der 
geringeren Geſchäfte. Noch viel ungleichmäßiger aber iſt die Steuer⸗ 
vertheilung zwiſchen den einzelnen Klaſſen. Während das größte Ge— 
ſchäft mit einem Jahresgewinn von Millionen nicht in die Lage kommen 
kann, mehr als ein paar ärmliche hundert Mark an Gewerbeſteuer zu 
bezahlen, fordert man dem Lumpenſammler oder Keſſelflicker 6M. und 
dem armen Teufel, der Streichhölzer oder Blumen verkauft, 12 M. 
ab. Leuten dieſer Art gegenüber iſt doch auch die Steuerfreiheit der 
Handwerker, die nur einen Geſellen nebſt Lehrling oder zwei Lehrlinge 
halten, kaum zu rechtfertigen. 

Eine rationelle Gewerbeſteuer kann, wie ſchon bemerkt, nur die 
Aufgabe haben, den Gewerbsgewinn in einem, der volkswirthſchaftlichen 
Bedeutung dieſer Einkommensquelle entſprechenden Maße zu beſteuern. 
Der Gewinn ſpielt im Haushalte des Volkes eine ganz andere Rolle, 
als die Rente vom Grund und Boden oder vom Kapital. Während die Rente 
ein Tribut iſt, der dem Beſitzenden ohne jede Thätigkeit zu Theil wird, 
und das Renteneinkommen unmittelbar aus den Taſchen Derjenigen fließt, 
welche durch hervorbringende oder ſonſt wertherzeugende Thätigkeit die 
Nothwendigkeiten und Annehmlichkeiten des Lebens für alle Mitglieder 
der Geſellſchaft herbeiſchaffen müſſen, enthält der Gewinn, der aus 
gewerblichen oder Handels-Unternehmungen gezogen wird, ſtets eine er— 
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hebliche Beimiſchung von wahrem Arbeitslohn, und ſetzt auch da, wo 
er anſcheinend mühelos erlangt wird, noch immer einen gewiſſen Auf— 
wand an körperlicher oder geiſtiger Anſtrengung voraus. Ueberdies iſt 
unter dem herrſchenden Lohnſyſteme die Regſamkeit des auf Gewinn 
gerichteten Unternehmungsgeiſtes eine nothwendige Vorbedingung für 
die gedeihliche Lage der Arbeit, und es wäre daher, ſo lange die 
Abhängigkeit der Produktion von den Gewinnintereſſen nicht beſeitigt 
werden kann, ſehr thöricht, den Unternehmungsgeiſt durch eine über— 
mäßige Beſteuerung des Gewinnes zu lähmen. Es empfiehlt ſich des— 
halb vielleicht, die Gewerbeſteuer in veränderlicher Weiſe zu erheben, 
in Zeiten eines wirthſchaftlichen Aufſchwunges einen höheren, in Zeiten 
allgemeinen Rückganges einen niedrigeren Steuerſatz zu Grunde zu 
legen. Im Uebrigen eignet ſich keine Steuer beſſer als dieſe zur An— 
wendung einer ſtarken Progreſſion, da, je höher die Einkommen aus 
Geſchäftsgewinn ſteigen, der Antheil körperlicher oder geiſtiger Arbeit ver- 
hältnißmäßig deſto geringer zu ſein pflegt. Eine Beſteuerung des Ge— 
werbsgewinnes von durchſchnittlich vier Prozent (wobei die Entlaſtung 
von der Einkommenſteuer ſtets als vorausgeſetzt gilt) könnte ficherlich - 
in keiner Beziehung als übermäßig betrachtet werden. 

Für Einſchätzung des Gewerbsgewinnes bieten ſich im Allgemeinen 
ziemlich klar erkennbare Merkmale dar. Die Anzahl der beſchäftigten 
Arbeiter oder Gehülfen, die Art und Zahl der verwendeten Maſchinen, 
das Anlage- und Betriebskapital, der jährliche Umſatz ſind in den meiſten 
Fällen ohne große Schwierigkeit zu ermitteln. Schon jetzt enthalten die 
Gewerbeſteuer-Rollen vielfach Angaben über jene Punkte: nur daß die— 
ſelben nicht entſprechend zur Steuereinſchätzung verwerthet werden können. 

Welche Erträgniſſe eine nach den vorſtehend entwickelten Grund— 
ſätzen erhobene Gewerbeſteuer abwerfen könnte, iſt kaum zu überſehen. 
Im Königreiche Sachſen, wo eine ziemlich detaillirte, nach den Quellen 
gegliederte Einkommensſtatiſtik vorliegt, wurde in den Jahren 1878 
und 1879 das Einkommen aus „Handel und Gewerbe“ auf p. p. 350 
Millionen Mark eingeſchätzt. Für Preußen mit ſeiner neunmal größeren 
Bevölkerung würde die einfache Verneunfachung der Summe vielleicht 
unzutreffend ſein, da hier Induſtrie und Handel durchſchnittlich weniger 
hoch entwickelt ſind, als in Sachſen. Läßt man aber auch nur eine 
Verſechsfachung des für Sachſen ermittelten Betrages zu, ſo ergiebt 
ſich eine Steuerſumme von 2100 Millionen, und bei einem Steuerſatze 
von durchſchnittlich vier Prozent ein Ertrag der Gewerbeſteuer von 84 
Millionen. 

Stöpel, Soziale Reform. VIII. 4 


50 Siebentes Kapitel. Lohn⸗ und Beſoldungsſteuer. 


Siebentes Kapitel. 
Lohn- und Beſoldungsſteuer. 


Neben den direkten Steuern aus dem Reinertrage des Grund und 
Bodens, des Kapitals und der gewerblichen Unternehmungen darf 
billigerweiſe eine Beſteuerung des Einkommens nur ergänzungsweiſe 
oder nur hinſichtlich ſolcher Perſonen einhergehen, die zu den genannten 
direkten Steuern nicht herangezogen werden können. Es handelt ſich 
dabei um die Beſteuerung des Arbeits-Einkommens und zwar vorzugs- 
weiſe nur der größeren Einkommen dieſer Art. Will man des Prinzips 
halber auf einer direkten Beſteuerung ſelbſt der kleinſten Arbeitsein⸗ 
kommen beſtehen, ſo würde man doch nur mit einem ganz niedrigen 
Steuerſatze beginnen dürfen, bei welchem das Ergebniß der Steuer ver- 
hältnißmäßig ſehr gering ſein und durch die Erhebungskoſten zu einem 
beträchtlichen Theile aufgeſogen werden würde. Dieſe Erwägung, ſowie 
die anderen ſchon früher erwähnten praktiſchen Gründe, die gegen die 
Perſonalbeſteuerung der ärmeren Klaſſen ſprechen, laſſen die neuer⸗ 
dings in Preußen durchgeführte Befreiung der Einkommen bis zu 900 
Mark gerechtfertigt erſcheinen, um ſo mehr, als ja die ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden, auch die kleinſten, ſchon durch die Gewerbeſteuer, 
und die ſelbſtändigen Landwirthe, ebenfalls bis zu den kleinſten hin⸗ 
unter, durch die Grundſteuer getroffen werden. Für die Befreiung der 
eigentlichen Lohnarbeiter, ſoweit ſie die bezeichnete Grenze des Ein⸗ 
kommens nicht erreichen, läßt ſich überdies die Unſicherheit der Lage der⸗ 
ſelben, wodurch ſie periodiſch der Erwerbsloſigkeit anheim fallen können, 
geltend machen. Je höher aber die Einkommen aus Löhnen oder Ge⸗ 
halten ſteigen, deſto mehr müſſen ſie einer angemeſſenen Beſteuerung 
unterliegen, da ſich erſtlich in den größeren Einkommen dieſer Art der 
Lohn im engeren Sinne des Wortes mit einem fremdartigen Elemente 
miſcht, und zweitens die Stellung der betreffenden Perſonen oft eine 
vorzüglich geſicherte, von den Zufälligkeiten der freien Erwerbsthätigkeit 
unabhängige iſt. Die Gehalte der höheren Beamten des Staates, der 
Gemeinden oder der Aktiengeſellſchaften, die Honorare der Schriftſteller 
und Redakteure ſowie der Künſtler aller Art, die wohldotirten Gehalte 
der höheren Stellungen im kaufmänniſchen Dienſt u. ſ. w. können 
nicht im engeren Sinne des Wortes Löhne genannt werden. Es miſcht 
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ſich in ihnen mit dem Lohne für geleiſtete Arbeit ein Element, das 
anderen Einkommensarten, namentlich dem Gewinne, entſtammt und ge- 
wiſſermaßen als ein Antheil an demſelben angeſehen werden kann. Die 
Steuerwürdigkeit dieſer Art von Einkommen wird noch erhöht durch die 
völlig geſicherte Lage, in welcher fi) die Beamten aller Kategorien be- 
finden. N 

Bezüglich der Ertragsfähigfeit einer Lohn- und Gehaltsſteuer iſt 
man ebenſo wie hinſichtlich der Gewerbeſteuer auf Analogien angewieſen. 
Im Königreiche Sachſen betrug das eingeſchätzte Einkommen aus Gehalten 
und Löhnen im Jahr 1878 rund 334 Millionen, 1879 rund 364 
Millionen, im Durchſchnitt der beiden Jahre alſo 349 Millionen Mark. 
Für Preußen mit ſeiner neunmal ſtärkeren Bevölkerung würde ſich nach 
demſelben Verhältniß eine Einkommensſumme von 3141 Millionen Mark 
ergeben. Wie viel davon in Folge der Befreiung der Einkommen bis 
900 Mark ſteuerfrei bleiben würde, iſt ſchwer zu ſagen. Nehmen wir 
die Hälfte als ſteuerfrei an, ſo würden noch immer gegen 1600 Millionen 
zu verſteuern bleiben, die, bei einem durchſchnittlichen Steuerfuße von 
zwei Prozent, einen Ertrag von 32 Millionen liefern. 


Achtes Kapitel. 
Erbſchaftsſteuer. 


Erbſchaftsſteuern beſtehen in den meiſten Staaten, und ergeben viel— 
fach hohe Erträge: in Großbritanien 120 —130 Millionen, in Frank⸗ 
reich gegen 100 Millionen Mark. Auch in Preußen beſteht eine Erb⸗ 
ſchaftsſteuer, von der jedoch die Kinder, die Eltern, die Ehegatten, 
der Fiskus, die Armenverbände, die Unterrichts- und Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten befreit ſind, während die übrigen Erben je nach dem Grade 
der Verwandtſchaft eine Steuer von 1 bis 8 Prozent der Erbſchaft zu 
zahlen haben. Daß eine ſo beſchränkte, nur von den ſogenannten 
lachenden Erben getragene Steuer keine erhebliche Einnahme bringen 
kann, liegt auf der Hand. Dieſelbe figurirt im preußiſchen Budget 
nur mit etwa 5 Millionen Mark. Vor einigen Jahren ging die preu— 
ßiſche Regierung mit der Abſicht um, die Erbſchaftsſteuer zu reformiren 
und auf alle Verwandtſchaftsgrade auszudehnen. Für Teſtamente ſollte 
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eine vom Reich zu erhebende progreſſive, für bewegliches und unbe— 
wegliches Vermögen mit 2 pro Mille beginnende und bis 5 pro Mille 
ſteigende Stempelſteuer vorgeſchlagen werden. Die Erbſchafts- und die ihr 
zur Seite ſtehende Schenkungsſteuer ſollte dagegen dem Staate Preußen 
verbleiben und gleichfalls als progreſſive Stempelſteuer erhoben werden. 
Die Kinder der Erblaſſer ſollten, von 100 Mark beginnend, je nach der 
Größe der Erbſchaft ½ bis 2 Prozent, Ehegatten und Geſchwiſter 2 
bis 4, entferntere Verwandte 6 bis 8, nicht verwandte Erben 8 bis 10 
Prozent bezahlen. Der Ertrag dieſer Reichs- und Staatsſteuer, deren 
Löwenantheil jedoch dem Staate zugedacht war, wurde (wohl zu hoch) 
auf 80 bis 100 Millionen geſchätzt. Mit dem Rücktritte des Finanz⸗ 
miniſters Bitter verſchwand auch das Projekt einer preußiſchen Erb— 
ſchaftsſteuer von der Bildfläche, und die preußiſche Finanzpolitik lenkte 
immer mehr in die von Bismarck vorgezeichneten Bahnen der indirekten 
Beſteuerung ein. 

Soweit es ſich um flüſſige Werthe wie Geld oder gangbare Effekten 
handelt, iſt die Erbſchaftsſteuer ohne Zweifel eine der am leichteſten 
zu tragenden und im Allgemeinen auch am willigſten ertragenen Steuern. 
Anders verhält es ſich oft bei Erbſchaften, die in liegenden Gütern be⸗ 
ſtehen. Sind dieſelben ſchon hoch verſchuldet, ſo kann der Erbe leicht in 
die Lage kommen, die Steuer in baarem Gelde überhaupt nicht aufbringen 
zu können, und der erzwungene Verkauf der ererbten Güter kann dann 
unter Umſtänden ein ſo unvortheilhaftes Ergebniß haben, daß die Erb— 
ſchaft dem Erben vollſtändig unter den Händen zerrinnt. Etwas Aehn⸗ 
liches findet in der Regel ſtatt, wenn der Verkauf eines in liegenden 
Gütern beſtehenden Nachlaſſes behufs Erbtheilung erforderlich wird. 
Bei dieſer Grundverſchiedenheit der Erbſchaften von beweglichen oder un⸗ 
beweglichen Werthen ſcheint entweder eine verſchiedene Normirung der 
Steuerſätze oder die Einführung einer beſonders vorſichtigen Ein- 
ſchätzungsart gegenüber den unbeweglichen Werthen unvermeidlich zu 
ſein, womit vermuthlich eine erhebliche Verminderung des Extrages der 
Steuer verknüpft ſein würde. 

Zu Gunſten einer Erbſchaftsſteuer, welcher auch die nächſten Ver⸗ 
wandtſchaftsgrade zu unterwerfen wären, wird mit Recht auch der Um⸗ 
ſtand geltend gemacht, daß erſt eine ſolche Steuer eine ſichere Erfaſſung 
des beweglichen Vermögens, welches ſich anderen Steuern leichter zu 
entziehen weiß, und insbeſondere die Nachholung umgangener und 
defraudirter Steuern geſtattet, wodurch die Erbſchaftsſteuer zu einer 
ſehr werthvollen Ergänzung des Steuerſyſtems werde. Die Richtigkeit 
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dieſer Bemerkung iſt unbeſtreitbar, aber ſie bezieht ſich eben auch wieder 
nur auf das bewegliche Vermögen, und läßt die Nothwendigkeit einer 
verſchiedenen Behandlung dieſes und des Grundvermögens unberührt. 

Es bedarf keiner Erörterung, daß Schenkungen unter Lebenden, 
wenigſtens ſoweit ſie Vermächtniſſen gleich zu achten ſind, der Steuer 
ebenfalls unterliegen müſſen, ſchon damit die ſonſt einreißenden Um: 
gehungen der Erbſchaftsſteuer verhütet werden. 


Neuntes Kapitel. 
Indirekte Steuern. 


In den gegenwärtigen Staaten waltet die entſchiedene Tendenz vor, 
an Stelle der direkten Steuern indirekte, d. h. an Stelle der Ertrags- 
oder Perſonalſteuern Verbrauchsſteuern zu ſetzen. An und für ſich würde 
das Prinzip der Verbrauchsſteuern nicht zu verwerfen ſein, ſofern ſich 
ſolche Steuern ſonſt den Erforderniſſen einer gerechten Beſteuerung an— 
bequemen. Gäbe es Verbrauchsſteuern, welche den Steuerzahler im 
Verhältniſſe zu ſeiner Leiſtungsfähigkeit treffen, ſo würde deren An— 
wendbarkeit kaum einem Bedenken unterliegen. Allein dies iſt nur bei 
ſehr wenigen Verbrauchsgegenſtänden, wie manchen Luxusartikeln, der 
Fall. Die Beſteuerung derſelben würde aber, wenn die Steuer den 
Verbrauch nicht allzu ſehr beſchränken oder gänzlich hintertreiben ſoll, 
immer nur einen verhältnißmäßig geringen Ertrag gewähren. Ver— 
brauchsſteuern, die eines hohen Ertrages fähig fein ſollen, können nur 
auf Gegenſtände der allgemeinen Volkskonſumtion gelegt werden. So— 
bald aber dies geſchieht, muß einleuchtendermaßen die Vertheilung des 
Steuerdruckes eine ſehr ungleichmäßige ſein, d. h. die unteren Klaſſen 
müſſen davon viel ſchwerer getroffen werden, als die oberen. Außer 
dem Salze wird vielleicht das Brod noch am meiſten in gleichem Ver— 
hältniſſe pro Kopf der Bevölkerung verbraucht. Eine Steuer auf dieſe 
nothwendigen Bedürfniſſe des Lebens würde mithin ähnlich wie eine 
Kopfſteuer wirken, nämlich ſo ungleichmäßig oder beſſer ſo unverhältniß— 
mäßig wie möglich. Eine ſehr hohe Beſteuerung ſolcher nothwendigen 
Lebensmittel iſt unmöglich, da die Unerträglichkeit derſelben für die 
große Maſſe der Bevölkerung ſich in kürzeſter Zeit geltend machen würde. 
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Man hat daher als Gegenſtände der Verbrauchsbeſteuerung vorzugs⸗ 
weiſe ſolche Artikel gewählt, die nicht unentbehrlich ſind, deren Ver— 
brauch aber hinreichend tief in die Volksgewohnheiten eingedrungen iſt, 
um von einer Steuer einen hohen Ertrag erwarten zu laſſen. 

Vor Allem ſind es die geiſtigen Getränke und der Tabak, auf 
deren Beſteuerung man mit Vorliebe gegriffen hat, da ſie überall 
hohe und immer ſteigende Erträge abwerfen. In Großbritannien, in 
Frankreich und der nordamerikaniſchen Union bilden die Erträgniſſe aus 
den Getränke- und Tabaksſteuern den größten Theil der Staatseinnahmen. 
Deutſchland iſt, wie der beliebte Ausdruck Derjenigen lautet, welche in 
dieſer Art von Verbrauchsſteuern das beſte Mittel zur Deckung der fort— 
während ſteigenden Staatsausgaben erblicken, in der Entwickelung der 
indirekten Steuern hinter den genannten Staaten zurückgeblieben, ob- 
wohl auch bei uns die Erträgniſſe dieſer Steuern keineswegs unerheb— 
lich ſind. 

Um die indirekten Steuern, deren Hauptmaſſe, wie Niemand leugnen 
kann, von den am wenigſten leiſtungsfähigen Volksklaſſen aufgebracht 
werden muß, zu rechtfertigen, hat man Verſchiedenes geltend gemacht. 
Erſtlich wird vorzugsweiſe hier eine Abwälzung behauptet. Nach der 
betreffenden Theorie legen die letzten Verbraucher zwar die Steuer aus, 
wälzen dieſelbe aber meiſt auf andere Volkskreiſe ab. Der Arbeiter, 
der ſeinen Tabak, ſeinen Schnaps oder ſein Bier theurer als vor der 
Steuer kaufen muß, fordert höheren Lohn und wird, wie man ſich 
vorſtellt, im Laufe der Zeit wohl im Stande fein, mit dieſer For⸗ 
derung durchzudringen. Der Handwerker, der ſeine Ausgaben durch 
die vertheuerten Verbrauchsgegenſtände erhöht ſieht, fordert für ſeine 
Waaren höhere Preiſe und ſo fort. Von welchen Klaſſen zuletzt in 
Wirklichkeit die Steuer getragen wird, bleibt ein Geheimniß der Ab- 
wälzungstheoretiker. Die älteren Oekonomiſten legten doch wenigſtens 
nur den direkten Steuern auf den Arbeitslohn oder den indirekten auf 
die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe die Wirkung bei, daß ſie nicht von 
den Arbeitern, ſondern von den Arbeitgebern getragen werden müßten. 
Die Vorausſetzung war dabei, daß der Arbeitslohn nicht unter das 
durch den jeweiligen Stand der Betriebſamkeit bedingte Niveau ſinken 
könne, oder daß der Arbeitslohn nothwendig ſo viel betragen müſſe, 
als zum Unterhalt des Arbeiters in dem herkömmlichen Maßſtabe er⸗ 
forderlich ſei. Obwohl auch dieſe Theorie immerhin fragwürdig genug 
iſt, da auf den Stand der Arbeitslöhne die Macht bez. Ohnmacht der 
arbeitenden Klaſſe ſtets von größerem Einfluſſe ſein wird, als der Preis 
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der Lebensmittel, ſo kann man ſich doch inſofern eher mit ihr befreunden, 
als mit Grund anzunehmen iſt, daß eine Erhöhung des Preiſes noth— 
wendiger Lebensbedürfniſſe die arbeitenden Klaſſen zu einem lebhaften 
Widerſtande gegen die Verſchlechterung ihrer Lage reizen, ſie zur Ver— 
einigung behufs Erzwingung entſprechend höherer Löhne veranlaſſen und 
ihren Forderungen ein erhöhtes Gewicht verleihen wird. Die Erhöhung 
im Preiſe entbehrlicher Genußmittel dagegen wird vermuthlich weder eine 
ſo ausgeprägte Reaktion ſeitens der Arbeiter hervorrufen, noch ihren 
auf die Preiserhöhung gegründeten Anſprüchen auf höheren Lohn einen 
gleich kräftigen Nachdruck verleihen. 

Eine andere Rechtfertigung der indirekten Steuern hat man darin 
finden wollen, daß der Konſument es in der Hand habe, ſich der Steuer 
ganz oder theilweiſe zu entziehen, da ja Niemand Tabak zu rauchen 
oder Branntwein oder Bier zu trinken brauche. Dies iſt anſcheinend 
allerdings richtig. Indeſſen müſſen die Finanzkünſtler der verſchiedenen 
Staaten, welche Verbrauchsſteuern dieſer Art zu einer der wichtigſten 
Quellen der Staatseinnahmen gemacht haben, die entſprechenden Volks— 
gewohnheiten doch für mächtiger gehalten haben, als daß es in Jeder— 
manns Belieben ſtände, ſich der Steuer zu entziehen. In Wahrheit 
find die betreffenden Genüſſe, wie Dühring ſich ausdrückt, „natur- 
geſetzliche Ergebniſſe von Mächten der Unſitte, gegen deren Strom die 
Steuer ein leichter Hauch iſt“, und die Vertheuerung ſolcher Artikel wie 
die angedeuteten wird oft dazu führen, die Verſorgung der Familie 
mit anderen Lebensbedürfniſſen zu erſchweren, indem der größere Auf— 
wand für Spirituoſen und Tabak die Beſchaffung des Nothwendigſten 
verkümmert. 8 

Im Uebrigen wird es den indirekten Steuern als Vorzug ange— 
rechnet, daß ſie nicht bloß leicht zu erheben ſind, ſondern auch den 
Steuerzahler wenig drücken, da er ſie in minimalen Beträgen zahle, 
die er nicht ſpüre. Dies Argument iſt offenbar auf Diejenigen zuge- 
geſchnitten, welche leichtfertig mit ihren Mitteln umgehen und ihre Aus— 
gaben keiner ſtrengen Regelung unterwerfen. Wer das letztere thut, für 
den muß es gleichgültig fein, ob er eine Steuer direkt zu einem ge— 
wiſſen Zeitpunkte oder indirekt in verſchiedenen Intervallen bezahlt. Will 
man aber dem Argument eine gewiſſe Berechtigung zugeſtehen, ſo darf 
dieſelbe ſich doch nicht weiter erſtrecken, als bis zu dem Zugeſtändniß, 
daß es ſich empfehle, eine Steuer von einem gewiſſen der Leiſtungs— 
fähigkeit der Einzelnen ungefähr entſprechenden Betrage lieber auf in— 
direktem als auf direktem Wege zu erheben. Die indirekte Steuer dürfte 
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alſo in ihrem Betrage denjenigen der zu erſetzenden direkten Steuer 
nicht überſteigen. Dies iſt jedoch, wie Jedermann zugeben muß, keines⸗ 
wegs der Zweck der heutigen indirekten Steuern. Derſelbe beſteht viel- 
mehr lediglich darin, von denjenigen Klaſſen, die zur Tragung ſchwerer 
direkter Steuern unfähig ſind, einen viel höheren Steuerbetrag heraus⸗ 
zuquetſchen, als ihrer Leiſtungsfähigkeit entſpricht. Gerade darum aber 
ſind die indirekten Steuern prinzipiell verwerflich, und alle Verſuche, 
dieſelben zu rechtfertigen, müſſen zu unhaltbaren Sophismen ihre Zu— 
flucht nehmen. 

Selbſt die Behauptung, daß die indirekten Steuern, gleichviel ob 
gut oder ſchlecht, jedenfalls eine Nothwendigkeit ſeien, da die Ausgaben 
der heutigen Staaten unmöglich bloß durch direkte Steuern gedeckt 
werden könnten, iſt im beiten Falle nur eine Ausflucht der Bequemlich⸗ 
keit. Wenn man ſelbſt zugeben wollte, daß die Staatsausgaben, wie ſie ſich 
einmal hiſtoriſch entwickelt haben, keine ſehr erhebliche Einſchränkung 
erfahren könnten, ſo kann man doch nicht einräumen, daß es unmöglich 
ſei, die indirekten Steuern durch direkte zu erſetzen. Wir werden zeigen, 
daß z. B. in Preußen ein angemeſſenes Syſtem der direkten Beſteuerung 
recht wohl Erträgniſſe liefern könnte, welche in Verbindung mit einigen 
wenig bedenklichen Zöllen und Gebühren zur Beſtreitung aller Staats- 
(und Reichs-) Ausgaben hinreichen würden. Ein unſchätzbarer Vortheil, den 
man von dem Erſatze der indirekten Steuern durch direkte haben würde, 
wäre nebenbei der, daß dadurch die Staatsverwaltungen einen Antrieb 
von unvergleichlicher Kraft zur Sparſamkeit erhalten würden, während 
außer durch das Schuldenmachen durch Nichts die Leichtfertigkeit der 
Finanzwirthſchaft ſtärker ermuthigt wird, als durch die indirekten Steuern. 

In den Bundesſtaaten, wie der Schweiz, der nordamerikaniſchen 
Union und dem deutſchen Reiche, hat man die meiſten indirekten Steuern 
der Centralverwaltung, die direkten hingegen den Einzelſtaaten zuge— 
wieſen. Bei den Eingangszöllen, die, wie ſogleich zu erörtern ſein wird, 
zum Theil von anderen Geſichtspunkten als dem der Beſteuerung zu be⸗ 
trachten ſind, muß dies als unumgängliche Nothwendigkeit und als ſelbſt⸗ 
verſtändlich gelten, wenn der Bund nicht bloß eine politiſche, ſondern 
auch eine wirthſchaftliche Einheit darſtellen ſoll. In Deutſchland ge= 
hören auch die wichtigſten inneren Verbrauchsabgaben dem Reiche, und 
die Tendenz zur indirekten Beſteuerung hat hier vorzüglich dadurch Nah— 
rung erhalten, daß man im Intereſſe der Feſtigkeit und Selbſtändigkeit 
des Reiches für nothwendig hielt, die Finanzen des Bundes von den 
Matrikularbeiträgen der Einzelſtaaten unabhängig zu machen. Namentlich 
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das Tabaksmonopol wurde vor einigen Jahren mit dem Hinweis auf 
die patriotiſche Pflicht, das Reich zu ſtärken, empfohlen. Man darf 
es jedoch als zweifelhaft betrachten, ob das Reich durch unpopuläre und 
für die breiten Maſſen des Volkes nachtheilige Steuern in Wahrheit ge— 
kräftigt werden würde. Umgekehrt iſt anzunehmen, daß durch die Be— 
ſeitigung aller inneren Verbrauchsabgaben in den ſämmtlichen Bundes- 
ſtaaten die wirthſchaftliche und damit auch die politiſche Einheit des 
Bundes viel werthvollere Garantien erhalten dürfte, als durch gemein— 
ſame Abgaben dieſer Art. 

Die inneren Verbrauchsabgaben leiden, abgeſehen von der unver— 
meidlichen Ungerechtigkeit in der Vertheilung der Steuerlaſt, noch an an— 
deren Uebelſtänden, die ihre Beſeitigung dringend wünſchenswerth er— 
ſcheinen laſſen. Einmal verurſachen ſie meiſt unverhältnißmäßige Er⸗ 
hebungskoſten und widerwärtige Beläſtigungen ſowohl des Verkehrs, 
als auch derjenigen Perſonen, bei denen ſie erhoben werden. Sodann 
bringen ſie oft unnatürliche Verſchiebungen der Produktionsverhältniſſe zu 
Wege und machen Ausfuhrvergütungen nothwendig, die zuweilen in 
ſchädliche Prämien ausarten. 

Für das letztere hat man an den jüngſten Erfahrungen mit der 
deutſchen Zuckerſteuer einen naheliegenden Beleg: die Rückvergütung 
der Steuer bei der Ausfuhr von Zucker war lange Zeit eine derartige, 
daß die Produzenten mehr erhielten, als ſie für die Steuer ausgelegt 
hatten. Die natürliche Folge davon war, daß die Produktion von Rüben⸗ 
zucker auf Koſten des Staates künſtlich angeſpornt wurde. Wenn es nun 
auch eine ſtarke Uebertreibung ſein würde, die Ueberproduktion von 
Zucker in Deutſchland und die damit zuſammenhängende, jetzt übrigens 
wieder im Weichen begriffene Entwerthung des Zuckers weſentlich der 
Ausfuhrprämie zur Laſt zu legen, ſo hat dieſelbe doch ohne Zweifel einen 
nicht geringen Antheil daran. 

Die Beſteuerung der Zuckerrüben hat außerdem den Nachtheil, 
daß ſie erſtlich zum Anbau möglichſt zuckerreicher Rüben zwingt, und 
zweitens die Entwickelung der Zuckerfabrikation in einſeitiger Weiſe dar— 
auf hindrängt, aus den Rüben ſo viel Zucker als möglich zu gewinnen. 
Für die Landwirthſchaft iſt aber die Richtung auf den Anbau möglichſt 
zuckerreicher Rüben kein Vortheil. Große Ernten von weniger gehalt— 
vollen Rüben kommen verhältnißmäßig billiger zu ſtehen und geben der 
Landwirthſchaft an Blättern und Preßrückſtänden weit mehr zurück. 
Ebenſo vermindert das Verfahren, der Rübe den größtmöglichen Zucker— 
gehalt zu entziehen, den Vortheil der Zuckerfabrikation für die Land— 
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wirthſchaft. Auch werden durch die Tendenz der Steuer, auf die Ge— 
winnung zuckerreicher Rüben hinzuwirken, gewiſſe Bodenſorten mit einer 
Art Monopol ausgeſtattet, weniger günſtig ſituirten Gegenden aber der 
Rübenbau, der dazu dienen könnte, ihren Boden zu verbeſſern und 
ihre Kultur zu vervollkommnen, unmöglich gemacht. 

Die Wirkungen der Branntweinſteuer ſind gleichfalls in ver⸗ 
ſchiedenen Beziehungen ungünſtige. Die in Preußen hergebrachte Be⸗ 
ſteuerung des Maiſchraumes hat den Kleinbetrieb der Brennerei faſt 
unmöglich gemacht und dies wichtige landwirthſchaftliche Nebengewerbe 
faſt gänzlich in die Hände des Großgrundbeſitzes geliefert. Nur der 
mit größeren Betriebskapitalien, mit Dampfmaſchinen und anderen koſt⸗ 
ſpieligen Werkzeugen arbeitende Brenner kann heute noch beſtehen. In 
Süddeutſchland dagegen, wo nicht das Material, ſondern das Fabrikat 
beſteuert wird, hat ſich der Kleinbetrieb in der Brennerei vollkommen 
leiſtungsfähig erhalten. Und wie die Rübenſteuer, ſo hat auch die Maiſch⸗ 
raumſteuer den Fabrikationsprozeß auf Wege geleitet, die der Landwirth⸗ 
ſchaft zum Nachtheil gereichen. Um aus dem zu verſteuernden Maiſch⸗ 
raume thunlichſt viel Spiritus zu gewinnen, wird das Material ſo dick 
als möglich eingemaiſcht. Denn es iſt natürlich ein großer Unterſchied, 
ob von einem Maiſchbottich, der beiſpielshalber 50 Mark Steuer zahlt, 
200 oder 300 Liter Spiritus erzielt werden. Hauptzweck iſt die höchſte 
Ausnutzung des verſteuerten Maiſchraumes. Auf die Rückſtände wird 
wenig Gewicht gelegt. So werden oft durch Störungen des Gährungs⸗ 
prozeſſes Verderbniſſe der Rückſtände herbeigeführt, wodurch die letzteren 
als Viehfutter unbrauchbar reſp. ſchädlich werden. Während die Brennerei, 
als Nebengewerbe der Landwirthſchaft, für dieſelbe vor Allem den Vor— 
theil haben ſollte, für die Hausthiere ein gutes warmes Winterfutter 
zu beſchaffen, wird dieſer Zweck durch die Steuer oft vereitelt, und der 
kleinere Landwirth, den die durch die Steuer einſeitig auf den Großbe⸗ 
trieb gerichteten Konkurrenzverhältniſſe von dem Brennereibetriebe aus⸗ 
ſchließen, in die Unmöglichkeit verſetzt, ſeinen Viehſtand beſſer und billiger 
zu überwintern und die Zeit, in der die Feldarbeiten ruhen, theilweiſe 
zu einer rationellen Pflege der Viehzucht zu benutzen. Ueberdies wird 
die Verwendung anderer Materialien, als des Getreides und namentlich 
der Kartoffeln, durch die Steuer verhindert, und es werden ſo die 
meiſten anderen Gegenden, als die, welche durch ihre Bodenbeſchaffen⸗ 
heit auf den Kartoffelbau angewieſen find, vor den letzteren benad)- 
heiligt. | 
AM dieſe Gründe werden in der Regel von den Gegnern der 
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Materialſteuer dazu benutzt, die Fabrikatſteuer zu empfehlen, und 
es kann anerkannt werden, daß durch die letztere manche Uebelſtände 
der Materialſteuer vermieden werden würden. Aber auch die Fabrikat⸗ 
ſteuer hat ihre Schattenſeiten, und es wäre jedenfalls das Beſte, alle 
Verbrauchsabgaben dieſer Art, in welcher Form ſie auch erhoben werden, 
abzuſchaffen und durch direkte Steuern zu erſetzen. 

Der Branntweinſteuer und zwar einer recht hohen Branntwein— 
ſteuer wird oft darum das Wort geredet, weil man annimmt, daß durch 
eine ſolche Beſteuerung der ſchädliche Verbrauch von Branntwein be— 
ſchränkt werden könne. Die Erfahrung aller Länder, welche aus der 
Branntweinſteuer hohe Exträgniſſe ziehen, ſpricht jedoch durchaus gegen 
die Anſicht, daß durch die Beſteuerung ein weſentlicher Einfluß auf den 
ſchädlichen Verbrauch ausgeübt werde. Viel eher könnten auf dieſem 
Gebiete durch die Beſchränkung des Einzelverkaufs, oder noch beſſer 
durch poſitive Maßregeln der Gemeinden nach Art des ſogenannten 
Gothenburger Syſtems Erfolge erzielt werden. 

Die Beſteuerung des Bieres leidet an ähnlichen Mängeln wie 
diejenige des Zuckers und des Branntweins. Auch ſie befördert den 
Großbetrieb in ungeſunder Weiſe, und legt mithin einer billigen Kon— 
kurrenz unzuträgliche Hinderniſſe in den Weg. Es entſtehen ſo all— 
mählich Monopole, gegen welche der Kleinbetrieb immer weniger anzu— 
kämpfen vermag, und welche die Gefahr nahe legen, daß mit der Zeit 
in ähnlicher Weiſe, wie es auf anderen Gebieten oft geſchehen iſt, die 
Monopoliſten ſich zur Ausſchließung jeder Konkurrenz vereinigen und, 
nachdem dies gelungen, dem Publikum willkürliche Steuern auferlegen. 
Die Erhöhung im Preiſe des Bieres, die eine nothwendige Folge 
jeder Beſteuerung iſt, hat überdies den Nachtheil, daß dadurch die 
wünſchenswerthe Subſtituirung des Bierverbrauchs in den unteren 
Klaſſen an Stelle des nachtheiligeren Branntweingenuſſes bis auf einen 
gewiſſen Grad verhindert wird. 

Unter den ſonſtigen Volksgenußmitteln iſt der Tabak eine der 
ergiebigſten Steuerquellen geworden. Der Ertrag der auf dem Tabak 
laſtenden Abgaben iſt in Deutſchland bei weitem nicht ſo hoch, als in 
den meiſten anderen großen Ländern, namentlich denjenigen, in welchen 
die Regierung die Fabrikation und den Verkauf von Tabaksfabrikaten 
zu ihrem Monopole gemacht hat. 

Unſeren prinzipiellen Standpunkt gegenüber der Tabaksſteuer wie 
allen übrigen Verbrauchsabgaben haben wir zur Genüge gekennzeichnet. 
Wir halten die letzteren ohne Ausnahme für verwerflich, und die Mög— 
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lichkeit ihrer Erſetzung durch ein ſtrenges Syſtem direkter Steuern 
keineswegs für utopiſch. Stellt ſich jedoch nach Lage der Dinge die 
jeweilige Unthunlichkeit einer ausſchließlich direkten Beſteuerung heraus, 
ſo werden Steuern auf ſolche Genußmittel, wie Branntwein und Tabak, 
immerhin den Vorzug vor den meiſten anderen möglichen indirekten 
Steuern verdienen. Es wird dann darauf ankommen, diejenige Be⸗ 
ſteuerungsform zu finden, welche für die Staatseinnahmen verhältniß⸗ 
mäßig am vortheilhafteſten und für das Publikum verhältnißmäßig am 
wenigſten nachtheilig iſt. Den höchſten Ertrag zu liefern, iſt unzweifel⸗ 
haft das Monopol im Stande, inſofern dadurch nicht eine einfache 
Vertheuerung der betreffenden Verbrauchsgegenſtände um den Betrag 
der Steuer herbeigeführt wird, ſondern auch in den Koſten der Fabri— 
kation, namentlich aber des Verſchleißes große Erſparniſſe gemacht 
werden können. So kann bei geſchickter Handhabung das Tabaks⸗ 
monopol als die geeignetſte Form der Tabaksbeſteuerung erſcheinen. 

An dem vor einigen Jahren von der deutſchen Reichsregierung 
eifrig befürworteten Plane eines deutſchen Tabaksmonopols war be— 
ſonders der Umſtand abſtoßend, daß die zahlreichen Etabliſſements 
der Privatinduſtrie expropriirt und entſchädigt werden mußten. Das 
Projekt wäre vielleicht bereiwilligerer Aufnahme begegnet, und der 
finanzielle Erfolg würde vielleicht nicht viel geringer geweſen ſein, wenn 
man ſich mit einem Verſchleißmonopol begnügt und die Tabaksfabrikation 
der Privatinduſtrie überlaſſen hätte. Die übermäßige Konkurrenz im 
Einzelverkauf vertheuert lediglich die von dem letzten Konſumenten zu 
bezahlenden Preiſe; denn je größer die Konkurrenz unter den Händlern 
iſt, deſto mehr Unkoſten müſſen verhältnißmäßig von deren Gewinnen 
beſtritten werden. Und je kleiner die Betriebe ſind, deſto mehr fallen 
die Ausgaben für Miethe, Bedienung, Beleuchtung u. ſ. w. ins Gewicht. 
So friſten die meiſten Kleinhändler trotz eines exorbitanten Gewinn⸗ 
ſatzes dennoch nur ein klägliches Daſein, obwohl das Publikum von 
der Ueberzahl von Händlern nicht den mindeſten Vortheil, ſondern nur 
Nachtheil hat. Von einem Tabaksverſchleißmonopole könnte das Reich 
nach einer oberflächlichen Schätzung leicht gegen 100 Millionen Mark 
einnehmen, abgeſehen von den Einnahmen, die es aus der inneren 
Tabaksſteuer und dem Zolle bezieht, während Entſchädigungen an die 
in ihrem Betriebe geſtörten Geſchäftsleute nur in geringem Umfange 
zu zahlen wären, da ein Theil der letzteren von den ſtaatlichen Ver— 
ſchleißanſtalten übernommen werden würden und die Entſchädigungen 
der Uebrigen jedenfalls nur mäßig bemeſſen zu werden brauchten. 
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Von den übrigen Verbrauchsabgaben ergiebt nur noch die Salz— 
ſteuer eine erhebliche Einnahme. Sie iſt zugleich diejenige, die am 
heftigſten angefeindet zu werden pflegt, da ſie ähnlich wie eine Kopf— 
ſteuer wirke und mithin das ärmere Volk ganz unverhältnißmäßig be— 
laſte. Daß das letztere an und für ſich ganz richtig iſt, ſoll nicht 
beſtritten werden. Indeſſen bilden die Ausgaben einer Familie für 
Salz einen ſo verſchwindenden Theil der Ausgaben ſelbſt des ärmſten 
Haushaltes, daß die Steuer auch von den unterſten Schichten ohne 
jede Beſchwer ertragen wird. Vor die Wahl geſtellt, ob die Salzſteuer 
beibehalten oder den ärmeren Klaſſen eine entſprechende direkte Steuer 
auferlegt werden ſoll, wird man kaum darüber in Zweifel ſein können, 
daß in dieſem Falle die indirekte Steuer der direkten bei Weitem vor— 
zuziehen iſt. Kann man freilich die Salzſteuer erlaſſen, ohne ſie durch 
eine auch die ärmſten Klaſſen umfaſſende direkte Steuer erſetzen zu 
müſſen, ſo wird die Beſeitigung derſelben nur wünſchenswerth ſein. 

Von den ſogenannten Finanzzöllen, ſoweit dieſelben auf 
Artikel des allgemeinen Volksverbrauchs gelegt werden, iſt hinſichtlich 
der Vertheilung der Steuerlaſt natürlich das Nämliche zu ſagen, wie 
von den inneren Verbrauchsſteuern. Doch haben ſie vor den letzteren 
den großen Vorzug voraus, daß ſie erſtlich nicht die Produktion des 
Inlandes in ſtörender Weiſe berühren, und zweitens in viel geringerem 
Maße läſtige Kontrolvorſchriften und Vexationen bedingen, ſowie nicht 
entfernt ſo hohe Erhebungskoſten verurſachen, als die inneren Ver— 
brauchsſteuern. 

Die Frage der Schutzzölle iſt aus anderen Geſichtspunkten zu 
betrachten, als aus dem der Beſteuerung. Gewähren dieſelben neben 
einem für nothwendig erachteten Schutze des einheimiſchen Gewerb— 
fleißes gegen auswärtige Konkurrenz dem Staate überdies nicht unbe— 
trächtliche Einnahmen, ſo ſind die letzteren doch nicht der Hauptzweck, 
ſondern nur eine angenehme Zugabe. 


Zehntes Kapitel. 
Stempel und Gebühren. 


Eine eigene Art von Steuern ſind die Stempelſteuern, ſowie die 
Gebühren für gewiſſe Amtshandlungen. 
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Durch die Stempelſteuern werden beſtimmte Verkehrsakte, wie 
Kauf⸗ und Tauſchverträge, Pacht- und Miethverträge oder andere Ur⸗ 
kunden über Rechtsgeſchäfte, ſodann Rechnungen, Quittungen, Wechſel, 
Schlußſcheine u. dgl. beſteuert. Man hat dieſe Beſteuerung dadurch 
zu rechtfertigen geſucht, daß man behauptet, dieſelbe diene dazu, gewiſſe 
Lücken, welche ſonſt das Steuerſyſtem beſtehen laſſe, auszufüllen. 
Namentlich vermöge die direkte Beſteuerung die Gewinne aus vorüber⸗ 
gehenden Konjunkturen oder Spekulationen ſchwer oder gar nicht zu 
erfaſſen. Die Frage iſt jedoch, ob überhaupt ſolche Gewinne Gegen- 
ſtand der Beſteuerung ſein ſollten. Im Allgemeinen wird daran feſt⸗ 
zuhalten ſein, daß die Steuern nicht von den einzelnen Exwerbsakten, 
ſondern von den durchſchnittlichen Jahreseinnahmen zu erheben ſind. 
Iſt das Vermögen einer Perſon durch einen großen Konjunktur⸗ oder 
Spekulationsgewinn gewachſen, ſo hat die Beſteuerung die Aufgabe, 
die dauernde Nutzung deſſelben zu erfaſſen. Mit welchem Rechte ſie 
einen Theil an dem Erwerbe ſelbſt beanſprucht, iſt nicht einzuſehen. 
Derſelbe Einwand läßt ſich freilich auch gegen die Erbſchaftsſteuer, die 
gewöhnlich auch als Stempelgebühr eingezogen wird, erheben. Allein 
die Erbſchaft oder Schenkung beruht doch wenigſtens nicht auf einer 
erwerbenden Thätigkeit, wie es Spekulationsgewinne immerhin bis zu 
einem gewiſſen Grade thun. Ueberdies vermögen ſich ſolche Gewinne 
in vielen, wohl den meiſten Fällen der Steuer zu entziehen, und die— 
ſelbe trifft daher nur einzelne Perſonen, und dieſe ungerecht. 

Am ſchwerſten laſten in der Regel die Stempelabgaben auf dem 
Beſitzwechſel von Grundſtücken und Häuſern. Man wird annehmen 
dürfen, daß ein Beſitzer meiſtens nur dann ſich zum Verkaufe ent⸗ 
ſchließt, wenn irgend eine Nothlage, ſei dieſelbe finanzieller oder anderer 
Art, ihn zum Verkaufe zwingt. In dieſem Falle iſt er von Haus 
aus der Schwächere unter den vertragſchließenden Parteien, und kann, 
wie es thatſächlich oft genug der Fall iſt, leicht in die Lage kommen, 
durch die Steuer des letzten Reſtes ſeiner Habe beraubt zu werden. 
Die Vorausſetzung, daß bei einem Beſitzwechſel ſowohl der Käufer wie 
der Verkäufer gewinne, trifft namentlich beim immobilen Beſitze ſelten 
zu. Bei kaufmänniſchen Geſchäften verhält ſich dies in der Regel 
anders, und die Stempelſteuern auf dergleichen Verkehrsakte ſind daher, 
wenn ſie ſich in mäßigen Grenzen halten, leichter zu tragen als die 
gewöhnlich übermäßigen Abgaben vom Beſitzwechſel in unbeweglichen 
Gütern. Allein eine vernünftige Rechtfertigung wird man für all' 
dieſe Steuern nicht zu finden vermögen. Die einzige Rechtfertigung, 
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die möglich iſt, liegt in der Nothwendigkeit für den Staat, „das Geld 
da zu nehmen, wo er es findet“. 

Gebühren ſind für gewiſſe Amtshandlungen zu entrichten. Sie 
rechtfertigen ſich durch die Bemühung, die der Einzelne als ſolcher den 
Staatsbehörden verurſacht. Beiſpielshalber die Juſtizpflege wird der 
Gebührenerhebung niemals vollſtändig entrathen können, da bei völliger 
Koſtenloſigkeit der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſtets die Gefahr vor⸗ 
liegen würde, daß die Behörden von einzelnen Querulanten übermäßig 
in Anſpruch genommen werden. Doch ſollten die Gebühren im Allge— 
meinen an den Koſten des Verfahrens ihr Maß finden und nicht, wie 
es oft geſchieht, als eine rein der fiskaliſchen Willkür überlaſſene 
Steuerquelle ausgebeutet werden. 


Elftes Kapitel. 
Grundlinien einer preußiſch-deutſchen Steuerreform. 


Nachdem wir in den vorigen Kapiteln die einzelnen Steuer— 
gattungen betrachtet und einer Kritik unterworfen haben, wollen wir 
verſuchen, ein Bild der Steuerreform zu entwerfen, welche nach den 
entwickelten Grundſätzen in Preußen und dem Deutſchen Reiche ſtatt— 
finden müßte. Wir ſehen dabei von Erſparniſſen in den Ausgaben 
gänzlich ab, obwohl bei der Annahme eines Steuerſyſtems nach Art 
des hier vorgezeichneten nicht bloß die Erhebungskoſten der Steuern 
bedeutend vermindert, ſondern vor Allem in Folge des Erſatzes der 
indirekten Steuern durch direkte der Antrieb zur Sparſamkeit ungemein 
geſchärft werden würde. 

In erſter Linie wäre alſo darauf hinzuwirken, daß alle inneren 
Verbrauchsſteuern in Wegfall käuen. Was die Branntwein- und 
Bierſteuer betrifft, die in den ſüddeutſchen Staaten nach anderen 
Normen erhoben werden, als im norddeutſchen Steuerverein, ſo würde 
der Vorangang des letzteren vermuthlich die unmittelbare Nachfolge 
der ſüddeutſchen Staaten zur Folge haben müſſen. Die NRüben- 
zuckerſteuer, ſchon ſeit längerer Zeit das Schmerzenskind der Reichs— 
beſteuerung, würde vor Allem zu beſeitigen ſein, und es darf mit allem 
Fug angenommen werden, daß in Folge davon die Zuckerproduktion, 
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innerhalb der von den natürlichen Abſatzverhältniſſen gezogenen Grenzen, 
eine weit geſundere und umfangreichere Entwicklung nehmen würde, 
als durch künſtliche Steuermaßregeln irgend welcher Art, mögen die— 
ſelben auf eine Material- oder eine Fabrikatſteuer hinauslaufen. Die 
Salzſteuer, die einen ſicheren und hohen Ertrag abwirft, ohne weder 
der Produktion beſonders nachtheilig zu ſein, noch den Verbrauch ein— 
zuſchränken oder die ärmeren Klaſſen in irgend fühlbarer Weiſe zu bes 
laſten, verdient am eheſten erhalten zu bleiben, obwohl ihre Abſchaffung, 
ſchon wegen der dann hinfällig werdenden Nothwendigkeit der Dena- 
turirung des Salzes für landwirthſchaftliche und induſtrielle Zwecke, 
immerhin wünſchenswerth ſein würde. 

Von den Finanzzöllen würden diejenigen, welche den allgemeinen 
Volksverbrauch in ſtarkem Maße beſteuern, allmählich herabzuſetzen 
bez. abzuſchaffen ſein. In dem deutſchen Zolltarif kommt dabei haupt⸗ 
ſächlich der Kaffee in Betracht, während die auf die meiſten anderen 
Einfuhrartikel gelegten Zölle entweder, wie die Zölle auf Tabak und 
Tabakfabrikate, Wein, Bier, Branntwein, Zucker, Getreide, Vieh, Holz 
mit dem finanziellen Zwecke einen Schutzzweck verbinden, oder einen 
ſolchen ausſchließlich verfolgen, oder Artikel eines mehr oder weniger 
überflüſſigen Luxus betreffen, oder verhältnißmäßig ſo niedrig bemeſſen 
ſind, daß von ihnen Aehnliches gilt wie das, was hinſichtlich der Salz⸗ 
ſteuer bemerkt wurde. Es würde deshalb mit der Beſeitigung bez. 
Ermäßigung der Zölle jedenfalls erſt dann zu beginnen ſein, nachdem 
die inneren Verbrauchsſteuern, ſowie die beſonders drückenden oder 
vexatoriſchen Stempelſteuern gefallen ſind. 

Ein Hauptglied in der Kette der hier entworfenen Steuerreformen 
bildet der Erſatz des gemiſchten Syſtems von Perſonal- und Ertrags- 
ſteuern durch ein folgerichtiges Syſtem von Ertragsſteuern. Erſt da— 
durch wird eine angemeſſene, der Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen 
Berufsklaſſen entſprechende Beſteuerung ermöglicht; erſt dadurch kann 
die direkte Beſteuerung in einer Weiſe entwickelt werden, daß allmählich 
der Nothbehelf der indirekten Steuern entbehrlich wird; erſt dadurch 
wird die Beſteuerung eine Schmiegſamkeit erlangen, die ſich den wohl— 
verſtandenen Bedürfniſſen des Gemeinweſens vollkommen anpaßt; erſt 
dadurch endlich wird die Kunſt der Beſteuerung in den Stand geſetzt, 
der ſozialpolitiſchen Aktion, welche auf die allmähliche Hinwegräumung 
der auf einem Monopol, nicht auf Arbeit beruhenden Einkommens- 
arten hinzuwirken hat, zu Hülfe zu kommen. Zu dieſem letzteren 
Zwecke wird beiſpielsweiſe die Beſteuerung der landwirthſchaftlichen 
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Bodenrente ſowie der Hausgrundrente im Laufe der Zeit bis zu dem 
Punkte ſteigen müſſen, wo die Rente als Einkommensquelle der Ein⸗ 
zelnen verſchwindet und dem Gemeinweſen anheimfällt. 

Sehen wir nunmehr zu, wie ſich die Einnahmen des Deutſchen 
Reiches beim Wegfall der Verbrauchsſteuern (zunächſt mit Ausnahme 
der Salzſteuer) geſtalten würden. Im Rechnungsjahre 1883/84 be— 
trugen die Einnahmen aus der Tabakſteuer 7,620,360 Mark, aus der 
Rübenzuckerſteuer 37,774,456 M., aus der Branntweinſteuer 35,510,972 
Mark, aus der Brauſteuer 17,168,413 Mark. Ergiebt zuſammen 
98,074,201 Mark. Kann ein ſolcher Betrag durch direkte Steuern er— 
ſetzt werden? 

Wir haben oben gefunden, daß in Preußen bei mäßiger Ver— 
anlagung durch Grundſteuern 70,000,000 M., durch eine Hausrenten— 
ſteuer 56,000,000 M., durch eine Kapitalrentenſteuer 70,000,000 M., 
durch Gewerbeſteuern 84,000,000 Mark, durch eine Lohn- und Be⸗ 
ſoldungsſteuer 32,000,000 Mark aufgebracht werden könnten. Eine 
mäßige Erbſchaftsſteuer endlich darf auf einen Ertrag von 50,000,000 
Mark veranſchlagt werden. Ergiebt zuſammen 362,000,000 M. Jetzt 
bringen ſämmtliche direkte Steuern in Preußen einſchließlich der Erb— 
ſchaftsſteuer jährlich nicht viel mehr als 150 Millionen. Preußen 
allein könnte mithin weit über 200 Millionen Mark, und der übrige 
Theil Deutſchlands dem entſprechend vielleicht 120 Millionen, ganz 
Deutſchland ſonach 320 Millionen an direkten Steuern mehr auf— 
bringen als bisher, übergenug, um die inneren Verbrauchsſteuern ſowie 
die Reichs⸗ und Landesſtempelſteuern (im Betrage von etwa 45 Millionen) 
ſammt und ſonders, außerdem die läſtigſten Finanzzölle abzuſchaffen, 
und überdies noch den Gemeinden einen großen Theil der Schul- und 
Armenlaſten abzunehmen. 

Um dies Alles durch eine konſequente, 125 durchaus mäßige in⸗ 
direkte Beſteuerung zu bewirken, dazu fehlt es keineswegs an der Mög— 
lichkeit, wohl aber an dem guten Willen nicht ſowohl der Regierungen, 
als der bevorzugten Klaſſen der Bevölkerung. 
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Erſtes Kapitel. 
Der Kernpunkt der ſozialen Frage. 


Die ſoziale Frage, ſoweit ſie nur wirthſchaftlicher Natur iſt, be— 
wegt ſich um die Vertheilung des Produktionsertrages. 

Alles, was innerhalb eines Wirthſchaftsgebietes produzirt wird, 
kann nur durch Arbeit hervorgebracht werden. Der jährliche Ertrag 
dieſer Arbeit liefert (ſofern wir uns das Wirthſchaftsgebiet als ge— 
ſchloſſen denken) das geſammte Volkseinkommen, von dem Alles beſtritten 
werden muß, was die Einzelnen, die das Volk bilden, verbrauchen. 
Der internationale Verkehr mit ſeinem Austauſche von Waaren und 
Kapitalien (Geld, Schuldverpflichtungen) kann je nach den Umſtänden 
jenes Volkseinkommen ſchmälern oder vergrößern; aber im Allgemeinen 
wird dadurch der Satz, daß der jährliche Ertrag der Volksarbeit das 
Einkommen des Volkes liefere, nur wenig beeinträchtigt, und wir können 
der Einfachheit halber denſelben als Grundlage unſerer weiteren Ueber— 
legungen annehmen. 

Wenn es alſo die Arbeit iſt, der man Alles zu verdanken hat, 
was zur Verſorgung des Volkes mit den Nothwendigkeiten und Annehm— 
lichkeiten des Lebens dient, ſo ſcheint auch die Arbeit vernünftigerweiſe 
das alleinige Anrecht an das Produkt oder den Ertrag ihrer Mühen 
zu haben. In der That iſt es ein allgemein angenommener Glaubens- 
ſatz, daß der Arbeit ihre Früchte gebühren, und man betrachtet gewöhn— 
lich die Fähigkeit des Eigenthums, der Arbeit ihre Früchte zu ſichern, 
als den haltbarſten Rechtsgrund deſſelben. 

Man braucht jedoch nur eine ſehr flüchtige Umſchau auf dem Ge— 
biete des menſchlichen Verkehrslebens zu halten, um zu ſehen, daß ein 
großer Theil der Bevölkerung eines jeden Landes überhaupt nicht 
arbeitet, und dennoch über die Produkte der Arbeit im verſchwenderiſch— 


ſten Maße verfügen kann; daß ein anderer Theil zwar arbeitet und 
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dem Volkshaushalt mehr oder minder wichtige Dienſte leiſtet, für dieſe 
Dienſte jedoch einen anſcheinend weit über deren Werth hinausreichenden 
Erſatz empfängt; daß aber diejenigen Klaſſen der Bevölkerung, auf 
denen die Hauptlaſt der Volksarbeit ruht, und die vor Allem die un⸗ 
umgänglichſten Gegenſtände der menſchlichen Bedürfniſſe, Nahrung, 
Kleidung und Obdach, hervorbringen müſſen, oft am Nothwendigſten 
Mangel leiden und froh ſein müſſen, ihre Arbeitskraft nur überhaupt 
gegen einen dürftigen Lohn verwerthen zu können. 

Woher dieſe auffallende Erſcheinung, daß die allein Sachgüter er⸗ 
zeugende Arbeit darben muß, während ſo Viele, die nichts arbeiten, 
und ſo Viele, die in anderen Richtungen als der Hervorbringung von 
Sachgütern thätig, oder wenigſtens nicht unmittelbar an einer ſolchen 
Hervorbringung betheiligt ſind, in behäbigem Wohlſtande, ja zum Theil 
im wahnſinnigſten Ueberfluſſe leben? Es muß nothwendig außer der 
Arbeit, deren Anrecht an den vollen Ertrag ihrer Mühen unbeſtreitbar 
ſcheint, noch andere Mittel geben, ſich in den Beſitz von Arbeitserzeug⸗ 
niſſen zu ſetzen oder die Kraft der Verfügung über Arbeitserzeugniſſe 
zu erlangen; und zwar müſſen dieſe Mittel der Arbeit weit überlegen 
fein, da ſie Einzelne befähigen, jährlich den hundert- oder tauſend⸗ oder 
zehntauſendfachen Betrag deſſen, was ein Arbeiter durch ſeiner Hände 
Anſtrengung gewinnt, ſich anzueignen. Wenn aber ausſchließlich die 
Arbeit es iſt, der man alle Sachgüter verdankt, ſo können die Einkünfte 
derjenigen, die überhaupt nicht oder verhältnißmäßig wenig arbeiten 
und dennoch wohlhabend oder reich ſind, nur aus dem Ertrage frem— 
der Arbeit herſtammen. 

Nun muß es in jeder entwickelten Geſellſchaft Funktionäre geben, 
welche der gemeinen Sache in anderer Richtung Dienſte leiſten, als 
durch Hervorbringung von Sachgütern, und es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß dieſe durch die produktiven Arbeiter mit erhalten werden müſſen. 
Zu ſolchen Funktionären mag man, außer den im Dienſte des Staates, 
des öffentlichen Unterrichts u. ſ. w. beſchäftigten Perſonen auch die⸗ 
jenigen rechnen, welche an der Produktion von Sachgütern als Betriebs⸗ 
leiter oder Gehülfen der Betriebsleitung betheiligt ſind, oder welche an 
den distributiven Verrichtungen des Handels und der Güterbeförderung 
theilnehmen. Die Beſoldungen der im Staats- oder Gemeindedienſt 
angeſtellten Perſonen werden von den öffentlichen Gewalten ſelbſt feſt⸗ 
geſtellt, und es find dabei in der Regel ganz andere Rückſichten maß⸗ 
gebend, als eine billige Schätzung des Werthes der betreffenden Dienſt⸗ 
leiſtungen im Vergleich zu dem Werthe der produktiven Arbeit. Die 
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Einnahmen der Inhaber landwirthſchaftlicher, induſtrieller oder kommer— 
zieller Privatbetriebe dagegen richten ſich unter dem herrſchenden Ab— 
lohnungsſyſteme hauptſächlich nach der Differenz zwiſchen den wirklichen 
Erträgniſſen des mit einer kleineren oder größeren Anzahl von Lohn— 
arbeitern betriebenen Geſchäftes einerſeits und den gezahlten Arbeits— 
löhnen andererſeits. 

Der Arbeiter erhält alſo unter dem Ablohnungsſyſteme für ſein 
Arbeitsprodukt nicht den vom Verbraucher gezahlten Preis, ſondern einen 
nach anderen Regeln beſtimmten Lohn, während der ſogenannte Unter— 
nehmer, der gewöhnlich mit dem Betriebsleiter dieſelbe Perſon iſt, den 
Anſpruch auf den geſammten Reinertrag des Geſchäftes erhebt, und 
eine lange Gewohnheit dieſen Anſpruch geheiligt hat. Dennoch wird 
man ſich fragen müſſen, ob die Gewohnheit, den Reinertrag eines mit 
Hülfe fremder Arbeit geführten Betriebes als den rechtmäßigen Erſatz 
für die Thätigkeit des Unternehmers anzuſehen, ein unerſchütterliches 
Recht begründen kann, das ſein Fundament in der ewig gleichen Natur 
des Menſchen und der Geſellſchaft findet. Aus Gewohnheiten entſtehen 
Rechte, aber die Rechte wechſeln mit der Erkenntniß der ſozialen Er— 
ſcheinungen und den dadurch bedingten Machtverhältniſſen zwiſchen den 
verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung. Wenn es nachzuweiſen iſt, daß 
unter dem auf Ablohnung beruhenden Arbeitsſyſteme ein unheilbarer 
Widerſtreit der Intereſſen zwiſchen Unternehmern und Arbeitern beſtehen, 
die Lage der großen Maſſe der Bevölkerung ſtets eine unbefriedigende 
bleiben, ja mit zunehmender Zahl immer unbefriedigender werden muß 
— wenn dies nackzuweiſen iſt und die Erkenntniß dieſes Sachverhaltes 
hinreichend tiefe Wurzeln im Volke ſchlägt, ſo wird dem beſtehenden 
Rechte keine Dauer beſchieden ſein und eine Umbildung deſſelben über 
Kurz oder Lang unvermeidlich werden. 

Der Nachweis des bezüglichen Standes der Dinge ſcheint in der 
That nicht ſchwer zu ſein. Ich habe denſelben beiläufig ſchon im erſten 
Hefte des vorliegenden Buches (in dem Kapital über die Folgen un— 
gleicher Vertheilung) zu erbringen geſucht, und kann mich daher an 
dieſer Stelle kurz faſſen. Es iſt an ſich einleuchtend, daß die Intereſſen 
des Unternehmers und des Lohnarbeiters verſchiedene ſind. Der Unter— 
nehmer hat das natürliche Intereſſe, ſeinen Gewinn ſo hoch zu ſteigern 
als möglich, und das wirkſamſte Mittel, dies zu thun, wird ſtets darin 
beſtehen, daß er den Arbeitslohn nach Kräften drückt. Daran kann der 
gute Wille oder die Menſchenfreundlichkeit des einzelnen Unternehmers 
nichts ändern. Denn die Konkurrenz, die zwiſchen allen herrſcht, zwingt 
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den Einzelnen, auf Gefahr der Einbuße ſeiner Stellung, ſich dem all⸗ 
gemeinen Beſtreben anzuſchließen. Mindeſtens iſt das, was der Ein- 
zelne gegen die allgemeine Tendenz thun kann, zu geringfügig, um 
irgendwie für die Geſtaltung der e Lage des Lohnarbeiters 
ins Gewicht zu fallen. 

Das auf Seiten der Arbeit hinſichtlich der Lohnfrage beſtehende 
Intereſſe iſt demjenigen des Unternehmerthums gerade entgegengeſetzt. 
Der Arbeiter hat das natürliche Intereſſe, ſeine Arbeit ſo hoch zu ver— 
werthen, in Tauſch dafür ſo viel zu erhalten, als möglich. Der von 
dieſer Seite her geleiſtete Widerſtand wird dem vom Unternehmerthum 
auf die Arbeitslöhne ausgeübten Druck unter Umſtänden mit Erfolg 
entgegenwirken, und wir ſehen oft, daß unter günſtigen Verhältniſſen 
das Intereſſe der Arbeit über dasjenige des Unternehmerthums größere 
oder geringere Vortheile davon trägt. Aber auf die Dauer wird die 
Ueberlegenheit des Letzteren unbeſtritten bleiben müſſen, ſo lange das 
entſcheidende Herrſchaftsmittel deſſen Händen nicht zu entwinden iſt. 

Dies Herrſchaftsmittel liegt in dem ausſchließlichen Beſitze der 
einen Klaſſe und der entſprechenden Beſitzloſigkeit der anderen. Gelingt 
es den Arbeitern nur unter beſonders günſtigen Umſtänden, dem Drucke 
der Gewinnintereſſen auf den Arbeitslohn einen wirkſamen Widerſtand 
entgegenzuſetzen, ſo gerathen ſie unter ungünſtigen Umſtänden in eine 
ſo hülfloſe Lage, daß ſie ſich jeder Bedingung unterwerfen müſſen. 
Es iſt dies eine unmittelbare Folge der Abhängigkeit der Produktion 
von den Gewinnintereſſen. 

Während die Volksgeſammtheit als ſolche mit den arbeitenden 
Maſſen das gleiche Intereſſe hat, daß die Produktion ſich ausdehne und 
den beſtändig wachſenden Bedürfniſſen einer zunehmenden Bevölkerung 
ſich anpaſſe, muß die den Gewinnintereſſen nothwendig innewohnende 
Tendenz, einen Druck auf den Arbeitslohn auszuüben, vielmehr auf 
die Niederhaltung der Produktion hinwirken. Der Unternehmer iſt nur 
ſo lange geneigt, Arbeiter zu beſchäftigen, als er davon einen Gewinn 
erwarten kann. Steigen aber unter der natürlichen Ausdehnung der 
Produktion die Löhne, ſo werden die Gewinne der Unternehmer ge— 
ſchmälert, und die Letzteren ſuchen daher ihren Vortheil durch Ein— 
ſchränkung der Produktion zu wahren, welche einen Fall der Löhne zur 
unvermeidlichen Folge hat. 

Auf der andern Seite ſucht das Unternehmerthum, einem aus 
ſeinen Sonderintereſſen fließenden Zwange gehorchend, die Zahlung von 
Arbeitslohn dadurch zu vermeiden, oder doch möglichſt zu beſchränken, 
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daß an Stelle der menſchlichen Arbeit ſo viel als thunlich mechaniſche 
Kräfte zur Dienſtleiſtung herangezogen werden. Dies würde als ein 
heilſamer Fortſchritt zu begrüßen ſein, wenn die Vortheile, die aus 
dem Erſatze der menſchlichen Muskeln durch mechaniſche Kraft hervor— 
gehen, nicht nur dem Unternehmer oder Kapitaliſten, ſondern der Volks— 
geſammtheit und insbeſondere den Arbeitern ſelbſt zu gute kämen. Aber 
weit entfernt davon, dient vielmehr jede Erfindung einer neuen arbeit- 
erſparenden Maſchine, jedes Umſichgreifen der Anwendung einer ſolchen 
Erfindung in erſter Linie dazu, eine größere oder kleinere Anzahl von 
Arbeitern aus ihrer gewohnten Beſchäftigung zu werfen, dadurch das 
Angebot von Arbeit zu erhöhen und, in natürlicher Folge des Geſetzes 
von Angebot und Nachfrage, den durchſchnittlichen ne der Arbeit 
herunter zu drücken. 

So muß die Herrſchaft des Beſitzes, die Abhängigkeit der Pro— 
duktion von dem Gewinne der Unternehmer mit Nothwendigkeit zur 
Niederhaltung der Löhne und damit zur Einſchnürung der Produktion 
dienen. Bei aller ſogenannten Ueberproduktion, die man als die Ur— 
ſache der periodiſchen Handelskriſen anzuſehen pflegt, kann es von Nie— 
mandem bezweifelt werden, daß die Fähigkeit zur Produktion in allen 
vorgeſchrittenen Ländern der Welt die thatſächliche Produktion bei Weitem 
übertrifft. Dies iſt nicht bloß in ſolchen Zweigen der menſchlichen 
Thätigkeit, die vorzugsweiſe durch eine hochentwickelte Maſchinentechnik 
unterſtützt werden, ſondern ſelbſt in der Bodenproduktion, welche das 
Volk mit den unumgänglichſten Lebensbedürfniſſen ſowie mit den Roh— 
ſtoffen der Induſtrie zu verſorgen hat, der Fall. Es fehlt für eine 
faſt unbeſchränkte Ausdehnung der Produktion nichts als die wirkſame 
Nachfrage, und an dieſer fehlt es aus keinem andern Grunde, als weil 
die große arbeitende Maſſe der Bevölkerung, unter der Herrſchaft der 
Beſitz⸗ und Gewinnintereſſen, mit Gefliſſenheit in einer Lage erhalten 
wird, die ihre Kaufkraft aufs Gewaltigſte niederhält. Man braucht 
ſich nur vorzuſtellen, daß die Vertheilung des Volkseinkommens eine 
annähernd gleiche, und mithin auch der Verbrauch der einzelnen Familien 
oder Perſönlichkeiten ungefähr der nämliche wäre, um einzuſehen, daß 
der Geſammtverbrauch an nützlichen Dingen ein unvergleichlich größerer 
ſein könnte, als unter der Vorausſetzung der gegenwärtigen Vertheilung. 
Wenn man ſich aber vollends denkt, daß nicht mehr das Intereſſe des 
Beſitzes und Gewinnes, ſondern das höher ſtehende Lebensintereſſe des 
geſammten Volkes zum maßgebenden Beſtimmungsgrunde der Produktion 
gemacht würde, und daß mithin einerſeits alle vorhandenen produktiven 
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Kräfte, ſei es die Arbeit der menſchlichen Hände oder diejenige der 
vom menſchlichen Geiſt erſonnenen Maſchinen, zu zweckmäßiger Ver⸗ 
wendung im Volkshaushalte kämen, andrerſeits aber auch jeder an der 
Arbeit Betheiligte den ſeinem Arbeitsaufwande entſprechenden Lohn er⸗ 
hielte, ſo kann man nicht zweifeln, daß die wirkſame Nachfrage in 
gleichem Verhältniſſe wie das Angebot nützlicher Güter zunehmen und 
immer gewaltiger anwachſen würde. 

Iſt die aus der Trennung des Beſitzes von der Arbeit hervor— 
gegangene ſcharfe Ungleichheit in der Vertheilung des Volkseinkommens 
und die damit nothwendig zuſammenhängende Beherrſchung der Pro— 
duktion durch die Gewinnintereſſen die wahre Urſache der geringen 
Kaufkraft unter den arbeitenden Klaſſen, ſowie der entſprechenden Nieder— 
haltung der Produktion, ſo wird dies Uebel durch die indirekten Macht⸗ 
quellen, die ſich der bewegliche oder beſſer geſagt der Geld-Beſitz zu 
verſchaffen gewußt hat, noch unendlich verſchärft. Es genügte demſelben 
nicht, durch Beſchäftigung produktiver Arbeiter oder durch die Vermitte- 
lung des Verkehrs zwiſchen Produzent und Konſument Gewinn zu 
machen, ſondern er unterwarf ſich die Arbeit nochmals indirekt durch 
den Zins, der für die Benutzung fremden Geldes gefordert wurde. 
Aehnlich wie der Grundbeſitz ſeinen Anſpruch auf eine Rente als ganz 
ſelbſtverſtändlich betrachtet und für die Benutzung des Bodens einen 
Pachtpreis fordert, ſo verlangt auch der Geldbeſitz für die Ueberlaſſung 
einer Geldſumme zu produktiven oder Gewinnzwecken einen Zins. So 
wenig nun auch dieſer Anſpruch für unrechtmäßig ausgegeben werden 
ſoll, ſo wenig läßt ſich doch verkennen, daß der übermäßige Gebrauch 
eines verzinslichen Kredites die Vertheilung des Volkseinkommens immer 
ungleicher geſtalten, die Geſellſchaft immer mehr in zwei Klaſſen von 
müßigen Rentnern und überbürdeten Arbeitern ſpalten und den Geld— 
beſitz immer mehr zum unumſchränkten Herrn aller Produktion machen 
muß. Zu dem Unternehmergewinne tritt ſo noch der Zins als eine 
neue ungeheure Steuer, die der Arbeit aufgebürdet wird. Der über- 
mäßige Gebrauch eines verzinslichen Kredites iſt aber durch die Geſetze 
und Einrichtungen der modernen Staaten mit einer wahren Verblendung 
befördert worden. Durch die Anhäufung von Schulden der Staaten 
und ſonſtigen Korporationen, und noch mehr durch die Gewährung von 
Pfandrechten an Darlehen auf unbewegliche Güter wurde dem Zinsfuße 
ein feſtes Rückgrat verliehen, das arbeitende Volk (worunter ich ſelbſt⸗ 
verſtändlich das geſammte, von Arbeit irgendwelcher Art lebende Volk 
im Gegenſatze zu den Renten- und Zinsempfängern begreife) mit einem 
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ſtets wachſenden Tribute belaſtet und feine Fähigkeit, auf eigene Ver— 
antwortlichkeit an der Produktion theilzunehmen, immer mehr beſchränkt. 

Noch giebt es in Deutſchland einen zahlreichen Stand kleiner 
Grundbeſitzer und Handwerker, in denen ſich die Produktionsfaktoren 
Kapital und Arbeit vereinigt finden, die alſo von fremden Gewinn— 
intereſſen vollkommen unabhängig zu ſein ſcheinen. Dieſe Stände, deren 
Einkommen mehr aus Arbeitslohn als aus Beſitzrente fließt, leiſten der 
herrſchenden Tendenz, den Gewinn zum alleinigen Regulator der Pro— 
duktion zu machen, bis jetzt noch einen ſtillen aber zähen Widerſtand. 
Allein die Konkurrenz des von den Gewinnintereſſen abhängigen Groß— 
betriebes in Landwirthſchaft und Induſtrie iſt ſchon lange eine ſo 
ſcharfe, daß der Lohn der freien, ſelbſtändigen Arbeit ſich weſentlich 
nach dem Lohne der unſelbſtändigen Arbeit richtet, ja oft noch unter 
den letzteren hinabſinkt, weil der ſelbſtändige Arbeiter den Reiz der 
Selbſtändigkeit gern mit einem kleinen Opfer erkauft. Je ſchärfer jedoch 
die Konkurrenz des Großbetriebes wird, deſto weniger Ausſicht iſt natür- 
lich vorhanden, daß der Kleinbetrieb ſich auf die Dauer werde behaupten 
können, und man darf mit ziemlicher Gewißheit vorausſagen, daß der 
Großbetrieb in Landwirthſchaft, Induſtrie und Handel, mit ſeiner in 
vielen Beziehungen unbeſtreitbaren ökonomiſchen Ueberlegenheit, den 
Kleinbetrieb allmählich immer weiter zurückdrängen und auf einen immer 
engeren Kreis von Berufsarten beſchränken wird. 

Nun iſt unter den heutigen wirthſchaftlichen Einrichtungen Vor— 
herrſchaft des Großbetriebes und Herrſchaft der Gewinnintereſſen ſo gut 
wie gleichbedeutend. Sind die meiſten Induſtriezweige oder iſt gar die 
geſammte Produktion von der Anregung und Hülfe des in den Händen 
einer wenig zahlreichen Klaſſe vereinigten Beſitzes abhängig, des Beſitzes, 
der ſeinerſeits nur aus dem Gewinne ſeine Antriebe zieht, ſo müſſen 
alle die oben erwähnten Erſcheinungen, Niederhaltung des Lohnes, Ein— 
ſchränkung der Produktion und periodiſche Wirthſchaftskriſen, mit immer 
größerer Gewalt auftreten und die ſozialen Kämpfe immer erbitterter 
und gefährlicher machen. 

Sind ſo jene Einrichtungen der modernen 1 welche die ge⸗ 
ſammte Volksproduktion in eine unmittelbare Abhängigkeit von den 
gewinnſüchtigen Intereſſen des Beſitzes bringen und dies von Stunde 
zu Stunde mehr thun, aus dem Geſichtspunkte der ſozialen Zweck— 
mäßigkeit von ſehr zweifelhaftem Werthe, ſo wird die Frage aufzuwerfen 
ſein, ob dieſelben durch andere, beſſere erſetzt werden können, und ob 
eine umſichtige Sozialpolitik die Hand dazu bieten ſollte, ſolchen beſſeren 
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Einrichtungen die Wege zu ebnen? Verſuchen wir auf dieſe Frage zu 
antworten. 

Der gegenwärtige Stand der Dinge, die Abhängigkeit der Arbeit 
vom Beſitz, iſt, ſoweit die Bodenbearbeitung in Betracht kommt, eine 
unvermeidliche Folge des Privateigenthums am Grund und Boden; 
ſoweit es ſich um induſtrielle Arbeit handelt, keine nothwendige aber 
doch eine thatſächliche Folge der Macht des Geldes, für welches alle 
Dinge, auch das Grundeigenthum, käuflich ſind und ohne welches faſt 
kein Bedürfniß des Lebens zu erlangen iſt. 

Denkt man ſich den Boden eines Landes im Beſitz einer Klaſſe 
von Grundeigenthümern, während der übrige Theil der Bevölkerung 
nur durch die Bearbeitung des Bodens die Mittel zum Leben gewinnen 
kann, ſo ſieht man leicht, daß die Beſitzer von dem Ertrage der auf 
den Boden verwendeten fremden Arbeit jeden beliebigen Antheil als 
„Grundrente“ fordern können und den Bebauern des Bodens nur 
gerade genug zum Leben übrig zu laſſen brauchen. In früheren Zeiten 
war dieſer Zuſtand der ländlichen Arbeit gewöhnlich mit Leibeigenſchaft 
oder Hörigkeit verknüpft. Dieſe Rechts- oder Unrechtsinſtitute find in 
dem größten Theile Europas verſchwunden; die ehemaligen Leibeigenen 
oder Dienſtpflichtigen ſind meiſt in freie Eigenthümer verwandelt; aber 
mit der wachſenden Bevölkerung vermehrt ſich beſtändig die Klaſſe der 
„Enterbten“, für die an Stelle der Leibeigenſchaft eine nicht mit Un⸗ 
recht ſo genannte Lohnhörigkeit getreten iſt. 

Auf die Entſtehung und Geſchichte der induſtriellen Lohnarbeit ein⸗ 
zugehen, würde hier zu weit führen. Genug, die thatſächliche Lage der 
Dinge iſt in den Induſtrieländern der Welt überall die, daß das Lohn— 
ſyſtem ſich fortwährend ausdehnt, die Renten und Gewinne einen be— 
ſtändig zunehmenden Beſtandtheil des Volkseinkommens bilden und die 
Abhängigkeit der Arbeit vom Beſitz fortwährend ſteigt. 

Grundrente und Unternehmergewinn beruhen weſentlich auf der 
gleichen Vorausſetzung, nämlich auf der Dienſtbarmachung fremder 
Arbeit. Der Beſitz eines Landgutes befähigt den Beſitzer, Arbeiter in 
ſeinen Dienſt zu nehmen, um ihnen entweder gegen einen Antheil an 
dem Produkt ihrer Arbeit oder gegen einen beſtimmten Lohn die Be⸗ 
arbeitung ſeiner Felder aufzutragen. Der Beſitzer beweglicher Kapitalien 
verwendet in gleicher Weiſe Arbeiter in gewerblichen Betrieben. Nach 
den herrſchenden Rechtsbegriffen wird nun der Beſitzer des Landgutes 
oder der Unternehmer des gewerblichen Betriebes zum vollberechtigten 
Eigenthümer aller Arbeitserzeugniſſe, die auf dem Landgute gewonnen 
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oder in dem gewerblichen Betriebe hergeſtellt werden. Der eigentliche 
Produzent gilt durch den empfangenen Lohn als vollſtändig abgefunden, 
und hat an dem Gewinne des Geſchäftes keinen Theil. 

Wie man nun auch von dem rechtlichen Fundamente denken mag, 
auf dem dieſe Vertheilung beruht — mit der landläufigen Begründung 
des Eigenthumsrechtes, daß daſſelbe den Zweck habe, dem Thätigen 
die Früchte ſeines Fleißes zu ſichern, kann eine Einrichtung nicht ver- 
träglich ſein, welche häufig genug den Löwenantheil an dem Extrage 
der Arbeit dem Unthätigen in den Schooß wirft. 

Das Ablohnungsſyſtem hat offenbar eine gewiſſe Aehnlichkeit mit 
den politiſchen Einrichtungen früherer Zeiten oder der despotiſchen Länder 
der heutigen Zeit. Der Fürſt fühlt ſich da als der Mittelpunkt des 
geſammten politiſchen Lebens, als diejenige Perſönlichkeit, der von höheren 
Mächten das Recht über Leben und Tod, Wohl und Wehe feiner Unter— 
thanen anvertraut iſt. Der Staatszweck ſcheint in der Macht und dem 
Glanze des Fürſten beinahe aufzugehen. Dieſe Anſicht von der Selbſt— 
herrlichkeit des Fürſten und der unbedingten Dienſtbarkeit der Unter— 
thanen hat in den vorgeſchrittenen Ländern der Welt gewaltige Stöße 
erlitten. Der Fürſt iſt hier nur noch, wie es ſchon Friedrich der Große 
ſein wollte, der erſte Diener des Staates. In der großen transatlan— 
tiſchen Republik hat das dieſem Entwickelungsgange zu Grunde liegende 
Prinzip ſeinen ſchärfſten Ausdruck in dem Worte (leider nur in dem 
Worte!) gefunden, daß die Regierung der Republik eine Regierung durch 
das Volk und für das Volk ſei. Kurz, die politiſche Entwickelung der 
neueren Zeit drängt überall auf den Erſatz der ariſtokratiſchen durch 
eine demokratiſche oder beſſer geſagt volksthümliche Verfaſſung. In 
den geſellſchaftlichen Einrichtungen hingegen ſtecken wir noch mitten in 
einer erzariſtokratiſchen Verfaſſung. Der Grundbeſitzer oder der ge— 
werbliche Unternehmer gilt als der rechtmäßige Herr über die Arbeits— 
erzeugniſſe ſeiner Lohnarbeiter. Nachdem er ihnen den vertragsmäßigen 
Lohn gezahlt hat, iſt er vollſtändig mit ihnen quitt. Alles was das 
Landgut oder der gewerbliche Betrieb über den verwendeten Arbeitslohn 
einbringt, gehört dem Beſitzer oder Unternehmer. 

Allerdings iſt deſſen Willkür in Beſtimmung der Löhne durch die 
Konkurrenz aller derjenigen, welche durch die Arbeit Anderer ſich Ge— 
winn zu verſchaffen ſuchen, beſchränkt. Eben dieſer Umſtand verleitet 
leicht zu der Meinung, daß durch die Konkurrenz der ſogenannten Arbeit- 
geber die Freiheit der Arbeiter verbürgt ſei. In Wirklichkeit find je= 
doch durch dieſe Konkurrenz, je nach deren Schärfe, die Arbeiter nur 
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von den einzelnen Unternehmern bis zu einem gewiſſen Grade unab- 
hängig. Aber als Ganzes bleiben ſie von der Unternehmerſchaft als 
Ganzem abhängig, d. h. unfrei. 

Bilden ſich die ſozialen Einrichtungen der Völker mehr und mehr 
dem politiſchen Entwickelungsgange der neueren Zeit entſprechend aus, 
ſo werden die einzelnen Wirthſchaftsbetriebe eine volksthümliche Ver⸗ 
faſſung erhalten; es werden nicht mehr die Arbeiter die Dienenden, 
und der Gutsherr oder gewerbliche Unternehmer der ſouveräne Herr 
ſein, ſondern es wird jeder Betrieb eine Organiſation darſtellen, in 
welcher alle Glieder gleichberechtigt und die mit den Funktionen der 
Leitung oder Aufſicht betrauten Perſonen nur die Bevollmächtigten der 
Geſammtorganiſation ſind. Gelangt man zu einem derartigen Zuſtande, 
ſo iſt natürlich das Ende des Lohnſyſtems gekommen. Es iſt möglich, 
ſogar wahrſcheinlich, daß die einzelnen Betriebe, aus denen der nationale 
Wirthſchaftskörper beſteht, die ſchon heute jo ſtark hervortretende Nei⸗ 
gung zur Konzentration beibehalten, und daß der Großbetrieb die weit 
überwiegende Geſchäftsform ſowohl in der Landwirthſchaft als auch in 
der Induſtrie wird. Aber die Großbetriebe werden dann nicht mehr 
die monarchiſche Form, in welcher das Oberhaupt unbedingt herrſcht, 
ſondern jene republikaniſche Form haben, in welcher der Wille des Volkes 
ſouverän und das gewählte Oberhaupt nur der erſte Diener der frag— 
lichen ſozialen Organiſation iſt. 

Die nächſte Folge einer derartigen Veränderung der Wirthſchafts— 
verfaſſung wird dann ſicherlich eine Föderation der verſchiedenen Be⸗ 
triebe ſein, — eine Föderation, welche, ähnlich wie es im Bundesſtaate 
der Fall iſt, zwar nicht die Freiheit und Selbſtſtimmung der einzelnen 
Glieder ausſchließt, aber die gemeinſamen Angelegenheiten zum gemein— 
ſchaftlichen Vortheil ordnet. 

Bei einer ſolchen Verfaſſung der Volkswirthſchaft wird es keiner 
ſich einander gegenüber ſtehenden Intereſſen von Arbeitgeber und Arbeitern, 
und keine Abhängigkeit der Arbeit von den Gewinnintereſſen mehr geben. 
Der Wechſel zwiſchen übermäßiger Anſpannung der Produktion und 
nachfolgender Erſchlaffung mit all' dem Unheil, welches aus ſolchen 
Schwankungen zu entſtehen pflegt, werden ferner nicht möglich ſein. 
Sobald nicht mehr die Intereſſen der ſogenannten Arbeitgeber, ſondern 
die Intereſſen der Arbeiter ſelbſt die maßgebende Richtſchnur der Pro- 
duktion bilden werden, muß die gegenwärtig ſo verhängnißvoll ſich 
geltend machende Tendenz zur äußerſten Ausnutzung der lebendigen 
Arbeitskraft verſchwinden und anderen Tendenzen Platz machen, welche 
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einer in Raum und Zeit gleichmäßigeren Vertheilung der produktiven 
Thätigkeit günſtiger ſind. | 

Das „Recht auf Arbeit“ würde dann leicht zu verwirklichen fein, 
oder müßte vielmehr nothwendig verwirklicht werden, da die ſo orga— 
niſirte Volkswirthſchaft nicht bloß das lebhafteſte Intereſſe, ſondern auch 
die volle Fähigkeit haben würde, die Produktion mit der Konſumtion 
auszugleichen, und jedem Arbeitsfähigen ſein gemeſſen Theil an der 
Geſammtarbeit zuzuweiſen. Ebenſo würden Fragen wie diejenigen eines 
Normalarbeitstages oder der Sonntagsruhe unter ſolchen Umſtänden 
kaum auftauchen können, da ſchon bei mäßiger Anſtrengung Aller die 
Produktion dem Verbrauche faſt immer voraus ſein und im Fall eines 
Mangels eine periodiſche Mehrleiſtung von Jedem gerne geleiſtet werden 
würde. 

Mit einer Wirthſchaftsverfaſſung, wie der hier in kurzen Umriſſen 
vorgezeichneten, wäre die volle Freiheit der Einzelnen, natürlich inner— 
halb der geſetzlichen Schranken, vereinbar. Nichts würde dazu nöthigen, 
einen Zwang zu gleichmäßiger Arbeitsleiſtung, eine allgemeine Gleich— 
heit des Arbeitsentgeltes und überhaupt eine künſtliche Egaliſirung aller 
Lebensſtellungen einzuführen. Nach wie vor würde für den Wetteifer 
Spielraum bleiben, obwohl in gewiſſen durch die allgemeinen Intereſſen 
gezogenen Grenzen. N 

Es wäre überflüſſig, die vorſtehenden Umriſſe einer neuen ſozialen 
Ordnung weiter auszuführen, da die thatſächliche Entwickelung der Dinge 
lange genug darauf warten laſſen dürfte, daß der Wendepunkt, der den 
Uebergang aus der heutigen Wirthſchaftsverfaſſung in die künftige be— 
zeichnen wird, wirklich eintritt. Nur darauf kommt es an, ob hier aus 
den Verhältniſſen und Vorzeichen der Gegenwart die allgemeine Richtung 
der künftigen Entwickelung annähernd richtig gedeutet iſt. Ein end— 
gültiges Urtheil darüber wird ſich freilich kaum fällen laſſen. Doch 
ſind gewiſſe Anhaltspunkte für die Beurtheilung immerhin vorhanden. 

Daß in den arbeitenden Maſſen der europäiſchen Bevölkerung eine 
Gährung beſteht, welche aus dem dämmernden Bewußtſein einer den 
gerechten Anſprüchen der Arbeit nicht Genüge leiſtenden ſozialen Ordnung 
entſpringt, kann von keiner Seite geleugnet werden. Und wer irgend 
wie mit den bewegenden Kräften der Völkergeſchichte vertraut iſt, wird 
auch zugeſtehen, daß eine Gährung wie die in Rede ſtehende, die all— 
mählich alle Kreiſe der Bevölkerung in ihren Wirkungsbereich zieht, 
die Staatsmänner und denkenden Köpfe tief beeinflußt und ſelbſt die 
Widerſtrebenden mit ſich fortreißt, nicht in ſich ſelbſt verlöſchen kann, 
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ſondern eine dauernde Umgeſtaltung des geſellſchaftlichen Körpers zur 
Folge haben muß. Nun iſt, wie wir oben, und noch ausführlicher an 
der dort angeführten Stelle gezeigt zu haben glauben, das Ablohnungs⸗ 
ſyſtem diejenige Einrichtung, welche den Zwieſpalt in der heutigen Ge— 
ſellſchaft unvermeidlich herbeiführt: auf Seiten der Unternehmer ein 
unmittelbares Intereſſe an Einſchränkung der menſchlichen Arbeit erzeugt, 
während die arbeitende Maſſe mit der geſammten Geſellſchaft das lebhafte 
Intereſſe an Ausdehnung der Produktion theilt; dem Beſitz allein, oder 
wenigſtens zum größten Theil, den aus den mechaniſchen Erfindungen, 
Betriebsverbeſſerungen und ſonſtigen Fortſchritten hervorgehenden Ge— 
winn zuweiſt, während die Arbeit davon ausgeſchloſſen bleibt und in 
Folge einer Arbeitserſparniß, die von Rechts wegen der Geſammtheit 
zu gute kommen ſollte, oft genug geradezu ins Verderben geſtürzt wird. 
Sind dieſe Anklagen gerechtfertigt (und es iſt nicht erſichtlich, wie ſie 
entkräftet werden könnten), ſo giebt es keine andere des Namens würdige 
Sozialreform, als die, welche dem Grundübel der Geſellſchaft zu Leibe 
geht und darauf abzielt, wenn nicht das ganze Syſtem zu beſeitigen, 
ſo doch daſſelbe unſchädlich zu machen. 

Große Veränderungen in Wiſſenſchaft, Religion und politiſchen 
oder ſozialen Einrichtungen gründen ſich ſtets auf die Geltendmachung 
des Gegenſatzes der bisher leitenden Idee. Die Kopernikaniſche Welt⸗ 
anſchauung drehte die Ptolemäiſche einfach um. Die chriſtliche Religion 
ſetzte an die Stelle eines Gottes der Rache einen Gott der Liebe, an 
die Stelle des auserwählten Volkes die Gotteskindſchaft aller Menſchen. 
Die franzöſiſche Revolution beſeitigte den Unterſchied der Stände und 
richtete die allgemeine bürgerliche Gleichheit auf. So wird das letzte 
Ziel der großen ſozialen Veränderung, welche ſich durch die in der ge— 
ſammten ziviliſirten Welt herrſchende Unruhe und Skepſis ankündigt, 
in dem Sturze des Lohnſyſtems beſtehen, beziehungsweiſe in der Ein— 
ſchränkung deſſelben auf fo geringe Dimenſionen, daß der Beſitz auf: 
hört, der abſolute Beſtimmungsgrund und das alleinige Maß der Volks- 
produktion zu ſein. | 

Eine Beſtätigung der Anficht, daß alle echten Reformen auf ſozial⸗ 
wirthſchaftlichem Gebiete nach dieſer Richtung zielen müſſen, wird man 
auch darin erblicken dürfen, daß die Wiſſenſchaft der Nationalökonomie 
ſchon ſeit längerer Zeit, und mit Erfolg, auf die Berichtigung jener 
alten Theorie hinarbeitet, die eine mächtige Stütze der Kapitalherrſchaft 
zu ſein ſchien, der Theorie nämlich, daß die Produktion durch das Kapital 
(worunter man vorwiegend nur die flüſſigen Mittel in den Händen 
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der Beſitzenden verſtand) beſchränkt werde. Nach derſelben muß eine 
„Erſparniß“ von Kapitalien, wohlgemerkt hauptſächlich von Geld, vor⸗ 
hergegangen ſein, ehe zur Produktion geſchritten werden kann. Die— 
jenige Klaſſe, die ausſchließlich oder vorwiegend zu ſolchen Erſparniſſen 
befähigt iſt und fie anſammelt, erwirbt ſich mithin dadurch ein un— 
ſchätzbares Verdienſt, das billig durch einen „Entbehrungslohn“ ver— 
golten werden muß, da ohne die „Erſparniſſe“ dieſer aufopfernden 
Klaſſe die beſitzloſen Arbeiter gar nicht würden arbeiten können, ſondern 
(um mit Malthus zu ſprechen) eine Tafel verlaſſen müßten, die nicht 
für ſie gedeckt iſt. Die fortſchreitende Erkenntniß der wirthſchaftlichen 
Vorgänge hat die ſchale Theorie, die erſt aus dem Ablohnungsſyſtem her— 
geleitet wurde und gänzlich überſieht, daß auch ohne eine eigne Kapita— 
liſtenklaſſe, ja ſogar ohne Geld Kapitalien angeſammelt werden können, 
in ihre Schranken gewieſen. 

Hand in Hand mit jener Erkenntniß geht eine beſſere Einſicht in 
das Weſen des Geldes, das als Tauſchmittel größtentheils durch Kredit— 
zeichen erſetzt werden kann. Letztere werden allerdings ſchon jetzt in 
großem Umfange angewandt, allein unter der Herrſchaft des Beſitzes 
ſtellen ſich dieſelben eben nur dieſem zur Verfügung, und ſie können 
einer unendlich freieren und ausgedehnteren Verwendung erſt dann ent— 
gegengehen, wenn der Geiſt der Aſſoziation den genoſſenſchaftlichen Be— 
trieb an Stelle der heute vorherrſchenden Betriebsform geſetzt haben 
wird. Hier, auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftslebens, das bisher 
trotz alles Aufhebens nur höchſt dürftige Blüthen getrieben hat, muß 
ſich die große Reform der ſozialen Verhältniſſe vollziehen, eine Reform, 
die ihrerſeits weſentlich an die Emanzipation des Tauſches von dem 
Geldmonopol geknüpft ſein wird. 

Und dieſe Reform ſchließt keinerlei Nothwendigkeit einer Umwäl⸗ 
zung oder Rechtsverletzung ein. Sie kann ohne Gewalt, ohne Zwang, 
lediglich durch die pflichtmäßige Förderung und Unterſtützung ſeitens 
des dem Gemeinwohle dienenden Staates herbeigeführt werden. Wenn 
der Staat gewerbliche Genoſſenſchaften, welche geſetzlich beſtimmte Garan— 
tien gewähren müſſen, mit einem koſtenloſen Kredit ausſtattet, der ihn 
ſelbſt gleichfalls nichts koſtet, was könnte dagegen eingewendet werden? 
Und würde nicht das einmal gegebene Beiſpiel zur Nachahmung in 
einem Umfange reizen, daß die jetzigen Vorrechte des Beſitzes bald er— 
ſchüttert ſein dürften? Gewiß iſt es nothwendig, auf einem neuen, 
unerprobten Wege zögernd, vorſichtig, unter Aufwendung aller zu Ge— 
bote ſtehenden Geiſtesſchärfe vorzugehen. Gewiß iſt der Pfad nach dem 
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Ziele ein mühevoller, ſchwieriger und langſamer, aber ein Mißerfolg 
würde nicht gegen die Richtigkeit des Gedankens, ſondern nur gegen 
die Geſchicklichkeit der Ausführung ſprechen. 

In der Landwirthſchaft iſt die Ueberleitung der jetzt herrſchenden 
Betriebsform in genoſſenſchaftlichen Betrieb ſelbſt ohne Antaſtung der 
perſönlichen Beſitzrechte denkbar. Ohne die Beſchäftigung produktiver 
Arbeiter nützt der größte Grundbeſitz dem Inhaber nichts. Was man 
Grundrente nennt, iſt in letzter Linie doch nur Unternehmergewinn, der 
mit Hülfe des Beſitzantheils an der nothwendigen Grundlage aller 
Produktion erzielt wird. Wenn Grundeigenthümer und Pächter ſich in 
den Unternehmergewinn theilen und den einen Theil Rente, den anderen 
im Beſonderen Gewinn nennen, ſo iſt dies nur eine Redeweiſe, die 
an dem Kern der Sache nichts ändert. In allen Fällen werden beide 
Einkommensarten nur durch die Verwendung, beziehentlich Ausbeutung 
fremder Arbeit gewonnen, beide ſind ohne die letztere nicht denkbar. 
Hat nun die Geſellſchaft die Lohnarbeit als dasjenige erkannt, was ſie 
iſt, als eine ihre Lebensintereſſen verletzende Wirthſchaftsform, ſo wird 
ſie darauf Bedacht nehmen müſſen, das Ablohnungsſyſtem in ſeine 
Schranken zu weiſen und es aus ſeiner die Volkswirthſchaft beherrichen- 
den Rolle zu entfernen. In Staaten, die ſich einen Domänenbeſitz 
bewahrt haben, kann damit eingeſetzt werden, daß man die Domänen 
an Genoſſenſchaften anſtatt an Kapitaliſten verpachtet, und der beliebigen 
Ausdehnung dieſes Syſtems ſteht beim Erfolge deſſelben umſoweniger 
ein ernſtes Hinderniß entgegen, da die immer zunehmende, und unter der 
gegenwärtigen agrariſchen Geſetzgebung mit Nothwendigkeit zunehmende, 
Verſchuldung des Grundbeſitzes mit dem ſich daran knüpfenden Beſitz⸗ 
wechſel reiche Gelegenheit darbieten wird, dem genoſſenſchaftlichen Be- 
triebe immer neue Flächen zuzuführen. 

Ich möchte nicht mißverſtanden ſein. Nach meiner Anſicht iſt eine 
gänzliche Aufhebung des Lohnweſens, wo nicht zu allen Zeiten, ſo 
doch in abſehbarer Zeit unmöglich. Es werden wahrſcheinlich ſtets Ver— 
hältniſſe übrig bleiben, in denen eine Anwendung des genoſſenſchaft— 
lichen Betriebes unausführbar iſt. Man darf auch annehmen, daß, 
ſowohl in der Landwirthſchaft wie im Gewerbe und Handel, zu allen 
Zeiten ein breiter Raum für kleinſte, von einem Einzelnen oder einer 
Familie beſorgte Betriebe vorhanden ſein wird. Es iſt hauptſächlich 
der Großbetrieb mit ſeiner auf die Erweiterung der Kluft zwiſchen 
Arbeiter und Unternehmer gerichteten Tendenz, welcher das Ablohnungs— 
ſyſtem für die Geſellſchaft verhängnißvoll macht. Glücklicherweiſe ſcheint 
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gerade der große Betrieb einer Umwandlung in einen genoſſenſchaft— 
lichen am leichteſten zugänglich zu ſein. Man denke ſich aus den großen 
gewerblichen Aktiengeſellſchaften die Aktionäre und deren Vertretung 
entfernt, und die Arbeiter ſelbſt, unter Leitung tüchtiger Direktoren, zu 
Herren des Unternehmens gemacht, ſo iſt die Arbeitergenoſſenſchaft 
fertig. Aber ſelbſt auf die Einzwängung aller Großbetriebe in 
die genoſſenſchaftliche Form kann man verzichten. Eine angemeſſene 
Konkurrenz zwiſchen Betrieben der einen und der anderen Art würde 
wahrſcheinlich nur heilſam ſein, da unter der Vorausſetzung einer über— 
wiegenden Zahl hinreichend kräftiger Genoſſenſchaften die Konkurrenz 
mit dieſen nur unter Bedingungen möglich wäre, die für die Arbeiter 
mindeſtens ſo günſtig ſein müßten als diejenigen, unter denen ſie an 
genoſſenſchaftlichen Betrieben theilnehmen könnten. Was ich bekämpfe, 
und was nach meinem Dafürhalten von Jedem, dem es ernſtlich um 
eine ſoziale Reform zu thun iſt, bekämpft werden muß, iſt die abſolute 
Herrſchaft des Ablohnungsſyſtems oder der Gewinnintereſſen, eine 
Herrſchaft, die nothwendig zur wirthſchaftlichen Despotie der einen 
Klaſſe und zur Unterdrückung der anderen, der arbeitenden Maſſen, 
führen muß. 

Dieſe Herrſchaft, deren Vorhandenſein nicht leicht Jemand wird 
beſtreiten wollen, und die von Tage zu Tage unumſchränkter zu werden 
ſcheint, kann auch noch auf anderem Wege, als durch die unmittelbare 
Erſetzung des kapitaliſtiſchen durch den genoſſenſchaftlichen Betrieb, er— 
ſchüttert werden. Der letztere, allerdings geradeſte, Weg iſt offenbar mit ſo 
vielen Schwierigkeiten bedeckt, daß man neben der zeitraubenden Hinweg— 
räumung derſelben auch die anderen Wege, die eine Annäherung an 
das Ziel ermöglichen, ins Auge faſſen und beſchreiten muß. Ehe man 
die Feſtung ſelbſt einnehmen kann, muß man ihre Außenwerke erſtürmen. 
Als ſolche Außenwerke der ungeheuren Feſtung des Lohnſyſtems ſind vor 
Allem die Einrichtungen zu betrachten, welche den Geldbeſitz zu einer Ren— 
tenquelle machen, indem ſie ihm geſtatten, ohne Arbeit, ja ſelbſt faſt ohne 
jedes Riſiko, einen Zinstribut zu erlangen. Die Schulden der Staaten 
und anderen Korporationen, die Pfandſchulden des Grund- und Haus— 
beſitzes — kurz das, was ich die allgemeine Schulden- und Zinswirth— 
ſchaft nenne, und was weſentlich nur Geſetzen und Einrichtungen, die 
jederzeit abgeſchafft werden können, ſein Daſein verdankt, iſt offenbar eine 
der Haupturſachen der allzu ungleichen Vertheilung des Produktions- 
ertrages zwiſchen Arbeiter und Unternehmer, da ſo von dem Ertrage 
der Arbeit außer dem Gewinne des Unternehmers auch noch die Ver⸗ 
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zinſung ungeheurer Summen, die lediglich ein eingebildetes Kapital 
vorſtellen und in der Wirklichkeit gar nicht vorhanden ſind, abgezogen 
wird. Und damit iſt die Wirkung jener allgemeinen Schulden- und 
Zinswirthſchaft keineswegs erſchöpft. Dieſelbe entzieht überdies der 
Arbeit des Volkes beſtändig flüſſige Betriebsmittel von enormem Be⸗ 
trage, und vermindert ſo nothwendig die Nachfrage nach Arbeit. Denkt 
man ſich die angeführten Zinsquellen aus der Welt geſchafft, ſo hat 
natürlich ein Jeder, der durch Arbeit oder durch glückliche Unternehmungen 
in den Beſitz flüſſiger Mittel kommt, das lebhafte Intereſſe, dieſelben 
gewinnreich zu verwenden, und er kann dies auf keine andere Weiſe, 
als durch Beſchäftigung produktiver Arbeiter. So ſteigt die Nachfrage 
nach Arbeit, und mit ihr werden naturgemäß die Bedingungen der 
Arbeiter günſtigere. Unter der Zinswirthſchaft dagegen kommen die 
flüſſigen Mittel in der Regel erſt nach weiten Umwegen und ſtets erſt 
durch einen Tribut belaſtet mit der Produktion in Berührung. 

Als einer der weſentlichſten Schritte einer die Geſellſchaft refor- 
mirenden und von ungerechter Bedrückung befreienden Geſetzgebung muß 
ſonach die Beſeitigung der gekennzeichneten Zinswirthſchaft angeſehen 
werden. Das Geld verfehlt ſeinen Zweck, wenn es zur Unterdrückung 
Derjenigen dient, die allein nützliche Werthe hervorbringen, ebenſo wie 
der Grundbeſitz ſeinen Zweck verfehlt, wenn er dazu dient, Denjenigen, 
die den Boden bearbeiten, die Früchte ihres Fleißes zu rauben. 


Zweites Kapitel. 
Fürſt Bismarck's Anſicht der ſozialen Frage. 


Hält man ſich nur an die parlamentariſchen Aeußerungen eines 
Staatsmannes, der gewohnt iſt, ſeine Worte abzuwägen, Erörterungen 
von Theorien auszuweichen und nur das unmittelbar Praktiſche zu er— 
ſtreben, jo wird man ſchwerlich erwarten dürfen, darin den Schlüffel 
zu deſſen innerſten Ueberzeugungen oder letzten Zielen zu finden. In⸗ 
deſſen wird man doch aus der allgemeinen Gedankenrichtung, die ſich 
in den Worten wie in den Thaten eines öffentlichen Charakters kund— 
giebt, auf die innerlich treibenden Beweggründe, die ſein Handeln be⸗ 
ſtimmen, ſchließen können. Und es iſt nicht überflüſſig, einem bedeuten⸗ 
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den, zu politiſcher Wirkſamkeit berufenen Manne ſo gleichſam in die 
Karten zu ſehen. Erſt dadurch wird man in den Stand geſetzt ſein, 
deſſen Beſtrebungen und Handlungen richtig zu würdigen, und zugleich 
die Linie zu beſtimmen, bis zu welcher man nach der eigenen Ueber— 
zeugung deſſen Wegen folgen kann. 

Legen wir an die Bismarck'ſche Sozialpolitik, wie fie ſich in den 
Reden und Thaten des Reichskanzlers widerſpiegelt, den Maßſtab der 
oben von uns angeſtellten Betrachtungen, ſo wird man auf den erſten 
Blick nur eine ſehr geringe Aehnlichkeit deſſen, was der Reichskanzler 
erſtrebt, mit dem, was wir als den Kernpunkt der ſozialen Frage be— 
zeichnet haben, entdecken können. Wir erblickten die wahre Urſache der 
geſellſchaftlichen Uebelſtände in der übermäßigen Ungleichheit der Güter⸗ 
vertheilung, und führten dieſe Ungleichheit weſentlich auf das Ablohnungs— 
ſyſtem zurück, das ſeinerſeits nur aus der Ungleichheit der Beſitzver⸗ 
hältniſſe ſich entwickeln konnte. Während nur durch Arbeit wirthſchaft— 
liche Güter hervorgebracht werden können, iſt die nicht mit Beſitz ausge- 
ſtattete Arbeit von der Möglichkeit, ſich zu bethätigen und Güter hervorzu— 

bringen, mehr oder minder vollſtändig ausgeſchloſſen. Um für ſich und 
Andere werthvolle Güter hervorzubringen, muß der Arbeiter ſich in den 
Dienſt des Beſitzenden ſtellen, und dafür, daß er überhaupt zur Arbeit 
zugelaſſen wird, Jenen bezahlen. Bei der Betrachtung dieſes Zuſtandes 
ſtellt ſich nothwendig die Frage ein, ob die ſo der Arbeit zugewieſene 
Stellung gerecht, würdig und für das öffentliche Wohl erſprießlich iſt. 
Wir haben, ohne die Frage vom Geſichtspunkte des natürlichen Rechtes 
zu erörtern, uns auf den Zweckmäßigkeitsſtandpunkt geſtellt, von dieſem 
aus die Unzuträglichkeit einer Oberherrſchaft der Beſitzintereſſen nach— 
zuweiſen geſucht, und dem Staate die Pflicht zugewieſen, in dieſem 
Hauptpunkte Wandel zu ſchaffen. 

Von ſolchen Beſtrebungen ſcheint nun Fürſt Bismarck weit ent⸗ 
fernt zu ſein, obwohl ſeine Gedanken öfters eine Richtung nehmen, 
die unmittelbar auf jenen Punkt hinzielt. 

Daß ihm Eigenthum und Beſitz als unantaſtbar gelten, verſteht 
ſich von ſelbſt. Uns und jedem Anderen, der von der geſetzlichen Ent— 
wickelung und nicht von dem gewaltſamen Umſturz des zu Recht Be— 
ſtehenden das Heil der Geſellſchaft erwartet, gelten ſie gleichfalls als 
unantaſtbar. Aber Eigenthum oder Beſitz müſſen nicht nothwendig 
Quellen der Macht über Andere ſein, und ihre Berechtigung wird zweifel— 
haft, ſobald ſie dies geworden ſind. Zu wiederholten Malen in der 
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es ſich darum handelte, der Arbeit ihre urſprüngliche und unveräußer⸗ 
liche Unabhängigkeit wieder zu verſchaffen. Um frühere Vorgänge dieſer 
Art zu übergehen, brauchen wir nur an die Stein-Hardenbergiſche Ge⸗ 
ſetzgebung zu erinnern, welche die Gutsherren einfach dem Zwange der 
Ablöſung ihrer auf Gewohnheit und Geſetz beruhenden Rechte am 
Grund und Boden unterwarf. Fürſt Bismarck liebt es, ſich auf dieſen 
Vorgang zu berufen, und hat zu wiederholten Malen die fragliche Ge- 
ſetzgebung für ebenſo berechtigt wie zweckmäßig erklärt. Dem Staate, 
äußerte er in ſeiner Rede vom 15. März 1884, ſei das Recht nicht 
abzuſprechen, „da wo ſich Geſetz und Recht zu einer Kette und zu einem 
Zwang, der unſre freie Athmung hindert, verbindet, mit dem Meſſer 
des Operateurs einzuſchneiden und neue und geſunde Zuſtände herzu⸗ 
ſtellen.“ Von einer ſolchen Anſicht bis zur Anerkennung eines Rechtes 
der Arbeit auf Unabhängigkeit vom Beſitze ſcheint in der That der 
Weg nicht weit zu ſein. 

Wir haben ja auch den Reichskanzler ein Recht auf Arbeit aner⸗ 
kennen hören. Wenn aber das Recht auf Arbeit irgend einen Sinn 
haben ſoll, jo kann daſſelbe nur bedeuten, daß die Arbeit von der unbe- 
dingten Herrſchaft des Privatbeſitzes befreit und da, wo der letztere 
die Mittel zur Arbeit verſagt, auf den Staat angewieſen werden muß. 
Unzweifelhaft würde ein ſolcher Zuſtand dem jetzigen, unter welchem 
die Arbeit weſentlich von dem guten Willen oder dem Intereſſe der 
Beſitzenden abhängt, bei Weitem vorzuziehen ſein. Allein man wird 
ſich nicht verhehlen können, daß auf dieſem Wege durch ein Eingreifen 
des Staates immerhin nur etwas Halbes geſchaffen werden kann. 
Gegen die Abhängigkeit von dem Beſitzenden würde die Arbeit eventuell 
nur die Abhängigkeit vom Staat eintauſchen. Die volle Konſequenz 
des Gedankens, daß die Arbeit nicht dem ſelbſtſüchtigen Spiele der 
Beſitz⸗ oder Gewinnintereſſen überlaſſen werden darf, muß ſtets zu 
Maßregeln führen, welche geeignet ſind, dem Arbeiter die Mittel zur 
ſelbſtſtändigen oder genoſſenſchaftlichen Bethätigung an die Hand zu geben. 

Auch vor dieſem Gedanken iſt Fürſt Bismarck nicht zurückgeſchreckt. 
Es iſt bekannt, daß er noch zu Lebzeiten Laſſalle's einen Verſuch machte, 
mit Hülfe eines vom Könige aus deſſen Schatulle bewilligten Dar— 
lehens eine Produktivgenoſſenſchaft ſchleſiſcher Weber ins Leben zu rufen; 
und noch vor wenigen Jahren erklärte er, von der Unzweckmäßigkeit 
einer Gewährung von Staatsmitteln zu Produktivgenoſſenſchaften durch⸗ 
aus nicht überzeugt zu ſein. Allerdings ſcheint ſich ihm die Sache nie— 
mals in einer ſolchen Tragweite dargeſtellt zu haben, daß er davon eine 
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gänzliche Umwandlung der gegenwärtigen Volkswirthſchaft erwartet hätte. 
Er ſah darin nur eines der Mittel, „dem Arbeiter zu einer beſſeren 
Exiſtenz zu verhelfen“, etwa in dem Stile der Pioniere von Rochdale, 
die ja für ſich ſelbſt ganz hübſche Erfolge erzielt haben, obwohl ſie auf 
den Gang der volkswirthſchaftlichen Entwickelung ihres Landes keinerlei 
nennenswerthen Einfluß zu gewinnen vermochten. 

Jedenfalls fehlt es uns an hinreichenden Beweiſen dafür, daß 
Fürſt Bismarck die letzte Urſache der ſozialen Uebel, welche die heutige 
Welt beunruhigen und die Anwendung gründlicher Heilmittel nothwendig 
machen, ſcharf erfaßt habe und deren Beſeitigung anſtrebe. Die Ver— 
ſicherung der Arbeiter gegen den Eintritt völliger Hülfloſigkeit, das 
Recht auf Arbeit, Produktivgenoſſenſchaften, und was er ſonſt noch zum 
Vortheil der Arbeiter ins Leben zu rufen wünſcht, all dies hat bei ihm 
nur den Zweck, das Loos der Arbeiter zu „erleichtern“. Gedanken an 
eine völlige Emanzipation der Arbeit von der Herrſchaft des Beſitzes 
liegen ihm allem Anſchein nach fern. Er hat ein Herz für die Ar— 
beiter. Er betrachtet es als eine Pflicht des Staates, den Schwächeren 
gegen den Starken zu ſchützen. Ihm iſt es ein Gebot der Religion, 
den Nächſten zu lieben und ihm wohlzuthun. Aber ein Zweifel an 
der Gerechtigkeit eines Zuſtandes, der Einzelnen durch fremde Arbeit 
reich zu werden geſtattet, und obendrein dieſen Reichthum zum Herrn 
und Meiſter der Ausgebeuteten werden läßt, ſcheint ihm niemals in 
den Sinn gekommen zu ſein. Er betrachtet im Allgemeinen den Reich— 
thum als das wohlerworbene Produkt einer gemeinnützigen Thätigkeit. 
Folgerichtig wünſcht er daher eine Vermehrung der reichen Leute 
im Lande. „Ich wollte“, rief er gelegentlich im Reichstage, „wir 
könnten ſofort ein paar hundert Millionäre im Lande mehr ſchaffen, 
ſie würden ihr Geld im Lande ausgeben, und dieſe Ausgaben würden 
befruchtend auf den Arbeitsverkehr wirken nach allen Seiten hin. Die 
Leute können ja doch ihr Geld nicht ſelbſt eſſen, ſondern ſie müſſen 
die Zinſen davon an Andere wieder ausgeben; alſo freuen Sie ſich doch, 
wenn Leute bei uns reich werden: da fällt immer für die Geſammtheit 
etwas ab und nicht blos für den Steuerfiskus“. Hier iſt mithin nicht 
einmal von denjenigen reichen Leuten die Rede, welche ihr Geld in 
produktiven Unternehmungen anlegen, ſondern von denen, die nur Zinſen 
verzehren. Dieſe ſollen eine Klaſſe nützlicher Staatsbürger bilden. 
Bei einer derartigen Anſicht wird vergeſſen, daß die reichen Konſu— 
menten, welche mit ihrem Einkommen Produkte der Arbeit kaufen, da— 
für keine anderen Produkte der Arbeit zurückgeben. Denkt man ſich 
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an der Stelle eines Millionärs mit einem Einkommen von 40,000 M. 
zehn Familien mit einem Arbeits einkommen von je 4000 M., fo ſieht 
man wohl, daß die Nachfrage, die dieſe nach Produkten fremder Arbeit 
halten, eine bei Weitem werthvollere iſt, als diejenige des Millionärs. 
Die zehn arbeitenden Familien geben der Geſellſchaft thatſächliche 
Werthe zurück, der Millionär nur Werthzeichen, die Niemand „eſſen“ 
kann. Der Reichthum eines Landes kann niemals in den Verfügungs⸗ 
mitteln beſtehen, deren ſich der reiche Konſument, der nichts weiter als 
Konſument iſt, erfreut. Die Verfügungskraft des Rentners iſt eine 
Kraft, die an irgend einer Stelle die Verfügungskraft des arbeitenden 
Volkes beeinträchtigt. Das Volk muß alles hervorbringen, was unter 
ſeine Mitglieder einſchließlich der Rentner vertheilt werden kann. Der 
Rentner trägt zur Produktion nichts, zur Konſumtion aber ſehr erheb- 
lich bei. Arbeitet das Volk ohne den Rentner ebenſo viel als mit 
ihm, ſo bleibt im letzteren Falle zur Vertheilung unter die Arbeiter 
weniger übrig. Ein wahrer Volksreichthum beſteht nur in dem Maße, 
wie in einem Lande gearbeitet wird. Der Renten- und Zinſenem⸗ 
pfänger trägt zum Reichthum eines Landes nichts bei, ſondern zehrt 
an demſelben, ohne einen entſprechenden Gegendienſt dafür zu leiſten. 

An dieſem Punkte zeigt ſich, wie mir ſcheint, der fundamentale 
Irrthum in der Auffaſſung, die Fürſt Bismarck von den geſellſchaft⸗ 
lichen Beziehungen hegt; und wenn er uns verſichert, er „hoffe, wünſche 
und ſtrebe auf jede Weiſe, durch die es zu erreichen iſt, daß wir mehr 
ſolche reichen Häuſer ins Land bekommen“, ſo wird man von vorn⸗ 
herein bezweifeln müſſen, ob die Mittel, durch die es zu erreichen iſt, 
dem Land zum Heile dienen werden. Allerdings muß ja zugeſtanden 
werden, daß unter dem herrſchenden Lohnſyſteme die Vermehrung der 
Kapitalien — indeſſen, wohlgemerkt, nur der Kapitalien, die zur Be⸗ 
ſchäftigung produktiver Arbeit verwendet werden — eine unerläßliche 
Bedingung umfangreicher Beſchäftigung und ſteigender Löhnung der 
Arbeiter iſt. Aber man hat ſich, wie ich bei früherer Gelegenheit be- 
merkte, „vor der Täuſchung zu hüten, als ob die Vermehrung des 
Kapitals, ſoweit es zur Produktion unerläßlich iſt, ſich nothwendig 
außerhalb der Arbeiterwelt vollziehen müſſe, als ob nicht auch 
die Arbeiterwelt Kapitalien anſammeln könne, und als ob die Kapital⸗ 
bildung nothwendig auf die Klaſſe Derjenigen beſchränkt ſei, welche 
nicht von Arbeit, ſondern vom Gewinn an der Arbeit Anderer leben. 
Dieſe trügeriſchen Vorausſetzungen ſtimmen zwar mit den thatſächlichen 
Erſcheinungen der Gegenwart überein, ſind aber gleichwohl falſch und 


Fürſt Bismarck's Anſicht der ſozialen Frage. 21 


müſſen als falſch anerkannt werden, ſobald man nur den Satz in aller 
Schärfe formulirt. Es iſt vollkommen unerfindlich, warum nicht die 
zu einer ſehr geſchwinden Vermehrung der Produktion unentbehrlichen 
Kapitalien ſollten angeſammelt werden können, auch wenn jeder pro— 
duktive Arbeiter ſein eigener Arbeitgeber und Unternehmer iſt, oder 
wenn Vereinigungen von Arbeitern auf eigene Rechnung arbeiten. Zur 
Vermehrung der Produktion bedarf es keiner Kapitalien in den Händen 
einer eigenen Kapitaliſtenklaſſe, ſondern nur der Kapitalien über— 
haupt, die auch im Beſitz der produktiven Arbeiter ſein können“. 

Mit Einem Worte, Fürſt Bismarck ſteht im großen Ganzen auf 
dem Boden der gegenwärtigen Wirthſchaftsverfaſſung. Wenn er mit 
ſeinem menſchenfreundlichen Herzen bereit iſt, dem Arbeiter ein Recht 
auf Arbeit zuzugeſtehen, ſo erkennt er doch auch beim Grundeigen— 
thümer ein Recht auf Rente, beim Kapitaliſten ein Recht auf Zins an. 
Daß Einkommensarten wie die der Rente und des Zinſes nur unter be— 
ſtimmten Vorausſetzungen, nur unter einer beſtimmten Form der Volks— 
wirthſchaft möglich ſind, daß ſie nicht wie der Arbeitslohn auf einer 
inneren Nothwendigkeit der Sache beruhen, und daß ihr Gedeihen im 
umgekehrten Verhältniſſe zur gedeihlichen Lage der Arbeit ſteht, dafür fehlt, 
wie es ſcheint, dem Reichskanzler der Sinn. Inſofern konnte er nicht 
bloß mit allem Rechte die Lehrlingſchaft abweiſen, die ihm von der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei angeſonnen wurde, ſondern es werden auch die— 
jenigen Sozialreformer, die weder am Privateigenthum noch an der 
privaten Erwerbsthätigkeit rütteln, aber der Arbeit ihr volles Recht 
widerfahren laſſen wollen, in den wichtigſten Punkten auf feine Mit- 
wirkung verzichten müſſen. 

Allerdings wird man ſo manche Aeußerungen des Kanzlers nicht 
auf die Goldwage legen dürfen. So lange die Produktion weſentlich 
von dem guten Willen oder dem Intereſſe des Beſitzes abhängig bleibt, 
ſo lange muß jede Beunruhigung des Kapitals unmittelbares Unheil 
zu Wege bringen. Der Kanzler, deſſen weithin reichender Stimme man 
im ganzen Vaterlande mit geſpannter Aufmerkſamkeit lauſcht, hat daher 
ein großes und berechtigtes Intereſſe daran, alles zu vermeiden, was 
eine ſolche Beunruhigung hervorrufen könnte, und es wäre an ſich nicht 
unmöglich, daß er gelegentlich ſeiner Ueberzeugung ein wenig Zwang 
anthäte, um die Kapitaliſten feiner Sympathie und Fürſorge zu ver— 
ſichern. Allein in dieſem Falle liegt keine genügende Veranlaſſung vor, 
an der völligen Aufrichtigkeit ſeiner Meinungsäußerung über den Werth 
des Reichthums zu zweifeln. 


22 Zweites Kapitel. 


Fürſt Bismarck's Sozialpolitik zieht, wie er ſelbſt zu wiederholten 
Malen erklärt hat, ihre Antriebe vorwiegend aus der Religion. Die 
Verfaſſung der Geſellſchaft, wie ſie bis zum heutigen Tage geworden 
iſt, gilt ihm in ihren Grundlagen als richtig und weſentlich unantaſtbar. 
Mindeſtens unterſucht er dieſe Grundlagen nicht auf ihre Vernünftig— 
keit, ſondern nimmt ſie als gegeben an. Reich und Arm, Unternehmer 
und Arbeiter find ihm, wie es ſcheint, Kategorien von thatſächlicher Noth⸗ 
wendigkeit. Aber wenn es Reiche geben muß, und Arme neben ihnen, 
ſo predigt er doch den Reichen die Pflicht der Nächſtenliebe, und da die 
Einzelnen dieſe Pflicht ſo oft nicht erfüllen, nimmt er den Staat zu 
Hülfe, um die Ausübung derſelben zu erzwingen. „Wenn man“, ſagte 
er in feiner Rede über den erſten Entwurf des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes, „für unſere Beſtrebungen einen Namen finden wollte, den ich 
bereitwillig annehme, ſo iſt es der: praktiſches Chriſtenthum, aber sans 
phrase“. Der Sinn dieſer Berufung auf das praktiſche Chriſtenthum 
geht offenbar darauf hinaus, daß jene geſellſchaftlichen Einrichtungen 
und Geſetze, welche ein Nebeneinander ſtarker Gegenſätze von Reichthum 
und Armuth, wirthſchaftlicher Macht und Ohnmacht erzeugen, in der 
Natur der Dinge liegen und nicht zu ändern find. Von einer wirk- 
lichen Sozialreform kann dabei eigentlich nicht die Rede ſein. Wer nur 
die Gebote der Chriſtenpflicht einzuprägen wünſcht und den Staat nur 
zum Wächter und Vollſtrecker ſolcher Pflichterfüllung gemacht ſehen will, 
der ſtellt die Lage der Völker nicht auf den ſicheren Boden des ver— 
nünftigen Rechtes, ſondern auf die Tugend der jeweilig herrſchen⸗ 
den Elemente — ein ſchwaches Fundament fürwahr! 

Man würde jedoch Unrecht thun, wenn man Worten ſolcher Art 
ein großes Gewicht beilegen wollte. Der deutſche Reichskanzler liebt 
die Doktrinen und Theorieen nicht. Er iſt ein Mann der That. Er 
hat ſich in großen praktiſchen Fragen politiſcher und diplomatiſcher Natur 
ſo oft als ein Führer von ſchärfſter Witterung bewährt, daß man ihm 
in dem Urtheile darüber, was unmittelbar und zunächſt noththut und 
mit Ausſicht auf Erfolg durchgeführt werden kann, auf jeden Fall ein 
ſtarkes Vertrauen entgegenbringen darf. Auch für Diejenigen, welche 
in der Auffaſſung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe der Zeit und in der 
Anſicht über die Richtung, welche man der ſozialen Entwickelung zu 
geben ſuchen muß, nicht mit dem Kanzler übereinſtimmen, kann es ſehr 
gerathen ſein, ſich ſeiner Führung wenigſtens für einzelne Strecken des 
Weges anzuvertrauen. Wer auf einem von tauſenderlei Hinderniſſen 
durchſchnittenen Wege nur der Richtung des Kompaſſes folgen wollte, 
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würde vielleicht bald in einen Abgrund ſtürzen oder in einem Sumpfe 
umkommen. 

Sehen wir zu, in welchen Richtungen und mit welchen Mitteln 
der Reichskanzler verſucht, die wirthſchaftliche Lage des Volkes im All⸗ 
gemeinen und des arbeitenden Volkes im Beſonderen zu heben. 
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Während Fürſt Bismarck in den früheren Jahren feiner Amts- 
führung die Leitung der volkswirthſchaftlichen Angelegenheiten faſt aus- 
ſchließlich den Spezialminiſtern überlaſſen hatte, begann er ausgangs 
der ſiebziger Jahre ſelbſtthätig in die wirthſchaftliche Geſetzgebung ein— 
zugreifen. Die lang andauernde Kriſis, welche auf die ſogenannten 
Gründerjahre gefolgt war, machte ſich mit all' den Uebelſtänden, die 
ſich an den Niedergang der induſtriellen Thätigkeit zu knüpfen pflegen, 
geltend. Die deutſche Induſtrie, die ſich bis zu den ſiebziger Jahren 
im Allgemeinen mit einer geſunden Stetigkeit entwickelt hatte, war in 
der Gründerperiode mit einer ſehr erheblichen Menge neuer Produktions⸗ 
mittel vermehrt worden. Die großen Summen, welche den deutſchen 
Regierungen durch die franzöſiſche Kriegskontribution zugefloſſen waren, 
hatten im Bau von Eiſenbahnen und rieſenhaften Feſtungswerken, ſo— 
wie in anderen öffentlichen Arbeiten eine lebhafte Bewegung hervor— 
gerufen. Namentlich der Eiſen- und Stahlproduktion war dadurch ein 
großartiges Feld neuer Thätigkeit eröffnet worden. Die Gewebeinduſtrie 
hatte durch die Annexion von Elſaß-Lothringen einen ungeheueren Zu— 
wachs von neuen Produktivkräften erhalten, und man konnte den Zeit— 
punkt vorausberechnen, wo die Produktion der elſäſſiſchen Spinnerei 
und Weberei, die bisher ihren Markt weſentlich in Frankreich gefunden 
hatte und dieſen Markt mehr und mehr einbüßte, der gleichartigen In— 
duſtrie der älteren deutſchen Länder eine ſcharfe Konkurrenz bereiten mußte. 

In der mehrjährigen Periode des ſogenannten wirthſchaftlichen 
Aufſchwunges ging alles gut. Die Arbeitslöhne ſtiegen faſt allgemein, 
und die breiten Maſſen des Volkes wurden dadurch in den Stand ge— 
ſetzt, ihren Verbrauch weſentlich zu erhöhen, ſo daß nicht allein die 
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Induſtriellen Deutſchlands alle Hände voll zu thun hatten, um den ge⸗ 
ſtiegenen Bedarf zu befriedigen, ſondern auch das Ausland in höherem 
Maße als früherhin an der Befriedigung des deutſches Verbrauches 
theilnahm. Bald genug trat jedoch eine Reaktion ein. Die Gelder 
der franzöfiſchen Kriegskontribution hatten ihre Beſtimmung gefunden, 
das Tempo der öffentlichen und privaten Bauthätigkeit ermäßigte ſich, 
die vielen neugegründeten oder mit vermehrtem Kapital ausgeſtatteten 
induſtriellen Unternehmungen, die bis dahin mehr von ihrem Vermögen 
als von ihrem Erwerbe gezehrt hatten, fingen nun wirklich zu pro— 
duziren an, und fanden den Markt zum Theil von inländiſchen Kon⸗ 
kurrenten, zum Theil vom Auslande bereits okkupirt. Schwache Unter— 
nehmungen konnten ſich unter ſolchen Umſtänden nicht halten, andere 
halfen ſich mit Produktionseinſchränkungen und Arbeiterentlaſſungen. 
Der Stein kam ins Rollen. Die Arbeitslöhne ſanken rapide, der 
Verbrauch der großen Maſſen des Volkes verminderte ſich, die Kriſis 
war da. 

Unter den Heilmitteln, welche gegen dieſelbe empfohlen wurden, 
ſchien das nächſtliegende die Einſchränkung der ausländiſchen Konkurrenz 
zu ſein. Zwar in den meiſten Induſtriezweigen war die Konkurrenz 
des Auslandes auf dem deutſchen Markte nicht ſo ſcharf, daß es be— 
ſonderer Maßregeln gegen dieſelbe bedurft hätte. Zollauflagen ſind 
ſtets zweiſchneidiger Natur, und wer ſelbſt exportiren will, muß ſich 
in Acht nehmen, andere Länder, die Repreſſalien üben können, nicht zu 
verletzen. Bei vielen Gewerbszweigen, namentlich bei faſt allen Hand⸗ 
werken, kann ja überhaupt von einem Einfluſſe ausländiſcher Konkurrenz 
kaum die Rede ſein, und es wäre offenbar thöricht, hier mit Schutz 
zöllen irgend etwas ausrichten zu wollen. Dagegen waren einige der 
größten Induſtrien Deutſchlands, insbeſondere die meiſten Zweige der 
Eiſeninduſtrie, die Baumwollſpinnerei und einige andere Zweige der 
Textilinduſtrie, offenbar in der Lage, durch eine Einſchränkung der aus⸗ 
ländiſchen Konkurrenz, die übrigens weſentlich nur von Großbritannien 
ausgeht, einen erheblichen Gewinn zu ziehen. 

Es iſt ja an und für ſich klar, daß, wenn ein Land an einer be- 
ſtimmten Waare einen normalen Bedarf von jährlich — ſagen wir 
dreihundert Millionen hat, wovon das Ausland hundert Millionen deckt, 
die Einſchränkung der ausländiſchen Konkurrenz von Vortheil für das 
inländiſche Geſchäft ſein muß. Kann man die fremde Konkurrenz voll⸗ 
ſtändig ausſchließen, ſo wird das Inland den Geſammtbedarf ſelbſt zu 
decken ſtreben, und unter Umſtänden dazu auch recht wohl im Stande 
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ſein. Man wird mehr Etabliſſements gründen, die Nachfrage nach 
Arbeitern vermehren und dadurch eine Erhöhung der Arbeitslöhne ver— 
anlaſſen. Günſtigen Falles kann ſich dieſe Bewegung ſchnell der ge— 
ſammten Volkswirthſchaft mittheilen, und ſo kann ein kräftiger Schutz 
der heimiſchen Induſtrie zu einer gewiſſen Zeit dazu dienen, eine volks— 
wirthſchaftliche Kriſe zu einem Wendepunkte zu bringen. 

Die Agitation für einen erhöhten Schutz der Induſtrie ging in 
der Mitte der ſiebziger Jahre weſentlich von den Kreiſen der Eiſen— 
und Textilinduſtrie aus. Der Reichskanzler, der ſich in früheren Zeiten 
zu freihändleriſchen Anſichten bekannt hatte, ließ ſich von den Gründen 
der Schutzzöllner überzeugen und trat bald mit dem ganzen ihm eigenen 
Eifer für eine Reform des deutſchen Zolltarifs ein. Eine eingehendere 
Kritik an dieſem Werke zu üben, iſt hier nicht der Ort. Den meiſten 
Leſern wird bekannt ſein, daß der Verfaſſer dieſer Zeilen mehrere Jahre 
lang im Vordergrunde der Agitation für einen Schutztarif geſtanden 
hat. Ich wandte mich jedoch von der Bewegung ab, als dieſelbe nach 
den verſchiedenſten Richtungen weit über die von mir für richtig ge— 
haltene Grenze hinaus ging. Nach meinem Dafürhalten konnte ſich die 
Tarifreform weſentlich auf einen ſtärkeren Schutz der Eiſeninduſtrie, der 
Baumwollſpinnerei und einiger anderen weniger bedeutenden Induſtrie— 
zweige beſchränken. Die Agitatoren von Profeſſion jedoch hatten das 
Intereſſe, die Menge der an einer Erhöhung der Zölle unmittelbar 
Betheiligten als möglichſt groß darzuſtellen, und den Anſchein zu er— 
wecken, als wenn Schutzzölle für jeden Zweig der nationalen Wirth- 
ſchaftsthätigkeit von Belang wären. So gelangte man dazu, ſelbſt mit 
den Intereſſenten der Landwirthſchaft zu kompromiſſeln und denſelben 
auch für ihre Produkte einen Zollſchutz zuzugeſtehen. 

Der Reichskanzler iſt für die Getreide- und Holzzölle mit be⸗ 
ſonderer Lebhaftigkeit eingetreten. Hauptſächlich durch ſeinen Einfluß iſt die 
letzte beträchtliche Erhöhung dieſer Zollpoſitionen zu Stande gekommen. 
Nun kann man nicht leugnen, daß die Landwirthſchaft Deutſchlands bez. 
der europäiſchen Induſtrieſtaaten überhaupt ſich in einer drangvollen 
Lage befindet und daß namentlich der Körnerbau durch eine gefährliche 
ausländiſche Konkurrenz bedroht iſt. Auch wird man zugeben müſſen, 
daß eine zunehmende Verdrängung des Körnerbaues durch den Wieſen— 
bau, für den nebenbei die klimatiſche Beſchaffenheit Deutſchlands nicht 
entfernt ſo günſtig iſt, als diejenige z. B. Englands, die verhängniß— 
volle Folge haben würde, daß die Landwirthſchaft einer viel geringeren 
Anzahl von Menſchen Beſchäftigung gewähren würde, als bisher. 
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Wenn man daher auch dringend wünſchen muß, daß Deutſchlands 
Getreidebau erhalten bleibe, ſo wird man ſich doch zu fragen haben, 
ob ein Zollſchutz das rechte Mittel ſei, um dies zu bewirken. 

Der Schutz der Induſtrie wird mit Recht für ein Mittel ange⸗ 
ſehen, um einem Lande von bisher untergeordneter Leiſtungsfähigkeit 
die Wohlthaten der Induſtrie, die Vortheile eines lebhaften reichgeglie⸗ 
derten Verkehrs, und der Landwirthſchaft einen nahen Markt zu ver⸗ 
ſchaffen. Der Schutzzoll hat die Aufgabe, ein Land induſtriell gewiſſer⸗ 
maßen zu erziehen und wichtige Produktionszweige ſoweit zu entwickeln, 
daß das Land dem Auslande gegenüber konkurrenzfähig wird. Hat er 
dieſe Aufgabe erfüllt, ſo wird ſeine Erhaltung überflüſſig oder ſelbſt 
ſchädlich fein. Er wird einerſeits die ſtählenden Wirkungen der Kon— 
kurrenz abſchwächen, andererſeits den erwachenden Exportintereſſen 
hinderlich ſein. 

Für den Schutz des Getreidebaues laſſen ſich keineswegs ähnliche 
Gründe geltend machen wie für den Schutz der Induſtrie. Wenn der 
letztere weſentlich ein Hülfsmittel iſt, um den Fortſchritt der Kultur 
in einem Lande zu befördern, ſo ſehen wir umgekehrt die Propaganda 
für landwirthſchaftliche Schutzzölle ihr Haupt in Ländern erheben, die 
ſich rühmen, an der Spitze der Civiliſation zu marſchiren. Deutſch⸗ 
land, Frankreich und Großbritannien erheben die lauteſten Klagen über 
die Konkurrenz von Ländern wie das weſtliche Nordamerika, Rußland, 
Ungarn, Indien u. ſ. w. Warum vermag die tauſendjährige Kultur 
der erſtgenannten Länder nicht Stand zu halten gegen die Mitwerbung 
von Ländern, in denen die Bevölkerung derjenigen der erſteren an 
Bildung im Allgemeinen weit nachſteht, und wo insbeſondere die Land— 
wirthſchaft theilweiſe noch in primitiver Rohheit betrieben wird? Warum 
iſt unſer Getreidebau dem ruſſiſchen, ungariſchen, amerikaniſchen, indi⸗ 
ſchen gegenüber konkurrenzunfähig? Warum vermögen wir unſern 
Weizen nicht ebenſo billig wie Amerika, unſern Roggen nicht ebenſo 
billig wie Rußland zu bauen? Ohne die richtige Beantwortung dieſer 
Fragen iſt offenbar das richtige Heilmittel gegen den bezüglichen Uebel— 
ſtand nicht zu finden. | 

Die Antworten, die man darauf gegeben hat, find meiſtens wenig 
ſtichhaltig. Man ſpricht von einem Raubbau der Getreide ausführen⸗ 
den Länder, während bei uns das Land koſtſpieliger Düngemittel be⸗ 
dürfe. Dies iſt bis auf einen gewiſſen Grad richtig, obwohl der da— 
durch bedingte Unterſchied in den Produktionskoſten nicht ſo erheblich iſt, 
daß man ihn als ausſchlaggebend betrachten dürfte. Ueberdies würde 
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ja ein Raubbau auf die Dauer unmöglich ſein, die betreffenden Länder 
müßten ſchon bald Zeichen von Erſchöpfung aufweiſen und würden auf 
dieſe Weiſe über Kurz oder Lang die Konkurrenz aufgeben müſſen. 
Man redet ferner von den niedrigen Arbeitslöhnen, die in Amerika, 
Rußland u. ſ. w. bezahlt würden. Aber mit den durchſchnittlichen 
Löhnen der ländlichen Arbeiter in Deutſchland kann man wahrlich auch 
keinen Staat machen. Soweit die Löhne wirklich höher ſind als bei— 
ſpielsweiſe in Rußland oder Ungarn, wird die Differenz wohl reichlich 
durch den höheren Fleiß und das größere Geſchick des deutſchen Arbeiters 
ausgeglichen. Die zahlreichen Kleinbauern plagen ſich bei uns vielleicht um 
einen geringeren Erſatz, als es in den getreideausführenden Ländern der 
Fall iſt. Sonſt wird noch geltend gemacht, und namentlich Fürſt Bismarck 
hat mit Nachdruck auf dieſen Punkt hingewieſen, daß der inländiſche 
Getreideproduzent hoch beſteuert ſei, während man den ausländiſchen 
Produzenten als gering belaſtet darſtellt. In Wahrheit jedoch dürfte 
der ruſſiſche, ungariſche, rumäniſche Bauer und vielleicht auch der 
amerikaniſche Getreideproduzent ſich über einen nicht geringeren Steuer— 
druck zu beklagen haben, als der deutſche Landmann. 


Worin beſteht denn aber nun, wenn die bisher angeführten Gründe 
zur Erklärung unſerer ſchwierigen Lage nicht ausreichen, die Ueberlegen— 
heit des amerikaniſchen, ruſſiſchen oder indiſchen Getreidebaues? Woher 
kommt es, daß in den europäiſchen Induſtrieländern fremdes Getreide 
zu einem Preiſe verkauft werden kann, bei welchem der inländiſche 
Produzent wo nicht Schaden, ſo doch einen allzu geringfügigen Nutzen 
macht? 

Nun iſt freilich bisher nicht erwieſen, daß dies ſich thatſächlich ſo 
verhalte. Bisher wird in Deutſchland ebenſo wie in Frankreich und 
Großbritannien noch immer Getreide ſelbſt auf Pachtgütern erbaut, die 
einen hohen Pachtſchilling zu zahlen haben. Deckte der Getreidebau 
wirklich nicht mehr die Koſten, ſo würde es doch ſicherlich keinem Menſchen 
einfallen, für die Erlaubniß, Getreide bauen zu dürfen, auch noch hohe 
Pachten zu bezahlen. Der Umſtand, daß Pachtland ſelbſt für den 
Getreidebau noch immer begehrt iſt und verhältnißmäßig hohe Preiſe 
bedingt (wenn auch nicht mehr ſo hohe als vor zehn oder zwölf Jahren), 
iſt der ſchlagendſte Beweis gegen die Declamationen, daß der Getreide— 
bau bei uns nicht mehr rentire. 


Indeſſen mag zugegeben werden, daß er im Allgemeinen nicht 
gut rentirt, und daß, wenn die ausländiſche Konkurrenz in dem Maße 
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fortſchreitet wie bisher, er bei den dermaligen Güter- und Pachtpreiſen 
ſchließlich vielleicht gar nicht mehr rentiren würde. 

In dieſen Worten iſt eben der Punkt ſchon angedeutet, der am 
meiſten für die uns hier beſchäftigende Frage ins Gewicht fällt. Bei 
den dermaligen Güter- und Pachtpreiſen wird der Getreide⸗ 
bau nicht mehr rentiren. Dies iſt die wahre Sachlage. Hat man 
aber den entſcheidenden Grund einer Kalamität gefunden, ſo wird man 
auch über das richtige Mittel der Beſeitigung derſelben nicht im Un⸗ 
klaren ſein können. Alle Mittel, welche nicht den tiefſten Grund des 
Leidens berühren, werden nur Quackſalbereien und auf die Dauer un⸗ 
wirkſam ſein. Wenn die hohen Preiſe des Bodens der Grund unſerer 
Schwäche ſind, ſo wird uns auf die Dauer nur die Verminderung der 
Güter⸗ und Pachtpreiſe helfen können. Ich perſönlich ſehe in dem 
ganzen Syſtem, welches die unentbehrliche Produktionsgrundlage, den 
Grund und Boden, als käufliche Waare behandelt, eine Verſündigung 
gegen die geſunde Vernunft und die ſoziale Gerechtigkeit. Aber ſo lange 
einmal dies Syſtem beſteht, würde es der Ungerechtigkeit die Krone 
aufſetzen heißen, wenn man die Theuerung der Bodenpreiſe noch durch 
künſtliche Maßregeln befördern oder mindeſtens erhalten wollte. Ein 
Schutzzoll auf Getreide kann aber offenbar keine andere Wirkung haben, 
als den Preis des Bodens oder mit anderen Worten die Bodenrente 
künſtlich zu ſtützen. Die Frage, ob Getreidezölle für das allgemeine 
Wohl auf die Dauer vortheilhaft ſein können, löſt ſich daher einfach in 
die Frage auf, ob theure Bodenpreiſe oder hohe Bodenrenten für das 
allgemeine Wohl vortheilhaft ſind? 

Fürſt Bismarck hat mit einem großen Aufwande von Beredtſam⸗ 
keit die Getreidezölle vertheidigt. Seine Gründe dafür find im Wejent- 
lichen folgende. Er geht von der Vorausſetzung aus, daß die Land— 
wirthſchaft nothleidend ſei. Es gedeihe, ſagt er, in Deutſchland faſt 
alles — außer der Landwirthſchaft, außer den circa fünf Neunteln (?) 
der Deutſchen, die ſich der Landwirthſchaft widmen. Den übrigen vier 
Neunteln gehe es gut. Eine Verbeſſerung der Lage der Landwirthe 
würde aber, weit entfernt, Anderen zu ſchaden, der ganzen Bevölkerung 
zu Gute kommen; denn wenn der Bauer Geld habe, ſo habe es die 
ganze Welt. Umgekehrt müſſe ein Volk, deſſen Landwirthſchaft verfällt, 
gleichfalls in Verfall gerathen. Niedrige Kornpreiſe ſeien durchaus 
nicht wünſchenswerth; ſonſt müßte der Lithauer, der bei uns die wohl- 
feilſten Preiſe hat, ſehr viel glücklicher ſein, als der Rheinländer, und 
der Südruſſe oder Rumänier in gedeihlicheren wirthſchaftlichen Verhält— 
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niſſen leben, als der Franzoſe oder Belgier. Die Preisſteigerung des 
Getreides ſei nicht nur wünſchenswerth, ſondern durchaus nothwendig, 
falls nicht unſere Landwirthſchaft und mit ihr alle Arbeiter, alle 
Kapitaliſten, die von ihr abhängen, vollſtändig ruinirt werden ſollten. 
Alle anderen Erzeugniſſe unſeres Gewerbfleißes ſeien um das Doppelte 
und Dreifache im Preiſe geſtiegen; nur der Preis des Getreides ſei 
ſtabil geblieben oder geſunken. Der Arbeiter in Feld und Wald ſei 
aber ebenſo berechtigt, ſeinen Lebensunterhalt zu finden, wie der Arbeiter 
in der Stadt. — Ueberdies machte der Reichskanzler geltend, daß nicht 
das Inland, ſondern das Ausland den Zoll tragen werde. Und gegen 
diejenigen, welche einwendeten, daß das Ausland Repreſſalien ergreifen 
werde, ſtellte er die Behauptung auf, daß die Länder, die uns Getreide 
ſenden, ſich nicht mit denen deckten, die unſere Produkte bereitwilligſt in 
Tauſch nehmen, da gerade Rußland und Amerika durch hohe Zölle 
unſere Ausfuhr am meiſten erſchwerten. 

Sehen wir uns dieſe Gründe etwas näher an. 

Daß die deutſche Landwirthſchaft im Allgemeinen nothleidend ſei, 
wird wohl von unbefangenen Beobachtern ſelbſt unter den Landwirthen 
nicht unbedingt zugeſtanden werden. Große und kleine Gutsbeſitzer, bis 
tief herunter zu jenen, die nur ein paar Hektare beſitzen, befinden ſich 
keineswegs in ſchlechter Lage — ſoweit ſie ſich eines unverſchuldeten 

oder nur mäßig verſchuldeten Beſitzes erfreuen. Leider nimmt jedoch 
unter der Herrſchaft der gegenwärtigen Geſetzgebung die Verſchuldung 
des Grundbeſitzes unvermeidlich zu. Die Gefahr, die beſtändig dem 
Grundbeſitze droht, liegt ausſchließlich in der mit dem Syſteme der 
Käuflichkeit des Grund und Bodens verknüpften, durch die Erbtheilungen 
verhängnißvoll beförderten Verſchuldung des Bodens. Ein verſchuldeter 
Grundbeſitzer iſt im Grunde genommen kein Eigenthümer, ſondern nur 
der Pächter des Gläubigers, und in vielen Fällen ſogar weit ſchlechter 
daran als ein Pächter, der, wenn er einen ungünſtigen Vertrag ge— 
ſchloſſen hat, doch gewöhnlich nicht ſein ganzes Leben hindurch daran 
gebunden bleibt, während der verſchuldete Beſitzer in ungünſtigen Fällen 
meiſt dem vollſtändigen Vermögensverfalle geweiht iſt. Alle Erfahrung 
und Beobachtung beſtätigt, daß die Verſchuldung, insbeſondere die 
hypothekariſche, ohne welche die Schuldenanhäufung nur in ſehr mäßigen 
Grenzen möglich ſein würde, der wahre Krebsſchaden unſeres Grund— 
beſitzes iſt. Man kann daher auch nur hoffen, durch die Beſeitigung 
dieſes Krebsſchadens die Krankheit der Landwirthſchaft zu heilen. Ich 
habe dies in den früheren Heften dieſes Buches ausführlich dargelegt, 
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und darf mir daher ein näheres Eingehen auf die Sache hier erſparen. 
Nur dies mag hervorgehoben werden, daß ohne die Möglichkeit der 
Pfandſchulden die Preiſe des Bodens nicht entfernt ſo hoch ſteigen 
könnten, als unter der Herrſchaft dieſes Syſtems, das in Wahrheit 
nur eine Schraube zur beſſeren Ausquetſchung von „Grundrente“ dar- 
ſtellt — denn ob dieſe Rente als Pacht an einen wirklichen Grund— 
herrn, oder als Zins an den Hppothekengläubiger geht, iſt in der Sache 
vollſtändig gleichgültig. 

Die Urſache des Leidens der Landwirthſchaft liegt alſo in der 
Ueberwucherung der Grundrente, und man erſieht daraus, wie verkehrt 
es iſt, das Leiden dadurch heben zu wollen, daß man die Grundrente 
zu konſerviren ſucht. Gehörte dem wirklichen Landwirthe das ganze 
Produkt ſeiner Arbeit, ſo könnte er mit einem viel geringeren Preiſe 
ſeiner Produkte als jetzt, wo er den Ertrag mit einem Grundherrn oder 
verſchiedenen Hypothekengläubigern theilen muß, vorlieb nehmen, und 
gleichwohl ein wohlhabender, ſtandfeſter Mann und jeder Konkurrenz 
gewachſen fein. Aber die Grundrente, die in den verſchiedenſten Ge 
ſtalten auf dem Landmanne laſtet, drückt ihn zu Boden und läßt ihn 
dem ausländiſchen Mitbewerber, der keine oder nur geringe Grund- 
rente zu zahlen hat, unterliegen. Der Landmann, der einen Hektar 
Land mit 3— 4000 M. bezahlen oder mit 200 M. pachten muß, kann 
unmöglich ſo wohlfeiles Getreide bauen wie Jemand, dem das Land 
wenig oder nichts koſtet. Und wofür werden ſo hohe Boden- und Pacht⸗ 
preiſe gezahlt? Für Etwas, das jedenfalls nicht einer Arbeit irgend 
welcher Art ſeinen Werth verdankt, worauf mithin nach den haltbarſten 
Theorien des Eigenthums ein Eigenthumsanſpruch ſchwerlich begründet 
werden kann, und das als käufliche und verkäufliche Waare zu behan⸗ 
deln ſo verkehrt iſt, daß an dieſem Irrthum ſchließlich jede ziviliſirte 
Geſellſchaft tödtlich erkranken muß. Ein Volk, das den halben Werth 
ſeiner Bodenproduktion an eine verhältnißmäßig geringe Zahl von 
Grundherren und Hypothekengläubigern hingeben muß, wird zuletzt un⸗ 
vermeidlich an dieſem koloſſalen Zwieſpalt der Intereſſen zu Grunde 
gehen. Und ſo verblendet iſt ein eigenſüchtiger Konſervatismus, daß er 
die Zeichen der Zeit mißachtet und dem unwiderſtehlichen Fortſchritte des 
Verkehrs in die Radſpeichen zu fallen trachtet. Anſtatt die Mahnungen 
der erdrückenden ausländiſchen Konkurrenz zu beherzigen und auf deren 
Bekämpfung mittelſt des naturgemäßen und allein auf die Dauer wirk⸗ 
ſamen Heilmittels zu ſinnen, denkt man nur daran, wie der alte ver⸗ 
rottete Zuſtand noch eine Weile zu erhalten ſei. Echte agrariſche Weis- 
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heit würde in die Fußſtapfen der Stein-Hardenbergiſchen Geſetzgebung 
treten, die auf die Befreiung der Arbeit ausging, obſchon ſie ſich 
nicht zu dem Gedanken aufzuſchwingen vermochte, daß dieſe Abſicht die 
Befreiung des Grund und Bodens von der Schmarotzerpflanze der 
Bodenrente und Pfandverſchuldung zur unumgänglichen Vorausſetzung 
habe. 

Eine Verbeſſerung der Lage der Landwirthe, ſagt Fürſt Bismarck, 
würde der übrigen Bevölkerung nicht nur nicht ſchaden, ſondern viels 
mehr zum Vortheil gereichen. Dies iſt vollkommen richtig, voraus— 
geſetzt jedoch, daß die Lage der Landwirthe auf dem Wege verbeſſert 
werde, auf dem eine dauernde Verbeſſerung allein möglich iſt. Nur 
dadurch kann den Landwirthen geholfen werden, daß ihnen die noth— 
wendige Grundlage ihrer Produktion, der von der Natur umſonſt dar- 
geliehene Boden, möglichſt koſtenlos zur Verfügung geſtellt wird. Es 
iſt ein verhängnißvoller Irrthum, den Grundbeſitz oder das Grund— 
eigenthum beſtändig mit der Landwirthſchaft zu verwechſeln. Die Inter 
eſſen des Grundbeſitzes und der Landwirthſchaft, bez. der landwirth— 
ſchaftlichen Arbeit find ganz entgegengeſetzte. Der Grundeigenthümer 
als ſolcher, und nur als ſolcher, hat kein anderes Intereſſe, als der 
Arbeit einen ſo hohen Tribut als möglich aufzuerlegen. Die Arbeit 
hingegen hat ſelbſtverſtändlich das Intereſſe, die Früchte der Arbeit 
möglichſt allein zu genießen. Und aller ſoziale Fortſchritt kann nur 
in der Richtung liegen, daß die Geſellſchaft mehr und mehr von dem 
Tribute befreit wird, den die Volksarbeit an den Beſitz zu zahlen hat. 
Der Umſtand, daß in Ländern wie Deutſchland die große Mehrzahl 
der kleinen und mittleren Beſitzer zugleich Eigenthümer und Arbeiter 
ſind, darf nicht darüber täuſchen, daß trotzdem die Intereſſen des Eigen— 
thums und der Arbeit grundverſchiedene ſind. So lange der Arbeiter 
zugleich Eigenthümer, und zwar unverſchuldeter Eigenthümer iſt, bleibt 
er vom Drucke der Bodenrente befreit; aber ſein Nachfolger im Beſitz, 
der den letzteren entweder kaufen oder behufs Abfindung von Miterben 
mit einer Grundſchuld belaſten muß, fühlt jenen Druck ſofort. Und 
ein Jeder muß ſehen, daß dieſer Druck die Tendenz hat, von Geſchlecht 
zu Geſchlecht zu wachſen, falls nicht Gegentendenzen, wie jetzt die Mit— 
werbung fremder Länder im Getreidebau, die urſprüngliche Tendenz 
hemmen. 

Ein Volk, deſſen Landwirthſchaft verfällt, muß gleichfalls in Ver⸗ 
fall gerathen. Vollkommen einverſtanden. Die Pflicht einer weiſen 
und gerechten Geſetzgebung iſt es daher, bei Zeiten dem Verfall Eins 
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halt zu thun. Daß dies nicht durch ein Mittel geſchehen kann, welches 


die Grundrente ſtützt, anſtatt ſie allmählich zu beſeitigen, wird nach 


dem Bisherigen einleuchten. Die Latifundien haben Italien zu Grunde 
gerichtet, lautet ein berühmter Spruch des älteren Plinius. Richtiger 
hätte er geſagt: die Rentenanſprüche der Großgrundbeſitzer haben Italien 
zu Grunde gerichtet. Ueberall, wo die Arbeit ausgeſaugt und ihrer 
Früchte beraubt wird, entwickelt ſich mit Nothwendigkeit ein Keim geſell⸗ 
ſchaftlicher Zerſetzung, der nicht anders als mit dem Ruin der Gejell- 
ſchaft enden kann. Ganz richtig bemerkt Fürſt Bismarck, die Groß— 
güter würden durch den Verfall der Landwirthſchaft begünſtigt. „Wenn 
Sie“, rief er, „den Bauer in die Lage bringen, daß er verkaufen muß, 
dann erzeugen Sie nothwendig Großgüter. Der große Beſitzer iſt ſo 
reich, daß er einen Nothſtand überdauern kann; zu leben behält er immer 
noch; er denkt, es kommt eine Zeit, wo es umſchlägt, und es ficht ihn 
„ niet ann u er bleibt über Waſſer und alle die Kleinen, 
die matt werden, die ſammelt er auf, und damit iſt das Großgut da 
mit allen ſeinen üblen Nachtheilen“. Gewiß iſt dies oft genug der 
Hergang der Güterkonſolidation, obwohl es vielleicht noch gewöhnlicher 
iſt, daß Bauern, die es recht wohl noch bei der Landwirthſchaft aus⸗ 
halten könnten, durch die hohen Preiſe des Grund und Bodens erſt 


zum Verkaufe gereizt werden. Daß die hohen Preiſe des Bodens, wie 


Fürſt Bismarck betont, für den Verkäufer angenehm ſind, kann man 
gern zugeben. Für die Geſellſchaft aber und deren arbeitende Elemente 
ſind ſie verhängnißvoll, denn ſie bedeuten einen entſprechenden Renten⸗ 
anſpruch des nachfolgenden Beſitzers. Ueberdies werden die hohen 
Preiſe wohl noch öfter als vom Großgrundbeſitzer von den kleinſten 
Landwirthen bezahlt, die ſich durch den Erwerb einiger Morgen Landes 
von der verhaßten Tagelöhnerarbeit befreien wollen, um die Früchte 
ihres Fleißes allein zu genießen. Sie aber müſſen leider dieſen Wunſch 
mit einem ſchweren Geldopfer büßen, das ihren Betrieb vielleicht von 
vorn herein lähmt und ſchließlich ihren Untergang herbeiführt. 
Niedrige und hohe Kornpreiſe ſind relative Ausdrücke, und es hat 
daher keinen Sinn, zu ſagen, niedrige oder hohe Kornpreiſe ſeien 
wünſchenswerth. Wünſchenswerth ſind allein angemeſſene Korn⸗ 
preiſe, d. h. ſolche, die die Arbeit und die Auslagen der Erzeugung 
angemeſſen entſchädigen. Daß es wünſchenswerth ſei, in den Preiſen 
des Getreides oder ſonſt welcher landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe eine 
Rente d. h. ein Element mitzubezahlen, das für keine Arbeitsleiſtung, 
für keinen der Geſellſchaft geleiſteten Dienſt bezahlt wird, läßt ſich mit 
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vernünftigen Gründen nicht rechtfertigen. Im Gegentheil werden die 
ſozialen Einrichtungen deſto beſſer ſein, je mehr ſolche Monopolgewinne 
verſchwinden und je weniger die Volksarbeit mit unproduktiven Tributen 
belaſtet iſt. Unter die letzteren gehören neben der Rente beſonders die 
Transportkoſten, die auf den Bodenerzeugniſſen mit beſonderer Schwere 
laſten. Das Getreide, das in Lithauen produzirt und am Rheine 
verzehrt wird, hat die Transportkoſten von Lithauen bis nach dem 
Rheine zu tragen, um den Preis zu holen, den nach der inneren Lage 
des Marktes das rheiniſche Getreide bedingt. Darauf beruht es, daß 
Lithauen, welches einen Ueberfluß von Getreide erzeugt, ärmer erſcheint, 
als das Rheinland; und ebenfalls darauf beruht es, daß die Pflanzung 
einer Induſtrie in einem Lande, welches ſich keiner induſtriellen Ent— 
wicklung erfreut, auch um zeitweilige Opfer nicht zu theuer erkauft iſt, 
weil ſie dem Landmann einen nahen Markt verſchafft und ihn von 
fremden Märkten unabhängig macht. Aber darum zu ſagen, wohlfeile 
Getreidepreiſe wären ein Uebel und theure ein Glück, heißt den Kern— 
punkt der Sache mißkennen. Der Geldpreis der Waaren iſt von ſehr 
verwickelten Umſtänden abhängig, und der einzelne lithauiſche Getreide— 
züchter kann ſich bei ſeinem billigen Preiſe beſſer ſtehen, als der rhei— 
niſche bei ſeinem theuren. Die Induſtrie, welche auf die Vermehrung 
der Bevölkerung und mithin der Nachfrage nach Lebensmitteln hinwirkt, 
übt unter der gegenwärtigen agrariſchen Geſetzgebung in erſter Linie 
einen ſpornenden Einfluß auf die Bodenrente und den Preis des Bodens. 
Im Preiſe des rheiniſchen Getreides wird daher ein weit größerer Be— 
ſtandtheil von Rente mitbezahlt, als in dem des lithauiſchen, und ſo 
hat den Hauptvortheil von den höheren Preiſen weder der eigentliche 
Produzent noch auch der Konſument, ſondern der Mittelsmann, der die 
Rente bezieht — ſei das nun ein wirklicher Grundherr oder ein Hypo— 
thekengläubiger oder irgend wer, der von der Erhöhung des Boden— 
preiſes Vortheil gezogen hat. 

Wenn übrigens der Reichskanzler ſagt, alle anderen Erzeugniſſe 
unſeres Gewerbfleißes ſeien um das Doppelte und Dreifache geſtiegen, 
während allein der Preis des Getreides geſunken ſei, ſo iſt dies that— 
ſächlich unrichtig. Gerade die Preiſe der meiſten Rohſtoffe des 
Bodens, ſei es der Erd oberfläche, ſei es der unte rirdiſchen Produk— 
tionsſtätten, ſind im Preiſe geſtiegen, und davon hat gerade der Grund— 
beſitz den Hauptvortheil gezogen. Allerdings macht unter den Erzeug— 
niſſen der Erd oberfläche das Getreide eine Ausnahme von der Regel, 
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Schwierigkeiten in den Weg ſtellt als die meiften anderen Erzeugniſſe 
der Landwirthſchaft. Während ſo die Rohſtoffe meiſt erheblich im 
Preiſe geſtiegen ſind, iſt die Verarbeitung derſelben in Folge der 
verbeſſerten Methoden und der ausgedehnten Maſchinenanwendung zum 
Theil unvergleichlich billiger geworden, ſo daß wir heutzutage nament⸗ 
lich ein ſo wichtiges Bedürfniß der Menſchen wie die Kleiderſtoffe viel 
billiger kaufen können, als vor fünfzig oder hundert Jahren. 

Wäre aber auch die Bemerkung des Reichskanzlers richtig, — und 
in Bezug auf das Getreide iſt ſie es ja bis zu einem gewiſſen Grade 
— ſo würde es dennoch nicht angehen, das Getreide durch künſtliche 
Maßregeln im Preiſe zu erhöhen, oder wenn es angeht, ſo würde es 
doch weder zum Heile des ganzen Gemeinweſens noch der Landwirth— 
ſchaft insbeſondere dienen können; denn eine Preisſteigerung, die nicht 
in der Natur der Sache ihren Grund findet, wird niemals auf die 
Dauer durchzuführen ſein. Das wußten die Engländer wohl, als ſie 
ihre Kornzölle abſchafften. Sie waren vor die Wahl geſtellt, entweder 
ihr Induſtriemonopol zu behaupten oder die Intereſſen der Grund- 
herren an der Herrſchaft zu erhalten. Sie wählten das eine, weil 
beides zugleich unmöglich iſt, da jeder Handel weſentlich nur ein Tauſch— 
handel ſein kann, und wer Induſtrieerzeugniſſe verkaufen will, von dem 
Käufer dafür andere Waaren in Tauſch nehmen muß. Sie konnten nicht 
hoffen, mit ihrem Eiſen und ihren Baumwollſtoffen den Weltmarkt zu 
beherrſchen, wenn ſie die Lebensmittel ſo theuer bezahlen mußten, wie 
es unvermeidlich war, ſolange ſie durch den Getreidezoll die Rente des 
britiſchen Bodens auf einer unnatürlichen Höhe erhielten. Deßhalb 
ſchafften ſie die Getreidezölle ab. Allein dieſe Maßregel konnte uns 
möglich genügen, um die Macht der Rentenintereſſen aus ihrer Herr- 
ſchaft zu werfen. Die Rente blieb nach wie vor das entſcheidende 
Moment für die landwirthſchaftliche Produktion; und wenn die Anſprüche 
der Grundherren auf Rente beim Getreidebau nicht befriedigt wurden, 
ſo wandten ſich dieſelben, nachdem die Bedingungen der landwirthſchaft— 
lichen Arbeit möglichſt tief herabgeſetzt waren, einfach anderen Kulturen 
zu, gleichviel welche Folgen dies für den Umfang der Bodenproduktion 
oder für das arbeitende Volk haben mochte. Der Getreidebau wurde in 
großem Maßſtabe durch den Wieſenbau verdrängt. Und wenn durch 
die immer zunehmende Konkurrenz überſeeiſchen Fleiſches die Rindvieh⸗ 
zucht in Verfall geräth, wird es ſich für den großen Grundherrn noch 
lohnen, ſeine Wieſen in Weidegründe zu verwandeln. So verderblich 
iſt die Herrſchaft der Rentenintereſſen für die Bodenproduktion, und 
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ſo wenig iſt es möglich, durch irgend ein anderes Mittel als durch die 
Beſeitigung der Rente einen befriedigenden ſozialen Zuſtand des platten 
Landes herbeizuführen. Nicht eher iſt an eine Geſundung der länd— 
lichen Verhältniſſe, ja der geſammten Sozialverfaſſung Großbritanniens 
zu denken, als bis dafür geſorgt iſt, daß die landwirthſchaftliche Arbeit 
zu ihrem Rechte kommt und nicht unter dem Drucke der Grundrente 
ſich verzehrt. Unter den gegenwärtigen geſetzlichen Einrichtungen iſt in 
England wie bei uns die Grundrente der abſolute Herr der landwirth— 
ſchaftlichen Produktion, und die Arbeit der willenloſe Knecht. 

Darum hat Fürſt Bismarck relativ und in einem beſchränkten 
Grade Recht, wenn er ausſpricht, eine Preisſteigerung des Getreides 
ſei nothwendig, falls nicht unſere Landwirthſchaft und mit ihr alle 
Arbeiter, alle Kapitaliſten, die von ihr abhängen, vollſtändig ruinirt 
werden ſollen. Wirft der Getreidebau keine Rente mehr ab, ſo werden 
die Grundeigenthümer, ſo weit es möglich iſt, andere Kulturen ein— 
führen, die geringere Produktionskoſten bedingen. Sie werden ſich vor— 
zugsweiſe auf den Wieſenbau verlegen, wie es die engliſchen Grund— 
beſitzer in ſo großem Umfange gethan haben, oder die Arbeit der 
Menſchenhand durch die Arbeit der Maſchine erſetzen, und auf beiderlei 
Art große Mengen menſchlicher Arbeitskräfte aus ihrer bisherigen Be— 
ſchäftigung vertreiben. Die verſchuldeten Grundeigenthümer, ſowohl 
die großen wie die kleinen, werden maſſenweiſe der Subhaſtation ver- 
fallen, und ſo das in ihrem Beſitze ſteckende eigene Vermögen verlieren 
und die auf ihren Gütern laſtenden Hypothekenkapitalien theilweiſe mit 
in den Abgrund ziehen. Es werden dann vielleicht dieſelben Zeiten 
wieder eintreten, wie die im Anfange des Jahrhunderts, die vom Fürſten 
Bismarck ſo draſtiſch folgendermaßen geſchildert werden: „Damals wurde 
ſchon der Verſuch gemacht — es war unter dem Oberpräſidenten von 
Schön — die zeitigen Beſitzer der großen Güter als eine unhaltbare 
Raſſe zu betrachten, und der Grundſatz aufgeſtellt, es müßten dieſe 
Güter wohlfeil in andere Hände gebracht werden, damit die Beſitzer 
wieder leben könnten. In Folge deſſen wurden von der väterlichen 
damaligen Regierung 800 Rittergüter in der Provinz Oſtpreußen auf 
einen Tag und eine Stunde zur Subhaſtation angeſetzt von der da⸗ 
maligen landſchaftlichen Verwaltung, an deren Spitze der Oberpräſident 
ſtand, mit der Anordnung, auf jedes Gebot zuzuſchlagen. Es kauften 
Schäfer; das ſind gewöhnlich die Banquiers auf dem Dorfe. Ehe— 
malige Gaſtwirthe und Bauern, die das Ihrige zurückgehalten hatten, 
Viehhändler, in Oſtpreußen beſonders Pferdehändler kauften damals 
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Güter; mir find Beifpiele genannt worden, daß für 60 Thaler ein 
Gut zugeſchlagen wurde, welches heute weit über 100,000 und 200,000 
Thaler werth ſein mag“. 

„Was hat denn das gefruchtet?“ fragt der Reichskanzler angeſichts 
dieſer Schilderung. Wir antworten: In der That wenig genug! Man 
beging eine Ungerechtigkeit gegen die damaligen Beſitzer, und überdies 
gegen die nachfolgenden Geſchlechter der Geſellſchaft. Wollte man den 
Grundbeſitz nach wie vor dem Spiele der Rentenintereſſen überlaſſen, 
ſo konnte man mit einer Maßregel, wie ſie der Reichskanzler beſchreibt, 
nichts anderes bewirken, als die Einen auf Koſten der Anderen zu be- 
reichern, ohne daß der Geſammtheit irgend welcher Dienſt dadurch 
geleiſtet wurde. An und für ſich iſt es ja gewiß kein Unrecht, ein 
bankerottes Syſtem ſeinem Schickſale zu überlaſſen. Fällt es doch auch 
feinem Verſtändigen ein, ein unhaltbar gewordenes Syſtem der in- 
duſtriellen Produktion oder einen überflügelten Gewerbszweig künſtlich 
ſtützen zu wollen, um die bisherigen Betriebsunternehmer bei ihrem 
Vermögen zu erhalten. Noch weniger wird zu verlangen ſein, daß 
man durch künſtliche Maßregeln eine Einkommensquelle ſchütze wie die 
Grundrente, die nur eine durch eine falſche Geſetzgebung dem arbeiten⸗ 
den Volke auferlegte Steuer darſtellt. Aber eine entſchiedene Unge⸗ 
rechtigkeit iſt es, dem Einen dieſe Einkommensquelle abzuſchneiden, um 
ſie dem Anderen zu überliefern. Die richtige Maßregel wäre geweſen, 
zwar der Kataſtrophe der Grundrente ihren Lauf zu laſſen (wobei eine 
ſchonende Behandlung der jeweiligen Gutsbeſitzer keineswegs ausge— 
ſchloſſen war), aber gleichzeitig Anſtalten zu treffen, daß nicht an Stelle 
der früheren Rentenempfänger Andere die Ausbeutung der ländlichen 
Arbeit beſorgten. Indeſſen wird die damalige Verwaltung durch ihre 
Unwiſſenheit über die Natur der Rente einigermaßen entſchuldigt. 
Heutigen Tages könnte eine beſſere Einſicht verlangt werden. 
| Das an den Ausführungen des Reichskanzlers am meiſten ſym⸗ 
pathiſch Berührende iſt die Wendung, welche er der agrariſchen Frage 
in Bezug auf den Arbeiter giebt. Ihm iſt die Frage land- und forſt⸗ 
wirthſchaftlicher Zölle weſentlich eine Frage des Schutzes „für den 
Arbeiter in Feld und Wald“. In wie weit dieſe Auffaſſung berechtigt 
iſt, wurde bereits erörtert. Es kann zugegeben werden, daß eine durch 
einen Zoll herbeigeführte Preisſteigerung des Getreides den Getreide— 
bau länger, als es ſonſt der Fall ſein würde, erhält und damit einer 
ausgedehnteren Verwendung von Arbeitskräften eine Zeit lang Vor⸗ 
ſchub leiſtet. Eine wirkliche und dauernde Abhülfe der beftehenden 
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Uebelſtände iſt jedoch davon nicht zu erwarten. Man könnte daher 
allenfalls einer vorübergehenden Anwendung des bezüglichen Mittels 
zuſtimmen; aber dies nur unter der Vorausſetzung, daß zugleich An— 
ſtalten getroffen werden, dem wahren Uebel zu Leibe zu gehen. 

Nur noch einige Worte über die Anſicht, das Ausland trage den 
Zoll, und über die Behauptung, die Einfuhr- und Ausfuhrländer deckten 
ſich nicht. Was die Vorſtellung betrifft, das Ausland trage den Zoll, 
ſo iſt dieſelbe keineswegs ſo ohne weiteres zu verwerfen, wie es von 
den Widerſachern aller Zölle in der Regel geſchieht. In manchen 
Fällen kann die fragliche Anſicht recht wohl zutreffen. Namentlich bei den 
Induſtriezöllen mag es oft der Fall ſein. Wenn in einem Lande die 
Induſtrie leiſtungsfähig genug iſt, um den inländiſchen Bedarf an 
einem Artikel vollauf zu befriedigen, während die gleichartige Induſtrie 
eines anderen Landes eine Ueberproduktion aufweiſt, die werthlos iſt, 
wenn ſie nicht auf dem Markte jenes Landes Abnahme findet, ſo iſt 
es vollkommen erklärlich, daß die Fabrikanten des fremden Landes gern 
geneigt ſein werden, ihren Ueberſchuß zu einem Preiſe abzugeben, der 
bis zum Betrage des Zolles unter dem normalen Preiſe des konkuriren⸗ 
den Landes bleibt, ſelbſt wenn die Waare, falls ſie überall zu einem 
ſolchen Preiſe abgegeben werden müßte, die Produktionskoſten nicht 
decken würde. Solche Fälle ſind nicht bloß denkbar, ſondern ſie treten 
erfahrungsmäßig oft genug ein. Die Vorausſetzung, unter der ſie ein— 
treten können, iſt freilich (was oft überſehen wird) die, daß in dem 
konkurrirenden Lande eine Induſtrie vorhanden iſt, welche den Bedarf 
des Landes eventuell allein und weſentlich ebenſo billig wie die fremde 
Induſtrie decken könnte. Beim Getreidebau wird dieſe Vorausſetzung 
ſehr oft zutreffen; nur liegt in Folge der unberechenbaren Ernte— 
ſchwankungen die Sache hier in ſofern anders, als die Produktion von 
Getreide nicht wie die der meiſten induſtriellen Erzeugniſſe je nach dem 
Bedarfe beliebig eingeſchränkt oder ausgedehnt werden kann. Wenn 
daher auch durchaus nicht zu leugnen iſt, daß Fälle eintreten können, 
wo ein von Deutſchland geforderter Getreidezoll in der That vom Aus— 
lande getragen werden würde, ſo wird doch dieſer Fall ſofort undenk— 
bar, ſobald Deutſchland nicht genug Getreide für ſeinen Bedarf baut, 
während andere Länder damit im Ueberfluſſe geſegnet ſind. Dann muß 
Deutſchland ohne Zweifel den Zoll ganz und voll allein tragen. 
Uebrigens berührt die in Rede ſtehende Frage alles das, was wir über 
den Einfluß der Rente auf die Bodenproduktion und den Preis der 
Bodenprodukte bemerkt haben, nicht im Mindeſten. 
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Was die Behauptung des Reichskanzlers anbelangt, die Länder 
unſerer Ausfuhr deckten ſich nicht mit denen unſerer Einfuhr, ſo darf 
dieſelbe wohl nicht wörtlich genommen werden. Wie aus der ergänzen⸗ 
den Bemerkung hervorzugehen ſcheint, meinte er wohl nur, daß die 
Länder, die uns mit Getreide verſorgen, zugleich diejenigen ſind, die 
unſerer Ausfuhr durch hohe Zölle ernſte Schwierigkeiten bereiten, und 
daß wir daher berechtigt ſeien, ihrer Einfuhr in unſer Land ebenſo zu 
begegnen. Denn daß Oeſterreich, Rußland und Amerika trotz ihrer 
übermäßigen Zölle gleichwohl zu den Hauptabnehmern Deutſchlands 
gehören, iſt bekannt, und wenn neuerdings Rußlands Einfuhr in Deutſch— 
land die deutſche Ausfuhr dorthin bei weitem überwiegt, ſo iſt dies 
weſentlich dem Umſtande zu verdanken, daß wir von dorther außer Ge— 
treide ungeheuere Mengen Rohſtoffe der Induſtrie beziehen, die wir 
unter allen Umſtänden nicht entbehren können. 
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Die Frage der Getreidezölle — mit den Zöllen auf andere Boden— 
produkte hat es im Ganzen die gleiche Bewandtniß, und wir können die- 
ſelben daher mit Stillſchweigen übergehen — wurde von uns darum 
ſo ausführlich behandelt, weil nirgend mehr als in dieſem Punkte die 
Stellung des Reichskanzlers zur ſozialen Frage klar hervortritt. Es 
liegt dem Kanzler offenbar fern, die ſoziale Reform auf dem Wege zu 
ſuchen, auf welchem fie, nach den im erſten Kapitel angeſtellten Er- 
örterungen, allein herbeigeführt werden zu können ſcheint. Die Grund— 
fehler der heutigen Sozialverfaſſung liegen in der unangemeſſenen Ver⸗ 
theilung des Produktionsertrages, und in der davon unzertrennlichen Be— 
herrſchung der Produktion ſeitens der Renten- und Gewinnintereſſen. 
Sit dies jo, jo können die Heilmittel nur in der Richtung geſucht wer— 
den, welche eine Beſeitigung der fraglichen Fehler verheißt. In dem 


*) Die Ausdrücke liberale und konſervative Wirthſchaftspolitik ſind im Grunde 
ſchief und ſchielend. Es iſt jedoch ſchwer, eine paſſendere und allgemeiner verſtan⸗ 
dene Bezeichnung für die Gegenſätze zu finden, die ſich während der letzten Jahre 
in Deutſchland zwiſchen den beiden politiſchen Hauptparteien bezüglich der Wirth- 
ſchafts⸗ und Sozialpolitik praktiſch herausgebildet haben. 
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Widerſtande gegen eine ſolche Richtung begegnen ſich aber die ſich ſelbſt 
ſo nennende liberale Oekonomie und die konſervative Sozialpolitik, deren 
hervorragendſter Repräſentant Fürſt Bismarck iſt. 

Die liberale oder „Mancheſter“-Oekonomie geht von der Voraus— 
ſetzung aus, daß Rente und Gewinn vollkommen natürliche und un- 
antaſtbare Einrichtungen ſind, und daß die Vertheilung zwiſchen Rente, 
Gewinn und Arbeit von Geſetzen beherrſcht wird, in die man nicht 
ohne Nachtheil für die Geſammtheit eingreifen darf. Und es giebt 
unter den Anhängern dieſer Anſicht Optimiſten, welche glauben, daß 
ſich allmählich das Verhältniß ganz von ſelbſt zu Gunſten der arbeitenden 
Klaſſen wenden, Rente und Kapitalgewinn ſinken und der Arbeitslohn 
entſprechend ſteigen werde, bis eine angemeſſene Vertheilung des Produk— 
tionsertrages eingetreten ſei. 

Die konſervativen Sozialpolitifer theilen mit der Mancheſter— 
ökonomie die Anſicht, daß Rente und Gewinn unvermeidliche oder unent— 
behrliche Einrichtungen der Geſellſchaft ſind und die Arbeit zu ewiger 
Dienſtbarkeit beſtimmt iſt. Aber ſie ſind, in Anerkennung der Leiden, 
welche aus der vermeintlich unabänderlichen Dienſtbarkeit der arbeitenden 
Klaſſen vielfach entſtehen, bereit, den letzteren mit poſitiven Maß⸗ 
regeln der Geſetzgebung beizuſpringen. Sie glauben, daß es bei der 
alten Wirthſchaftsverfaſſung recht gut ſein Bewenden behalten könne, 
wenn nur die reichen Leute, alſo diejenigen, welche von Rente oder 
Gewinn leben, ſich dazu verſtehen wollten, etwas für die arbeitenden 
Klaſſen zu thun und von ihrem Reichthume den Armen etwas mitzu— 
theilen. Dieſe Partei des „praktiſchen Chriſtenthums“, der Fürſt Bis— 
marck nach ſeinen Erklärungen ſowie nach ſeinen ganzen Anſchauungen 
und Handlungen angehört, verlangt die Unterſtützung ihrer Tendenzen 
ſeitens des „chriſtlichen“ Staates durch regulirende Geſetze. Unzweifel— 
haft iſt die Geſinnung dieſer Partei eine wohlmeinende, und Viele, die 
derſelben angehören, werden vielleicht ſogar nicht davor zurückſchrecken, 
dem Reichthum erhebliche Leiſtungen zuzumuthen, um das Loos der 
Armuth zu erleichtern, beziehentlich die troſtloſeſte Armuth gänzlich aus 
der Welt zu ſchaffen. Allein über den Gedanken einer Armenpflege 
kommt die Anſicht der Partei im Weſentlichen doch nicht hinaus. 

Anders muß die ſoziale Frage von Denen aufgefaßt werden, welche 
ihren Ausgangspunkt von der natürlichen Gerechtigkeit der Vertheilung, 
oder, um mit anderen Worten daſſelbe zu ſagen, von einer ſtrengen 
Theorie des Eigenthums nehmen. Der natürliche Rechtsgrund des 
Eigenthums, ſagen dieſe, iſt darin zu finden, daß ohne daſſelbe der 


40 Biertes Kapitel. 


Arbeit ihre Früchte nicht gefichert werden können. Selbſtverſtändlich 
kann ſich aber das Eigenthumsrecht nicht weiter erſtrecken, als bis zu 
der Linie, innerhalb deren es die hier vorgezeichnete Aufgabe erfüllt. 
Die thatſächlich beſtehenden Anſprüche auf Rente haben ihre Wurzel 
jedenfalls nicht in einem Eigenthumsrechte, wie es hier gedacht iſt. 
Ebenſo wenig läßt ſich ein Recht des Unternehmergewinnes aus der 
vernunftmäßigen Idee des Eigenthumsrechtes herleiten. Die „Lohnhörig— 
keit“ der Arbeiter iſt weder nothwendig noch gerecht. Sie kann durch 
geſellſchaftliche Einrichtungen erſetzt werden, welche, ohne irgend welche 
Beſitzrechte anzutaſten, ebenſowohl die Renten wie die Gewinne praktiſch 
beſeitigen würden. Hier iſt nicht von einem Kommunismus irgend 
welcher Art die Rede. Im Gegentheil verträgt ſich eine auf den ange— 
deuteten Grundlagen errichtete Sozialverfaſſung vollkommen mit dem 
Gedanken des Individualismus. Dem Einzelbetriebe kann unter einer 
derartigen Verfaſſung ein ebenſo großer oder größerer Spielraum offen 
bleiben, als unter den heutigen Verhältniſſen. Aber da, wo heute das 
Ablohnungsſyſtem beginnt, kann man ſich ſehr wohl genoſſenſchaftliche 
Betriebe anſtatt der kapitaliſtiſchen vorſtellen. Der Individualismus 
hat mit dem kapitaliſtiſchen Großbetriebe nicht das Mindeſte zu ſchaffen. 
Der letztere fügt ſich nicht nur in den Rahmen des Individualismus 
nicht ein, ſondern vernichtet vielmehr die individuelle Freiheit der Lohn- 
arbeiter, die zu willenloſen Rädern in der Maſchinerie des großen Be— 
triebes herabgewürdigt werden. Die natürliche Ergänzung des Indivi— 
dualismus, deſſen wirthſchaftlich reinſte Geſtalt ſich in dem ſelbſtändigen 
Betriebe der Einzelnen ausgeprägt findet, iſt die Genoſſenſchaft, 
in welcher die Freiheit des Einzelnen nicht aufgehoben, ſondern die 
Freiheit Aller zu einer höheren Einheit entwickelt wird. Will man dies 
Sozialismus nennen, ſo möge man es immerhin thun. Aber dieſer 
Sozialismus ſchließt ebenſo wenig die Einrichtung des Eigenthums wie 
den individuellen Betrieb aus, hebt vielmehr beide auf eine höhere 
Stufe, als auf der ſie unter der gegenwärtigen Wirthſchaftsverfaſſung 
ſtehen können. 

Die ſ. g. liberale Oekonomie, welche von der Vorausſetzung aus» 
geht, daß die dermalige Wirthſchaftsverfaſſung im Weſentlichen ein Pro— 
dukt natürlicher und ewiger Geſetze ſei, an denen ſich wenig ändern 
laſſe und deren ordnende Wirkſamkeit durch Eingriffe der geſellſchaft— 
lichen Organe eher geſtört als befördert werden könne, räumt der 
Gemeinde und dem Staate nur geringe Befugniſſe zum Eingreifen in 
die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Bürger ein. Die ſ. g. konſervative 
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Politik dagegen glaubt die öffentlichen Gewalten in hervorragendem 
Maße zur Regulirung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Volkes als 
einer politiſchen Einheit berufen. Wer, wie wir, gerade in gewiſſen 
Einrichtungen und Geſetzen des Staates die ernſteſten Hinderniſſe einer 
gerechten Vertheilung ſieht, wird natürlich verlangen müſſen, daß der 
Staat, der ſolche Geſetze geſchaffen, ſie auch wieder abſchaffen muß, 
nachdem man die Ueberzeugung von deren Verderblichkeit gewonnen hat. 

Aber auch in anderer Beziehung ſtehen diejenigen, deren haupt— 
ſächliches Augenmerk auf eine möglichſt gründliche Emanzipation der 
Arbeit von den Intereſſen des Beſitzes gerichtet iſt, der ſeitens der 
„konſervativen“ Wirthſchafts- und Ssozialpolitiker gehegten Auffaſſung 
von den Obligenheiten des Staats und der Gemeinden näher, als der 
Doktrin der Mancheſterpartei. Es kann kaum beſtritten werden, daß 
der Staat unter Umſtänden recht wohl in der Lage iſt, einen ſpornenden 
Einfluß auf die geſammte Wirthſchaftsthätigkeit der Geſellſchaft auszu— 
üben. In erſter Linie durch Ausſchließung oder Einſchränkung der 
ausländiſchen Konkurrenz auf dem heimiſchen Markte. Darüber iſt 
oben das Nothwendige beigebracht worden. In anderer Richtung kann 
der nationalen Thätigkeit durch Erſchließung neuer auswärtiger Abſatz— 
gebiete ein erweiterter Spielraum geſchaffen werden. In einem Lande 
wie Deutſchland, das jährlich viele Tauſende ſeiner Kinder nach über— 
ſeeiſchen Ländern wandern ſieht, kann man den Strom der Auswande— 
rung nach Oertlichkeiten lenken, die mit dem Mutterlande in eine engere 
Verbindung treten und dem einheimiſchen Gewerbfleiße neue Abnehmer 
zuführen. Die vom Fürſten Bismarck ſeit längerer Zeit geplante, von 
der liberalen Partei jedoch mehrfach gekreuzte, nunmehr aber ſiegreich 
durchgeſetzte Kolonialpolitik fügt ſich dem Syſteme des Schutzes der 
inneren Induſtrie ergänzend an. 

Zu einem Urtheile über den Werth der bisher unternommenen 
kolonialpolitiſchen Schritte iſt es noch zu früh. Schon oft ſind aus 
unſcheinbaren Anfängen bedeutende Bildungen hervorgegangen, und es 
iſt Verdienſt genug, der nationalen Thätigkeit eine neue Bahn, auf 
der ſie ſich nach Kräften tummeln mag, eröffnet zu haben. Mit Recht 
weiſt es vorläufig der Reichskanzler von der Hand, das Reich ſelbſt 
bei den kolonialen Unternehmungen finanziell zu engagiren. Er über— 
läßt es den eigenen Anregungen reicher Handelshäuſer oder ſonſtiger 
Unternehmer, ſich ein Feld für ihre Betriebſamkeit zu ſuchen, der ge— 
eigneten Falls der Schutz des Reiches zur Seite treten wird. Wie weit 
die bisherigen kolonialen Unternehmungen deutſcher Geſellſchaften in 
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Afrika und Auſtralien zukunftsreich und für die nationale Wirthſchaft 
bedeutſam anzuſehen ſind, kann hier nicht beurtheilt werden. Aber die 
Schuld des Reichskanzlers wird es nicht ſein, wenn dieſe Unternehmungen 
fehlſchlagen ſollten. 

Von Seiten der ſozialdemokratiſchen Partei ſind die bezüglichen 
Beſtrebungen der Reichsregierung mit einer gewiſſen Mißachtung be— 
handelt worden. Man glaubt, daß durch derartige nach Außen gerich— 
tete Beſtrebungen die Aufmerkſamkeit zu ſehr von den inneren Fragen 
abgelenkt werde, und daß es zweckmäßiger ſei, allen Eifer auf die ſoziale 
Geſetzgebung zu konzentriren. Eine ſolche Anſicht der Dinge iſt jedoch 
nicht zu rechtfertigen. Die Fürſorge für die innere Geſetzgebung braucht 
über Unternehmungen, die ſich nach Außen richten, keineswegs ver— 
nachläſſigt zu werden. Es wäre wenig ſtaatsmänniſch, über geſetzgebe— 
riſchen Maßregeln die politiſche Machtentfaltung zu vergeſſen. Die 
Erweiterung des Spielraums nationalwirthſchaftlicher Thätigkeit kann 
unter Umſtänden mehr für die Verbeſſerung der ſozialen Lage des 
Volkes thun, als bloße Geſetze, deren Geſtalt von den Parteiver— 
hältniſſen abhängt und die oft den Charakter bloßer Experimente an 
ſich tragen. | 

Strebte der Reichskanzler mit ſeiner Zoll- und Kolonialpolitik den 
Zweck an, den Spielraum der nationalen Erwerbsthätigfeit nach allen 
Richtungen zu erweitern, und auf dieſem indirekten Wege auch die Be⸗ 
dingungen der Arbeit zu verbeſſern, ſo richtete er gleichzeitig, ebenfalls 
im Widerſpruche mit der „liberalen“ Politik, ſein Augenmerk darauf, 
den ſogenannten Mittelſtand in Stadt und Land zu kräftigen. Die 
liberale Gewerbegeſetzgebung wurde nach verſchiedenen Seiten rückwärts 
revidirt und den Innungen der Handwerker neues Leben einzuhauchen 
geſucht. Bezüglich dieſes Punktes kann es jedoch zweifelhaft ſein, wie 
weit der Reichskanzler ſelbſt die „konſervativen“ oder beſſer reaktionären 
Beſtrebungen theilt oder von denſelben ins Schlepptau genommen iſt. 
Dagegen hat er ſeine Vorliebe für die Erhaltung des Bauernſtandes 
zu wiederholten Malen mit Nachdruck erklärt, und, was mehr iſt, durch 
die vorwiegend unter ſeinem Einfluſſe ſtehende preußiſche Geſetzgebung 
poſitive Schritte gethan, um die Erhaltung des bäuerlichen Beſitzes 
zu fördern. Die nach und nach einer Reihe von preußiſchen Provinzen 
verliehenen Landgüterordnungen mit ihrem Beſtreben, für die Bauern⸗ 
güter ein Anerbenrecht zu konſtituiren, haben den ausgeſprochenen Zweck, 
den bäuerlichen Beſitz gegen die durch fortwährende Erbtheilungen her— 
vorgerufene Zerſplitterung zu ſchützen. Mag dieſe Abſicht eine wohl- 
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meinende ſein, ſo iſt doch der zu dieſem Zwecke eingeſchlagene Weg, 
wie kaum bezweifelt werden kann, ein verfehlter, und muß ebenſo zu 
wirthſchaftlichen Unzuträglichkeiten, wie zur Bevorzugung Einzelner und 
mithin auch zur ungerechten Benachtheiligung Anderer führen. Indem 
man ein eventuelles Anerbenrecht für alle Bauerngüter ohne Unterſchied, 
mögen ſie klein oder groß ſein, einführt, verhindert man in ſehr vielen 
Fällen eine zweckmäßige Vertheilung des bäuerlichen Beſitzes, und leiſtet 
einer Bauernariſtokratie Vorſchub, die einer nach Ausgleichung der 
ſozialen Gegenſätze und nach gleichmäßiger Gerechtigkeit für Alle ftreben- 
den Zeit ſo unangemeſſen wie möglich iſt. Wird der Beſitz durch 
künſtliche Maßregeln bei einander gehalten, ſo werden Diejenigen, deren 
Rechtsanſprüche man ſchmälert, großentheils der Kategorie der Lohn— 
arbeiter beigeſellt, um dort die Nachfrage nach Lohnarbeit zu vermehren 
und die Lage der Beſitzloſen gegenüber dem Beſitze verſchlechtern zu 
helfen. Jedes Hinderniß, das man der freien Theilung des Bodens 
in den Weg legt, verurſacht mit Nothwendigkeit Auswanderung der vom 
Boden Vertriebenen nach den Städten, wo ſie die Reihen des Prole— 
tariats füllen, oder nach fernen Ländern. So läßt ſich durch Maß— 
regeln dieſer Art zwar ein Stand wohlhabender Bauern konſerviren; 
aber es iſt eine verhängnißvolle Täuſchung, wenn man glaubt, damit 
die Armuth auch nur vom platten Lande, geſchweige denn aus den 
Städten verbannen und die allgemeine Lage des Landes verbeſſern zu 
können. Im Gegentheil muß jeder Schritt in der gedachten Richtung 
zur Verſchärfung der vorhandenen Gegenſätze und zur allmäligen Unter— 
grabung des ſozialen Friedens führen. Alle Beſtrebungen, die ſoge— 
nannten Mittelſtände zu erhalten, ſind daher einſeitig, beziehungsweiſe 
verkehrt. Kann ſich ein Stand wohlhabender Bauern und Bürger 
aus eigener Kraft gegen eine Geſetzgebung erhalten, welche die aus— 
gleichende Gerechtigkeit zu ihrem erſten Princip zu machen hat — wohl! 
Aber die künſtlichen Stützen, die man den Inhabern einer günſtigen 
ſozialen Poſition reicht, können nur aus der Benachtheiligung des gleichen 
Rechtes Aller bereitet werden. 
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Fünftes Kapitel. 
Arbeiterverſicherung. 


Die ſozialpolitiſche Aktion des Reichskanzlers mußte, bei dem 
durchaus konſervativen Charakter ſeiner Beſtrebungen, an einem Punkte 
einſetzen, welcher die Verhältniſſe zwiſchen Unternehmer und Arbeiter 
im Weſentlichen unangetaſtet läßt. Die früheren Neigungen, durch 
ſtaatliche Unterſtützung das Zuſtandekommen von Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften zu ermöglichen, wurden zurückgeſtellt. Durch die Produktiv⸗ 
aſſoziation wird ohne Zweifel Breſche in das Syſtem der Lohnarbeit 
gelegt, und bei einem ſiegreichen Fortſchreiten ſolcher Genoſſenſchaften 
muß die Zeit kommen, in welcher die Lohnarbeit wo nicht gänzlich auf 
den Ausſterbeetat geſetzt, ſo doch auf Gebiete beſchränkt wird, auf denen 
der Gegenſatz der Intereſſen zwiſchen Beſitz und Arbeit an Schärfe 
verliert oder ganz aufgehoben iſt, und der Beſitz nicht mehr die Macht 
hat, die Produktion je nach ſeinem Gutdünken einzuſchränken oder aus⸗ 
zudehnen. Da Fürſt Bismarck erſt vor nicht langer Zeit noch erklärt 
hat, er könne nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß die ſtaatliche Be- 
förderung von Produktivgenoſſenſchaften unzweckmäßig ſei, während im 
Uebrigen ſeine der Erhaltung eines Mittelſtandes zugeneigten Beſtrebun⸗ 
gen nur unter der Vorausſetzung einer dauernden Herrſchaft des Lohn— 
ſyſtemes Sinn haben, ſo wird man annehmen müſſen, daß er die ge— 
noſſenſchaftliche Arbeit nur einer ziemlich geringfügigen Ausdehnung 
für fähig hält und dem Gedanken derſelben keine allzu große Trag— 
weite beimißt. 

Sei dem jedoch wie ihm wolle, jedenfalls hatte der Reichskanzler 
gute Gründe, mit ſeinen Beſtrebungen zu Gunſten der arbeitenden 
Klaſſen an einem Punkte einzuſetzen, der die beſtehende Wirthſchaftsver— 
faſſung unberührt läßt. Für den Politiker muß vor Allem die Gegen⸗ 
wart ihr Recht behaupten. Selbſt wenn in den heutigen Staaten die 
Geſetzgebung nicht an die Zuſtimmung von Parlamenten gebunden wäre, 
die gewöhnlich mehr die Intereſſen der beſitzenden als der beſitzloſen 
Klaſſen vertreten; und ſelbſt wenn eine autokratiſche Regierung den 
Willen hätte, die Sozialverfaſſung in einer gründlichen, die Urſachen 
der Ungleichheit berührenden Weiſe umzuändern, würde ſie dennoch, 
falls nicht alles Beſtehende von Grund aus umgeſtürzt und möglicher— 
weiſe ein Chaos herbeigeführt werden ſoll, nur mit zögernden und 
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vorſichtigen Schritten vorangehen können, und es würden einſtweilen 
die Uebelſtände der alten Verfaſſung dennoch einer geſonderten Abhülfe 
bedürfen. Der Entſchluß, eine ſolche Abhülfe zu ſchaffen, bleibt daher 
dankenswerth, ob man bei dem Urheber deſſelben weitergehende, im 
eigentlichen Sinne des Wortes ſozialreformatoriſche Pläne vorausſetzen 
darf oder nicht. Die Arbeiterverſicherung iſt nach meiner Anſicht weder 
als eine Sozialreform ſchlechthin, noch als ein Anfang dazu anzuſehen. 
Sie iſt ein Pflaſter auf die heutige Sozialverfaſſung, enthält jedoch 
keine Keime einer neuen organiſchen Entwickelung. Nichtsdeſtoweniger 
haben nach meiner Auffaſſung alle Parteien ohne Ausnahme, ſowohl 
diejenigen, die über die Gedanken der heutigen Geſellſchaftsordnung 
nicht hinaus zu kommen vermögen, als auch die ſozialiſtiſchen, allen 
Grund, dem Reichskanzler für ſeine Initiative dankbar zu ſein. Denn 
ob man bei der gegenwärtigen Ordnung der Dinge verharren oder eine 
andere herbeiführen will, eine Arbeiterverſicherung im Sinne Bismarcks 
wird man unter allen Umſtänden herſtellen müſſen, wenn man den 
Arbeitern der Gegenwart und nächſten Zukunft greifbare Wohlthaten 
verſchaffen will. Auch in dieſem Punkte hat Fürſt Bismarck ſeine 
eminente Befähigung bewieſen, indem er ſich unmittelbar an die Gegen— 
wart hielt und ein nahes Ziel hinſtellte, das für die praktiſchen Leute 
jeder Parteirichtung erſtrebenswerth iſt. 

Gleichwohl haben die bezüglichen Schritte der Reichsregierung von 
Seiten der liberalen Partei zum Theil heftige Anfeindung erfahren. 
Auch die liberale Partei beanſprucht natürlich dafür angeſehen zu werden, 
daß ſie die Verſicherung der Arbeiter gegen Unfälle, Krankheit und ſelbſt 
Alter und Invalidität in möglichſt weitem Umfange hergeſtellt zu ſehen 
wünſche. Sie behauptet aber, daß dies auch ohne geſetzlichen Zwang 
und lediglich durch freiwillige Aſſoziation geſchehen könne. Allerdings 
hat ſich die Partei in einem ſchwachen Momente hinreißen laſſen, von 
dem Widerſtande gegen das Prinzip der Zwangsverſicherung abzuſtehen. 
Aber deſto mehr ſträubt ſie ſich gegen ſtaatliche oder ſtaatlich beeinflußte 
Verſicherungsorgane. Im Allgemeinen läßt ſich ſagen, daß die liberale 
Partei (in dem Sinne „liberal“, wie es oben erläutert wurde) den 
bisher ergangenen Verſicherungsgeſetzen mit ſehr kühler Reſerve, wo 
nicht feindlich, gegenüberſteht. Im Einzelnen weiß ſie an denſelben 
nicht viel Gutes, aber unendlich viel Schlechtes zu finden, und die 
ganze Aktion wird von Manchem als hochbedenklich geſchildert, da ſie 
die Begehrlichkeiten der Maſſen entfeſſele und mit einer bitteren Ent⸗ 
täuſchung der letzteren enden müſſe. 
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Solchen Deklamationen kann unmöglich Gewicht beigelegt werden. 
Die Gährung in den arbeitenden Klaſſen iſt ganz unabhängig von der 
ſozialpolitiſchen Aktion der Regierung vorhanden, und enttäuſcht können 
dieſelben kaum werden, da ſie ſich von den Wirkungen der betreffenden 
Geſetzgebung, Dank dem Einfluſſe der oppoſitionellen Preſſe, eher eine 
zu geringe als eine zu hohe Vorſtellung machen. Vielleicht mit beſſerem 
Grund kann die konſervative Partei geltend machen, daß die Ver— 
ſicherungsgeſetze eine beruhigende Wirkung auf die Arbeiterkreiſe aus⸗ 
üben werden — obgleich die Anſicht, daß damit alle legitimen Anſprüche 
der Arbeiter befriedigt werden könnten, ſich bald genug als unhaltbar 
herausſtellen dürfte. | 

Daß die Geſetze, welche man bisher zu Stande gebracht hat, nicht 
tadellos ſind, wird Niemand leugnen wollen. Bei dem Geſetze über 
die Unfallverſicherung klagt man über die Schwerfälligkeit des Apparates 
der Berufsgenoſſenſchaften, über die Unmöglichkeit, die Koſten der Ver⸗ 
ſicherung gerecht zu vertheilen, ſowie über die den Krankenkaſſen auf- 
gelegte Verpflichtung, für die leichteren Unfälle, welche eine kürzere als 
dreizehnwöchige Erwerbsunfähigkeit hervorrufen, aufzukommen. An den 
Krankenkaſſen wird das hohe Maß der geſetzlichen Leiſtungen, die koſt— 
ſpielige Verwaltung und mangelhafte Kontrole getadelt. Die Benach⸗ 
theiligung der freien Klaſſen hat ebenfalls und nicht mit Unrecht böſes 
Blut gemacht. Vielfach wird auch geklagt, daß die Arbeitgeber ſich den 
ihnen auferlegten Verpflichtungen entzögen und am Lohne kürzten, was 
ſie an Verſicherung bezahlen müßten, oder von ihren Arbeitern forder⸗ 
ten, daß dieſelben einer freien Klaſſe angehören, zu der die Arbeit⸗ 
geber nichts beizuſteuern brauchen. Alle dieſe Ausſtellungen mögen 
mehr oder minder berechtigt ſein; allein ſie können nichts gegen die 
allgemeine Zweckmäßigkeit der Geſetze beweiſen. Es iſt gewiß ein großes 
Ding, daß künftig die meiſten Arbeiter gegen die Noth, die aus vorüber⸗ 
gehender Krankheit, aus Betriebsunfällen oder aus dauernder Ins 
validität hervorgehen, dauernd geſchützt werden ſollen. Für Tadel wird 
jedes jo komplizirte Geſetz, wie es diejenigen bezüglich der Unfall- und 
Krankenverſicherung ihrer Natur nach ſind, Raum genug übrig laſſen. 
Solange man aber an die Stelle des Getadelten nichts Beſſeres zu 
ſetzen weiß, muß man Unvollkommenheiten nachſichtig in den Kauf nehmen, 
und der Zeit überlaſſen, Beſſerungen herbeizuführen. 

Vor Allem hat man an den beiden nach langjährigen parlamen⸗ 
tariſchen Berathungen endlich zu Stande gekommenen Geſetzen den Um⸗ 
ſtand gerügt, daß ſie nur auf einen Theil der Arbeiter beſchränkt ſind 
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und insbeſondere die landwirthſchaftlichen Lohnarbeiter ausſchließen. 
Die Regierung hat von vorn herein erklärt, daß dieſe Ausſchließung 
nur eine proviſoriſche ſein ſoll und daß dieſelbe nur den Zweck habe, 
das Zuſtandekommen der Geſetze zu erleichtern. Inzwiſchen ſind dem 
Reichstage mehrere die Unfallverſicherung erweiternde Geſetze vorgelegt 
worden, darunter auch ein Entwurf betreffend die land- und forjtwirth- 
ſchaftlichen Arbeiter. Die Einbringung der letzteren Vorlage hat jedoch 
nur gezeigt, wie ſehr die Reichsregierung im Rechte war, Land- und 
Forſtwirthſchaft zunächſt von der Verſicherung auszuſchließen. In den 
Berathungen des Parlaments ſind die Schwierigkeiten der Angelegen— 
heit aufs Klarſte hervorgetreten, und man kann zweifeln, ob dieſelben 
überhaupt zu überwinden ſein werden. Die ungeheuere Anzahl kleinſter 
landwirthſchaftlicher Betriebe, deren Inhaber oft überdies zugleich Lohn— 
arbeiter ſind, erſchwert jedenfalls die geſetzgeberiſche Behandlung dieſes 
Gegenſtandes ganz ungemein. 

Wie ſehr man aber auch die Mängel und Lücken der dermaligen 
Arbeiterverſicherung hervorheben mag, man begeht ein Unrecht, darüber 
die poſitiven Vortheile derſelben zu vergeſſen. Ueberdies hat man zu 
bedenken, daß wenigſtens durch das Krankengeſetz der Geiſt der Aſſozia— 
tion eine lebhafte Ermunterung erfahren hat. Arbeiterkategorien, die 
früher an freie Vereinigungen gar nicht dachten, haben ſich zuſammen— 
geſchloſſen und durch Gründung freier Kaſſen den Orts- und Innungs- 
oder Fabrikskaſſen zu entgehen geſucht. In Zukunft, wenn das jetzt 
über den arbeitenden Klaſſen hängende Ausnahmegeſetz von ihnen ge— 
nommen ſein wird, dürfte ſich die fragliche Bewegung in noch ſtärkerem 
Maße fortſetzen. Und wo einmal ein Verband behufs der Kranken- 


bverſicherung hergeſtellt iſt, da liegt es auch nahe, ſich für andere Zwecke 


zu vereinigen. (Ob, nebenbei bemerkt, das Unfallgeſetz mit ſeiner Ein— 
richtung ſogenannter Berufsgenoſſenſchaften die über die unmittelbare 
Wirkſamkeit des Geſetzes hinausgehenden Hoffnungen erfüllen wird, die 
man auf konſervativer Seite von dieſen „Genoſſenſchaften“ hegt, kann 
dahingeſtellt bleiben.) 

Als Krone des Gebäudes iſt bekanntlich von der Reichsregierung 


eeine allgemeine Alters- und Invalidenverſicherung in Ausficht genommen. 


Da indeſſen noch keinerlei Andeutung vorliegt, wie man ſich die Durch— 
führung einer ſolchen Inſtitution denkt, ſo können wir hier die Sache 
übergehen. 

Dagegen mögen einige Worte bezüglich des „Rechtes auf Arbeit“, 
zu dem ſich Fürſt Bismarck zum Erſtaunen Vieler vor offenem Parla⸗ 
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mente bekannt hat, geſtattet fein. Mich für mein Theil hat das Be— 
kenntniß aus dieſem Munde keineswegs überraſcht. Wer ſich mit dem 
Gedanken einer allgemeinen Verſicherung der Arbeiter gegen Erwerbs— 
loſigkeit in Folge von Unfall, Krankheit und Altersſchwäche trägt, wird 
folgerichtig ſehr bald auf den Schluß geleitet werden, daß ſchon zur 
Sicherung der Beiträge vor Allem ein dauernder Erwerb gewährleiſtet 
werden muß. Wie will man von dem Arbeiter regelmäßige Beitrags- 
leiſtungen für einen ſo umfaſſenden Zweck erwarten, wenn er nicht zu⸗ 
vor gegen die Erwerbloſigkeit in Folge mangelnder Beſchäftigung geſchützt 
iſt? Schon in meiner „Freien Geſellſchaft“ habe ich es ausgeſprochen, 
daß ohne das Recht auf Arbeit es kaum jemals gelingen kann, eine 
durchgreifende Sicherung des Beſitzloſen gegen die Unbilden des Zufalles, 
der Krankheit und des Alters zu erreichen, während jenes Recht dem 
Arbeiter eine ſo befeſtigte Poſition verleihen würde, daß man die Sorge 
für die Fälle phyſiſcher Erwerbsunfähigkeit dann vielleicht ganz oder 
größtentheils ihm ſelbſt überlaſſen könnte. Die Erklärung des Fürſten 
Bismarck hat es übrigens zweifelhaft gelaſſen, ob er ein ſtrenges Recht 
auf Arbeit anerkennt, oder ob er es mehr als eine Sache bloßer Billig— 
keit anſieht, die von keinem Staate gänzlich vernachläſſigte Armenpflege 
zu einer Verpflichtung, anſtatt Almoſen Arbeit zu geben, zu erweitern. 
Im erſteren Falle wird man auf die Natur des Eigenthums und der 
Geſellſchaft überhaupt zurückzugehen haben, um das fragliche Recht 
zu begründen; im andern Falle wird die Frage auf eine bloße Frage 
der Zweckmäßigkeit reduzirt. In beiden Fällen jedoch iſt das Entſchei⸗ 
dende die Art der Organiſation, und es mag dem praktiſchen Staats- 
manne nicht verübelt werden, wenn er die trennende Rechtsfrage bei 
Seite läßt und nur die Frage der Zweckmäßigkeit und Thunlichkeit ins 
Auge faßt. Aus pofitiven Einrichtungen des Staates werden leicht 
Gewohnheitsrechte, und aus Gewohnheitsrechten bildet ſich das poſitive 
Recht. In welcher Weiſe ſich Fürſt Bismarck eine Organiſation denkt, 
welche die zufälligen und willkürlichen, als eine Gnade des Gebenden 
und nicht als ein Recht des Empfangenden zu betrachtenden Akte der 
Armenpflege zu einem den Namen verdienenden Recht auf Arbeit um⸗ 
zuwandeln vermöchte, iſt bisher vollſtändig im Dunkeln geblieben. 
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ hat über das hingeworfene Wort des Reichs- 
kanzlers in einem Tone geleitartikelt, der deutlich die Verlegenheit ver⸗ 
rieth, dem Publikum etwas Greifbares darzubieten. Der Antrag, den 
die ſozialdemokratiſche Partei anzukündigen ſich beeilte, und durch 
welchen der Reichskanzler aufgefordert wurde, unverzüglich einen Geſetz⸗ 
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entwurf vorzulegen, der das Recht auf Arbeit wirkſam machen ſolle, 
wurde ſchroff zurückgewieſen, und bald auf die engliſche Armengeſetz— 
gebung, bald auf die bezüglichen Beſtimmungen der Robespierre'ſchen 
Verfaſſung als auf Vorbilder einer deutſchen Organiſation hingedeutet. 

Uebrigens iſt darauf hinzuweiſen, daß die Verwirklichung eines 
Rechts auf Arbeit nicht minder als die Verſicherung der Arbeiter gegen 
Krankheit u. ſ. w. vollſtändig im Rahmen der gegenwärtigen Wirth- 
ſchaftsverfaſſung denkbar iſt und ebenſo wenig wie die Verſicherung 
eine eigentliche Sozialreform einſchließt. Eine durchgreifende Reform 
der Wirthſchaftsverfaſſung, welche dem Grundgedanken der Eigenthums— 
inſtitution zu ſeinem Rechte verhülfe, würde die Arbeiterverſicherung 
wie das Recht auf Arbeit ſo gut wie überflüſſig machen. 


Sechstes Kapitel. 
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Zu den Fragen des ſogenannten Arbeiterſchutzes hat, wie ſchon 
früher ſo auch in den jüngſten parlamentariſchen Debatten, der Reichs— 
kanzler eine weit kühlere Stellung genommen, als man nach dem Eifer, 
mit dem er ſich ſonſt der Arbeiterintereſſen annahm, vielleicht erwarten 
konnte. Er ſteht in dieſen Fragen, wie es ſcheint, dem grundſätzlichen 
Standpunkte der liberalen Wirthſchaftspolitik näher, als den Neigungen 
der konſervativen oder gar der ſozialiſtiſchen Partei. Er erwartet von 
dem natürlichen Spiele der Intereſſen und Kräfte eine befriedigendere 
und praktiſchere Regelung der Arbeitsbedingungen, als von ſchabloni— 
ſirenden Geſetzen, welche an allen Orten und Enden mit den Bedürf— 
niſſen des praktiſchen Lebens in Widerſpruch treten. Die deutſche 
Fabrikgeſetzgebung hat allerdings Manches gethan, um die jugendlichen 
und weiblichen Arbeiter vor übermäßigen Anforderungen zu ſchützen. 
Vor einer Regelung der Arbeitsbedingungen ſelbſtändiger erwachſener 
Arbeiter iſt ſie jedoch bisher ſtehen geblieben. N 

Die liberale Partei verweiſt die Arbeiter gewöhnlich auf das Recht der 
Koalition. Natürlich macht man dabei ſtillſchweigend die Bedingung, daß 
dasſelbe in weiſen Schranken ausgeübt werde — eine Bedingung, deren 
Erfüllung ſeitens hungernder Arbeiter eine faſt übermenſchliche Mäßigung 
vorausſetzt. Wo vollends das Koalitionsrecht, wie es gegenwärtig in 
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Deutſchland der Fall iſt, durch ein Ausnahmegeſetz nach allen Seiten 
hin beengt wird, und die Behörden noch ſo ſtark von den Traditionen 
des alten Polizeiſtaates beherrſcht werden, da miſcht ſich in die Ver⸗ 
weiſung auf die Macht der Koalition ein gewiſſer Grad oder mindeſtens 
ein Schein von Heuchelei, die von den arbeitenden Klaſſen oft tief ge- 
nug empfunden werden mag. Ueberdies wird man zu bedenken haben, 
daß Koalitionen gewöhnlich auf größere Städte oder Induſtriebezirke 
beſchränkt bleiben werden, während in kleineren Orten und namentlich 
auf dem platten Lande die Arbeiter gar nicht in der Lage ſind, zu dieſem 
Hülfsmittel ihre Zuflucht zu nehmen. 


Die ſchreienden Mißbräuche beſtehen in der Regel da, wohin die 
Macht der Koalition nicht reicht. Zur Sonntagsarbeit oder zu einer 
übermäßig langen Arbeitszeit werden die Arbeiter in der Regel nur da 
gezwungen, wo ſie gegen den Zwang keinen wirkſamen Widerſtand zu 
leiſten vermögen. Gerade deshalb haben die geſetzlichen Regelungen 
der Arbeitsbedingungen auch erwachſener Arbeiter ihren hohen Werth, 
und werden durch das Koalitionsrecht keineswegs überflüſſig gemacht. 
Auch iſt zu erwägen, ob die geſetzliche Regelung nicht vor der Selbit- 
hülfe, die ohne gelegentliche Ausſchreitungen und ohne bedenkliche Erbitte- 
rung auf beiden Seiten kaum Platz greifen zu können ſcheint, den 
Vorzug verdiene. Selbſtverſtändlich muß die geſetzliche Regelung in den 
Grenzen bleiben, innerhalb deren ſie in erſter Linie für die Arbeiter 
ſelbſt, und außerdem für die geſammte Volkswirthſchaft von Vortheil 
ſein kann. | 


Die Einwendungen des Reichskanzlers gegen die geſetzliche Regelung 
der Sonntagsarbeit und der täglichen Arbeitsdauer ſind weſentlich aus 
der Schwierigkeit, die richtige Grenzlinie geſetzlicher Beſtimmungen zu 
finden, hergeleitet. In dem einen wie in dem anderen Falle hegt er 
Zweifel, ob nicht durch eine geſetzliche Verkürzung der Arbeitszeit die 
Löhne der Arbeiter ebenfalls gekürzt werden würden, und wenn dies 
nicht der Fall ſei, ob dadurch die Produktionskoſten der Induſtrie nicht 
derartig geſteigert werden möchten, daß dieſelbe dem Auslande gegenüber 
ihre Konkurrenzfähigkeit einbüßen könnte, wodurch die Arbeiter leicht 
gänzlich brotlos werden würden. 


Was den Arbeitslohn betrifft, ſo wird die Höhe deſſelben nach 
einer eventuellen Beſeitigung der Sonntagsarbeit oder nach einer Ver⸗ 
kürzung der täglichen Arbeitszeit durch ſehr verſchiedene Umſtände be⸗ 
ſtimmt werden. In dem einen Falle wird er unter den Betrag der 
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bisher für die Sonntagsarbeit oder die längeren Arbeitsſtunden be— 
zahlten Summe ſinken, in anderen Fällen wird er gleich bleiben, in 
einigen vielleicht ſogar ſteigen. Denn man hat daran feſtzuhalten, daß 
die Höhe des Arbeitslohnes weſentlich durch das Verhältniß von An- 
gebot und Nachfrage beſtimmt wird. Wenn nun in einer Induſtrie, 
deren Erzeugniſſe ſich eines gleichmäßigen Abſatzes erfreuen, und deren 
Arbeiterſtamm nicht ſogleich beliebig vermehrt werden kann, die Zahl 
der wöchentlichen Arbeitsſtunden durch eine geſetzliche Maßregel ver— 
mindert wird, jo ſpricht die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Arbeits- 
löhne eher ſteigen als ſinken werden, da die Nachfrage nach Arbeits— 
kraft in dem vorausgeſetzten Falle das Angebot überwiegt. Ja, man 
wird annehmen dürfen, daß dieſer Verlauf die Regel bilden wird. 
Denn eine relative Berechtigung iſt der Behauptung der Sozial⸗ 
demokraten, daß bei einer Verkürzung der Arbeitszeit der Arbeitslohn 
ſteigen müſſe, nicht abzuſprechen. Eine ſolche Tendenz kann ſchwerlich 
geleugnet werden. Aber freilich können leicht Umſtände eintreten, welche 
den Einfluß dieſer Tendenz kreuzen oder lähmen, und der Fehler jener 
ſozialdemokratiſchen Schriftſteller, welche das Steigen der Arbeitslöhne 
als eine nothwendige Folge der Verkürzung der Arbeitsdauer darzu— 
ſtellen lieben und daher konſequenterweiſe in dem Verlangen nach kurzer 
Arbeitszeit gar nicht weit genug gehen zu können glauben, liegt eben 
darin, daß ſie die Augen vor den Gegentendenzen verſchließen, welche 
jene erſte Tendenz aufheben können. So mag leicht in Gewerben, die 
ihren Arbeiterſtamm zu jeder Zeit bequem aus den ungelernten Arbeitern 
oder aus einem ſtets vorhandenen Ueberſchuß unbeſchäftigter Arbeiter 
zu ergänzen vermögen, eine Verkürzung der Arbeitszeit, oder was in 
der Wirkung daſſelbe iſt, eine Beſeitigung der Sonntagsarbeit einfach 
eine Herabſetzung des Lohnes zur Folge haben. 

Indeſſen dürfte unter den verſchiedenen möglichen Fällen der letztere 
doch nur verhältnißmäßig ſelten eintreten. Die Gewerbe, in denen es 
am eheſten denkbar wäre, ſind zugleich diejenigen, in denen die Wider— 
ſtandskraft der Arbeiter gegen unbillige Arbeitsbedingungen am ſchwäch⸗ 
ſten iſt, und in denen mithin nicht blos die Arbeitszeit eine ungebühr⸗ 
lich lange, ſondern auch der Lohn ſo niedrig zu ſein pflegt, daß er 
eine Minderung nicht mehr verträgt, ohne die Arbeiter zur Auswan— 
derung oder zum Verlaſſen der fraglichen Beſchäftigung zu veranlaſſen. 
Eben aus dieſem Grunde würde die Beſeitigung der Sonntagsarbeit 
oder die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit in dieſen Gewerben wohl 


meiſt keine Lohnherabſetzung zur Folge haben. 
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Die Frage, ob durch geſetzliche Regelungen der Arbeitsdauer die 
Konkurrenzfähigkeit der Induſtrie, ſowohl auf den heimiſchen als auf 
den neutralen Märkten, geſchädigt werden könnte, wird in gleicher Weiſe 
wie die Frage des Arbeitslohnes nur von Fall zu Fall zu beurtheilen 
ſein. Im Allgemeinen darf man annehmen, daß die bezügliche Gefahr 
nicht ſehr ſchwer wiegen und durch die unleugbaren Vortheile, welche 
eine Verkürzung der Arbeitszeit für die Arbeiter ſelbſt und das ge— 
ſammte Volksleben mit ſich bringen müßte, eventuell weit aufgewogen 
werden würde. Die große exportfähige Induſtrie wird anſcheinend von 
geſetzlichen Maßregeln der gedachten Art am wenigſten berührt. In 
den meiſten Fabriken iſt die Sonntagsarbeit auch ohne Geſetz ausge— 
ſchloſſen, und die tägliche Arbeitsdauer wird da im großen Ganzen kaum 
das Maß überſchreiten, das von einem geſetzlich feſtgeſtellten Maximal⸗ 
arbeitstage verſtändigerweiſe eingehalten werden müßte. Von beiden 
Maßregeln, ſowohl der Ausſchließung der Sonntagsarbeit als auch der 
Feſtſetzung eines Maximalarbeitstages, würden diejenigen Gewerbe, die 
nicht von ausländiſcher Konkurrenz berührt werden, wohl bei Weitem 
mehr getroffen werden, als die große Induſtrie, die mit jenem Faktor 
in ſehr hohem Maße zu rechnen hat. Ueberdies iſt zu beachten, daß 
eine Verkürzung der Arbeitszeit keineswegs immer eine Minderung der 
Arbeitsleiſtung herbeiführt. Oft vielmehr das Gegentheil. Für die 
elſäſſiſchen Spinnereien hat man bis zur Evidenz nachgewieſen, daß 
eine gewiſſe Verkürzung der Arbeitszeit die Arbeitsleiſtung erhöht, ſtatt 
ſie zu vermindern; und in England, wo die herkömmliche Arbeitszeit 
in Fabriken neun Stunden in der Regel nicht überſchreitet, bringt der 
einzelne Arbeiter an einem Tage gewöhnlich mehr vor ſich, als ein 
deutſcher Arbeiter, der elf oder zwölf Stunden arbeitet. Dies kommt 
großentheils daher, daß der nicht überbürdete Arbeiter mehr Spann⸗ 
kraft beſitzt, als derjenige, der in Folge langer Arbeitszeit ermüdet und 
nur unwillig arbeitet. 

Hier berühren wir zugleich den Punkt der allgemeinen Volks⸗ 
intereſſen. 

Daß bei dauernder Ueberanſtrengung des Arbeiters deſſen Geſund— 
heit leiden, ſein Geiſt abſtumpfen und er ſelbſt auf ein niederes 
moraliſches Niveau hinabſinken muß, bedarf keines Beweiſes. Der 
Geiſt braucht Anregung und Muße, das Familienleben verlangt ſeine 
Rechte. Wo der Induſtrialismus den Menſchen zum Arbeitsthier herab⸗ 
würdigt, da muß mit der Zeit ein elendes Proletariat entſtehen, müſſen 
Staat und Geſellſchaft an ihren Wurzeln verfaulen. Die Privat⸗ 
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intereſſen der einzelnen Arbeitgeber zwingen dieſelben, auf die größt— 
mögliche Herabſetzung der Produktionskoſten Bedacht zu nehmen, und 
die Mittel, durch welche dies zu erreichen iſt, werden in erſter Linie 
ſtets in der Herabſetzung der Löhne oder in geſteigerten Anforderungen 
an die Leiſtung der Arbeiter gefunden werden. Die Volksintereſſen 
dagegen, und zuletzt auch die Induſtrie ſelbſt, werden durch dieſe Mittel 
aufs Höchſte geſchädigt. Durch niedrige Arbeitslöhne wird die Maſſe 
des Volkes in ihrer Kaufkraft beeinträchtigt, und der innere Markt 
ſchrumpft zuſammen. Und durch übertriebene Anforderungen an die 
Arbeitskraft treten nothwendig jene Folgen ein, die oben geſchildert 
wurden. Auf die Dauer aber muß, auch in dem gewerblichen Wett— 
kampfe, dasjenige Volk obſiegen, das über das kraftvollſte, intelligenteſte 
und ſittlichſte Arbeiterheer verfügt. Niemals werden auf die Dauer die 
induſtriellen Kämpfe erfolgreich mit einem hungernden, ſiechen, zähne— 
knirſchenden, dem Familienleben entfremdeten, den Geſetzen der Menſch— 
heit hohnſprechenden Arbeitergeſchlechte geführt werden können. 

Ob über die einſchlagenden Verhältniſſe Vernehmungen der Arbeit- 
geber hinlängliches Licht verbreiten oder nicht vielleicht eher dieſelben 
verdunkeln würden, mag dahin geſtellt bleiben. Im Allgemeinen ſind 
die thatſächlichen Verhältniſſe bekannt genug, um keiner erneuten Feſt⸗ 
ſtellung zu bedürfen. Es handelt ſich nur darum, aus den bekannten 
Thatſachen die richtigen Schlüſſe zu ziehen, und dies vermag ein logi- 
ſcher Kopf beſſer, als eine vielköpfige Unterſuchungskommiſſion. Genaue, 
untrügliche Schlüſſe auf die muthmaßliche Geſtaltung der Löhne im 
Falle eines mehr oder minder vollſtändigen Verbots der Sonntags- 
arbeit oder der Feſtſtellung eines Maximalarbeitstages werden niemals 
möglich ſein. Aber wenn auch in einzelnen Gewerben eine vorüber— 
gehende Herabſetzung der Löhne die Folge wäre, ſo würde ſich nicht 
bloß der Geſetzgeber, ſondern auch der ſeine Intereſſen wohlverſtehende 
Arbeiter mit der unbeſtreitbaren Wahrheit tröſten können, daß verkürzte 
Arbeitsdauer und Sonntagsruhe Forderungen der öffentlichen Geſund— 
heitspflege find und die geiſtige und leibliche Tüchtigkeit der Bevölke⸗ 
rung mitbedingen. 

Und auch dies ſcheint unbeſtreitbar zu ſein, daß eine auch nur 
einigermaßen befriedigende Löſung der Arbeiterſchutzfragen nur auf dem 
Wege der Geſetzgebung erreichbar iſt. Aber zugleich muß zugeſtanden 
werden, daß der Grundſatz des Arbeiterſchutzes mit dem Syſteme der 
Lohnarbeit an und für ſich in einem unheilbaren Widerſpruche ſteht. 
Die Lohnarbeit hat die Anerkennung des Charakters der Arbeit als 
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einer Waare zur Vorausſetzung. Iſt aber die Arbeit eine Waare, ſo 
werden die Bedingungen des Umſatzes derſelben am zweckmäßigſten der 
freien Vereinbarung zwiſchen Käufer und Verkäufer zu überlaſſen ſein. 
Jede Arbeiterſchutzgeſetzgebung wird daher auf irgend einer Seite das 
Gefühl des Zwanges hervorrufen und einen ſteten Zankapfel zwiſchen 
den Parteien bilden. Mit der Länge der Zeit kann ſich allerdings 
ſelbſt eine widerwillig ertragene Geſetzgebung einleben und bis zu einem 
gewiſſen Grade in Fleiſch und Blut des Volkes übergehen. Aber die 
fortdauernden Schwankungen der Produktion, die ein unvermeidliches 
Ergebniß des Lohnſyſtemes ſind, dürften in dem vorliegenden Falle 
jenen Prozeß der Einlebung weſentlich erſchweren, und die ausländiſche 
Konkurrenz kann leicht zu zeitweiligen Konzeſſionen nöthigen, welche die 
dauernde Geltung der Geſetzgebung ſelbſt in Frage ſtellen. Man wird 
daher der ſogenannten Arbeiterſchutz-Geſetzgebung immerhin nur den 
Charakter eines Proviſoriums zugeſtehen können. Das letzte Ziel aller 
ſozialen Bewegungen muß ſtets darauf gerichtet bleiben, die gemein⸗ 
ſamen Intereſſen des Volkes zum Beſtimmungsgrunde der Produktion 
zu machen, mithin die Intereſſen der ſogenannten Arbeitgeber aus der 
herrſchenden Rolle zu werfen, die ſie gegenwärtig ſpielen. 
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Den ſchärfſten Riß in die liberalen Wirthſchaftsdoktrinen hat Fürſt 
Bismarck dadurch vollzogen, daß er in Preußen das Staatsbahnſyſtem 
vollſtändig zur Geltung brachte. Bekanntlich war es urſprünglich ſeine 
Abſicht, die ſämmtlichen deutſchen Eiſenbahnen zu einem einzigen unter 
der Kontrole des Reiches ſtehenden Syſteme zu vereinigen. Dieſer 
großgedachte Plan, deſſen Verwirklichung das Reich im buchſtäblichen 
Sinne des Wortes mit eiſernen Klammern umfaßt haben würde, ſchei⸗ 
terte ſchon in den erſten Stadien an dem partikulariſtiſchen Widerſtande 
der größeren deutſchen Staaten. So auf den engeren Kreis des preußi⸗ 
ſchen Bereiches zurückgeworfen, förderte Fürſt Bismarck mit aller Energie 
den Uebergang der preußiſchen Privatbahnen auf den Staat. In der 
kurzen Zeit von ſechs Jahren ſind nicht bloß beinahe ſämmtliche preu⸗ 
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ßiſche Privatbahnen, ſondern auch eine Anzahl Bahnen der benachbarten 
kleinen Staaten in den Beſitz der preußiſchen Regierung übergegangen, 
ſo daß die Zeit nicht fern ſein dürfte, wo ganz Nord- und Mittel⸗ 
deutſchland, mit Ausnahme des Königreichs Sachſen, von einem einzigen 
einheitlich verwalteten Bahnnetze umſpannt fein wird. Ob die ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten auf die Dauer dem engen Anſchluſſe an das norddeutſche 
Syſtem werden ausweichen können, mag dahingeſtellt bleiben, darf aber 
bezweifelt werden, wenn man bedenkt, daß die meiſten ſüddeutſchen 
Staatsbahnen an finanzieller Ergiebigkeit viel zu wünſchen übrig laſſen. 

Der Erfolg der preußiſchen Eiſenbahnverſtaatlichung iſt, wie jetzt 
kaum noch Jemand ernſtlich beſtreitet, in jeder Beziehung ein glänzender. 
Der Uebergang der Privatbahnen auf die Staatsverwaltung iſt in der 
denkbar glatteſten Weiſe erfolgt, der Betrieb iſt mindeſtens ebenſo gut 
als je zuvor, das Publikum findet für jedes billige Verlangen offenes 
Ohr, die Tarife haben eine einfachere und den nationalen Bedürfniſſen 
entſprechendere Geſtalt erhalten. Ueberdies liefern die Eiſenbahnen ein 
von Jahr zu Jahr wachſendes Erträgniß, aus dem nicht blos die Ver- 
zinſung der mit den Bahnen übernommenen Schuld gedeckt wird, ſon⸗ 
dern welches darüber hinaus die Staatseinnahmen um viele Millionen 
erhöht. Würde der Ueberſchuß der Eiſenbahneinnahmen größtentheils 
zur Amortiſation der Eiſenbahnſchuld verwendet, fo könnten die preu⸗ 
ßiſchen Bahnen ſchon nach wenigen Generationen ein zinsfreies Eigen- 
thum des Staates ſein und die Beförderung von Gütern und Perſonen 
zu einem weit mäßigeren Preiſe ſtattfinden, als in allen benachbarten 
Ländern. Wie ſehr dadurch die wirthſchaftliche Macht unſeres Landes 
erhöht und deſſen Produktivität unterſtützt werden würde, bedarf kaum 
einer Auseinanderſetzung. 

Hier kümmert uns übrigens weniger der wirthſchaftliche Erfolg 
der fraglichen Rieſenoperation, als die ſoziale Tragweite der Sache. 
Durch den Uebergang der Eiſenbahnen an den Staat iſt der Börfen- 
ſpekulation ein höchſt umfangreiches Objekt glücklich entzogen worden. 
So lange die Ankaufsverhandlungen dauerten, ließ ſich freilich die 
Börſe ein Geſchäft nicht entgehen, das für die Spekulation überall in 
Ausſicht ſteht, wo durch allerlei Mittel die Schätzung von Werthen in 
ein ſtarkes Schwanken gebracht werden kann. Nun aber, nachdem die 
Operation ſo ziemlich vollendet iſt, bleibt der Werth der betreffenden 
Papiere ebenſo ſtabil wie derjenige aller anderen Obligationen des 
Staates, und dieſe Stabilität entzieht dem Spiele der Spekulation ihren 
Boden. Allerdings werden, ſo lange es überhaupt öffentliche Schulden 
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giebt, die Machinationen der Börſenmächte zu dem Zwecke, durch Kurs⸗ 
ſchwankungen Profite zu erzielen, nicht aufhören. Allein es bedarf doch 
ſchon ſtarker Erſchütterungen, ſei es des äußeren Friedens, ſei es der 
inneren wirthſchaftlichen Verhältniſſe, um den Kredit eines Landes wie 
Preußen ins Schwanken zu bringen, und fo wird durch die Eiſenbahn⸗ 
verſtaatlichung das Börſenſpiel, das, an ſich unfruchtbar, nur den Reich⸗ 
thum aus einer Taſche in die andere befördert und meiſt den Schlauen 
und Gewiſſenloſen wohlfeile Triumphe verſchafft, auf einem großen 
Gebiete praktiſch mattgeſetzt. 

Vielleicht nicht minder hoch darf man die durch jene Operation 
herbeigeführte Beſeitigung der Macht großer Eiſenbahngeſellſchaften 
anſchlagen. Wenn früherhin die Gegner der Eiſenbahnverſtaatlichung 
oft geltend machten, daß durch die damit zuſammenhängende große Ver— 
mehrung des Beamtenheeres die politiſche Macht der Regierung allzu 
ſehr geſteigert würde, ſo darf man wohl ſagen, daß dieſe Gefahr im 
Vergleiche zu der anderen, die durch die überwiegende Macht von Er— 
werbsgeſellſchaften herbeigeführt wird, viel geringer zu ſein ſcheint. In 
den meiſten Fällen werden die Stimmen der Beamten großer von den 
Regierungen immerhin abhängiger Geſellſchaften indirekt doch für die 
Regierung verfügbar oder, wenn nicht, Intereſſen dienſtbar ſein, die 
ſowohl der Regierung als auch den allgemeinen Volksintereſſen feind- 
lich ſind. Ueberdies iſt die Abhängigkeit von Staatsbeamten gewöhn— 
lich unſchädlicher, als diejenige der Beamten von Erwerbsgeſell— 
ſchaften. | 

Die Korruption, die ſich an das Syſtem der Privateiſenbahnen 
knüpft, iſt da, wo daſſelbe am unumſchränkteſten waltet, in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika, deutlich genug, während die heutigen 
Staaten unter der wachſamſten und eiferſüchtigſten Kontrole der Deffent- 
lichkeit ſtehen und daher gar nicht im Stande ſind, ſo offenbare und 
ſkandalöſe Mißbräuche einreißen zu laſſen, wie ſie unter der Herrſchaft 
der Erwerbsgeſellſchaften nur zu oft vorkommen. 

Kurz, der Uebergang der Eiſenbahnen auf den Staat verſtopft 
eine faſt unerſchöpfliche Quelle der Habſucht und Herrſchgier einer be— 
vorzugten Klaſſe von Bürgern, gewährt viel beſſere Garantien dafür, 
daß das große Transportmittel der Neuzeit den wahren Intereſſen 
des Volkes und nur dieſen dienſtbar gemacht wird, und ſetzt den Staat 
überdies in den Stand, Einnahmen zu erzielen, die bei einer Zer— 
ſplitterung des Eiſenbahnbetriebes in unfruchtbarer Weiſe verzettelt und 
vergeudet werden. Die mit Energie und Geſchick erfolgte Durchführung 
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dieſer Maßregel iſt meines Erachtens eines der ſchönſten Blätter in 
dem Ruhmeskranze des erſten deutſchen Reichskanzlers. 

Der Vorgang der Eiſenbahnverſtaatlichung und Arbeiterverſicherung, 
ſowie manche Aeußerungen des Fürſten Bismarck oder der ihm nahe— 
ſtehenden Preſſe hatte vor einigen Jahren unter den Verſicherungs— 
geſellſchaften lebhafte Beſorgniſſe erweckt, der Reichskanzler ſehe 
es auf eine Verſtaatlichung womöglich des ganzen Verſicherungsweſens 
ab. Thatſächlich hat Fürſt Bismarck in einem Rundſchreiben an die 
Oberpräſidenten ſpeziell über den Betrieb der Feuerverſicherungsgeſell— 
ſchaften eine ziemlich abfällige Kritik geübt und den Geſellſchaften vor— 
geworfen, daß die Aktionäre derſelben auf Koſten und unter Schädigung 
der Verſicherten ihre Taſchen füllten. Die Richtigkeit dieſer Anklage 
wird ſchwerlich von einem Unbefangenen beſtritten werden können. Die 
Verſicherungsgeſellſchaften find eben Erwerbsgeſellſchaften, wie alle 
anderen, und ihr höchſtes Intereſſe beſteht darin, gute Geſchäfte zu 
machen. Die bei dieſen Geſchäften Betheiligten wiſſen freilich die Ver— 
dienſte der Verſicherungsanſtalten um das Publikum nicht genug zu 
rühmen, ebenſo wie die Eiſenbahngeſellſchaften ſich das Verdienſt bei— 
zumeſſen pflegten, Deutſchland die Wohlthat eines Eiſenbahnnetzes ver— 
ſchafft zu haben. Was man nun auch von dieſem patriotiſchen Werke 
halten mag, ſicher iſt, daß die betheiligten Aktionäre, und noch mehr 
die Verwaltungsräthe, Direktoren und ſonſtigen an der Quelle ſitzenden 
Geſchäftsleute ſich die Verdienſte um das Publikum in den meiſten 
Fällen theuer genug haben bezahlen laſſen. An dieſer im Ganzen un— 
beſtreitbaren Thatſache ändert auch der Umſtand nichts, daß manche 
Geſellſchaften nichts verdient oder gar das Ihrige verloren haben. An 
dem guten Willen, auf Koſten des Publikums recht hohe Gewinne zu 
machen, hat es gewiß keiner der verunglückten Geſellſchaften gefehlt. 

Wenn es alſo richtig iſt, daß die Verſicherungsanſtalten im Durch— 
ſchnitt das Publikum ſchwer beſteuern, ſo werden die Beſtrebungen, 
dieſe Steuer zu ermäßigen, von der großen Maſſe der Bürger nur 
mit Genugthuung begrüßt werden können. Ob die ſtaatliche Verſicherung 
dazu der rechte Weg ſein würde, mag hier unerörtert bleiben. Jeden— 
falls ſcheint die ſtaatliche Verſicherung den Verſicherungszwang zur 
Vorausſetzung zu haben; denn nur unter dieſer Bedingung dürfte eine 
wohlfeilere Verwaltung zu ermöglichen ſein. Die öfters angeſtellten 
Verſuche mit ſtaatlichen Verſicherungsanſtalten haben in der Regel die 
Unmöglichkeit ergeben, mit den Privatverſicherungsanſtalten, deren 
Lebensnerv die Acquiſition iſt, zu konkurriren. Würde dagegen allen 
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Bürgern ohne Ausnahme ein Zwang auferlegt, ſich gegen Todesfall, 
Feuersgefahr oder welche Objekte ſonſt noch einer Verſicherung unter⸗ 
liegen können, zu verſichern, ſo würde der Staat unzweifelhaft durch 
die Zuſammenfaſſung des Betriebes in ſeiner Hand für das Publikum 
ebenſo große Vortheile bieten können, wie es durch die Uebernahme 
der Eiſenbahnen geſchehen iſt. 

Einſtweilen dürften wir jedoch in Deutſchland andere Sorgen 
haben, als daß die Reichsregierung daran denken könnte, der kitz— 
lichen Frage der Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens näher zu 
treten, und die Verſicherungsgeſellſchaften können ſich zunächſt beruhigen. 
Daß aber dem ganzen Verſicherungsweſen, wie es heute beſteht, keine 
ewige Dauer beſchieden iſt, darf man mit Zuverſicht erwarten, wenn 
man der Ueberzeugung lebt, daß die Zinswirthſchaft, aus welcher die 
meiſten Zweige des Verſicherungsgeſchäftes faſt allein ihre Nahrung 
ziehen, ein Krebsſchaden der Geſellſchaft iſt und über Kurz oder Lang 
geſtürzt werden muß, wenn das Blut der Geſellſchaft wieder geſunder 
in deren Adern fließen ſoll. 

Einen ernſteren Anlauf zur Ueberführung eines großen Geſchäftes 
in den Staatsbetrieb nahm der Reichskanzler mit dem Geſetzentwurfe 
betreffend das Tabaksmonopol. Daß der Staat befähigt ſein würde, 
durch die Zuſammenfaſſung der Tabaksfabrikation und des Tabaks⸗ 
handels in ſeinen Händen große Erſparniſſe zu machen und das Fabri⸗ 
kat dem Publikum weit billiger zu liefern, als es das Privatgewerbe 
vermag, unterliegt keinem Zweifel. Die Natur der Sache ſpricht dafür 
ebenſo wie die Erfahrung, die man in andern Ländern, namentlich 
Frankreich, mit dem Tabaksmonopol gemacht hat. Natürlich handelt 
es ſich in Deutſchland ebenſowenig wie anderswo darum, dem Publikum 
die Tabaksfabrikate billiger zu verſchaffen, als es bisher geſchah, ſon— 
dern nur darum, das Monopol zu einer Steuerquelle zu machen. Be⸗ 
trachtet man den Gedanken des Tabaksmonopols nur vom Geſichtspunkte 
der Betriebszuſammenfaſſung, ſo wird man freilich ſagen müſſen, daß 
bei jeder anderen Waare, die das Volk in großen Maſſen verbraucht, 
eventuell wahrſcheinlich derſelbe Fall einer erheblichen Verbilligung ein⸗ 
treten würde. Wenn Tuch oder Leinwand in mächtigen Staatsfabriken 
hergeſtellt und in ſtaatlich conceſſionirten Magazinen zu den Selbſtkoſten 
verkauft würden, ſo dürfte das Tuch oder die Leinwand ebenfalls viel 
billiger an den Konſumenten kommen, als unter den jetzigen Verhält⸗ 
niſſen. Sollte alſo dieſer Geſichtspunkt für das Monopol entſcheidend 
ſein, ſo würde ſchließlich der Staat, wie es in der That Vielen als 
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Ideal vorſchwebt, die geſammte Produktion in ſeine Hand zu nehmen 
haben. Von dieſem Geſichtspunkte wäre mithin das Tabaksmonopol 
ein bedenkliches Präzedens geweſen. Allein es wäre verkehrt, die Sache 
aus dieſem Geſichtswinkel aufzufaſſen. Niemand hat daran gedacht, 
der Verſtaatlichung von Gewerben einen weiteren Umfang zu geben, 
und daß etwa der Appetit beim Eſſen käme, davon ſieht man weder 
in Frankreich noch in irgend einem anderen Monopolſtaate eine Be— 
ſtätigung. Das Tabaksmonopol des Reichskanzlers darf mithin billiger— 
weiſe nur vom Geſichtspunkte der Beſteuerung betrachtet werden. 
Fürſt Bismarck iſt, wie bekannt, ein entſchiedener Anhänger der 
indirekten Steuern. Die engliſche und franzöſiſche Kunſt der Be— 
ſteuerung gelten ihm als nachahmenswerthe Beiſpiele. Er glaubt an 
die Abwälzungstheorie ſo feſt, daß er der Anſicht iſt, indirekte Steuern, 
und namentlich die Steuern auf allgemeine Verbrauchsgegenſtände wie 
Tabak und Branntwein, würden nicht von den arbeitenden Klaſſen, 
die ſie hauptſächlich aufbringen müſſen, getragen, ſondern von dieſen 
auf die Arbeitgeber und Konſumenten abgewälzt. Der Arbeitslohn, 
meint er, ſteige gewöhnlich in demſelben Verhältniſſe, wie die Ver— 
theuerung der Waaren durch Verbrauchsabgaben. Ich habe über dieſe 
Theorie im vorigen Hefte dieſer Schrift gehandelt und will das dort 
Geſagte nicht wiederholen. So viel ſteht feſt, daß die fragliche Theorie 
ſchlechterdings unerweislich iſt. Andererſeits wird es freilich, bei der 
komplexen Natur der Beſtimmungsgründe des Arbeitslohnes, auch nicht 
angehen, jede Abwälzung geradezu in Abrede zu ſtellen. Vielmehr wird 
es gewöhnlich von den Umſtänden abhängen, ob und in welchem Grade 
eine Abwälzung in der That erfolgt. Adam Smith war der Anſicht, 
oder glaubte beobachtet zu haben, daß Steuern auf den Arbeitslohn 
oder auf nothwendige Lebensmittel unbedingt abgewälzt würden, während 
Verkaufsabgaben auf entbehrliche Artikel wie Branntwein, Tabak, 
Thee u. dgl. nicht abwälzbar ſeien. Mir ſcheint dieſe Anſicht oder 
Beobachtung nicht hinreichend begründet, oder doch nur aus einer be— 
ſonderen nicht überall ſtichhaltigen Erfahrung hergeleitet. Was in 
England zu einer Zeit, wo die Koalitionsverbote noch in voller Kraft 
und die Arbeitermaſſen überhaupt der ihrer Vereinigung innewohnenden 
Macht ſich nicht bewußt waren, zutreffend ſein mochte, braucht es deshalb 
unter anderen Verhältniſſen keineswegs zu ſein. Unter Umſtänden kann, 
wie ich glaube, eine Steuer auf nothwendige Lebensmittel keine Lohn- 
ſteigerung, und eine Steuer auf Genußmittel wie Branntwein und 
Tabak in der That eine Erhöhung des Lohnes zur Folge haben. Alles 
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kommt dabei auf die jeweilige Macht der Arbeiter, auf ihre Einhellig⸗ 
keit und das Geſchick in der zweckmäßigen Entfaltung ihrer Macht an. 
Die Abwälzung der Steuern als ein ſich ganz von ſelbſt machender, 
von dem Willen der Arbeitgeber ebenſo wie der Arbeiter unabhängiger 
Prozeß aufgefaßt, iſt nach meinem Dafürhalten eine ganz hinfällige 
Vorſtellung. Ueberdies wird es ſtets unmöglich ſein, die Grenzlinie 
zu ermitteln, wo im Falle einer Lohnſteigerung, die einer höheren 
Beſteuerung des Lohnes ſelbſt oder gewiſſer Verbrauchsartikel folgt, 
jene Lohnſteigerung auch ohne Aenderung der Steuer eingetreten ſein 
würde oder die klare Folge einer Steuerabwälzung iſt. 

Indirekte Steuern einzuführen unter der Vorausſetzung, daß die 
arbeitenden Klaſſen, welche ſie hauptſächlich bezahlen müſſen, ſie jeden⸗ 
falls abwälzen würden, iſt daher eine ſehr fragwürdige und entſchieden 
nicht arbeiterfreundliche Politik, und die Kunſt einer gerechten und zweck— 
mäßigen Beſteuerung wird ſtets darin beſtehen, die Steuern unmittelbar 
an der Stelle zu erheben, auf welche ſie nach dem Grundſatze der 
Verhältnißmäßigkeit und Leiſtungskraft fallen ſollen. Daß die leichtere 
Einbringlichkeit der indirekten Steuern und die dadurch ermöglichte Ver— 
meidung der Zwangsvollſtreckung ein bedeutender Vorzug derſelben iſt 
— ein ſo bedeutender, daß dadurch allenfalls eine etwas ſtärkere Be— 
laſtung, als die man auf dem Wege der direkten Beſteuerung wagen 
dürfte, gerechtfertigt werden kann, mag immerhin zugeſtanden werden. 
Aber wenn dieſer Vorzug dazu gemißbraucht wird, die indirekten Steuern 
in einem Maße zu vermehren, daß die Hauptlaſt der Beſteuerung in 
der That auf den unvermögenden Klaſſen ruht, wie es in Großbritannien 
und Frankreich der Fall iſt, ſo ſchlägt die indirekte Beſteuerung, die 
in gewiſſen Grenzen wohlthätig wirken kann, in ein Gift um, das 
die Geſundheit des geſellſchaftlichen Körpers allmählich untergräbt, ſtatt 
ſie zu befördern. 

Den guten Willen, auch in Bezug auf die Beſteuerung den auf 
den ärmeren Volksklaſſen liegenden Druck zu erleichtern, bekundete Fürſt 
Bismarck durch die Befreiung der niederſten Einkommen von der direkten 
Perſonalſteuer. Sein Wunſch iſt bekanntlich, eine ſolche Befreiung auch 
für die mittleren Einkommen, ſogar bis zu 2000 Thaler, durchführen 
zu können. Je mehr dies geſchähe, deſto mehr würde es, wie ich glaube, 
zum Schaden der unvermögenden Klaſſen gereichen. Man muß es 
daher dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe Dank wiſſen, daß daſſelbe 
der Verdrängung der direkten Steuern Widerſtand entgegenſetzte. Die 
Befreiung der unterſten Klaſſen von der Klaſſenſteuer ließ ſich durch die 
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Schwierigkeit der Erhebung und die Häufigkeit der Exekutionen recht- 
fertigen. Der Exſatz der wegfallenden Klaſſenſteuer durch indirekte 
Reichsſteuern, welche jene im Betrage für den Kopf um ein Vielfaches 
übertreffen, war jedoch eine aus dem Geſichtspunkte der Steuerver— 
theilung ſehr bedenkliche Maßregel. Ein weiteres und kräftigeres Fort— 
ſchreiten auf dieſem Wege würde aber lediglich heißen, aus dem Leder 
der Armen Riemen für die Reichen ſchneiden. 


Achtes Kapitel. 
Schluß. 


Faſſen wir unſre bisherigen Betrachtungen zuſammen, ſo ergiebt 
ſich als Reſultat derſelben, daß man den Thaten und Beſtrebungen 
des Reichskanzlers auf dem Gebiete der Wirthſchafts- und Sozialpolitik 
zwar unmöglich die Bezeichnung einer ſozialen Reform beilegen kann, 
daß aber dem deutſchen Staatsmanne auf jenem Gebiete nach ver— 
ſchiedenen Seiten hin Gutes oder ſelbſt Großes zu verdanken iſt, wäh— 
rend freilich in anderen Richtungen durch ſeine Maßregeln und An— 
regungen der ſoziale Fortſchritt nur gehemmt werden dürfte. 

In erſter Linie wurde durch ſeinen Einfluß der Götze einer ein— 
ſeitigen Doktrin des Geſchehenlaſſens anſcheinend endgültig vom Throne 
geſtürzt, und der Staat in fein unveräußerliches Recht der Einmiſchung, 
in die volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe wieder eingeſetzt. 

Zuvörderſt bezüglich der Regelung der auswärtigen Konkurrenz. 
Die Handelspolitik iſt wie jede Politik eine Kunſt, und wird ſich ſtets 
nach den jeweiligen Umſtänden richten müſſen. Die Freihandelstheorie 
dagegen geht von der Vorausſetzung aus, daß unter allen Umſtänden 
nur der Freihandel richtig, und eine künſtliche Einwirkung auf die aus— 
wärtige Konkurrenz in jedem Falle unheilvoll ſei. Sie leugnet alſo 
im Grunde die Möglichkeit einer Handelspolitik überhaupt, denn von 
einer Politik kann da nicht die Rede ſein, wo in allen Fällen dem 
vernünftigen Wollen nur eine einzige Richtung des Handelns offen 
ſteht. Dieſe Doktrin von der alleinigen Zuläſſigkeit des Freihandels 
ſteht zu der Vielgeſtaltigkeit der wirthſchaftlichen Beziehungen der 
Völker unter einander in einleuchtendem Widerſpruch; und ſie in den 
Auffaſſungen des Volkes unheilbar erſchüttert zu haben, iſt in meinen 
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Augen ein entſchiedenes Verdienſt. Die Frage, ob die während der 
letzten Jahre in Deutſchland zur Geltung gebrachten Zollſätze in Aus⸗ 
wahl und Höhe überall das Richtige treffen, ſteht dabei auf einem ganz 
anderen Blatte. Eine rationelle Handelspolitik hat ſich ebenſo ſehr 
vor einer einſeitigen ſchutzzöllneriſchen, als freihändleriſchen Doktrin zu 
hüten, und der neueſten deutſchen Zollgeſetzgebung iſt vielleicht der 
Vorwurf nicht zu erſparen, daß ſie nach der erſteren Seite hin des 
Guten zu viel gethan hat. Gleichwohl ſcheinen die Thatſachen dafür 
zu ſprechen, daß im großen Ganzen die neuen Zölle ihren Zweck er— 
füllt und den Spielraum wirthſchaftlicher Thätigkeit des Volkes nicht 
unbeträchtlich erweitert haben. Ob die vom Kanzler mit der ihm eige- 
nen Kraft und Gewandtheit begonnene Kolonialpolitik in der⸗ 
ſelben Richtung erfolgreich ſein wird, muß ſich erſt noch zeigen. Min⸗ 
deſtens ſcheinen dadurch für den Handel und die Rhederei neue 
Erwerbsquellen eröffnet zu werden, wenn auch für die deutſche Arbeit 
im engeren Sinne noch keine Vortheile aus den bisherigen Kolonial⸗ 
unternehmungen in Sicht ſind. 

Sodann in Bezug auf den Staatsbetrieb. Die Ueberführung 
der preußiſchen Privateiſenbahnen in den Beſitz und Betrieb des Staates 
iſt eine Maßregel, die man im beſten Sinne des Wortes ſozialiſtiſch 
nennen kann: vortheilhaft für das geſammte Volk, und für jeden Ein⸗ 
zelnen in gleichem Maße. Man darf mit Fug erwarten, daß dieſelbe 
für die fernerweite Auffaſſung der ſozialen Aufgaben des Staates 
und der Gemeinden vorbildlich bleiben und dem gemeinwirthſchaftlichen 
Betriebe auch nach anderen Richtungen hin die Bahn bereiten wird. 

Die Arbeiterverſicherung endlich hat den Staatszwang an einer 
Stelle zur Geltung gebracht, wo er zum Heile des Volksganzen und 
insbeſondere einer Klaſſe der Bevölkerung, bei der die Bedingungen 
der Selbſthülfe nicht in genügendem Umfange vorausgeſetzt werden 
konnten, dienen wird. Die Arbeiterverſicherung kann nicht im eigent⸗ 
lichen Sinne des Wortes als eine ſoziale Reform betrachtet werden. 
Sie verändert die ſozialen Beziehungen der Bürger unter einander 
durchaus nicht in erheblicher Weiſe. Die tiefſten Schäden der heutigen 
Geſellſchaftsverfaſſung: die ungeheuere Ungleichheit des Vermögens und 
des Erwerbes, die beinahe ſchrankenloſe Macht des Beſitzes über den 
Umfang und die Richtungen der Produktion und die entſprechende 
Ohnmacht der arbeitenden Klaſſen — werden dadurch nicht berührt. 
Dennoch muß man anerkennen, daß die Arbeiterverſicherung einige 
ſchwere, obwohl nicht die letzten und entſcheidenden Urſachen der Un⸗ 
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zufriedenheit unter den arbeitenden Klaſſen hinwegräumt, und daß 
ſelbſt radikalere reformatoriſche Tendenzen für die Uebergangszeit 
der Arbeiterverſicherung kaum würden entrathen können. Dieſelbe iſt 
allem Anſcheine nach vom Reichskanzler als eine Stütze des bisherigen, 
auf die Lohnarbeit gegründeten Wirthſchaftsſyſtemes gedacht, und es 
iſt auch nicht unmöglich, daß ſie ſich als eine ſolche eine Zeit lang 
bewährt. Trotzdem können und müſſen nach meiner Anſicht auch Die— 
jenigen, denen das bisherige Wirthſchaftsſyſtem als gebrechlich und auf 
die Dauer unhaltbar erſcheint, den Gedanken der Arbeiterverſicherung 
freudig acceptiren, da dieſelbe den arbeitenden Klaſſen ſchon in der 
Gegenwart eine weſentliche Verbeſſerung ihrer Lage gewährt und ſie 
nicht lediglich auf eine nähere oder entferntere Zukunft verweiſt. f 

Die inneren Gründe der Unhaltbarkeit des heutigen Wirthſchafts— 
ſyſtems wurden eben mit ein paar Worten gekennzeichnet. Die Fehler 
dieſes Syſtems werden, ſo lange deren Triebfedern nicht beſeitigt ſind, 
einem nothwendigen Geſetze der Entwickelung folgend, ſich in Zukunft 
unzweifelhaft immer ſchärfer geltend machen. Den Beweis dafür kann 
man in der zunehmenden Konzentration des Wirthſchaftsbetriebes ſo— 
wohl auf landwirthſchaftlichem als auch auf induſtriellem Gebiete ſehen. 
Zunehmende Konzentration des Wirthſchaftsbetriebes bedeutet aber unter 
dem Syſteme der Lohnarbeit nichts anderes als immer weitere Zu— 
nahme des Reichthums und der Macht Einzelner, und der Armuth und 
Abhängigkeit der Meiſten. Wer da glaubt, daß ein Syſtem, welches 
ſolche Tendenzen in ſich birgt, in einer Epoche, in der die Volksmaſſen 
zum Selbſtbewußtſein erwacht ſind oder zu erwachen im Begriffe ſtehen, 
ſich dauernd erhalten oder durch Stützen, die an ſich nothwendig und 
heilſam ſind, weil ſie den plötzlichen und gewaltſamen Umſturz des 
baufälligen Gebäudes verhindern, vor dem Untergange bewahrt werden 
könne, mag es immerhin thun. Aber als hochbedenklich wird man es 
bezeichnen dürfen, wenn die unter dem beſtehenden Syſteme vorhande— 
nen Gegenſätze durch künſtliche Maßregeln noch verſchärft und zuge— 
ſpitzt werden. 

Dieſer Vorwurf läßt ſich, wie ich glaube, insbeſondere der Agrar— 
politik des Reichskanzlers nicht erſparen. Die Getreidezölle ſind that— 
ſächlich nichts anderes als eine Stütze zur Erhaltung der Grundrente. 
Die Landgüterordnungen ſchaffen ein bevorzugtes Erbrecht für eine ge— 
wiſſe Kategorie von Erben und verhindern dadurch die natürliche Aus— 
gleichung zwiſchen ländlichen und ſtädtiſchen Gewerben. 

Auch in den Beſtrebungen zu Gunſten der Handwerksinnungen 
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liegt ein gut Theil Parteilichkeit für die gewerblichen Unternehmer ver⸗ 
borgen. Selbſt das Schutzzollſyſtem wird vorzugsweiſe der Unter 
nehmerſchaft zu Gute kommen, wenn den Arbeitern die Waffen, die ſie 
zur Abwehr unbilliger Arbeitsbedingungen in der Hand haben, ent⸗ 
wunden oder mindeſtens abgeſtumpft werden. Eine ſolche Waffe iſt 
vor Allem die Koalition. Wer wollte leugnen, daß die Koalitions- 
freiheit der Arbeiter durch das Sozialiſtengeſetz arg verſtümmelt, wo 
nicht gar in vielen Fällen vollſtändig verhindert wird? Soweit das 
Sozialiſtengeſetz den Zweck verfolgt, Beſtrebungen zu lähmen, die auf 
den Umſturz des Beſtehenden abzielen, mag man daſſelbe für gerecht- 
fertigt erklären. Aber dies Geſetz geht offenbar weit über das bezeich- 
nete Ziel hinaus. Zugleich mit ſtaatsverbrecheriſchen Agitationen, die 
kein Staat in ſeinem Inneren dulden kann, hemmt es auch, vielleicht 
wider die beſſere Abſicht des Geſetzgebers, Agitationen für friedliche 
und geſetzliche Zwecke. Es hindert, wie ſchon bemerkt, an allen Orten 
und Ecken die Koalition der Arbeiter zur Erringung beſſerer Löhne 
oder ſonſtiger Arbeitsbedingungen. Es legt jeder anderen Vereins⸗ 
bildung unerträglichen Zwang auf, und hat für die Preſſe eine Art 
Cenſur wieder eingeführt, die nicht viel weniger kleinlich und gehäſſig 
iſt, als die vormärzliche, die an dem Ausbruche der Volksleidenſchaften 
im Jahre 1848 einen ſo großen Antheil hatte. 

Als ein mit ſozialreformatoriſchen Beſtrebungen wenig in Einklang 
zu bringendes Verfahren müſſen endlich die Schritte bezeichnet werden, die 
unter dem vorwiegenden Einfluſſe des Fürſten Bismarck gethan worden 
find, um die indirekten Steuern im Deutſchen Reiche zu einem ähn⸗ 
lichen Umfange zu entwickeln, wie ſie denſelben in Großbritannien und 
Frankreich angenommen haben. Die Gütervertheilung kann dadurch nur 
zu Ungunſten der ärmeren und zu Gunſten der reichen Klaſſen ver⸗ 
ſchoben werden. Das iſt das Gegentheil von dem, was eine Sozial- 
reform erſtreben muß. 

Eine echte Sozialreform muß darauf ausgehen, die Hinderniſſe 
aus dem Wege zu räumen, die ſich dem Erwerbe des Fleißigen ent- 
gegenſtellen; die furchtbaren Steuern zu ermäßigen, welche Rente und 
Gewinn von der Arbeit fordern; die unbedingte Herrſchaft, die ein 
falſches Eigenthumsrecht fi über die natürliche Grundlage der Pro- 
duktion anmaßt, ſowie die uſurpirte Tyrannei des Geldes zu ſtürzen. 

Dazu bedarf es nicht der Antriebe eines „praktiſchen Chriſten⸗ 
thums“, ſondern nur eines, von gewöhnlicher menſchlicher Gerechtigkeit 
geleiteten Wollens. Praktiſches Chriſtenthum! Große Landeigenthümer, 
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die vom Schweiße der Armuth leben; Generale und Miniſter, die fich 
ihre durch die einfache Erfüllung ihrer verdammten Pflicht erworbenen 
Verdienſte um den Staat mit rieſigen Dotationen bezahlen ließen; 
reiche Fabrikanten und Kaufleute, die ihren Reichthum dem Fleiße 
ihrer Arbeiter verdanken — fie alle triefen in der Regel von Ver— 
ſicherungen ihres praktiſchen Chriſtenthums, uneingedenk der Lehren 
Chriſti: „Ihr ſollt euch nicht Schätze ſammeln auf Erden“, „Ihr 
könnt nicht Gott dienen und dem Mammon“ und „Es iſt leichter, daß 
ein Kameel durch ein Nadelöhr gehe, denn daß ein Reicher ins Reich 
Gottes komme“. 

Möge man ſich das Bekenntniß zum praktiſchen Chriſtenthum, mit 
oder ohne Phraſe, erſparen. Weiter als mit ſolchen Bekenntniſſen, 


die Jeder nach Gutdünken deutet, wird die Geſellſchaft damit kommen, 


daß ihre Mitglieder, und insbeſondere ihre hervorragendſten Mitglieder, 
ſich mit dem modernen Gedanken der natürlichen Menſchenrechte er- 
füllen, welche vor Allem fordern, daß das, was Jemand durch ſeiner 
Hände Fleiß hervorbringt, ihm und ihm allein gehört. 
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